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Inhalt.  I.  Die  allgemeine  logische  Struktur  der  sozial  wissen- 
schaftlichen Begriffsbildung,  i.  Die  Natur  des  sozialwissenschaft- 
lichen Objektes.  Wesens-  und  Funktionsbegriff.  2.  Der  Unterschied  von  Wesens- 
und Funktionsbegriff  erkenntnistheoretisch  betrachtet.  3.  Der  Begriff  der  Funktion. 
I.  Allgemeine  Erörterung.  II.  Spezieller  logischer  Nachweis  der  kausalen  Natur 
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Selbständigkeit  sozialer  Gesetze.  —  II.  Der  logische  Aufbau  der  Na- 
tionalökonomie. I.  Die  monogenetischen  Funktionalerscheinungen.  2.  Die 
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Die  logische  Struktur  einer  Wissenschaft  wird  durch  den 
spezifischen  Charakter  ihrer  Denkakte  und  Begriffe  bestimmt. 
Ein  Weg  zur  Erkenntnis  dieses  spezifischen  Charakters  ist  der 
von  der  Eigenart   des  gegebenen  Objektes  aus,    die  Eigenart 
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des  Begriffes  zu  erschliessen,  gemäss  der  allgemeinen  Eigenschaft 
der  Begriffe,  von  der  Eigenart  ihrer  Objekte  in  bestimmter  Weise 
abhängig  zu  sein.  Dass  diese  Abhängigkeit  stattfindet  und  in 
welchem  Sinne,  ist  seit  den  Arbeiten  der  neueren  Logik  im  Prin- 
zipiellen so  ausgezeichnet  aufgeklärt,  dass  eine  nähere  Begründung 
und  Darstellung  hier  entbehrlich  ist^). 

I.  Die  allgemeine  logische  Struktur  der  sozialwissenschaftlichen 

BegrifTsbildung  -). 

I.  Die  Natur  des  sozial  Wissenschaft  liehen 
Objektes.  Wesens-  und  F  u  n  k  t  i  o  n  s  b  e  g  r  i  f  f.  Die 
Frage  nach  der  Eigenart  des  Objektes  der  Sozialwissenschaften, 
von  der  wir  sonach  auszugehen  haben,  ist  schwierig.  Denn  hier 
handelt  es  sich  um  nichts  geringeres  als  um  die  grundsätzliche 
Eigenart  alles  Gesellschaftlichen  oder  Sozialen,  also  um  den  B  e- 
griffder  Gesellschaft  selbst.  Dieser  Begriff  ist  bekannt- 
lich in  allgemeingültiger  Weise  noch  nicht  gebildet  worden.  Tobt 
doch  sogar  noch  der  Streit,  ob  es  sich  in  der  Sozialwissenschaft 
um  die  Beschreibung  von  Wertbeziehungen  oder  von  Kausal- 
beziehungen,, d.  h.  um  eine  teleologische  oder  kausaltheoreti- 
sche Begriffsbildung  handelt !  —  Auch  in  dieser  Untersuchung 
soll    es    sich    um    eine    erschöpfende    Bearbeitung    des  Problems 

1)  Ich  denke  an  Windelband ^  Ricker t,  Münstej-berg\  für  diese  Arbeit  kommt 
aber  noch  mehr  Friedrich  Gotll  (vgl.  seine  eben  im  Erscheinen  begriffene  Ariikel- 
reihe:  Zur  sozialvvissenschaftlichen  BegrifTsbildung,  Art.  I  u.  II  im  »Archiv  für  Sozial- 
wissenschaft« 1906  u.  1907,  ferner  auch:  Zur  Herrschaft  des  Wortes,  Jena  1901,  S.  118, 
122,  128,  135  fF.,  149  flf.,  154  ff.,  160  ff.,  168)  in  Betracht,  da  seine  erkenntnistheore- 
tischen und  methodologischen  Untersuchungen  in  eindringlichster  Weise  auch  die  hier 
behandelten  Fragen  bearbeiten.  Eine  Auseinandersetzung  mit  ihm  wäre  an  sicli  ge- 
boten, aber  im  Rahmen  dieser  Schrift  nicht  in  zureichendem  Masse  möglich.  Daher 
unterlasse  ich  sie  hier  ganz  und  verweise  auf  den  künftigen  IL  Band  meines  »Ge- 
sellschaftsbegriffes«. —  Ausserdem  habe  ich  noch  auf  Max  Webers  neuere  lo- 
gische Arbeiten  im  »Archiv  f  Sozialwissenschaft«  und  auf  seine  Artikelreihe  »Rö- 
scher und  Knies  u.  die  logischen  Probleme  d.  Nationalökonomie«  nachdrücklich  hin- 
zuweisen (.Schmollers  Jahrbuch  1905  u.  1906);  und  schliesslich  auf  v.  Inama-Stenieggy 
dessen  Anschauung  von  der  Natur  der  sozialen  Tatsachen  als  Erscheinungen  des  Zu- 
sammenlianges,  der  Masse  schlechthin  mir  eine  prinzipielle  Verwandtschaft  mit  der 
oben  entwickelten  Ansicht  zu  haben  scheint.  (Vgl.  v.  hiama-Sternegg,  Staatswissen- 
schaftliche Abhandlungen,  Leipzig  1903,  S.  9  ff.  der  Abhandlung:  Vom  Wesen  und 
den   Wegen  der  Sozialwissenschaft.) 

2)  Dieses  Kapitel  folgt  grossenleils  dem  ersten  Teile  meiner  Abliandlung  »Zur 
Logik  der  sozialwissenschafilichen  Begriffsbildung«,  Tübingen,  J.  C,  B.  Mohr,  1905. 
(Sonderabdruck  aus  »Festgaben  für  Friedr.  Jul.  Neumann«,  ebenda  1905.) 
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nicht  handeln.  Wir  können  und  müssen  uns  auf  den  ganz 
engen  Bezirk  unserer  eigenen  Frage  beschränken :  statt  aller 
Merkmale  nur  diejenigen  Merkmale  des  Objektes  der  Sozialwissen- 
schaften festzustellen,  welche  für  die  Eigenart  der  sozial- 
wissenschaftlichen Begriffe  wesentlich  sind.  Dadurch 
gewinnen  wir  einerseits  eine  allgemeingültige,  vom  Streit  um  den 
Gesellschaftsbegrifif  nicht  unmittelbar  berührte  Position;  während 
andererseits  diese  Untersuchung  dann  von  selbst  wieder  ein  Bei- 
trag zur  Konstituierung  des  GesellschaftsbegrifTes   wird. 

Indem  wir  diesen  Gesichtspunkt  durchführen,  denken  wir  uns 
das  Objekt  der  Sozialwissenschaften  folgendermassen  zerlegt: 

1.  nach  jenen  Merkmalen,  die  die  logische  Struktur 
des  sozialwissenschaftlichen  Objektes  an  sich  bestimmen; 

2.  nach  jenen  Merkmalen,  die  das  eigentliche  Konstitu- 
tive des  Gesellschaftsbegriffes  abgeben,  d.  h.  die  Charak- 
teristik der  grundsätzlichen  Beschaffenheiten  des  Sozialen  aus- 
machen. 

Hiermit  ist  die  für  den  Begrifif  des  sozialwissenschaftlichen 
Objektes  (Gesellschaftsbegriff)  eigentlich  strittige  Gruppe  von 
Merkmalen  abgesondert,  nämlich  in  die  Gruppe  2  verlegt.  In 
dieser  ruht  der  Schwerpunkt  eines  jeden  Sozialbegriffes ;  sie  ist 
aber,  wie  ausgeführt,  problematisch  und  kann  in  unserer  Unter- 
suchung unmittelbar  keine  Rolle  spielen. 

Wir  wenden  uns  bloss  der  Bestimmung  sub  I  zu,  die  für 
sich  ausführbar  ist  —  obwohl  rein  formal  betrachtet,  die  Be- 
stimmungen sub  I  und  2  in  ihren  materiellen  Inhalten  zusammen- 
fallen können,  was  aber  natürlich  die  logische  Gültigkeit  der 
Unterscheidung  sub    I    und  2  nicht  aufhebt. 

Das  Merkmal  nun,  welches  die  Struktur  des  Sozialen 
charakterisiert,  ist,  dass  das  Soziale  ein  Ganzes  a  u  s  T  e  i  1  e  n 
darstellt,  und  zwar  aus  Teilen,  die  durch  ihre  Funk- 
tionen miteinander  zu  einem  Ganzen  zusammen- 
hängen. Als  Beispiel  kann  eine  Maschine  gelten,  die  in  be- 
treff ihrer  Leistungen  als  Zusammenhang  von  Teilen  be- 
trachtet  wird. 

Gesellschaft  als  Ganzes  aus  Teilen  heisst  sonach,  dass  sich 
alles  Soziale  als  ein  System  von  ineinander  greifen- 
den Komponenten,  als  ein  Zusammen-Funktionieren  von 
Teileinheiten  darstellt.  Die  uns  empirisch  gegebenen  sozialen 
Erscheinungen  —  wie  z.  B.    »Preis«,   »Markt<-,   »Verkehr«,   »Kauf«, 
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»Tausch«  —  lösen  sich  alle  schliesslich  in  letzte  Komponenten 
oder  Teile,  nämlich  in  Handlungen  von  menschlichen  Individuen 
auf.  Sollte  ein  Gesellschaflsbegriff  (nach  den  Bestimmungen  sub  2) 
es  erfordern,  dass  auch  die  Lebenserscheinungen  des  isolierten 
Individuums  [Rolnnsofi)  als  soziale  zu  betrachten  sind,  so  gilt  auch 
für  diese  Erscheinungen  die  Bestimmung,  dass  sie  als  ein  Ganzes 
aus  Teilen  sich  charakterisieren.  Jede  äussere  Handlung  eines 
Individuums  kann  in  eine  Reihe  von  Komponenten  zerlegt  ge- 
dacht werden,  denn  sie  stellt  in  der  Tat  ein  System  von 
T  e  i  1  h  a  n  d  1  u  n  g  e  n  dar.  Ausserdem  gliedert  sich  wieder  jede 
Handlung  für  sicli  in  den  grossen  Organismus  der  Handlungs- 
gesamtheit,  die  das  Ganze  der  »Wirtschaft«  bildet,  ein,  so 
dass  also  auch  in  der  Wirtschaft  des  isolierten  Individuums  ein 
System  ineinander  greifender  Handlungen  vorliegt. 

Wenn  nun  die  Gesellschaft  als  Ganzes  von  z  u  s  a  m- 
m  e  n  -  f  u  n  k  t  i  o  n  i  e  r  e  n  d  e  n  Teilen  zu  begreifen  ist,  so  hat 
die  Wissenschaft  die  sozialen  Erscheinungen  ( —  z.  B.  die  Na- 
tionalökonomie: den  Tausch,  die  Produktion  etc.  — )  in  zwei- 
facher Weise  zu  betrachten.  Einmal  als  Teile  für  sich,  als 
Einzelerscheinungen  schlechthin,  und  sodann  als  Teil  des  G  a  n- 
zen,  als  eine,  gleichsam  in  das  Triebwerk  einer  Maschine  ein- 
greifende oder  am  Aufbau  und  Leben  eines  ganzen  Organismus 
teilhabende,  d.  h.  als  eine  Erscheinung,  die  eine  Funktion 
ausübt. 

Damit  ist  es  bereits  gegeben,  dass  auch  die  in  der  Sozial- 
wissenschaft vorkommenden  Begriffe  zweifacher  Art  sein 
müssen.  Denn  gemäss  jener  zwiefältigen  Betrachtungsweise  gehen 
auch  die  Begriffe  der  einzelnen  Erscheinung  auf  zweierlei:  ein- 
mal auf  die  isoliert  gedachten  sozialen  Einzelerscheinungen,  wie 
sie  für  sich  als  »Teil«  gegeben  sind,  d.  h.  auf  die  unmittel- 
bare  Bedingtheit  oder  Wesenheit  der  sozialen  Einzelerschei- 
nungen. (Z.  B. :  eine  bestimmte  Tauschhandlung  oder  eine  be- 
stimmte Wertschätzung  auf  ihre  psychologischen  Ursachen  hin 
geprüft.)  Sodann  geht  die  Begriffsbildung  auf  die  Beschreibung 
der  Teile  in  ihrer  Eigenschaft  als  Teile  des  Ganzen,  d.  i.  in 
ihren  Leistungen,  in  ihrer  »Stellung«  und  »Bedeutung«  innerhalb 
des  ganzen  Systems  ineinander  greifender  sozialer  Einzelerschei- 
nungen. (Z.  B.:  die  Funktion  einer  bestimmten  Tauschhandlung 
oder  Wertschätzung  für  eine  bestimmte  Preiserscheinung  oder 
Produktionserscheinung.) 
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Im  ersteren  Falle  geht  sonach  die  sozialwissenschaftliche 
Begnffsbildung  auf  die  Bedingtheit  oder  Wesenheit  der 
Einzelerscheinung,  im  letzteren  Falle  auf  ihren  Zusammenhang 
im  System  des  Zusammenwirkens  ,  auf  die  F  u  n  k  t  i  o  n  im 
Ganzen  ,  auf  die  Leistung  im  Ganzen.  Man  kann  daher  den 
ersteren  Begriff  den  Begriff  des  Wesens,  den  letzteren 
den  Begriff  der  Funktion  einer  sozialen  Erscheinung 
nennen. 

Ich  möchte  dies  eingehend  an  dem  Beispiel  einer  Maschine  erläutern.  Eine  Ma- 
schine lässt  sich  wissenschaftlich  betrachten :  einmal  auf  ihre  allgemeinen  physikali- 
schen Beschaffenheiten  hin.  Sie  erscheint  dann  als  eine  Anzahl  von  Hebeln,  Schrau- 
ben. Keilen  u.  dgl.  physikalischen  Wesenheiten.  Die  Begriffe,  die  hier  von  den  Ma- 
schinenbestandteilen :  Hebel,  Schrauben  etc.  gebildet  werden,  sind  physikalische 
Begriffe  von  mechanischen  Gebilden  und  deren  generellen  mechanischen  Wirksam- 
keiten schlechthin;  sie  sehen  von  der  konkreten  Art  der  Zusammenhänge  der  Teile 
völlig  ab.  Wir  nennen  diese  Begriffe  die  Wesensbegriffe  der  Maschinenbe- 
standteile (und  der  Wesensbegriff  der  Maschine  selbst  ist  nur  der  der  Summe  der 
Wesensbegriffe  aller  Bestandteile ,  denn  die  Maschine  löst  sich  in  diesem  Wesens- 
begriffe in  physikalische  Wesenheiten  auf)  —  Die  Maschine  lässt  sich  aber 
auch  noch  unter  einem  anderen  Gesichtspunkt  betrachten ,  nämlich  schlechthin  als 
Zusammenhang,  schlechthin  als  Ganzes  oder  System  ineinandergreifender  Organe,  das 
einen  bestimmten  Zweck  zu  erftillen  hat,  als  (kausales)  System  von  Mitteln  für 
einen  bestimmten  Zweck.  In  dieser  Rücksicht  werden  die  Hebel  und 
Schrauben  nach  ihrer  Bedeutung  für  den  produzierten  Effekt 
betrachtet,  d.  h.  genauer:  nach  ihrem  Anteil  im  Zusammenwirken  der  Kräfte, 
nach  ihrer  Leistung  im  Ganzen  des  Zusammenhanges  oder  Systems,  nach  ihrer 
Funktion.  Wir  nennen  diese  Begriffe  die  Funktionsbegriffe  der  Maschinenbestand- 
teile. Der  Begriff  der  Funktion  eines  Bestandteils  ist,  wie  hier  ersichtlich  wird,  etwas 
absolut  anderes  als  der  physikalisch-mechanische  Begriff  desselben.  Wer  die 
Betrachtung  des  Zusammenhanges,  der  funktionellen  Verknüpfungen 
der  Bestandteile  verlässt,  dem  entschwindet  die  Maschine  als  solche  überhaupt,  und 
er  erhält  eine  Summe  physikalischer  Wesenheiten  (Hebel  ,  Schrauben,  etc.),  eben  die 
W  e  s  e  n  s  begriffe  der  Teile.  Z.B.:  Das  grosse  Schwungrad  an  einer  Dampfmaschine 
hat  eine  bestimmte  Funktion  im  Ganzen  der  hier  zusammenwirkenden  Kräfte, 
etwa  die,  eine  gleichmässigere  Verteilung  der  Kolbenstösse  herbeizuführen  (was  dann 
in  der  Folge  bestimmte  qualitative  Wirkungen  auf  das  Arbeitsprodukt  verbundener 
Maschinen  haben  kann);  allgemein  physikalisch  betrachtet  ergibt  sich  der  Wesens- 
begriff des  Schwungrades,  der  etwa  auf  die  Zentrifugalkräfte,  die  hier  wirksam  sind, 
zu  gehen  halte ;  in  ihm  ist  von  der  Maschine  als  einem  zusammenhängenden 
System  von  Mitteln,  das  eine  bestimmte  Leistung  bezweckt,  nichts  mehr  zu  finden. 
Wer  also  den  Funktionsbegriff  verlässt ,  dem  entschwindet  der  funktionelle  Zusam- 
menhang völlig,   er  hat  rein  physikalische   Wesenheiten  vor  sich. 

Der  gleiche  Sachverhalt  ergibt  sich  bei  den  gesellschaftlichen  Erscheinungen. 
Gesellschaft  (ebenso  Wirtschaft)  ist  ein  Ganzes  zusammenwirkender  Teile  gleich  der 
Maschine.  Hier  diene  uns  als  Beispiel  das  Phänomen  des  Wertes  oder  der  Wert- 
schätzung.   Die  Wertschätziingshandlungen   lassen  sich  betrachten:   allgemein  psycho- 
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logiscli,  d.  h.  auf  ihre  Wesenheit  als  Bewusstseinserscheinungen  hin,  und  als  ein  zu- 
sammenhängendes System  von  Handlungen.  Die  Wertschätzung,  in  ihrer  unmittel- 
baren Wesenheit  (Bedingtheit)  beschrieben  ,  ist  psychologische  Theorie  des  Wertes. 
Der  Wesensbegriff  des  Wertes  ist  also  in  der  psychologischen  Theorie  dessel- 
ben niedergelegt ,  denn  ihm  erscheint  der  Wert  nicht  nach  seinem  Zusammenhange, 
seiner  Funktion  im  subjektiven  Handeln  und  sozialen  Körper  überhaupt,  sondern  im 
Zusammenhange  des  Be  wusstseins  und  somit  schlechthin  als  psychologi- 
sche Erscheinung.  Hingegen  ist  die  Beschreibung  des  Wertes  in  seinen  Eigen- 
schaften als  Teil  des  Systems  ineinandergreifender  Wertschätzungen  (Handlungen) 
Beschreibung  eines  Phänomens,  das  von  der  psychologischen  Weiterscheinung  an  sich 
geschieden  werden  muss.  Es  handelt  sich  nicht  mehr  um  die  Bedingungen  des  Wert- 
gefühles als  solchem,  sondern  um  die  Ergebnisse  des  Zusammenwirkens  vieler  W^ert- 
schälzungen  und  zwar  ebenso  innerhalb  des  individuellen  Handelns  wie  innerhalb  des 
Handelns  der  Individuen  untereinander  ;  also  um  die  funktionellen  Eigenschaften 
der  Wertschälzungen.  Diese  sind  in  der  Nationalökonomie  in  der  Theorie  des  subjektiven 
wirtschaftlichen  Wertes  und  des  Preises  Gegenstand  der  Untersuchungen.  Hiermit  ist  dann 
der  funktionelle  Begriff  des  Wertes  konstituiert.  Zur  besseren  Aufklärung  folgendes 
Beispiel :  Die  geringste  noch  gewollte  Befriedigung  eines  Bedürfnisses  (bei  fortgesetzter 
.Stillung  desselben)  erscheint  für  die  Psychologie  als  G  e  f  ü  h  1  s  s  c  h  w  e  1 1  e  ,  für  die 
Nationalökonomie  aber  als  letzte  Bedeutung  im  wirtschaftlichen  Handeln ,  d.  h.  als 
»letzter  Nutzem,  als  »G  r  e  n  z  n  u  t  z  e  n«.  Die  Psychologie  muss  eben  das  Befriedi- 
gungsgefühl nach  seiner  Grösse,  Qualität,  assoziativen  Verbundenheit,  Formung  durch 
Erkenntniselemente  (Siegfr.  Kraus)  u.  dgl.  betrachten  ;  die  Wirtschaftstheorie  aber 
muss  die  mit  dem  Befriedigungsgefühl  erfolgende  Handlung  in  ihrem  Zusammen- 
hange mit  anderen  Handlungen,  d.  h.  in  ihrer  funktionellen  Bedeutung 
beschreiben,  daher  erscheint  ihr  die  geringste  noch  gewollte  Befriedigung  als  letzter 
noch  erreichbarer  Nutzen,  als  Grenze  des  wirtschaftlichen  Han- 
delns. —  Aehnlich  der  Begriff  des  Wertes,  genauer  des  Wertgefühles  selbst.  Dieses 
erscheint  in  der  Psychologie  als  ein  Element  des  Begehrens,  das  proporlional  ist  dem 
Abstand  der  Lust  und  Unlustelemente,  welche  mit  dem  Vorhandensein  oder  Fehlen 
der  Bedürfnisbefriedigung  gegeben  sind  (Ehrenfels) ;  in  der  Wirtschaftstheorie  aber 
erscheint  das  Wertgefühl  —  z.  B.  Menger,  v.  Wieser,  Böhm-Bawerk ,  Pkilippovich 
—  als  die  Bedeutung,  die  es  einer  Handlung  oder  einem  Ding  im  Gesamtzusam- 
menhange des  Handelns  verleiht,  als  ein  Agens  ,  das  Beziehungen  zu  Gütern  schafft 
und  die  Systeme  von  Handlungen  formal  ermöglicht  oder  herbeiführt ,  welche  eben 
das  wirtschaftliche  Handeln  darstellen. 

2.  Der  Unterschied  von  Wesens-  und  F  u  n  !<:- 
tionsbegriff  erkennntnistheoretisch  betrach- 
tet. Unsere  Unterscheidung  von  Wesensbegriff  und  Funktions- 
begrifif  lässt  sich  vom  erkenntnistheoretisch-logischen  Standpunkte 
aus  anfechten.  Erkenntnislheoretisch  betrachtet  erscheint  näm- 
hch  jeder  Funktionsbegriff  im  Grunde  als  gleichartig  mit  dem 
Wesensbegritif;  mit  andern  Worten:  jeder  Funktionsbegriff  hat 
dieselbe  logische  Struktur  wie  ein  Wesensbegrifif.  Bezeichnet  doch 
der  Begriff  eines  Dinges  nur  die  Summe  seiner  Eigenschaften. 
Da   aber  die   »Eigenschaften«   oder   »Beschaffenheilen«    nichts    für 
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sich  Seiendes,  sondern  immer  nur  Eigenschaften  eines  Dinges 
sind,  d.h.  nur  aneinander,  in  einem  Zusammenhange,  also 
als  Funktionen  auftreten,  so  fällt  eigentlich  Funktional-  und 
Wesensbegriff  erkenntnistheoretisch-logisch  zusammen.  Jeder  Be- 
grifif  eines  Wesens  oder  Dinges  mit  seinen  Eigenschaften  (Ding- 
oder Wesensbegrifif)  löst  sich,  wie  ersichtlich,  grundsätzlich  in 
einen  Begriff  von  Beziehungen  oder  Funktionen  auf  (Relations- 
oder Funktionsbegriff).  Es  kann  nämlich  schliesslich  jeder  Zu- 
sammenhang als  »Funktional«-Zusammenhang  bezeichnet  werden. 
Z.  B.  ist  die  Grösse  der  Kugel-Oberfiäche  eine  F  u  n  k  t  i  o  n  der 
Grösse  der  Radien,  oder  auch:  die  Oberfläche  hat  die  Eigen- 
schaft, durch  die  Grösse  des  Radius  bedingt  zu  sein. 

Eine  Summe  von  Eigenschaften  wird  nämlich  als  Begriff 
eines  Dinges  zusammengefasst,  weil  mehrere  Bedingungen  eine 
einheitliche  Bedingtheit  in  die  Erscheinung  bringen.  Wenn  wir 
von  einer  Erschemung  des  Ding-Individuums  sprechen,  so  will 
dies  besagen:  irgendwelche  Eigenschaften  (Bedingungen)  erweisen 
sich  als  in  einem  gewissen  funktionellen  Zusammenhange  mit- 
einander stehend,  sie  bilden  eine  Zusammengehörigkeit,  ein 
Ding.  Wenn  diese  Zusammengehörigkeit  in  irgend  einer  Be- 
ziehung als  Einheit  auftritt,  eine  einheitliche  Wirkung  übt,  so 
entsteht  eine  neue,  selbständige  K  a  u  s  a  1  v  e  r  k  n  ü  p- 
fung  von  Erscheinungen:  das  Ding  tritt  als  solches 
in  einen  neuen  Zusammenhang  ein.  Dieser  neue  Zusa  m- 
m  e  n  h  a  n  g  ist  für  sich  b  e  s  c  h  r  e  i  b  b  a  r  und  die  Be- 
schreibung des  Dinges  in  Bezug  auf  denselben 
ist  nichts  anderes  als  sein  Funktional-Begriff, 
der  Begriff  seiner  Leistung  im  Zusammenspiel  mit  anderen  Be- 
dingungs-Komplexen oder  Dingen.  Mit  Rücksicht  darauf,  dass 
ein  »Ding«  schon  eine  Zusammenfassung  des  gesetzmässigen 
Zusammenhanges  von  Bedingungen  (»Eigenschaften«)  ist,  ist  jede 
Eigenschaft,  die  dieser  Zusammenhang  (als  ein  Ganzes)  in  einem 
neuen  Zusammenhange  zeigt,  die  F  u  n  k  t  i  o  n  des  Dinges.  Es 
ist  ersichtlich,  dass  hier  die  Begriffsbildung  in  erkenntnistheore- 
tischer Beziehung  denselben  Charakter  wie  beim  Wesensbegriff 
hat.  Es  wird  ja  immer  nur  das  Wesen  der  Funktion  beschrieben. 
Deswegen  hat  die  Unterscheidung  von  Wesen  und  Funktion  aller- 
dings keinen  e  r  k  e  n  n  t  n  i  s  t  h  e  o  r  e  t  i  s  c  h  e  n  oder  logischen 
Geltungsanspruch ;  hingegen  eine  grosse  praktisch-  methodo- 
logische   Bedeutung.     Denn    ist    der    Begriff   des    Funktional- 
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Zusammenhanges  auch  gleichfalls  ein  Wesensbegriff,  so  beschreibt 
er  doch  das  betreffende  Ding  in  einem  neuen  Zusammenhange, 
und  seine  Sonderstellung  ist  sonach  methodologisch  not- 
wendig, wenn  auch  e  r  k  e  n  n  t  n  i  s  t  h  e  o  r  e  t  i  s  c  h  unmög- 
lich. Jene  neuen  Zusammenhänge  sind  die  Leistungen  der 
Dinge  in  einem  grossen  Ganzen.  Und  die  Beschreibung  dieser 
neuen  Zusammenhänge  ist  eben  für  die  Sozialwissenschaft  von 
besonderer  Bedeutung,  weil  jene  Zusammenhänge  selbst  eine 
besondere  Bedeutung  in  der  Konstitution  der  Sozialwissenschaften 
einnehmen. 

Resümierend  ergibt  sich,  dass  unsere  Unterscheidung  von 
»Funktion«  und  »Wesen«  nur  methodischer,  nicht  prinzipiell 
erkenntnistheoretischer  und  logischer  Natur  ist.  Der  »Wesens- 
BegrifF«  könnte  daher  auch  als  »genetischer  Begriff«  dem 
Funktions-Begrifif  gegenübergestellt  werden  ;  denn  er  gibt  die  Be- 
dingungen an,  unter  welchen  ein  Ding  grundsätzlich  steht,  die 
Wurzeln  dieses  Dinges.  Jedoch  deutet  der  Terminus  '>genetisch« 
zu  sehr  auf  die  Entstehungs-G eschichte,  und  dies  wäre  allzu 
missverständlich.  Daher  ist  die  Bezeichnung  »Wesensbegriff« 
vorzuziehen. 

3.  Der  Begriff  der  Funktion.  I.  Allgemeine  Er- 
örterung. Bevor  wir  auf  das  Verhältnis  von  Funktionsbegriff  und 
Wesensbegriff  in  der  Sozialwissenschaft  eingehen  können,  ist  der 
Begriff  der  Leistung  oder  Funktion  selbst  näher  zu  untersuchen. 

Im  Begriff  der  Leistung  könnten  vor  allem  teleologi- 
sche Elemente  vermutet  werden.  Es  scheint,  als  handle  es  sich 
dabei  um  den  Erfolg  eines  Mittels,  um  eine  bestimmte  Be- 
schreibung des  Verhältnisses  von  Mittel  und  Zweck.  Dies  ist 
nicht  der  Fall.  Ob  es  sich  um  einen  bewussten  Zweckzusammen- 
hang oder  um  einen  toten  Mechanismus  handelt :  Die  Leistung 
eines  Elementes  in  einem  Zusammenhange  erscheint  bloss  als 
seine  Kausal  w  i  r  k  u  n  g.  Dass  die  Wirksamkeit  (Funktion)  der 
Familie  im  sozialen  Körper  die  B  e  v  ö  1  k  e  r  u  n  g  s  e  r  n  e  u  e  r  u  n  g 
ist,  stellt  eine  kausaltheoretische  Beschreibung  dar,  ebenso  wie  die 
Einsicht,  dass  eine  Vergrösserung  des  Radius  einer  Kugel  eine 
Vergrösserung  ihres  Umfanges  bewirkt.  Ebenso  wie  wir  sagen, 
die  Funktion  oder  Leistung  der  Familie  im  sozialen  Körper  sei 
die  Bevölkerungserneuerung,  ebenso  kann  man  sagen,  die  Leistung 
der  Radiusgrösse  sei  in  bestimmter  Verursachung  die  Grösse  des 
Kugelumfanges.      Dass    es    sich    bei    sozialen    Erscheinungen    um 


Der  logische   Aufbau  der  Nationalökonomie  etc.  q 

W  e  r  t  tatsachen,  Mittel  für  Zwecke  handelt,  tut  dem  kausalen 
Charakter  der  Untersuchung  auch  keinen  Abbruch.  Denn  es 
handelt  sich  nicht  um  ein  System  von  Zwecken,  sondern  um  ein 
System  von  Mitteln  für  gegebene  Zwecke.  Also  letztlich 
nicht  um  einen  Zweckzusammenhang,  sondern  um  einen  Z  u- 
sammenhang  der  Mittel,  der  seiner  Natur  nach  nur  k  a  u- 
s  a  1   sein   kann. 

Wenn  auch  die  Mittel  nur  wegen  des  Zweckes  an  ihrem 
bestimmten  Platze  sind  (und  insoferne  allerdings  ihre  Begründung 
im  Zwecke  haben,  teleologisch  »bedingt«  sind),  so  sind  sie  es  doch 
nur  durch  ihre  kausale  Wirksamkeit.  Bei  der  Funktionserschei- 
nung handelt  es  sich  also  um  die  Kausalität  der  Mittel. 

Ausserdem  folgt  der  grundsätzlich-kausale  Charakter  jedes 
Funktionsbegriffes  schon  aus  unserer  oben  durchgeführten  er- 
kenntnistheoretischen Gleichstellung  desselben  mit  dem  Wesens- 
begrilT. 

II.  Spezieller  logischer  Nachweis  der  kausalen  Natur  des 
Funktionsbegriffes  und  seine  endgültig  eDefinition.  Um  aber 
auch  im  besonderen  keinen  Zweifel  hierüber  aufkommen  zu  lassen,  will  ich  noch  eine 
genauere  Einzel-Analyse    des    logischen  Tatbestandes,    der   hier  vorliegt,    versuchen*). 

Den  sozialen  Erscheinungen  gegenüber  handelt  es  sich,  wie  oben  ausgeführt,  im 
letzten  Grunde  stets  um  Willensakte  (Handlungen)  der  Menschen,  die  zur  Erreichung 
von  Zwecken  dienen.  Was  geschieht  nun,  wenn  gewolltes  Handeln  realisiert  werden 
soll?  Dieses:  Das  Objekt  (Ziel)  des  Wollens  wird  als  verwirklicht  gedacht,  d.  h. : 
als  mögliches  Ziel  vorgestellt  und  nach  einer  Prüfung,  ob  ich  den 
Zweck  wirklich  verfolgen  soll,  wirklich  zu  dem  meinigen  machen  soll, 
entweder  angenommen   oder  verworfen. 

Dieses  Entwerfen  eines  möglichen  Zweckes,  dieses  Ueberlegen  einer  Handlung, 
die  ich   ausführen  will,  schliesst  also  folgende  logische  Operationen  in  sich: 

I .  Eine  Ueberlegung  der  Ausführbarkeit  (Realisierbarkeit)  der 
Handlung  durch  Mittel.  Diese  Ueberlegung  gehl  rein  auf  die  theore- 
tische Erfassung  eines  kausalen  Zusammenhanges.  Es  handelt  sich  dabei  um 
die  Frage,  »was  soll  Mittel  für  meinen  bestimmten  Zweck  sein?«;  sie  wird  mittels  einer 
Antwort  von  folgender  logischer  Struktur  gelöst  : 

Wenn  Du  a  (=  Ziel)  erreichen  willst,  musst  Du  b  (=  Mittel)  verwirklichen, 
was  strenger  formuliert  heisst:   b  muss  —  gemäss   unserer  theoretischen  Kenntnis  der 


l)  Ich  folge  dabei  Sigivart  (»Logik«  ,  3.  Aufl.  1904  Bd.  II.  S.  742/43  "•  7So/53). 
soweit  er  diese  Fragen  behandelt  hat.  —  Zur  erkenntnistheoretischen  Aufklärung 
des  Unterschiedes  von  teleologisch  und  kausal  möchte  ich  noch  verweisen  auf  H.  Miiii- 
sterberg,  Grundzüge  der  Psychologie  Bd.  I.  1900.  S.  395  ff.,  14  ff.  u.  ö. ;  u.  auf 
Gottl,  »Der  Stoff  d.  Sozialwissenschaft« ,  Archiv  f.  Soziahv.  1907,  dessen  Trennung 
»noetisch«  und  »phänomenologisch<t  die  prinzipiellste  Aufklärung  in  dieser  Richtung 
ermöglicht.    Vgl.   auch    »Grenzen  d.   Geschichte«.   1904,  p.   42   ff. 
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betreffenden  Zusammenhänge  —  zu  der  schon  vorhandenen  Vielheit  von  Bedingungen 
hinzutreten,  um  die   Gesamtheit  der  Bedingungen  für  a  zu  ergeben. 

Es  wird  also  in  der  Frage  nach  dem  Mittel  zu  a  nach  einer  Verwirkli- 
chungs-Bedingung von  a  gefragt,  oder  allgemeiner  ausgedrückt :  nach  den 
realen  Bedingungen,  unter  denen  das  gewollte  Zweclv -Objekt 
steht.     Sonach  ist  diese  ganze  Ueberlegung  kausaltheoretischer  Natur  ! 

Die  Erwägung  einer  zu  vollziehenden   Handlung  schliesst 

2.  in  sich :  eine  praktische  Ueberlegung,  ob  ich  den  Zweck  auch 
faktisch  verfolgen  soll,  ob  der  Zweck  auch  faktisch  berechtigt  sei.  Dieses 
Richten  eines  Zweckes  heisst  nun  :  Analyse  des  Willensaktes  daraufhin,  ob  er  zu 
meinen  übrigen  Zwecksetzungen  p  a  s  s  t,  ob  er  mit  ihnen  übereinstimmt,  ob  er 
nicht  mit  meinem  sonstigen   Wollen   in  Widerspruch   steht. 

Diese  Analyse  ,  welche  einen  bestimmten  Zweck  an  höheren  Zwecken  rich- 
tet,  schliesst   nun   in  sicli : 

a.  Die  Unterordnung  des  spezielleren  WoJlens  unter  das  allgemeine,  d.  i.: 
Bestimmung   des  rein  logischen  Verhältnisses  des  Allgemeinen   zum  Besondern ; 

b.  Die  Erkenntnis  eines  Konfliktes  oder  einer  Uebereinstimmung. 
d.  i.:  Erkenntnis  der  Unvereinbarkeit  verschiedener  Zwecke,  die  zusammengedacht 
sich  widerstreiten  oder  ihrer  Vereinbarkeit  ^).  Dies  ist  das  logische  Phänomen  des 
Widerspruches. 

In  beiden  Fällen  handelt  es  sich  um  die  logischen  Operationen  der  Deduktion 
(Determination  des  Allgemeinen  zum  Besondern,  BegrifFsentwicklung)  und  der  Re- 
duktion, die  meistens  Induktion  ist  (Generalisaiion  des  Einzelnen  zum  Allgemeinen 
durch  Abstraktion),   also  um  Operationen,  die    dem  theoretischen   Denken  angehören. 

Um  den  Vorgang  der  Begriffsbildung,  die  hier  zugrunde  liegt,  —  es  ist  die 
eigentliche  »finale«  oder  teleologische  Begriffsbildung,  die  nach  Slainmler  und 
seiner  Schule  die  spezifische  Methode  der  Sozialwissenschaft  sein  soll  und  auch  den 
Begriff  der  Gesellschaft  bestimmen  soll  —  genauer  darzulegen  und  so  alle  Irrtümer 
von  vorneherein  auszuschliessen,  ist  noch   folgende  Betrachtung  nötig. 

Dass  dies  logische  Verhältnis  von  Ueber-  und  Unterordnung  auf  dem  Gebiete 
von  Zweck  und  Mittel  das  gleiche  ist,  wie  beim  theoretischen  Erkennen,  ist  leicht 
einzusehen,  weniger  leicht  aber,  dass  dies  auch  beim  Phänomen  des  Widerspruches 
der  Fall  wäre.  Dass  Zwecke  sich  widersprechen  —  ist  das  das  gleiche,  wie  das  rein 
logische  Phänomen  des  Widerspruches,  wonach  es  sich  widerspricht,  dass  a  zugleich 
b   und  nicht  b  sei  ? 

Es  muss  hier  zunächst  die  Verschiedenheit  dargetan  werden,  die  zwischen  dem 
System  der  Zwecke  und  dem  System  der  theoretischen  Begriffe  (d.  i.  der  Begriffe 
des  Erkennens)  besteht. 

Das  System  der  Zwecke  folgt  aus  der  m  a  t  e  r  i  a  1  e  n  Natur  des  Wollens,  d.  h. 
aus  der  faktischen,  inhaltlichen  Beschaffenheit  des  »obersten  Zweckes«   oder  »höchsten 


l)  Ein  anderer  Fall  ist  es,  wenn  Zwecke  sich  zwar  als  solche  nicht  wider- 
streiten würden,  aber  zusammen  verwirk  li  cht  gedacht  sich  kausal  aufhöben  oder 
unmöglich  wären.  Dies  betrifft  bloss  die  Frage  der  äusseren  Verwirklichung 
der  Zwecke,  die  etwas  ganz  anderes  ist  wie  die  Prüfung  ihrer  eigenen  Reihe,  die  ein 
Richten  ihrer  Berechtigung  ist.  (In  diesem  Zusammenhange  hat  auch  Sigwart  den  Fehler 
begangen,  beide  Fälle  nicht  streng  von  einander  zu  trennen.  Vgl.  a,  a.  O.  S.  743 
letzte  Zeilen.) 
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Gutes»,  das  der  Mensch  seiner  Natur  nach  sich  setzen  muss,  und  der  spezielleren 
Triebe  und  Begehrungen,  die  im  psychophysischen  Individuum  vorhanden  sind.  (Ich 
will  damit  nicht  gegen  die  aus  metaphysisch-philosophischem  Erlebnis  hergenommene 
Bestimmung  des  höchsten  Gutes  sprechen,  sondern  nur  betonen,  dass  dieses,  obzwar 
für  sich  notwendig  und  bedingungslos  gewollt,  als  Prämisse  des  praktischen  Systems 
der  Zwecke  immer  material  ist,  also  nicht  formal-apriorisch ;  dies  zeigt  sich  schon 
daran,  dass  zur  Konstruktion  des  faktischen  .Systems  der  Zwecke  auf  die  gegebene 
psychophysische  Natur  des  Menschen  zurückgegangen  werden  muss.) 

Es  liegt  also  auf  dem  ethischen  Gebiete  so,  dass  die  oberste  Zwecksetzung, 
das  »höchste  Gut<,  ein  materiales  Prinzip  ist,  das  zwar  für  sich  absolut  und  unbe- 
dingt gewollt  wird,  aus  dem  sich  aber  kein  reales  System  der  Zwecke  ableiten 
lässt,  weil  die  einzelnen  Zwecke  aus  der  empirischen  Natur  des  Menschen  hergenommen 
werden  müssen.  Das  System  der  Zwecke  ist  also  empirischer  Natur;  ein 
System  ist  es  sodann  nur  durch  die  apriorische  Natur  unseres  Wollens,  wonach 
alle  Zwecke  in  sich  übereinstimmen  müssen,  alles  Wollen  einheitlich  sein  muss. 
Diese  ethischeNotwendigkeit,  wonach  man  nichts  Widersprechendes  wollen 
soll,  erscheint  so  zwar  als  apriorisches,  aber  nur  rein  formales  Prinzip;  sie  ist 
ein  selbständiges  Axiom,  das  auf  dem  Gebiete  des  Zweckes  ein  natürliches  Analogon 
zu  dem  Satze  des  Widerspruches  auf  dem  Gebiete  des  Erkennens  bildet.  Das  materiale 
System  der  Zwecke  hat  also  Notwendigkeit  in  sich,  soferne  nichts  gewollt  wird,  was 
einem  höheren  Zwecke  widerspricht,    und   sofern    dieser   höhere  Zweck    gewollt  wird. 

Das  Prinzip,  dass  nichts  Widersprechendes  gewollt  weiden  soll,  dass  das  Wollen 
einheitlich  sei,  ist  sonach  ein  selbständiges,  und  »Widerspruch«  im  ethischen 
Sinne  ist  also  etwas  anderes  als  im  logischen  Sinne.  Hier  be- 
deutet er,  dass  a  niemals  zugleich  a  und  Non-a  sein  könne,  dort,  dass  ich  nicht 
niedere  Zwecke  wollen  soll,  die  den  höheren  zuwider  laufen.  Aber  bei  der  prak- 
tischen Ueberlegung,  welche  einen  niedern  Zweck  an  einem  höhern  richten  möchte, 
handelt  es  sich  eben  immer  um  eine  Aufgabe  der  Erkenntnis,  zwar  der  Erkenntnis 
von  ethischer  Widerspruchslosigkeit,  aber  doch  um  theoretische  Erkenntnis, 
weshalb  dafür  nur  das  logische  Prinzip  des  Widerspruches  in  Betracht  kommt. 
Das  ethische  Prinzip  der  Widerspruchslosigkeit  stellt  nur  die  Aufgabe,  die  theore- 
tische Erkenntnis  hat  sie  zu  lösen  ! 

Dies  sei  noch  an  einem  Beispiel  erläutert,  etwa  :  die  Feststellung,  dass  es  sich 
widerspricht,  zu  teurerem  Preise  einzukaufen,  als  verkauft  werden  kann,  wenn  der 
Zweck   dieser  Handlungen   die  Erzielung  von   Gewinn   (Ueberschuss)   ist. 

Hier  ist,  wie  stets,  das  faktische,  widerspruchslose  System  der  Handlungen: 
billiges  Einkaufen,  teures  Verkaufen  durch  die  materiale  Natur  des  Zweckes  :  Gewinn- 
erzielung  durch  Handel,  gegeben.  Aber  die  Feststellung  des  Widerspruches  oder 
der  Widerspruchslosigkeit  geschieht  durch  Reduktion  der  Erscheinungen :  Ein- 
kaufen —  Verkaufen,  auf  das  ihnen  gemeinsame  Element,  nämlich  die  Ueberschuss- 
Erzielung,  d.  h.  durch  Zurückführung  der  Mittel  (Ein-  und  Verkaufen)  auf  ihre  Ueber- 
schuss bewirkende  Eigenschaft,  den  Zweck.  Würde  Ein-  und  Verkaufen  nicht  einen 
Ueberschuss  ergeben,  so  würden  sie  dem,  worauf  sie  reduzierbar  sein  sollen,  wider- 
sprechen. Es  widerspricht  sich,  dass  Ein-  und  Verkaufen  nicht  ergibt:  Ueberschuss, 
d.  h.  es  widerspricht  sich,  nach  dem  Satz  des  Widerspruches,  dass  der  Begriff  »Ueber- 
schuss« sich  mit  etwas  anderem  decken  soll,  als  mit  sich  selbst,  etwa  mit  dem  Be- 
griff »Verlust«  —  kurz,  es  sind  selbstverständlich  die  elementaren  (sowie  auch  die 
andern)  logischen    Prinzipien  und  Operationen,   welche   den  Erkennt- 
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nisprozess,  der  in  der  teleologischen  Untersuchung  von  Mittel  und  Zweck  gelegen  ist, 
ausmachen.  —  Das  gegebene  Beispiel  würde  sich  also  folgendermassen  aufklären: 
das  Materiale  an  dem  ganzen  Phänomen,  nämlich  dass  es  sich  geiade  um  den 
Zweck  der  Gewinnerzielung  (Gütererwerbung  überhaupt)  handelt,  ist  durch  das  letztlich 
mit  unsern  psychophysischen  Erlebnissen  gegebene  System  der  Zwecke  be- 
stimmt; die  Durchführung  des  gegebenen  Zwecks:  dass  es  sich  um 
Ein-  und  Verkaufen  handelt,  ist  durch  das  verfügbare  kausale  System  der 
Mittel  bestimmt  (als  dieses  System  erscheinen  eben  die  Akte  des  Ein-  und  Ver- 
käufers) ;  die  logischen  Operationen  zur  Prüfung  der  Mittel  für 
den  Zweck,  d.  h.  zur  Prüfung  eines  Zwecks  an  einem  höhern  Zweck  begründen 
die  eigentliche  »finale«  oder  teleologische  Begriffsbildung,  aber  sie  sind  Akte  des 
theoretischen  Erkennens  und  bestehen  hauptsächlich  in  der  Unterordnung  des  Beson- 
deren unter  das  Allgemeine,   sowohl  als  Deduktion  wie  als  Reduktion. 

Die  vorstehenden  Darlegungen  haben  ergeben,  dass  auch  die  »praktische«  steleo- 
logische«  oder  »finale«  Betrachtung  des  Verhältnisses  von  Mittel  und  Zweck  mit 
theoretischen  Elementen  arbeitet');  aber  sie  ist  doch  als  spezifisch  te- 
leologische möglich  ;  denn  sie  ist  nicht  auf  nomothetische  Begriffsbildung  (Gesetzes- 
begriffe) gerichtet,  sondern  auf  die  Konstruktion  reiner,  in  sich  widerspruchsloser 
Z  w  e  c  k  reihen.  Die  teleologische  Betrachtung  existiert  also  für  sich;  aber  sie  ist  da- 
durch charakterisiert,  dass  ihre  logisch-theoretischen  Akte  durch  das  Erkenntnis- 
Ziel,  das  sie  anstrebt,  ausgewählt  werden.  —  Die  prinzipielle  Zweck  g  e  b  u  n  g  selber 
ist  dann  wieder  etwas  anderes  als  die  finale  Betrachtung;  sie  liegt  im  letzten  Grunde  im  Be- 
griffe des  höchsten  Gutes,  dessen  Inhalt  von  einem  Erlebnis  hergenommen  werden 
muss.  Auch  in  spezielleren  relativ  isolierten  Systemen  von  Zwecken  liegt  sie  im  Erlebnis. 

Was  folgt  aus  allen  bisherigen  Ausführungen  für  den  B  e- 
griff  der  »funktionalen  Bedeutung«  der  Elemente 
eines  Funk'tionalzusammenhanges } 

Wir  haben  oben  gesehen,  dass  die  Ueberlegung,  welche  sich 
auf  die  Realisierung  eines  Zweckes  richtet,  nur  auf  die  Konstruk- 
tion eines  Systems  der  Mittel  geht.  Somit  ist  es  unzweifelhaft, 
dass  das  innerste  Wesen  des  Funktionalbegriffes  kausaltheoreti- 
scher (nomothetischer)  Natur  sein  muss,  denn  das  System  der 
Mittel  ist  eben  ein  kausales  System.  —  Z.B.  gibt  der  Satz: 
dass  das  schlechte  Geld  das  gute  verdränge,  an,  welche  W  i  r- 
kung  ein  bestimmtes  Geld  im  System  der  Handlungen  »Geld- 
verkehr« hat,  nämlich  dass  es  das  System  »Geldverkehr«  so  va- 
riiert,   dass    ein  bestimmtes  Geld    verdrängt  wird.     Die  Funktion 


l)  Aehnlich  wie  Goti/  für  die  i  d  i  o  g  r  a  p  h  i  s  c  h  e  [individuelle]  Begriffsbildung 
nachgewiesen  hat,  dass  sie  mit  allgemeinbegrifflichen  »nomothetischen«  Elementen 
durchsetzt  ist.  Die  Identifizierung  von  »nomothetisch«  und  »theoretisch«  schlechthin 
hat  Go/ä  damit  aus  der  Welt  geschafft.  Denn  auch  die  idiographische  und ,  wie 
wir  sahen,  teleologische  Begriffsbildung  arbeitet  mit  theoretischen  ,  allgemein  begriff- 
lichen Elementen,  indem  sie  sich  die  Ergebnisse  des  nomothetischen  Denkens  nutz- 
bar macht.  Vgl.  GoU/,  »Umrisse  einer  Theorie  des  Individuellen«,  Archiv  f.  Sozial- 
wissenschaft, J906. 
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des  schlechten  Geldes,  gutes  Geld  zu  verdrängen,  ist  somit  der 
Ausdruck  bestimmter  Variationen  im  System  der  Handlungen, 
d.  i.  in  einem  kausalen  System  der  wirksamen  Mittel,  die  zur 
Erreichung  von  Zwecken  verwirklicht  werden.  Das  »schlechte 
Geld-;  [genauer:  die  Handlungen,  die  ihm  zugrunde  liegen]  va- 
riiert somit  ein  kausales  System  und  die  b  e  s  t  i  m  m  t  e 
Variation  des  Icausalen  Systems  begründet 
seine  »Funktion«  oder  »Bedeutung«  für  das  mit  jenem 
System  gegebene  System  der  Mittel.  Hieraus  folgt:  Der  B  e- 
g  r  i  f  f  d  e  r  »Leistung«,  »Funktion«  oder  funktio- 
nalen »Bedeutung-  eines  Elementes  (einer  Kompo- 
nente) innerhalb  eines  Systems  von  Mitteln  gibt 
den  kausalen  x\nteil  des  Elementes  an  dem  kon- 
kreten Produkt  oder  Effekt  des  Systems  an. 
Oder  mit  andern  Worten ;  der  Funkiionsbegriff  beschreibt  den 
kausalen  Anteil  eines  Dinges  (Elementes  oder  Elementenkom- 
plexes) an  dem  konkreten  Zusammenwirken  in  dem  System  von 
Kausalzusammenhängen,  welches  das  System  von  Mitteln  darstellt. 
Diese  Definition  klärt  jene  scheinbare  Z  we  c  k  bezieh ung, 
jenes  versteckte  teleologische  Element,  das  dem  Begriff  der  Funk- 
tion oder  Bedeutung  eines  Mittels  anhaftet,  vollständig  auf: 
es  ist  dasjenige  historische  Element,  welches  überhaupt  mit 
dem  konkreten  Zusammenhang,  dem  Zusammenschluss  der  Mittel 
gegeben  ist.  Die  konkrete^)  Art  der  Zusammenstel- 
lung des  Systems  oder,  was  dasselbe  ist,  das  konkrete  P  r  o- 
d  u  k  t  (Erfolg),  ist  auf  einen  Zweck  gegründet,  aber  der  k  a  u- 
s  a  1  e  Anteil  an  dem  Produkt  ist  eben  doch  rein  kausal.  Dass 
die  »Funktion«  aber  ein  kausaler  Anteil  an  einem  Produkt 
(Erfolg)  ist,  also  nicht  eine  generelle  [z.  B.  physikalische]  Wirk- 
samkeit schlechthin,  sondern  eine  Wnksamkeit  in  einer  konkre- 
ten Art  von  Zusammenhängen,  —  das  ist  das,  was  scheinbar 
als  Zweckbeziehung,  als  teleologisches  Element  zu  Tage  tritt.  Es 
ist  aber  in  Wahrheit  keine  Beziehung  des  kausalen  Mittels  zu 
einem  Zwecke  —  das  wäre  widersinnig,  das  Kausale  kann  zum 
Zweck  keine  Beziehung  haben,  sondern  nur  der  höhere  zum  nie- 
dern  Zweck  —  sondern  es  ist  die  Beziehung  des  kausalen  Mittels 
zu  seinem  konkreten  Zusammenhang,  zu  der  konkreten,  histo- 


l)  »Konkret  <  soll  hier  wie  im  folgenden  nicht  heissen  »individuell«,  son- 
dern »historische  Gattung^,  also  bestimmte  Kombinationen,  die  als  solche  wieder 
Klassen  und  Typen  darstellen   können. 
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rischen  Art  des  Systems,  in  dem  es  wirkt!  Dies  ist  also  der 
Unterschied  eines  »Funktionsgesetzes«  und  eines  (z.  B.  physika- 
lischen) »Naturgesetzes« :  dass  das  erstere  historischer,  das  letztere 
genereller  Natur  ist.  Der  Unterschied  ist  also  nur  graduell, 
da  auch  z.  B.  optische  Gesetze  gegenüber  den  mechanischen  Ge- 
setzen schon  »historisch-  sind,  denn  »Licht«  ist  schon  ein  histo- 
risches Phänomen  gegenüber  der  mechanischen  Bewegung  von 
Körpern  oder  Teilchen  überhaupt/  Die  Grenze  aber,  wo  nomo- 
thetische Begriffe  (die  ausser  den  mechanischen  alle  schon  histo- 
risch sind)  Funktionsbegriffe  genannt  werden  können,  ist  da  ge- 
geben, wo  Dinge  miteinander  zusammenwirken,  d.h.  meh- 
rere Arten  von  Dingen  sich  kombinieren.  Wenn  dieses 
Zusammenwirken  beschrieben  wird,  werden  Funktionen  (der  Teile 
im  Ganzen)  beschrieben.  Daher  sind  nicht  nur  viele  Begriffe  der 
Meteorologie,  sondern  sogar  auch  der  Physik  Funktions- 
begriffe. Wenn  z.  B.  gesagt  wird,  dass  die  Linse  das  Licht 
»bricht«,  so  ist  dies  ihr  Funktionsbegriff,  da  dabei  eigentlich  das 
Zusamrnenspiel,  der  Zusammenhang  von  Linse  und  Licht  als  sol- 
cher ins  Auge  gefasst  ist.  Der  strenge,  nomothetische  Begriff  des 
Lichtes  hat  damit  nichts  zu  tun,  dass  es  die  historische  Kombi- 
nation mit  der  Linse  überhaupt  gibt,  denn  er  bezieht  sich  rein 
auf  die  Struktur  etc.  der  » Aetherbewegungen«,  die  das  Licht 
konstituieren. 

Ein  Funktionsbegriff  besteht  also  nur  durch  die  Bezugnahme 
auf  die  konkrete  Art  von  Kombination  des  Zusammenspiels  von 
Dingen,  in  der  ein  Ding  (Element)  kausal  wirksam  ist. 

4.  Das  methodologische  Verhältnis  von  We- 
sens- und  F  u  n  k  t  i  o  n  s  b  e  g  r  i  f  f  i  n  der  S  o  z  i  a  1  w  i  s  s  e  n- 
schaft.  Dieses  bedarf  trotz  des  Vorhergegangenen  noch  be- 
sonderer Aufklärung,  denn  nun  handelt  es  sich  um  eine  Frage 
der  Erkenntnisleistungen  der  beiden  Begriffsarten  für  die  sozial- 
wissenschaftlichen Probleme. 

In  der  Sozialwissenschaft  ist  der  Zusammenhang  von  Teilen 
im  Ganzen  zu  erforschen,  und  schon  daraus  folgt,  dass  es  sich 
bei  ihr  prinzipiell  um  Funktionsbegriffe  handelt.  Dass  diese  vom 
Wesensbegriffe  prinzipiell  unabhängig  sind,  haben  wir  schon  früher 
gesehen.  Der  Wesensbegriff  besagt  eben  nur,  wie  sich  in  einem 
anderen  Zusammenhange  jene  »Teile«  verhalten,  d.h.  welche 
Eigenschaften  sie  »sonst«  zeigen,  der  Begriff  der  sozialen  Funk- 
tion aber   gibt  ihren  Wirkungswert    nur  im  Zusammenhang   »Ge- 
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Seilschaft«  an.  Zum  Beispiel  gibt  uns  der  Funktionsbegriff  der 
Familie,  etwa  als  Erzeugung  und  Erziehung  neuer  Bevölke- 
rungselemente gefasst,  an,  was  das  Phänomen  der  Liebe  im  Zu- 
sammenhang mit  andern  sozialen  Erscheinungen  bewirkt  und  be- 
deutet. Der  Wesensbegrifif  der  die  Familie  repräsentierenden 
Handlungen  hingegen  —  er  ist  eine  psychologische  Theorie  der 
Liebe  —  zeigt  uns,  an  welche  Bedingungen  diese  Erscheinung 
in  einem  andern,  nämlich  psychologischen  Zusammenhange  ge- 
bunden ist;  er  zeigt  also  die  Eigenschaften  derselben  im  psycho- 
logischen Zusammenhange.  Damit  sagt  er  uns  aber  über  die 
Leistung  der  betr.  psychischen  Erscheinungen  im  sozialen  Körper 
nichts  aus,  sondern  sagt  uns  nur,  welche  kausale  Verknüpfung 
gewisser  psychologischer  Elemente  jenem  Phänomen  »Liebe«  ent- 
sprechen. Noch  klarer  lässt  sich  dies  folgendermassen  darlegen.  Das 
Phänomen  der  Bevölkerungserneuerung  (A)  erscheint  im  Funktions- 
begriffe der  Familie  als  soziale  Funktion  der  Liebes-Erscheinung  (a), 
genauer:  der  die  »F"amilie«  bildenden  Liebes-Handlungen;  d.h.:  a 
hat  die  P'unktion  A,  oder:  der  Funktionsbegriff  von  a  ist  A.  Der 
Wesensbegriff  von  a  hingegen  zeigt  a  als  psychologischen  Zusam- 
menhang zwischen  den  Bestandteilen  a,  a',  a" (z.  B.  sexuelle 

und  psychologische  Eigenschaften  menschlicher  Individuen).  D.  h.: 
wenn  wir  zwei  Menschen  als  psychophysische  Phänomene  beschrei- 
ben, so  stossen  wir  auf  die  der  Liebe  correlaten  Erscheinungen 
(a);  dann  wird  aber  diese  Erscheinung  in  einem  andern  als  so- 
zialen, nämlich  psych  o-physischen  Zusammenhange  be- 
schrieben; im  psychophysischen  Zusammenhange  erscheint  a  be- 
dingt durch  a,  a',  a"  ,  .  .  . ;  im  sozialen  Zusammenhange  er- 
scheint a  als  A,  bleibt  aber  letztlich  freilich  immer 
auch    von  cc,   a',  a"  .  .  .  .    bedingt. 

Trotzdem  nun  aber  die  Bedingungen  a,  a',  a"  ....  immer 
gültig  bleiben,  somit  auch  indirekte  Bedingungen  der  Erscheinung 
der  Bevölkerungserneuerung  (A)  sind,  ist  es  für  die  Beschrei- 
bung von  A,  also  für  die  Bildung  des  Funktionsbegriffes,  doch 
ganz  gleichgültig,  unter  welchen  Bedingungen 
a  steht,  bez.  unter  welchen  indirekten  Bedingungen  A 
steht.  Die  sozialwissenschaftliche  Aufgabe  ist  nur, 
die  Bedingungen  von  A  zu  finden,  d.  ist  A  als  die  Wirksamkeit 
einer  Erscheinung  im  sozialen  Zusammenhang,  im  sozialen  Körper 
zu  verstehen.  Dafür  ist  natürlich  die  Kenntnis  der  Bedingun- 
gen von  a  grundsätzlich  belanglos  (d.  h.  das  Verhalten  von  a  in 
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einem  andern  als  sozialen  Zusammenhang). 

Wir  sehen  deutlich,  wie  es  für  die  Erforschung  der  Wirk- 
samkeit der  »Teile  <  im  sozialen  Zusammenhange  an  und  für  sich, 
grundsätzlich  ganz  gleichgültig  ist,  wie  sich  jene  Teile  in 
anderen  Zusammenhängen  verhalten!  Denn  jeder  neue  Zu- 
sammenhang, in  dem  ein  »Teil«  sich  befindet,  stellt  einen  Kausal- 
komplex für  sich  dar,  dessen  Bestimmtheit  von  den  anderen  Zu- 
sammenhängen grundsätzlich  unabhängig  ist.  Diese  gänzliche  Be- 
langlosigkeit von  Wesen  und  Funktionsbegriff  einander  gegenüber 
käme  insbesondere  dann  in  der  Sozialwissenschaft  wirklich  ganz 
zum  Durchbruche,  wenn  es  sich  bei  ihrem  Objekte  um  ein  starres, 
unveränderliches  System  von  Elementen  handelte.  Dies  ist  aber 
nicht  der  Fall.  Vielmehr  sind  die  Elemente  ihres  Systems  sehr 
veränderlich  und  gehen  fortwährend  neue  Zusammenhänge  ein. 
So  erlangt  aber  die  Kenntnis  der  Beschaffenheit  anderer  Zu- 
sammenhänge, in  denen  sich  dieselben  Elemente  vorfinden,  die 
Bedeutung  eines  Verständnisses  der  Variatio- 
nen der  sozialen  Erscheinungen,  soweit  diese 
Variationen  ihre  Bedingungen  ausserhalb  der 
sozialen  Sphäre,  nämlich  in  jenen  anderen  Zusammenhän- 
gen, haben.  Wir  nennen  dieses  Verhältnis  ein  hilfs  wissen- 
schaftlich es. 

Indem  uns  also  der  Wesensbegriff  die  Eigenschaften  der  Be- 
standteile der  sozialen  Komplexe  in  anderen  Zusammenhängen 
darstellt,  vermittelt  er  uns  nichts  Geringeres  als  die  Erkennt- 
11  is  der  mittelbaren  Bedingungen,  an  welche 
die  sozialen  F  u  n  k  t  i  o  n  s  e  r  s  c  h  e  i  n  u  n  g  e  n  gebunden 
sind  ^).  Und  diese  Erkenntnis  ist  für  die  Erforschung  der  so- 
zialen Zusammenhänge,  wenn  auch    logisch    grundsätzlich  be- 


l)  Die  »mittelbaren  Bedingungen«  sind  eben  die  psychologischen,  physikalischen 
elc.  Bedingungen,  welche  die  Elemente  oder  Komponenten  der  Funktionserschei- 
niingen  tragen,  ihre  N  a  l  u  r- Bedingungen ;  die  sozialen  Bedingungen  sind  die  »un- 
mittelbaren« —  wenn  man  diesen  Ausdruck  »unmittelbare  Bedingung«  überhaupt  ge- 
brauchen will  —  sie  liegen  in  der  funktionellen  Bedeutung  der  Elemente  einer  so- 
zialen Erscheinung,  denn  die  soziale  Existenz  eines  Elementes  ist  nur  möglich 
durch  seine  bestimmte  Eingliederung  in  den  funktionellen  Zusammenhang.  —  Man 
könnte  auch  hier  wieder  einwenden :  die  sozialen  Bedingungen  eines  Phänomens  liegen 
eben  in  ihrem  Begründet-Sein  auf  Zielen  des  Handelns,  sind  somit  teleologisch, 
nicht  kausal.  Dies  trifft  aber  nicht  zu.  Der  Hinblick  auf  die  Ziele  ist  entweder  po- 
litisch oder  ethisch-philosophisch,  nicht  sozial-theoretisch.  Theoretisch  ist  nur  der 
Hinblick   auf  die  Bedeutung,  Leistuntr  oder  Funktion   des   Mittels! 
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langlos,  SO  doch  praktisch  sehr  wertvoll.  Sie  ist  eben  eine 
hilfswissenschaftliche  Erkenntnis.  Wir  sahen  oben,  wie  A  an  die 
Bedingung  a  gebunden  war  (wenn  a  als  Teil  im  sozialen  Ganzen 
gedacht  ist).  Die  Bedingungen,  an  welche  a  wieder  m  seiner 
Existenz  gebunden  ist,  zeigen  sich  aber  niemals  im  sozialen  Zu- 
sammenhange, sondern  nur  im  psychologischen.  Deswegen  ist 
der  Wesensbegriff  von  a,  der  psychologischer  Natur  ist,  ein  hilfs- 
wissenschaftlicher  Begriff  für  A. 

5.  Die  Selbständigkeit  sozialer  Gesetze.  Aus  dieser  methodischen 
(hilfswissenschaftlichen)  Notwendigkeit  folgt  vor  allem,  dass  die  im  Funktionsbegriff 
niedergelegte  Gesetzmässigkeit  des  (sozialen)  Komplexes  von  der  Gesetzmässigkeit  der 
(psychologischen)  Bestandteile  nicht  ableitbar,  also  selbständig  ist  (was  ja 
mehrfach,  z.  B.  von  Simmel,  bestritten  wird).  Deshalb  kann  auch  der  Wesensbegriff 
nur  die  dargelegte  hilfswissenschaflliche  Rolle  spielen,  nicht  etwa  den  Aus- 
gangspunkt für  die  Deduktion  abgeben  (wie  es  z.  B.  jede  Auffassung, 
welche  die  Nationalökonomie  als  angewandte  Psychologie  erklärt,  prinzipiell  verlangt). 
Wie  aus  den  frühem  Analysen  hervorgeht,  ist  es  allein  schon  das  historische 
Datum  einer  neuen,  bestimmten  Kausal-Verknüpfung  von  »Teilen«,  das  in  jeder 
neuen  Gattung  von  Komplexen  ein  grundsätzlich  Neues,  also  selbständig  Beschreib- 
bares bedeutet.  Selbst  wenn  wir  das  Ideal  der  Erkenntnis  verwirklicht  denken, 
können  wir  nie  zu  einer  Zurückführung  der  Gesetze  von  Komplexen  auf  die  der  Ele- 
mente gelangen.  Umgekehrt  muss  das  (historische)  Datum  des  Komplexes  bei  jeder 
kausaltheoretischen  Betrachtung  der  Bestandteile  verloren  gehen ;  denn  indem  die 
i>  Bestandteile«  für  sich  untersucht  werden,  heisst  das  ja  nur,  dass  sie  nun  auf  einen 
and  e  r  e  n  Zusammenhang  hin  untersucht  werden.  Zum  Gay-Lussac-Mariotfeschtn 
Gesetz  z.  B.  kann  sich  kein  Gesetz  von  Atombewegungen  so  verhalten,  dass  es  aus 
ihm  unmittelbar  ableitbar,  in  ihm  enthalten  wäre,  sonach  durch  dasselbe  ja  grund- 
sätzlich überflüssig  erschiene  ;  denn  das  Gay-Lussacsche  Gesetz  beschreibt  ein  ori- 
ginäres Ereignis  !  Ebenso  auf  dem  Gebiete  der  Gesellschaft.  Wenn  ein  gesell- 
schaftlicher Komplex  A  in  allen  seinen  Komponenten  a,  b,  c  .  .  .  von  andern  Wissen- 
schaften auf  das  exakteste  nach  den  Gesetzmässigkeiten  derselben  erfasst  wäre,  so 
wäre  damit  über  den  Komplex  A  als  solchen,  d.  h.  über  den  spezifischen  Kausalzu- 
sammenhang, der  ihn  eben  als  Komplex  in  der  Gesellschaft  konstituiert,  dennoch  gar 
nichts  ausgesagt.  Denn  entweder  führt  dieser  Gesamtzusland  des  Komplexes  über 
die  Gesetzmässigkeit  der  Komplex-B  estandteile  hinaus  —  oder  eine  selbständige 
Wissenschaft  von  Komplexen  wäre  überhaupt  unmöglich. 

Man  kann  freilich  einwenden,  dass  auch  das  Gay-Lussacsche.  Gesetz  nur  Be- 
standteil einer  allgemeinen  Theorie  der  Körperwelt  sei  und  sonach  sich  in  diese 
Theorie  einfügen  und  zu  den  Grundgesetzen  der  Bewegung  in  einem  Verhältnis 
stehen  müsse.  Dies  ist  an  sich  freilich  richtig.  Aber  Gesetze  bestimmter 
Konstellationen  von  Elementen  der  Körperwelt  können  aus  den  allgemeinsten 
Gesetzen  dennoch  niemals  abgeleitet  werden,  weil  ja  die  neue  Konstellation  nur 
durch  ein  historisches  Datum  möglich  ist  und  sonach  durch  eine  Gesetz- 
mässigkeit innerhalb  konkreter,  historischer  Gültigkeit  und  Bestimmtheit  beschrieben 
werden  kann.  Ein  Gesetz,  welches  über  den  Komplex  A  aussagt,  dass  er  durch  einen 
bestimmten  Zusammenhang  der  Bestandteile  a,  b,  c  charakterisiert  sei,  rekurriert  wohl 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft.  190S.     1.  2 
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auf  die  Teile  aber  indem  es  a,  b,  c  für  A  verantwortlich  macht,  treten  sie  bloss 
in  ihrem  Zusammenhang  als  A  auf,  d.  h.  nicht  als  Teile,  die  wieder  aus  Teilen  be- 
stehen, sondern  als  absolute  Reakiionseinheiten  einer  bestimmten  Verbindung  ;  denn 
die  Gesetze,  nach  denen  a  und  b  und  c  bestehen  und  sich  verändern,  erscheinen 
in  jenem  Gesetze  (A)  in  einem  selbständigen,  d.  h.  grundsätzlich  neuen 
Zusammenhange.  Das  Gesetz  über  den  Komplex  A  bezieht  sich  ja  nur  auf  das 
grundsätzlich  neue  Datum  der  Bedeutung  von  a  und  b  und  c  als  Aenderungs- 
bedingungen  im  System  A,  also  auf  eine  neue  einheitliche  Kausalverknüpfung 
in  emem  Gesamtzusammenliange.  Die  »neue  Einheit«  eines  Gesamtzusammenhanges 
ist  nichts  anderes  als  die  neue  gesetzliche  Verknüpfung  von  Teilen,  welche  dann  in 
anderen  Verknüpfungen  natürlich  anders  als  Teil  oder  Ganzes  auftreten.  Wieder 
ergibt  sich,  dass  selbst  die  erschöpfendste  wissenschaftliche  Erfassung  der  Teile  a,  b,  c 
»an  sich«  (d.  h.  eigentlich  nur  in  anderen  Zusammenhängen,  ars....ayz....  etc.), 
uns  kein  Titelchen  ihrer  Bedeutung  für  den  Gesamtzusammenhang  a  b  c  (=  A)  mit- 
teilen, woraus  eine  Ableitung  letzterer  Beschreibung  (d.  i.  des  Gesamtzusammen- 
hanges) als  besonderer  aus  jener  (d.  i.  des  Teiles)  als  allgemeinerer  sich  als  unmög- 
lich ergibt.  Die  Gesetze  des  Gesamtzustandes  sind  also  gegenüber  jenen  der  Teile 
originär  und  unableitbar. 

II.   Der  logische  Aufbau  der  Nationalökonomie. 

Die  bisherige  Untersuchung  hat  nur  im  allgemeinen  nachge- 
wiesen, dass  das  Objekt  der  Sozialwissenschaften  ein  System  von 
Funktional-Beziehungen  darstellt.  Nun  fragt  es  sich  aber,  ob 
denn  die  einzelnen  funktionellen  Verknüpfungen  alle  gleichartig 
oder  ob  sie  nicht  von  sehr  verschiedener  Struktur  sind.  Es 
ergibt  sich  daher  die  Aufgabe,  den  funktionellen  Aufbau  der 
sozialen,  im  besondern  der  wirtschaftlichen  Erscheinungen  zu 
untersuchen,  soweit  er  auf  verschiedene  Artung  der  Funktionen 
zurückgeht.  Dass  eine  solche  Verschiedenheit  der  Artung  in 
nicht  geringem  Masse  vorhanden  sein  dürfte,  lässt  sich  bei  dem 
komplizierten  Bau  des  »Ganzen«,  das  das  »Soziale«  darstellt,  von 
vorneherein  annehmen. 

Die  Einsicht  in  den  funktionellen  Aufbau  der  wirtschaftlichen 
Erscheinungen  ist  zugleich  die  Einsicht  in  den  prinzipiellen  logi- 
schen Aufbau  der  Nationalökonomie;  denn  da  diese  nur  aus 
Funktionsbegrififen  besteht,  so  ist  die  Einsicht  in  die  Arten  der 
funktionellen  Verknüpfungen  zugleich  die  Einsicht  in  die  Arten 
von  Funktionsbegriffen,  welche  das  logische  Gebäude 
der  Nationalökonomie   bilden. 

Der  Ausgangspunkt  für  diese  Analyse  der  Funktionen  kann 
nur  der  sein,  dass  es  menschliche  Handlungen  sind, 
welche  das  primäre  Element  der  sozialen  Erscheinungen  bilden. 
Sonach  —  luid    im  Laufe    unserer  Untersuchung    wird    sich    dies 
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noch  gänzlich  rechtfertigen  —  handelt  es  sich  nur  um  die  Zer- 
gliederung der  funktionellen  Systeme,  zu  denen  sich  die  mensch- 
lichen Handlungen  zusammenballen.  Damit  erlangt  die  Analyse 
von  selber  einen  guten  Anhaltspunkt ;  denn  nun  ergibt  sich  von 
selbst,  dass  zunächst  auseinanderzuhalten  sind  :  die  Erscheinungen 
im  Handeln  Eines  Individuums  und  die  im  Zusammenwirken 
Mehrerer.  Die  genauere  Betrachtung  kann  dann  folgende  Funk- 
tionalverkni-ipfungen  von  Handlungen  unterscheiden:  Die  funk- 
tionalen Verknüpfungen  der  Handlungen  im  Gesamtzusammen- 
hange des  Handelns  des  Individuums  für  s  i  c  h  (z.  B.  die  rein 
individuelle  Bedeutung  eines  Kaufaktes,  alle  Handlungen  Robin- 
sons); die  Verknüpfungen  der  Handlungen  im  Zusammen- 
wirken m  e  h  r  e  r  e  r  Individuen.  (Z.  B.  ein  Kaufakt  als  Glied  in 
der  Erscheinungsgruppe  »Markt«  betrachtet.)  Das  erstere  Gebiet 
nennen  wir  monogenetisch,  das  letztere  p  o  1  y  g  e  n  e- 
tisch.  Diesen  beiden  Unterscheidungen  schliesst  sich  noch  an: 
die  Berücksichtigung  der  oftmaligen  Setzung  sozialer  Erschei- 
nungen oder  der  H  ä  u  fu  n  g -(Masse)  und  der  öffentlichen 
Regelung. 

Wir  gehen  zur  Untersuchung  dieser  Gruppen  von  Erschei- 
nungen der  Reihe  nach  über. 

I.    Die      m  o  n  o  g  e  n  e  t  i  s  c  h  e  n     F  u  n  k  t  i  o  n  a  1  -  E  r  s  c  h  e  i  - 

n  u  n  g  e  n . 

Die  Bedeutung,  welche  eine  Handlung  für  das  handelnde 
Individuum  selbst  hat,  stellt  ihre  individuale  Funktionalbeziehung 
dar.  Beispiele  bieten  sowohl  die  Handlungen,  welche  im  Zu- 
sammenwirken mit  anderen  vorgenommen  werden,  wie  der  An- 
kauf einer  Ware,  als  diejenigen,  welche  ohne  unmittelbare  Be- 
ziehung zu  anderen,  rein  individuell  verwirklichbar  erscheinen, 
wie  ein  Konsumtionsakt,  oder  wie  die  Handlungen  Robinsons. 
Kurz:  wie  sich  ein  Kaufakt,  ein  Konsumtionsakt  etc.  in  mein 
Handeln  funktional  eingliedert  —  das  ergibt  seine  individualen 
F"unktionalbeziehungen. 

Die  genauere  Betrachtung  zeigt,  dass  sich  diese  funktionale 
Eingliederung  noch  spezieller  unterscheiden  lässt.  Ein  Kaufakt 
z.  B.  kann  sich  einfügen:  einmal  in  das  Ganze  dessen,  was  ich 
mein  -Budget«  nenne  —  was  eine  allgemeine,  rechnerisch-öko- 
nomische Funktionalbeziehung,  sozusagen  die  Funktionalbeziehung 
in    der    allgemeinen   Wirtschaftsrechnung  ergibt.     Sodann    in    das 

2  * 
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Ganze  dessen,  was  meine  »Bedürfnisbefriedigung«  schlechthin  dar- 
stellt, ohne  Rücksicht  auf  die  Opfer  und  Anstrengungen,  die  zur 
Bedürfnisbefriedigung  unternommen  werden  müssen,  d.  h.  der 
Kauf  kann  sich  mir  sozusagen  rein  konsumtionell  darbieten  — 
was  die  rein  konsumtionelle  Funktionsbeziehung  des  Kaufes  ergibt; 
ferner  kann  ich  ihn  in  anderen  Zusammenhängen,  etwa  in  rein 
technischproduktioneller  Hinsicht  betrachten,  so  dass  die  ange- 
kaufte Ware  nur  im  Lichte  ihrer  Verwendbarkeit  in  einem  gege- 
benen Produktionsprozess  erscheint  (Funktionalbeziehung  der  tech- 
nischen Produktion).  Eine  Handlung  fügt  sich  also  ein  in  eine 
Mehrheit  von  besonderen  funktionellen  Gebilden  —  so 
nennen  wir  solche  relative  Funktions-Ganze,  wie  sie  sich 
hier  in  den  Systemen  »Budget«,  »Konsumtion«,  »Produktion« 
ergeben  haben.  Der  Begriff  eines  solchen  »Funktions-Gebildes« 
oder  >  P\mktions-Ganzen«  bestimmt  sich  bei  näherer  Betrachtung 
dahin :  dass  es  innerhalb  des  individualen  Handelns  einen  be- 
stimmten abgesonderten  Zusammenhang  im  Handeln,  sagen  wir: 
einen  besonderen  systematischen  Zusammen- 
h  a  n  g  i  n  den  Handlungen  darstellt ,  der  sich  um  e  i  n 
relativ  selbständiges  Ziel  gruppiert^).  So  ist  die 
»Produktion«  als  solche  ein  System  von  Handlungen,  das  um  das 
relativ  selbständige  Ziel  der  Herstellung  von  Produkten  schlecht- 
hin gruppiert  ist;  dass  dieses  Ziel  wieder  unter  der  Bedingung 
eines  höheren  Zieles,  nämlich  des  Systems  der  Konsumtion,  und 
des  noch  höhern  der  dauernden,  generellen  »Wirtschaftlichkeit«, 
das  wieder  die  Form  der  »Rentabilität«  haben  kann,  steht,  tut 
der  relativen  Selbständigkeit  beider  keinen  Abbruch.  Dieses 
Phänomen  sagt  uns  vielmehr  nur,  dass  die  einzelnen  »Funktions- 
Ganzen«  oder  »Gebilde«  gemäss  der  Wechse  Ibedingtheit 
der  Ziele  des  Handelns  des  Individuums^)  in  durchgängiger, 
und  zwar  hierarchischer  Abhängigkeit  voneinander  sind. 

Sowohl  aus  den  angeführten  Beispielen,  wie  aus  dieser  Be- 
griffsbestimmung folgt,  dass  die  funktionellen  Beziehungen  jeder 
Handlung  recht  mannigfaltig  sind:  der  Kaufakt  hat  z.  B.  rein 
budgetmässig  die  Bedeutung  einer  »Ausgabe«;  im  Zusanmienhang 


1)  »Relativ  selbständig«  ist  natürlich  ein  rein  gradueller  Begriff;  was  von  einem 
Gesichtspunkte  aus  noch  selbständig  ist,  ist  von  einem  höhern,  allgemeinern  Gesichts- 
punkte aus  schon  unselbständig.    Dies  ist  aber  hier  ohne  Belang. 

2)  Strenger  ausgedrückt:  gemäss  der  Wechselbedingtheit  der  Systeme  von  Mit- 
teln für  die  korrespondierenden   Ziele. 
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der  Produktion,  in  die  die  gekaufte  Ware  etwa  eingeht,  hat  er 
die  Bedeutung  eines  bestimmten  Produktionsmittels.  Schon  im 
HinbHck  auf  diese  beiden  Bedeutungen  allein  kann  daher  der 
Kaufakt  sozusagen  eine  letzte  End-Bedeutung  haben,  welche  sich 
als  Ergebnis  und  Ausgleich  der  Einzelbedeutungen  in  den  Ge- 
bilden darstellt.  In  unserem  Falle  hängt  diese  End-Bedeutung 
davon  ab,  wie  sich  die  beiden  Gebilde  »Budget«  und  »Produk- 
tion« zu  einander  verhalten.  Ist  z.  B.  der  Produktions-Erfolg,  der 
der  Verwendung  der  angekauften  Ware  zugerechnet  wird,  grösser 
als  die  »Minderung«,  die  der  Ankauf  budgetmässig  bedeutet,  so 
hat  der  Ankauf  im  Gesamt-Zusammenhange  des  individuellen 
Handels  eine  bestimmte  günstige  Bedeutung.  Neben  dieser  aber 
existieren  relativ  selbständig  die  Einzel-Bedeutungen  in  den  Ge- 
bilden. 

Hiernach  haben  wir  zu  unterscheiden:  die  unmittelbare 
Funktionalbeziehung  einer  Handlung  innerhalb  eines  Gebildes;  und 
die  Funktionalbeziehungen  einer  Handlung  durch  sämtliche 
Gebilde,  in  die  es  sich  einfügt,  hindurch,  d.  h.  die  Funk- 
tionalbeziehung im  Gesamt  zusammenhange  des  (wirtschaft- 
lichen) Handelns.  Die  Funktionalbeziehung  innerhalb  eines  Ge- 
bildes hängt  ab  von  der  unmittelbaren  Stellung  und  Be- 
deutung einer  Handlung  im  Gebilde  selbst,  z.  B.  die  Bedeutung 
des  Kaufes  als  Erwerbung  eines  Produktionsmittels  schlechthin, 
oder  einer  »Ausgabe«  im  Budget  schlechthin.  Die  Funktional- 
beziehung einer  Handlung  im  Gesamt-Zusammenhang  des  indivi- 
duellen Handelns  hängt  ab:  i.  von  der  Eingliederung  derselben 
in  sämtliche  vorhandenen  Gebilde  und  2.  von  dem  Verhältnis 
dieser  Gebilde  zu  einander.  —  Somit  ergeben  sich  die  Unter- 
scheidungen: 

1.  unmittelbare  Funktionalbeziehungen  der  Handlungen  — 
d.  i.  ihrer  Bedeutungen  im  Gebilde  für  sich  ; 

2.  mittelbare  Funktionalbeziehungen  —  d.  i.  ihre  Bedeu- 
tung durch  die  Gebilde  hindurch  im  Ganze  n  der  Gebilde,  was  so 
viel  heisst  wie:  im  Gesamtzusammenhange  des  individuellen  Han- 
delns  [wir  haben  hier  nur  das  wirtschaftliche  Handeln  im  Auge]; 

3.  unmittelbare  Funktionalbeziehungen  der  Gebilde  unter- 
einander. Wir  nennen  diese  Funktionalbeziehungen  solche  höhe- 
rer Ordnung;  sie  repräsentieren  nicht  Beziehungen  der 
Handlungen  selbst,  sondern  die  Beziehungen  der  relativ  selb- 
ständigen,   Gruppen    von    Handlungen    umfassenden,    Funktions- 
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gebilde  untereinander. 

Alle  die  bisher  entwickelten  Begriffe  und  Phänomene  nennen 
wir  m  o  n  o  g  e  n  e  t  i  s  c  h  e  ,  weil  sie  ganz  auf  individualeni  Gebiete 
liegen. 

Richten  wir  unsere  Aufmerksamkeit  auf  die  Notwendigkeit 
der  Erforschung  jener  monogenetischen  Beziehungen,  so 
zeigt  sich,  dass  unsere  bisherigen  Unterscheidungen  noch  weiter- 
führen. Die  Anhaltspunkte  für  die'se  Weiterführung  liegen  in  der 
Auseinanderhaltung  von  Gebilde  und  F  u  n  k  t  i  o  n  a  1  b  e- 
ziehung  der  Handlung.  Verfolgt  man  dann  konsequent  alle 
Möglichkeiten  der  Beschreibung  ^),  so  gelangt  man  zu  den  nach- 
folgend entwickelten  Unterscheidungen. 

I.  Unmittelbare  und  mittelbare  Funktionalbeziehungen  der 
Handlungen,  d.  h.  ihre  funktionalen  Beziehungen  in  den  Gebilden 
und  im  Gesamtzusammenhange  des  individuellen  Handelns.  Ein 
Beispiel  haben  wir  oben  schon  durchgeführt.  Worauf  hier  speziell 
hinzuweisen  ist,  ist  das  Phänomen  des  subjektiven  Wertes. 
Bei  diesem  handelt  es  sich  zwar  nicht  selbst  um  konkrete  oder 
typische  funl<tionelle  BedeutuTigen  von  Handlungen  für  das  Indi- 
viduum; indessen  handelt  es  sich  bei  ihm  um  eine  generelle  Be- 
trachtung sozusagen  der  Grössen -Verhältnisse  der  Funk- 
tionalbeziehungen. Denn  der  subjektive,  bloss  im  individualen 
Handeln  auftretende  Wert  stellt  sich  zunächst  dar  als  die  reine 
Grösse  der  Intensität  derFunktionalbeziehung 
(natürlich  nur  im  Sinne  einer  Vergleichsgrösse),  mit  andern 
Worten :  als  die  Intensität  der  Bedeutung  einer 
Handlung-),  sei  es  im  Gebilde  schlechthin,  sei  es  im  Gesamt- 
zusammenhange des  Handelns.  Es  ist  ersichtlich,  dass  eine 
generelle  Beschreibung  dieses  Intensitäts-Phänomens  der 
Funktionalbeziehungen  möglich  sein  muss.  Denn  nicht  nur,  dass 
die  Verwirklichung    und  Verknüpfung    aller  Handlungen    generell 


1)  Unter  »Beschreibung»,  »Beschreibbarkeit«  u.  dg],  verstehen  wir  nicht  eine  hi- 
storische, auf  das  Individuelle  gehende  Betrachtung,  sondern  eine  erklärende,  theo- 
retische, gemäss  dem  Wesen  der  Erklärung,  die  eine  auf  das  Allgemeine  gehende, 
»ökonomische«  Beschreibung  darstellt.  Beschreibung  und  Erklärung  ist  also  in  die- 
sem Sinne  im  letzten   Grunde  identisch. 

2)  »Der  Wert  der  Güter  ist  die  Bedeutung,  die  wir  ihnen  zuerkennen  mit  Rück- 
sicht darauf,  dass  wir  unsere  Bedürfnisbefriedigung  und  daher  unsere  Wohlfahrt  von 
ihnen  abhängig  wissen«,  (v.  Philippovich ,  »Grundriss«  I.  2.  Aufl.  1897,  S.  6.)  — 
Aehnlich  v  Bölim-Bawerk  (Positive  Theorie  des  Kapitals,  2.  Aufl.  1902.  S.  137.) 
V.    Wieser  (Der  nalürl.   Wert,   1889.  S.    5,   18  f.  u.   ö.). 
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unter  ihm  als  einer  formalen  Bedingung  steht,  sondern 
auch:  durch  die  gleichzeitige  Bedeutsamkeit  einer  Handlung  in 
mehreren  Gebilden  werden  hier  selbständige  Zusammenhänge 
geschaffen,  insbesondere  ergibt  sich  das  generelle  Phänomen  einer 
Konkurrenz  der  Handlungen,  je  nach  dem  dieses  oder  jenes 
Gebilde,  in  welchem  diese  oder  jene  Handlung  bedeutsamer  ist, 
eine  grössere  Bedeutung  im  Gesamtzusammenhange  des  Handelns 
erlangt;  von  anderer  Seite  her  betrachtet,  ist  dies  das  Phänomen 
der  Wahl  zwischen   »Mitteln«   (Handlungen'). 

Die  subjektive  Werttheorie  stellt  sich  darnach  als  eine 
allgemeine  Theorie  der  Wirksamkeit  der  In- 
tensitäten der  F  u  n  k  t  i  o  n  a  1  b  e  z  i  e  h  u  n  g  e  n  im  i  n- 
di  vi  dualen  Handeln  dar,  also  als  eine  reine  allge- 
meine G  r  ö  s  s  e  n  t  h  e  o  r  i  e.  Sie  gibt  sozusagen  die  Dynamik 
und  Statik  der  funktionalen  Verknüpfung  im  wirtschaftlichen 
Handeln,  daher  sie  auch  in  der  Systematik  der  Theorie  der  Na- 
tionalökonomie an  erster  Stelle  stehen  sollte. 

Eine  generelle  theoretische  Beschreibung  des  subjektiven 
Wert-Phänomens  geschieht  z.  B.  in  der  Grenznutzentheorie  mit 
dem  Satze,  dass  wir  die  Güter  eines  Vorrates  nach  dem  Grenz- 
nutzen schätzen.  Dass  diese  Beschreibung  eine  rein  funktio- 
nale ist  und  in  keiner  Weise  psychologisch,  sei  hier  noch 
ganz  kurz  nachgewiesen. 

Im  Grenznutzengesetz  wird  beschrieben,  wie  sich  die  Intensitäten  der  Funktional- 
beziehungen zu  einander  verhalten,  bez.  in  welcher  Weise  sie  sich  durchsetzen, 
nämlich  gemäss  dem  (kleinsten)  Nutzen,  den  das  letzte  Gut  eines  Vorrates  noch  ge- 
währt. Somit  wird  die  Funktion  der  kleinsten  Intensität  oder  des  »Grenznutzens« 
beschrieben,  seine  Bedeutung  im  System  unseres  Handelns.  Die  »subjektive 
Werttheorie«  ist  also  nicht  »psychologischen«,  sondern  funk- 
tionalen Charakters.  —  Worauf  das  Grenznutzen-Phänomen  b  e  r  u  li  t ,  ist 
wieder  eine  andere  Frage.  Das  ist  dann  das  psychologische  Phänomen  der 
fortwährenden  Abnahme  der  Intensität  unserer  Bedürfnisse  bei  fortgesetzter  Befriedigung. 
Es  ist  dies  das  von  v.  Wiesei-  sog.  GosseiachQ  Gesetz,  dieselbe  Erscheinung,  die  in 
der  Psychophysik  in  anderer  Form  auftritt  und  mit  dem  Weber-Fechnersc\itx\  Gesetz 
bezeichnet  erscheint.  — -  (lieber  den  psychologischen  und  nationalökonomischen  Begriff 
des  Grenznutzens  vgl.  auch  oben  S.  6).  —  Wenn  v.  Wieser  sagt  :  Der  Werttheore- 
tiker dürfe  sich  »nicht  an  der  Erklärung  des  Wechsels  der  Nutzgrössen  genügen 
lassen,  er  muss  weiter  gehen  und  die  Gesetze  erforschen,  nach  denen  die 
Nutzgrössen  sich  in  Werte  verwandeln«'^),  so   ist  damit  das    Wesen  der 

1)  Der  allgemeinste  Grund  hierfür  liegt  allerdings  noch  weiter  zurück,  näm- 
lich in  der  Begrenztheit  unserer  Mittel  gegenüber  unseren  Zielen,  unserer  allgemeinen 
Abhängigkeit  von   der  Aussenwelt  durch  die  Bedürfnisse. 

2)  Der  natürliche  Wert,   Wien   1889,   S.   20. 


2A  Dr.  Othmar  Spann  : 

werttheoretischen  Betrachtung  im  Innersten  bezeichnet.  Und  es  widerlegt  sogar  die 
eigene  Neigung  der  Grenznutzentheoretiker,  die  Werttheorie  für  eine  angewandte 
Psychologie  zu  erklären.  Setzen  wir  statt  »Nutzgrösse«  den  psychologischen  Begriff 
»Befriedigungsgefühl«  so  lautet  nämlich  jener  Gedankengang:  der  Werttheoretiker 
nuiss  von  der  psychologischen  Einsicht  über  die  Befriedigungsgefühle  zu  der  Be- 
trachtung ihrer  Eigenschaft,  funktionale  Bedeutungen  im  Handeln  zuhaben,  übergehen 
und  von  da  zu  der  Einsichtnahme  in  die  generelle  gesetzmässige  Art  und  Weise, 
wie  sich  diese  Bedeutungs-  oder  Funktionsgrössen  im  Handeln 
durchsetzen. 

IL  Die  Handlungen  sind  aber  nicht  nur  in  ihrer  funktionalen 
Bedeutung  schlechthin  betrachtbar,  sondern  auch  als  Bestand- 
teile des  Gebildes  oder  »Funktions-Ganzen«  in  das  sie  sich  ein- 
gliedern. Das  Gebilde  bestimmt  sich,  wie  wir  früher  sahen,  als 
ein  System  von  Handlungen,  für  einen  bestimmten  Zweck,  das 
sich  damit  selbst  wieder  als  Mittel  in  den  Gesamtzusammenhang 
des  Handelns  eingliedert.  Aus  diesem  Begriffe  des  Ge- 
bildes folgt,  da  SS  es  selbständig  auf  generelle 
typische  funktionelle  Beschaffenheiten  seiner 
Funktions-Komponenten  hin,  beschreibbar  ist. 
Die  Betrachtung  ergibt  hier :  jeder  Bestandteil  des  Gebildes  de- 
terminiert dieses  in  bestimtiiter  typischer  Weise  nach  der  funk- 
tionellen Wirksamkeit  oder  dem  Erfolg,  den  es  selbst  im  Ge- 
samtzusammenhang des  Handelns  erreichen  soll.  (Beispiel :  eine 
neu  erfundene  Maschine,  z.  B.  der  mechanische  Webstuhl,  bewirkt 
im  Gebilde  »Produktion«  eine  technische  Erhöhung  des  Erfolges; 
gesellen  sich  hierzu  noch  gewisse  wirtschaftliche  Voraussetzungen, 
so  bewirkt  sie  im  Ganzen  des  Wirtschaftsprozesses  eine  Erhöhung 
des  »Ertrages«.)  —  Neben  dieser  Beziehung  auf  die  funktionelle 
Wirksamkeit  oder  den  Erfolg  eines  Gebildes  wird  aber  noch  eine 
solche  auf  die  Struktur  oder  die  Mittel  des  Aufbaues  mög- 
lich sein  (Beispiel:  die  Anwendung  des  mechanischen  Webstuhls 
kann  die  Anwendung  ganz  anderer  Arbeitsmittel  und  Verfahren 
und  anderer  organisatorischer  Zusammenfügung  dieser  hervorrufen) ; 
ferner  auf  den  zeitlichen  Aufbau  des  Gebildes  oder  die  Phase. 
Die  Handlungen  als  Bestandteile  von  Gebilden  sind  daher  be- 
trachtbar : 

in  ihrer  typischen  Beziehung  zur  funktionellen  Wirksamkeit 
des  Gebildes  als  Ganzes  (sozus.  als  Erfolgs-Bestandteil),  oder,  wie 
wir  sagen  wollen,  in  ihrer  typischen  Beziehung  auf  die  F  u  n  k  - 
t  i  o  n  a  l  i  t  ä  t  des  Gebildes ; 

in   ihrer  typischen  Beziehung  zur  S  t  r  u  k  t  u  r  oder  zum  A  u  f- 
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bau  des  Gebildes  als  eines  teclinischen  Systems  von  Mitteln  so- 
zusagen als  technischer  BestandteiP) ;   endlich 

in  ihrer  typischen  Beziehung  zum  Verlauf  der  Konstitu- 
tion des  Gebildes,  als  zeitliche  Phase. 

Die  Verfolgung  dieser  letzteren  Beziehung  ist  für  unseren 
rein  logischen  Zweck  nicht  mehr  unbedingt  notwendig  und  unter- 
bleibt daher  im  Nachfolgenden. 

Die  dargelegten  typischen  Beziehungen  nennen  wir  funk- 
tionelle Kategorien  oder  Kategorien  schlechtweg;  wir 
unterscheiden  demnach  : 

1,  Kategorien  der  F  u  n  k  t  i  o  n  a  1  i  t  ä  t  oder  des  E  r  fo  1  g  e  s 
(im  Gebilde).  Als  solche  erscheinen  nach  der  obigen  Begriffs- 
bestimmung: Kosten,  Nutzen  (Verlust  und  Gewinn),  Ertrag, 
Rentabilität,  Produktivität,  Sparsamkeit  und  Verschwendung  (letz- 
tere bes.  als  Kategorien  des  Gebildes  »Konsumtion«);  Reichtum 
und  Armut  erscheinen  als  Kategorien  der  Gesamtheit  der  wirt- 
schaftlichen Gebilde,  mithin  der  Wirtschaft  als  Ganzes;  und 

2.  die  Kategorien  der  Struktur  des  Gebildes.  Als  solche 
erscheinen :  Arbeit  —  Sachgut  der  Arbeit  [Kapital,  Boden,  freie 
Güter  und  Naturstoffe];  Arbeit  [worin  Arbeits  w  e  i  s  e  ,  Verfahren 
inbegriffen]  —  technische  Organisation  der  Verrichtungen;  ferner 
überhaupt  Organisation«  soweit  sie  auf  dem  Gebiete  rein  indivi- 
dualer  Tätigkeit  möglich  ist,  nämlich  als  bestimmte  Zusammen- 
fügung oder  Verbindung  der  Handlungen,  Verfahren  und  äusseren 
Mittel  (Arbeitsteilung  und  -Verteilung). 

Die  Kategorien  sind  sonach  typische  Gestaltungen 
der  Funktionalität  im  Gebilde  (als  Funktions-Ganzes) 
und  typische  Gestaltungen  im  Aufbau  der  Gebilde  als  funk- 
tioneller Systeme  spezifischer  Mittel.  Jede  Handlung  ist  in  die- 
sen kategorialen  Beziehungen  betrachtbar.  Die  Kategorien  bilden 
die  eigentlichen  Grundbegriffe  der  Nationalökonomie. 

III.  Ferner  sind  die  Gebilde  als  solche  beschreibbar.  Die 
betrachtete  Beschreibung  der  Handlungen  als  Bestandteile  des 
Gebildes,  oder,  was  dasselbe  ist,  des  Gebildes  nach  funktionellen 
Kategorien,  ist  natürlich  zu  unterscheiden  von  der  Beschreibung 
der  Gebilde  in  ihrer  Wesenheit;  diese  ist  eine  theoretische 
Beschreibung  derselben    als  konkreter  Typen  von   Systemen  von 

l)  Ich  möchte  hier  ausdrücklich  an  die  ganz  in  dieser  Richtung  liegende  Un- 
terscheidung V.  Henuanii'i  von  »Technik  im  weitern  Sinne <r  und  a Wirtschaft«  erin- 
nern;   »Staatswirtschaftl.   Untersuchungen,   2.  Aufl.   1870  S.   10  f.   u.   143   ff. 
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Mitteln.  So  ist  die  (individuale)  Produktion  als  Phänomen  be- 
schreibbar, in  welchem  ein  so  und  so  bestimmbares  System  von 
Handlungen  zur  Herstellung  von  Gütern  vorliegt.  Ein  solcher 
Begriff  der  Produktion  geht  sonach  auf  eine  konkrete  Theorie 
dieses  Gebildes,  nicht  auf  dessen  kategorialen  Aufbau. 
Allerdings  herrscht  zwischen  der  kategorialen  Beschreibung  der 
Bestandteile  (die  sub  II  soeben  erörtert  wurde)  und  der  hier  in 
Rede  stehenden  Beschreibung  des  Gebildes  nach  seiner  Wesen- 
heit eine  gewisse  Verwandtschaft;  denn  die  allgemeinste 
Theorie  der  Wesenheit  des  Gebildes  ist  offenbar  wieder  nichts 
anderes  als  die  Konstruktion  des  Systems  jener  allgemeinsten  ge- 
nerellen Funktions-Kategorien,  welche  ein  Gebilde  konstituieren; 
als  Funktions-Ganzes  schlechthin  z.  B. :  Kosten,  Nutzen,  Ertrag 
(etc.);  nach  ihrem  Aufbau  aus  Mitteln  z.  B. :  Arbeit,  Kapital  (etc). 
(Wie  ja  auch  wir,  umgekehrt,  oben  aus  dem  allgemeinen  Begriffe 
des  Gebildes  die  kategoriale  Beschreibung  der  Bestandteile  ab- 
leiten!) Diese  allgemeinste  Theorie  der  Gebilde  ist  ebensowohl 
eine  Lehre  von  ihren  Gestaltungsmöglichkeiten  wie  eine  generelle 
Lehre  von  der  Anpassung  derselben  (als  Funktions-Ganze). 

Indessen  bedeutet  diese  Verwandtschaft  der  theoretischen 
Beschreibung  der  Gebilde  mit  der  kategorialen  Beschreibung  der 
Handlungen  als  Bestandteile  noch  keine  Verwischung  der  grund- 
sätzlichen Verschiedenheit  der  beiden  Betrachtungsarten.  Denn 
im  letzteren  Falle  erscheinen  die  Handlungen  (als  Bestand- 
teile des  Gebildes)  in  ihrer  kategorialen  Bedeutung,  im  Falle 
der  theoretischen  Beschreibung  des  Gebildes  als  solches  erschei- 
nen die  Kategorien  selber  als  Bestandteile  (generelle  Funktions- 
Komponenten). 

Beispiele  von  Gebilden  und  den  allgemeinen  Begriff  derselben 
haben  wir  schon  oben,  zum  Teil  mehrfach,  erörtert.  (Produktion, 
Konsumtion  etc.) 

IV.  Endlich  handelt  es  sich  um  die  Beschreibung  der  Funk- 
tionalbeziehung höherer  Ordnung,  d.  i.  um  die  Erforschung  der 
Verhältnisse  der  Gebilde  zueinander  im  Gesamtzusammenhange 
des  individualen  Handelns.  Der  Charakter  dieser  Beschreibung 
ist  ganz  analog  der  von  unmittelbaren  Funktionalbeziehungen 
der  Handlungen  :  es  handelt  sich  um  die  Aufsuchung  der  Bedeu- 
tung eines  Gebildes  für  das  gesamte  Handeln.  Oder  anders  aus- 
gedrückt: um  die  Bedeutung  eines  relativ  selbständigen  Systems 
von  Mitteln  des  Handelns  für  den  Gesamtzusammenhang  aller  Sy- 
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Sterne  von  Mitteln  des  Handelns. 

Beispiel:  Das  Gebilde  Produktion  hat  die  generelle  Bedeu- 
tung der  Beschafifung  von  ]Mitteln  zur  Bedürfnisbefriedigung,  steht 
also  unter  der  Bedingung  des  Begriffes  der  letzteren,  das  Gebilde 
»Konsumtion«  ruht  als  letztes  Ziel  aller  wirtschaftlichen  Tätigkeit 
in  sich  selbst;  es  steht  aber  unter  der  rückwirkenden  Bedingung 
der  andern  Gebilde  im  Sinne  der  fortgesetzten  Erreichbarkeit  der 
in  ihnen  gelegenen,  notwendigen  Zwischenziele.  Eine  derartige 
Funktionalbeziehung  höherer  Ordnung  wird  z.  B.  mit  der  Einsicht 
vom  notwendigen  Gleichgewicht  zwischen  Produktion  und  Kon- 
sumtion« beschrieben,  oder  mit  der  spezielleren  Einsicht,  dass 
die  Konsumtion,  wenn  sie  »Kapital  -Verbrauch «^  wird,  das  Ge- 
bilde »Produktion«  und  damit  sich  selbst  in  ihrem  dauernden  Be- 
stände beeinträchtigt. 

Dieses  Beispiel  zeigt  auch,  dass  die  »mittelbaren-  Funktional- 
beziehungen der  Handlungen  —  das  sind  deren  Bedeutungen  durch 
das  unmittelbare  Gebilde,  in  dem  sie  auftreten,  hindurch,  Gesamtzu- 
sammenhang der  wirtschaftlichen  Handlungen  —  prinzipiell  gleich- 
bedeutend sind  mit  den  funktionellen  Beziehungen  höherer  Ord- 
nung. Denn  »durch  die  Gebilde  hindurch«  sind  einzelne  Hand- 
lungen nur  beschreibbar  als  Beziehungen  der  Gebilde  unterein- 
ander oder  umgekehrt:  die  Beziehungen  der  Gebilde  untereinander 
erscheinen  im  letzten  Grunde  nur  als  Beziehungen  der  Handlungen 
durch  die  unmittelbaren  Gebilde  hindurch. 

2.  Die  pol}' genetischen  Funktionalerschei- 
nungen. 

Die  umfassendere  Gruppe  von  Funktionalerscheinungen  er- 
gibt sich  erst,  wenn  wir  die  Handlungen  innerhalb  des  Zusam- 
menwirkens vieler  Individuen  betrachten.  Hier  können  wir  die 
Handlungen,  als  Glied  einer  polygenetischen  Gruppe  von  Erschei- 
nungen, wie  z.  B.  »Markt«  ;  arbeitsteilige  Kooperation«  betrachten. 
Es  ist  sofort  ersichtlich,  dass  auf  dem  Gebiete  des  Zusammen- 
wirkens Vieler  die  Beziehungen  der  Handlungen  zu  derartigen 
über  den  einzelnen  Individuen  stehenden  Gruppen  von  Erschei- 
nungen in  den  Vordergrund  treten.  Die  Voraussetzung  für  diese 
letzteren  selbst  ist  vor  allem :  dass  mehrere  Handlungen  mehrerer 
Individuen  ineinander  greifen;  in  unserem  Beispiel  des  »Marktes« 
ist  es  die  Handlung    des  Kaufes    von    der    einen,    des    Verkaufes 
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von  der  andern  Seite  her.  Die  nähere  Betrachtung  zeigt  dann, 
dass  diese  Kaufs-  und  Verkaufshandlungen  darstellen  : 

Zunächst  je  für  sich  Bestandteile  eines  individuellen 
Gesamtzusammenhanges  von  Handlungen.  Hier  liegt  also  auch 
die  Möglichkeit  einer  rein  monogenetischen  Betrachtung  der  Funk- 
tionalbeziehungen der  Handlungen  vor  und  zwar  nach  allen  den 
(vier)  Gesichtspunkten,   die  wir  früher  entwickelt  haben. 

Es  ist  aber  auch  jede  der  ineinandergreifenden  Handlungen 
eines  Individuums  bedeutsam  für  den  Gegenpart.  Zum  Beispiel: 
ein  Kaufakt  des  A  hat  für  diesen  selbst  zunächst  die  monogene- 
tischen Bedeutungen  ;  dass  aber  B  an  ihn  v  e  r  kauft  hat,  für  ihn 
(den  A)  zunächst  die  Bedeutung,  dass  ihm  der  Kauf  überhaupt 
ermöglicht  wird ;  ferner,  dass  B  nur  zu  speziellen  Bedingungen, 
die  nur  in  begrenzter  Weise  variabel  sind,  verkauft,  hat  für  ihn 
die  Bedeutung,  dass  (innerhalb  gewisser  Grenzen)  sein  Kaufakt 
eine  ganz  bestimmte  Gestaltung  annehmen  muss,  etwa  bei 
»ungünstigen«  Bedingungen  die  einer  Einschränkung,  bei  »gün- 
stigen« die  einer  Erweiterung  des  Kaufes.  In  grundsätzlich  gleicher 
Weise  gestaltet  sich  dann  das  umgekehrte  Verhältnis  des  A  zum 
B,  der  verkaufen  will.  —  Dieses  Phänomen  nun,  dass  jede  Hand- 
lung zwischen  Individuen  ausser  der  eigenen  je  eine  Bedeutung 
für  das  andere  Individuum,  also  eine  gegenseitige,  über- 
greifende Bedeutung  hat,  die  auf  das  gegenseitige  Ineinander- 
greifen der  Handlungen  gegründet  ist,  —  dieses  Phänomen  b  e- 
gründet  erst  jene  spezifischen  Erscheinungsgruppen,  wie  wir 
sie  in  den  Beispielen  von  »Markt«  oder  »Kooperation«  vor  uns 
haben.  Wir  nennen  solche  Erscheinungen  polygenetische 
Gebilde  oder  Kongregal-Gebilde.  —  Wie  diese  Er- 
scheinung begründet  wird,  ist  jetzt  klar.  War  das  monogene- 
tische oder  individuale  Gebilde  ein  relativ  selbständiges  System 
von  Handlungen,  das  unter  der  Bedingung  eines  relativ  selbstän- 
digen Zieles  steht,  so  ist  das  Kongregal-Gebilde  nicht  ein  solches 
einheitlich  aufgebautes  und  einheitlich  bedingtes  System;  sondern 
es  ist  ein  System  ineinandergreifender,  d.  i.  komplementä- 
rer Handlungen  mehrerer  Individuen  (also  polygenetischen  Auf- 
baues) ;  und  ein  in  der  notwendigen  Wechselbedingtheit 
der  übergreifenden  Funktionalbeziehungen  ge- 
gründetes System,  also  nicht  einheitlich,  sondern  wechselseitig  be- 
dingt. Das  Phänomen  der  Wechselbedingtheit  der  übergreifenden 
Funktionalbeziehungen  ist  dabei  notwendig  gegeben  mit  der  Tat- 
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Sache  der  Komplementarität  oder  des  Ineinandergreifens  der  be- 
treffenden Handlungen.  Das  kongregale  Gebilde  ist  sonach  ein 
rein  funktionelles  System,  in  welchem  Mittel  für  individuelle  Zweck- 
setzung mehrerer  Individuen  komplementär  ineinandergreifen,  es 
ist  damit  dem  Individual-Gebilde  im  innersten  Wesen  verwandt, 
wenn  es  auch  nicht  in  gleicher  Weise  einheitlich  durch  ein  rela- 
tiv selbständiges  Ziel  bedingt,  sondern  in  p  o  1  y  g  e  n  et  i  s  c  h  e  r 
Anpassung  bedingt  ist,  d.  h.  genauer:  es  besteht  nicht  aus 
einem  einzigen  System  von  Mitteln  (für  ein  individuelles  Ziel),  son- 
dern aus  zwei  oder  mehr  solchen  Systemen,  die  sich  komplemen- 
tär ineinanderfügen.  (Allerdings  nur  infolge  der  Komplementarität 
der  zugrunde  liegenden  Ziele,  was  aber  die  innere  Selbständig- 
keit des  kausalen  Systems  der  Mittel  nicht  antastet.)  —  Wir 
können  sonach  das  Kongregal-Gebilde  definieren  als  ein  polyge- 
netibches,  funktionelles  System  ineinandergreifender 
Handlungen,  das  unter  der  konstitutiven  Be- 
dingung steht,  dass  seine  Glieder  aus  mehreren 
monogenetischen  Systemen  von  Handlungen 
stammen,  die  sich  komplementär  ineinander- 
fügen. 

Zu  dieser  Begriffsbestimmung  sei  eine  kleine,  von  unserer  Untersuchung  selbst 
etwas  abweichende   Bemerkung  gestaltet. 

Mit  dem  entwickelten  Begriff  des  kongregalen  Gebildes  ist  der  vielumstriltene 
Begriff  des  Kollektiv-Phänomens  oder  Kollektiv-Dinges  prinzipiell  bestimmt : 
das  Kongregalgebilde  ist  der  prinzipielle  Typus  des  Kollektivums.  W  as  die  Einzel- 
dinge zu  Bestandteilen  eines  Kollektivums  (z.B.:  Fluss,  Wald,  Gesellschaft)  macht,  ist 
die  funktionelle  Verbindung  derselben  im  Ganzen.  Die  funktionelle 
Verbindung  ist  aber  notwendig  immer  in  einem  gewissen  Masse  komplementär,  »in- 
einandergreifend« (denn  sonst  wäre  sie  eine  blosse  Häufung).  Nur  so  kann  das 
Kollektiv-Phänomen  ein  neues,  originelles  Phänomen  oder  Ding, 
über  den  Einzel- Dingen  werden  und  nur  s  o  ist  es  auch  etwas  anderes  als 
die  blosse  Summe  oder  Häufung  seiner  Teile.  Dem  Begriffe  der  funktionellen 
Verbindung  nach  verändern  die  Bestandteiis-Individuen  ihr  (kausales)  Wesen  dabei 
nicht  (wenigstens  nicht  notwendig  und  prinzipiell,  wenn  auch  accidentielj).  Denn  es 
ist  nicht  ein  Natur- Prozess,  sondern  eben  ein  Zusammen-Wirken  der  komplementären 
Mittel,   eben  ein  funktionelles  sich-Zusammenfügen. 

Was  wir  oben  schon  bei  dem  Vergleiche  des  individualen  und  kongregalen 
Gebildes  berülirt  haben,  sei  hier  noch  besonders  hervorgehoben:  dass  das  »Gebilde« 
auf  monogenetischem  und  polygenetischem  Gebiete  im  letzten  Prinzip  nicht  ver- 
schieden ist;  für  b  e  i  d  e  trifft  daher  die  Charakteristik  als  Kollektiv-Phänomen  zu. 
Denn  beide  sind  rein  funktionellen  Aufbaues  und  auch  beim  Individual-Gebilde 
handelt  es  sich  im  Prinzip  um  eine  Reihe  komplementärer  Hand- 
lungen —  eben  weil  sie  sich  alle  um  e  i  n  Ziel  gruppieren  müssen,  d.  h.  weil  sie 
ein  verschlungenes  System  von  Mitteln  darstellen.     Beim  kongregalen  System  ist 
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die  Komplementarität,  das  Anpassungs-Phänomen  allerdings  viel  ausgebildeter,  sozu- 
sagen in  höherem  Massstabe  wiederholt;  denn  hier  handelt  es  sich  nicht  nur  um  die 
Komplementarität  innerhalb  eines  Systems  von  Mitteln,  sondern  um  die  komple- 
mentäre Ineinanderfügung  mehrerer  Systeme,  die  im  Begriffe  des  Systems  (das  mono- 
genetisch ist)  schlechthin  liegt,  sondern  um  die  Komplementarität  mehrerer  Systeme 
selber,  um  eine  komplementäre  Ineinanderfügung  polygenetischen  Handelns.  Im 
letzten  Prinzip  aber  ändert  sich  nichts ;  schon  allein  im  Begriffe  der  funktionellen  Ver- 
bundenheit (wie  des  Systems  überhaupt)  liegt  es,  dass  mehreres  in  einer  kom- 
plementären, sich  ergänzenden,  d.  h,  anpassenden  Weise  sich  zusammenfügen  muss. 
Wegen  dieser  letzten  prinzipiellen  Idehtität  des  individualen  und  kongregalen 
KoUeklivphänomens  ist  für  beide  die  Charakteristik  >.-sozial«  möglich 
und  notwendig  —  eine  Beziehung,  der  wir  an  dieser  Stelle  indessen  nicht  nach- 
gehen können '). 

Während  jede  Handlung  eine  bestimmte  übergreifende  Funk- 
tionalbeziehung aufweist,  hat  die  Tatsache,  dass  diese  Handlung, 
bez.  Funktionalbeziehung  wieder  nur  durch  die  übergreifende 
Funktionalbeziehung  des  Gegen  partes  ermöglicht  und  be- 
stimmt wurde,  d.  h.  dass  beide  Funktionalbeziehungen  nur  als 
wechselbedingte  verwirklicht  wurden,  in  komplementärer,  wech- 
selseitiger Anpassung  aneinander  entstanden  smd  —  während 
also  jede  Handlung  eine  bestimmte  übergreifende  Funktionalbe- 
deutung hat,  hat  sie  durch  die  Tatsache,  dass  diese  Funktional- 
bedeutung in  wechselseitiger  Anpassung  entstand,  gleichzeitig 
eine  funktionelle  Bedeutung  im  Ganzen  des  entstandenen  Kol- 
lektivphänomens oder  Kongregalgebildes.  Die  Handlung,  die 
jeder  der  beiden  Partner  vollzieht,  ist  letztlich  allein  bedingt  durch 
den  Sinn,  den  sie  schliesslich  im  Gesamtzusammenhange  des  in- 
dividualen Handelns  hat;  variiert  wird  eine  solche  Hand- 
lung durch  die  Anpassung,  die  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als  mit 
übergreifender  Bedeutung  ausgestattet  erleiden  muss;  sie  ist  aber 
prinzipiell  nicht  mitbedingt  durch  die  Bedeutung,  die  ihr  ausser- 
d  e  m  noch  in  dem  Kongregalgebilde,  das  gleichzeitig  mit  der 
Wechselbedingtheit  verwirklicht  wird,  zukommt!  (Z.  B.  erlange 
in  dem  Kongregalgebilde  ? Markt«  eine  Handlung  die  Bedeutung: 
preisdrückend.)  Schon  aus  dieser  Tatsache,  dass  die  Beschrei- 
bung des  Zusammenhanges  der  Handlungen  im  Kongregalgebilde 
an  sich  nichts  mit  dem  individualen  Zusammenhang,  in  den  sich 
die  Handlungen  eingliedern,  zu  tun  hat,  schon  aus  dieser  Tat- 
sache   folgt    die   selbständige    Beschreibbarkeit    des  Kongregalge- 

l)  Vgl.  dazu  meine  Arbeit  »Zur  Logik  der  sozialvvissenschaftl,  Begriffsbildung« 
(Festgaben  f.  Fr.  J.  Neumann,  S.  174,  Tübingen  1905)  und  j»  Wirtschaft  u.  Ge- 
sellschaft«.   Dresden   1907,   Schlussbemerkungen.   —   Vgl.  auch   unten    »Ausblicke«. 
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bildes.  Auch  eine  andere  Betrachtung  macht  uns  dieses,  übri- 
gens selbstverständliche  Ergebnis  klar.  Die  individuale  Funktio- 
nalbeziehung der  Handlung  ist  selbstverständlich  in  unmittelbarer 
Bedeutung  für  das  Individuum  gegeben ;  ebenso  ist  auch  die  über- 
greifende Funktionalbeziehung  unmittelbarer  Natur,  weil  ihre  Be- 
deutung zu  ihren  Bedingungen  gehört;  die  Bedeutung  einer  Hand- 
lung im  Kongregalgebilde  aber  hat  keinen  ursächlichen  Anteil 
an  der  Handlung  selbst,  denn  diese  Bedeutung  ist  nur  eine  Funk- 
tion der  Funktion,  nämlich  eine  Funktion  der  übergrei- 
fenden Bedeutung  der  Handlung.  (In  diesem  ihrem  Cha- 
rakter entspricht  sie  übrigens  der  mittelbaren  Funktional- 
beziehung im  Gebiete  des  Monogenetischen.)  Sie  ist  mithin  mit- 
telbarer Natur;  ihre  Beschreibung  ist  daher  selbständigen  Cha- 
rakters. Wir  können  die  funktionelle  Bedeutung  einer  Handlung 
im  Kongregalgebilde  die  k  o  n  g  r  e  g  a  1  e  F  u  n  k  t  i  o  n  a  1  b  e- 
Ziehung  nennen. 

Ueberblicken  wir  die  bisher  entwickelten  Bedeutungen  der 
im  Zusammenwirken  mehrerer  Individuen  verwirklichten  Hand- 
lungen, so  erhalten  wir  auf  dem  polygenetischen  Gebiete  folgende 
Unterscheidungen ; 

1.  Die  monogenetischen  F\mktionalbeziehungen  der  Hand- 
lungen, welche  unmittelbare  und  mittelbare  sind.  (Die  individua- 
len  F^unktionalbeziehungen  höherer  Ordnung  betreffen  nicht  mehr 
einzelne  Handlungen,  sondern  ihre  Gebilde.) 

2.  Die  übergreifende  Funktionalbeziehung  einer  Handlung, 
d.  i.  die  Bedeutung,  welche  die  Handlung  eines  fremden  Indivi- 
duums für  mich  hat  (oder  meine  Handlung  für  das  fremde  Indi- 
viduum). Diese  Funktionalbeziehung  ist  somit  gleichfalls  nur  rein 
monogenetisch    beschreibbar    (wenn  auch  polygenetisch  bedingt). 

3.  Die  kongregale  Funktionalbeziehung  einer  Handlung,  d.  i. 
ihre  Bedeutung  im  Kongregalgebilde  (z.  B.  »Markt«);  sie  ist  als 
Funktion  der  übergreifenden  F^imktion  der  Handlung  aufzufassen. 

4.  Die  kongregale  F^unktionalbeziehung  höherer  Ordnung. 
Diese  ist  gegeben  in  der  Bedeutung,  welche  ein  Kongregalgebilde 
im  Gesamtzusammenhange  der  sozialwirtschaftlichen  Kongregal- 
gebilde überhaupt  hat,  also  in  der  Funktion  des  Kongregalge- 
bildes im  Ganzen  der  »Volkswirtschaft«.  —  Die  einzelne  Hand- 
lung lässt  sich  hier  nur  in  doppelt  mittelbarer  Weise,  sozusagen 
zweimal  »durchsiebt«  verfolgen.  Z.  B.:  eine  bestimmte  Wert- 
schätzungs-     (bez.    Kauf-)    Handlung    hat  ,    einer    entsprechenden 
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komplementären  Handlung  (Verkauf)  angefügt,  die  (kongregale) 
Funktion,  »tauschbildend«,  »marktbildend<'  zu  wirken;  dies  ist  be- 
reits insoferne  eine  mittelbare  Funktionalbeziehung,  als  hier  nicht 
schlechthin  »Tausch«  oder  »Markt«  als  solche  gewollt  wird  oder 
im  Begriffe  der  Wertschätzung  und  ihrer  Stellung  im  Zusammen- 
hang des  individuellen  Handelns  liegt;  mittelbar  also  insofern, 
als  diese  Funktionalbeziehung  eben  eine  kongregale,  der  indivi- 
duellen Handlung  an  sich  fremde  Beziehung  betrifft;  aber  wieder 
erst  durch  diese  (»marktbildende«)  Beziehung  hindurch,  d.  h.  durch 
das  Kongregalgebilde  hindurch,  hat  dann  die  Handlung  einen 
Anteil  an  den  Funktionen  des  Gebildes  (»Markt«)  selbst;  z.  B.: 
als  Bestandteil  des  Marktes  Grundlage  für  die  »Unternehmung«, 
für  den    »Handel«    die   »Spekulation«   (etc.)   zu  sein. 

Was  die  Erforschung  aller  der  Phänomene  betrifft,  die  im 
Zusammenwirken  mehrerer  Individuen  auf  Grund  dieser  verschie- 
denen funktionalen  Verknüpfungen  der  Handlungen  entstehen,  so 
lassen  sich  die  verschiedenen  Beschreibungsmöglichkeiten  zunächst 
in  Analogie  mit  jenen  der  individualen  Funktionalbeziehungen, 
die  wir  oben  entwickelt  haben,  konstruieren;  indessen  muss  na- 
türlich auf  die  verschiedenartige  Konstitution  der  Erscheinungen 
Rücksicht  genommen  werden.  Die  genaue  Betrachtung  ergibt 
folgendes : 

I.  Die  Beschreibung  jeder  Handlung  in  ihrer  rein  monogene- 
tischen Funktionalbeziehung,    wie    sie    früher    abgehandelt  wurde. 

II.  Die  rein  monogenetische  Beschreibung  der  Bedeutung  der 
übergreifenden  Handlungen  anderer  Individuen.  Beispiel:  dass 
das  Individuum  B  ein  bestimmtes  Genussgut  (etwa  »Brot«)  zum 
Verkaufe  anbietet,  erlange  für  A  die  Bedeutung  des  Kaufes  die- 
ses Gutes  (z.  B.  statt  seiner  Erzeugung).  Mit  dieser  Handlung  sind  die 
sub  I  bezeichneten  Bedeutungen  verwirklicht ;  bei  Erwägung  ver- 
schiedener V^ariationen  der  Beschaffenheit  des  Verkaufsangebotes 
des  B  lässt  sich  die  variative  Bedeutung  seiner  (des  B) 
übergreifenden  Handlungen  verfolgen.  Beispiel:  das  Verkaufs- 
angebot des  B  geht  über  die  gewohnheitsmässige  Wertung  des  A 
hinaus;  die  variative  Bedeutung  einer  Erzwingung  höherer  Wer- 
tung bei  A  (d.  h.  »Steigerung  des  Brotpreises«)  kann  dann  die 
einer  »Einschränkung  des  Konsums«  sein,  —  etwa  gemäss  einer 
bestimmten  Beschaffenheit    seines   »Budgets«^);    ein  anderes  Bei- 

l)  Dass   in    dun    beschriebenen   Phänomenen  —    »Einschränkung    des  Konsums« 
(=  »Herabsetzung  des  Standard   of  life«)  —  ein  eigenthches  kongregales  Gebilde  vor- 
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spiel  wäre,  dass  eine  (erfolgreiche)  höhere  Lohnforderung  des 
Arbeiters  eine  erhöhte  Anwendung  von  Maschinenarbeit  bewirkt 
—  diese  höhere  Lohnforderung  erlangt  also  damit  eine  funktio- 
nale Bedeutung  in  dem  Individualzusammenhange:  Handlungen 
des  Unternehmers  im  Produktionsprozesse.  (Bei  der  Beschrei- 
bung aller  dieser  Phänomene  ist  allerdings  noch  etwas  ganz  an- 
deres, das  wir  erst  später  näher  kennen  lernen  werden,  zu  be- 
rücksichtigen, nämlich  die  Erscheinung  ihrer  wiederholten,  oft- 
maligen Gesetztheit  bei  den  zusammenwirkenden  Individuen  oder 
Häufung.  In  ihrer  empirischen  Gestaltung  stehen  alle  diese 
Phänomene  unter  dieser  Bedingung  der  Häufung,  im  besonderen 
ferner  noch  unter  der  der  Konkurrenz,  wie  wir  gleichfalls 
später  noch  sehen  w'erden.  —  (Z.  B.  bedeutet  eine  »Einschränkung 
des  Konsums«,  wenn  sie  gehäuft,  d.h.  als  »Mas  sen  erscheinung« 
vorkommt,  in  ihren  Folgen   »Degeneration  der  Nation«.) 

Die  Untersuchung  der  monogenetischen  Bedeutungen  der 
übergreifenden  Handlungen  ist  als  eines  der  wichtigsten  Gebiete 
der  Nationalökonomie  zu  betrachten.  Denn  alle  höheren  funk- 
tionalen Verknüpfungen,  alle  kongregalen  Funktionalbeziehungen 
höherer  Ordnung,  überhaupt  der  gesamte  kongregale  Auf- 
bau der  Volkswirtschaft  hat  in  den  übergreifenden  Funktional- 
beziehungen seine  Wurzel.  —  Hierher  gehören  daher  auch  die 
wichtigsten  Einsichten  der  Nationalökonomie.  So  beschreibt  z.  B. 
Thmiens  Lehre  von  der  relativen  Vorzüglichkeit  der  Wirtschafts- 
systeme und  eben  so  seine  Lehre  vom  Einfluss  der  Transport- 
kosten (Entfernung  des  Marktes)  auf  den  Standort  der  Produk- 
tion, hauptsächlich  die  Bedeutungen  von  Wirkungen  übergreifen- 
der Handlungen  der  Verkäufer,  nämlich  soferne  sie  preisbestim- 
mend sind  ^). 

III.  Die  kongregalen  Funktionalbeziehungen.  Auf  dem  poly- 
genetischen Gebiete  hat  die  Beschreibung  einer  Handlung  im 
»Gebilde«  nicht,  wie  auf  dem  monogenetischen  Gebiete,  die  Be- 
deutung einer  Beschreibung  der  Funktionalbeziehung  in  dem- 
selben,   sondern    einer    Beschreibung    der    A  n  p  a  s  s  u  n  g  s- Be- 


läge, ist  nicht  der  Fall.  Die  Veränderungen,  die  die  i- Einschränkung  des  Konsums« 
bedeuten,  sind  solche  im  Gesamtzusammenhang  des  individuellen  Handelns,  nicht  im 
ineinandergreifenden  Handeln ,  im  konkregalen  System  für  sich.  Die  Variation  des 
kongregalen  Gebildes  kann  von  da  aus  nur  mittelbar  geschehen  (nicht  unmittelbar) 
nämlich  dadurch,  dass  sich  die  Handlungen,  die  Teile  des  Gebildes  sind,  ändern, 
i)  Näheres  darüber  vgl.  unten  S.  41  ff. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1908.   1.  2 


■3^  Dr.  Othniar  Spann  : 

Ziehung.  Denn  das  kongregale  Gebilde  steht  nicht,  wie  das  indi- 
viduale,  unter  der  Bedingung  eines  einheitlichen  Zweckes,  son- 
dern unter  der  Bedingung  der  Anpassung  an  gegensätzliche, 
aber  allerdings  komplementäre,  ineinandergreifende  Zwecke  (Hand- 
lungen). Daher  kann  beim  kongregalen  Gebilde  auch  nicht  von 
einer  typischen  Bedeutung  der  Handlung  für  die  Funktionalität 
des  Gebildes  als  Ganzes  gesprochen  werden  (Kategorie);  denn 
es  hat  als  solches  keine  Funktionalität  im  Sinne  einer  einheit- 
lichen Bedingtheit  von  aussen  her.  (Es  wird  eben  keine  Hand- 
lung um  des  kongregalen  Gebildes  »Markt«  oder  »Kooperation« 
willen  an  sich  unternommen ,  wohl  aber  um  des  individualen 
Gebildes  »Produktion '<  willen.)  Das  konstitutive  Element  des 
Kongregalgebildes  ist  sonach  nicht  ein  Erfolg,  die  Produktion 
einer  Leistung  als  System  für  sich,  sondern  die  Anpassung, 
und  zwar  zwischen  polygenetischen  Systemen  von  Mitteln^).  Das 
Kongregalgebilde  ist  eben  nicht  ein  geschlossenes  System  von 
Mitteln  für  ein  Ziel,  sondern  ein  Gesamtsystem  mehrerer  kom- 
plementär ineinandergefügter  Systeme,  das  als  solches  nicht  um 
eines  Kollektiv-Zieles  willen  da  ist,  sondern  eben  nur  durch 
seine  Komplementarität.  Die  übergreifenden  Hand- 
lungen in  ihrer  Eigenschaft  als  eines  kongregalen  Systems  können 
sonach  nur  in  ihrer  Bedeutung  für  das  Anpassungsphänomen  als 
solches  beschrieben  werden.  Es  ist  auch  nur  diese  eine  Be- 
schreibung möglich,  weil  eben  die  Anpassung  (Komplementarität) 
das  einzige  konstitutive  Element  an  dem  Kongregalgebilde  ist; 
eine  kategoriale  Beschreibung  der  Bestandteile  nach  der  Be- 
ziehung zur  Funktionalität  oder  zum  Aufbau  des  Gebildes  aus 
Mitteln  (Struktur)  ist  nicht  möglich,  weil,  wie  wiederholt  hervor- 
gehoben, das  Gebilde  keine  Funktionalität  hat,  nicht  um  eines 
Effektes  willen  da  ist,  sondern  selber  nur  ein  Effekt  (seiner  Kom- 
plementarität) ist,  und  andererseits  die  Anpassung  eben  ein  Phä- 
nomen  des  Mittels  darstellt. 

Da  nun  die  Handlungen  der  beteiligten  Individuen  selbst  natür- 
lich nur  monogenetische  sind,  nur  aus  dem  Gesamtzusammenhang 
des  Handelns  heraus  erfolgen,  so  ist  ersichtlich,  dass  die  kongregalen 


I)  Das  Anpassungsphänomen  ist  ja  prinzipiell  auch  im  Individualgebilde  ent- 
halten, wie  wie  wir  oben,  S.  29  f.,  sahen;  aber  nicht  als  Ausgleichung  zwischen  zwei 
fremden  Systemen,  sondern  zwischen  Mitteln  für  ein  gegebenes  Ziel;  daher  liegt  das 
Anpassungsphänomen  beim  Individualgebilde  schon  im  Mittel  selber  und  wäre  somit 
nur  rein  technisch   beschreibbar. 
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Anpassungserscheinungen  nur  solche  der  individuellen 
Zweckhandlungen  (an  die  Erfordernisse  von  aussen)  sind.  Es 
handelt  sich  daher  hier  um  Anpassungserscheinungen  derjenigen 
Grundphänomene,  welche  auf  dem  Gebiete  des  Monogenetischen 
hervortreten.  So  wird  die  individuale  Wertschätzung,  im 
Kongregalen  zur  Einigung  über  die  Wertung,  zum  »Preis«; 
so  wird  die  geteilte  (»arbeitsteilige«)  Verrichtung  des  Robinson 
im  Kongregalen  zur  Kooperation,  »Berufsteilung«  (etc.).  Worum 
es  sich  für  die  kongregale  Beschreibung  handelt,  ist  somit  die 
Erforschung  des  Anpassungsphänomens  als  solchem.  Man  kann 
dies  vielleicht  deutlicher  umgekehrt  vom  Kongregalgebilde  aus 
klarlegen ;  der  Preis  erscheint  dann  als  Anpassungsphänomen 
gegensätzlicher  subjektiver  Wertungen,  die  Kooperation  als  das 
Anpassungsphänomen  der  Arbeitsteilung.  Weiter  ergibt  sich, 
beispielsweise:  Der  »Tausch«  ist  ein  Anpassungsphänomen  der 
Besitz-  und  Produktionsverschiedenheit,  die  »Versicherung",  als 
wechselseitige,  gleichartige  Hilfeleistung,  ist  ein  Anpassungsphä- 
nomen an  ungleiche,  unvorhergesehene  (etc.)  Störungen,  u.  dgl.  m. 
Wo  es  eine  generelle  Theorie  des  zugrunde  liegenden  i  n  d  i  v  i- 
dualen  Phänomens  gibt,  wie  beim  »W'erten«,  dort  muss  es 
auch  eine  generelle  Anpassungstheorie  dieses  Phänomens  geben. 
So  untersucht  z.  B.  die  Grenznutzentheorie  mit  den  Begriffen  des 
Grenzkäufers,  bez.  -Verkäufers  (und  unter  Berücksichtigung  des 
Konkurrenzphänomens,  worauf  wir  erst  später  eingehen  können) 
den  Preis  als  Anpassungserscheinung.  Das  Phänomen  des 
Lohnes,  das  auf  monogenetischem  Gebiete  bloss  als  Zurech- 
nung des  Produktionserfolges  an  den  Produktionsfaktor  Arbeit 
erscheint,  erscheint  im  Kongregalen  wesentlich  als  Anpassungs- 
phänomen an  Grenzkäufer  und  -Verkäufer  analog  dem  Preise, 
nämlich  als  Wertschätzungs-Vereinbarung  (allerdings  vorzugsweise 
infolge  der  Wirksamkeit  der  Konkurrenz,  sonst  möchte  es  auch 
im  Kongregalen  zur  »Zurechnung«  tendieren).  Monogenetisch  ein 
ähnliches  Zurechnungsphänomen  ist  der  K  a  p  i  t  a  1  z  i  n  s  ,  da  es 
sich  um  die  Kombination  des  Kapitals  mit  anderen  Gütern  und 
Produktionsfaktoren  handelt ;  da  nun  hier  eine  unmittelbare  Um- 
bildung in  das  Kongregale,  d.  h.  ein  eigentliches  anpassendes 
ineinandergreifendes  Handeln  nicht  stattfinden  kann  (die  Ver- 
wertung des  Produktes,  die  als  »Preisbildung«  allerdings  kongre- 
galer  Natur  ist,  ist  etwas  prinzipiell  anderes,  wenn  auch  rück- 
wirkendes),   so    kommt   hier    auch    kein    spezifisches  Anpassungs- 
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phänomen  zustande.  Diesen  Sachverhalt  und  damit  den  prin- 
zipiellen Unterschied  eines  monogenetischen  und  spezifisch  kon- 
gregalen  Funktionszusammenhanges  zeigt  ebenso  sehr  z.  B. 
V.  B'öJwi-Bazverks  Theorie  des  Kapitalzinses,  die  sich  auf  die  ver- 
schiedenartige Wertschätzung  von  Zukunfts-  und  Gegenwartsgütern 
gründet,  als  etwa  v. /%?72//ö7w/zs  Auffassung,  welche  sich  auf  die 
Funktion  der  Kapitalgüter  im  Produktionsprozess  und  auf  die 
Preisbildung  stützt  '). 

Ein  komplizierteres  Anpassungsphänomen  von  eigener  Gat- 
tung, das  nicht  schlechthin  als  Kongregal-Gebilde  verwirklicht 
wird,  liegt  in  der  Erscheinung  des  Geldes  vor.  Dieses  beruht 
seinem  Begriffe  nach  auf  einer  temporaren  Wiederholung 
gleichartiger  übergreifender  Handlungen.  (Die  damit  gegebene 
Sonderstellung  vor  den  reinen  Kongregalphänomenen  wird  unten 
noch  erörtert  [s.  S.  47  ff.]).  Hier  werden  Güter,  die  nicht  un- 
mittelbar Gebrauchsgüter  sind,  im  Tausche  angenommen,  was  eine 
Anpassungserscheinung  an  die  Periodizität  oder  Vielfachheit  des 
Tauschphänomens  ist^).  Nicht  in  dieser  Weise,  sondern  nur 
mittelbar,  aber  doch  durchgängig  auf  die  Periodizität  der  Hand- 
lungen gegründet  ist  das  Phänomen  des  Kredites,  das  aber 
ein  echt  kongregales  System  ineinandergreifender  Handlungen  ist, 
nur  dass  die  beiden  Akte  zeitlich  auseinanderliegen;  so  liegt  hier 
prinzipiell  ein  gleiches  Anpassungsphänomen  wie  bei  der  Preis- 
Vereinbarung  vor.  —  Zusammenfassende  Begriffe  oder  Sammelbe- 
griffe von  Kongregalgebilden  sind  Begriffe  wie  -Markt«,  >Börse«, 
Bank«  u.  dgl.,  in  diesen  werden  aber  nebst  wirklichen  bestimmten 
typischen Kongregalsystemen,  wie  »Tausch«,  »Preis- Vereinbarung«, 
»Kredit«  etc.,  auch  die  damit  verbundenen  öffentlichen  Einrich- 
tungen —  Phänomene,  die  wieder  ganz  anderer  Struktur  sind  — , 
noch  dazu  meist  in  historischer  Kombination,  zusammengefasst. 
Eine  eigenartige  Erscheinung  bietet  sich  in  Phänomenen,  wie 
die  Rente  sie  repräsentiert,  dar.  Diese  Erscheinung  beruht 
darauf,  dass  die  Preisvereinbarungen  sich  bei  Gütern,  zu  deren 
Vermehrung  man  immer  teurere  Produktionsmethoden  einschlagen 
muss,  nach  der  teuersten  Produktionsmethode,  die  noch  in  An- 
spruch genommen  werden  muss,  richten.  In  diesem  Pralle  er- 
langen die  billigeren  Produktionsarten  (hierher  gehört  z.  B.   auch 

1)  Vgl.   »Grundrisse   I,   2.  Aufl.   1897.   ö.    273   ff. 

2)  Vgl.  bes.    Carl  Menger,   Untersuchungen  ü.   d.  Methode  der  Sozialwissenschaf- 
!ten  etc.   1883,  s.   u.   Art.   Geld  i.   Ilandwb.  d.   Staatswissensch. 
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fruchtbarer  und  hervorragend  gelegener  Boden,  sowie  im  weiteren 
Sinne  auch  jedwedes  »Monopol«)  eine  Rente.  FAn  solches  Phä- 
nomen kann  als  K  o  n  g  r  e  g  a  1  p  h  ä  n  o  m  e  n  höherer  Ord- 
nung bezeichnet  werden.  Es  ist  nicht  unmittelbares  Er- 
gebnis der  zusammenwirkenden  Tätigkeiten,  denn  diese  sind  nicht 
selber  darauf  gerichtet.  Es  entsteht  nur  mittelbar,  als  generelles 
Verhältnis-Phänomen,  sozusagen  als  Nebenprodukt  der  ineinander- 
greifenden Handlungen  des  Kongregalgebildes ;  es  ist  ein  Phä- 
nomen an  oder  neben  dem  Kongregalgebilde,  daher  nicht  eigent- 
lich ein  »Gebilde«  aber  ein  Produkt  höherer  Ordnung^).  (Auch 
hier  kommt  übrigens  noch  das  Phänomen  der  Konkurrenz  und 
das  der  Häufung  in  Frage,  worauf  wir  erst  später  eintreten 
können,   vgl.   u.  S.  43  ff.   u.  40  ff.) 

Eine  generelle  Störungserscheinung  einer  ganzen 
Reihe  von  Kongregalgebilden  stellt  ein  Phänomen  wie  die  »Krisis« 
dar.  Ist  diese  z.  B.  auch  nur  eine  reine  »Geldkrisis«,  so  stört 
sie  doch  den  gesamten  Gang  des  Kredites,  Handels,  Tausches 
und  der  Produktion.  Aus  solchen  Störungserscheinungen  wird 
die  durchgängige  funktionelle  Verbundenheit  der 
gesamten  Kongregalgebilde  offenbar.  Hiermit  kom- 
men wir  zur  letzten  Art  von  Beschreibungen  der  kongregalen 
Phänomene. 

IV.  Die  kongregalen  Funktionalbeziehungen  höherer  Ord- 
nung. Die  Darlegung  der  volkswirtschaftlichen  »Bedeutung«,  d.  h. 
der  funktionellen  Verbundenheit  von  Kongregalgebilden  wie 
>Geld«,  »Kredit«,  »arbeitsteilige  Produktion«,  »Austausch«,  > ge- 
sellschaftliche Unternehmungsformen«  etc.,  die  in  der  Natio- 
nalökonomie von  jeher  zu  den  wichtigsten  Problemen  gehört  hat, 
ist  nichts  anderes,  als  die  Erforschung  kongregaler  Funktional- 
beziehungen höherer  Ordnung.  Die  funktionelle  Verknüpftheit 
der  Kongregalgebilde,  die  hier  vorliegt,  liegt  letztlich  beschlossen 
in  der  funktionellen  Verbundenheit  der  zugrunde  liegenden  Ziele 
des  individualen  (monogenetischen)  Handelns,  was  zur  Folge 
hat,  dass  auch  alle  Systeme  von  Mitteln  zu  einem  Gesamt- 
system innerlich  verbunden  sind.  Die  kongregalen  Funktional- 
beziehungen höherer  Ordnung  haben  in  diesem  Sinne  ihre  Wur- 
zeln   im    Aufbau    des    individuellen    Handelns    und    zwar    speziell 

l)  Es  ist  ersichtlich,  dass  auf  rein  monogenetischem  Gebiete  als  Nebenerschei- 
nung des  (Individual-)  Gebildes  auch  analoge  individuale  Gebilde  höherer  Ordnung 
entstehen   können. 
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im  monogenetischen  Gebiet  der  übergreifenden  Funk- 
tionalbeziehungen. 

Indessen  lässt  sich  deshalb  die  Abhängigkeit  der  Kongregal- 
gebilde von  einander  nicht  durch  die  blosse  Bezugnahme  auf 
den  Zusammenhang  der  Ziele,  bez.  Individualgebilde,  erklären; 
denn  die  Kongregalgebilde  sind  eben  Anpassungsphänomene,  ins 
Kongregale  übersetzte  Zwecktätigkeiten.  Daher  ist  die  funk- 
tionelle Verknüpftheit  der  KongYegalgebilde  immer  selbständiger 
Natur  und  ihre  Erkenntnis  unvergleichlich  schwieriger. 

Die  bisher  angeführten  Beispiele  —  Funktionen  der  Preise, 
des  Geldes  (und  in  der  Folge:  Geldwertverminderungen,  -Er- 
höhungen u.  dgl.),  des  Kredites  u.  a.  —  dürften  das  Tatsäch- 
liche hinreichend  verdeutlicht  haben. 

Auch  die  Funktionen  der  kongregalen  Phänomene  höherer  Ord- 
nung, wie  »Rente«,  müssen  hieher  gezählt  werden.  Diese  sind 
aber  noch  mittelbarer  bedingt  als  die  der  kongregalen  Gebilde; 
eben  ganz  entsprechend  der  Stufenleiter,  in  der  sich  Kongregal- 
gebilde und  Kongregalphänomene  höherer  Ordnung  aufbauen. 

Die  kongregalen  Funktionalbeziehungen  höherer  Ordnung 
stehen  unter  der  prinzipiellen  Bedingung  einer  Mehrzahl  von 
Handlungen  jedes  der  für  die  betr.  Kongregalgebilde  in  Frage 
kommenden  Individuen.  In  dieser  Mehrfachheit  ihrer  Bedingungen 
liegt  es,  dass  sie  in  ihrer  faktischen  Gestaltung  durch  die  Mitwir- 
kung Vieler  bestimmt  werden.  Sie  repräsentieren  daher  ganz 
vorzugsweise  ein  historisches  Element  in  der  Volkswirt- 
schaft;  ja  sie  sind  sogar  ausschlaggebend  für  die  hi- 
storische Gestalt  derselben.  Auch  ist  deswegen  ihre  Er- 
forschung mit  einer  prinzipiellen  Rücksichtnahme  auf  die 
Erscheinung  der  Häufung  oder  Masse  sowie  der  Erscheinung 
der  Konkurrenz  verknüpft.  (Vgl.  unten  S.  43  ff.)  Ihre  Un- 
tersuchung wird,  entsprechend  der  Wurzelung  der  funktionalen 
Abhängigkeit  der  Kongregalgebilde  in  individualen  Zusammen- 
hängen, vor  allem  auf  dem  Wege  der  Erforschung  der  (monoge- 
netischen) Bedeutungen  übergreifender  Handlungen  stattfinden. 

3.    Die    Phänomene    der    Häufung. 

Die  Bedeutungen  von  Handlungen  im  Zusammenleben  Vieler 
können  noch  ganz  anderen  Ursprunges  sein,  als  wir  bisher  sahen; 
nämlich  wenn  es  sich  nicht  um  ein  bewusstes  und  beabsichtigtes 
Ineinandergreifen    von  Handlungen,    sondern    um    ein    Zusammen- 
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Treffen  solcher,  um  ihr  einfaches  Nebeneinanderhergehen  han- 
delt. Wir  nennen  diese  Erscheinung  der  vielfachen  Gesetztheit 
gleichartiger  Handlungen  die  Erscheinung  der  Häufung 
oder  Masse.  Wir  wissen  bereits,  dass  die  Masse  kein  echtes 
Kongregalphänomen  vorstellt,  kein  »Gebilde  ,  darstellt;  sie  kann 
daher  auch  kein  Kollektivp  hänomen  sein.  (Vgl.  oben 
S.  29.)  Zur  Verdeutlichung  diene  zunächst  ein  nicht  eigentlich 
nationalökonomisches  Beispiel :  Indem  zu  einer  bestimmten  Zeit, 
etwa  des  »Geschäftsschlusses«,  viele  Menschen  auf  die  Strasse 
kommen,  bilden  sie  nicht  ein  ineinandergreifendes  System,  kein 
Kongregalgebilde,  sondern  eine  blosse  Häufung  oder  Masse  von 
nebeneinander  Hergehenden.  Denn  diese  Menschen  sind  nicht 
beisammen  im  Sinne  eines  Zusammenwirkens,  sondern  bloss  durch 
Vielheit,  bloss  durch  Häufung.  —  Ein  anderes  Beispiel  bietet  die 
als  »Greshamsche  Regel«  bezeichnete  Erscheinung,  dass  bei  Vor- 
handensein von  »gutem«  und  »schlechtem-  Gelde,  das  »gute« 
Geld  ins  Ausland  gehe,  das  :  schlechte«  im  Inlande  bleibe.  Dies 
kommt  dadurch  zustande,  dass  >jederinann  im  Auslande  mit  dem 
»guten«  Gelde  bezahlt  —  eine  Handlung,  die  nur  vielfach  gesetzt 
ist,  aber  in  dieser  Eigenschaft  nicht  auf  eine  Art  von  Verabre- 
dung zurückgeht.  Ein  ähnliches  Beispiel  bietet  Fullartons  Prinzip 
der  Notenrückströmung,  Erscheinungen,  die  nur  je  einzeln  im 
Kongregalgebilde  begründet  sind  und  erst  gehäuft  die  betr.  Er- 
scheinung (Geldverdrängung,  Notenrückströmung)  im  grösseren 
KoUektivum  verursachen. 

Alle  diese  Beispiele  zeigen,  wie  Kongregalgebilde  und  Masse 
durch  eine  innere  Kluft  von  einander  getrennt  sind.  Die  Hand- 
lungen der  Individuen,  welche  in  ihrer  vielfachen  Wiederholung 
sich  als  »Masse«  repräsentieren,  sind  zwar  je  für  sich  als 
Bestandteile  eines  kongregalen  Gebildes  oder 
eines  monogenetischen  Zusammenhanges  ge- 
setzt; aber  sie  haben  keinerlei  gegenseitigen  inneren  Zu- 
sammenhang. Wir  nennen  diese  Erscheinung  die  S  t  r  u  k  t  u  r- 
losigkeit  der  Masse  oder  der  Häufung.  Wegen  dieser 
Strukturlosigkeit  der  Masse  nun  können  ihre  Bestandteile  —  das 
sind  die  Handlungen,  die  in  ihrer  vielfachen  Gesetztheit  die  Masse 
darstellen  —  auch  nicht  nach  funktionalen  Beziehungen  zu  ein- 
ander beschrieben  werden,  eben  weil  ihnen  jedwede  funktionale 
Verbundenheit  untereinander  fehlt.  Da  so  der  generelle  Grund 
einer  Massen-  oder  Häufungserscheinung  in  die  vielfache  Gesetzt- 
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heit  derselben  Handlungen  in  —  gleichen  oder  verschiedenen, 
aber  zu  demselben  Ergebnis  im  Handeln  führenden  —  monoge- 
netischen oder  kongregalen  Zusammenhängen  liegt,  kann  eine 
neu  auftretende  wirtschaftliche  Massenerscheinung  nur  erklärt 
werden  durch  Erforschung  der  Kongregalgebilde  oder  der  zu- 
grundeliegenden monogenetischen  Zusammenhänge,  in  denen  sie 
zur  Erscheinung  kommt.  Die  Feststellung  der  Häufungsphäno- 
mene ist  Aufgabe  der  Statistik. 

Andererseits  erscheint  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  eine  zu- 
erst strukturlos  sich  bildende  Häufung  sich  plötzlich  in  eine 
strukturelle  Masse  verwandelt,  d.  h.  plötzlich  einen  in- 
neren Zusammenhang  gewinnt.  Unser  erstangeführtes  Beispiel 
lässt  sich  in  diesem  Sinne  weiterführen,  etwa  wenn  wir  annehmen, 
dass  die  vielen  auf  der  Strasse  neben  einander  hergehenden  Men- 
schen gleichzeitig  von  einer  »politischen  Erregung«  oder  durch  aus- 
brechendes Feuer  von  einer  ;  Panik v;  befallen  werden.  Im  erste- 
ren  Falle  erhalten  sie  einen  gegenseitigen  Zusammenhang  etwa  durch 
ein  »Zusammengehörigkeitsgefühl«,  durch  >ein  Bewusstsein  ihres 
gleichen  WoUens«  u.  dgl.  und  es  entsteht  so  etwa  ein  »Auflauf«, 
der  durch  öffentliche  Reden  zu  einer  »Versammlung«  wird.  Im 
zweiten  Falle  erhalten  sie  einen  Zusammenhang  durch  ein  völlig 
entgegengesetztes  Gefühl,  etwa  indem  jeder  sich  in  seinem  Be- 
streben, sich  zu  retten,  durch  die  andern  gehindert  sieht  und  die- 
ser Hinderung  durch  vermehrte  Anstrengung  entgegenwirkt  u.  dgl. 

Die  letztere  Erscheinung  ist  durch  eine  allgemeinere  Begriffs- 
bestimmung bezeichenbar  und  hat  innerhalb  der  Tatsachen  der 
Volkswirtschaft  eine  grundlegende  Bedeutung;  es  ist  die  Erschei- 
nung des  Wettbewerbes  oder  der  Konkurrenz.  Diese 
ist  übrigens  rein  für  sich  selbst  genommen  keine  spezifisch  wirt- 
schaftliche Erscheinung,  sondern  nur  im  wirtschaftlichen  Tun  der 
Menschen  wirksam  ^). 

Gemäss  den  bisher  entwickelten  Unterscheidungen  ergeben 
sich  folgende  Betrachtungsmöglichkeiten  gegenüber  den  Phänome- 
nen der  Häufung: 

I.  Die  Beschreibung  der  strukturlosen  Masse  in  ihrer  Funk- 
tion als  Ganzes.     Aus  unserer   obigen  Entwicklung    geht    hervor. 


l)  Die  strukturellen  Massenerscheinungen  gehören  als  solche  überhaupt  nicht  in 
das  Gebiet  der  Nationalökonomie.  Es  kann  ja  wohl  z.  B.  eine  Panik  auf  der  Börse 
geschehen  (wo  sie  übrigens  erheblich  anderer  Art  ist)  und  damit  volkswirtschaftliche 
Folgen  erlangen.     Aber  die  Panik  selber  ist  doch   nie  wirtschaftlicher  Natur. 
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dass  es  wegen  der  Strukturlosigkeit  der  einfachen  Häufung  oder 
Masse  eine  spezifische  Funktion  der  Masse  als  Ganzes  nicht 
geben  kann ;  denn  sie  ist  eben  in  keinem  Sinne  ein  Gances  und 
somit  auch  als  solche  mit  nichts  verknüpft  und  verbunden,  daher 
ohne  Funktion.  —  Indessen  scheint  dem  die  Erfahrung  zu  wider- 
sprechen. Gleich  unser  Beispiel  vieler  auf  der  Strasse  zusammen- 
treffender Menschen  ergibt  u.  a.  Wirkungen  von  vergleichsweise 
gesteigerter  Verkaufs-  und  Kaufstätigkeit,  Entstehung  einer  Boden- 
rente uud  dgl.  Dennoch  handelt  es  sich  hier  nicht  um  eine  selb- 
ständige, spezifische  Funktion  der  strukturlosen  Masse,  sondern 
um  ein  Phänomen  der  S  u  m  m  i  e  r  u  n  g.  Die  summierende  Wir- 
kung liegt  nämlich  im  Begriffe  der  Häufung  selbst 
und  kann  sonach  allerdings  als  die  generelle  »Funktion«  oder 
Eigenschaft  der  strukturlosen  Masse  angesehen  werden.  Dies 
folgt  daraus,  dass  die  übergreifenden  Handlungen  der  Individuen 
—  fast  nur  um  solche  handelt  es  sich  bei  den  empirischen  Häu- 
fungsphänomenen —  ihrer  Natur  nach  sich  alle  in  ein  Kongregal- 
gebilde eingliedern  und  damit  auch  an  den  kongregalen  Funktio- 
nalbeziehungen höherer  Ordnung  teilhaben.  Hat  z.  B.  die  über- 
greifende, in  ihrem  Kongregalgebilde  notwendig  bedingte  Hand- 
lung »Bezahlung  mit  »gutem«:  Geld  im  Ausland«  (nach  Greshams 
Regel)  die  Funktionalbeziehung  höherer  Ordnung 
»Geld-Ausfuhr«,  so  hat  die  oftmalige  Wiederholung  dieser  Hand- 
lung notwendig  eine  summierende  Wirkung.  (»Verdrängung 
des  guten  Geldes«  in  dem  grösseren  Kongregalgebilde  »Inland«.) 
Aehnlich  das  erste  Beispiel:  Ist  die  Handlung  »auf  der  Strasse 
gehen«  in  irgend  einem  Sinne  eine  logische  Bedingung  für  die  über- 
greifende Handlung  »Verkaufs-  (bez.  Kaufs-)Angebot«  und  damit 
Setzungsbedingung  für  das  Kongregal-Gebilde  »Verkauf —  Kauf«, 
so  zieht  die  oftmalige,  sutnmierte  Setzung  der  allerersten  Bedin- 
gung auch  notwendig  die  summierte  Setzung  der  Folgeerschei- 
nungen nach  sich.  Es  entstehen  somit  »gesteigerte  Markt- 
Erscheinungen«,  was  eben  die  Differenzial-Rente  hervorbringt. 
(Die  weitere  Wirkung  der  »Rente«  werden  wir  später  beim  Phä- 
nomen der  Konkurrenz  erörtern,)  Die  Häufung  ist  eben  ihrer 
Natur  nach  eine  —  Häufung ,  Summierung  und  erzeugt  somit 
Dififerenzerscheinimgen. 

Was  aus  dieser  Erörterung  noch  hervorgeht,  ist :  die  Natur 
und  Notwendigkeit  einer  systematischen  Berücksich- 
tigung   der  Tatsachen    der  Häufung    bei    derBe- 
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Schreibung  der  monogenetischen  Bedeutungen 
der  übergreifenden  Handlungen,  bez.  der  k  o  n- 
g  r  e  g  a  1  e  n  F"  u  n  k  t  i  o  n  a  1  b  e  z  i  e  h  u  n  g  e  n  höherer  O  r  d- 
n  u  n  g.  (Wir  haben  dies  schon  früher  [s.  oben  S.  33  und  38] 
berührt).  Die  Natur  der  Beschreibung  der  Funktionalbeziehungen 
wird  ja  durch  die  Tatsache  der  Häufigkeit  des  Vorkommens  der- 
selben allerdings  nicht  verändert,  denn  sie  kann  immer  nur  rein 
nionogenetisch  sein ;  indessen  .kommt  die  Berücksichtigung  der 
Oftmaligkeit  notwendig  einer  Rücksicht  gleich  auf  die  s  u  m  m  i  e- 
renden  Wirkungen  dieser  für  die  kongregalen  Funk- 
tionalbeziehungen höherer  Ordnung,  welche  den  betreffenden 
Handlungen  zukommen,  anders  ausgedrückt:  auf  die  Summierung 
im  Gesamtzusammenhang  der  Kongregalgebilde  »Volkswirtschaft«. 
Verfolgen  wir  zur  Verdeutlichung  irgend  eines  der  benützten  Beispiele. 
Es  möge  die  erhöhte  Wertschätzung  des  Brotes  seitens  der  Ver- 
käufer (Preiserhöhung)  bei  einem  kaufenden  Individuum  die  über- 
greifende Wirkung  einer  »Einschränkung  des  Konsums«  =  »Herab- 
setzung« des  Standard  of  life  haben.  Diese  Wirkung  nun  habe  wie- 
der im  Gesamtzusammenhange  des  Handelns  jenes  Individuums 
mannigfache  Bedeutungen,  die  wir  unter  dem  Sammelnamen  »Dege- 
neration« zusammenfassen.  Diese  veränderten  Beschaffenheiten  des 
Individuums,  d.  h.  seiner  Ziele  und  seiner  Mittel  hierfür,  gehen 
als  Bestimmungsgründe  in  viele  Kongregalgebilde,  in  die  sein  nun 
Handeln  verknüpft  ist,  ein.  Wir  können  diese  Veränderungen, 
wie  etwa:  geringere  Arbeitstüchtigkeit  infolge  körperlicher  Schwäch- 
lichkeit, kürzere  Lebensdauer,  geringere  Kaufkraft  für  Güter  die 
höheren  Kulturbedürfnisse  dienen  etc.,  abermals  mit  einem  Sammel- 
namen, »degenerative  Wirkungen«  bezeichnen.  Es  ist  nun  ersicht- 
lich, dass  die  Verfolgung  und  Untersuchung  dieser  letzteren  (de- 
generativen) kongregalen  Funktionalbeziehungen  höherer  Ordnung 
erst  dann  eine  Notwendigkeit  ist,  vielleicht  sogar  erst  dann 
überhaupt  einen  Sinn  hat,  wenn  der  ganze  Fall  von  hinlänglicher 
tläufigkeit  ist,  z.  B.  für  die  »Arbeiterklasse«  typisch  ist. 
Erst  dann  sind  nämlich  die  jeweils  in  Frage  kommenden  Va- 
riationen der  kongregalen  Funktionalbeziehungen  höherer  Ord- 
nung hinlänglich  gross,  d.  h.  hinlänglich  s  u  m  m  i  e  r  t ,  um  eine 
Beschreibung  zu  erfordern,  eine  Beachtung  als  konkretes,  histo- 
risches   Moment  zu  erzwingen. 

Die  systematische  Berücksichtigung  der  Tatsachen  der  Häu- 
fung bei  der  Beschreibung  der   monogenetischen  Funktionalbezie- 
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hungen  der  übergreifenden  Handlungen  ist  also  nur  nötig,  sofern 
sie  wesentliche  Bedeutung  für  die  Wirtschaft  als  ganzes  Kongre- 
galsystem  (Volkswirtschaft)  gewinnen.  Denn  nur  durch  die  Häu- 
fung der  (monogenetischen)  Funktionalbeziehungen  übergreifender 
Handlungen  werden  die  kongregalenFunktionalbeziehungen  höherer 
Ordnung  (auf  die  es  ja  in  der  ;  Volkswirtschaft <;  vor  allem  ankommt) 
verändert,  w^eil  diese  auf  der  Mitwirkung  Vieler  beruhen  ^). 

Indirekt  können  übrigens  den  strukturlosen  Häufungsphäno- 
menen wohl  selbständige  Funktionen  zukommen,  nämlich  sofern 
sie  eine  öffentliche  Regelung  des  Handelns  —  sei 
es  z.  B.  ein  »Zwangskurs  ,  sei  es  eine  » Preis-Taxe <;  oder  sonst 
eine  gesetzliche  Vorschrift  —  herausfordern. 

II.  Die  Beschreibung  der  strukturellen  Massenerscheinung  des 
Wettbewerbes.  Bei  der  Entstehung  der  Erscheinung  des  Wett- 
bewerbes handelt  es  sich  zunächst  bloss  um  eine  Vielheit  gleich 
gearteter  Bestrebungen,  z.  B.  gleich  gearteter  Verkäufe,  Flucht- 
versuche (etc.)  also  um  reine,  strukturlose  Häufung.  Alle  übergrei- 
fenden Tätigkeiten,  z.  B.  Verkaufsbestrebungen,  sind  nun  ihrer 
Natur  nach  an  die  komplementären  übergreifenden  Tätigkeiten, 
z.  B.  Kaufsbestrebungen,  anpassungsfähig,  d.  h.  von  Haus  aus  Va- 
riationen zugänglich,  nicht  eindeutig.  Hiermit  ist  aber  das  Phä- 
nomen der  Konkurrenz  selbst  noch  nicht  gegeben  —  es  ist  bloss 
das  verwandte  Phänomen  des  Kampfes  zwischen  komplemen- 
tären Leistungen,  nicht  das  des  nachbarlichen  Sich-Uebertreffen- 
Wollens  in  gleichartigen  Leistungen.  Konkurrenz  ent- 
steht erst,  wenn  durch  Oftmaligkeit  oder  Häufung  g  1  e  i  c  h  g  e- 
a  r  t  e  t  e  r  Bestrebungen  Hindernisse  für  Einzelne  entstehen 

l)  An  dieser  Stelle  mag  nochmals  darauf  hingewiesen  werden,  wie  das  Phäno- 
men der  Häufung  ein  rein  historisches  Phänomen  darstellt,  denn  wenn  auch 
die  betr,  Handlungen  logisch  und  notwendig  aus  dem  Verhalten  der  Individuen  fol- 
gen, so  ist  die  Tatsache  der  Oftmaligkeil  an  sich  doch  rein  historischer  Natur  ;  ferner : 
wie  im  besondern  auch  dadurch  ein  historisches  Element  in  die  nationalökonomiscne 
Untersuchung  kommt,  dass  die  kongregalen  Funktionalbeziehungen  höherer  Ordnung, 
d.  h.  nichts  geringeres  als  :  die  ganze  Ordnung  und  Verknüpfung  der  Tätigkeiten  der 
Individuen  untereinander,  ihrer  Natur  nach  unter  der  Bedingung  der  tläufung  —  und 
der  Konkurrenz  I  —  stehen.  —  Einer  späteren  Untersuchung  muss  es  vorbehalten 
bleiben,  des  Näheren  darzutun,  wie  so  das  historische  Element  selbst  bei  der  Unter- 
suchung rein  wirtschaftlichen  Handelns  des  Individuums  —  durch  dessen  Verknüpflheit 
in  die  kongregalen  Gebilde  von  historischer  Gegebenheit  —  vorhanden 
sein  muss ;  und  wie  trotzdem  innerhalb  dieser  Gegebenheiten  eine  logische,  de- 
duktive Konstruktion,  besonders  auf  dem  monogenetischen  Gebiete,  möglich  und  not- 
w^endig  ist. 
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und  hierdurch  erhöhte  Anstrengungen  hervorgerufen  werden. 
(Den  Gipfelpunkt,  wie  er  etwa  in  unserem  früheren  Beispiel  der 
»Panik  einer  Menschenmenge«  veranschaulicht  wurde,  bezeichnet 
der  Fall,  wo  alle  Bestrebungen  sich  gegenseitig  hindern  und  alle 
zu  höchsten  Anstrengungen  getrieben  werden.)  Käufer  und  Ver- 
käufer sind  in  einem  gewissen  Kampfe,  der  eben  die  Anpassung 
bewirkt,  begriffen,  aber  Konkurrenz  machen  sich  erst  die 
Verkäufer  untereinander  und  die^Käufer  untereinander,  indem  sie 
sich  in  dem,  was  sie  bieten,  je  zu  übertreffen  trachten. 

Diese  Erscheinung  des  Wettbewerbes,  deren  prinzipiellste  Be- 
rücksichtigung besonders  durch  Malthus'  Begriff  der  Uebervöl- 
kerung  in  unsere  Wissenschaft  eingeführt  worden  ist,  ist  die  kon- 
stitutive Bedingung  für  die  empirischen,  historischen  Gestaltungen 
aller  Kongregalgebilde  in  der  Verkehrswirtschaft  und  ebenso  ihrer 
funktionellen  Zusammenhänge,  der  kongregalen  Funktionalbezieh- 
ungen höherer  Ordnung ;  desgleichen  ist  folgerichtig  das  Kongre- 
galphänomen  höherer  Ordnung  davon  abhängig. 

Indem  wir  dies  im  einzelnen  verdeutlichen,  werden  wir  gleich- 
zeitig sehen,  wie  die  nationalökonomische  Forschung  es  tatsäch- 
lich schon  betätigt  hat. 

a.  Die  Kongregalgebilde  sind  empirischermassen 
zumeist  nicht  nur  Anpassungserscheinungen  zwischen  den  inein- 
andergreifenden, komplementären  Tätigkeiten,  sondern  gleich- 
zeitig Ergebnisse  des  Wettbewerbes  zwischen  den  je  gehäuft 
vorhandenen  Tätigkeiten  von  Seiten  jeder  der  beiden  Parteien. 
Es  ist  dies  die  jedermann  geläufige  Erscheinung,  dass  z.B.  Käufer 
und  Verkäufer  nicht  bloss  unter  Berücksichtigung  ihrer  eigenen 
und  gegenseitigen  Wertschätzungen  handeln,  sondern  unter  Be- 
rücksichtigung der  Wertschätzungen  aller  in  ihren  Bereich  fal- 
lenden »Verkaufs«-,  bez.  »Kaufs« -Angebote.  Daher  ist  eine 
Theorie  der  Preise  nicht  bloss  eine  Betrachtung  der  Anpassungs- 
erscheinungen der  individuellen  Wertschätzungen  der  einander  je 
gegenüberstehenden  »Käufer«-  und  »Verkäufer«-Individuen  für 
sich,  sondern  zugleich  eine  Betrachtung  des  Verhaltens  dieser 
Individuen  im  Wettbewerb.  Der  Preis  erscheint  dann  als  ein 
wechselseitiges  Anpassungsprodukt  der  Kontrahenten  und  als  ein 
gleichseitiges  Wettbewerbsprodukt  zwischen  je  beiden  Seiten  unter- 
einander. (Oft  ist  das  eine  durch  das  andere  völlig  überdeckt, 
worauf  wir  aber  hier  nicht  eingehen  können.)  Im  Begriffe  und 
der  Wirksamkeit  des    Grenzkäufers«   z.B.  ist  in  der  Grenznutzen- 
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theorie  die  priczipieUe  Beziehung  auf  das  Konkurrenzphänomen 
enthalten.  Ein  wichtiger  Satz  der  Preistheoräe,  wie  der :  dass  sich 
bei  beliebig  vermehrbaren  Gütern  die  Preise  nach  den  Kosten 
der  billigsten  Produktion  richten,  iJlustriert  dies  besonders;  denn 
dies  wäre  nicht  der  Fall  ohne  Wirksamkeit  der  Konkurrenz.  Ueber- 
haupt  ist  die  Tendenz  zu  genereller  Gleichheit  der  Preise  (und 
aller  Kongregalgebilde)  auf  die  Wirksamkeit  der  Konkurrenz  zu- 
rückzuführen, denn  im  individuellen  Zusammenwirken  einzelner 
Partner  li^t  bloss  die  Anpassung  der  Wertungen  der  bei- 
den an  ihre  Bedürfoisse  und  Vorräte ,  was  als  Richtlinie 
vorwiegend  einen  »gerechten  Preis«.  nicht 
aber  einen  »K  onkurrenzpreis«;  ergäbe! 

Hieraus  wird  —  nebenher  —  ersichtlich,  dass  im  kongre- 
galen  wirtschaftlichen  Zusammenwirken  der  Men- 
schen an  sich  eine  ethische  Tendenz,  sozusagen 
automatisch,  gelegen  ist,  dass  aber  seine  Wirksam- 
keit durch  die  des  Wettbewerbes  verhindert  wer- 
den kann  und  faktisch  auch  wohl  zumeist  verhindert  wird.  (Das 
prinzipielle  Gegenmittel  ist  daim:  Ausschluss  des  W^ettbewerbes 
durch  Organisation.) 

Ein  weiteres  Beispiel  sei  mit  dem  Hinweis  auf  das  >eheme 
Lohngesetz  c  gegeben,  nach  welchem  der  Wettbewerb  völlig  das 
ethische  Anpassungsphänomen,  das  in  der  Lohn  Vereinbarung 
an  sich  noch  gelten  ist,  überdeckt,  so  dass  der  Lohn  einfach 
als  Konkurrenzpreis  erschien,  der  die  Tendenz  hat,  nach  Mög- 
lichkeit den  niedrigsten  Produktionskosten  zu  folgen. 

Wir  haben  früher  auch  schon  einen  anderen  Satz  der  Preis- 
theorie berührt:  dass  sich  bei  nicht  beliebig  vermehrbaren  Gütern 
der  Preis  nach  denjenigen  Produktionskosten  richtet,  welche  die 
teuerste  der  in  Anspruch  genommenen  Produktionsmethoden  er- 
fordert Hier  findet  (auf  Seiten  der  Verkäufer)  nur  eine  Konkur- 
renz zwischen  denjenigen  statt,  welche  die  teuerste  Produktions- 
metfaode  anwenden  müssen  (während  aber  natürlich  auch  die 
übrigen  Kongregalgebilde  unter  dem  Einflüsse  dieser  Konkurrenz 
stehen).  Dieses  Beispiel  illustriert  gleichzeitig,  wie  schon  früher 
erörtert,  die  Konstitution 

b)  des  Kongregalphänomens  höherer  Ordnung;  denn  die  Er- 
scheinung der  »Rente«,  die  auf  diesem  Preisgesetz  beruht,  steht 
darnach  nicht  nur  empirisch  (wie  die  einfachen  Kongregalgebilde), 
sondern  konstitutiv,   prinzipiell  unter  der  Bedingung  des  Kon- 
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kurrenzphänomens,  d.  h.  sie  würde  ohne  dieselbe  gar  nicht  (we- 
nigstens niclit  auf  dieser  Basis)  vorkommen  können  ^).  Die  Kon- 
gregalphänomene  höherer  Ordnung  stehen  sonach,  als  »Neben- 
produkte« der  Gebilde,  unter  der  Bedingung  der  Häufung  von 
Preisvereinbarungen  bei  Entstehung  des  strukturellen  Massen- 
Phänomens  der  Konkurrenz.  —  Prinzipiell  das  Gleiche  gilt  natür- 
lich von  den  eng  verwandten 

c)  kongregalen  Funktionalbe^iehungen  liöherer  Ordnung  (den 
funktionellen  Beziehungen  der  kongregalen  Gebilde),  die  man  mit 
dem  Kongregalphänomen  höherer  Ordnung  auch  zusammenziehen 
könnte.  Wenn  bei  der  Konstitution  des  Kongregalgebildes  die 
Tatsache  der  Konkurrenz  eine  empirische  Bedingung  abgibt,  so 
muss  dies  natürlich  auf  die  Funktionalerscheinungen  höherer 
Ordnung  zurückwirken.  Diese  stehen  darnach  prinzipiell  unter 
der  Bedingung  der  Häufung  von  Handlungen  und  mindestens 
unter  der  empirischen  Bedingung  der  Konkurrenz,  denn  es  ist  der 
Natur  der  Sache  nach  eine  Mehrzahl  von  Handlungen  der  beteilig- 
ten Individuen  zu  ihrer  Verwirklichung  nötig.  Zur  Exemplifikation 
genüge  ein  allgemeiner  Hinweis  etwa  auf  die  Funktion  der  Preis- 
gesetze,  die   Verteilung  in  der   Volkswirtschaft  zu  bewirken. 

Aus  der  Bedeutung  des  Konkurrenzphänomens  für  die  Kon- 
stituierung der  kongregalen  Phänomene  ergibt  sich  ein  Rück- 
schluss  auf  die  Bedeutung  der  strukturlosen  Masse  oder  Häufung. 
Es  folgt  nämlich,  dass  die  strukturlose  Masse,  neben  der  Eigen- 
schaft, summierend  zu  wirken,  was  ja  im  Begriffe  der  Häufung 
liegt,  als  solche  doch  eine  eigene  Funktion  aufweist,  nämlich 
die  der  Ermöglichung  einfacher  und  höherer  Kongregalphä- 
nomene  überall  dort,  wo  die  strukturlose  Masse  in  die 
strukturelle  des  Wettbewerbes  übergeht.  Da- 
bei ist  diese  Ermöglichungsfunktion  empirisch  (historisch,  acci- 
dentiell)  hinsichtlich  der  einfachen  Kongregalgebilde,  prinzipiell 
hinsichtlich  der  kongregalen  Funktionalerscheinungen  höhe- 
rer Ordnung;  denn  diese  letzteren  stehen  unter  ihrer  prinzipiellen 
Bedingung  (was  wir  schon  mehrfach  ausgeführt  haben),  die  erste- 
ren   nicht.     Vielmehr  entspringen  diese  ihrem  Begriffe   nach  bloss 


l)  Dass  die  Renteninhaber  die  Rente  von  den  Käufern  annehmen,  beruht 
dann  allerdings  auf  einer  anderen  Form  des  Wettbewerbes,  nämlich  der  Ausnützung  der 
hohen  Preise.  Im  Grunde  ist  es  ein  gleichartiges  Verhalten ,  wie  das  des  wirklich 
bedrängten  Konkurrenten. 
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dem  ineinandergreifenden  Handeln  zweier  Individuen.  Indirekt, 
accidentiell  steht  indessen  die  Realisierung  eines  Kongregalge- 
bildes allerdings  auch  unter  dem  Einflüsse  von  Wettbevverbsbe- 
strebungen  (welche  selbst  historische  Data  sind),  somit  unter  der 

—  wieder  historischen,  also  empirischen  —  Bedingung  der  Häu- 
fung. Die  Häufung  oder  strukturlose  Masse  als  solche  hat  so- 
nach die  generelle  Funktion  der  empirischen  Ermöglichung  der 
Kongregalgebilde  unserer  Erfahrung  und  der  prinzipiellen  Ermög- 
lichung der  kongregalen  Funktionalbeziehungen  und  -Phänomene 
höherer  Ordnung. 

III.  Die  temporäre  Häufung.  Zuletzt  verbleibt  noch  die  Be- 
trachtung einer  anderen  Gattung  von  Häufungsphänomenen,  näm- 
lich der  Häufung  in  der  Zeit  oder  der  Tatsache  der  Periodizität 
im  weiteren  Sinne.  Hier  handelt  es  sich  aber  um  eine  Häufung 
im  fortgesetzten  Ablaufe  der  Handhnigen  des  Individuums;  diese 
Häufung  tritt  also  nicht  als  gleichzeitige  Oftmaligkeit,  daher  aucli 
nicht  als  strukturloses  Massenphänomen  schlechthin  auf  Dieses 
letztere  wird  zwar  tatsächlich  hervorgebracht  werden,  wenn  viele 
Individuen  gleichartige  und  temporär  gehäufte  Handlungen  voll- 
ziehen, aber  hierauf  kommt  es  in  diesem  Zusammenhang  nicht 
an.  Was  hier  in  Frage  kommt,  ist  zunächst  nur  das  Faktum  der 
temporären  Häufung  von  Handlungen  der  Individuen  je  für  sich^). 

Dieses  Faktum  der  Häufung  in  der  Zeit  kann  als  v  a  r  i  at  i  v  e 
Bedingung  des  Handelns  des  Individuums  im  Zusammenwirken 

—  es  handelt  sich  um  übergreifende  Tätigkeiten  —  auftreten.  Eine 
derartige  Erscheinung  liegt,  wie  wir  oben  schon  angedeutet  haben 
(S.  36),  beim  G  e  1  d  e  vor.  Dieses  beruht  darauf,  dass  wegen 
steter  Wiederholung  der  Tauschtätigkeit  Güter  im  Tausch 
angenommen  werden,  die  nicht  selbst  verwendbar  sind,  aber  zum 
weiteren  Austausch  dienen  können.  Die  Erscheinung  des  Geld- 
Nehm^ens  oder  des  Geldes  schlechthin  ist  somit  nicht  ein  eigent- 
liches Phänomen  des  Zusammenwirkens  im  Tausche  als  solchem, 
sondern  ein  Phänomen  der  Rücksichtnahme  auf  die  oftmalige 
Wiederholung  der  Tauschtätigkeit.  Mithin  ist  das  Geld 
nicht  eigentlich  ein  Kongregalgebilde,  denn  ein  solches  müsste 
seinem  Begriffe  nach  auf  einem  einmaligen  (auch  simultanen,  mit 


l)  Es  ist  ersichtlich,  dass  die  temporäre  Häufung  auch  auf  rein  monogenetischem 
Gebiete  vorhanden  ist  und  überhaupt  im  Begriffe  der  Funktion  liegt. 
Wir  erörtern  hier  nur  die  polygenetische  Erscheinungsform  —  nämlich  bei  übergrei- 
fenden Handlungen  —   da  diese    allein    komplizierte  logische  Verhältnisse   bietet. 
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Ausnahme  etwa  von  Erscheinungen  wie  des  Kredits)  ineinander- 
greifenden Handeln  beruhen  können.  Das  Geld  ist  zwar  kon- 
gregaler  Natur,  weil  es  nur  als  eine  Art  des  ineinandergreifenden 
Handelns  auftreten  kann,  aber  an  sich  ist  es  als  ein  (mono- 
genetisches) Gebilde  der  temporären  Häufung  oder 
als  Periodizitäts-Gebilde  zu  betrachten. 

Wir  sehen  gleichzeitig,  dass  das  Phänomen  der  temporären 
Häufung  durchaus  nicht  als  strukturlos  anzusehen  ist.  Da  ilir  Ur- 
sprung rein  monogenetisch  ist ,  also  im  funktionellen  Zusammen- 
hang des  individuellen  Handelns  liegt,  hat  sie  notu^endig  von 
vorneherein  eine  funktionale  Stellung  im  Gesamtzusammenhange 
individuellen  Handelns.  Die  Funktionalbeziehungen  der  temporär 
gehäuften  Handlungen  können  daher  einen  systematischen  Cha- 
rakter annehmen,  d.  h.  eben  ein  temporäres  Häufungs-Gebil  de 
ergeben.  —  Dies  trifft  bei  der  simultanen  Häufung  nicht  zu. 

Die  temporären  Häufungserscheinungen  sind  sonach  an  sich 
auch  nicht  historische  und  irrationale  (empirische)  Data  ;  sie  können 
aus  historisch  gegebenen  Gesamtlagen  des  Handelns  eingesehen, 
und  somit  in  gewissem  Sinne  deduziert  werden. 

4.   Die    Funktionen     der    öffentlichen    Regelung 
des  Handelns. 

Ohne  auf  die  Natur  dessen,  was  Recht,  Konvention  und  Sitte  oder  »äusserliche 
Regelung«  ist,  hier  einzugehen^),  haben  wir  nur  auf  die  Funktionen  der  öffent- 
lichen Bestimmungen  oder  Einrichtungen,  welche  diese  Regelung  des  Handelns  vor 
allem  darstellen,  unser  Augenmerk  zu  lenken.  Eine  derartige  »öffentliche  Regelung«, 
sei  es  eine  »Steuer«,  eine  »Preis-«  oder  »Lohntaxe«,  eine  »Zwangsversicherung«,  eine 
»Vorschrift  über  die  Arbeitszeit«  etc.,  erscheint  wie  ein  Eingriff  von  aussen  in  das 
individuale  oder  zusammenwirkende  Handeln  der  Menschen,  also  wie  eine  zwangsweise 
Motivation.  Es  ergibt  sich  von  selbst  die  Aufgabe,  die  Wirkungen  oder  Funktionen 
dieser  Eingriffe  zu  erforschen.  In  der  Tat  zeigt  denn  auch  z.  B,  die  Finanzwissen- 
schaft als  ihre  wesentlichste  Aufgabe,  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Funktionen 
der  verschiedenen  Steuern  und  Besteuerungsarten  zu  ergründen.  Dass  z.  B.  eine  sog. 
Materialsteuer  (welche  das  Rohmaterial,  nicht  das  Produkt  besteuert  —  z.  B.  in  der 
Zucker  pioduktion  die  Rübe,  nicht  die  Raffinade)  die  Wirkung  hat,  zur  intensivsten 
Ausnützung  des  Materials  und  damit  zur  Vervollkommnung  der  Technik  anzuspornen; 
dass  eine  Miet-Sleuer  das  kleine  Budget  verhältnismässig  mehr  belastet  als  das  grosse 
und  daher  degressiv  wirkt  —  Einsichten  dieser  Art,  die  ja  den  konkreten  Begriff  einer 
Steuer  erschöpfen,  sind  Einsichten  in  die  funktionellen  Veränderungen, 
welche  die   öffentliche  Regelung  im  individualen  Gesamtzusammenhange  des  Handelns 

i)  Ich  darf  vielleicht  auf  die  in  diesem  Zusammenhange  besonders  lehrreiche 
Analyse  Carl  Mengeri.  (Untersuchungen  über  die  Methode  etc.)  hinweisen.  Im 
übrigen    wäre    StammUr  und    die    gesamte  rechtsphilosophische    Lileralur  zu  nennen. 
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hervorruft.  Indem  die  INIaterialsteuer  im  Sinne  einer  Preiserhöhung  des  Materials,  die 
Mietsteuer  im  Sinne  einer  Preiserhöhung  der  Miete  und  einer  Verschiebung  der  Ver- 
teilung des  Einkommens  wirkt,  wird  das  funktionelle  Gefüge  des  (monogenetischen) 
Systems    der  Produktionshandlungen,   bez.   der  Konsumtion,  verändert. 

Die  Natur  der  Funktionen  der  öffentlichen  Regelung  muss  also  davon  abgeleitet 
werden,  dass  diese,  wie  schon  erwähnt,  einen  Eingriff  von  aussen,  mithin  eine  allge- 
meine Beeinflussung  des  Handelns  der  Individuen  darstellt.  Ihre  Funktionen  beziehen 
sich  daher  auf  das  Handeln  des  Einzelnen  und  zwar  in  prinzipiell  ganz  gleicher 
Weise,  wie  übergreifende  Handlungen.  Z.  B.  hat  die  Besteuerung  der  Zuckerrübe, 
wie  schon  angedeutet,  die  gleiche  Wirkung,  wie  die  Verteuerung  der  Rübe  schlecht- 
hin, also  wie  eine  übergreifende  Handlung  des  Verkäufers  der  Rübe.  Die  Wirkung 
oder  Funktion  dieser  Handlung  ist  denn  auch  in  gleicher  Weise  monogene- 
tiscli    zu    beschreiben,    (die    obigen  Beispiele  haben  dies  bereits  verdeutlicht). 

Ausserdem  sind  alle  diese  übergreifenden  Funktionalbeziehungen  als  (simultan) 
gehäuft  auftretende  anzusehen,  denn  die  öffentlichen  Bestimmungen  sind  ihrer  Natur 
nach  für  alle  Betroffenen  allgemeingültig.  Somit  sind  bei  der  Beschreibung  der 
Funktionen  z,  B.  der  Steuern  auch  die  summierenden  Wirkungen  auf  die  kongre- 
galen  Funktionalbeziehungen   höherer  Ordnung  zu  untersuchen. 

Ist  die  Funktion  der  öffentlichen  Regelung  aber  monogenetisch  als  solche  der 
übergreifenden  Handlungen  und  dabei  zugleich  als  Häufungserscheinung  beschreibbar, 
so  ist  dabei  ebenso  wie  bei  jeder  anderen  übergreifenden  Handlung  eine  kongregale 
Funktionalbeziehung  beschreibbar.  Indem  die  öffentliche  Regelung  generell  als  Be- 
stimmungsgrund des  Handelns  der  Individuen  auftritt,  nimmt  sie  damit  ebenso  einen 
Anteil  an  der  Schaffung  des  Kongregalgebildes,  wie  jedwede  andere  Bestimmung  über- 
greifenden Handelns.  Hierher  gehört  z.  B.  die  Einsicht  von  der  »degressiven«  Wir- 
kung der  Mietbteuer,  von  der  Bedeutung  der  Steuern  für  den  »Verkehr«,  die  »Unter- 
nehmungsforni's  und  überhaupt  von  ihren  fördernden,  unterdrückenden  und  umbilden- 
den Wirkungen  auf  alle  Kongregalphänomene  einfacher  und  höherer  Ordnung  (z.  B. 
die   »Bodenrente«). 

III,  Das  erkenntnistheoretische  Verhältnis  der  Nationalökono- 
mie zur  Psychologie  und  den  Naturwissenschaften. 

Dass  die  rein  sozialwissenschaftlichen  Begriffe  nur  F  u  n  k- 
t  i  o  n  s  begriffe  sind,  niemals  Begriffe  von  der  Naturbedingtheit  der 
den  sozialen  Erscheinungen  entsprechenden  physischen  und  psy- 
chischen Vorgänge,  haben  wir  oben  im  II.  Kapitel  von  allgemein 
erkenntnistheoretischen  Gesichtspunkten  aus  nachgewiesen  und  es 
nun  bei  der  Untersuchung  des  logischen  Aufbaues  der  national- 
ökonomischen Begriffe  bestätigt  gefunden.  Wie  das  erkenntnis- 
theoretisch-methodologische Verhältnis  des  Wesensbegriffes  zum 
Funktionsbegriffe  das  eines  Hilfs-Begriffes  ist,  haben  wir  gleich- 
falls schon  oben  entwickelt.  Nun  gilt  es,  uns  diese  Hilfsstellung 
der  Wesensbegriffe  speziell  auf  dem  Gebiete  der  Nationalökono- 
mie zu  verdeutlichen. 

Die  natürlichen  Dinge  und  Vorgänge,  welche  dem  funktionellen 
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System  der  Wirtschaft  zugruiideliegen,  entsprechen  einerseits  dem 
Menschen  mit  seinen  Handlungen,  andererseits  der  Natur  mit 
ihren  Gütern.  Demnach  zerfallen  die  Hilfs-  oder  Wesensbegrifife, 
mit  denen  die  Nationalökonomie  arbeitet,  in  zwei  Gruppen :  sie  be- 
treffen entweder  den  Menschen  als  psychophysiologisches  Wesen 
oder  die  stoffliche  Natur;  sie  sind  also  entweder  psychologi- 
scher und  physiologischer  oder  naturwissenschaftlicher  (physika- 
lisch-chemischer) Art.  ^ 

In  erster  Linie  kommt  das  Verhältnis  zur  Psychologie 
in  Betracht,  weil  als  der  p  r  i  m  ä  r  e  Faktor  in  der  Wirtschaft  die 
menschliche  Handlung  angesehen  werden  muss.  Psychologische 
Begriffe  von  menschlichen  Handlungen  und  überhaupt  von  der 
Natur  des  Menschen,  sind  nun  solche,  in  denen  sie  als  psychische 
Phänomene,  d.  h.  auf  ihre  psychologischen  Bedingungen  hin, 
also  rein  im  Zusammenhange  des  Bewusstseins  (nicht  der  Gesell- 
schaft) betrachtet  werden  (die  Handlungen  können  dann  z.  B.  als 
bedingt  durch  Assoziationen,  Triebe  u.  dgl.  erscheinen).  Für  die  Na- 
tionalökonomie, die  ein  reines  System  von  Funktionsbegriffen  ist, 
kann  es  sich  aber  um  die  psychologischen  Begriffe  als  Wesensbegriffe 
vom  Menschen  nur  soweit  handeln,  als  die  psychologischen 
Bedingungen  der  menschlichen  Handlungen  in 
Frage  kommen,  d.h.  also,  soweit  die  mi  ttelb  aren  Bedin- 
gungen der  wirtschaftlichen  Erscheinungen  (sofern  sie  im  Menschen 
liegen)  in  Frage  kommen.  —  Wie  wir  bisher  den  funktionellen  Auf- 
bau des  Systems  der  Wirtschaft  kennen  gelernt  haben,  kann  es 
aber  psychologischeWesens  begriffe  nicht  von 
allen  wirtschaftlichen  Erscheinungen  geben, 
sondern  nur  von  den  i  n  d  i  v  i  d  u  a  1  e  n  F  u  n  k  t  i  o  n  a  1  b  e- 
Ziehungen  der  Handlungen  selber  (der  psycholo- 
gische Begriff  der  Handlung  ist  eben  dann  der  Wesensbegriff) 
nicht  von  den  Gebilden,  seien  sie  individual  oder  kon- 
gregal ,  nicht  von  den  f  u  n  k  t  i  o  n  e  1 1  e  n  K  a  t  e  g  o  r  i  e  n, 
nicht  von  den  kongregalenFunktionalbeziehungen 
höherer  Ordnung;  von  wirtschaftlichen  Phänomenen,  wie 
Kapital,  Gewinn  und  Verlust,  Geld,  Rente  etc.,  gibt  es  daher 
keine  Begriffe  ihres  psychologischen  Wesens ,  eben  weil  sie 
nicht  von  einer  einzigen  Handlung  getragen  werden,  sondern  einen 
komplizierten  monogenetischen  oder  kongregalen  Zusammenhang 
darstellen.  Ueberhaupt  gibt  es,  wie  gesagt,  von  all  dem  keine 
Wesensbegriffe,  was  nicht  selbst  unmittelbare  Funktionalbeziehung 
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einer  Handlung  ist.  Daher  gibt  es  wohl  von  den  Handlungen 
in  der  »Konsumtion«  (best.  Sinnesempfindungen,  Lustgefühle  etc.) 
»Produktion«,  »Eheschliessung«  u.  dgl.  Wesensbegriffe,  eben  weil 
es  Begriffe  der  psychischen  Phänomene,  welche  der  Handlung 
entsprechen,  gibt;  hingegen  gibt  es  keinen  psychologischen  We- 
sensbegriff von  der  Kategorie  »Ertrag«  ,  dem  Gebilde  »Produk- 
tion«, »Tausch«,  »Börse«,  »Bank«  u.  s.  w.  Soweit  von  solchen 
Kollektivphänomenen  psychologische  Einsichten  scheinbar  doch 
vorhanden  sind,  beziehen  sie  sich  immer  nur  auf  die  Komponen- 
ten, Teilhandlungen,  welche  es  zusammensetzen,  niemals  auf  das 
KoUektivum  als  solches. 

Betrachten  wir,  bevor  wir  darnach  das  Verhältnis  der  Psycho- 
logie zur  Nationalökonomie  endgültig  beurteilen,  das  Verhältnis  zu 
den  Naturwissenschaften,  wozu  speziell  auch  die  tech- 
nischen Disziplinen,  obgleich  sie  als  »angewandte  Lehren« 
z.  T.  eine  andere  logische  Struktur  haben  wie  die  theoretischen 
Naturwissenschaften,  gezählt  werden  mögen. 

Plier  handelt  es  sich  offenbar  um  die  Bedeutung  der  Eigen- 
schaften sämtlicher  Stoffe,  deren  sich  die  Menschen  zu  ihren  wirt- 
schaftlichen Zwecken  bedienen  oder  bedienen  können,  kurz  um  die 
gesamten  Tatsachen ,  das  gesamte  System  der  Natur. 
Dieses  bedeutet  hier  offensichtlich  die  materiellen  Möglich- 
keiten (oder  »möglichen  Mittel«),  welche  z  u  r  E  r  r  e  i  c  h  u  n  g 
der  Ziele  des  Handelns  vorhanden  sind.  Die  Na- 
tionalökonomie wird  daher  mit  naturwissenschaftlichen  Wesensbe- 
griffen operieren,  soweit  die  Gegenstände  der  Natur 
als  Mittel  für  die  wirtschaftlichen  Handlungen 
i  n  B  e  t  r  a  c  h  t  kommen,  oder  mit  anderen  Worten :  soweit  die 
Naturerscheinungen  als  Bedingungen  wirtschaftlicher  Handlungen 
tatsächlich  wirksam   werden. 

Da  die  Natur  nach  allen  ihren  Seiten  hin  fähig  ist,  eine 
Beziehung  zum  Menschen  und  damit  zu  allen  seinen  Handlungen 
zu  haben,  so  kann  jeder  physikalische,  chemische,  biologische, 
technische  Begriff  irgend  einer  Naturerscheinung  für  die  National- 
ökonomie (allgemeiner:  die  Sozialwissenschaft)  die  Bedeutung  eines 
Hilfs-oder  Wesensbegriffes  erlangen,  d.  h.  die  Kenntnis  der  physi- 
kalischen, chemischen  etc.  Eigenschaften  der  Dinge  wird  eine 
Hilfskenntnis  für  die  Einsicht  in  die  rein  wirtschaftlichen  Zusammen- 
hänge der  Handlungen  sein,  denn  jedes  natürliche  Ding  kann  eben 
in    das  System    wirtschaftlicher  Handlungen    verflochten    werden. 

4* 
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Hier  wird  übrigens  offensichtlich,  welcher  Unterschied  zwischen  den  Tatsachen 
(bez.  Begriffen)  der  Natur  und  den  Tatsachen  (bez.  Begriffen)  der  Technik 
in  dieser  Beziehung  des  Hilfsvvissens  obwaUel.  Die  Technilc  nimmt  gegenüber  der 
Naturwissenschaft  eine  wichtige  Sonderstellung  ein.  Ihre  Begriffe  haben  eine  be- 
merkenswerte Zwischenstellung  zwischen  blossen  Hilfsbegriffen  (Wesensbegriffen) 
und  wirtschaftlichen  Begriffen  selbst.  Während  das  Naturding  als  solches  bloss  das 
mögliche  Material  für  die  wirtschaftliche  Handlung  darstellt,  ist  nämlich  in 
der  technischen  Lehre  (denn  selbst  die  Tatsachen  der  Technik  beruhen  auf  Ge- 
danken oder  Lehre  !)  das  Element  d  e,  s  w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  li  e  n  Handelns 
selbst  enthalten.  In  diesem  Bestandteil  an  wirtschaftlicher  Handlung'  liegt 
auch,  nebenbei  gesagt,  die  Möglichkeit  zu  einer  selbständigen  sozialvvissenschaftlichen 
Betrachtung.  In  der  Tat  liegen  Anfänge  hierfür  in  den  neuerdings  mehrfach  auf- 
tretenden Versuchen  der  sog.  technischen  Oekonomik  vor.  Eine  ähnliche 
Stellung  und  Struktur  zeigt  ferner  auch  die  Wirtschaftsgeographie,  in  der  eigent- 
lich auch,  soweit  es  sich  um  eine  wirtschaftswissenschaftliche  Disziplin  handelt, 
technische  Erscheinungen  vorliegen,  so  dass  quasi  Naturerscheinungen  mit  Be- 
standteilen  wirtschaftlicher  Handlungen  auftreten. 

Uebrigens,  als  gewordene  und  vorhandene  Tatsachen  schlechthin  repräsentieren 
sich  die  Erscheinungen  der  Technik  (gleichwie  der  Wirtschaftsgeographie  etc.)  den- 
noch sowie  die  Erscheinungen  der  Natur,  sofern  es  sich  eben  um  Sachen  handelt, 
die  in  die  wirtschaftlichen  Handlungen  verflochten  werden.  Dann  spielen  die  Begriffe 
über  technische  Erscheinungen  die  gleiche  Rolle  des  Hilfswissens  wie  die  Begriffe  über 
Naturerscheinungen  selbst.  Es  sei  noch  bemerkt,  dass  unter  Technik  hier  nicht  nur 
die  Technik  der  einzelnen  Gewerbe  zu  verstehen  ist,  sondern  alle  technischen  Systeme, 
z.   B.    »soziale  Medizin«   als  Technik  in  physiologischer  und  psychologischer  Hinsicht. 

Von  der  für  die  Stellung  des  naturwissenschaftlichen  Hilfs- 
begriffes in  der  Nationalökonomie  massgebenden  Erscheinung  aus, 
dass  jedes  natürliche  Ding  in  das  System  wirtschaftlicher  Hand- 
lungen verflochten  werden  kann,  —  die  Natur  als  inhaltliche  Er- 
füllirngsmöglichkeit  geforderter  Ziele  —  ergibt  sich  hier  ein  Blick 
auf  den  Begriff  des  wirtschaftlichen  Gutes:  ein  wirtschaft- 
liches Gut  ist  grundsätzlich  alles,  was  in  das 
funktionelle  System  wirtschaftlicher  Handlun- 
gen^) verflochten  wird.  Dabei  ist  aber  nicht  die  Sache, 

l)  Inwieweit  innere  Güter,  Dienstleistungen,  Rechte  und  Rechtsverhältnisse  in 
diesen  Begriff  einzubeziehen  wären,  bliebe  natürlich  einer  gesonderten  Untersuchung 
vorbehalten.  Jedenfalls  löst  sich  dieser  bislang  sozusagen  in  der  Luft  schwebende 
Streit  von  unserem  Gesichtspunkte  aus  in  eine  klare  und  bestimmte  Frage  auf :  näm- 
lich ob  nur  die  durch  die  naturwissenschaftlichen  Hilfsbegriffe  bezeichneten  Dinge, 
also  die  stofflichen  Sachen ,  oder  auch  die  durch  die  psychologischen  Hilfsbegriffe 
bezeichneten  Dinge  (Fähigkeiten  etc.)  oder  auch  die  durch  sozialwissenschaflliche 
Funktionsbegriffe  selbst  bezeichneten  Dinge  (Verhältnisse,  Rechte  und  Leistungen)  als 
Güter  zu  betrachten  seien.  —  Dabei  sind  die  Prämissen  für  dieses  Problem  auch  noch 
in  anderer  Weise  aufgeklärt:  die  naturwissenschaftlichen  Ililfsbegriffe  bezeichnen  von 
Haus  aus  nur  mögliche  Mittel  oder  Materialien  des  wirtschaftlichen  Handelns;  die 
von  den  psychologischen  Hilfsbegriffen  bezeichneten  Erscheinungen  (z.  B.  eine  Fähig- 
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der  Stoff,  der  dem  Gut  zugrundeliegt,  ein  wirtschaftliches  (soziales) 
Phänomen,  sondern  allein  die  Verflechtung  dieses  Stoffes  als 
Mittel  in  das  funktionelle  System  der  Handlungen;  d.  h.  allein 
die  Beziehungen  des  Stoffes  zum  Handeln  sind  es,  welche 
ein  wirtschaftliches  Phänomen  darstellen,  also  allein  die  Eigenschaft 
der  stofflichen  Eigenschaften,  ein  Mittel  für  das  Handeln  zu  sein. 
Ein  naturwissenschaftlicher  Begriff  von  einem  Gute  (bez. 
auch  ein  psychologischer,  sofern  psychische  Dinge  als  Güter  be- 
trachtet werden)  bezeichnet  sonach  das  Ding,  das  zu  einem  wirt- 
schaftlichen Gute  wird  oder  werden  kann  in  seinen  physikalischen, 
chemischen,  etc.  Eigenschaften  —  er  ist  ein  Wesensbegriff,  der 
über  andere  Eigenschaften  und  Zusammenhänge  des  Dinges  (ge- 
nauer: des  dem  Ding  Entsprechenden)  orientiert,  eben  ein  Hilfsbe- 
griff; der  nationalökonomische  Gutsbegriff  hingegen  bezeichnet 
die  funktionelle  Eigenschaft  des  Dinges  im  Sy- 
stem des  Wirtsc  haftens.  Daher  kann  man  die  Güter  in  der 
Nationalökonomie  nien^als  von  ihren  dinghaften,  natürlichen  Eigen- 
schaften aus  —  z.  B.  alkalische  oder  basische  etc.  —  klassifizieren, 
sondern  nur  nach  der  generellen  Art  ihres  allgemeinen  Verbunden- 
seins im  funktionellen  System  des  Handelns,  nach  ihren  spezifischen 
funktionellen  Bedeutungen  in  diesem  ^).  In  der  ersten  allgemeinen 
Beziehung  hat  man  z.  B.  die  Güter  als  solche  erster  und  solche  höherer 
Ordnung  unterschieden,  je  nachdem  sie  sich  in  ein  funktionelles  Sy- 
stem des  Wirtschaftens  (unmittelbar  oder  mittelbar)  in  bestimin- 
ter  Weise  einordnen,  oder  desgleichen  in  selbständige  und  kom- 
plementäre Güter,  je  nachdem  sie  für  sich  oder  in  Kombinationen 
funktionelle  Bedeutung  erlangen.  —  In  der  letzteren  Beziehung 
kann  man  Produktions-  und  Konsuintionsgüter  unterscheiden  und 
zu     immer    spezielleren     nationalökonomischen     Begriffsbildungen 


keit)  aber  kommen  nicht  bloss  als  mögliche  Mittel  in  Betracht,  sondern  sind  gleich- 
zeitig die  primären  Faktoren  (Bedingungen)  der  wirtschaftlichen  Handlung  selber ; 
die  sozialen  Funktionalbegriffe  endlich  bezeichnen  gleichfalls  nicht  nur  Erscheinungen, 
die  unter  Umständen  zu  möglichen  Mitteln  wirtschaftlicher  Handlungen  werden  kön- 
nen, sondern  gleichzeitig  die  funktionelle  Verknüpfung  wirtschaftlicher  Handlungen 
selber.  —  Hiermit  scheint  mir  die  Sonderstellung  aller  in  Frage  kommenden  Ele- 
mente völlig  aufgeklärt  und  die  Untersuchung  über  den  Gutsbegriff  kann  auf  sicherem 
Boden  einsetzen. 

l)  Aus  der  Festhaltung  dieser  Stellung  des  Gutsbegriffes  im  Verein  mit  derjeni- 
gen des  Wertbegriffes  und  in  Ansehung  des  dargestellten  funktionellen  Aufbaues  der 
wirtschaftlichen  Phänomene  ergeben  sich  Gesichtspunkte  für  eine  streng  rationale 
Systematik  der  Nationalökonomie.    Siehe  auch  oben  S.  23. 


54 


Dr.  Othmar  Spann: 


herabsteigen,  z.  B.  indem  man  die  wirtschaftlichen  Funktionen  des 
Kisens,  Wassers  etc.  beschreibt. 

Zu  diesen  speziellen  GutsbegrifFen  sei  noch  folgendes  bemerkt:  Sie  gehen 
nicht  auf  eine  allgemeine,  sondern  auf  die  besonderen  und  konkreten  Funktionen  be- 
stimmter Güter.  (In  diesem  Sinne  ist  eine  bewusste  nationalökonomische  Güterlehre 
bisher  allerdings  noch  nicht  angestrebt  worden.)  Z.  B.  ist  der  wirtschaftliche  Guts- 
begrifF  des  Alkohols,  der  Eisenbahn,  der  Maschine  u.  s.  w.  (der  erstere  ist  konkret, 
die  letzteren  bereits  typisch,  daher  kongregal  kompliziert)  ein  solcher,  der  die  wirk- 
lichen Bedeutungen  (Leistungen)  dieser  Dinge  im  funktionellen  System  des  Wirt- 
schaftens  angibt.  Wie  der  (naturwissenschaftliche)  Wesensbegriff  dabei  als  innerlich 
fremder  Ililfsbegriff  daneben  hergeht,  wird  hier  besonders  klar.  Der  physiologische 
und  chemische  Begriff  des  Alkohols  z.  B.  gibt  Formeln  über  Eigenschaften  an,  die 
an  und  für  sich  sozialwissensciiaftlich  ganz  gleichgültig  sind  ;  die  Nationalökonomie 
interessiert  nur  die  wirtschaftliche  Bedeutung  oder  Funktion  jener  physiologischen 
und  chemischen  Phänomene.  Beispielsweise  kann  die  Erschlaffung  der  Kräfte,  die  der 
Alkohol  physiologisch'  bewirkt,  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  etwa  die  Arbeitskraft 
und  Produktivität  herabsetzen,  es  kann  die  geistige  und  körperliche  Degeneration, 
die  er  physiologisch  bewirkt,  den  Prozess  der  Bevölkerungserneuerung  oder  die  Artung 
(das  »Niveau«)  der  wirtschaftlichen  Handlungen  variieren  etc.,  —  dies  sind  Fest- 
stellungen, die  den  wirtschaftlichen  Funktionsbegriff  des  Alkohols  betreffen, 
also  keinerlei  naturwissenschaftlichen  Charakter  haben.  Andererseits  werden  die  be- 
deutsamen praktischen  Hilfsdienste  des  Wesensbegriffes,  die  unleugbar  vorhanden 
sind,    an   diesem  Beispiel  gleichfalls  deutlich. 

Bei  beiden  Gruppen  von  Wesensbegriffen ,  den  psycho- 
logischen und  den  naturwissenschaftlichen  wird  nun,  wie  schon 
eingangs,  das  Verhältnis  zu  den  Funktionsbegriffen  nochmals 
klar:  sie  erfüllen  die  Aufgabe  der  Orientierung  über  die  Eigen- 
schaften (Bedingungen)  der  in  den  sozialen  Zusammenhängen 
stehenden  Erscheinungen  in  anderen  —  nämlich  den  psycho- 
logisch und  physikalisch-chemisch-biologischen  —  Zusammen- 
hängen, also  der  Orientierung  über  die  weiter  zurückliegenden 
oder  »mittelbaren«  Bedingungen  der  sozialen  Erscheinungen!  Da- 
durch erleichtern  oder  ermöglichen  die  Wesensbegriffe  besonders 
das  Verständnis  der  Variationen  der  sozialen  Erscheinungen,  z.  B. 
aller  krankhaften  Gebilde.  Sie  haben  einen  hilfswissenschaftlichen 
Wert,  dessen  erkenntnistheoretische  Natur  wir  ja  schon  genau 
eingesehen  haben.  Niemals  kann  daher  die  National- 
ökonomie den  Charakter  einer  angewandteri 
Psychologie  annehmen;  und  ebensowenig  den 
Charakter  einer  angewandten  Naturwissen- 
schaft —  weder  den  einer  angewandten  Anthropologie  oder 
Entwicklungslehre,  noch  den  einer  Art  Mechanik  der  Naturstoffe 
(Güterbewegung)  —  wie    dies   alles    gelegentlich    behauptet  wird. 
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Psychologie  und  Naturwissenschaften  liefern  grundsätzHch  nur 
Wesensbegriffe  sozialer  Erscheinungen  ( —  indes  entsprechen  nicht 
einmal  allen  sozialen  Erscheinungen  Wesensbegriffe,  wie  wir 
sahen!  — ),  niemals  aber  Funktionsbegriffe,  niemals  sozialwissen- 
schaftliche Begriffe  selbst.  Daher  können  die  letzteren  niemals 
als  bloss  quantitativ  und  akzidentiell  Verschiedenes,  als  Varia- 
tionen oder  Anwendungen  der  psychologischen  (bez.  naturwis- 
senschaftlichen) Begriffe  erscheinen.  Sie  sind  durch  eine  innere 
logische  Kluft  von  einander  absolut  getrennt. 

Diese  völlige  methodologische  Verschiedenheit  beider  Be- 
griffsarten folgt  auch  schon  daraus,  dass  das  »Soziale«  gegenüber 
dem  »Psychologischen;-  sowohl  wie  gegenüber  dem  '>Physikali- 
schen«,  »Chemischen«,  »Biologischen«  eine  grundsätzlich  neue  Er- 
scheinungsart  ist.  Die  Begriffe  des  neuen  Gebietes  müssen  daher 
den  Begriffen  des  andern  grundsätzlich  fremd  sein. 

In  welcher  W^eise  wieder  die  Stellung  der  Wesensbegriffe 
untereinander  eine  verschiedene  ist  —  dadurch,  dass  die  psycho- 
logische Gruppe  den  primären  Faktor,  die  wirtschaftliche  Hand- 
lung, die  naturwissenschaftliche  Gruppe  nur  einen  sekundären 
Faktor,  das  mögliche  Mittel  zur  Handlung,  betrifft,  würde  eine 
eigene  Untersuchung  über  die  Rolle  des  Wertbegriffes  einerseits, 
des  Gutsbegriffes  andererseits  erfordern.  Indessen  ist  schon  von 
dem  bisher  Entw^ickelten  aus  ersichtlich,  dass  der  psychologische 
Wesensbegriff  ein  solcher  der  formalen  Bedingung,  der  natur- 
wissenschaftliche Wesensbegriff  ein  solcher  der  inhaltlichen  M  i  t- 
t  e  1  des  Handelns  ist. 

Ausblicke. 

Schliesslich  sei  noch  auf  die  wichtigsten  Beziehungen  hinge- 
wiesen, welche  die  Ergebnisse  der  vorstehenden  Untersuchung 
zu  einigen  prinzipiellen  sozialwissenschaftlichen  Problemen  auf- 
weisen. 

I.  Besonders  nahe  liegt  die  Beziehung  zu  der  Frage  nach 
dem  letzten  Wesen  dessen,  was  als  »Gesellschaft«  oder  »gesell- 
schaftlich« oder  »sozial«  bezeichnet  wird,  also  zum  Problem  des 
Gesellschaftsbegriffes.  In  der  bisherigen  Analyse  ist 
die  Natur  des  Gesellschaftlichen  als  funktional  bereits  klar 
erkannt  und  diese  Bestimmung  auch  durchgeführt  worden.  Es 
verbleibt  indessen  neben  der  Aufgabe  der  Formulierung  noch  die 
der  Konstruktion  des  Systems   der  Gesellschaftswissenschaften, 
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was  allerdings  nur   aus    der  Untersuchung  des  Problems  des  Ge- 
sellschaftsbegriffes  selbst^)  heraus  erfolgen  kann. 

2.  Ferner  lassen  sich  unsere  obigen  Ergebnisse  verwerten 
für  das  Problem  der  historischen  oder  abstrakten 
Auffassung  der  Wirtschaft,  bez.  der  Objekte  der 
Sozialwissenschaft  überhaupt.  Indem  durch  die  Einsicht  in  die 
allgemeine  funktionelle  Natur  der  wirtschaftlichen  Erscheinungen 
und  in  den  besonderen,  differenzierten  Aufbau  derselben  die  prin- 
zipielle Konstitution  der  gesamten  Wirtschaftsphänomene 
bekannt  ist,  sind  notwendig  auch  für  die  Art  ihrer  wissenschaft- 
lichen Erfassung  die  prinzipiellen  Voraussetzungen  implicite  auf- 
geklärt -). 

3.  Wir  haben  schon  oben  ^)  darauf  hingewiesen,  dass  sich  aus 
der  Festhaltung  der  Stellung  des  Wertbegriffes  und  Gutsbegrififes  im 
Verein  mit  der  entwickehen  Erkenntnis  des  funktionellen  Gesamt- 
Aufbaues  der  wirtschaftlichen  Erscheinungen  die  Prämissen  zur 
Konstruktion  einer  streng  rationalen  Systematik  der  Na- 
tionalökonomie ergeben. 

4.  Ferner  ergeben  sich  aus  unserer  Analyse  Beziehungen  zur 
Aufzeigung  der  rein  ethischen  Elemente  im  Prozesse 
des  Wirtschafte  ns.  Die  individuale  wirtschaftliche  Tätig- 
keit wurzelt  ihrer  innersten  Natur  nach  völlig  im  Ethischen.  Ob 
Robinson  über  dem  Streben  nach  Gütern  der  Bequemlichkeit  und 
des  Genusses  die  Hingebung  an  das  Ganze  des  Lebens  und  der 
Welt  verliert  und  vergisst  —  das  hängt  nur  von  ihm  ab,  ist  also 
eine  rein  ethische  Frage  der  Durchdringung  und  Anordnung 
seiner  Tätigkeiten.  Die  letzte  Wurzel  alles  Wirtschaftens  ist 
also  ethisch,  denn  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  hängt  von 
meiner  Entscheidung  ab:  ob  ich  überhaupt  leben  und  wirt- 
schaften will  und  in  welchem  Sinne  und  Umfange! 
Es  ist  aber  klar,  dass  im  Gebiete  des  Polygenetischen 
dem  Individuum  die  ethische  Autonomie  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  entgleiten  muss,  da  es  eben  nicht  mehr  rein  von  sich  aus 
über  seine  Absicht  in  bestimmter  Art  zu  wirtschaften  entschei- 
den  kann.     Wir    haben    oben    im    Texte   Gelegenheit  genommen, 

1)  Hierüber  vgl.  meine  »Untersuchungen  über  den  Gesellschaftsbegriff  etc.«, 
in  dieser  Zeitschr.  I.  Art.  1903  ,  jetzt  »Wirtschaft  und  Gesellschaft«  ,  Verlag  O.  V. 
15ühmert,   Dresden   1907.     (S.   bes.   S.   221   ff.  11.   135  ff.) 

2)  Vgl.  oben  die  Anmerkg.  auf  S.  43,  ferner  meine  Ausführungen  über  die  Natur 
des  Mcthodenslreites   »Wirtschaft  u.   Gesellschaft«,  Dresden   1907.   (S.  13   ff.,   i   ft.) 

3)  S.   54,  vgl.  auch  S.  23. 
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darauf  hinzuweisen  (s.  S.  45),  wie  im  einfachen  Kongregalgebilde 
(beim  unmittelbaren  Zusammenwirken  zweier  Individuen)  noch 
die  Tendenz  zur  »gerechten«  Preisvereinbarung  prinzipiell 
herrschend  sein  kann,  wie  aber  beim  Auftreten  eines  Konkurrenz- 
kampfes Vieler  das  einzelne  Individuum  ethisch  immer  mehr 
machtlos  wird,  —  Es  ist  also  ersichtlich,  wie  die  Einsicht  in  den 
funktionellen  Aufbau  der  wirtschaftlichen  Phänomene  die  Prüfung 
ihres  faktischen  ethischen  Gehaltes  und  ihrer  ethischen  Möglich- 
keiten überhaupt  erst  in  exakter  Weise  erlaubt.  Dass  eine  exakte 
Erkenntnis  der  ethischen  Elemente  im  VVirtschaftsprozesse  von 
grosser  wirtschaftstheoretischer  und  -politischer  Bedeutung  werden 
kann,  beweisen  Gegensätze,  wie  sie  zwischen  Richtungen  wie  der 
sog.  historischethischen  und  der  romantischen  Schule  der  Natio- 
nalökonomie einerseits  {Adam  Müller  etc.)  und  den  klassischen 
Vertretern  der  freien  Konkurrenz  andererseits  bestehen. 

5.  Endlich  kommen  die  Ergebnisse  unserer  Untersuchung  zur 
S  o  z  i  a  1  p  h  i  1  o  s  o  p  h  i  e  in  Betracht,  und  zwar  im  Sinne  einer 
sozialphilosophischen  Ausdeutung  der  Ergebnisse  sozialwissen- 
schaftlicher Betrachtungen.  Die  Grundfrage  ist  da  die  Stellung- 
nahme zu  dein  Gegensatz  von  Individualismus  und  U  n  i- 
V  e  r  s  a  1  i  s  tn  u  s  d.'  h.  zu  dem  Problem  der  logischen,  und  damit 
ethischen,  Priorität  des  Individuums  als  solchem  oder  der  Gesell- 
schaft als  solcher.  Man  kann  das  Problem  auch  dahin  formulieren: 
ob  sich  alles  Ethische  aus  dem  Individuum  ableiten  lasse,  oder  ob 
es  ein  selbständiges  Ethos  der  Gemeinschaft  gebe.  Der 
Gegensatz  von  Individualismus  und  Universalismus  beherrscht  ja 
bekanntlich  alle  Wirtschafts-  und  Staatspolitik  im  letzten  Grunde, 
und  diese  sozialphilosophische  Beziehung  ist  daher  nicht  eine 
rein  philosophische  und  abseits  liegende,  sondern  zugleich  eine 
ureigenste  Angelegenheit  der  Sozialwissenschaft  selber. 

Indem  nun  unsere  Analyse  die  individualen  und  die  poly- 
genetischen Elemente  in  jeder  funktionellen  Zusamnienballung, 
welche  die  soziale  Erfahrung  aufweist,  zu  erkennen  und  zu  iso- 
lieren erlaubt,  macht  sie  damit  eine  Beurteilung  der  prinzipiellen 
Anteilnahme  des  individualen  und  des  polygenetischen  Faktors, 
a4sx)  eine  prinzipielle  Aufklärung  des  Verhältnisses  von  (logisch) 
Individualen!  und  Polygenetischem  erst  möglich.  Damit  wird,  so 
scheint  es  mir,  zum  ersten  Male  ein  exaktes  Material  für  die  so- 
zialphilosophische Untersuchung  geliefert. 
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DAS   SPARKASSENWESEN. 

VON 
Regierungsrat  Dr.  SEIDEL  in  AUenstein. 


I.  Entstehung  und  geschichtliche  Entwickelung  der  Sparkassen. 

Nach  de  Ulalarce  wurde  der  Gedanke  zur  Errichtung  von 
Sparkassen  1611  von  einem  Franzosen  Htigues  Delestre  angeregt, 
welcher  einen  »premier  plan  du  Mont  de  Piete  frangais  consacre 
ä  Dieu,  presente  ä  la  Reyne  regente  mere  du  Roy  et  du  Royaume« 
ausarbeitete.  Jeder ,  der  gegen  Lohn  arbeitete ,  sollte  Einlagen 
machen  können,  die  er  nach  Bedarf  ganz  oder  zum  Teil  wieder 
zurückziehen  dürfe.  Dazu  solle  er  einen  nach  der  Dauer  der  Ein- 
lage bemessenen  einfachen  Zins  ä  raison  du  dernier  six-sept 
(also  5,9%)  als  »present«  erhalten.  Für  Bewirkung  der  gefor- 
derten Rückzahlungen  war  eine  Frist  von  i^ — 2  Wochen  in  Aus- 
sicht genommen.  Mit  der  Kasse  sollte  eine  Leibrentenanstalt 
verbunden  werden:  Le  Monts  recevra  l'argent,  dont  il  paiera  une 
rente  viagere  au  dernier  vingt-sept  (3,7%).  Der  Plan  von  Delestre 
kam  jedoch  nicht  zur  Ausführung. 

In  G  r  o  s  s  b  r  i  t  a  n  n  i  e  n  führten  die  philanthropischen  Be- 
mühungen einzelner  um  das  Gemeinwohl  besorgter  Personen  zur 
weiteren  Verfolgung  dieses  Planes.  So  wurde  in  London  1798 
von  einer  Privatgesellschaft  eine  als  Wohltätigkeitsanstalt  gedachte 
Kasse  gegründet,  1801  entstand  sodann  die  von  Priscilla  Wakefield 
errichtete  Kasse  in  Tottenham  bei  London,  1808  die  Servant 
saving  bank  der  Lady  Isabella  Douglas  zu  Bath ,  1810  eine  von 
Henri  Diinkan  zu  Ruthwel  in  Schottland  begründete  Kasse    zum 
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Zwecke,  die  Armut  zu  mindern,  deren  günstige  Erfolge  zu  vielen 
Nachahmungen  in  England  anregten  ,  sowie  1814  die  durch  die 
Gesellschaft  zur  Unterdrückung  des  Betteins  gegründete  Eding- 
burgh  saving  bank,  1815  Southampton  ,  sowie  Stillorgan  mit  der 
ersten  irischen  Kasse  (Parochial  bank). 

In  Deutschland  sind  bereits  im  18.  Jahrhundert  die 
ersten  Sparkassen  ins  Leben  gerufen  worden;  sie  verdanken  ihre 
Entstehung  den  in  der  zweiten  Hälfte  jenes  Jahrhunderts  in  Nord- 
deutschland auf  eine  Reform  des  Arrnenwesens  gerichteten  Be- 
strebungen. 1765  wurde  in  Braun  schweig  die  »Herzogliche 
Leihkasse«  errichtet,  welcher  1778  Hamburg  mit  einer  Spar- 
kasse folgte,  die  als  erste  den  Namen  »Ersparungskassc';  führte. 
Sie  wurde  von  der  dortigen  1765  gegründeten  Versorgungsanstalt 
eingerichtet  als  deren  »Neunte  selbständige  Kasse«  zum  Zweck  der 
»Aufsammlung  und  Fruktifizierung  der  kleinen  Ersparnisse  der 
unteren  Volksklassen«  und  »zum  Nutzen  geringer  fleissiger  Per- 
sonen beiderlei  Geschlechts,  als  Dienstboten,  Taglöhner,  Hand- 
arbeiter, Seeleute  u.  s.  w.,  um  ihnen  Gelegenheit  zu  geben,  auch 
bei  Kleinigkeiten  etwas  zurückzulegen«.  Sie  zahlte  anfangs  3^2, 
dann  4,  später  wieder  3^/2%  Zinsen,  trat  aber  1814  in  Liquida- 
tion, welche  1823  ohne  Verluste  für  die  Beteiligten  zu  Ende  ge- 
führt wurde. 

Die  Bezeichnung  »caisse  d'epargne«,  allerdings  für  eine  Ver- 
sicherungsanstalt, tauchte  ziemlich  zu  gleicher  Zeit  in  Frank- 
reich auf.  Hier  war  bereits  1780  eine  Gesellschaft  gebildet  wor- 
den, welche  untersuchen  sollte,  wie  in  angemessener  Weise  für 
die  Zukunft  der  ärmeren  Klassen  gesorgt  werden  könnte.  1786 
schlug  in  der  Provinzialversanimlung  zu  Orleans  Lavoisier  die  Er- 
richtung einer  von  der  Provinz  garantierten  Leibrentenanstalt  un- 
ter dem  Namen  »Caisse  d'epargne  du  peuple«  vor;  doch  drang 
sein  Vorschlag  nicht  durch.  Dagegen  wurde  1791  eine  von  der 
Nationalversammlung  genehmigte  Tontine  errichtet,  welche  auf 
Mirabeaus  Anregung  als  »Caisse  d'epargne  et  de  bienfaisance- 
bezeichnet  wurde.  War  diese  Anstalt  auch  keine  Sparkasse  im 
modernen  Sinne  des  Wortes,  so  war  die  Errichtung  einer  solchen 
im  Gesetz  vorn  24  pluviose  au  VII  über  die  Organisation  der 
Bank  von  Frankreich  vorgesehen.  In -diesem  war  unter  den  Ge- 
schäften der  Bank  auch  aufgenommen  :  ä  ouvrir  une  caisse  de 
placements  et  d'epargnes  dans  laquelle  toute  somme  au-dessus 
de  cinquante  francs,    sera  recue  pour  etre  remboursee,  aux  epo- 
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ques  convenues.  La  banque  paiera  l'interet  et  de  ces  sommes, 
eile  en  fournira  des  reconnaissances  au  porteur  ou  ä  ordre.  Diese 
Bestimmung  gelangte  jedoch  nicht  zur  Ausführung. 

Auf  Hamburg  folgten  in  Deutschland  und  ausserhalb:  Ol- 
denburg 1786  und  in  der  Schweiz  1787  Bern,  wo  die  Re- 
gierung mit  einem  zinslosen  Kapital  von  40000  Livres  eine 
»Dienstenkasse«  errichtete,  1789  Genf  mit  einer  Privatanstalt, 
1796  Kiel,  1801  G  ö  1 1  i  n  g  e  n  \md  AI  t  o  n  a ,  1805  Zürich 
und  1806  Lauf  in  der  Schweiz,  1809  Basel,  wo  die  1792  er- 
richtete Leihkasse  zu  einer  Sparkasse  erweitert  wurde,  18 11  St. 
Gallen,  18 12  Schwyz,  Aar  au,  Neuchätel,  1816  Karls- 
ruhe, Schleswig,  Baden,  Philadelphia,  1 8 17  G 1  ü  c  k  s- 
b  u  r  g  und  Lübeck,  1818  Berlin,  Stuttgart,  B  r  i  e  g, 
Apenrade,  1819  Wi  e  n,  1821  Stockholm,  1822  Vene- 
dig, 1823  Mailand   u.  s.  w. 

Von  dieser  Zeit  ab  nahm  die  Verbreitung  der  Sparkassen 
einen  raschen  Fortgang,  der  in  mehreren  Ländern  durch  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  wesentlich  gefördert  wurde,  späterhin 
aber  namentlich  der  Entwickelung  des  wirtschaftlichen  Verkehrs, 
des  Geld-   und  Kreditwesens,  zu  danken  ist. 

Während  der  grössere  Teil  der  ersten  Sparkassen,  nament- 
lich derjenigen  in  Deutschland,  als  reiner  VVohltätigkeitsan- 
stalten,  auf  die  Wirksamkeit  von  einzelnen  philanthropisch  ge- 
sinnten Privatpersonen  und  gemeinnützigen  Vereinen  zurückzu- 
führen ist,  hat  sich  ihre  spätere  Weiterentwickelung  auf  völlig 
anderer  Grundlage  vollzogen.  Sie  wurden  nunmehr  als  öffent- 
liche Einrichtungen  von  den  kommunalen  Selbstverwaltungskör- 
pern ins  Leben  gerufen,  welche  für  die  rechtlichen  Verbindlich- 
keiten der  Sparkassen  die  Garantie  übernahmen.  Zunächst  waren 
es  die  grösseren  Stadtgemeinden,  welche  die  Kassen  einrichteten, 
später  auch  kleinere  Städte  und  andere  Gemeinden  —  Flecken, 
Kirchspiels-  und  Landgemeinden,  weiter  aber  auch  grössere  Ver- 
bände (Zweck-  und  Bezirksverbände  u.  s.  w.)  und  namentlich  die 
Kreise;  ausnahmsweise  treten  jetzt  nur  noch  Vereine  und  Privat- 
leute in   Aktion. 

In  Preussen  war  es  namentlich  die  Errichtung  der  Kreis- 
sparkassen (Kassen  der  Kreiskommunalverbände),  welche  das 
Sparkassenwesen  in  hohem  Grade  förderte.  Man  ging  bei  ihrer 
Gründung  von  dem  Gesichtspunkte  aus,  dass  die  Kreisstände  weit 
eher   in   der  Lage  seien,    die  gesetzlich  vorgeschriebene  Garantie 
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der  Sparkasse  zu  übernehmen ,  als  dies  bei  den  städtischen 
kleinen  Kommunen  möglich  sei.  Als  die  erste  Kreissparkasse 
muss  die  von  den  Kreisständen  des  Kreises  Schleusin- 
gen 1831  ins  Leben  gerufene  betrachtet  werden.  Ihr  folgten 
1837  <^i^  Sparkasse  für  den  Schweidnitzer  Kreis,  1838  die 
für  den  Kreis  Heiligenstadt  und  in  der  Periode  von  1840 — 74 
die  Kreis  Sparkassen  zu  Worbis,  Nordhausen,  Weissen- 
see,  Ziegenrück,  Heiligenbeil,  Prenzlau  mit  4  Filialen, 
Dramburg,  Zielen  zig  und  Bielefeld.  Die  eigentliche  Ent- 
wickelung  der  Kreissparkassen  und  die  staatliche  Fürsorge  für  sie 
in  Preussen  fällt  jedoch  erst  in  den  Zeitraum  nach  1850,  als  das 
damals  von  dem  Herrn  von  Beckedorff  geleitete  Landesökonomie- 
Kollegium  und  im  Anschluss  an  dessen  Anregung  das  Ministe- 
rium für  die  landwirtschaftlichen  Angelegenheiten  durch  Zirkular- 
verfügung vom  27.  April  1850  an  die  Regierungen  die  stärkere 
Verbreitung  der  Kreissparkassen  anempfahl.  Zu  jener  Zeit  nahm 
die  zweite  Kammer  der  Landesvertretung  sich  gleichfalls  der 
Sache  an.  Die  Kommission,  welche  zur  Untersuchung  der  zur 
Zeit  bestehenden  Geld-  und  Kreditinstitute  des  Landes  eingesetzt 
worden  war,  beschäftigte  sich  auch  mit  der  Lage  der  Sparkassen 
und  Leihbanken  und  veröffentlichte  am  8.  Mai  1851  ihr  Gutachten. 
Demzufolge  erging  unter  dem  14.  Juli  1854  ein  Ministerialerlass 
betr.  die  Errichtung  von  Kreissparkassen.  Diese  Massnahmen 
haben  für  die  spätere  Entvvickelung  des  öffentlichen  Sparkassen- 
wesens in  Preussen  die  grösste  Bedeutung  gehabt  und  den  ersten 
Grund  zu  dessen  heutigem  Stande  gelegt. 

Im  Königreich  Preussen  bestanden  im  Jahre  1840  94  Spar- 
kassen mit  einem  Einlagenbestande  von  20  Millionen  Mark,  1850 
gab  es  bereits  234  Sparkassen  mit  54  Millionen  Einlagen  und 
nach  weiteren  10  Jahren  (1860)  471  Sparkassen,  die  ein  Einleger- 
guthaben von  nicht  mehr  als  151  Millionen  Mark  hatten.  Aber 
1875  waren  bereits  1004  Sparkassen  und  ein  Guthaben  von  1112 
Millionen  Mark  und  1880  1190  Sparkassen  mit  1600  Millionen 
Einlagen  vorhanden.     Dann  aber: 

öffentliche  Sparkassen  Spareinlage 

1902  1334  5  266  120  189  M. 

1903  1354  7229944620    » 

1904  1374  777193324S    » 

Von  den  1374  öffentlichen  Sparkassen  des  Jahres  1904  waren 
717  städtische,  423  Kreis-  und  Amtssparkassen,  228  Landgemeinde- 
Sparkassen  und  6  Provinzial-  und  ständische  Sparkassen.    Diesen 
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Sparkassen  treten  noch  hinzu  646  Filial-  oder  Nebenkassen  so- 
wie 2556  Sammel-  oder  Annahmestellen  und  ferner  190  Vereins- 
und Privatsparkassen,  so  dass  im  ganzen  4766  Sparstellen  vor- 
handen waren.  Im  ganzen  waren  3886  Orte,  d.  h.  Stadt-  und 
Landgemeinden,  Gutsbezirke  oder  Wohnplätze,  die  einen  beson- 
dern Bestandteil  einer  Gemeindeeinheit  bilden,  mit  einer  Spar- 
stelle versehen;  es  kam  eine  solche  auf  73,52  Quadratkilometer 
und  7734  Einwohner. 

Auf  die  einzelnen  Provinzen  Preussens  verteilen  sich  die 
Sparkassen  im  Jahre  1004  so,  dass  das  Rheinland  245,  Schleswig- 
Holstein  193,  Westfalen  189,  Hannover  176,  Schlesien  174,  Sachsen 
138,  Brandenburg  107,  Hessen-Nassau  83,  Posen  82,  Pommern  82, 
Ostpreussen  45,  Westpreussen  44,  Berlin  3  und  Hohenzollern  i  Spar- 
kasse besassen. 

Von  dem  Vermögen  der  Sparkassen  waren  im 
ganzen  zinsbar  angelegt  im  Jahre  1904  8136,23  Millionen  Mark, 
wovon  entfielen  auf 


städlische  Hypotheken 
ländliche               » 

2948,70 
1791,68 

Mill. 

M. 
» 

Inliaberpapiere 

davon  in  Schuldverschreibungen 

2288,97 

" 

'~ 

a.   des  Deutschen  Reiches 

152,41 

» 

» 

b.  Preussens 

651,91 

» 

,> 

Schuldscheine  mit  Bürgschaft 

14,44 

» 

» 

»             ohne          > 
Wechsel 

I49Ö9 
79,60 

" 

» 

Faustpfänder  (Lombard) 

Anlagen  bei  Gemeinden,  öffentlichen 

Instituten 

und  Korporationen 

95.36 
801,11 

» 

» 

sonstige  Anlagen 

66,78 

* 

" 

Von  1564  Sparkassen  überhaupt  (darunter  190  Vereins-  und 
Privatsparkassen)  hatten  nicht  weniger  als  411  (54)  mehr  als  drei 
Viertel  ihres  Gesamtvermögens  in  Hypotheken,  also  einer 
schwer  flüssig  zu  machenden  Anlageform,  untergebracht. 

Nächst  den  Hypotheken  erscheinen  die  In  h  ab  e  r  pa  p  i  er  e 
im  ganzen  mit  26,90  v.  H.  der  Anlagen,  eine  leicht  flüssige,  aber 
dafür  schweren  Kapitaleinbussen  durch  Kursverluste  ausgesetzte 
und  deshalb  in  grossem  Umfange  nur  bei  bedeutenden  Reserven 
unbedenkliche  Form  der  Anlage.  Sie  fehlte  ganz  und  gar  bei 
208  Kassen  (darunter  138  privaten);  andererseits  umfasste  sie  bei 
249  (4)  30  bis  50;  bei  61  (5)  50  bis  75  und  bei  il  (6)  mehr  als 
75  V.  H.  Anlagen.  Unter  den  5  öflentlichen  Kassen,  die  hier  in 
Betracht  kommen,  befindet  sich  auch  die  der  Stadt  Berlin  mit 
dem  Satze  von  78,9  v.  H. ,  der  nur  noch  von  einer  ganz  jungen 
Kreissparkasse  in  Schlesien     mit  93,6  v.  H.)  übertroffen  wird. 
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Die  Anlagen  a  u  f  S  c  h  u  1  d  s  c  h  e  i  n  e  mit  oder  ohne 
Bürgschaft  fallen  nur  bei  wenigen  Kassen  stark  ins  Ge- 
wicht, indem  sie  bei  6  mehr  als  75  und  bei  8  50  bis  75  v.  H. 
erreichen  ;  bei  29  kommen  sie  auf  30  bis  50,  bei  56  auf  20  bis 
30  V.  H.,  bei   459  fehlen  sie  ganz. 

Die  Wechselform  beansprucht  nirgends  die  Hälfte  aller 
Anlagen;  bei  5  Kassen  erreicht  sie  30  bis  50,  bei  19  20  bis  30, 
bei  49  10  bis  20  v.  H.,  im  Staatsdurchschnitte  nur  0,98  v.  H.; 
bei  1178  Kassen,  also  der  grossen  Mehrzahl,  erscheint  sie  über- 
haupt nicht.  Auch  die  Anlage  auf  Faustpfand  umfasst  nur 
bei  2  Kassen  mehr  als  die  Hälfte  der  Anlagen  und  überschreitet 
nirgends  75   v.  H. 

Bei  öffentlichen  Instituten  und  Korporatio- 
nen (anderen  Sparkassen,  Kommunalverbänden  u.  dergl.)  hatten 
jedoch  132  Kassen  20  bis  30,  27  30  bis  50,  6  50  bis  75  und  11 
mehr  als  75   v.  H.  ihrer  Anlagen  untergebracht. 

Die  Reservefonds  betrugen  zusammen  515686 147,69  M., 
was  einem  Durchschnitt  von  6,64  v.  H.  der  Gesamteinlagen  ent- 
sprach. Von  den  von  den  Sparkassen  erzielten  Jahres  Über- 
schüssen waren  seit  dem  Bestehen  der  Kasse  zu  gemein- 
nützigen Zwecken  im  Interesse  der  Garantieverbände  ver- 
wendet worden  309798284,02  M.  Die  V  e  rw  a  1 1  un  gs  kosten 
betrugen  im  Jahre  1904  13221716,92  j\I.,  d.  h.  0,17  v.  H.  der 
Einlagen. 

Auch  die  übrigen  deutschen  Bundesstaaten  haben  ähnliche 
Erfolge  aufzuweisen. 

Nach  den  über  die  öffentlichen  Sparkassen  in  den 
deutschen  Bundesstaaten  angestellten  Ermittelungen  lagerten  in 
sämtlichen  deutschen  Sparkassen  (einschliesslich 
Preussen)  zu  Anfang  der  achtziger  Jahre  erst  rund  2500  Millionen 
Mark  Einlagen,  im  Jahre  1892  bereits  5500  Millionen  Mark,  und 
jetzt  beträgt  der  Einlagebestand  der  2800  deutschen  Sparkassen 
öffentlich-rechtlichen  Charakters  rund  12  Milliarden  ]\lark.  Es 
sind  rund  17  Millionen  Sparbücher  im  Umlauf,  so  dass  auf  drei 
bis  vier  Personen  ein  Sparbuch  entfällt,  auf  jeden  Einwohner 
kommen  aber  durchschnittlich  rund  200  M.   Spareinlagen. 

Wenn  man  das  Privatvermögen  des  deutschen  Volkes  be- 
rufener Schätzung  folgend  auf  150  bis  200  Milliarden  Mark  an- 
nimmt, so  beträgt  das  in  den  deutschen  Sparkassen  angelegte 
Vermögen   etwa  7  Prozent  des  ersteren. 
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Im  Vergleich  mit  anderen  Kulturländern  steht  P  r  e  u  s  s  e  n 
mit  seinem  Sparkassenwesen  mit  an  der  Spitze. 

Der  Statistiker  Evert  veröffentlicht  in  dieser  Beziehung  fol- 
gende die  Jahre  1903  und  1904  betreffende  interessante  Zahlen  ^) 
(s.  Tabelle  S.  65). 

II.   Begriff,  Zweckbestimmung  und  rechtliche  Natur  der  Spar- 
kassen. 

Sparkassen  sind  Anstalten  für  die  einheitliche  Verwaltung 
und  verzinsliche  Anlegung  von  Geldbeträgen.  Sie  haben  den 
Zweck,  durch  sichere  Aufbewahrung  und  zinstragende  Anlage 
von  Barerübrigungen  den  wirtschaftlichen  Sinn  der  Bevölkung  zu 
heben.  Insbesondere  sollen  sie  den  Angehörigen  der  minder- 
bemittelten Volksklassen  ermöglichen,  für  sich  und  die 
ihrigen  den  Vermögensbesitz  zu  vermehren  und  in  guter  Zeit 
einen  Notpfennig  für  schwere  Zeiten  zu  sammeln.  Sie  heben 
daher  den  moralischen  Zustand  des  Volkes,  indem  sie  eine  ge- 
waltige Menge  von  kleinen  Ersparnissen  vereinigen,  welche  andern- 
falls in  ihrer  Zersplitterung  dem  Verbrauch  anheim  fallen  würden. 
Sie  werden  hierdurch  zu  Kreditinstituten,  welche  in  gleicher  Weise 
wie  die  Banken  und  ähnliche  Anstalten  zwischen  Kapitalangebot 
und  Nachfrage  im  kleinen  eine  bedeutsame  V^ermittlung  besorgen. 
Nach  dem  finanztechnischen  Sprachgebrauche  sind  die  Sparkassen 
Depositenbanken,  unterscheiden  sich  aber  wesentlich  von 
allen  anderen  Bankanstalten  dadurch,  dass  sie  nicht  Erwerbs- 
unternehmungen sind,  sondern  dass  ihr  Zweck  ein  lediglich  huma- 
nitärer, auf  die  Förderung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der 
mittleren  und  unteren  Bevölkerungsklassen  gerichteter  ist.  Nament- 
lich wird  in  neuerer  Zeit  unter  strenger  Erfassung  der  humanitären 
Mission  der  Sparkassen  ein  Hauptwert  darauf  gelegt,  dass  ein 
möglichst  umfassender  Teil  der  durch  die  Spareinlagen  angesam- 
melten Kapitalien  im  Wege  des  Kredits  jenen  Bevölkerungsklassen 
wieder  zugeführt  wird,  aus  deren  ]\litte  die  Einlagen  zusammen- 
geflossen sind. 

Diese  volkswirtschaftlichen  Aufgaben  der  Sparkassen  finden 
Ausdruck  in  den  meisten  deutschen  Sparkassenstatuten  oder  auch 
in  den  Gesetzen,  welche  das  Sparkassenwesen  einer  Regelung 
unterzogen    haben.     So    heisst    es   in    dem    heute    noch  gültigen 

I)  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  Bd.  II,  Artikel  »Sparkassen«,  Fischer,  Jena 
1907. 
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in 

bei 

die 
Buch  er- 
zähl 

JAuf  je  100 
lEinw.kom- 
menBücher 

die  Ein- 
j      lagen 
Mill.  M. 

auf  I  Ein- 
wohner 

rt  PC 

i.Preussen 

sämtlichen  Sparkassen 

\       1903 
J       1904 

9  773  103 

IG  211  976 

26,96 

27,71 

7229,94 
7761,93 

199.44 
210,59 

739,78 
760,08 

2.  Belgien 

a)  der  General-  (Staats-) 
Sparkasse 

1.  Postbureaus 

2.  Sonstigen  Stellen 

b)  4  städtischen    Sparkas- 

,'      sen  zusammen 

1 

1903 

1  681   031 
407417 

16694 

2  105   148 

24,07 

5,83 

0,24 

30,14 

1587,99 

/    58,14 

596,18 

84,18 

1.17 

85,34 

281,54 
487,60 
283,18 

3.  Dänemark 

sämtlichen  Sparkassen 

i./III.  1903 

bis   31./III. 

1904 

I  291   569 

51,15 

863,58 

342,01 

668,63 

4.  England 

der  Postsparkasse 
den  sonst.  Sparkassen 
zusammen 

der  Postsparkasse 
den  sonst.  Sparkassen 
1     zusammen 

1    20./XI. 

r  1902/03 

1  20./X1. 
\  1903/04 

9  403  852 

I  689  617 

1 1  093  469 

9673717 

I  704  766 

II 378483 

22,19 

3>99 
26,18 

22,61 

3,98 

26,59 

2981,16 
1071,82 
4052,98 

3026,12 
1066,53 
4092,65 

70,36 
25.30 
95,65 

70,71 
24,92 
95,64 

317,01 
634,36 
365,35 

312,82 
625,62 

359,68 

5.  Frankreich 

1 

der  Nationalsparkasse 

(Post) 
den  sonst.  Sparkassen 
.■     zusammen 

der  Postsparkasse 
i'den  gewöhnl.  Sparkassen 
zusammen 

!   1903 

4  143  888 

7  362  073 

II  469  961 

10,64 
18,80 
29,44 

894,37 
2550,22 

3444,59 

22,95 

65.45 
88,41 

215,83 
348,10 
300,31 

6.  Italien 

[   1903 

4951971 
I  788  167 
6  740  138 

14,91 

5,38 

20,29 

695,48 

1303,54 
1999,02 

20,94 
39,24 
60,18 

140,45 
728,98 
296,58 

7.  Nieder- 
lande 

der  Postsparkasse 
|den  Sparbanken 
zusammen 

[   1903 

I  035  527 

377  354 

I  412  881 

19,07 

6,95 
26,02 

186,19 
142,76 
328,95 

34,28 
26,29 
60,57 

179,80 
378,32 
232,82 

8.  Norwegen 

den  Sparbanken 

)   1903 
/   1904 

742912 
766375 

32,46 
33,32 

392,71 
410,78 

171,60 
178,61 

528,61 
536,00 

9.  Österreich    ■■ 

der  Postsparkasse 
den  sonstigen  Sparkassen 
zusammen 

\   1903 

I  694  702 
3464  715 
5  159417 

6,34 
12,96 

19,29 

153,12 
3713,27 
3866,39 

5,73 
138,86 

144,59 

990,35 
1071,74 

749,39 

10.  Russland      • 

der  Postsparkasse 

den  sämtlichen  Sparkassen 

1904 
1903 

I  798018 
4  838  000 

6,72 
3,38 

167,23 
2206,66 

6,25 
15,43 

93,01 
456,11 

II.  Schweden    < 

den  Postsparbanken 
den  sonstigen  Sparbanken 

zusammen 
den  Postsparbanken 

!  1903 
1904 

570  686 
I  314  HO 
I  884  796 

570  209 

10,93 
25.17 
36,10 

10,84 

61,29 
597,94 
659,23 

62,34 

11,74 
114.52 
126,26 

11,85 

107,40 
455,02 
349,76 
109,33 

12.  Ungarn 

der  Postsparkasse 

den  sonstigen  Sparkassen 

1     zusammen 

\ 

\  1903 

484  834 

907  136 

I  391  970 

2,44 
4,56 
7,00 

44,86 
1295,80 
1340,66 

2,26 
65,16 
67,42 

92,53 
1428,45 

963,14 

preussischen  Sparkassenreglement  vom  12.  Dezember  1838  (§  4): 
>es  ist  darauf  zu  sehen,  dass  die  Einrichtung  selbst  hauptsäch- 
lich auf  das  Bedürfnis  der  ärmeren  Klasse,  welcher  Gelegenheit 
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zur  Anlegung  kleiner  Ersparnisse  gegeben  werden  soll,  berechnet 
und  die  Veranlassung  zur  Ausartung  der  Anstalt  vorgebeugt  werde«. 

Auch  neuere  Gesetze  z.  B.  das  badische  und  elsass-loth- 
ringische  Sparkassengesetz  haben  diese  Zweckbestimmung  zwar 
nicht  im  Gesetze  selbst,  aber  in  den  Motiven  oder  in  Deklarationen 
(für  Baden  M.-Erl.  v.  23.  September  1880)  zum  Ausdruck  gebracht. 

Man  hat  neuerdings  auf  Grund  der  statistischen  Ergebnisse 
der  Tätigkeit  der  Sparkassen  mehrfach  den  letzteren  vorgeworfen, 
sie  seien  dieser  ursprünglichen  Bestimmung,  als  Humanitätsan- 
stalten ausschliesslich  den  Spargroschen  des  kleinen  Mannes  zu 
verwalten,  untreu  geworden  und  seien  zu  Depositenbanken  des 
Mittelstandes  und  der  kapitalistischen  Kreise  geworden  ;  sie  setzten 
die  Interessen  der  kleinen  Einleger  hintan,  um  jene  der  grossen 
zu  begünstigen,  und  liessen  sich  in  erster  Linie  von  dem  Streben 
nach  Erwerb  leiten. 

Diese  Frage  ist  in  neuester  Zeit  näher  von  Professor  RaucJi- 
berg  in  Prag  untersucht  worden,  welcher  das  Ergebnis  seiner 
Untersuchung  in  einer  längeren  »Sparkassenfrage«  überschriebenen, 
zuerst  in  der  »Oesterreich.  Rundschau«  erschienenen  Abhandlung 
niedergelegt  hat.  Er  beantwortet  hier  vor  allem  die  Fragen : 
Befinden  sich  die  Sparkassen  wirklich  auf  Abwegen,  von  denen 
sie  nur  durch  staatliche  Eingriffe  zurückgebracht  werden  können.^ 
Und  in  welcher  Richtung  soll  sich  ihre  weitere  Entwickelung  be- 
wegen :  nach  ihren  Anfängen  zurück  oder  von  der  gegenwärtig 
erreichten  Stufe  aus  rüstig  weiter  fortschreitend } 

Aus  seinen  Ausführungen,  denen  ich  im  allgemeinen  zu- 
stimme, mag  hier  nur  folgendes  hervorgehoben  werden;  anderes, 
was  sich  mit  meiner  schon  früher  geäusserten  Auffassung  voll- 
kommen deckt,   wird  an  späteren  Stellen  Erörterung  finden. 

Dass  den  Sparkassen,  so  urteilt  Professor  RaiicJiberg,  nicht 
gerade  die  proletarischen  Volksschichten  zuströmen,  in  denen  sie 
angeblich  eine  armenpflegerische  Aufgabe  zu  erfüllen  haben,  er- 
hellt schon  aus  den  hohen  und  von  Jahr  zu  Jahr  wachsenden 
Durchschnittsguthaben.  Dadurch  wird  jedoch  der  den  Sparkassen 
gemachte  Vorwurf,  als  stellten  sie  sich  immer  ausschliesslicher 
in  den  Dienst  kapitalistischer  Interessen,  keineswegs  gerechtfertigt. 
Untersucht  man  die  Zusammensetzung  des  Einlagenstandes  aus 
grösseren  und  kleineren  Guthaben,  so  ergibt  sich,  dass  die  kleinen 
Einleger  der  Zahl  nach  überwiegen,  dass  aber  die  grössere  Hälfte 
des  Guthabenbestandes  von  Grösseren  Einlasen  herrührt.     Dieses 
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Verhältnis  hat  sich  aber  nicht  etwa  in  neuerer  Zeit  ausgebildet; 
es  besteht  seit  vielen  Jahren.  Aus  der  allgemeinen  Sparkassen- 
statistik lässt  es  sich  freilich  erst  seit  1882  erweisen.  Die  böhmische 
Sparkasse  aber  hat  die  Gliederung  der  Sparguthaben  bis  zum 
Jahre  1830  zurück  geprüft  und  gefunden,  dass  schon  im  Jahre  1840, 
also  noch  vor  dem  Erscheinen  des  österreichischen  Sparkassen-Re- 
gulativs, die  grössere  Hälfte  des  Einlagenbestandes  aus  Guthaben 
von  mehr  als  looo  Kronen  bestand.  Aehnlich  verhielt  es  sich 
wohl  bei  den  meisten  anderen  Sparkassen.  Wenn  die  Redak- 
toren des  österreichischen  Sparkassen- Regulativs,  das  1S44  er- 
schienen ist,  ;' Vermöglichere,  welche  ihre  Gelder  selbst  frucht- 
bringend machen  können,  von  der  Benutzung  zu  diesem  Zwecke 
ausschliessen  wollten,  so  entsprach  das  schon  zu  jener  Zeit  nicht 
den  tatsächlichen  Verhältnissen.  Nach  Rauchbergs  Ansicht  ganz 
natürlich,  denn  das  flache  Land  steckte  damals  zumeist  noch 
tief  in  der  Naturalwirtschaft,  eine  wohlständige  und  sparkräftige 
Arbeiterklasse  gab  es  nicht.  Der  Mittelstand  aber  war  bei  dem 
gänzlichen  Mangel  an  Banken,  bei  der  schweren  Erschütterung 
des  öffentlichen  Kredites  und  der  mangelhaften  Organisation  des 
Hypothekarkredites  damals  vielleicht  noch  mehr  als  jetzt  auf  die 
Sparkassen  angewiesen.  Die  Beteiligung  grösserer  Einleger  datiert 
also  nicht  etwa  seit  heute;  sie  gehört  ^'on  allem  Anfang  an  zu 
den  charakteristischen  Zügen  des  österreichischen  und  auch  des 
deutschen  Sparkassen wesens. 

Allerdings  wächst,  wie  bereits  erwähnt,  der  Stand  der  Durch- 
schnittsguthaben von  Jahr  zu  Jahr,  und  es  treten  in  der  Gliederung 
der  Einleger  nach  der  Höhe  der  Guthaben  die  höheren  Stufen 
immer  stärker  hervor.  Das  erklärt  sich  aber  nicht  etwa  daraus, 
dass  immer  mehr  »kapitalistische«  Einleger  hinzukommen  —  das 
Durchschnittsguthaben  der  neu  Eintretenden  bleibt  vielmehr  regel- 
mässig hinter  dem  Durchschnitte  der  bereits  aufrechten  Sparkassen- 
bücher zurücl':  —  sondern  aus  Nachlagen  auf  die  bestehenden 
Konten  und  aus  der  Zuschreibung  von  auflaufenden  Zinsen.  Diese 
letzteren  sind  überhaupt  von  entscheidender  Bedeutung  für  den 
Zuwachs  des  Einlagenstandes.  Man  sieht,  dass  der  Einlagen- 
stand nicht  etwa  durch  eine  Umbildung  des  Einlagentarifes  in 
kapitalistischer  Richtung  gesteigert  wird,  sondern  durch  die  wohl- 
ständige Kapitalsbewegung  des  alten  Kundenkreises.  Im  Durch- 
schnitte und  bei  der  IMehrzahl  der  Sparkassen  überwiegen  sogar 
die  Rückzahlungen  über  die  Einzahlungen  und  ist  der  Fortschritt 
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ausschliesslich  den  kapitaHsierten  Zinsen  zu  danken.  Ein  uner- 
freulicher Beweis  dafür,  dass  der  Kundenkreis  jener  Sparkassen 
in  seiner  Wirtschaft  keine  neuen  Ersparnisse  macht  oder  die- 
selben nicht  mehr  der  Sparkasse  anvertraut.  Von  einer  »kapita- 
listischen« Entwicklung  des  Sparkassenwesens  kann  somit  schlech- 
terdings nicht  die  Rede  sein. 

Es  ist  übrigens  schwer  einzusehen,  was  es  den  kleinen  Ein- 
legern schadet,  wenn  sich  neben^  ihnen  auch  grössere  beteiligen. 
Dass  der  Spesenkoeffizient  herabgemindert  wird,  wenn  sich  der 
Umsatz  in   grösseren  Posten  vollzieht,  liegt  ja  auf  der  Hand. 

Es  wird  jedoch  behauptet,  die  grossen  Einlagen  seien  unbe- 
ständig: sie  nötigten  die  Sparkassen,  stärkere  Barreserven  zu 
halten,  mehr  schlecht  rentierende,  kurzfristige  Anlagen  zu  machen, 
und  sie  minderten  so  das  Erträgnis  und  in  weiterer  Folge  auch 
die  Verzinsung  der  kleinen  Sparkasseneinlagen  herab.  Diese  Ein- 
wendung trifift  jedoch  höchstens  bei  denjenigen  fiottanten  Kapi- 
talbeständen zu,  welche  zu  Zeiten  niedrigen  Zinsfusses  die  Spar- 
kassen gelegentlich  aufsuchen.  Derartige,  schon  durch  ihre  Höhe 
auffallende,  in  der  Tat  unwillkommene  Einlagen  können  die  Spar- 
kassen aber  jederzeit  zurückweisen,  da  fast  alle  Sparkassen  sich 
in  ihren  Statuten  das  Recht  vorbehalten  haben,  die  Annahme  von 
Einlagen  ohne  Angabe  von  Gründen  zu  verweigern  oder  einge- 
legte Kapitalien  zu  kündigen.  Im  grossen  ganzen  haben  sich 
jedoch  die  grösseren  Einleger  bisher  keineswegs  unbeständiger 
erwiesen  als  die  kleinen.  Bei  dem  gewaltigen  Run  zum  Bei- 
spiel, der  infolge  czechischer  Agitation  im  Jahre  1903  gegen  die 
böhmische  Sparkasse  in  Prag  unternommen  wurde,  die  von  Deut- 
schen geleitet  und  verwaltet  wird,  haben  sich  neben  den  kleinsten 
die  grossen  Guthaben  am  besten  behauptet;  die  Rückzahlungen, 
die  in  der  Zeit  vom  20.  Februar  bis  19.  März  1903  die  Einzah- 
lungen um  27,7  Millionen  Kronen  überwogen,  betrafen  zumeist 
mittlere  und  kleinere  Einlagen.  Untersucht  man  die  Plinlagenbe- 
wegung  genauer,  so  stellt  sich  heraus,  dass  zwischen  den  grös- 
seren und  den  kleineren  Guthaben  allenthalben  eine  Art  Gegen- 
bewegung stattfindet.  Zu  Zeiten  aufstrebender  wirtschaftlicher 
Entwicklung  und  steigender  Löhne  strömen  insbesondere  kleine 
Einlagen  ein ;  grössere  Kapitalien  finden  im  Handel  und  Verkehr 
und  auf  dem  sonstigen  Anlagenmarkte  lohnendere  Verwendung. 
Bildet  sich  die  Konjunktur  zurück,  so  stocken  die  kleinen  Er- 
sparnisse und  es  kommen  jene   grösseren  Beträge,  für  welche  die 
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wirtschaftlichen  Unternehmungen  nicht  genügende  Chancen  oder 
Sicherheit  bieten.  So  wirken  grosse  und  kleine  Einlagen  wie  in 
einem  Kompensationspendel  zusammen,  um  den  ruhigen  Gancr  der 
Sparkassenuhr  sicherzustellen.  Die  Forderung,  die  kleinen  Ein- 
leger vor  den  grösseren  durch  eine  bessere  Verzinsung  zu  be- 
günstigen, kann  nur  mit  sozialpolitischen  Erwägungen  begründet 
werden.  So  gerne  ich,  bemerkt  RaucJiberg,  auch  eine  derartige  Be- 
günstigung der  kleinen  und  kleinsten  Einleger  sehen  würde,  so 
steht  ihr  doch  der  Inhabercharakter,  die  Anonymität  des  Spar- 
kassenbuches im  Wege,  die  es  auch  grösseren  Einlegern  ermög- 
licht, durch  Verteilung  ihres  Guthabens  auf  mehrere  Bücher  die 
gleiche  Begünstigung  zu  erschleichen.  Die  Anonymität  des  Spar- 
kassenbuches ist  aber  von  so  entscheidender  Wichtigkeit  für  den 
Sparbetrieb,  dass  sie  um  keinen  Preis  aufgegeben  werden  dürfte. 
Sonst  wären  die  Sparkassen  allen  ihren  —  oft  minder  vertrauens- 
würdigen —  Konkurrenten  und  der  Anlage  in  Wertpapieren  gegen- 
über im  Nachteile,  die  insbesondere  für  den  kleinen  Mann  lange 
nicht  die  gleichen  Vorteile  bietet.  Die  kleinen  Einleger  können 
—  darin  ist  Professor  Rauchberg  unbedingt  zuzustimmen  —  am 
zweckmässigsten  durch  die  Prämienpolitik  der  Sparkassen  be- 
günstigt werden. 

Die  Xatur  der  Sparkassen  als  im  öffentlichen 
Interesse  errichteter  Anstalten  macht  erklärlich, 
dass  sie  in  den  meisten  Ländern  vorwiegend  oder  ausschliesslich 
als  Anstalten  von  Gemeinden  und  Gemeindever- 
bänden  vorkommen.  Dies  ist  namentlich  in  Preussen  und 
Frankreich  der  Fall. 

In  einigen  Ländern  errichtete  auch  der  Staat  selbst  die 
Kassen,  so  in  Oldenburg,  im  Fürstentum  Lippe  und 
Reussj.  L.,  in  Braun  schweig,  in  Belgien,  Luxem- 
burg, Rumänien,  Serbien  und  R  u  s  s  1  a  n  d. 

In  den  letzten  50  Jahren  treten  hinzu  die  Postspar- 
kassen, in  Frankreich  als  Staatsanstalten,  als  caisses  nationales 
d'epargne  bezeichnet,  im  Gegensatz  zu  den  übrigen,  welche  caisses 
d'epargne  privees  (ordinairesj  genannt  werden. 

Auf  die  Postsparkassen,  welche  in  einer  Reihe  von  euro- 
päischen und  aussereuropäischen  Ländern  eine  grosse  Bedeutung 
erlangt  haben,  soll  später  näher  eingegangen  werden. 

Die  Sparkassen  erscheinen  im  übrigen  aber  als  Anstalten  des 
öffentlichen  Rechts,    deren  Einrichtung    regelmässig  von 
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Staatlicher  Genehmigung  abhängt  und  deren  Betrieb  der  Staats- 
aufsicht zu  unterstehen  pflegt.  Ihre  Verfassung  ist  dabei  nach 
ihrer  besonderen  Entstehungsart  oder  allgemein  nach  dem  Ver- 
waltungsrechte des  betreffendes  Staates,  dem  sie  angehören,  ver- 
schieden. Entweder  sind  sie,  wenigstens  in  Deutschland,  nur  Ab- 
teilungen und  besonders  verwaltete  Massen  des  Vermögens  der 
sie  stiftenden  und  unterhaltenden  öffentlichen  Korporationen, 
der  Landgemeinden,  Städte,  Kreise  und  sonstigen  weiteren  Kom- 
munalverbände, oder  aber  selbständige  Vermögensmassen, 
eigene  juristische  Persönlichkeiten,  auf  deren 
Verwaltung  und  Nutzung  den  Kommunalverwaltungen  nur  gewisse 
Anrechte  zustehen.  Letzteres  ist  z.  B.  in  Baden  der  Fall,  »wo 
die  mit  Gemeindebürgschaft  versehene  Sparkasse,  deren  Satzungen 
staatlich  genehmigt  sind,  weder  eine  Privatanstalt  noch  eine  An- 
stalt der  Gemeinde  in  dem  Sinne  ist,  dass  ihr  Vermögen  zum 
Vermögen  der  Gemeinde  gehört,  sondern  eine  öffentliche  Anstalt 
mit  eigener  juristischer  Persönlichkeit«.  Desgleichen  die  Spar- 
kasse der  L  a  n  d  e  s  b  a  n  k  in  Wiesbaden  nach  den  Ge- 
setzen von  25.  Dezbr.  1869  und  20.  August  1883.  Auch  in 
E  1  s  a  s  s-L  o  t  hr  i  n  g  e  n  sind  die  Sparkassen  nach  dem  Gesetz 
vom  14.  Juli  1895  (ergänzt  durch  die  Gesetze  vom  12.  Mai  und 
24.  November  1897)  selbständige  öffentliche  Anstalten  mit  juri- 
stischer Persönlichkeit  (Rechtsfähigkeit).  Die  Gemeinde  tritt  durch 
die  Uebernahme  der  Bürgschaft  für  die  Sparkasse  nur  in  das 
Verhältnis  eines  Bürgen  zum  Hauptschuldner. 

In  Preussen  ist  die  allgemeine  Rechtslage  die  folgende. 
Hier  gilt  das  Reglement,  die  Einrichtung  des  Sparkassenwesens 
vom  12.  Dezbr.  1838  mit  Gesetzeskraft  für  die  neun  älteren  Pro- 
vinzen ;  regierungsseitig  ist  man  aber  bestrebt,  seine  Grundsätze 
auch  in  den  übrigen  Provinzen  zur  Anwendung  zu  bringen,  ins- 
besondere durch  entsprechende  Beeinflussung  der  Musterstatuten. 
Die  Vorschriften  des  Reglements  betreffen  nur  öffentliche 
Sparkassen.  Die  Frage,  welche  Sparkassen  im  Sinne  des  BGB. 
als  öffentliche  und  obrigkeitlich  bestätigte  Sparkassen  anzusehen 
sind,  entscheidet  sich  nach  Landesrecht.  (Motive  zum  BGB.  IV. 
S.  II 14,  Protokoll  IV.  S.  762  f)  Nach  preussischer  Praxis  sind 
öffentliche  Sparkassen  solche,  welche  entweder  für  Rechnung 
einer  Körperschaft  des  öffentlichen  Rechts  betrieben  werden,  oder 
für  deren  Verbindlichkeiten  eine  solche  Körperschaft  die  Garantie 
übernommen    hat.      (Ministerial-Erlass    vom    27.    Juli    1900    MBl. 
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S.  255,  vom  19.  Oktober  1899,  MBl.  S.  233  und  vom  14.  Novbr. 
1899,  MBl.  S.  234). 

Die  öffentlichen  Sparkassen  in  Preussen  be- 
sitzen regelmässig  keine  eigene  juristische  Persönlichkeit,  insoweit 
ihnen  diese  nicht  besonders  beigelegt  ist,  sondern  sind  kom- 
munale Einrichtungen.  Sie  unterliegen  den  allgemeinen 
gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Kommunalaufsicht,  indem  die- 
jenige Staatsbehörde,  welche  die  die  Sparkasse  garantierende 
Körperschaft  —  den  Garantieverband  —  beaufsichtigt,  auch  die 
Aufsicht  über  die  von  diesen  Verbänden  errichteten  Sparkassen 
führt  (vgl.  §  53  Zuständigkeitsgesetz  vom  i.  August  1883  GS. 
S.  237).  Andererseits  wird  in  der  Literatur  ausgeführt,  dass 
zwar  die  Sparkasse  keine  juristische  Persönlichkeit  besitze,  dass 
aber  der  Sparkassenfonds  nicht  im  Eigentum  des  Garantieverbandes 
stehe;  er  sei  gebildet  aus  den  Einlagen  der  Sparer  und  müsse 
diesen  auf  Verlangen  zurückgezahlt  werden.  Von  dem  Garantie- 
verbande werde  er  verwaltet,  wie  andere  Teile  des  Kommunal- 
verbandes. Eigentümer  des  Sparkassenfonds,  welcher  nach  §  6 
des  Sparkassen-Reglements  einen  von  anderen  Kassen  der  Stadt- 
(Kreis  etc.) Verwaltung  unvermischt  zu  haltenden  Fonds  bildet, 
sind  nach  dieser  Ansicht  die  Einleger.  Meines  Erachtens  ist  diese 
Auffassung  nicht  stichhaltig.  Denn  die  Bestimmungen  des  Regle- 
ments, insbesondere  auch  die  zur  Begründung  jener  Ansicht  heran- 
gezogenen §§  3  und  8  über  die  den  Einlegern  zu  leistende 
Sicherheit  und  die  Entnahme  von  Darlehen  seitens  der  Stadt 
sind  Bestimmungen  des  öffentlichen  Rechts,  welches  privatrecht- 
liche Grundbegriffe  nicht  beeinflussen  können.  Die  Einleger  können 
nicht  Eigentümer  sein,  weil  sie  keinen  Verein  oder  Gesellschaft 
irgend  einer  rechtlichen  Struktur  bilden  ;  also  bleibt  nur  der  Ga- 
rantieverband als  der  Eigentümer  als  rechtsfähige  Person  übrig. 
Die  Einlage  selbst  stellt  aber  ein  Darlehn  an  die  Sparkasse,  die 
lediglich  durch  den  Garantieverband  vertreten  wird,  dar  ^). 

Dagegen  kann  den  öffentlichen  Sparkassen  juristische 
Persönlichkeit  auf  Grund  der  Vorschriften  des  öffentlichen 
Rechts  durch  Allerhöchsten  Erlass  beigelegt  werden  ;  ebenso  kommt 
für  einen  zum  Betriebe  einer  öffentlichen  Sparkasse  eingerichteten 
Zweckverband    nur    die  Beilegung    der   Rechte    öffentlicher 

l)  Hiermit  übereinstimmend  Götting ,  Die  .Sparkasse,  Hannover  1807  Nr.  599 
S.  74,  anderer  Ansicht  v.  Knebel-Docberitz,  Das  Sparkassenwesen  in  Preussen,  Berlin 
1907,  S.  114  f. 


72 


Dr.   Seidel 


Körperschaften  in  Betracht  (§   128  LGO). 

Wenn  nun  auch  die  öffentlichen  Sparkassen  in  Preussen  im 
allgemeinen  nach  der  herrschenden  Ansicht  juristische  Persön- 
lichkeit nicht  besitzen,  mit  der  auch  die  Rechtsprechung  überein- 
stimmt (Erk.  des  Reichsgerichts  vom  25.  April  1892  »Sparkasse« 
S.  234,  Urteil  des  Kammergerichts  vom  4.  Juli  1904,  Preuss. 
Verw. Blatt,  Bd.  27  S.  62),  so  werden  im  Geschäftsverkehr  öffent- 
liche Sparkassen  doch  vielfach  als  selbständige  Rechtssubjekte 
behandelt.  Namentlich  ist  es  üblich,  im  Rubrum  von  Klagen  die 
» Sparkasse <:  als  Klägerin  zu  bezeichnen  und  Hypotheken  auf  sie 
einzutragen,  während  Klägerin  bez.  Gläubigerin  der  Kommunal- 
verband ist.  Korrekter  ist  es  daher,  die  Hypothek  einer  Kom- 
munalsparkasse auf  den  Namen  des  Kommunalverbandes  mit  dem 
Zusatz  »Sparkassenfonds«  einzutragen.  (Beschluss  des  Kammer- 
gerichts vom  12.  Oktober  1903  und  4.  Juli  1904,  Preuss.  Verw.Bl. 
Bd.  26  S.  180  und  Bd.  27  S.  63\)). 

Mit  dieser  Praxis  übereinstimmend,  spricht  neuerdings  ein 
Urteil  des  Reichsgerichts  vom  i.  Dezember  1906  (»Juristische 
Wochenschrift«  1907  Nr.  3,  S.  81)  aus,  dass  kommunale  Sparkas- 
sen zwar  nicht  eigene  Rechtspersönlichkeit  haben,  aber  gesetz- 
liche Vertreter  der  Stadtgemeinde  sein  können.  Sie  seien  aller- 
dings nichts  weiter  als  Einrichtungen,  Anstalten  der  Gemeinden, 
und  ihr  Vermögen  nur  ein  getrennt  zu  verwaltender  Fonds  des 
Gemeindevermögens  überhaupt.  Daraus  folge  aber  nur,  dass, 
wenn  unter  dem  Namen  einer  städtischen  oder  andern  Kommunal- 
Sparkasse  eine  Klage  erhoben  und  gegen  eine  solche  Kasse  ge- 
klagt wird,  die  Klage  als  von  der  betreffenden  Gemeinde  erhoben 
oder  gegen  sie  gerichtet  angesehen  w^erden  muss.  Es  sei  daher 
rechtsirrtümlich,  wenn  im  vorliegenden  Falle  der  Berufungsrichter 
die  gegen  die  städtische  Sparkasse  erhobene  Klage  aus  dem 
Grund  der  mangelnden  Parteifähigkeit  der  Beklagten  abgewiesen 
habe.  Unrichtig  sei  es  auch,  dass  die  in  der  Klage  als  Vertre- 
terin der  Beklagten  genannte  »Sparkassen- Verwaltung«  als  gesetz- 
liche Vertreterin  der  wirklichen  Beklagten,  nämlich  der  Stadtge- 
meinde, nicht  angesehen  werden  könne.  Die  Auffassung,  dass 
der  Bürgermeister  der  allein  mögliche  gesetzliche  Vertreter  der 
Gemeinde  sei,  könne  nicht  gebilligt  werden.  Diese  Auffassung 
verkenne   den   Rechtsbegriff  der   gesetzlichen  Vertretung,    indem 

i)  Siehe    auch    dazu    von  Knebel-Doeberitz ,    Das    preussische    Sparkassenwesen, 
Berlin  1907,  S.  113. 
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sie  ihn  zu  eng  nehme.  Es  sei  nicht  richtig,  dass  die  geset/Jichc 
Vertretung  einer  prozessunfähigen  Person,  insbesondere  einer 
Körperschaft,  allemal  in  einer  Hand  liegen  müsse,  dass  also  be- 
grifflich neben  dem  Bürgermeister  oder  Magistrat  einer  Stadt- 
gemeinde nicht  noch  andere  Organe  mit  Vertretungsvollmacht 
für  besondere  Angelegenheiten  kraft  Gesetzes  oder  Statuts  be- 
stehen können.  Im  vorliegenden  Fall  sei  vielmehr  die  Sparkassen- 
Verwaltung  die  gesetzliche  Vertreterin  der  Stadtgemeinde. 

III.   Die  Anlegung  von  Mündelgeldern  bei  den  Sparkassen. 

Da  es  sich  bei  der  Einrichtung,  Verwaltung  und  Beaufsichti- 
gung der  Sparkassen  um  Gegenstände  des  öffentlichen 
Rechts  handelt,  so  sind  nach  Artikel  99  des  Einführungsgesetzes 
zum  BGB.  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über  die  öffent- 
lichen Sparkassen  in  Preussen  unberührt  geblieben,  auch  können 
neue  derartige  Vorschriften  erlassen  werden  (Art.  218  PZG.  BGB.). 
Im  übrigen  untersteht  aber  die  Sparkasse  hinsichtlich  ihrer  Rechts- 
geschäfte dem   Privatrechte  des  BGB. 

Der  Landesgesetzgebung  entzogen  sind  sodann  ausdrücklich 
im  §  99  EG.  die  Vorschriften  des  §  808,  sowie  des  §  1807  Abs.  i 
Nr.  5,  §  1809,   1810  BGB.  über  die  Anlegung  von  Mündelgeld. 

Bezüglich  der  Anlegung  von  Mündelgeldern  bei 
Sparkassen  bestimmt  vielmehr  §  1807  BGB.,  dass  sie  u.  a. 
auch  erfolgen  kann  »bei  einer  inländischen  öffentlichen  Sparkasse, 
wenn  sie  von  der  zuständigen  Behörde  des  Bundesstaats,  in  wel- 
chem sie  ihren  Sitz  hat,  zur  Anlegung  von  Mündelgeld  für  ge- 
eignet erklärt  ist<:.  Diese  Erklärung  hat  nach  Art.  75  §  i  des 
Preussischen  Ausführungsgesetzes  durch  den  Regierungs-Präsi- 
denten im  Einvernehmen  mit  dem  Landgerichts-Präsidenten  zu 
erfolgen,  kann  jedoch  zurückgenommen  werden.  Die  Erklärung 
und  die  Rücknahme  sind  im  Amtsblatt  bekannt  zu  machen. 

Voraussetzung  für  die  Verleihung  des  Rechts  zur  Annahme 
von  Mündelgeld  seitens  der  Sparkassen  ist  also  in  erster  Linie, 
dass  die  Sparkasse  eine  öfTentliche  ist.  Das  Reichsrecht  über- 
lässt  die  Frage,  welche  Sparkassen  als  öfTentliche  anzusehen  sind, 
dem  Landesrecht,  indem  Artikel  99  des  Einführungsgesetzes  zum 
BGB.  bestimmt,  dass  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über 
die  öffentlichen  Sparkassen,  unbeschadet  den  Vorschriften  des 
§  808  des  BGB.  betreffend^  Legitimationspapiere  und  den  Vor- 
schriften   des    BGB.    über    die  Anlegung    von  Mündelgeld    unbe- 
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rührt  bleiben.  Es  erscheint  mir  nicht  zweifelliaft,  dass  nach  Lage 
der  preussischen  Gesetzgebung  auf  Grund  des  Sparkassenregle- 
ments vom  12.  Dezember  1838  als  öffentliche  Sparkassen  ledig- 
lich diejenigen  anzusehen  sind,  für  welche  ein  Verband  des  öffent- 
lichen Rechts  die  Garantie  übernommen  hat,  d.  h.  also  die  kom- 
munalen Sparkassen.  Diesen  Standpunkt  hat,  wie  bereits  er- 
wähnt, auch  der  Minister  des  Inqern  grundsätzlich  eingenommen. 
Ob  das  Reichsrecht,  wie  Schneider  ^)  unter  Bezugnahme  auf  die 
Protokolle  der  2.  Kommission  zur  Beratung  des  BGB.  Bd.  IV 
S.  763  annimmt,  über  diesen  Rahmen  hat  hinausgehen  wollen 
und  unter  öffentlichen  Sparkassen  auch  solche  verstanden  wissen 
will,  deren  Mitgliederkreis  nicht  beschränkt  ist,  z.  B.  bei  denen, 
die  eine  eingetragene  Genossenschaft  auch  für  Nichtmitglieder  er- 
öffnete oder  betreibt,  kommt  nach  der  erwähnten  Rechtslage  für 
Preussen  also  nicht  in  Betracht. 

Die  zweite  Voraussetzung  für  die  Verleihung  des  genannten 
Rechts  an  die  Sparkassen  ist  die  gemeinschaftliche  Erklärung  des 
Regierungspräsidenten  und  des  Landgerichtspräsidenten.  Sie  ist 
vorgeschrieben,  um  die  verschiedenen  Interessen,  welche  bei  der 
Auswahl  der  geeigneten  Sparkassen  in  Betracht  kommen,  zu  be- 
rücksichtigen. Die  weitere  Bestimmung,  dass  die  Erklärung  der 
Tauglichkeit  jederzeit  zurückgenommen  werden  kann,  wird  durch 
das  B.G.B.  nicht  ausgeschlossen  und  ist  erforderlich,  weil  die 
Verhältnisse,  welche  für  die  Zulassung  massgebend  waren,  sich 
ändern  können  (Begr.  zum  Preuss.  AG.  zum  BGB.  S.  232).  Der 
vorgenannte  Ministerialerlass  bestimmt  dementsprechend  ausdrück- 
lich, dass,  falls  bei  einer  Sparkasse  Aenderungen  eintreten,  welche 
diese  zur  Annahme  von  Mündelgeld  nicht  länger  als  geeignet  er- 
scheinen lassen,  die  Erklärung  nach  Verständigung  mit  dem  Land- 
gerichtspräsidenten sogleich  seitens  des  Regierungspräsidenten 
zurückzunehmen  ist.  Wenn  für  die  Erklärung,  wie  für  die  Rück- 
nahme derselben  die  Bekanntmachung  durch  das  Amtsblatt  vor- 
geschrieben ist,  so  entspricht  dies  der  Bedeutung  und  Tragweite 
dieser  Anordnungen   (Begr.  a.   a.   O.). 

Die  Prüfung,  welche  diesen  Anordnungen  vorauszugehen  hat, 
muss  dementsprechend  eine  besonders  eingehende  und  sorgfäl- 
tige sein.  Nach  meiner  Auffassung  ist  sie  aber  lediglich  darauf 
zu    richten,    ob    die    Geschäftsführung    der    Kasse    allen    an    ihre 

i)  Schneider,    Das  Bürgerliche  Gesetzbuch    und    seine  Nebengesetze    nach  ihrer 
Wirkung  im  Geschäftsbereiche  der  öffentlichen  Sparkassen,  Hannover  1899,  S.  10. 
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Sicherheit  zu  stellenden  Ansprüchen  genügt.  Namentlich  scheint 
mir  der  Frage  des  Revisionswesens  bei  der  Sparkasse,  der  Ge"^en- 
rechnungsführung  u.  s.  w,  eine  wesentliche  Bedeutung  beizulegen 
zu  sein.  Es  ist  m.  E.  daher  bei  der  Entscheidung  auch  beson- 
ders zu  berücksichtigen,  ob  die  Kasse  einem  für  ihre  Provinz  oder 
ihren  sonstigen  Bezirk  bestehenden  Unterverband  des  deutschen 
Sparkassenverbandes  angeschlossen  ist;  denn  die  von  diesem 
Verbände  periodisch  vorgenommenen  buch-  und  rechnungstech- 
nischen Revisionen  geben  zweifellos  eine  nahezu  sichere  Gewähr 
für  die  Ordnungsmässigkeit  der  Kassen-  und  Rechnungsführung 
und  damit  in  gewisser  Richtung  für  die  Sicherheit  der  Kasse 
überhaupt. 

Wenn  aber  diese  Voraussetzung  einer  ordentlichen  Geschäfts- 
führung erfüllt  ist,  so  ist  nach  meiner  Ansicht  kein  Grund  mehr 
vorhanden,  mit  der  Verleihung  des  Rechts  zur  Annahme  von 
Mündelgeld  an  die  Sparkasse  zurückzuhalten;  denn  der  Hauptfaktor 
der  Sicherung  der  Sparkassengläubiger  durch  den  garantierenden 
Kommunalverband  bleibt  doch  immer  bestehen  und  es  scheint  mir 
doch  kaum  einem  Zweifel  zu  unterliegen,  dass,  wenn  auch  nach 
der  F'assung  der  gesetzlichen  Bestimmung  die  Entscheidung  über 
diese  Frage  lediglich  in  das  arbiträre  Ermessen  der  zuständigen 
Behörden  gestellt  ist,  der  Gesetzgeber  doch  nur  diesen  Punkt  der 
Sicherstellung  des  Mündelvermögens  als  Voraussetzung  für  die 
Verleihung  des  genannten  Rechtes  an  die  öffentlichen  Sparkassen 
im  Auge  gehabt  hat.  Dagegen  widerspricht  es  meines  Erachtens 
der  ratio  legis,  wenn  die  fragliche  Vorschrift  dazu  benützt  wird, 
den  Sparkassen  Auflagen  zu  machen,  die  vielleicht  wünschens- 
wert und  zweckmässig  sind,  aber  nicht  gesetzlich  gefordert  wer- 
den können,  wie  ich  überhaupt  der  Ansicht  bin,  dass  es  nicht 
in  der  Staatsraison  liegt,  in  das  Selbstverwaltungsrecht  der  Spar- 
kassenverwaltungen  mehr,  als  gerade  nötig,  einzugreifen.  Vor  allem 
aber  bleibt  alles  Schabionisieren,  zu  dem  man  dann  leicht  ge- 
langen kann,  bedenklich,  da  die  Verhältnisse  bei  den  einzelnen 
Sparkassen  doch  ausserordentlich  verschieden  und  mannigfaltig 
liegen  und  die  letzteren  dabei  leicht  Gefahr  laufen,  den  Genossen- 
schaften und  anderen  Instituten  gegenüber  in  ihrem  natürlichen 
loyalen  Wettbewerbe  zu  unterliegen,  den  sie  im  übrigen  umso- 
mehr  aufnehmen  können,  als  keine  andere  Organisation  ihren 
Gläubigern  in  gleichem  Masse  Sicherheit  bietet.  Aber  letztere 
muss  unter  allen  Umständen  gewährleistet  sein  und  zwar  so,  dass 
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aller  Voraussicht  nach  der  garantierende  Konimunalverband  nicht 
in  Anspruch  genommen  zu  werden  braucht.  Unter  diesen  Vor- 
aussetzungen darf  aber  einer  Kasse  das  Recht  zur  Annahme  von 
Mündelgeld  füglich  nicht  vorenthalten  werden. 

Wenn  daher  die  Erteilung  dieses  Rechtes,  wie  es  in  einzel- 
nen Fällen  geschehen  sein  soll,  davon  abhängig  gemacht  ist,  dass 
die  betr.  Sparkassen  ihre  Statuten  dahin  änderten,  dass  der  Rein- 
gewinn nur  zur  Förderung  der  untern  Volksklassen,  also  zu  sozial- 
politischen Zwecken,  verwendet  werden  soll,  so  halte  ich  dieses 
für  zu  weitgehend  und  mit  der  Tendenz  des  Gesetzes  nicht  wohl 
vereinbar. 

Aehnliche  Bestimmungen,  wie  das  preussische  Ausführungs- 
gesetz zum  BGB.,  wurden  in  den  Ausführungsgesetzen  anderer 
deutscher  Bundesstaaten  getroffen.  Art.  109  des  bayerischen 
Ausführungsgesetzes  bestimmt:  »Bei  einer  öffentlichen  Sparkasse 
....  können  Minderjährige  ....  ohne  Einwilligung  des  gesetz- 
lichen Vertreters  Spareinlagen  machen.«  §  36  des  sächsischen 
Ausführungsgesetzes  bestimmt:  »Zur  Anlegung  von  Mündelgeld 
sind  im  Sinne  des  §  1807,  Abs.  i  Nr.  5  BGB.  geeignet  die  öf- 
fentlichen Sparkassen,  deren  Regulativ  von  dem  Ministerium  des 
Innern  genehmigt  worden  ist.  Wird  das  Regulativ  einer  öffent- 
lichen Sparkasse  von  dem  Ministerium  des  Innern  künftig  geneh- 
migt, so  ist  damit  zugleich  die  Sparkasse  zur  Anlage  von  Mündel- 
geld für  geeignet  erklärt.  Das  Ministerium  des  Innern  kann  die 
Anerkennung  der  Mündelsicherheit  jederzeit  zurücknehmen.«  Das 
badische  Ausführungsgesetz  endlich  bestimmt  in  Art.  33  Abs.  2: 
»Für  die  Bestimmung  der  zur  Anlegung  von  Mündelgeld  gemäss 
§  1807  Abs.  I  Ziffer  5  BGB.  geeigneten  öffentlichen  Sparkassen 
ist  das  Justizministerium  zuständig.«  Diese  Vorschrift  ist  später 
vereinfacht  durch  ij  63  c  der  Verordnung  vom  6.  September  1906: 
»Zur  Anlegung  von  Mündelgeld  sind  geeignet:  die  in  Baden  be- 
stehenden Sparkassen  mit  Gemeindebürgschaft  im  Sinne  des  Ge- 
setzes vom  9.  April  1880.« 

Hessen  (Art.  125  des  Gesetzes,  die  Ausführung  des  BGB. 
betr.,  vom  17.  Juli  1899),  Mecklenburg-Schwerin  (§  232  VO.  vom 
9-/4.  1899),  Mecklenburg-Strelitz  (§  230  VO.  vom  9./4.  1899), 
Sachsen-Weimar  (§  244  des  AusfGes.  zum  BGB.  vom  5./4.  1899), 
Oldenburg  (§  23  AusfGes.  zum  BGB.  vom  I5./5-  1899).  Braun- 
schweig (§  102  AusfGes.  zum  BGB.  vom  12. /6.  1899),  Sachsen- 
Meiningen  (Art.  28  AusfGes.  zum  BGB.  vom  9-/8.  1899),  Sachsen- 
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Altenburg  (§  125  AiisfG.  zum  BGB.  vom  475.  1899),  Sachsen- 
Koburg-Gotha  (Art.  50  §  3  AusfGes.  /.um  BGB.  vom  20. /ii.  1899), 
Hamburg  (§  73  AusfGes.  zum  BGB.  vom  14./7.  1899)  und  Elsass- 
Lothringen  (§  141  Ziff.  2  AusfGes.  zum  BGB.  vom  17. I4.  1899) 
haben  verwandte  Vorschriften   erhissen. 

IV.   Die  Privatsparkassen. 

Neben  den  öffenthchen  Sparkassen  bestehen  in  Preussen  noch 
zahlreiche  P  r  i  v  a  t  s  p  a  r  k  a  s  s  e  n  ,  d.  h.  Sparkassen,  für  deren 
Verbindlichkeiten  keine  Korporation  des  öffentlichen  Rechts  die 
Garantie  übernommen  hat.  Sie  unterliegen  als  freie  gewerb- 
liche Vereine  nur  der  allgemeinen  Oberaufsicht  über  Privat- 
vereine, nicht  aber  einer  besonderen  Staatsaufsicht.  Die  Vor- 
schriften des  Sparkassenreglements  und  die  in  anderen  Gesetzen 
enthaltenen  Bestimmungen  über  Sparkassen  finden  daher  auf  sie 
keine  Anwendung.  Ausgenommen  sind  diejenigen  Privatsparkassen, 
welche  gemäss  §  22  BGB.  die  Rechtsfähigkeit  erlangt  und  sich 
nach  Massgabe  einer  für  sie  aufgestellten  besonderen  Mustersat- 
zung der  Staatsaufsicht  unterworfen  haben,  so  dass  auf  sie  die 
'Vorschriften  des  Reglements  von  1838  ebenfalls  Anwendung  fin- 
den.    (M.-Erl.  vom  23.  Mai  1900.) 

Die  Privatsparkassen  verdanken  ihre  Entstehung  meisthin  ge- 
meinnützigen Vereinen  oder  einzelnen  Privatpersonen.  Es  gehören 
zu  ihnen  namentlich  die  Fabrik  Sparkassen,  welche  den 
Zwecken  einer  Fabrik  oder  überhaupt  einer  grösseren  Unterneh- 
mung dienen  sollen.  Diese  Kassen  sind  meist  vom  Arbeitgeber 
errichtet,  um  die  Arbeiter  zur  Sparsamkeit  anzuregen,  ihre  Inter- 
essen enger  an  die  Unternehmungen  zu  fesseln  und  damit  auch 
die  letzteren  selbst  zu  fördern.  Oefter  sind  diese  Kassen  aber 
auch  Einrichtungen  der  Arbeiter  selbst,  ohne  Beteiligung  der  Un- 
ternehmer, sog.  Arbeitersparvereine  (Vereinssparkassen)  und  er- 
scheinen dann  nach  ihrer  speziellen  Zweckbestimmung  vielfach 
als  Mietzins-,  Aussteuer-,  Konfirmanden-,  Alters-  u.  s.  w.  Sparkassen. 
Auch  die  Schul-  und  Jugendsparkassen  sind  private  Spareinrich- 
tungen, stehen  aber  in  organischer  Verbindung  mit  den  öffentli- 
chen Sparkassen,  so  dass  sie  unten  noch  eine  besondere  Bespre- 
chung finden  werden. 

Die  meisten  italienischen  Sparkassen  sind  von  gemein- 
nützigen Vereinen  ins  Leben  gerufen  worden ,  deren  Mitglieder 
Garantiescheine    ausstellten    und    unentgeltlich  Dienste    leisteten ; 


78 


Dr.   Seidel: 


die  von  ihnen  begebenen   Aktien  wurden  bez.    werden  nach   und 
nach  heimgezahlt;    es  dient  dann    der  Reservefonds  als  Garantie. 

Die  1819  errichtete  »Erste  österreichische  Spar- 
kasse« in  Wien  wurde  von  einem  Verein  gegründet.  Die  Mit- 
glieder des  Vereins  werden  entweder  zu  den  Stiftern  oder  Be- 
förderern der  Anstalt  gerechnet,  welche  zu  einem  Sicherheitsfonds 
für  diese  Anstalt  ein  Geschenk  von  mindestens  300  bez.  100  fl. 
beigetragen  haben.  Alle  sind  zu^-  Mitwirkung  bei  Verfolgung  der 
Vereinszwecke  verpflichtet. 

Auch  in  der  Schweiz  sind  die  Sparkassen  grösstenteils 
Privatunternehmungen  von  Aktiengesellschaften,  Genossenschaften 
u.  s.  w.,  während  allerdings  andere  von  Gemeinden  oder  auch  vom 
Staate   garantierte  Anstalten  bilden. 

In  P  r  e  u  s  s  e  n  hat  sich  nach  dem  Inkrafttreten 
des  BGB.  eine  Anzahl  von  Privatsparkassen  der  Staatsaufsicht 
unterworfen  und  dadurch  Rechtsfähigkeit  erlangt.  Für  diese  ist 
im  Jahre  1899  im  Ministerium  des  Innern  eine  besondere  Muster- 
sat z  u  n  g  aufgestellt  worden.  Auch  für  die  öffentlichen 
Sparkassen  bestehen  solche  Mustersatzungen,  sie  sind  nach  An- 
hörung der  Provinzial-Sparkassenverbände  aufgestellt  und  mit  Er-' 
mächtigung  des  Ministers  des  Innern  von  den  Oberpräsidenten 
genehmigt  worden.  Sie  bestehen  als  im  wesentlichen  gleichlau- 
tende, die  Organisation  der  Sparkassen,  die  Staatsaufsicht,  den 
Geschäftsbetrieb,  sowie  das  Rechtsverhältnis  der  Einleger  zur 
Sparkasse  regelnde  Normen  je  für  eine  Provinz,  mit  der  Mass- 
gabe, dass  in  Schlesien  für  jeden  Regierungsbezirk  eine  beson- 
dere Mustersatzung  besteht,  in  Hessen-Nassau  aber  eine  Muster- 
satzung überhaupt  nicht  vorhanden  ist. 

V,   Volkswirtschaftliche  und  sozialpolitische   Bedeutung  der 

Sparkassen. 

Wiewohl  das  Sparkassenwesen  bereits  auf  eine  etwa  andert- 
halb Jahrhunderte  lange  Entwicklung  zurückzublicken  vermag,  hat 
die  hohe  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Sparkassen  doch  erst 
in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  allgemeine  und  unbestrittene  An- 
erkennung gefunden.  Noch  gegen  Mitte  des  neunzehnten  Jahr- 
hunderts haben  die  »Times«  in  England  und  der  »National-  in 
Frankreich  gegen  die  Sparkassen  Partei  genommen.  Man  hat 
letzteren  den  Vorwurf  gemacht,  dass  sie  die  Ansprüche  der  Ein- 
leger vermehren,  ohne  dass  die  gemachten  Ersparnisse  gross  ge- 
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nug  wären,  jene  aus  ihrer  bisherigen  Lage  herauszureissen  ;  dass 
sie  den  IndividuaUsmus  befördern,  indem  sie  die  Bande  von  Schuld- 
ner und  Gläubiger  lockern  und  auflösen;  dass  sie  den  Kredit 
drücken  und  die  Kapitalien  von  nützlichen  Unternehmungen  zu- 
rückhalten; endlich  dass  sie,  die  den  Ersparnissen  nur  eine  nütz- 
liche Anlage  eröffnen,  unnütz  seien,  solange  man  den  ärmeren 
Volksklassen  zuvor  nicht  die  Möglichkeit  gebe,  überhaupt  Erspar- 
nisse zu  machen. 

Dagegen  ist  in  neuerer  Zeit  die  Auffassung  vorherrschend, 
dass  die  individuelle  Sparsamkeit  ein  wichtiges  Heil- 
mittel gegen  die  sozialen  Schäden  und  eine  ganz  unentbehrliche 
Tugend  im  wirtschaftlichen  Leben  ist-  Mit  Ausnahme  derjenigen 
Elemente,  welche  das  Sparen  grundsätzlich  bekämpfen  und  den 
sparenden  Arbeiter  mit  den  Worten  einer  internationalen  Arbeiter- 
versammlung in  Marseille:  »l'ouvrier  qui  epargne  est  un  traitre« 
in  Acht  und  Bann  erklärt  haben,  sind  die  Regierungen  und  die 
politischen  Parteien  aller  Kulturstaaten  darin  einig,  dass  die  Be- 
förderung des  Sparsinns  eine  der  Hauptwirtschafts-Aufgaben  des 
Staates  und  geeignet  ist,  der  Verarmung  vorzubeugen,  die  Wohl- 
habenheit der  breiten  unteren  Volksschichten  zu  vermehren  und 
die  wirtschaftliche  Selbständigkeit  einer  immer  grösseren  Anzahl 
von  Staatsangehörigen  zu  begründen  und  zu  befestigen.  Das 
Sparen  und  die  Beförderung  des  Sparsinns  erscheinen  demgemäss 
auch  als  wirksame  Mittel,  um  der  Ausbreitung  der  Sozialdemo- 
kratie entgegenzuwirken.  Schon  die  Uebung  im  Sparen  und  der 
Besitz  von  Ersparnissen  übt  auf  das  sparende  Individuum  einen 
günstigen  Einfluss  aus  und  bewahrt  es  vor  kommunistischen  Ideen. 
Sparen  ist  zielbewusstes,  wirtschaftliches  Handeln,  sowohl  auf 
dem  Gebiete  der  Konsumtion,  wie  auf  dem  der  Produktion.  Darin 
liegt  die  hervorragende  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Spar- 
tätigkeit, welche  geradezu  als  der  Ausgangspunkt  jeder  wirtschaft- 
lichen Hochkultur  bezeichnet  werden  kann.  Solange  im  eigent- 
lichen Sinne  nur  aus  der  Hand  in  den  Mund  gelebt  und  nicht 
für  den  kommenden  Tag  vorgesorgt  wird,  befindet  sich  die  Mensch- 
heit in  einem  w^irtschaftlichen  Rückstande.  Je  mehr  der  Einzelne 
sein  wirtschaftliches  Handeln  von  Rücksichten  auf  die  Zukunft 
beeinflussen  lässt,  um  so  höher  steht  er  auf  der  Stufenleiter  der 
wirtschaftlichen  Zivilisation.  Domela-Niemvehiiis  weist  in  seiner 
Studie  über  »das  Sparen-  sehr  richtig  darauf  hin,  dass  die  hohe 
kulturgeschichtliche    Bedeutung    des   (Jeberganges    zum  Ackerbau 
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aus  dem  Stadium  der  Jagd  und  des  Fischfanges  nicht  zum  wenig- 
sten darin  zu  suchen  ist,  dass  durch  den  Ackerbau  mit  seinen 
langen  Pausen  zwischen  Aussaat  und  Ernte  —  im  Gegensatze  zur 
Jagd  und  dem  Fischfang,  wo  der  Genuss  der  Arbeit  auf  dem 
Fusse  zu  folgen  pflegt  —  die  wirtschafthche  Vorsorge  und  der 
Spartrieb  angeregt  wird. 

Wenngleich  nun  auch  das  Sparen  als  ein  vorzügliches  Mittel 
betrachtet  werden  muss,  um  der^Verarmung  vorzubeugen,  so  sind 
doch  keineswegs  die  Ersparnisse  einer  einzelnen  Person  für  sich 
immer  ausreichend,  um  volle  Hilfe  für  Fälle  der  Not,  der  Krank- 
heit und  des  Alters  zu  bieten.  Hier  werden  die  verschiedenen 
Formen  der  Lebensversicherung,  die  ja  auch  wesentlich  Spar- 
zwecke verfolgen,  mit  grossem  Nutzen  ergänzend  und  helfend  ein- 
treten können. 

Auch  der  Staat  hat  in  Deutschland  in  neuerer  Zeit  dieses 
Gebiet  in  den  Bereich  seiner  Tätigkeit  gezogen,  indem  er  dem 
Arbeiter  den  Zwang  dazu  zur  Sicherung  vor 
Verarmung  im  Falle  der  Invalidität  und  des  Al- 
ters, der  Krankheit  und  des  Unfalles  reichsge- 
setzlich auferlegt  hat.  Dass  dieser  staatliche  Zwang 
auf  das  freiwillige  Sparen  der  Minderbemittelten  einen  hemmenden 
Einfluss  ausgeübt  hat,  ist  wohl  bisher  keineswegs  erkennbar  ge- 
wesen, ebensowenig  wie  in  England  die  Benutzung  der  friendly 
societies  und  Gewerkschaften  einen  wesentlichen  Einfluss  auf  das 
Sparwesen  ausgeübt  zu  haben  scheint,  wie  die  zunehmende  Ent- 
wickelung  der  englischen  Postsparkassen  annehmen  lässt. 

Neben  den  Sparkassen  wirken  auch  die  Genossenschaf- 
ten für  die  Zwecke  der  Kapitalansammlung ;  auch  sie  haben  zur 
Beförderung  und  Anregung  des  Sparsinns  viel  beigetragen,  wenn- 
gleich ihr  Endzweck  weniger  hierauf,  als  auf  die  Kapitalbeschaf- 
fung zum  Behufe  des  Kreditgebens  gerichtet  ist.  Hierin  liegt  vor- 
nehmlich deren  Bedeutung  für  die  Volkswirtschaft ;  inwiefern  diese 
bei  den  Sparkassen  zum  Ausdrucke  gelangt,  soll  später  erörtert 
werden. 

VI.  Sparkasse  und  Versicherung. 

Versicherung  und  Sparkasse  verfolgen,  wie  an- 
gedeutet, zwei  gleichartige  Ziele :  die  Ansammlung  von  Kapita- 
lien zur  Deckung  von  Verlusten  oder  zur  Sicherung  der  wirt- 
schaftlichen    Existenz.       Von      der      srossartieen      Entwickelung 
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der  in  der  zweiten  Hälfte  des  i8.  Jahrhunderts  entstandenen 
Sparkassen  ist  bereits  die  Rede  gewesen ;  eine  nicht  minder  wirt- 
schaftliche Bedeutung  hat  sich  aber  das  Versicherungswesen  zu 
erringen  verstanden.  Es  ist  weit  älter  als  das  Sparwesen  :  seine 
ersten  Spuren  finden  sich  schon  bei  den  Römern  in  den  Verei- 
nigungen von  Personen  niederen  Standes  —  collegia  temnio- 
rum  — ,  welche  den  Hinterbliebenen  ihrer  Mitglieder  gegen  ein  Ein- 
trittsgeld und  monatliche  Beiträge  im  Falle  ihres  Todes  ein  cre- 
wisses  Begräbnisgeld  zahlten.  Später  hat  sich  das  Versicherungs- 
wesen in  einer  fortschreitenden  Entwickelung  auf  sehr  verschie- 
dene Gebiete  des  Wirtschaftslebens  erstreckt  und  ist  immer  noch 
auf  lange  hinaus  in  weiterer  Fortbildung  begriffen.  Namentlich 
ist  in  dieser  Beziehung  die  kürzliche  Gründung  einer  auf  gemein- 
nütziger  Grundlage  errichteten  Volks-  und  Pension s- 
versicherungsbank  für  Deutschland  mit  dem  Sitze 
in  Düsseldorf  bemerkenswert,  bei  welcher  eine  billigere  Versiche- 
rung als  bei  den  anderen  als  Erwerbsgesellschaften  gegründeten 
Banken  möglich  sein  wird. 

Von  allen  Arten  der  Versicherung  hat  die  Lebensver- 
sicherung in  der  Form  der  Kapital  Versicherung 
(auf  den  Todesfall  oder  auf  den  Erlebensfall)  die 
meiste  Aehnlichkeit  mit  dem  Sparwesen :  durch  Ansammlung 
kleiner  Ersparnisse,  der  Jahresprämien,  werden  Kapitalien  gebildet 
zur  Deckung  von  Ausfällen  in  den  Einnahmen  bei  verringerter 
oder  fortfallender  Erwerbsfähigkeit  oder  infolge  des  Todes  des 
Ernährers  der  Familie  oder  zur  Sicherung  und  Verbesserung  der 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  einzelner  oder  mehrerer  ^). 

Diese  Form  des  Sparens  wirkt  in  hohem  Grade  erzieherisch 
durch  den  ihr  innewohnenden  Sparzwang.  Denn  der  Zweck 
der  Versicherung,  beim  Eintritt  des  Versicherungsfalles  ein  be- 
stimmtes Kapital  ausgezahlt  zu  erhalten,  wird  nur  durch  langes 
fortgesetztes  Sparen,  d.  h.  durch  regelmässige  Zahlung  der  Jahres- 
prämie erreicht.  Zahlt  der  Versicherungsnehmer  die  Prämie  nicht, 
d.  h.  hört  er  auf  zu  sparen,  so  hat  er  Verluste  und  erreicht  den 
beabsichtigten  Zweck  nicht.  Entweder  verfallen  die  eingezahlten 
Prämien  zugunsten  des  Versicherers  und  der  Versicherungsantrag 
erlischt,  so  dass  die  Prämien  vergeblich  gezahlt  sind,  oder  die 
Versicherung  wird   zwar  aufrecht  erhalten    aber   zu    einem    gerin- 


i)  S.  hierzu  volkswirtschaftliche  Zeitschrift  «Die  Sparkasse«  1907,  Nr.  601,  S.  139  ff. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1908.    1.  O 


82  Dr.  Seidel: 

geren  als  dem  gewollten  Betrage  —  sog.  reduzierte  Police,  oder 
dem  Versicherungsnehmer  werden  die  gezahlten  Prämien  zurück- 
erstattet —  Rückkauf.  Niemals  aber  wird  der  eigentliche  Zweck 
der  Versicherung  voll  erreicht.  Durch  den  Sparzwang  charakte- 
risiert sich  die  Lebensversicherung  als  Z  w  a  n  g  s  s  p  ar  k  a  s  se 
und  ist  durch  diesen  Zwang  dem  einfachen  Sparen  auf  der  Spar- 
kasse überlegen.  Aber  gleichzeitig  geht  die  Versicherung  auch 
weiter  in  der  Fürsorge  für  den  Sparer,  denn  sie  erstattet  nicht 
nur,  wie  die  Sparkasse,  das  Empfangene  nebst  Zinsen  zurück, 
sondern  übernimmt  auch  die  dem  Sparer  —  Versicherungsneh- 
mer —  drohende  Gefahr,  dass  der  Tod  ihn  verhindere,  Prä- 
mien in  solcher  Höhe  zu  zahlen,  welche  an  sich  erforderlich  sein 
würden,  um  das  zu  versichernde  Kapital  anzusammeln.  Denn  die 
Versicherungsanstalt  zahlt  das  versicherte  Kapital  in  vollem  Be- 
trage ohne  Rücksicht  darauf,  wie  lange  der  Versicherungsnehmer 
die  Prämien  gezahlt  hat,  und  übernimmt  damit  bei  pünktlicher 
Prämienzahlung,  d.  h.  bei  regelmässigem  Sparen  ,  eine  höhere 
Sicherheit  dafür,  dass  der  angestrebte  Sparzweck  in  allen  Fällen 
erreicht  werde,  als  die  Sparkasse.  Diese  übernimmt  das  Risiko 
des  vorzeitigen  Todes  des  Sparers  nicht,  sondern  zahlt  nur  die 
tatsächlich  gemachten  Spareinlagen  nebst  Zinsen  zurück. 

Demgegenüber  hat  das  einfache  Sparen  auf  der  Sparkasse 
auch  unleugbare  Vorteile  aufzuweisen.  So  segensreich  auf  der 
einen  Seite  der  mit  der  Lebensversicherung  verbundene  Spar- 
zwang auch  für  den  Einzelnen  sein  kann,  so  erschwert  er  unter 
Umständen  auch  das  Sparen  und  kann  sehr  lästig  fallen,  denn 
die  Prämie  muss  bezahlt  werden,  wenn  nicht  finanzielle  Verluste 
eintreten  sollen,  gleichviel,  ob  die  Vermögenslage  des  Versiche- 
rungsnehmers günstig  ist  oder  nicht.  Letzterer  kann  daher  in 
die  Lage  kommen,  sich  und  den  Seinigen  Entbehrungen  aufzuer- 
legen, vielleicht  sogar  das  Geld  zur  Bezahlung  der  Prämie  gegen 
hohe  Zinsen  leihen  zu  müssen.  Er  kann  ferner  trotz  aller  Mühen 
genötigt  sein,  die  Versicherung  verfallen  zu  lassen,  oder  sich  mit 
einer  Herabsetzung  der  Versicherungssumme  zu  begnügen  und 
dadurch  den  angestrebten  Zweck  nicht  voll  erreichen.  Endlich 
ist  die  Versicherung  im  vorgeschrittenen  Lebensalter  infolge  der 
Notwendigkeit,  sehr  hohe  Prämien  zahlen  zu  müssen,  erheblich 
erschwert  oder  bei  geschwächter  Gesundheit  überhaupt  nicht  mehr 
möglich.  Alle  diese  Missstände  fallen  beim  Sparen  auf  der  Spar- 
kasse fort.     Es  ist  daher  erklärlich,    dass  das  kleine  Kapital  sich 
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lieber  den  Sparkassen  als  den  Versicherungsbanken  zuwendet. 
Namentlich  der  Minderbemittelte  will  seine  gemachten  Ersparnisse 
nicht  völlig  binden  und  sich  nicht  nötigen  lassen,  im  Bedarfsfalle 
auf  seine  Police  hoch  verzinsliche  Schulden  zu  machen.  Demnach 
werden  die  Sparkassen  infolge  der  freien  Verfügbarkeit  besonders 
geschätzt.  Dagegen  werden  nach  vielfachen  Beobachtungen  deren 
Zinsen  gerade  von  den  kleinen  Sparern,  für  die  doch  die  Spar- 
kassen hauptsächlich  ins  Leben  gerufen  sind,  zumeist  wenig  ge- 
würdigt. 

In  einem  in  Nr.  6or  der  »Sparkasse«  (Jahrgang  1907)  enthal- 
tenen Aufsatze  über  »Sparkasse  und  Lebensversicherung«  wird 
die  Frage  aufgeworfen,  wie  sich  die  Lebensversicherung  zu  der 
voraussichtlich  und  hoffentlich  günstigen  Weiterentwickelung  der 
Sparkassen  verhalten  soll,  und  diese  dahin  beantwortet,  dass  die 
Lebensversicherung  keineswegs  in  den  Hintergrund  treten  dürfe. 
Denn  Sparkasse  und  Lebensversicherung  seien  keineswegs  feind- 
liche Brüder,  die  einander  nach  dem  Leben  trachteten,  sondern 
jeder  habe  seine  besondere  Eigenart,  seine  besonderen  Vorzüge, 
für  beide  sei  Raum  auf  der  Erde.  Denn  die  Erfahrung  zeigt, 
wie  an  der  genannten  Stelle  weiter  ausgeführt  wird,  dass  trotz 
der  gewaltigen  Entwickelung  des  Sparkassenwesens  auch  die  Le- 
bensversicherung eine  stetig  steigende  Ausdehnung  gewonnen  hat 
und  beständig  in  weiterer  Ausdehnung  begriffen  ist.  Der  Ver- 
sicherungsbestand der  deutschen  Lebensversicherungsgesellschaften 
an  Kapitalversicherungen  betrug  Ende  1904  bei  den 
27  Aktiengesellschaften  4  397  742  289   M 

18  Gegenseitigkeitsgesellschaften  3940020439    » 

zusammen  8  337  762  798  M 
wovon  92,2  Proz.  auf  die  Todesfallversicherung  und  6,8  Proz.  auf 
die  Erlebnisfallversicherung  entfielen.  Zu  dieser  in  grösseren 
Summen  abgeschlossenen  Kapitalversicherung  treten  noch  hinzu 
824  079  240  M  an  sog.  V  o  1  k  s  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  ,  d.  h.  an 
Versicherung  kleinerer  Summen,  ferner  270004138  M  an  Mi- 
litärdienstversicherung und  an  Rentenversiche- 
rung ein  Bestand  jährlicher  Renten  von  18039439  M.  Zu  diesen 
von  den  grossen  Versicherungsunternehmungen  betriebenen  Ver- 
sicherungen tritt  ausserdem  die  von  den  kleineren  Versiche- 
rungsvereinen auf  Gegenseitigkeit«  d.h.  von  den  sehr  zahlreichen 
Sterbe-,  Aussteuer-,  Pensions-,  Witwen-,  Kran- 
ken-   und  anderen    Versorgungskassen   betriebene    Ver- 

6* 
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Sicherung.  Die  Zahl  dieser  Kassen  beträgt  allein  in  Preussen 
gegen  4000,  die  Zahl  der  versicherten  Personen  gegen  zwei  Mil- 
lionen, das  Kassenvermögen  gegen  S9^l-  Millionen  Mark,  das 
versicherte  Sterbegeld  über  311  Millionen  Mark.  Ausser  dieser 
privaten  Versicherung ,  welche  auf  freien  Verträgen  be- 
ruht, kommt  in  Deutschland  endlich  die  auf  staatlichem 
Zwange  beruhende  Alters-  und  Invaliden-,  Unfall- 
und  Krankenversicherung  in  Betracht,  bei  denen  der 
Vermögensbestand  Ende  1904:  1160405468,44  M,  die  Zahl  der 
Versicherten  13756400  betrug. 

Wenn  der  Verfasser  des  genannten  Aufsatzes  am  Schlüsse 
dieser  Darlegungen  zu  dem  durchaus  zutreffenden  Ergebnisse  ge- 
langt, dass  Sparkassen  und  Versicherungsanstalten  sich  nicht  aus- 
schliessen,  sondern  nebeneinander  äusserst  wichtige  soziale  Auf- 
gaben erfüllen,  so  möchte  ich  diese  Auffassung  noch  dahin  er- 
weitern, dass  beide  Einrichtungen  auch  dazu  berufen  erscheinen, 
sich  in  bestimmten  Fällen  zu  ergänzen,  derart,  dass  die  öffent- 
lichen Sparkassen  mit  den  Versicherungsbanken  in  Verbindung 
gebracht  werden,  dass  die  eine  Einrichtung  die  Tätigkeit  der  an- 
dern unterstützt  und  fördert.  Dieser  Idee  entsprechend  hat  man 
insbesondere  den  Vorschlag  gemacht,  die  Sparkassen  zu 
Vermittlern  der  Volksversicherung  zu  machen. 

Eine  solche  Verbindung  des  Sparkassen-  und  Versicherungs- 
systems speziell  in  der  Gestalt  einer  Alters-  und  Invaliditätsspar- 
kasse als  Uebergang  zur  allgemeinen  Volksversicherung  ist  in  einer 
sehr  zweckmässigen  Weise  in  neuester  Zeit  von  dem  Beamten 
der  Ersten  österreichischen  Sparkasse  und  Professor  an  der  Gre- 
mialhandelsschule  der  Wiener  Kaufmannschaft,  Robert  Miilly  von 
Oppenried  in  Vorschlag  gebracht  worden. 

Nach  diesem  System  sollen  die  zu  beliebiger  Zeit  und  in  be- 
liebiger Höhe  bei  der  Sparkasse  gemachten  Einzahlungen  selbst 
dem  Einleger  jederzeit  zur  Verfügung  stehen  und  ihm  unbe- 
dingt erhalten,  also  auch  beim  Tode,  wenn  dieser  immer  eintreten 
möge,  an  seine  Erben  rückzahlbar  bleiben,  während  durch  die 
Zinsen  der  Einlagen  schon  bei  einem  Zinsfusse  von  3V2  Prozent 
die  Bildung  einer  überraschend  günstigen  Altersrente  bewirkt 
wird,  die  nach  Belieben  früher  oder  später  bezogen  werden  kann, 
dass  ferner  eine  Altersrente  selbst  dann  fällig  wird,  wenn  der 
Einleger  seine  Einlage  wohl  gar  schon  ein  Vierteljahr  nach  der 
Einzahlung  abhebt,  so  dass  eine  gänzliche  Aufzehrung  einmal  ge- 
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machter  Ersparnisse  unmöglich  ist.  Hiedurch  lässt  sich  nicht 
nur  für  das  AUer,  sondern  auch  fiu-  alle  Wechselfälle  des  Lebens 
Fürsorge  treffen.  Die  Zinsen  der  Einlagen  sollen  gewissermassen 
die  Prämien  sein,  durch  die  sich  ein  Arbeiter,  kleiner  Handwerker 
u.  s.  w.  eine  Pension  für  das  Alter  oder  eine  Rente  für  die  Zeit 
seiner  früher  eintretenden  Arbeitsunfähigkeit,  sowie  einen  Fonds 
schafft,  aus  dem  er  in  den  Zeiten  der  Not  nehmen  kann. 

Wie  schon  bemerkt,  legen  namentlich  die  kleinen  Sparer  auf 
die  Vereinnahmung  der  Zinsen  im  allgemeinen  wenig  Gewicht. 
Kleine  Sparer  sparen  nicht  20  Mk.,  um  nach  einem  Jahre  70 
Pfennige  Zinsen  zu  bekommen,  sondern  lediglich  deshalb,  um  das 
Geld  eventuell  später  zur  Zeit  des  Bedarfs  wieder  zu  verwenden; 
sie  betrachten  die  Sparkasse  meist  nur  als  verlässliche  Geldauf- 
bewahrerin. 

Durch  die  Verzichtleistung  auf  die  Zinsen  bis  zur  Zeit  des 
beginnenden  Alters  —  das  60.  Lebensjahr  als  Berechnungsgrund- 
lage genommen  —  ist,  je  nach  dem  Alter  des  Einlegers  zur  Zeit 
der  erfolgten  Einlagen  und  je  nach  der  Höhe  des  zugrunde  ge- 
legten Nettozinsfusses,  wie  Prof.  Mully  von  Oppenried  berechnet 
hat,  eine  überraschende  Fruktifizierung  des  Sparpfennigs  möglich. 
Er  hat  eine  Tabelle  konstruiert  mit  einer  Bareinzahlung  von  Kr.  100, 
welche  versicherungstechnisch  eine  Doppelversicherung  darstellt, 
nämlich  eine  Rentenversicherung  und  eine  Ablebensversicherung 
über  die  bar  geleisteten   Kr.   100. 

Für  eine  50jährige  Person  bedeutet  nach  Tabelle  I  (4  Proz.), 
die  dauernde  Verzichtleistung  auf  die  Zinsen  vorausgesetzt,  nach  einer 
Einlage  von  Kr.  100  eine  mit  dem  60.  Lebensjahre  beginnende  und 
während  der  ganzen  ferneren  Lebensdauer  jährlich  zahlbare  Rente 
von  Kr.  9,14;  für  eine  30jährige  Person  eine  solche  von  Kr.  33,29, 
für  das  zehnjährige  Kind  eine  solche  von  Kr.  95,90;  ebenso  nach 
Tabelle  II  (3V2  Prozent)  für  einen  50jährigen  Kr.  7,35,  für  einen 
30jährigen  Kr.  23,41  und  für  einen  lojährigen  mit  Kr.  59.63. 
Spätere  Nachlagen  erhöhen  das  Kapitalsguthaben  und  das  Gut- 
haben an  Rente  nach  dem  Prozentsatze  des  jeweiligen  Alters. 
Bei  Rückzahlungen  vermindert  sich  das  Kapitalsguthaben,  sowie 
das  Rentenguthaben,  doch  kann  letzteres  schon  nach  dreimonat- 
lichem Bestände  infolge  des  mittlerweile  kleiner  gewordenen  Pro- 
zentsatzes nicht  mehr  völlig  aufgezehrt  werden. 

Nach  Tabelle  II  kann  eine  bereits  erworbene  Rente,  be- 
ginnend   mit    dem    60.    Lebensjahre,    auch    schon    früher    als    In- 
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validitäts-Rente  im  entsprechend  kleineren  Masse  bezogen  wer- 
den oder  als  bedeutend  erhöhte  AUersrente  erst  nach  dem  60. 
Lebensjahre. 

Wer  somit  eine  Rente  per  looo  Kr.,  beginnend  mit  dem  60. 
Lebensjahre,  bereits  erworben  hat,  dem  steht  es  frei,  statt  dieser 
z.  B.  schon  vom  56.  Jahre  ab  ä  42,06%  eine  jährHche,  lebens- 
längliche Rente  von  Kr.  420,60^  <>/o  oder  erst  vom  70.  Lebens- 
jahre ab  a  328,07 "^/'o    Kr.  3280,70  an  Rente  zu  beziehen. 

Diese  Form  des  Sparens  ist,  wie  von  Mully  zuzugeben  ist, 
klar  und  einfach  und  fördert  durch  die  hohen  Prozentsätze  der 
zugeschriebenen  Rente  den  Sparsinn. 

Ueber  die  Anwendung  dieser  Rentensparkasse  bemerkt  ihr 
Autor  folgendes  : 

Dem  Sparer  wird  bei  der  ersten  Einlage  ein  Konto  eröffnet 
und  ein  Einlagebuch  verabfolgt,  lautend  auf  seinen  Vor-  und 
Zunamen,  ferner  auf  Geburtsort  und  Datum,  was  nur  bei  der 
ersten  Einlage  durch  irgend  ein  Dokument  nachzuweisen   ist. 

Auf  dieses  Buch,  welches  eine  Kapitals-  und  eine  Renten- 
kolonne enthält  (sonst,  bis  auf  die  Rentenkolonne,  ganz  ähnlich 
dem  gewöhnlichen  Sparbuch  ist),  können  beliebige  Kapitals-Ein- 
lagen und  Rückzahlungen  erfolgen;  nur  werden  dem  Konto-Inhaber 
weder  Zinsen  kapitalisiert  noch  ausbezahlt ;  es  wird  ihm  vielmehr 
in  der  Rentenkolonne  die  in  der  Tabelle  I  berechnete  mathe- 
matische Wahrscheinlichkeit  der  mit  dem  60.  Lebensjahr  be- 
ginnenden Rente  nach  dem  jeweiligen  Alter  des  Kontoinhabers 
zur  Zeit  der  Ein-  resp.  Rückzahlung  zu-  bez.  abgeschrieben. 

Da  bei  diesem  Tarife  nicht  das  Einlagekapital  selbst,  son- 
dern dessen  Zinsen  die  Versicherungsprämie  ausmachen ,  die 
Zinsen  und  die  aufgeschobene  Rente  aber  einen  Gleichwert  dar- 
stellen, sieht  Professor  Mully  von  Oppenried  keinen  Grund  ein, 
neben  Nachlagen  nicht  auch  Rückzahlungen  zuzulassen  ;  im  Gegen- 
teil will  er  die  Rückzahlung  nach  Möglichkeit  begünstigt  wissen,  um 
Einlagegelder  zu  bekommen.  Nur  durch  die  Möglichkeit  der 
Rückzahlung  wird  nach  seiner  Ansicht  »den  kleinen  und  kleinsten 
Sparern,  welche  ihre  Ersparnisse  nicht  für  einen  bestimmten,  wenn 
auch  noch  so  guten  und  edlen  Zweck  festnageln  können,  sondern 
sich  diese  für  den  Bedarfsfall  zur  Verfügung  halten  müssen,  die 
wirtschaftlich  beste  Verwertung  der  Spargelder  durch  die  Le- 
bensversicherung zugänglich  gemacht,  die  bisher  nur  den  Wohl- 
habenden vorbehalten  war«. 
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Nach  diesen  Vorschlägen  und  Berechnungen  würde  eine 
Verbindung  des  Sparwesens  mit  dem  Versicherungswesen  durch- 
aus mögHch  und  durchführbar  sein.  Wie  diese  in  Anwendung 
auf  die  deutschen  öfifentlichen  Sparkassen  und  einzelne  Ver- 
sicherungsbanken zu  geschehen  hätte,  würde  einer  besonderen  Prü- 
fung und  der  Aufstellung  detaillierter  Berechnungen  bedürfen. 
Besonders  vorteilhaft  erschiene,  wenn  sie  mit  der  vorgenannten 
auf  gemeinnütziger  Grundlage  errichteten  Vereinsversicherungs- 
bank für  Deutschland  erfolgen  würde,  da  bei  letzterer  die  Ver- 
sicherung voraussichtlich  eine  äusserst  billige  sein  wird,  der 
Sparer  somit  früher  in  eine  höhere  Rente  gelangen  würde  als  bei 
einer  andern  Versicherungsgesellschaft,  welche  mit  höheren  Un- 
kosten zu  arbeiten  hat  und  somit  auf  die  Erzielung  höherer  Ueber- 
schüsse  angewiesen  ist. 

Erwähnt  mag  noch  werden,  dass  die  von  Mnllysch&n  Vor- 
schläge den  österreichischen  Abgeordneten  Stein  und  Genossen 
Anlass  zur  Einbringung  eines  Gesetzentwurfes  behufs  Schaffung 
einer  allgemeinen  Rentenversicherung  durch  die  Postsparkasse 
gegeben   hatten. 

Uebrigens  sind  bereits  gewisse  verwandte  Einrichtungen  der 
Verbindung  des  Spar-  mit  dem  V^ersicherungswesen  getroffen: 
bei  dem  I.  Allgemeinen  Beamtenverein  der  österreichisch-ungari- 
schen Monarchie,  bei  der  Nieder-österreichischen  Landes-,  Le- 
bens- und  Rentenversicherungsanstalt,  bei  der  Königlich  sächsischen 
Alters-Rentenbank  in  Dresden  u.  s.   w. 

Auch  bei  der  belgischen  Sparkasse,  caisse  generale  d'epargne 
et  de  retraites,  besteht  eine  Verbindung  des  Spar-  mit  dem  Ver- 
sicherungswesen insofern,  als  ihr  durch  das  Gesetz  vom  9.  Au- 
gust 1889  die  Befugnis  zum  Abschluss  gemischter  Lebensver- 
sicherungsverträge unter  Arbeitern  gegeben  ist,  nach  denen  die 
Rückzahlung  nach  einer  bestimmten  Zeit  statthat  oder  schon 
früher  bei  Eintritt  des  Todes,  falls  dieser  vorher  erfolgt. 

VII.  Einrichtung  der  Sparkassen. 

Die  Einrichtungen  der  Sparkassen  müssen  zur  Erreichung 
ihres  Zweckes  so  getroffen  sein,  das  sie  r.  die  Spargelegenheit 
nach  Möglichkeit  erleichtern  und  eine  bequeme  Benutzung  dieser 
bieten,  2.  den  Spartrieb  anreizen,  3.  die  Sicherheit  der  Anlage 
gewährleisten. 
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Von  Bedeutung  ist  hierbei  zunächst  die  über  Ein-  und  Aus- 
zahlungen ausgestellte  Urkunde,  deren  Form  und  das  Recht  an 
derselben.  Meisthin  wird  für  jeden  Einleger  ein  Sparkassen- 
buch ausgestellt,  in  welchem  die  Einlagen  fortlaufend  vermerkt, 
die  Zinsberechnungen  zugeschrieben,  die  Rückzahlungen  abge- 
schrieben werden.  Es  kommen  aber  auch  Einlagescheine 
vor,  z.  B.  in  Jever,  welche  aus  einem  Buche  derart  ausgeschnitten 
werden,  dass  sie  mit  dem  Reste  (Stumpf,  Souche)  als  zusammen- 
passend erkannt  werden.  Der  Empfänger  hat  auf  den  Ausschnitt 
seines  Buches  seinen  Namen  zu  schreiben. 

Der  geringste  Betrag,  zu  welchem  Einlagen  angenommen 
und  verzinst  werden,  ist  möglichst  niedrig  zu  bestimmen,  damit  der 
Zweck  der  Sparkasse  vollkommen  erreicht  wird.  In  Deutschland 
ist  er  in  der  Regel  auf  i  Mark  ,  in  Frankreich  auf  i  Franc  fest- 
gesetzt. Um  auch  Gelegenheit  zum  Einlegen  von  kleineren  Spar- 
summen zu  schaffen,  hat  man  Sparmarken  und  Sparkarten  ein- 
geführt. Marken  zu  lO  oder  auch  selbst  zu  5  Pfennig  werden  an 
bestimmten,  möglichst  zahlreichen  Stellen,  welche  auch  als  Pfennig- 
oder Groschensparkassen  entsprechend  dem  englischen  Penny- 
saving  banks  bezeichnet  werden,  verkauft  und  auf  einer  mit  einer 
bestimmten  Anzahl  von  Feldern  versehenen  unentgeltlich  ab- 
gegebenen Karte  aufgeklebt.  Sind  alle  Felder  gefüllt,  so  wird 
die  Karte  an  die  Sparkasse  abgeführt ,  welche  hiergegen  ein 
Sparkassenbuch  ausstellt  oder  den  Eintrag  in  ein  bereits  vor- 
handenes vermerkt  und  von  der  festgesetzten  Zeit  ab  den  Betrag 
verzinst. 

Die  Pfennigssparkassen  sind  nur  einfache  Sammel- 
stellen für  die  Sparkasse.  Sie  können  von  der  letzteren ,  eben- 
so auch  unabhängig  von  ihr  errichtet  werden.  In  Deutsch- 
land wurde  die  Gründung  solcher  Sparkassen  durch  den  Kauf- 
mann JV.  ScJnvab  in  Darmstadt  angeregt,  welcher  1880  daselbst 
auf  eigenes  Risiko  und  unabhängig  von  der  Ortssparkasse  eine 
Pfennigsparkasse  errichtete.  Im  ersten  Jahre  gingen  48  000,  im 
zweiten  58000  Mark  bei  ihr  ein.  Seit  1881  hält  die  Ortsspar- 
kasse in  Burgstädt  in  Sachsen  in  einer  Anzahl  Läden  Sparmarken 
zu  10  Pfennigen  feil  und  gibt  Sparkarten  unentgeltlich  aus.  Dies 
ahmten  andere  Sparkassen  bald  nach,  welche  zum  Teil  auch 
Marken  zu  50  Pfennigen  und  höher  ausgeben.  Durch  die  Ein- 
führung dieses  mit  den  öffentlichen  Sparkassen  in  Verbindung 
gesetzten    Sparmarkensystems     sind     die     privaten     eigentlichen 
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Pfennigsparkassen   mehr  und  mehr  zurückgegangen. 

Der  Höchstbetrag  der  Einlagen  ist  nach  dem  preussi- 
schen  Reglement  durch  die  Satzungen  zu  bestimmen ;  von  einer 
gesetzlichen  Festlegung  sieht  es  ab,  damit  »die  besonderen  Ver- 
hältnisse des  Ortes«  seitens  des  Garantieverbandes  Berücksichti- 
gung finden  können.  Sache  der  Aufsichtsbehörde  bez.  der  die 
Statuten  genehmigenden  Behörde  ist  es,  hierin  Aenderungen  zu 
veranlassen,  falls  eine  zu  weit  gezogene  Grenze  die  Sparkasse 
oder  den   Garantieverband  gefährden  könnte. 

Die  Höchstgrenze  der  Spareinlagen  des  eigenen 
Garantie  Verbands  kann  gemäss  dem  Preuss.  M.E.  vom 
4.  Oktober  1892  (M.Bl.  S.  344)  höher  bemessen  werden  als  für 
andere  Einlagen,  jedoch  soll  den  Sparkassen  das  Recht  der  Zu- 
rückweisung und  Kündigung  vorbehalten  sein  und  eine  geräumige 
Kündigungsfrist  vereinbart  werden. 

Die  Verzinsung  der  Einlagen  beginnt  nach  einem 
sehr  verschieden  bemessenen  Zeitraum,  meist  vom  i.  des  darauf- 
folgenden oder  auch,  wenn  die  Einlage  vor  dem  15.  erfolgt,  vom 
15.  desselben  Monats.  Ebenso  lässt  man  bei  Rücknahmen  die 
Verzinsung  von  dem  vorhergegangenen  i.  oder  15.  ab  aufhören. 
Doch  gibt  es  auch  Kassen,  welche  die  Verzinsung  sofort  ein- 
treten lassen.  Je  nach  Ablauf  eines  Jahres  werden  gewöhnlich 
die  inzwischen  aufgewachsenen  vmd  nicht  erhobenen  Zinsen  dem 
Kapital  zugeschlagen,  sie  tragen  dann  ebenfalls  Zinsen.  Grössere, 
einen  gewissen  Betrag  überschreitende  Guthaben  werden  vielfach 
niedriger  verzinst,  um  eben  die  Benutzung  der  Kasse  durch  kleine 
Leute  möglichst  zu  begünstigen,  die  durch  Wohlhabende  aber 
mittelbar  einzuschränken.  Aus  diesem  Grunde  werden  auch  von 
einer  Anzahl  Kassen  den  Angehörigen  gewisser  Klassen,  den 
Handarbeitern,  Dienstboten  u.  s.  w.  Zuschüsse  zum  Zins,  Zins- 
prämien (sogenannte  Prämiensparkassen)  gewährt,  oder  es  wer- 
den für  regelmässige  Einzahlung  von  Ersparnissen  ,  die  wäh- 
rend einer  gewissen  Zeit  und  in  einer  gewissen  Mindesthöhe 
gemacht  sind,  Vorteile  gewährt,  doch  sind  die  verschiedensten 
Formen  üblich. 

Meist  verfolgen  die  Prämien  den  Zweck,  zum  Sparen 
anzureizen.  So  gewährt  beispielsweise  der  B'ürst  von  Stolberg- 
Wernigerode  bei  den  Sparkassen  zu  Wernigerode  und  Ilsenburg 
dem  Sparer,  welcher  dem  dienenden  Stande  angehört,  am  Jahres- 
schluss  eine  Prämie  von  6  Mk.    Doch  werden  auch  aus  anderen 
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Gründen  Prämien  verteilt,  oder  es  ist  ein  kombiniertes  System 
eingerichtet,  wie  bei  der  Sparkasse  des  Kreises  Teltow,  wo  seit 
1882  3  Proz,  der  Zinsüberschüsse  zu  Sparprämien  (bis  zu  30  Mk. 
im  einzelnen  Falle)  an  Gesinde,  welches  während  der  letzten 
5  Jahre  bei  derselben  Herrschaft  diente  und  bei  der  Kreisspar- 
kasse Spareinlagen  hatte,  verwendet  werden.  Bei  der  Kirch- 
spiels- ,  Spar-  und  I.eihkasse  BoU  in  der  Landschaft  Angeln 
schenkt  diese  Kasse  aus  ihren  Ueberschüssen  jedem  Kinde  des 
Kirchspiels,  das  konfirmiert  wird,  ein  Sparkassenbuch  mit  einer 
Einlage  von  10  Mk.  unter  der  Bedingung,  dass  es  innerhalb  der 
nächsten  2  Jahre  die  gleiche  Summe  aus  eigenen  Mitteln  beilegt. 

Eine  weitere  Fortentwicklung  der  Prämiensparkassen  stellen 
die  Alterssparkassen  dar.  Das  Prinzip  beruht  darin,  dass 
von  den  Zinsenguthaben  des  Sparers  ein  Teil  (meist  ^ji—^lz)  auf 
ein  besonderes  Konto  übertragen  und  ihm  auf  diesem,  um  einen 
gewissen  Zuschuss  aus  dem  jährlichen  Ueberschuss  der  Sparkasse 
vermehrt,  verzinst  wird.  Dieses  Guthaben  wird  bis  zu  einem  be- 
stimmten Lebensalter  (gewöhnlich  dem  55.  Lebensjahre)  des  Teil- 
nehmers als  gespartes  behandelt  und  hierdurch  der  Zweck  der 
rechtzeitigen  Fürsorge  für  das  Alter  gegen  das  einfache  Prämien- 
system ohne  Sperrung  sicherer  erreicht.  In  der  Regel  werden 
nur  Arbeiter  und  Dienstboten,  auch  Handlungs-  und  Gewerbe- 
gehilfen in  die  Alterssparkasse  aufgenommen. 

Bislang  haben  die  Alterssparkassen  in  den  öffentlichen  Spar- 
kassen verhältnismässig  wenig  Aufnahme  gefunden;  zumeist  sind 
sie  Wohlfahrtseinrichtungen  geblieben,  welche  Grossindustrielle 
in  den  Fabrik-  und  Vereinssparkassen  für  ihre  Arbeiter  geschaffen 
haben,  doch  haben  auch  grössere  städtische  Sparkassen  diese 
eingeführt  (z.  B.  Breslau  und  Frankfurt  a.  M.).  Zu  wünschen 
wäre  aber  auch,  dass  die  ländlichen  Kassen  und  die  der  kleinen 
Städte  diese  segensreiche  Einrichtung  ihren  Klienten  mit  der  Zeit 
mehr  zu  gute  kommen  Hessen;  zu  bedenken  haben  die  Verwal- 
tungen freilich  dabei,  dass  der  Umfang  der  Kasse  und  deren 
Umsatz  bereits  ein  solcher  sein  muss,  dass  sie  derartige  ausser- 
ordentliche Zuschüsse  ohne  Gefährdung  ihrer  Leistungsfähigkeit 
gewähren  kann  —  eine  Voraussetzung,  die  natürlich  in  gleicher 
Weise  für  die  einfachen  Prämienkassen  vorhanden  sein  muss. 

Das  preussische  Sparkassenreglement  hat  mit  Rücksicht  auf 
die  Veränderlichkeit  des  allgemeinen  Zinsfusses  über  die  Höhe 
der    von    den    Sparkassen    zu    gewährenden    Ein- 
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lage-Zinsen  Bestimmungen  nicht  getrofifen,  vielmehr  in  dieser 
Hinsicht  nur  gewisse  allgemeine  Grundsätze  aufgestellt.  Hiernach 
soll  der  Zinsfuss  so  bemessen  werden,   dass 

a)  die  von  Einlegern  zu  gewährenden  Zinsen  und  Zinses- 
zinsen durch  die  Verzinsung  der  Sparkassenbestände  gedeckt 
werden, 

b)  ausserdem  noch  ein  Ueberschuss  verbleibt,  um  die  Ver- 
waltungskosten zu  decken,  den  der  Sparkasse  durch  Bereithal- 
tung der  erforderlichen  Barbestände  erwachsenen  Zinsverlust  zu 
decken  und  den  ordentlichen  Reservefonds  anzusammeln.  Die 
hiernach  zu  bestimmende  Höhe  des  Zinsfusses  der  Sparkassen 
richtet  sich  nach  dem  allgemeinen  Geldmarkte,  wobei  aber  auch 
die  lokalen  »Wirtschaftsverhältnisse«  mit  in  Betracht  kommen 
(in  den  östlichen  Provinzen  und  in  vorwiegend  ländlichen  Gegen- 
den pflegt  der  Zinsfuss  höher  zu  sein  als  in  denen  des  Westens 
und  in  industriereichen  Gegenden).  Nach  Massgabe  dieser  Um- 
stände wird  die  Höhe  des  Zinsfusses  in  dem  Statut  in  einem 
gewissen  Rahmen  festgesetzt  und  im  Bedürfnisfalle  geändert. 
Zinsherabsetzungen  dürfen  sich  niemals  auf  die  Vergangenheit 
erstrecken.  (Preuss.  M.E.  vom  20.  April  1888  M.Bl.  S.  loo).  Eine 
Herabsetzung  unter  3  v.  H.  bedarf  der  Genehmigung  der  Auf- 
sichtsbehörde. 

Nach  dem  Einlagezinsfuss  wird  sich  auch  der  jeweilige  D  a  r- 
lehenszinsfuss  der  Sparkassen  richten.  Die  zwischen  diesen 
bestehende  Zinsspannung  muss  so  bemessen  sein,  dass  durch  die 
Differenz  die  Verwaltungskosten  der  Kassen  voll  gedeckt  werden 
und  gleichzeitig  eine  Risikoprämie  mitenthalten  ist.  Hiezu  wird  eine 
Spannung  von  durchschnittlich  ^fo,  Proz.  im  allgemeinen  genügen  ; 
bei  Hypothekendarlehen  kann  sie  vielleicht  etwas  niedriger  sein, 
während  sie  bei  Personaldarlehen  etwas  höher  zu  bemessen  sein 
wird.  Bei  diesem  durchschnittlichen  Zinsspannungsbetrag  e  wird 
die  Sparkasse  bei  richtiger  Finanzierung  d.  h.  bei  einem  ange- 
messenen Verteilungsverhältnisse  der  Anlage  der  Einlagebestände 
in  den  verschiedenen  Wertarten  umsomehr  ordentlich  wirtschaften 
und  zur  Dotierung  des  Reservefonds  und  entsprechenden  Ueber- 
schüssen  gelangen  können,  als  die  Zinsbeträge  selbst  wieder  da- 
durch, dass  sie  im  Sparkassengeschäfte  mitarbeiten,  Zinsen  bringen. 

Mit  Recht  hebt  Prof,  Raudiberg  hervor,  dass  die  Berechti- 
gung des  vielfach  gegen  die  Sparkassen  erhobenen  Vorwurfes, 
dass    das  Erwerbsinteresse    für    sie    entscheidend    sei,    am    besten 
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geprüft  werden  könne,  wenn  man  die  Spannung  zwischen  dem 
Aktiv-  und  Passivzinsfusse  der  Sparkassen  untersuche.  Die  all- 
gemeine Gestaltung  der  Zinsfussverhältnisse  war,  \^\q  Raiichberghe.- 
merkt,  in  den  letzten  Jahrzehnten  den  Sparkassen  wenig  günstig. 
Wir  leben  in  der  Zeit  sinkenden  Zinsfusses,  in  der  Aera  der 
Konversionen.  Die  Sparkassen  können  den  Einlegern  unmöglich 
mehr  Zinsen  geben,  als  sie  mit  ihren  eigenen  Anlagen  erzielen. 
Bei  dem  engen  Kreise  mündelsicherer  Anlagen,  auf  den  sie  be- 
schränkt sind,  vermag  auch  die  geschickteste  Sparkassenverwal- 
tung nicht  das  Erträgnis  über  das  durch  die  allgemeine  Gestal- 
lung des  Zinsfusses  gegebene  Bereich  hinaus  zu  erhöhen.  Indem 
Raucliberg  dann  an  den  österreichischen  Sparkassen  zahlenmässig 
nachweist,  dass  seit  den  letzten  Jahren  die  Ueberschüsse  fort- 
gesetzt zurückgegangen  seien,  bemerkt  er  durchaus  zutreffend, 
dass  fast  alle  mit  den  Sparkassen  in  Wettbewerb  stehenden  An- 
stalten mit  einem  höheren  Zinsengewinne  arbeiten.  Insbesondere 
die  Banken  und  Genossenschaften  aller  Art  seien  bei  dem  Ueber- 
wiegen  kurzfristiger  Anlagen  den  Sparkassen  gegenüber  dadurch 
im  Vorteile,  dass  sie  ebenso,  wie  mit  ihren  Anlagen  auch  mit 
der  Verzinsung  der  Einlagen  den  Schwankungen  des  Geldmarktes 
besser  zu  folgen  und  insbesondere  das  Anziehen  des  Zinsfusses 
leichter  auszunutzen  vermöchten.  So  komme  es,  dass  sie  bei 
steigendem  Zinsfusse  höhere  Einlagezinsen  bieten  und  damit  auch 
erhebliche  Kapitalien  für  sich  gewinnen  könnten,  die  sonst  den 
Sparkassen  zugeflossen  wären. 

Im  Interesse  einer  erleichterten  Benutzung  in  weiteren  Volks- 
kreisen liegt  es,  wenn  möglichst  viele,  bequem  zu  erreichende  und 
zu  gelegenen  Stunden,  womöglich  täglich,  offenzuhaltende  A  n- 
n  a  h  m  e  s  t  e  1  1  e  n  der  öffentlichen  Sparkassen  bestehen.  Die 
Einrichtung  solcher  hat  aber,  namentlich  auf  dem  Lande,  Schwie- 
rigkeiten, da  es  an  Personen  mangelt,  welche  geeignet  und  bereit 
sind,  die  Stellen  zu  verwalten.  Demgegenüber  hat  man  darauf 
hingewiesen,  dass  die  Spargelegenheit  dem  Sparer  entgegengehen 
müsse,  indem  dies  ein  sicheres  Mittel  sei,  die  breiten  Schichten 
der  Bevölkerung  an  ein  regelmässiges  Sparen  zu  gewöhnen.  Man 
hat  insbesondere  neuerdings  ein  Abholungsverfahren  in  der  Weise 
in  Vorschlag  gebracht,  dass  kleine  Sparbeträge  in  Höhe  von  50 
Pfennig,  i  Mk.,  2  Mk.  oder  4  Mk.  durch  Sparkassenboten  all- 
wöchentlich abgeholt  werden.  Die  Kassenboten  quittieren  über 
den    Empfang    der    Sparbeträge    durch  Sparmarken,    welche    von 
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den  Sparern  in  besondere,  52  Felder  enthaltende  Sparmarken- 
bücher eingeklebt  werden.  Nach  Schluss  des  Sammeljahrs  wer- 
den die  während  desselben  eingezahlten  Spareinlagen  mit  1,7 
Prozent  von  der  Sparkasse  verzinst  und  die  Sparmarkenbücher 
in  Sparkassenbücher  umgetauscht,  auf  welche  dann  in  der  bis- 
her üblichen  Weise  weitere  Spareinlagen  eingetauscht  oder  zu- 
rückgenommen werden  können.  Auf  diese  Weise  wird  also  das 
Abholungsverfahren  mit  dem  Sparmarkensystem  in  Verbindung 
gebracht. 

Angeregt  war  diese  Art  des  Abholungs  verfahrens 
von  dem  Eigentümer  des  »Berliner.  Lokalanzeigers«  August 
Scherl  in  Berlin,  welcher  es  in  grossartigem  Umfange  in 
die  Organisation  unseres  Lokalsparkassenwesens  einfügen  wollte. 
Er  hatte  den  an  sich  nicht  neuen  Gedanken  des  Abholens  der 
Spareinlagen  aber  noch  in  origineller  Weise  mit  dem  Gedanken 
der  Prämierung  der  Sparer  vereinigt ;  es  sollten  nämlich  die 
Zinsen  von  1,7  Proz.  für  die  Beträge,  die  den  Sparkassen  durch 
den  Verkauf  von  Sparmarken  während  eines  Jahres  nach  und 
nach  bis  zur  Eintragung  in  das  Sparkassenbuch  zufliessen,  nicht 
an  die  Sparer  ausgezahlt,  sondern  am  Schluss  des  betrefifenden 
Jahres  zu  grösseren  Summen  zusammengezogen  und  als  Prämien 
unter  den  Sparern  verlost  werden. 

Dieses  Scherl  sehe  Sparsystem  ist  aber  nicht  zur 
Durchführung  gelangt,  da  es  als  Lotterie  die  Staatsgenehmi- 
gung in  Preussen  nicht  erlangt  hat.  Ueber  seine  Berechtigung 
ist  viel  geschrieben  und  verhandelt  worden.  Die  Gegner  des 
Systems  machten  als  hauptsächlichstes  Bedenken  die  Verbindung 
des  Sparens  mit  dem  Spiele  geltend. 

Dagegen  ist  das  Abholen  kleiner  Sparemlagen  selbst  durch 
Erlass  des  Ministers  des  Innern  vom  4.  August  1894  den  preussi- 
schen  Sparkassen  empfohlen  worden.  Das  System  hat  in  meh- 
reren Städten  Einführung  gefunden,  in  einzelnen,  namentlich 
solchen  Süddeutschlands,  z.  B.  Karlsruhe,  Mainz  u.  s.  w.,  auch  in 
Frankfurt  a.  M.  hat  es  schon  bestanden.  Die  Einrichtung  ist  im 
grossen  und  ganzen  die  gleiche,  nur  ist  der  Zeitpunkt  des  Be- 
ginns der  Verzinsung  der  Spareinlagen,  welcher  sich  an  die  Ein- 
tragung in  das  Sparkassenbuch  knüpft,  ein  verschiedener. 

Dass  der  Gedanke,  die  Sparkasse  müsse  dem  Sparer  ent- 
gegengehen, vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  ein  ausser- 
ordentlich   guter    und  richtiger  ist,    bedarf  kaum    eines  Beweises, 
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und  es  ist  auch  nicht  zu  bezweifehi,  dass,  wenn  das  Abholungs- 
verfahren zweckmässig  organisiert  und  erst  einige  Zeit  in  Uebung 
ist,  es  sich  auch  in  den  Städten,  namentüch  den  grösseren  und 
mittleren,  wohl  bewähren  wird.  Dagegen  erscheint  es  auf  dem 
Lande  und  in  verstreut  liegenden  Ortschaften  der  Kostspieligkeit 
und  Umständlichkeit  wegen  unter  den  gegenwärtigen  Verhält- 
nissen nicht  durchführbar.  Praktisch  durchführbar  und  von  Er- 
folg begleitet  würde  es  wohl  nur  durch  die  Mitwirkung  der  Post 
werden,    worüber  des  Näheren  noch   später    die   Rede   sein  wird. 

Rückzahlungen  bei  den  Sparkassen  finden  bei 
kleinen  Beträgen  sofort  statt,  für  grössere  ist  meist  eine,  bei 
vielen  Kassen  je  nach  der  Höhe  der  Summe  verschieden  be- 
messene Rückzahlungsfrist  festgesetzt.  Jedoch  pflegen  die  Kassen 
nach  Möglichkeit  jeden  beanspruchten  Betrag  sofort  zurückzu- 
zahlen. 

Das  preussische  Sparkassenreglement  legt  Kündigungsfristen 
nicht  fest,  sondern  hat  nur  bestimmt,  dass  kleinere  Einlagen  so- 
fort zurückzuzahlen  sind,  dagegen  bei  grösseren  Einlagen  eine 
nach  Verhältnis  der  Summe  längere  oder  kürzere  Kündigungs- 
frist vorbehalten  bleiben  soll.  Es  ist  Aufgabe  der  Aufsichtsbe- 
hörden, die  Angemessenheit  dieser  satzungsmässig  zu  bestimmen- 
den Fristen  zu  prüfen  und  eventuell  auf  Aenderung  zu  dringen. 
Ein  Verzicht  der  Sparkasse  auf  das  Kündigungsrecht  ist  un- 
zulässig. (M.E.  vom  27.  August  1898,  M.Bl.  S.  155/)  Auch  die 
Sparkasse  ist  ihrerseits  berechtigt,  Einlagen  zurückzuzahlen,  hierbei 
jedoch   auch  verpflichtet,  eine  Kündigungsfrist  einzuhalten. 

In  Frankreich  ist  allgemein  eine  Kündigungsfrist  von  zwei 
Wochen  festgesetzt.  Um  aber  den  Kassen  in  schwierigeren  Zeiten, 
wenn  sie  den  auf  Rückzahlungen  gerichteten  Anforderungen  nicht 
gerecht  werden  könnten,  einen  Schutz  zu  bieten,  wurde  durch 
Gesetz  vom  9.  April  1881  die  »Clause  de  sauvegarde«  eingeführt, 
welche  bestimmt:  »dans  le  cas  de  force  majeure,  des  decrets 
rendus  en  Conseil  d'Etat  autoriser  les  caisses  d'cpargne  ä  n'operer 
le  remboursement  que  par  accomptes  50  Fr.  au  minimum  et  par 
quinzanie«. 

Nach  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  ist  die  V  e  r- 
jährung  für  rückständige  vertragsmässige  Zin- 
sen bemessen.  Nach  dem  BGB.  §  197  ist  eine  Frist  von  vier 
Jahren  festgesetzt.  Statut  oder  Gesetz  schliessen  eine  solche  Ver- 
jährung,   da   sie    dem    Sinn    der   Spareinlagen    nicht    entsprechen 
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würde,  für  die  Sparkassen  aus.  Dagegen  sind  Bestimmungen 
darüber  zu  treffen,  was  mit  dem  Guthaben  zu  geschehen  hat, 
wenn  während  eines  länger  bemessenen! Zeitraumes  der  Einleger 
in  keinerlei  Beziehungen  zu  der  Sparkasse  getreten  ist. 

Nach  dem  preuss.  Sparkassenreglement  soll  die  weitere  Ver- 
zinsung der  Spareinlagen  aufhören,  weil  es  zweifelhaft  geworden 
ist,  wer  der  Forderungsberechtigte  ist,  dagegen  ist  eine  Ver- 
jährungsfrist, nach  deren  Ablauf  das  Guthaben  der  Kasse  zufiele, 
nicht  bestimmt.  Einige  Mustersatzungen  bestimmen  in  dieser 
Beziehung  zweckmässig,  dass  wenn  ein  Sparbuch  50  Jahre  lang 
nicht  vorgelegt  wird,  das  Guthaben  nach  erfolgter  öffentlicher 
Bekanntmachung  dem  Garantieverbande   überwiesen  werden  kann. 

Vielfach  sind  »gesperrte  Sparbücher«  eingeführt. 
Durch  diese  wird  dem  Einleger  oder  einem  Dritten  für  einen  be- 
stimmten späteren  Zeitpunkt  und  für  ein  bestimmtes  Ereignis  ein 
Kapital  sicher  gestellt  (remboursements  differes  in  Frankreich). 
Der  Einleger  begibt  sich  des  Rechts,  die  Einlagen  nach  Gut- 
dünken abholen  zu  können,  und  die  Sparkasse  verspricht,  nur  für 
den  vorgesehenen  Fall  oder  zu  dem  vereinbarten  Termin  Zahlung 
zu  leisten.  Die  Sparkassen  erfüllen  hier  die  verschiedenen  Zwecke 
der  Aussteuer-,  Heirats-,  Mietzins-,  Steuer-,  Konfirmanden-,  Militär- 
dienst- u.  s.  w.  Sparkassen  und  machen  diese  entbehrlich.  Sie 
übernehmen  aber  auch  gleichzeitig  die  Funktionen  von  Ver- 
sicherungsanstalten^ die  zu  solchen  Zwecken  gegründet  sind,  und 
nähern  sich  der  Lebensversicherung  mit  abgekürzter  Versiche- 
rungszeit, in  welcher  alle  besonderen  Versicherungszwecke  ver- 
einigt erscheinen. 

Im  allgemeinen  hat  das  System  der  gesperrten  Sparkassen- 
bücher bislang  nur  eine  beschränkte  Verbreitung  gefunden;  auch 
in  Preussen  ist  sie  nicht  sehr  erheblich,  aber  immer  ist  ein  all- 
mähliches Fortschreiten  ersichtlich.  Von  1894  bis  1898  stieg  ihre 
Zahl  zwar  nur  von  28573  auf  44005,  dann  aber  auf  51  385, 
65  116,  82741,   99152,   114452  und  im  Jahre    1904  auf  131  875. 

Zur  Deckung  von  Verlusten  hat  die  Bildung  eines  Reserve- 
fonds zu  erfolgen,  welcher  sich  aus  den  Zinsüberschüssen  er- 
gibt, die  durch  die  Ausleihungen  von  Kapitalien  gegenüber 
den  Sparkasseneinlagen  nach  Abzug  der  Verwaltungskosten  ent- 
stehen. 

In  Preussen  ist  als  Minimalgrenze  des  Reserve- 
fonds der  Satz  von  10%  der  Passivmasse  festzuhalten  (MErl.  vom 
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i6.  November  1877,  MBl.  f.  d.  i.  V.  1870  S.  5).  Dabei  ist  aber 
nachgelassen  und  sogar  empfohlen,  dass  der  Reservefonds  zu- 
nächst auf  5%  der  Passivmasse  angesammelt  und  demnächst  von 
den  ferneren  Ueberschüssen  nur  die  eine  Hälfte  zugeschlagen, 
die  andere  Hälfte  der  jedesmaligen  Ueberschüsse  aber  zur 
Befriedigung  ausserordentlicher  Bedürfnisse  verwendet  werde. 
(MErl.  vom  19.  März  1880,  2.  April  1888,  6.  Dezember  1889  und 
19.  November   1891.) 

Nach  dem  MErl.  vom  4.  Februar  1901  ist  gestattet,  Kursver- 
luste so  lange  aus  dem  Reservefonds  zu  decken,  als  dieser  nicht 
unter  5  v.  H.  der  Passiva  herabsinkt.  Auch  dürfen  nach  dem 
ME.  vom  27.  April  1905  (MBl.  f.  d.  i.  V.  S.  85)  die  Betriebsüber- 
schüsse und  die  Zinsen  des  Reservefonds  vereinigt  werden,  und 
von  der  so  gebildeten  Gesamtsumme  braucht  dann  nur  die  Hälfte 
an  den  Reservefonds  abgeführt  zu  werden ;  hat  aber  der  Re- 
servefonds 10  V.  H.  erreicht,  so  dürfen  die  Zinsen  ganz  zu  den 
Ueberschüssen  genommen  werden. 

In  Frankreich  ist  für  den  Reservefonds  der  mittlere  Be- 
trag der  jährlichen  Verwaltungskosten  festgesetzt.  Weitere  Ueber- 
schüsse sollten  entsprechend  den  Zwecken  der  Kasse  den  Ein- 
legern zu  Gute  kommen  (vgl.  auch  §  15  des  badischen  Sparkassen- 
gesetzes vom  9.  April  1880). 

Wie  meist  in  Deutschland,  können  in  Preussen  die  Ueber- 
schüsse der  Sparkassen,  insoweit  sie  nicht  dem  Reservefonds  zu- 
zuführen sind,  zu  öffentlichen  Zwecken  verwendet  werden. 
Es  bedarf  dazu  der  Genehmigung  des  Regierungs-Präsidenten ; 
die  Versagung  der  Genehmigung  darf  jedoch  nur  unter  Zustimmung 
des  Bezirksausschusses  erfolgen. 

Das  Sparkassen-Reglement  sagt  nicht,  was  unter  öffentlichen 
Zwecken,  zu  denen  die  Verwendung  der  Betriebsüberschüsse  ge- 
schehen darf,  zu  verstehen  ist.  Nach  der  Praxis  der  Behörden 
wird  aber  der  Grundsatz  betrachtet,  dass  die  Verwendung  nicht 
zur  Bestreitung  der  durch  gesetzliche  Steuern  aufzubringenden 
Ausgaben  erfolgen  soll,  sondern  nur  zur  Deckung  a  u  s  s  e  r  - 
ordentlicher  Bedürfnisse;  (ME.  vom  24.  August  1847 
MBl.  S.  192).  Auch  darf  nach  vielen  Satzungen  die  Verwendung 
nur  zu  gemeinnützigen  Zwecken,  die  nicht  gesetzlich  ge- 
boten sind,  also  nicht  zu  reinen  Luxuszwecken,  geschehen. 

Neben  dem  ordentlicheu  Reservefonds  kann  noch  ein 
besonderer  Sicherheitsfonds  gebildet  werden,  in   welchen 
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die  Ueberschüsse  über  den  ordentlichen  Reservefonds  aufgespart 
werden,  eventuell  zu  späterer  Verwendung.  Auch  sogenannte 
Kursausgleichungsfonds  sind  üblich  zu  dem  Zwecke,  die 
Schwankungen  in  den  Ueberschüssen  auszugleichen;  ihm  sind  die 
buchmässigen  Kursgewinne  zuzuschreiben,  während  die  buch- 
mässigen  Kursverluste  abgeschrieben  werden,  (MErl.  vom  28. 
Februar  un'd   17.   März  1900.) 

In  mehreren  Ländern  sind  die  Sparkassen  durch  Gewährung 
von  Stempelsteuerfreiheiten  begünstigt. 

In  Deutschland  sind  Sparbücher  der  Reichsstempelab- 
gabe gemäss  No.  3  des  Tarifs  zum  Reichsstempelgesetz 
vom  3.  Juni  1906  (RGBl.  S.  675 1,  nicht  unterworfen,  weil  dieses 
Gesetz  auf  blosse  Anerkenntnisse  über  Spareinlagen,  welche  für 
den  Handelsverkehr  weder  bestimmt  noch  geeignet  sind,  auch 
regelmässig  nicht  auf  den  Inhaber  lauten,  nicht  Anwendung  findet. 
Auch  einer  Stempelabgabe  gemäss  dem  preussischen  Stempel- 
gesetz vom  31.  Juli  1895,  (GS.  S.  413,)  unterliegen  die  Sparbücher 
nicht,  denn  nach  Tarifskala  58  c  sind  Sparbücher  und  Beschei- 
nigungen über  einzelne  Einlagen  seitens  öffentlicher  Sparkassen 
stempelfrei,  weil  Sparkassen  als  gemeinnützige,  nicht  auf  Erwerb 
gerichtete  Anstalten  gelten.  Schuldverschreibungen  zu- 
gunsten der  Sparkassen,  hypothekarische  und  persönliche, 
erfordern  einen  Stempel  von  ^12  v.  H.  der  Schuldsumme.  Für 
gewisse  Gattungen  der  im  Geschäftsverkehr  der  Sparkasse  häufig 
wiederkehrenden  Urkunden  kann  der  Finanzminister  die  Selbst- 
entwertung auf  Widerruf  gestatten.  (Bekanntmachung  des  Fin.- 
Min.  vom   13.  Februar  1896,  Zentral-Blatt  S.   53  ff.  II  15   B.) 

VIII.  Rechtliche  Natur  der  Sparkassenbücher  und  sonstige 
Rechtsverhältnisse  aus  dem  Sparkassenverkehr. 

Das  Sparkassenbuch  (Sparbuch)  wird  gewöhnlich  auf 
den  Namen  ausgestellt.  Es  gilt  als  Quittung,  als  Schuldschein. 
Die  Sparkasse  ist  Empfängerin  eines  Darlehens  gegenüber  dem 
Einleger  als  Darlehensgeber.  Es  unterscheidet  sich  aber  von 
einem  Schuldschein  dadurch,  dass  bei  der  Rückzahlung  des  Dar- 
lehens (der  Einlage)  Besonderheiten  hinsichtlich  der  Legiti- 
mation des  Empfängers  stattfinden.  Es  ist  ein  Ausweis-  und 
Einlösungs-  (Legitim  a  ti  ons-  und  Pr  äsen  t  a  t  i  o  n  s-)pa- 
pier,  an  dem  ein  selbständiges,  von  dem  Forderungsrechte  unab- 
hängiges  und  verschiedenes  Eigentumsrecht   möglich  ist.     (Urteil 
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des  Reichsgerichts  vom  26.  Juni  1885.)  Keineswegs  ist  es  ein 
wirkHches  Inhaberpapier,  dessen  vorzüglichstes  Merkmal  das  ist, 
dass  es  mitsamt  dem  Anrechte  anf  das  Guthaben  ohne  Willen 
des  Einlegers  durch  gutgläubigen  Erwerb  einer  anderen  Person 
in  deren  Eigentum  übergehen  kann  (BGB.  §§  793,  935),  eine  recht- 
liche Eigenschaft,  die  wohl  für  umlauffähige  Wertpapiere,  nicht 
aber  für  Belege  über  eine  Spareinlage  passt^).  In  dem  preus- 
sischen  Sparkassen-Reglement  vom  12.  Dezember  1838  wird 
den  Sparkassen  demgemäss  das  Recht  gegeben,  die  verbriefte 
Einlageschuld  nicht  nur  an  den  wirklich  darauf  Berechtigten, 
sondern  auch  an  den  Nichtberechtigten  zu  zahlen,  der  sich  durch 
den  Besitz  des  Sparbuchs  als  erhebungsberechtigt  vorstellt  und 
insoweit  also  ausweist,  so  dass  auch  Zahlungen  kn  ihn  das  Schuld- 
verhältnis entgegen  der  sonstigen  selbstverständlichen  Regel  zum 
Erlöschen  bringen  und  die  Kasse  befreien.  Eine  Prüfung  der  Be- 
rechtigung des  Inhabers,  welche  allzu  umständlich  und  kostspielig 
sein  würde,  findet  in  der  Regel  nicht  statt.  Durch  eine 
derartige  in  die  Satzungen  der  Sparkasse  aufgenommene  Klausel 
bedingt  sich  diese  als  Ausstellerin  des  Buches  das  Recht  aus,  an 
jeden  Inhaber  des  letzteren  zahlen  zu  dürfen  mit  der  Wirkung, 
dass  sie  durch  solche  Zahlung  unter  allen  Umständen  von  seiner 
Schuld  befreit  wird  (§§  808,  362  BGB.,  Entsch.  d.  RG.  vom 
10.  Juni  1882  Bd.  10  S.  40). 

Gegen  Verluste  des  Sparkassenbuches  durch  Diebstahl  kann 
man  sich  daher  im  wesentlichen  nur  durch  Sorgfältigkeit  in  der 
Aufbewahrung  schützen. 

Eine  Ausnahme  von  dem  Recht,  dem  Vorzeiger  eines  Buches 
Zahlung  leisten  zu  dürfen,  liegt  nur  in'  dem  einen  Fall  vor,  wenn 
eine  gerichtliche  Beschlagnahme  eines  Sparkassen- 
buches erfolgt  ist.  Da  zur  freiwilligen  Abtretung  des  Sparkassen- 
guthabens die  Uebergabe  des  Buches  nicht  notwendig  gehört,  so 
ist  auch  eine  gerichtliche  Pfändung  desselben  möglich  und  zu- 
lässig, ohne  dass  das  Sparkassenbuch  selbst  gepfändet  wird.  Ist 
eine  solche  Pfändung  des  zuständigen  Gerichts  der  Sparkasse 
zugestellt,  so  darf  sie  von  diesem  Zeitpunkte  an  an  den  seitherigen 
Gläubiger  nicht  mehr  zahlen,  auch  wenn  letzterer  das  Buch  vor- 
zeigt. Sie  braucht  allerdings  auch  an  den  Pfändungsgläubiger  noch 
nicht  zu  zahlen,    weil  sie  ja  überhaupt  nur   gegen  Rückgabe   des 

l)  Ä',  Schtieider,  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  und  seine  Nebengesetze  nach  ihrer 
Wirkung  im  Geschäftsbereiche  der  öffentlichen  Sparkassen,  S,  16. 
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Buches  zur  Zahlung  verpflichtet  ist.  Es  ist  also  Sache  des  Pfän- 
dungsgläubigers, sich  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  auch  in 
den  Besitz  des  Buches  zu  setzen,  und  erst  dann,  wenn  der  Pfän- 
dungsgläubiger das  Buch  vorzeigt,  wird  die  Kasse  zur  Zahlung 
verpflichtet  sein,  aber  das  gerichtliche  Zahlungsverbot  muss  sie 
vorher  respektieren. 

Auch  die  Pfändung  von  Sparkassen  gut  haben 
hat  nicht  etwa  in  gleicher  Weise,  wie  die  Pfändung  von  Inhaber- 
papieren^  durch  Pfändung  des  Sparkassenbuches  zu  erfolgen,  son- 
dern muss  durch  die  vom  Vollstreckungsgericht  selbst  zu  be- 
wirkende Pfändung  der  Forderung  erfolgen,  an  welche  sich  die 
Herausgabe    des  Buches   lediglich    nachher    anzuschliessen    hat^). 

Nach  §  808  Abs.  2  BGB.  kann  eine  abhanden  gekommene 
oder  vernichtete  Urkunde  —  zu  den  Urkunden  gehören  auch 
Sparkassenbücher  —  im  Wege  des  gerichtlichen  Aufge- 
botsverfahrens für  kraftlos  erklärt  vv^erden,  wenn  nicht  ein 
anderes  bestimmt  ist.  Dieses  gerichtliche  Aufgebotsverfahren 
kann  also,  insofern  die  Sparkassensatzungen  nichts  anderes  be- 
stimmen, auch  jetzt  noch  in  Preusseii  stattfinden. 

Nr.  15  des  preuss.  Sparkassenreglements  vom  12.  Dezember 
1838  verpflichtet  die  Einleger,  welche  ihr  Sparbuch  verloren  ha- 
ben, den  Verlust  sofort  der  Sparkasse  anzuzeigen.  »Verlorene 
Sparbücher'  sind  alle  diejenigen,  deren  Innehabung  der  Einleger 
auf  irgend  eine  von  seinem  Willen  unabhängige  Weise  verloren 
hat,  gleichviel,  ob  dabei  die  rechtswidrige  Tätigkeit  eines  Dritten 
mitgewirkt  hat  oder  nicht.  (Urteil  des  Reichsgerichts  vom  5.  Mai 
1887,  Pr.  M.Bl.  Bd.  VIII  S.   348.) 

Die  Sparkasse  muss  nach  den  Bestimmungen  des  Reglements 
den  Verlust  in  ihren  Büchern  vermerken  und  dem  Einleger,  wenn 
die  gänzliche  Vernichtung  des  Buches  nachgewiesen  ist,  ein  neues 
Buch  ausstellen.  Vermag  der  Verlierer  die  Vernichtung  nicht 
völlig  zweifelsfrei  nachzuweisen,  so  ist  zunächst  abzuwarten,  ob 
im  Laufe  des  Vierteljahres,  in  welchem  der  Verlust  angezeigt  wor- 
den ist,  oder  bis  zum  Ablauf  des  darauf  folgenden  Vierteljahrs 
das  Buch  durch  einen  anderen  auf  der  Sparkasse  vorgelegt  wird. 
Eintretendenfalls  darf  die  Sparkasse  nicht  zahlen,  sondern  muss 
das  Buch  dem  zuständigen  Amtsgericht  übersenden  und  den  Vor- 
zeiger sowie  den  Verlierer  von  der  erfolgten  Uebersendung  schrift- 

l)   Die    wichtigsten     Rechtsfragen    aus    dem    Sparkassenverkehr     behandelt    von 
Justizrat  Dr.  Harttier  in  der   »Sparkasse«  Nr.  603,  S.  219,  Jahrg.  1907. 
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lieh  benachrichtigen  mit  dem  Anheimstellen,  die  Ansprüche  auf 
das  Buch  im  Rechtswege  zum  Austrag  zu  bringen.  Die  Spar- 
kasse wird  sodann,  wenn  das  Buch  wieder  vorgelegt  wird,  nur 
Zahlungen  darauf  leisten  dürfen,  wenn  zugleich  nachgewiesen  wird, 
wer  der  Forderungsberechtigte  ist.  Läuft  die  erwähnte  Frist  ab, 
ohne  dass  das  Buch  der  Sparkasse  vorgelegt  wird,  so  muss  das 
gerichtliche  Aufgebot  und  die  Kraftloserklä- 
rung des  Buches  erfolgen.  '  Für  dieses  Aufgebotsverfahren 
sind  die  Vorschriften  der  Ziffern  e  u.  s.  w.  der  Nr.  i  5  des  Regle- 
ments massgebend,  welche  durch  §  808  Abs.  2  BGB.  nicht  auf- 
gehoben sind,  denn  letztere  Gesetzesvorschrift  verweist  auf  die 
für  das  Aufgebotsverfahren  bestehenden  allgemeinen  Vorschriften 
nur  insoweit,  als  »nicht  ein  anderes  bestimmt  ist«.  Von  dieser 
Befugnis,  ein  anderes  Verfahren  zu  bestimmen,  kann  die  Landes- 
gesetzgebung, wie  auch  jedes  Kassenstatut  Gebrauch  machen. 
(Art.  102  Abs.  2  EG.  BGB.)  Andererseits  hat  jedoch  nach 
§  1023  Abs.  2  die  ZPO.  gemäss  Art.  i  §  20  des  AG.  zum  RG. 
vom  17.  Mai  1898  insofern  auf  das  Aufgebotsverfahren  eingewirkt, 
als  die  einmalige  Einrückung  des  Aufgebots  in  den  öffentlichen 
Anzeiger  des  Amtsblattes,  sowie  die  öffentliche  Bekanntmachung 
durch  Anheftung  an  die  Gerichtstafel  vorgeschrieben  und  endlich 
die  Aufgebotsfrist  auf  mindestens  drei  Monate  festgesetzt  ist. 

Die  rechtliche  Natur  der  Spareinlagen  selbst 
ist  nicht  ganz  zweifelsfrei.  Die  herrschende  Meinung  sieht  sie 
als  Darlehen  an  die  Sparkasse  an.  Andererseits  passen  die  recht- 
lichen Momente  des  Darlehens  (§  607  B.G.B.)  nicht  völlig  auf  die 
Einzahlung  von  Spareinlagen.  Diese  wird  daher  auch  als  ein  un- 
regelmässiger Vermehrungsvertrag,  depositum  irreguläre,  im  Sinne 
des  §  700  BGB.  angesehen. 

Das  Urteil  des  Reichsgerichts  (Bd.  I  S.  20)  machte  die  Ent- 
scheidung der  Frage,  ob  Spareinlagen  bei  Kreditgenossenschaften 
als  Darlehen  oder  als  deposita  irregularia  anzusprechen  sind,  da- 
von abhängig,  ob  die  Einlage  durch  das  Interesse  beider  Teile 
oder  lediglich  oder  doch  vorzugsweise  durch  das  Interesse  des 
Einlegers  veranlasst  worden  ist.  Wenn  die  Genossenschaft  zur 
Deckung  ihres  Kreditbedürfnisses  Spareinlagen  aufnimmt,  mithin 
nicht  nur  im  Interesse  des  Einlegers,  sondern  auch  im  eigenen 
Interesse  die  Annahme  des  Geldes  erfolgt,  so  sind  diese  Einlagen 
Darlehen.  Nach  diesem  Grundsatz  haben  die  Spareinlagen  bei 
Sparkassen  nicht  den  Charakter  von  Darlehen.     Denn  öffentliche 
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Sparkassen  sind  Wohlfahrtseinrichtungen,  welche  ein  eigenes  Kre- 
ditbedürfnis nicht  7A1  decken  haben  und  Gelder  nur  insoweit  aus- 
leihen, als  die  eingezahlten  Spareinlagen  das  zulassen  und  daher 
ein  eigenes  Interesse  an  der  Einzahlung  nicht  haben.  Die  Spar- 
einlagen haben  daher  den  Charakter  der  deposita  irregularia.  Als 
eigentliche  Darlehen  würden  nur  diejenigen  Beträge  anzusehen 
sein,  welche  öffentliche  Sparkassen  in  ursprünglich  nicht  beab- 
sichtigter Erweiterung  ihrer  Aufgabe,  als  Kreditanstalten  zu  die- 
nen, sich  von  andern  Instituten  borgen.  Dies  kann  der  Fall  sein, 
wenn  die  Sparkassen  die  Vermittlung  zwischen  den  Landesver- 
sicherungsanstalten und  den  ländlichen  Grundbesitzern  überneh- 
men, indem  sie,  wie  es  in  Hannover,  Westfalen  und  Hessen- 
Nassau  geschieht,  von  den  Landesversicherungsanstalten  oder  von 
anderen  öffentlichen  Sparkassen  Gelder  als  Darlehen  aufnehmen 
und  wieder  ausleihen.  Praktisch  ist  freilich  der  Unterschied  zwi- 
schen einem  Darlehen  und  einem  depositum  irreguläre  nicht  er- 
heblich, denn  die  Vorschrift  des  §  607  BGB.,  betreffend  die  Rück- 
gewähr des  Empfangenen  in  gleicher  Art,  Güte  und  Menge,  findet 
nach  §  600  a.  a.  O.  auch  auf  das  depositum  irreguläre  Anwen- 
dung. Die  eingezahlten  Gelder  gehen  nicht  in  das  Eigentum  des 
Garantieverbandes  über,  sondern  sind  von  diesem  nur  für  die  Ein- 
leger zu  verwalten  und  erforderlichenfalls  zurückzuzahlen.  Auch 
das  Erk.  des  OT.  vom  21.  Januar  1873  {Striethorst^  Archiv  Bd.  87, 
S.  342  fif. ,  347)  spricht  sich  in  diesem  Sinne  aus.  Danach  ge- 
hören die  Bestände  einer  städtischen  Sparkasse  nicht  zum  Ver- 
mögen der  Stadt,  vielmehr  spricht  die  Vorschrift,  dass  die  Kom- 
mune die  Vertretung  zu  übernehmen  habe,  und  die  Bestimmung 
des  Reglements  Ziff.  3,  welche  die  »den  Einlegern  zu  leistende 
Sicherheit«  betrifft,  gegen  eine  solche  Annahme,  da  die  Kom- 
mune nicht  verpflichtet  werden  kann,  für  die  ihr  selbst  gehörigen 
Kassenbestände  Sicherheit  zu  leisten.  Sie  hat  nur  die  Verwaltung 
zu  führen,  ist  aber  nicht  Eigentümerin  des  Fonds.  Auch  die  Be- 
stimmung der  Ziff.  8  des  Reglements,  betreffend  Entnahme  von 
Darlehen  seitens  der  Stadt  aus  der  Sparkasse  spricht  gegen  das 
Eigentum  des  Garantieverbandes,  denn  die  Entnahme  von  Dar- 
lehen aus  dem  eigenen  Fonds  des  Darleihers  ist  mit  dem  recht- 
lichen Begriff  des  Darlehens  unvereinbar^). 

Der   Erörterung    bedarf    endlich    die    Behandlung    der 


i)  von  Knebel-Doeberitz,  Das  Sparkassenwesen  in  Preussen.    Berlin   1907,  S.  \ii,. 
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auf  einen  Minderjährigen    lautenden  Sparbücher. 

Der  §  1809  BGB.  verpflichtet  den  Vormund,  Mündelgeld  bei 
Sparkassen  nur  mit  der  Bestimmung  anzulegen,  dass  zur  Erhe- 
bung des  Geldes  die  Genehmigung  des  Gegenvormundes  oder 
des  Vormundschaftsgerichts  erforderlich  ist.  Wie  die  Begründung 
zum  preuss.  Ausführungsgesetz  zum  BGB.  (§  232  daselbst)  her- 
vorhebt, erscheint  es  zweifelhaft,  inwieweit  die  bestehenden  öf- 
fentlichen Sparkassen  nach  den  für  sie  massgebenden  statutari- 
schen Bestimmungen  (vergl.  Ziff.  14  des  Reglements,  die  Einrichtung 
des  Sparkassenwesens  betreffend,  vom  12.  Dezember  1838  GS. 
S.  838  S.  5)  berechtigt  sein  würden,  Mündelgeld  anzunehmen, 
welches  mit  der  im  §  1809  vorgeschriebenen  Bestimmung  ange- 
legt werden  soll.  Ohne  diese  Berechtigung  der  Sparkassen  würde 
aber  die  Vorschrift  des  §  1807  Abs.  3  Nr.  5  des  BGB.,  wonach 
die  Anlegung  bei  einer  dazu  für  geeignet  erklärten  öffentlichen 
Sparkasse  zu  den  regelmässigen  Arten  der  Anlegung  von  Mün- 
delgeld gehören  soll,  teilweise   wirkungslos  bleiben. 

Wie  schon  erörtert,  bestimmt  §  14  des  Sparkassenreglements, 
dass  die  Kommunen  berechtigt  sein  sollen,  in  den  Statuten  die 
Bestimmung  aufzunehmen,  dass  jedem  Inhaber  des  Sparkassen- 
buches der  Betrag  ohne  weitere  Legitimation  werde  ausgezahlt 
werden  und  die  Kommune  nach  Einlösung  desselben  dem  Ein- 
zahler oder  dessen  Erben  keine  weitere  Gewähr  leiste,  dafern 
nicht  vor  der  Auszahlung  ein  Protest  dagegen  eingelegt  wor- 
den sei. 

Wenn  die  Sparkassen  von  dieser  Vorschrift  Gebrauch  ge- 
macht haben,  waren  zweckmässigerweise  Statuten-Aenderungen 
bez.  -Ergänzungen  vorzunehmen.  Einer  gesetzlichen  Bestimmung 
hierfür  bedurfte  es  nicht,  da  die  Anordnung  im  Verwaltungswege  von 
der  Aufsichtsbehörde  zweifellos  getroffen  werden  kann.  —  Hier 
tritt  die  Frage  auf,  ob  die  Rückzahlung  von  Mündelgeldern,  die 
Genehmigung  des  Vormundschaftsgerichts  vorausgesetzt,  an  jeden 
beliebigen  Vorzeiger  des  Sparkassenbuches  geschehen  könne  oder 
nur  an  den  Vormund  erfolgen  darf.  Nach  der  vorgenannten  Be- 
stimmung des  Sparkassenreglements  haben  die  Sparkassenbücher 
den  Charakter  von  Ausweispapieren  im  Sinne  des  §  808  des 
BGB.  erhalten.  Die  Sparkasse  ist  dadurch  berechtigt,  an  jeden 
Vorzeiger  des  Buches  zu  zahlen.  Es  fragt  sich  nun ,  ob  hierin 
eine  Aenderung  eintritt,  wenn  die  Einlage  als  Mündelgeld  be- 
zeichnet wird.     Diese  Frage  ist  zu  verneinen.     Die  Vorschrift  des 
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§  1809  des  BGB.  verpflichtet  zunächst  nur  den  Vormund  ,  nicht 
auch  die  Sparkasse,  selbst  noch  nicht  dann,  wenn  eine  Einlage 
als  Mündelgeld  bezeichnet  ist.  Nur  dadurch  wird  für  die  Spar- 
kasse die  Genehmigung  des  Vormundschaftsgerichts  bez.  des 
Gegenvormundes  zu  Abhebungen  erforderlich,  dass  die  Sparkasse, 
sei  es  allgemein  durch  ihre  Satzungen,  sei  es  in  jedem  einzelnen 
Falle  durch  Vereinbarung  ihr  Recht,  an  jeden  Vorzeiger  zu 
zahlen,  durch  das  Erfordernis  der  erwähnten  Genehmigung  des 
Vormundschaftsgerichts  bez.  des  Gegenvormundes  aufgibt;  wei- 
tere Rechtsfolgen  hat  eine  solche  Beschränkung  nicht;  sie  berührt 
im  übrigen  das  Recht  der  Sparkasse,  an  jeden  Vorzeiger  des 
Buches  zu  zahlen,  nicht,  hebt  den  Charakter  des  Sparbuchs  als 
Ausweispapier  nicht  auf.  Weil  auch  keine  sonstige  Bestimmung 
der  Sparkasse  die  Verpflichtung  auferlegt,  nur  an  den  Vormund 
zu  zahlen ,  so  erscheinen  die  Sparkassen  berechtigt ,  nach  Ertei- 
lung der  genannten  Genehmigung  Zahlung  an  jeden  Vorzeiger 
des  Buches,  z.  B.  auch,  wie  es  nicht  selten  verlangt  wird,  an  das 
Mündel  selbst  zu  leisten. 

Mit  der  Beendigung  der  Vormundschaft  erlischt  die  Erhe- 
bungsbefugnis des  Vormundes  und  damit  das  Erfordernis  der 
Genehmigung  durch  den  Gegenvormund  oder  das  Vormundschafts- 
gericht. Zur  Erhebung  von  Mündelgeld  nach  beendigter  Vor- 
mundschaft durch  andere  Personen,  namentlich  den  Mündel  oder 
dessen  Erben,  ist  überhaupt  keine  Genehmigung  des  Vormund- 
schaftsgerichts erforderlich.  Mit  der  Beendigung  der  Vormund- 
schaft verliert  daher  die  im  Sparkassenbuch  eingetragene  Be- 
stimmung, dass  zur  Erhebung  des  Geldes  die  Genehmigung  des 
Gegenvormundes  oder  des  Vormundschaftsgerichts  erforderlich 
ist,  ohne  weiteres  ihre  Bedeutung.  Die  Sparkasse  hat  deshalb 
auf  Grund  der  blossen  Tatsache,  dass  die  Vormundschaft  beendigt 
ist,  mit  dem  bisherigen  Mündelgeld  zu  verfahren,  als  ob  die  Be- 
stimmung des  Vormundes  (§  1809  des  BGB.)  nicht  vorhanden 
wäre.  Dazu  bedarf  sie  der  Kenntnis  von  der  Beendigung  der 
Vormundschaft.  Diese  ihr  zu  verschaffen,  kann  lediglich  Sache 
des  Vormundschaftsgerichts  nach  beendigter  Vormundschaft  sein. 
Zu  diesem  Zwecke  erscheint  eine  Auskunft  oder  Bescheinigung 
geboten,  dass  die  Vormundschaft  beendigt  sei.  In  diesem  Sinne 
entschied  auf  die  Vorstellung  einer  Sparkasse  unter  dem  15.  März  1902 
zweifellos  zutreffend  der  Präsident  eines  Landgerichtes  mit  dem 
Hinzufügen,  dass  zweckmässigerweise  bei  der  Auskunft    oder  Be- 
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scheinigung  des  Vormundschaftsgerichts  —  damit  keine  Ver- 
wechslung mit  der  Erledigung  des  Amtes  des  Vormundes  (§§  1885 
bis  1889  des  BGB.)  eintreten  könne  —  die  Vorschrift  des  Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs  (§  1882  oder  1884),  auf  Grund  deren  die 
Vormundschaft  beendigt  ist,  angeführt  werde. 

Nach  dieser  Rechtslage  empfiehlt  sich  die  Aufnahme  etwa 
folgender  Bestimmung  in   den  Sparkassenstatuten: 

»Zur  Anlage  von  Geldern,  welche  auf  den  Namen  unter 
Vormundschaft  oder  Pflegschaft  stehender  Personen  (zweckmässig 
wird  noch  hinzuzusetzen  sein:  »oder  von  Gemeinden«)  lauten, 
werden  äusserlich  gekennzeichnete  Sparkassenbücher  ausgegeben. 
Auf  solche  Bücher  können  Gelder ,  abgesehen  von  den  Zinsen, 
nur  abgehoben  werden,  wenn  gleichzeitig  eine  diese  Gelderhebung 
gestattende  Bescheinigung  des  zuständigen  Vormundschaftsrichters 
vorgelegt  wird  oder  durch  vormundschaftliche  Urkunde  nachge- 
wiesen wird,  dass  die  Vormundschaft  oder  Pflegschaft  ihr  Ende 
erreicht  hat,  resp.  bei  Gemeindegeldern  die  Erlaubnis  des  Vor- 
sitzenden des  Kreisausschusses  zur  Erhebung  vorgelegt  wird. 
Das  äussere  Kennzeichen  solcher  Sparkassenbücher  bestimmt  der 
Kreisausschuss  (bei  städtischen  Sparkassen:     Magistrat).« 

Zutreffend  wird  in  einer  Verfügung  des  Regierungspräsiden- 
ten zu  Düsseldorf  vom  23.  Dezember  1900  auf  die  Haftverbind- 
lichkeit der  Sparkassenbeamten  bei  Nichtbeachtung  der  über  die 
Auszahlung  von  Mündelgeldern  getroffenen  gesetzlichen  Vor- 
schriften hingewiesen  und  daher  deren  Beobachtung  jenen  zur 
besonderen  Pflicht  gemacht.  Bemerkt  wird  dabei,  dass,  wenn 
bei  Ausserachtlassung  der  betreffenden  Bestimmungen  die  Spar- 
kasse zweifellos  eine  Verpflichtung  zum  Schadenersatz  treffe,  dies 
zweifelhaft  sein  könne,  wenn  die  Einlage  nach  eingebrachter  Ge- 
nehmigung zur  Auszahlung  an  einen  unberechtigten  Vorzeiger 
des  Sparkassenbuchs  ausgezahlt  ist.  Es  liegt  aber  in  der  Natur 
der  Sache,  dass  bei  Mündelgeldern  mit  der  grössten  Vorsicht  bei 
der  Auszahlung  verfahren  werden  müsse  und  von  der  Befugnis 
der  Sparkassen  zu  einer  Legitimationsprüfung  gegenüber  dem 
Vorzeiger  eines  solchen  Buches  ausgiebiger  Gebrauch  gemacht 
werde.  Im  übrigen  bleibe  den  Sparkassenverwaltungen  über- 
lassen, ob  zur  Sicherung  der  Kasse  und  deren  Beamten  für  Mün- 
delgelder Sparbücher  mit  besonders  kenntlichem  Umschlag  an- 
gewendet werden  sollen. 

Letzteres  erscheint  mir  durchaus  zweckmässig  und  wird,  wie 


Das  Sparkassenwesen. 


105 


schon  bemerkt,   am  besten  satzungsmässig  bestimmt. 

Es  empfiehlt  sich  für  die  Anlegung  von  Mündelgeldern  am 
besten  gesperrte  Sparbücher  mit  eigenem  Vordrucke 
dafür  zu  beschaffen.  Schneider  (a.  a.  O.  S.  45  ff.)  rät  fol^rende 
Ueberschrift  an  »Sparbuch  für  Mündel«,  dann  den  gewöhnlichen 
Vordruck  und  dazwischen  oder  darunter  einen  Raum  für  folgende 
Eintragung  :  »Laut  gerichtlicher  Bescheinigung  ist  Vormund  .... 
und  Gegenvormund  ....<,  oder  »Gegenvormund  ist  nicht  bestellt«. 
Diese  Bemerkungen  hat  der  Kassenbeamte  bei  Ausfertigung  des 
Einlagebuches  der  ihm  vom  Vormunde  vorzulegenden  gerichtlichen 
»Bestallung<',  die  unter  Gerichts  Hand  und  Siegel  die  Angaben 
zu  enthalten  hat,  zu  entnehmen. 

Der  Vormund  soll,  soweit  er  nicht  eine  sog.  »befreite  Vor- 
mundschaft'^  führt,  nach  §§  1810  des  BGB.  Mündelgeld  bei  einer 
Sparkasse  nur  mit  Genehmigung  des  Gegenvormundes  (die  durch 
die  Genehmigung  des  Vormundschaftsgerichts  ersetzt  wird)  an- 
legen. Ob  dieser  Pflicht  vor  der  Einlage  genügt  ist,  wird  sich 
regelmässig  der  Kenntnis  der  Sparkassenverwaltung  entziehen  und 
erscheint  auch  für  sie  ohne  Bedeutung.  Der  Vormund  ist  dafür 
nur  dem  Vormundschaftsgerichte  gegenüber  verantwortlich  und 
kann   von  diesem  darüber  zur  Rechenschaft  gezogen  werden. 

Im  Grossherzogtum  Baden,  wo  durch  Verordnung  des  Justiz- 
ministers vom  I.  Juli  1899  d'^  i'^  Baden  bestehenden  Sparkassen 
mit  Gemeindebürgschaft  auf  Grund  des  §  1807  Abs.  i  Nr.  5  des 
BGB.  zur  Anlegung  von  Mündelgeld  für  geeignet  erklärt  wor- 
den sind,  hat  der  Verwaltungsrat  der  städtischen  Spar-  und  Pfand- 
leihkasse Karlsruhe  im  Hinblick  auf  die  Vorschrift  in  §  1809  des 
BGB.  für  die  Anlegung  von  Mündelgeld  bei  der  genannten  Kasse 
folgendes   Verfahren  vorgeschrieben: 

1.  Die  Sparbücher,  auf  welche  von  Vormündern  Mündelgeld 
gemäss  §  1809  BGB.  eingelegt  wird,  sind  auf  der  äusseren  Seite 
durch   den  Aufdruck  »Mündelgeld«   kenntlich  zu  machen. 

2.  Auf  der  ersten  Seite  dieser  Sparbücher  ist  der  Vermerk 
anzubringen : 

Rückzahlungen  von  Hauptsummen  und  Zinsen  werden  auf 
dieses  Sparbuch  nur  mit  Genehmigung  des  Gegenvormundes  oder 
des  Vormundschaftsgerichts  geleistet.« 

3.  Werden  auf  solche  Sparbücher  Rückzahlungen  gefordert, 
so  hat  die  Verwaltung  zunächst  zu  verlangen : 

a)  Den  Nachweis,  dass  der  Fordernde  der  Vormund  des  Mün- 
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dels  ist,  auf  dessen  Namen  das  Sparbuch  lautet ;  dieser  Nachweis 
wird  durch  Vorlage  der  gerichtlichen  Bestellung  des  Vormundes 
(BGB.  §  1791)  und  nötigenfalls  durch  den  Nachweis  geführt,  dass 
der  Fordernde  die  in  der  Bestellung  bezeichnete  Person  ist; 

b)  die  schriftliche  Genehmigung  des  Gegenvormundes  oder 
Vormundschaftsgerichts  zur  Rückerhebung  der  beantragten  Summe; 

c)  im  Falle  der  Genehmigung  des  Gegenvormundes  überdies 
den  Nachweis,  dass  die  genehmigende  Person  Gegenvormund  des 
betreffenden  Mündels  ist;  dieser  letztere  Nachweis  w'nd  durch 
Vorlage  der  Bestellung  des  Gegenvormundes  geführt. 

4.  Vorstehende  Bestimmungen  können  auch  auf  bereits  vor- 
handene Mündelsparbücher  angewendet  werden,  sofern  dies  von 
einem  Vormund  beantragt  wird. 

5.  Nach  Beendigung  der  Vormundschaft  sind  die  Sperrmass- 
regeln (Ziff.  I  und  2)  ausser  Kraft  zu  setzen.  Dies  geschieht  auf 
den  Nachweis  der  Beendigung  der  Vormundschaft  durch  Ein- 
ziehung und  Ersetzung  derselben  durch  gewöhnliche  Sparbücher. 
Zum  Nachweis  über  die  Beendigung  der  Vormundschaft  ist  eine 
schriftliche  Bescheinigung  des  Vormundschaftsgerichts   erforderlich. 

6.  Ueber  diese  Anordnung  der  Sperre  (Ziff.  i  und  2)  ist  im 
Konto  Vormerkung  zu  machen,  desgleichen  über  die  Aufhebung 
derselben. 

Nach  §  60  der  Vormundschaftsordnung  vom  5.  Juli  I875 
kann  das  Vormundschaftsgericht  anordnen,  dass  Wertpapiere  des 
Mündels,  welche  auf  den  Inhaber  lauten  oder  an  den  Inhaber 
gezahlt  werden  können,  ausser  Kurs  gesetzt  werden. 
Auf  Grund  dieser  Vorschrift  liess  die  Praxis  auch  bei  Sparkassen- 
büchern eine  Ausserkurssetzung  zu  (Jahrb.  f.  Entsch. 
des  Kammergerichts  Bd.  3  S.  31;  gegen  diese  Praxis  Eccius 
Preussisches  Privatrecht  Bd.  4  §  233  Anm.  15,  7.  Aufl.  S.  221; 
Dernbui'g-Sdiulzenstein^  Vormundschaftsrecht  §  858   S.   351). 

Durch  Artikel  176  des  Einführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  hat  die  Ausser  kurssetzung  von  Inhaber- 
papieren ihre  Wirkung  verloren.  Dem  Zwecke, 
welcher  durch  die  Ausserkurssetzung  erreicht  werden  soll,  dient 
im  Bürgerlichen  Gesetzbuche  die  oben  erwähnte  Vorschrift  des 
§  1809.  Nach  Artikel  210  des  Einführungsgesetzes  zum  Bürger- 
lichen Gesetzbuche  finden  auf  eine  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  bestehende  Vormundschaft  oder  Pfleg- 
schaft von  dieser  Zeit  an    die  Vorschriften   des  Bürgerlichen  Ge- 
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setzbuches  Anwendung.  Diese  allgemeine  Bestimmung  war  jedoch 
zur  Entscheidung  der  Frage  nicht  ausreichend ,  welche  Wirkung 
der  vor  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  erfolg- 
ten Ausserkurssetzung  eines  Sparkassenbuches  nach  dieser  Zeit 
zukommt  (Begründung  zum  Preuss.  Ausführungsgesetze  zum  BGB. 
S.  232).  Es  ist  daher  die  Bedeutung  der  Ausserkurssetzung  lan- 
desgesetzlich im  Artikel  75  §  2  des  preussischen  Ausführungs- 
gesetzes zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  dahin  klargestellt  worden, 
dass  durch  sie  die  Erhebung  des  Geldes  von  der  Genehmigung 
des  Gegenvormundes  oder  des  Vormundschaftsgerichts  abhängig 
gemacht  wird.  Die  Zulässigkeit  einer  solchen  Bestimmung  ergab 
sich  schon   aus  Artikel  99  des  Einführungsgesetzes  (Bgr.  a.  a.  O.). 

Waren  auf  Grund  des  §  60  der  Vormundschaftsordnung 
Inhaberpapiere  ausser  Kurs  gesetzt,  so  genügen 
die  reichsgesetzlichen  Vorschriften.  Es  verliert  nach  der  oben 
erwähnten  Bestimmung,  (EinfGes.  zum  BGB.  Art.  176  Satz  2; 
s.  a.  EinfGes.  zum  HGB.)  eine  vorher  erfolgte  Ausserkurs- 
setzung mit  dem  Inkrafttreten  des  BGB.  ihre  Wirkung.  Der 
Vormund  bez.  das  Vormundschaftsgericht  ist  nach  Massgabe 
der  §§  1814,  1815,  1817  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  zur  ander- 
weitigen Sicherstellung  des  Mündels  verpflichtet. 

Zweckmässigerweise  ist  aber  durch  einen  Erlass  der  Minister 
des  Innern  und  für  Handel  und  Gewerbe  vom  27.  Juni  1901, 
welcher  im  Einverständnis  mit  den  Ministern  der  Justiz  und  Finan- 
zen in  einem  Spezialfälle  an  den  Oberpräsidenten  zu  Magdeburg 
ergangen  war ,  ausgesprochen  worden  ,  dass  es ,  obwohl  der 
Ausserkurssetzung  der  Sparkassenbücher  auf 
Grund  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  eine  rechtswirksame  Be- 
deutung nicht  mehr  beizulegen  sei,  aus  praktischen  Erwägungen 
sich  empfehle,  abgesehen  von  den  Fällen  des  Artikels  75  §  2 
des  Ausführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch ,  Spar- 
kassenbücher, die  von  einer  öffentlichen  Behörde  ausser  Kurs 
gesetzt  sind,  auch  den  bisherigen  Gesetzen  entsprechend  wieder 
in    Kurs    zu    setzen. 
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AFRIKANISCHE  BINNENSCHIFFAHRT 

unter   besonderer  Berücksichtigung  der   deutschen  Kolonien   und 
der   Wechselwirkungen  zwischen  Binnenschiffahrt  und  Eisenbahn- 
politik. 

Von 

ARTHUR  DIX,  Berlin. 


Das  afrikanische  Verkehrswesen  findet  in  grossen  Bezirken 
des  Erdteils,  was  in  anderen  wieder  vollständig  fehlt;  reichliche 
Unterstützung  in  den  vorhandenen  natürlichen  Wasserstrassen. 
Der  ganze  Nordwesten  und  ein  grosser  Südzipfel,  sowie  ein  etwa 
gleich  grosser  Ostzipfel  entbehren  zwar  vollständig  der  für  die 
Schiffahrt  in  nennenswertem  Umfange  benutzten,  bez.  benutz- 
baren Ströme.  Um  so  wichtiger  aber  sind  für  den  Binnenver- 
kehr und  den  Verkehr  mit  der  Küste  Gebiete  wie  die  der  zen- 
tralafrikanischen Seen,  des  Nil,  des  Kongo,  des  Senegal,  des  Ni- 
ger-Benue  und  auch  des  Sambesi. 

Die  natürlichen  Strassen  der  Binnenschiffahrt  weisen  zum 
grossen  Teil  auch  den  künstlichen  Verkehrsstrassen,  insbesondere 
den  Eisenbahnen,  ihre  Wege.  So  wurde  dem  Eisenbahnbau  die 
wirksamste  Anregung  geboten,  wo  es  galt,  im  Laufe  eines  grossen- 
teils  schiffbaren  Flusses  natürliche  Verkehrshindernisse  in  Gestalt 
von  Stromschnellen  zu  umgehen.  Weiter  ist  die  Eisenbahnpolitik 
für  die  Zukunft  vielfach  bestimmt  durch  die  Verbindung  der  ein- 
zelnen Flussläufe  untereinander  und  durch  die  Verbindung  des 
Seengebiets  mit  der  Küste,  sowie  auch  durch  Querverbindungen 
zwischen  den  grossen  Strom-  und  den  Küstengebieten. 
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Den  kompaktesten  Erdteil  von  Westen  über  Süden  nach 
Osten  betrachtend,  sehen  wir  als  Ziel  der  Eisenbahnbauten  und 
Eisenbahnprojekte  zunächst  die  Verbindung  des  Senegalhinter- 
landes mit  der  Küste;  weiter  die  Verbindung  zwischen  dem  Sene- 
gal und  Nigerdistrikt;  Querbahnen  vom  Oberlauf  des  Niger  zur 
Küste;  ebenso  die  geplante  Verbindung  des  Benue-Oberlaufs  mit 
der  Küste  auf  möglichst  kurzer  Strecke;  dann  im  Kongogebiet 
zunächst  die  Umgehung  der  nicht  schiffbaren  Teile  und  weiterhin 
die  Verbindung  zwischen  dem  Kongo  und  dem  Nilgebiet,  sowie 
zwischen  dem  Kongo  und  dem  Tahganikasee.  Im  Westen  handelt 
es  sich  um  die  Ergänzung  der  nicht  schiffbaren  Teile  des  Schire- 
Sambesi  durch  Eisenbahnen;  die  Verbindung  der  zentralafrikani- 
schen Seen  mit  der  ostafrikanischen  Küste;  und  endlich  die  Quer- 
linien vom  Roten  Meer  nach  dem  Nil,  sowie  um  die  Ergänzung 
der  durch  Schiffahrtshindernisse  unterbrochenen  Fahrstrasse  des  Nil. 

Gehen  die  Pläne  der  Stromschnellenumgehung  und  der  Ver- 
bindung einzelner  Flusssysteme  zum  Teil  schon  weit  zurück,  so 
ist  der  grosse  Verkehrsvvert  des  ostafrikanischen  Seengebiets  erst 
verhältnismässig  spät  erkannt  worden.  Sobald  man  aber  bessere 
Einsicht  in  die  Bedeutung  dieser  Verkehrszentren  gewann,  wurde 
von  drei  Seiten  her:  von  Osten,  Westen  und  Süden,  mit  Erschlies- 
sungsplänen  vorgegangen.  Britisch-koloniale  Tatkraft  schuf  in  er- 
staunlich schneller  Zeit  die  Verbindung  zwischen  dem  Viktoria- 
See  und  der  Ostküste  durch  die  Ugandabahn  und  machte  sich 
im  portugiesischen  Gebiet  an  die  Ablenkung  des  Nyassa-Verkehrs 
von  Süden  her,  während  man  auf  kongolesischer  Seite  den  Ver- 
kehr des  Tanganikasees  westwärts  nach  dem  Kongo  abzulenken 
bestrebt  ist.  Nur  die  deutschen  Pläne,  alle  drei  Seen  auf 
deutschem  Gebiet  mit  der  afrikanischen  Ostküste  zu  verbinden, 
rückten  am  wenigsten  vorwärts,  obgleich  gerade  Deutsch-Ostaf- 
rika, als  an  alle  drei  Seen  grenzend,  am  meisten  zur  Erschlies- 
sung ihres  Verkehrsgebiets  berufen  erscheint. 

Im  Gegensatz  zu  jenen  grossen  Teilen  der  afrikanischen 
Ströme,  deren  Schiffbarkeit  von  der  Jahreszeit  abhängig  ist, 
bilden  die  drei  bedeutendsten  Binnenseen  Afrikas  ein  allzeit  be- 
nutzbares Wasserstrassensystem,  dessen  Bedeutung  hinlänglich  da- 
durch illustriert  wird,  dass  der  Tanganikasee  eine  Länge  von 
600,  der  Nyassasee  eine  solche  von  500  km  hat  und  die  Fläche 
des  Viktoriasees  ungefähr  derjenigen  des  Königreichs  Bayern  ent- 
spricht.   Wenn  nun  auch  diese  Seen  untereinander  in  keiner  schifl- 
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baren  Verbindung  stehen,  so  beträgt  die  Entfernung  zwischen 
dem  Tanganikasee  und  jedem  der  beiden  anderen  doch  nur  je 
300  km,  sodass  sie  gemeinsam  ein  innerafrikanisches  Verkehrs- 
gebiet von  gewaltiger  Ausdehnung  beherrschen. 

An  den  grossen  Verkehr  ist  von  ihnen  zuerst  der  Viktoria- 
see angeschlossen  worden,  und  zwar  durch  die  Ugandabahn,  die 
ihm  in  kurzer  Zeit  die  grösste  Verkehrsbedeutung  unter  den  ost- 
afrikanischen Binnenseen  verliehen  hat.  Ebenso  wie  die  Briten 
zuerst  die  Eisenbahnverbindung  zwischen  diesem  See  und  der 
Küste  geschafifen  haben,  so  haben  sie  in  weitestem  Umfange 
auch  den  Schiffsverkehr  auf  dem  See  selbst  entwickelt,  wogegen 
Deutschland  sich  seinen  natürlichen  Anteil  vollkommen  hat  ent- 
gehen lassen. 

Unsere  ganze  Flotte  auf  dem  Viktoriasee  beschränkt  sich 
auf  die  eine  einzige  AUuminiumdampfpinasse  »Ukerewe«.  So 
vollzieht  sich  in  dem  deutschen  Handelsplatz  Bukoba  der  Verkehr 
fast  ausschliesslich  (11421  von  11577  Tonnen)  unter  britischer  Flagge, 
und  auch  selbst  in  dem  deutschen  Muansa  haben  die  Engländer 
ihrerseits  einen  Pierbau  ausgeführt ,  um  auf  deutschem  Gebiet 
zu  einer  ordentlichen  Landung  Gelegenheit  zu  erhalten.  Erst 
ganz  neuerdings  ist  die  Gründung  eines  deutschen  Dampfschiffs- 
unternehmens auf  dem  Viktoriasee  in  ernstere  Erwägung  gezogen 
worden. 

Die  Ugandabahnverwaltung  selbst  unterhält  zurzeit  zwei  600 
Tonnen  grosse  Doppelschraubendampfer  auf  dem  See,  die  regel- 
mässig ausser  den  englischen  Hauptplätzen  auch  die  deutschen 
Plätze  Schirati,  Muansa  und  Bukoba  anlaufen  und  demnächst 
durch  einen    dritten  grösseren  Dampfer  ergänzt  werden  sollen. 

Was  den  Verkehr  auf  dem  Tanganikasee  anbetrifft,  der  in 
seiner  ganzen  Längenausdehnung  zur  Westgrenze  Deutsch- Ost- 
afrikas gehört,  so  teilte  der  Jahresbericht  über  die  Entwickelung 
der  deutschen  Schutzgebiete  für  1905/06  folgendes    mit  : 

:>Der  Gouvernementsdampfer  »Hedwig  von  Wissmann«  nahm 
nach  Beendigung  der  Reparatur  im  Februar  1905  die  Fahrten 
wieder  auf.  Er  machte  monatlich  eine  Rundfahrt  um  den  See 
und  nach  deren  Beendigung  eine  Fahrt  nach  dem  Norden  des 
Sees.  Einige  Male  wurde  der  Dampfer  von  der  African  Lakes 
Corporation  in  Abercorn  zum  Preise  von  750  Rp  gechartert.  Von 
fremden  Dampfern  sind  wie  früher  der  der  African  Lakes  Corpo- 
ration gehörige  kleine  Dampfer  »Good  news«  und  der  der  Katanga- 


Afrikanische  Rinnenschiffahrt.  j  j  j 

Gesellschaft  (Kongo)  gehörige  Dampfer  zu  erwähnen.  Beide  ver- 
kehren jedoch  in  der  Hauptsache  am  Westufer  des  Sees  und  be- 
rühren Udjidji  nur  selten.  Den  Lokalverkehr  vermitteln  grössere 
und  kleinere  Dhaus  und  eine  grosse  Anzahl  von  seetüchtigen  Ein- 
bäumen, die  auch  als  Segelbote  benutzt  werden.  Die  Zahl  der 
Einbäume  hat  sich  stark  vermehrt.  Der  Hafen  von  Bismarckburg 
wurde  insgesamt  von  Dampfern  21  mal  im  Betichtsjahr  angelaufen 
(gegen  24mal  im  Vorjahr),  davon  von  dem  deutschen  Dampfer 
»Hedwig  von  Wissmann«  I4mal  (Vorjahr  17 mal),  von  dem  eng- 
lischen Dampfer  der  Katanga-Gesellschaft  5  mal  (Vorjahr  8  mal). 
Die  Stationsdhau  lief  13  mal  ein  und  aus  und  ausserdem  weitere 
22  Dhaus  mit  deutscher  Flagge  zwischen  Udjidji  und  Bismarckburg, 
eine  englische  Dhau  zwischen  Kituta  und  Bismarckburg.  Durch 
die  Reparaturen  der  Dampfer  wurde  der  Schiffsverkehr  ungünstig 
beeinflusst.  Die  Missionare  reisen  auf  diesem  See  meist  mit  ihren 
eigenen   Dhaus.« 

Der  Nyassasee  war  früher,  d.  h.  vor  Schaffung  der  Eisen- 
bahnverbindung zum  Viktoriasee,  der  verkehrsreichste  unter  den 
ostafrikanischen  Binnenseen.  Hier  hatte  die  deutsche  Flagge  auch 
zeitig  einen  Anteil  durch  den  Gouvernementsdampfer  »Hermann 
von  Wissmann«  mit  50  Tonnen  Ladefähigkeit  und  Raum  für  7 
Passagiere.  Ferner  hat  die  obengenannte  britische  Seengesell- 
schaft hier  einen  zweiten  Dampfer  in  Betrieb.  Die  beiden  eng- 
lischen Gouvernementsdampfer,  die  ausserdem  fahren,  dienen  nicht 
dem  öffentlichen  Verkehr.  Im  besten  Verkehrsjahr  erzielte  der 
Dampfer  »Hermann  v.  Wissmann«  nahe  an  1 00 000  Rp.  Einnahme, 
doch  ist  der  Verkehr  in  den  letzten  Jahren  sehr  zurückgegangen. 
Immerhin  übertrifft  er  die  relativ  geringen  Ausgaben  so  weit, 
dass  er  auch  bei  reichlich  bemessenen  Abschreibungen  hübsche 
Ueberschüsse  erzielt. 

Der  zurzeit  flaue  Verkehr  auf  dem  See  wird  ohne  Frage  einen 
grossen  Aufschwung  nehmen,  sobald  auch  dieser  See  in  direkte 
Eisenbahnverbindung  mit  der  östlichen  Küste  getreten  sein  wird, 
was  sowohl  von  britisch-portugiesischer,  wie  von  deutscher  Seite 
schon  seit  geraumer  Zeit  erstrebt  wird. 

Den  Anfang  einer  deutschen  Verbindung  mit  den  drei  Bin- 
nenseen bildete  im  Norden  die  dem  Viktoriasee  zugerichtete 
Usambarabahn,  im  Zentrum  die  dem  Tanganikasee  zuweisende 
Eisenbahn  Daressalam-Mrogoro ;  im  Süden  fehlt  es  in  der  Rich- 
tung   auf    den  Nyassasee    noch    an    jedem    Anfangsstück.     Aber 
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während  uns  im  Norden  die  britische  Ugandabahn  zuvorgekommen 
ist  und  am  Tanganika-See  der  Kongostaat  nicht  zögern  will,  den 
Verkehr  westlich  abzulenken,  vermöchten  wir  im  Süden  möglicher- 
weise den  stockenden  portugiesischen  Plänen  immerhin  noch  zu- 
vor zu  kommen. 

Der  Nyassasee  besitzt  allerdings  eine  natürliche  Verbindung 
mit  dem  Meere  durch  den  Schire-Sambesi.  Der  Sambesi  ist  wäh- 
rend des  Sommers  für  Schiffe  mit  2^2  Fuss  Tiefgang  schiffbar 
und  28  Dampfer  besorgen  den  regelmässigen  Dienst  nach  dem 
Schire;  während  der  Trockenzeit,  Mai — September,  vollzieht  sich 
der  Dampferverkehr  immer  noch  den  Sambesi  aufwärts  weit  über 
die  Schiremündung  hinaus. 

In  dem  sich  vom  Nyassasee-Schire  abwärts  erstreckenden 
Zipfel  von  Britisch-Zentralafrika  befindet  sich  eine  Eisenbahn  im 
Bau,  durch  die  zwischen  dem  Südzipfel  des  Nyassa  und  dem 
schiffbaren  Schire  eine  ergänzende  Verbindung  geschafft  werden 
soll.  Noch  im  Jahre  1899  Hess  Cecil  Rhodes  von  dem  Bau  dieser 
Eisenbahnlinie  abraten,  da  sie  im  Falle  des  Baues  einer  deutschen 
Bahn  zwischen  dem  Nyassa  und  der  ostafrikanischen  Küste  nicht 
rentieren  könne.  Als  aber  in  Deutschland  das  Projekt  der  ost- 
afrikanischen Südbahn  zurücktrat  hinter  dem  —  dann  freilich 
ebensowenig  verwirklichten  —  Projekt  der  Zentralbahn  nach 
dem  Tanganika,  fielen  diese  Konkurrenzbefürchtungen  weg  und 
es  wurde  1901  von  der  englischen  Regierung  der  Schire-Hochland- 
Eisenbahngesellschaft  die  Konzession  zum  Bau  der  erwähnten 
Bahn  gegeben,  von  der  das  erste,  südliche  Stück  sich  bereits  im 
Betrieb  befindet.  Im  Laufe  des  Jahres  soll  Blantyre  erreicht  wer- 
den. Dieser  zweite  Teil  der  zunächst  im  Bau  befindlichen  Strecke 
bietet  erhebliche  Schwierigkeiten  wegen  der  grossen  Höhenunter- 
schiede und  zahlreichen  Wasserläufe.  Die  Fertigstellung  der 
Bahn  bis  zum  Nyassa  lässt  sich  bisher  noch  nicht  absehen. 

Vorläufig  ist  der  Verkehr  Schire  abwärts  zum  Nyassa  noch 
ein  sehr  umständlicher,  vom  offenen  Meer  aus  mit  lomaligem 
Umladen  verbundener.  Da  auch  der  südliche  Ausgangspunkt 
der  Eisenbahn,  Port  Herald,  in  Trockenzeiten  per  Dampfer  nicht 
erreichbar  ist,  so  wird  von  portugiesischer  Seite  der  Bau  einer 
Eisenbahn  zur  Verbindung  des  Hafens  Quelimane  mit  dieser  bri- 
tischen Bahn  geplant,  womit  der  regelmässige  Bahnverkehr  zwi- 
schen dem  Nyassa  und  dem  Meere  südwärts  erst  seine  Vollen- 
dung finden  würde. 
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Ein  weiteres  Projekt  der  Verbindung  zwischen  der  Küste  und 
dem  Nyassasee  durch  portugiesisches  Gebiet  führt  von  der  Pomba- 
bucht  nach  dem  südlichsten  Punkte  des  portugiesischen  Besitzes 
am  Nyassa-See,  Porto  Arroyo.  Doch  scheint  nach  fachmänni- 
schem Urteil  dieses  Projekt  von  seiner  Verwirklichung  sehr  weit 
entfernt. 

Die  grösste  Bedeutung  für  den  Verkehr  des  Nyassagebiets 
wäre  jedenfalls,  wie  auch  Cecil  Rhodes  es  seinerzeit  getan  hat, 
der  deutsch-ostafrikanischen  Südbahn  beizumes- 
sen, die  als  ein  um  so  dringlicheres  Projekt  erscheint,  je  grössere 
Fortschritte  im  Norden  und  Westen  des  deutschen  Schutzgebiets 
die  Ablenkung  des  Verkehrs  über  fremde  Gebiete  macht  und  je 
mehr  eine  entsprechende  Konkurrenz  auch  im  Süden  durch  Ver- 
bindung der  englischen  und  portugiesischen  Bahn  droht. 

Ueber  dieses  Eisenbahnprojekt  hat  sich  die  amtliche  Denk- 
schrift des  Kolonialamts  über  afrikanische  Eisenbahnpolitik  fol- 
gendermassen  geäussert:  Die  von  der  Meeresküste  nach  dem 
Nyassasee  zu  bauende  Bahn,  die  sogenannte  »Südbahn«,  wird 
ihren  Ausgangspunkt  von  dem  geräumigen  und  in  jeder  Hinsicht 
vorzüglichen  Hafen  von  Kilwa  Kisiwani  zu  nehmen  haben  und  so 
anzulegen  sein,  dass  sie  auf  kürzestem  Wege  den  See  erreicht. 
Die  bereits  beendeten  Vorarbeiten  haben  ergeben,  dass  auch 
Wiedhafen  alle  Erfordernisse  eines  guten  Hafenplatzes  aufweist, 
dass  dort  die  steilen  Randberge,  welche  den  Nyassasee  umrah- 
men, leicht  zu  überwinden  sind,  und  dass  dem  Handelsverkehr 
ein  bequemer  Uebergang  von  der  Bahn  auf  das  Schiff  sicher  ist. 
In  militär-politischer  Hinsicht  ist  es  von  Bedeutung,  dass  die  ge- 
plante Strecke  gerade  die  Bezirke  durchzieht,  die  sich  am  ener- 
gischsten am  letzten  Aufstand  beteiligt  haben.  In  wirtschaftlicher 
Beziehung  ist  es  wichtig,  dass  die  vorzüglichen  Baumwollböden 
des  Hinterlandes  von  Kilwa,  das  an  Körner-  und  Oelfrüchten 
reiche  Hinterland  von  Lindi,  die  ergiebigen  Gummidistrikte  von 
Liwale  und  Dondeland,  sowie  die  für  Reisbau  sehr  geeigneten 
und  als  solche  schon  heute  über  die  Grenzen  der  Kolonie  hinaus 
bekannten  P'lussniederungen  des  Bezirks  INlahenge  in  den  Bereich 
dieser  Bahn  gezogen  würden. 

Dass  ein  vermehrter  Handelsverkehr  aus  dem  portugiesischen 
Gebiet  sich  über  den  Rowumafluss  herüber  nach  Kilwa  ziehen 
würde,  darf  angenommen  werden.  Die  Bahn  erreicht  dann  im 
Bezirk  Ssongea  auf  etwa  1200  m  über  dem  Meere  kühle,  gesunde 
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und  ausserordentlich  fruchtbare  Bergländer,  die  für  europäische 
Ansiedlungen  sehr  geeignet  sind.  Das  dort  wohnende,  besonders 
kräftige,  den  Zulus  verwandte  Wangonivolk  verspricht  ein  den 
Wanyamwesis  des  Nordens  gleichwertiges  Arbeitermaterial  zu 
stellen.  Eine  kurze  Dampferfahrt  über  den  Nyassasee  ermög- 
licht Südann  ein  bequemes  Erreichen  des  Bezirks  Langenburg^ 
dessen  Vorzüge  als  Ansiedlungsland  heute  schon  in  Südafrika 
vielfach  gerühmt  werden,  und  der,  wenn  er  durch  die  Südbahn 
in  dreitägiger  Fahrt  von  der  Küste  aus  erreichbar  wird,  hunderten 
von  deutschen  Familien  eine  gesunde  Heimat  bieten  könnte.  Das 
Vorkommen  von  Kohle  ist  dort,  und  zwar  nahe  am  Seeufer,  nach- 
gewiesen und  der  Kupferreichtum  des  Landes  scheint,  nach  den 
von  den  Eingeborenen  getragenen  Schmuckgegenständen  zu  ur- 
teilen,  ausserordentlich   gross  zu  sein. 

Was  die  Kilwa-Nyassabahn  aber  von  den  übrigen  notwendi- 
gen Eisenbahnen  des  vorliegenden  Projekts  wesentlich  unterschei- 
det, ist  ihre  internationale  Bedeutung.  Sie  wird  nicht  nur  eine 
Erschliessungsbahn  für  den  zukunftsreichen  und  bisher  arg  ver- 
nachlässigten Süden  unserer  Kolonie  bilden,  sondern  sie  wird 
mit  Sicherheit  Deutsch-Ostafrika  zum  Eingangstor  für  den  Handel 
und  Verkehr  von  und  nach  Britisch-Zentralafrika,  Nord-Rhodesia, 
die  erzreichen  Katangagebiete  des  Kongostaates  und  Teile  des 
portugiesischen  Hinterlandes  machen.  Diese  Länder,  deren  mass- 
gebende Persönlichkeiten  schon  wiederholt  auf  die  Vorteile  einer 
Verbindung  ihrer  Gebiete  mit  dem  Meere  durch  deutsches  Ge- 
biet hingewiesen  haben,  würden  zweifellos  grossen  Nutzen  aus 
der  Südbahn  ziehen;  noch  grössere  Vorteile  aber  werden  dadurch 
dem  deutschen  Handel  erwachsen.  Der  Verkehr,  der  jetzt  die 
Hafenplätze  Beira,  Chinde  und  Quilimane  benutzt,  würde  sich 
zum  grössten  Teil  über  Kilwa  wenden  müssen,  weil  dort  die 
Verbindung  kürzer,  die  Fracht  billiger  und  die  Zeitersparnis  von 
Europa  aus  eine  sehr  bedeutende  sein  würde.  Dadurch  wachsen 
die  Chancen  des  deutschen  Kaufmanns;  Ansiedlungslustige  und 
Prospektoren  werden  sich  in  vermehrter  Zahl  einstellen.  Auch 
die  Nachbarländer  Deutsch-Ostafrikas  würden  also  einen  bedeu- 
tenden Aufschwung  nehmen;  der  deutschen  Kolonie  käme  dies 
aber  indirekt  ebenso  zugute,  wie  heute  der  auf  der  Wirkung  der 
Ugandabahn  beruhende  Aufschwung  der  deutschen  Gebiete  am 
Viktoriasee  dem  Britisch-Ostafrikanischen  Protektorate  zum  Vor- 
teil gereicht. 
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Was  Deutschlands  unmittelbaren  Anteil  an  den  schiffbaren 
Strömen  Afrikas  anbetrifft,  so  ist  zunächst  in  Deutsch-Ost- 
afrika der  südliche  Grenzfluss  Rowuma  in  seinem  Unterlauf 
zwar  zum  Teil  schiffbar,  aber  zu  stark  mit  Sandbänken  durch- 
setzt, um  für  den  grösseren  Verkehr  in  Betracht  kommen  zu 
können. 

Grosse  Bedeutung  für  die  ostafrikanische  Binnenschiffahrt 
könnte  der  Rufiji  erlangen,  der  mit  seinen  Nebenflüssen  grosse 
Teile  im  Zentrum  der  Kolonie  beherrscht.  Er  besitzt  drei  be- 
fahrbare Teilstrecken,  die  durch  2  Fälle,  die  nicht  allzuschwer 
zu  umgehen  wären  ,  getrennt  sind:  Mündung  Kungulio-  bez. 
Pangani-Fälle  (ca.  190  km),  Pangani-Schuguli-Fälle  (90  km);  ober- 
halb dieser  Fälle  würde  der  Fluss  auf  weite  Strecken  im  Ulanga- 
Tal  mit  geringer  Nachhilfe  bis  in  die  Höhe  der  Mahenge-Station 
für  den  Verkehr  nutzbar  gemacht  werden  können.  Der  erste 
Versuch  einer  regelmässigen  Dampferverbindung  auf  dem  Rufiji 
scheiterte  daran,  dass  der  betreffende  Dampfer  einen  zu  grossen 
Tiefgang  hatte  und  namentlich  für  die  Krümmungen  des  Flusses 
zu  lang  gebaut  war.  Bei  entsprechender  Berücksichtigung  dieser 
Umstände  wird  sich  aber  in  Zukunft  jedenfalls  eine  regelmässige 
Dampferverbindung   einrichten  lassen. 

Zum  kleinen  Teil  schiffbar  ist  der  bei  Bagamojo  mündende 
Kingani,  den  ungefähr  an  der  Grenze  seiner  Schiffbarkeit  die 
Eisenbahn  Daressalam-Mrogoro  überschreitet.  Im  Norden  der 
Kolonie  ist  der  Pangani  bis  zu  den  Margareten-Fällen  (40  km) 
in  seinem  Unterlauf  schiffbar.  Die  verschiedenen,  zuletzt  noch 
von  der  Firma  Lenz  u.  Co.  gemachten  Versuche,  seinen  Ober- 
lauf als  Verkehrsstrasse  von  Korogwe  nach  dem  Kilimandjaro 
nutzbar  zu  machen,  haben  leider  kein  greifbares  Resultat  gezeitigt. 

Deutsc  h-Südwestafrika  entbehrt  der  nach  seiner 
eigenen  Küste  gerichteten  schiffbaren  Flüsse;  nur  der  entlegene 
Caprivi-Zipfel  grenzt  an  einen  schiffbaren  Teil  des  nach  Osten 
gerichteten  Sambesi.  Der  das  Schutzgebiet  im  Süden  begrenzende 
Oranjefluss  ist  bis  an  sein  nördliches  Ufer  englisch  und  übrigens 
auch  nicht  schiffbar,  ebensowenig  wie  der  auf  kurze  Strecke  an- 
grenzende Kunene. 

Von  erheblicher  Wichtigkeit  ist  die  Binnenschiffahrt  in  den 
westafrikanischen  Kolonien  Kamerun  und  Togo.  Der  Benue 
freilich,  der  mit  dem  Niger  zusammen  für  das  ganze  nigerische 
Gebiet  von  grösster  Verkehrsbedeutung  ist,    fliesst  nur  zum  klei- 
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neu  Teil  durch  deutsches  Gebiet,  stellt  aber  schon  heute  eine 
wichtige  Verbindung  zwischen  der  britischen  Küste  und  dem 
deutschen  Hinterland  dar.  Ueber  die  sehr  verkehrsreichen  Flüsse 
im  deutschen  Küstengebiet  von  Kamerun  gibt  das  Kolonialamt 
folgende  Zusammenstellung: 

Der  Crossfluss  hat  sich  für  Dampfer  über  Nsannakang  hinaus 
bis  zur  Mündung  des  Bali  als  befahrbar  herausgestellt,  vielleicht 
sogar  bis  Mbiu;  sein  Nebenfiuss  Aju  ist  bis  zu  den  Nkung- 
Schnellen  für  Barkassen  benutzbar,    vielleicht  sogar  bis  Mbakum. 

Von  den  Flüssen  des  Rio  del  Rey-Aestuars  ist  der  Akwa 
Jafe  in  seinem  Unterlauf  bis  zu  den  Schnellen  oberhalb  Essu-Aje 
auf  ca.  30  km  für  grössere  Fahrzeuge  befahrbar,  der  Ndian  bis 
zum  Orte  Ndian  für  Dampf barkassen,  der  Andonkat  bis  Barika- 
Strand,   für  Kanus  bis  Bangolo.   der  Meme  bis  zu  dem  Düben-Fall. 

Der  Wuri  ist  bis  zu  den  Schnellen  von  Endoko  unterhalb  Ja- 
bassi,  70  Seemeilen  von  der  Mündung,  sein  rechter  Nebenfiuss, 
der  Abo  für  Kanus  bis  Mangambe,  in  der  Regenzeit  für  Dampf- 
pinassen bis  Mbiang,  der  Dibombe  bis  zu  den  Ngungu-Schnellen 
befahrbar,  aber  die  vielen  Baumwehre  und  Sandbänke  dieses 
Flusses  sind  selbst  den   Kanus  sehr  hinderlich. 

Die  Dibambe  oder  Lungasi  ist  für  den  Kanuverkehr  auf  etwa 
60  km  bis  zu  den  Dibambe-Fällen  schiffbar.  Der  Mongo  wird 
bis  zu  den  Schnellen  oberhalb  Mundane  stark  benutzt. 

Der  mächtige  Sannaga  ist  leider  nur  bis  zu  den  Edea- 
Schnellen  (70  km)  für  die  Schiffahrt  brauchbar  und  auch  sein 
Oberlauf  wie  seine  Quellflüsse,  der  Mbam  und  Djerem,  sind  nur 
streckenweise  für  Kanus  befahrbar  und  kommen  als  Verkehrs- 
mittel nicht  in  Betracht.  Der  Njong  ist  in  seinem  Unterlauf  bis 
zu  den  Neven-Dumont-Fällen  (35  km)  für  kleine  Dampfer  benutz- 
bar. In  seinem  Mittel-  und  Oberlauf  scheint  er  berufen,  von  der 
Höhe  der  Station  Jäunde  bis  Abong-Mbang  hinauf,  auf  eine  Strecke 
von  ca.  250  km,  für  den  Verkehr,  selbst  mit  kleinen  Dampfern, 
eine  Rolle  spielen  zu  sollen. 

Dagegen  kommen  weder  der  Lokundje,  noch  der  Kribi,  Lobe 
und  Kampo  wegen  der  vielen  Schnellen  und  Fälle  als  Verkehrs- 
mittel in  Betracht.  Für  das  Hinterland  des  Schutzgebiets  bildet 
der  Dja  oder  Ngoko  einen  bequemen  Zugangsweg  vom  Kongo 
her  bis  zu  den  Dongo-Schnellen  (ca.  200  km).  In  seinem  Ober- 
lauf ist  dieser  Fluss  auf  4  Strecken:  von  Akoa-Amböng  (ca. 
75  km),    von  Bamela  bis  zur  Libe-Einmündung  (ca.  60  km),  von 
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Tongesoa-Ebalam  (ca.  65  km)  und  von  der  Mianai-Mündung  bis 
zum  Wegübergang  Kul-Eta  (ca.  25  km)  abschnittsweise  für  den 
Kanuverkehr  gut  benutzbar.  Von  den  Nebenflüssen  kommt  nur 
der  Bumba  auf  einer  Strecke  von  ca.  20  km  für  Dampfer  in  Be- 
tracht. 

Der  Sanga  ist  für  Dampfer  oberhalb  der  Dja-Mündung  nur 
während  etwa  3  Monaten  benutzbar,  sein  Nebenfluss,  der  Kadei, 
für  diese  bis  zu  den  Komassa-Schnellen  (40  km),  überhalb  der 
Mündung  des  Libumbi  bildet  der  Kadei  und  sein  Nebenfluss,  der 
Dume,  bis  Bimba  eine  zukünftige  Verkehrsstrasse  für  Dampfbar- 
kassen (ca.  120  km).  Der  Logone  ist  weit  in  das  französische 
Gebiet  für  kleine  Dampfer  befahrbar. 

In  Togo  endlich  ist  der  Volta  in  seinem  Unterlauf  auf  eng- 
lischem Gebiet  während  der  Regenzeit  bis  Kpong  für  Dampfer 
befahrbar,  bis  Kete-Kratschi  mit  Kanus,  die  auch  den  Oti  bis  in 
die  Höhe  von  Jendi  hinauf  fahren  könnten,  wenn  die  vielen  Win- 
dungen und  der  Gegenstrom  diesen  Kanuverkehr  bisher  auch 
noch  nicht  zur  Entwickelung  haben  kommen  lassen.  Die  kleinen 
Küstenflüsse  kommen  für  den  Kanuverkehr  kaum  in  Betracht, 
selbst  der  Haho  ist  in  seinem  jetzigen  Zustand  nur  auf  12  km 
von  seiner  Mündung  in  den  Togosee  mit  Booten  befahrbar;  wei- 
ter hinauf  sperren  Baumwehre  und  die  Aeste  der  Uferbäume 
jeden  Verkehr.  Der  die  östliche  Grenze  bildende  Monu  gibt  bis 
Togodo,  im  Verein  mit  der  Küstenlagune,  einen  von  Kanus  viel 
benutzten  Wasserweg  ab. 

Was  nun  die  Ergänzung  der  Binnenschiffahrt  durch  die  E  i- 
s  e  n  b  a  h  n  und  die  Einwirkung  der  vorhandenen  Schiffahrtswege 
auf  die  Eisenbahnprojekte  in  den  deutschen  Kolonien  anbetrifft, 
so  ist  bezüglich  des  wichtigsten  Punktes,  nämlich  der  Verbindung 
der  ostafrikanischen  Seen  mit  der  Küste,  oben  bereits  das  We- 
sentliche gesagt  worden.  Mit  den  Binnenseen  vergleichbar  sind 
in  verkehrspolitischer  Hinsicht  jene  Mittelläufe  der  grossen  Ströme, 
die  stückweise  befahren  w^erden  können,  aber  durch  natürliche 
Hindernisse  von  dem  Durchgangsverkehr  bis  zur  Küste  abge- 
schlossen sind.  Diese  Binnenschiff"ahrtswege  durch  Eisenbahnen 
zu  ergänzen  und  mit  den  Schienenwegen  zusammen  zu  einem 
grossen  Verkehrssystem  zu- verbinden,  ist  eines  der  wichtigsten 
Ziele  aller  afrikanischen  Kolonialstaaten.  Insbesondere  sind  die 
Franzosen  und  Engländer  auf  diesem  Wege  unermüdlich  vorge- 
gangen.    Dass  wir   im  Bau  von  Eisenbahnen    nach  den  Bezirken 


I  I  8  Arthur  Dix  : 

der  Binnenschiffahrt  in  unsern  Kolonien  so  sehr  rückständig  ge- 
blieben sind,  hat  nur  die  Konkurrenz  der  Nachbarkolonien  ge- 
stärkt und  droht  sie  auch  weiterhin  zu  Ungunsten  des  deutschen 
Handels  und  der  deutschen  Zolleinnahmen  zu   stärken. 

Am  offensichtlichsten  ist  das,  wie  oben  dargelegt,  in  Deutsch- 
Ostafrika  hervorgetreten,  wo  der  Handel  des  ganzen  Nord- 
westens auf  die  britischen  Dampfer  und  die  britische  Ugandabahn 
abgelenkt  worden  ist.  Aber  auch  in  den  westafrikanischen  Ko- 
lonien liegen  ähnliche  Verhältnisse  vor.  Sowohl  in  Togo  wie  in 
Kamerun  führen  aus  dem  deutschen  Gebiet  schiffbare  Ströme  in 
die  Nachbarkolonien,  denen  dadurch  die  Ablenkung  des  deut- 
schen Handels  ausserordentlich  leicht  gemacht  wird,  was  vor  allen 
Dingen  in  der  Entwickelung  der  Zolleinnahmen  unserer  Schutz- 
gebiete seinen  Ausdruck  finden  muss. 

Die  Beispiele  der  Nachbarkolonien  lehren  auch  hier  wieder 
deutlich  genug,  dass  wir  mit  dem  Ausbau  eines  Verkehrssystems, 
in  dem  Eisenbahnen  und  Binnenschiffahrt  sich  vereinigen  und 
einander  ergänzen,   nicht  zögern  dürfen. 

Für  Kamerun  kommt  insbesondere  die  Verbindung  der 
Küste  mit  dem  Benue  bei  Garua  in  Betracht,  die  den  französischen 
Verbindungen  zwischen  der  Küste  und  dem  Niger  in  Dahomey, 
der  Elfenbeinküste  und  Französisch-Guinea  entsprechen  würde. 
Gleichfalls  eine  Ergänzung  der  Schiffahrt  würde  die  geplante  Linie 
von  Dualla  über  Jabassi  zum  Sanag.a,  von  diesem  über  Jäunde 
zum  Njong  mit  Fortsetzung  zwischen  dem  Njong  und  dem  Dume 
bilden  und  ferner  im  Süden  die  Bahn  von  Kampo  ins  Innere. 
Wie  die  Dinge  heute  liegen,  gravitiert  der  Osten  von  Deutsch- 
Kamerun  mit  seinem  Handel  nach  Nord-Nigeria  und  in  das  Ge- 
biet der  französischen  Handelsgesellschaften.  Erst  der  Eisenbahn- 
bau wird  ganz  Kamerun  dem  deutschen  Handel  tributpflichtig  zu 
machen  vermögen. 

Ganz  ähnlich  verhält  es  sich  in  Togo,  wo  der  schiffbare 
Volta  den  Handel  von  der  deutschen  Grenze  ablenkt.  Würden 
wir  hier  nicht  mit  einer  Eisenbahn  bis  weit  ins  Hinterland  vor- 
dringen, so  müsste  unsere  Kolonie  wirtschaftlich  in  ihren  grös- 
seren Teilen  mehr  und  mehr  zu  einem  Hinterland  der  Nachbar- 
kolonien werden.  Die  britische  Goldküste  und  Französisch-Da- 
homey  ziehen  den  Handel  an  sich,  der  den  deutschen  Häfen  ver- 
loren geht,  so  lange  er  ihnen  nicht  durch  eine  Eisenbahn  zuge- 
führt wird.     Den  deutschen  Interessen  kommt  der  Handel  Togos 
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nicht  viel  weiter  zu  gute,  als  sich  eine  Eisenbahn  nordwärts  ins 
Innere  erstreckt. 

Für  Kamerun  kommt  noch  hinzu,  dass  nicht  nur  der  Cross- 
fluss  den  Handel  ebenso  wie  der  Benue  auf  britisclies  Gebiet  ab- 
lenkt, sondern  dass  auch  das  Stromsystem  des  Schari  im  Norden, 
so  lange  sein  Verkehr  nicht  zum  Benuesystem  bez.  zu  einer 
deutschen  Tschadseebahn  abgelenkt  wird,  sehr  geeignet  erscheint, 
die  Ablenkung  des  Handels  nach  Norden  hin  zu  fördern.  Die 
uralten  Handelsverbindungen  unter  dem  geschlossenen  Einfluss 
des  Mohammedanismus  bringen  es  mit  sich ,  dass  trotz  der 
grossen  Entfernung  der  Handel  Nordkameruns  nach  dem  Mittel- 
meer tendiert,  während  er  bis  vor  kurzem  infolge  der  Bevölke- 
rungsverhältnisse vom  Guineagolf  abgeschlossen  war.  Diesem  un- 
natürlichen Zustande  ein  Ende  zu  bereiten,  erfordert  bei  der 
grossen  Zähigkeit ,  mit  der  der  Handel  an  seinen  Jahrhunderte 
alten  Strassen  festhält,  eines  kräftigen  Angriffs  von  Süden  her 
in  Gestalt  des  Eisenbahnbaues. 

Wenden  wir  uns  nun  noch  kurz  zu  der  Verbindung  von 
Binnenschiffahrt  und  Eisenbahnbau  in  den  afrikanischen  Kolo- 
nien anderer  Staaten,  so  sehen  wir  in  Westafrika  den 
Beginn  einer  Verbindung  des  Haupthafens  im  französischen  Sene- 
galgebiet mit  dem  Oberlauf  des  Stromes  und  gleichzeitig  Flussregu- 
lierungen im  Senegal  selbst.  Eine  Eisenbahnverbindung  des  oberen 
Senegal  mit  dem  oberen  Niger  ist  bereits  im  Jahre  i88i  begonnen 
worden,  aber  nur  ausserordentlich  langsam  fortgeschritten.  Erst 
Ende  1904  wurde   die  über   550  km  lange  Strecke  fertig. 

Noch  weiter  Niger-aufwärts  soll  die  Eisenbahn  münden ,  die 
gegenwärtig  in  Französisch-Guinea  von  der  Küste  aus  im  Bau  ist, 
und  die  man  im  Jahre  19 10  fertig  zu  stellen  hofft.  Von  ihrem  End- 
punkt bis  zu  dem  Endpunkt  der  eben  erwähnten  Senegalbahn 
ist  der  Niger  schiffbar.  Das  Schlussstück  der  Senegalbahn  bildet 
zugleich  eine  Umgehung  von  Stromschnellen  des  Niger  und  die 
Verbindung  mit  dem  weiteren  schiffbaren  Hauptteil  seines 
Mittellaufes. 

Weiterhin  streben  dann  von  Süden  her  Eisenbahnprojekte 
und  fertige  Eisenbahnen  dem  Mittellauf  des  Niger  entgegen.  Von 
der  französischen  Elfenbeinküste  aus  ist  im  Jahre  1904  mit  dem 
Bau  einer  Bahn  begonnen  worden,  die  später  nordwärts  bis  zum 
Niger  fortgesetzt  werden  soll.  In  Dahomey  begann  der  Bau  einer 
Südnordbahn  zum  Niger  bereits  im  Jahre  1901.     Heute    ist   mehr 
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als  die  Hälfte  der  Strecke   in  Betrieb. 

Auch  in  der  britischen  Kolonie  Lagos  nähert  sich  die  Eisen- 
bahn von  der  Küste  dem  der  Küste  parallel  gerichteten  Laufe 
des  Niger. 

Im  französischen  Kongo  existiert  bisher  keine  Eisenbahn,  doch 
erscheint  die  Verbindung  der  Hauptstadt  mit  dem  Kongosystem 
sicher;  ferner  ist  im  Norden  eine\Verbindung  des  Kongosystems 
mit  dem  Scharisystem  geplant.  Das  grosszügigste  Muster  von 
dem  Zusammenwirken  der  Binnenschiffahrt  und  des  Eisenbahn- 
verkehrs in  Afrika  liefert  der  Kongostaat.  Das  ausserordentlich 
weite  und  weitverzweigte  schiffbare  Stromnetz  des  Kongo  forderte 
Eisenbahnbauten  geradezu  heraus,  da  die  Schiffbarkeit  am  Unter- 
lauf unterbrochen  ist  und  die  Verbindung  mit  dem  offenen  Meere 
fehlt.  Auch  die  Unterbrechungen  am  oberen  Laufe  haben  Um- 
gehungsbahnen notwendig  gemacht  und  endlich  hat  die  Nähe  des 
Tanganjikasees  und  des  Nil  Pläne  zur  Verbindung  dieser  ganzen 
grossen  Binnenschififahrtssysteme  gezeitigt. 

Die  Verkehrserschliessung  des  Kongobeckens  ist  relativ  alt; 
im  Jahre  1879  bereits  begab  sich  Stanley  mit  der  Flotille  des 
Komitees  zur  Erforschung  des  oberen  Kongo  stromaufwärts.  Im 
Jahre  1881  wurde  der  erste  für  den  regelmässigen  Verkehr  auf 
dem  oberen  Kongo  bestimmte  Dampfer  von  Stapel  gelassen. 
1887  erteilte  der  Kongostaat  die  Eisenbahnkonzession  für  die  Um- 
gehung des  nicht  schiffbaren  Unterlaufs  von  Madati  bis  Leopoldville. 

Diese  Bahn  wurde  im  Jahre  1898  eröffnet.  Sie  ist  von  im- 
menser wirtschaftlicher  Bedeutung  für  die  Ausnutzung  des  ganzen 
Kongobeckens  ,  demgemäss  auch  von  hoher  Rentabilität.  Im 
Jahre  1902  wurde  dann  auch  begonnen,  die  Schiffahrtshindernisse 
im  Oberlauf  des  Kongo  zu  umgehen.  Die  Umgehung  des  Stan- 
leyfalls durch  die  Bahn  von  Stanleyville  nach  Pontiersville  wurde 
im  Jahre  1906  vollendet.  Und  alsbald  begann  dann  die  dritte 
Umgehungsbahn  am  oberen  Kongo  weiter  südwärts  zwischen 
Kindu  und  Port  d'Enfer,  bez.  Buli.  Die  Stanleyfall-Umgehungs- 
bahn ist  127  km  lang,  die  zuletzt  erwähnte  Bahn  wird  eine  Länge 
von  ungefähr  300  km  erhalten  und  soll  im  Jahre  1910  vollendet 
werden.  Lief  im  Jahre  1881  das  erste  Dampfboot  von  5  Tonnen 
für  den  oberen  Kongo  von  Stapel,  so  wird  dort  heute  der  Betrieb 
mittels  zweier  Dampfer  von   500  Tonnen  besorgt. 

Die  weitere  Sorge  des  Kongostaats  und  der  Interessenten 
des  Kongohandels  geht  nun,  wie  gesagt,  auf  die  Verbindung  zwi- 
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sehen  dem  Kongobecken  einerseits,  den  ostafrikanischen  Seen 
und  dem  Nil  andererseits.  BezügHch  der  Verbindung  zwischen 
dem  Kongobecken  und  dem  Nil  begnügt  man  sich  vorläufig  mit 
dem  Ausbau  einer  Automobilstrasse  vom  Kongo  unter  teilweiser 
Benutzung  des  Uelleflusses  nach  Lado  am  Nil.  Doch  ist  eine 
Eisenbahn  von  Stanleyville  zum  Nil  ebenso  geplant  wie  eine 
solche  von  dem  südlichen  Endpunkt  der  dritten  Stromschnellen- 
umgehungsbahn zum  Tanganjika. 

Die  Konzession  für  beide  Bahnen  ist  bereits  einer  im  Jahre 
1902  gegründeten  Gesellschaft  übertragen  worden.  Verkehrsmittel- 
punkt ist  dann  im  wesentlichen  Stanleyville  unterhalb  der  Stan- 
leyfälle —  der  letzte  Flusshafen ,  welchen  die  grossen  Dampfer 
des  oberen  Kongo  von  Leopoldville  aus  erreichen  können.  Durch 
seine  geographische  Lage  ist  Stanleyville  zum  Ausgangspunkt 
aller  künstlichen  Verkehrslinien  sowohl  nach  Süden  als  auch  nach 
Nordosten  bestimmt.  Die  Verbindung  mit  dem  Nil  würde  einen 
etwa  iioo  km  langen  Schienenweg  darstellen.  Der  Bau  der  Linie 
hat  sich  wesentlich  dadurch  verzögert,  dass  inzwischen  die  Ver- 
bindung südwärts  mit  dem  Minengebiet  von  Katanga  wirtschaft- 
lich wichtiger  und  dringender  erschienen  ist. 

Von  dem  südlich  an  den  Kongostaat  grenzenden  portugiesi- 
schen Angola  streben  die  Eisenbahnen  von  der  Küste  den  schiff- 
baren Flüssen  zu,  insbesondere  dem  Oberlauf  des  Sambesi.  Im 
allgemeinen  aber  verstehen  sich  die  portugiesischen  Eisenbahn- 
pläne in  Afrika  wesentlich  unter  Berücksichtigung  der  britischen 
Interessen,  da  mehr  noch  als  der  überragende  politische  Einfluss 
Grossbritanniens  in  Portugal  die  Finanzierung  aller  portugiesischen 
Kolonialpläne  durch  britisches  Kapital  ausschlaggebend  ist,  so  dass 
die  Eisenbahnbauten  und  Eisenbahnprojekte  in  Angola  in  erster 
Linie  Querverbindungen  von  der  Küste  zur  Trace  der  Kap-Kairo- 
Bahn  darstellen. 

Da  in  Südafrika  ein  Handinhandgehen  von  Eisenbahnverkehr 
und  Binnenschiffahrt  in  Ermangelung-  von  Binnenschiffahrtswegen 
nicht  in  Betracht  kommt,  da  wir  ferner  schon  oben  im  Zusammen- 
hang die  britisch  portugiesischen  Eisenbahnpläne  zur  Erschliessung 
des  Nyassaverkehrs,  die  Situation  in  Deutsch- Ostafrika  und  die 
britische  Ugandabahn  zum  Viktoriasee  eingehend  besprochen 
haben,  so  bleibt  uns  schliesslich  nur  noch  die  Einwirkung  des 
N  i  1  auf  die  afrikanische  Eisenbahnpolitik  zu  betrachten.  Auch 
am  Nil  waren  es  in  erster  Linie   wieder  die  Stromschnellen  ,    die 
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dem  Eisenbahningenieur  den  Weg  wiesen.  Es  war  eine  wirtschaft- 
liche und  pohtische  Notwendigkeit,  alle  Teile  des  Nillandes  mit 
der  Küste  zu  verbinden  und  insbesondere  mussten  eben  an  den 
Unterbrechungen  der  Schiffbarkeit  durch  Stromschnellen  die 
Schienenwege  eingreifen,  um  den  Transport  der  Produkte  aus 
dem  Innern  nach  Alexandria  zu  ermöglichen. 

Schon  im  Jahre  1852  war  mitv  dem  Bahnbau  von  Alexandria 
aus  südwärts  begonnen  worden.  Heute  ist  dieser  Schienenstrang 
bis  Assuan  fortgesetzt.  Er  findet  dann  eine  kurze  Unterbrechung 
in  Wadi  Haifa  und  hierauf  die  weitere  südliche  Fortsetzung  bis 
Khartum. 

Zwischen  Assuan  und  Wadi  Haifa  wird  der  Verkehr  auf  dem 
Strom  durch  Regierungsdampfer  und  eine  Tochtergesellschaft  der 
deutschen  Hamburg- Amerika-Linie  fortgeführt.  Von  Khartum  strom- 
aufwärts dienen  drei  Linien  dem  regelmässigen  Verkehr :  6  Dampfer 
einer  britischen  Sudangesellschaft,  ferner  die  Regierungslinie,  die 
abgesehen  von  6  Kanonenbooten  30  kleinere  Dampfer  und  300 
Segler  besitzt,  sowie  eine  österreichische  Gesellschaft  mit  5  Schrau- 
bendampfern und  32  Segelbooten, 

Abgesehen  von  der  Vervollständigung  des  dem  Nil  parallel 
gehenden  Schienenstranges  durch  die  Mittelglieder  der  Kap-Kairo- 
Bahn  hat  sich  nun  auch  das  Bestreben  einer  Querverbindung  von 
der  Ostküste  zum  Nil  geltend  gemacht.  Insbesondere  stellte  sich, 
als  Lord  Kitchener  die  Stadt  Khartum  wieder  zum  Mittelpunkt' des 
Sudan  machen  wollte,  heraus,  dass  der  Transport  von  Alexandria 
nach  Khartum,  da  er  sich  zum  erheblichen  Teile  nicht  auf  der 
Wasserstrasse  vollziehen  kann  und  mehrfache  Umladung  erfordert, 
sich  zu  kostpielig  stellt.  Man  entschloss  sich  daher,  den  Nil  mit 
dem  Roten  Meer  durch  eine  Eisenbahn  zu  verbinden,  und  zwar 
durch  eine  532  km  lange  Strecke  Atbara-Port  Sudan.  Die  Linie 
ist  in  der  verhältnismässigen  kurzen  Zeit  von  15  Monaten  gebaut 
worden  und  konnte  Anfang  1906  dem  Betrieb  übergeben  werden. 
Ihre  wirtschaftliche  Wirkung  mag  daraus  erkannt  werden ,  dass 
in  Khartum  der  Preis  für  die  Tonne  Kohle  jetzt  genau  halb  so 
gross  ist,  wie  zu  der  Zeit,  da  Khartum  auf  den  langen  Weg  nach 
Alexandria  angewiesen  war. 

Einer  späteren  Zukunft  mag  schliesslich  noch  die  von  fran- 
zösischer Seite  geplante  Verbindung  des  Niger  und  des  Tschad- 
seegebiets mit  dem  Mittelmeer,  sowie  des  Tschadsees  mit  dem 
Nil  vorbehalten  bleiben.  — 
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Jedenfalls  zeigt  sich,  dass  in  allen  ihren  Teilen  die  afrikanische 
Binnenschiffahrt  zwingend  auf  die  Ergänzung  durch  Eisenbahnen 
drängt.  Der  ganze  Aufbau  des  afrikanischen  Kontinents  hat  den 
Strömen  und  Seen  die  Rolle  zugeschrieben ,  einem  erheblichen 
Binnenschiffahrtsverkehr  dienstbar  sein  zu  können.  Da  Afrika  ein 
Tafelland  ist,  sagt  Hans  Illeyer,  mit  stufenförmigen  Absätzen  zum 
äusseren  Tiefland  und  Küstengebiet,  so  haben  die  im  Innern  ent- 
springenden Gewässer  diesen  Aussenrand  des  Tafellandes  mit 
zahlreichen  Stromschnellen  und  Wasserfällen  zu  überwinden,  die 
für  die  Schiffahrt  ein  absolutes  Hindernis  sind.  Jedoch  auch 
oberhalb  und  unterhalb  der  Kataraktenstrecken  ist  die  Schiffahrt 
schwierig,  weil  der  jahreszeitliche  Wechsel  von  Regenzeit  und 
Trockenzeit,  von  unbändiger  Wasserfülle  und  grossem  Wasser- 
mangel unberechenbare  Aenderungen  im  Flusslauf,  in  seinen 
Schlamm-  und  Sandbänken  herbeiführt  und  oft  monatelang  ein 
oft  zu  seichtes,  unfahrbares  Wasser  zurücklässt. 

Diesem  Wechsel  sind  aber  alle  grösseren  Wasserläufe  Afrikas 
unterworfen ,  weil  ihre  Hauptnetze  in  den  Tropen  liegen.  So 
kommt  es,  dass  eine  durchgehende  Schiffahrt  auf  den  afrikani- 
schen Flüssen  wegen  der  Kataraktenstrecken  unmöglich ,  auf 
den  fahrbaren  Strassen  aber  ein  regelmässiger  Schiffsverkehr 
wegen  der  Wasserstandsänderungen  schwer  ist.  Teilweise  schiff- 
bar sind  von  den  selbständigen  Flussläufen  z.  B.  der  Senegal, 
Gambia,  Rio  Grande,  Njong  und  Mbam  u.  a.,  aber  für  grossen 
Schiffsverkehr  teilweise  bedeutungsvoll  sind  nur  der  Nil,  Niger, 
Kongo,  Sambesi-Shire  und  natürlich  die  grossen  Wasserbecken 
der  innerafrikanischen  Seen ,  die  aber  sämtlich  nicht  unmittelbar 
zugänglich,  sondern  durch  die  Kataraktenregionen  ihrer  Abflüsse 
von  der  direkten  Zufahrt  abgeschnitten  sind. 

Diese  grossen  Strom-  und  Seenetze  in  ihrer  ganzen  Aus- 
dehnung für  den  Verkehr  nutzbar  zu  machen ,  gibt  es  nur  ein 
Mittel:  die  Ueberwindung  ihrer  Kataraktenstrecken  durch  die  um- 
gehenden Bahnbauten.  Vor  allem  waren  es  der  Nil  und  der 
Kongo,  die  das  Wort  wahr  gemacht  haben:  Katarakte  und 
Wasserfälle  sind  in  Afrika  die  wirksamsten  Förderer  des  Eisen- 
bahnbaues. Aber  auch  der  Niger  und  der  Sambesi  haben  der  afri- 
kanischen Eisenbahnpolitik  reichlichen  Anlass  zur  Betätigung  ge- 
boten und  nicht  minder  die  ostafrikanischen  Binnenseen.  Die 
Kulturaufgabe,  die  in  dieser  Beziehung  England,  Frankreich  und 
der  Kongostaat,  ja  selbst  Portugal  teils  erfüllt  haben,  teils  zu  er- 


Arthur   Dix:   Afrikanische  Binnenschiffahrt. 

füllen  im  Begriff  sind,  treten  mit  zwingender  Notwendigkeit  auch  an 
das  d  e  u  t  s  c  h  e  Kolonialreich  heran,  das  seine  eigenen  Interessen 
auf  das  Empfindlichste  verletzen  und  seine  Fähigkeiten  m  emem 
schlechten  Lichte  zeigen  würde,  wenn  es  fortfahren  würde  mit 
der  Erfüllung  der  lohnenden  Aufgaben  zu  zögern,  die  sich  ihm 
hier  in  so  reichem  Masse  bieten. 
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DIE  ORGANISATION  UND  DIE  GRENZEN 

DER  LANDSCHAFTLICHEN  AGRARPOLITIK 

IN  RUSSLAND  ^). 

VON 

Dr.  BERNHARD  BRAUDE. 


I.  Das  Verhältnis  der  Landschaftsbehörden  zur  landwirtschaft- 

Uchen  Tätigkeit. 

Die  Landschaft  ist  ein  Selbstverwaltungskörper,  der  seinem 
Verwaltungsgebiete  nach  sich  an  die  politische  Einteilung  des 
russischen  Reiches  in  Provinzen  (Gouvernements)  und  Bezirke 
(Ujesdy)  anpasst.  Man  unterscheidet  danach  Provinzial-  und  Be- 
zirkslandschaften. Im  Mittelpunkt  der  Verwaltung  steht  die  Uprawa, 
die  ständig  funktionierende  Landschaftsbehörde ,  die  hervorgeht 
aus  der  Versammlung  (Sobranje),  die  ihrerseits  wieder  auf  den 
Wahlen    beruht.    Man    spricht    demnach    von    einer    provinzialen 


l)  Benutzte  Literatur,  i.  Die  Schriften  der  grossen  Enquete.  Offizieller 
Titel :  »Arbeiten  der  Ortslcomites  in  40  Gouv.  des  europ.  Russland«.  —  Die  »Trudy« 
behandeln  die  einzelnen  Provinzen,  die  »Svvody«  die  agrarpolitischen  Gebiete.  Beson- 
ders herangezogen  ist  der  Swod :  »Semstwo«  ,  zusammengestellt  von  Schidlowsky.  — 
2.  Die  Publikation  des  Ministeriums  für  die  Landwirtschaft  und  die  kaiserlichen  Güter, 
betitelt:  »Berichte  über  die  landwirtschaftliche  Tätigkeit  der  Landschaft«,  redigiert  von 
Birjukotüicz.  5.  Ausgabe,  St.  Petersburg  1902.  —  3.  Die  Publikation  des  Ministeriums 
für  die  Landwirtschaft  und  die  kaiserlichen  Güter,  betitelt:  >jDie  Bedürfnisse  der 
Landwirtschaft  und  die  Massnahmen  zu  ihrer  Befriedigung  nach  den  Berichten  der 
Landschaftsversammlungen«.    2.   Ausg.    1902  u.  a.    (Russisch.) 
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Uprawa,  einer  provinzialen  Versammlung,  einer  Bezirksuprawa 
und  einer  Bezirksversammlung.  Die  Versammlung  hat  die  bera- 
tende, die  Uprawa  die  vorschlagende  und  ausführende  Kompe- 
tenz. Die  provinzialen  Landschaftsbehörden  regeln  die  Land- 
schafts-Interessen der  Provinz  und  die  Bezirkslandschaftsbehörden 
die  Interessen  des  Bezirks.  Das  Verhältnis  der  Provinzialland- 
schaft  zur  Bezirkslandschaft  ist  gesetzlich  geregelt.  Wie  der  Inter- 
essenkreis kann  auch  das  Tätigkeitsgebiet  der  Provinziallandschaft 
im  Verhältnis  zur  Bezirkslandschaft  ein  nur  allgemeines  und  ge- 
ringes sein.  Denn  das  Wesen  der  Selbstverwaltung  besteht  in 
der  grösstmöglichen  Tätigkeitsentfaltung  in  möglichst  eng  begrenz- 
tem Tätigkeitsgebiet.  Stets  hat  der  kleinste  Selbstverwaltungs- 
körper die  grössten  Aufgaben  zu  lösen,  die  sich  das  Selbstver- 
waltungssystem stellt,  so  ist  es  auch  hier!  Die  grösseren  und  ei- 
gentlichen Aufgaben  der  Landschaft  werden  von  den  Bezirks- 
organen gelöst,  die  geringeren  und  weiteren  Interessen  finden  ihre 
Vertretung  in  den  Organen  der  Provinz;  diese  Feststellung  ist  von 
höchster  Wichtigkeit  für  die  agrarpolitische  Betätigung  und  die 
agronomische  Hilfstätigkeit  der  Landschaft. 

Die  eigentliche  Trägerin  der  Wirtschaftspolitik  ist  die  Bezirks- 
landschaft, jedoch  folgt  sie  hierin  der  allgemeinen  Anleitung  der 
Provinziallandschaft.  Die  Bezirkslandschaften  sind  die  Veranlasser 
der  landwirtschaftspolitischen  Massnahmen.  Sie  verwirklichen  den 
Aktionsplan,  halten  sich  aber  hierbei  an  die  Beschlüsse  der  pro- 
vinzialen Versammlung.  Oft  hat  sogar  die  Bezirkslandschaft  das 
Recht,  die  von  der  Provinziallandschaft  bewilligten  Kredite  nach 
eigenem  Ermessen  zu  verteilen.  Im  allgemeinen  lässt  sich  sagen : 
Die  Beschlüsse  der  Provinziallandschaften  bezeichnen  die  allge- 
meinen Grund-  und  Richtungslinien  der  landschaftlichen  Agrar- 
politik; die  Beschlüsse  der  Bezirkslandschaften  bezeichnen  das 
engere  Programm  und  die  praktische  Ausführung  der  agrarpoli- 
tischen  Pläne  der  Landschaft^). 


i)  Artikel  63  des  Semstwogesetzes  normiert,  welches  Tätigkeitsgebiet  im  beson- 
deren den  Provinziallandschaften  vorbehalten  bleibt.  Die  Fassung  dieses  Gesetzes 
gibt  keinen  rechtlichen  Zweifeln  Raum.  Indessen  ist  Art.  3  ausserordentlich  elastisch, 
der  Text  dieses  Artikels  ist  folgender:  »Der  Leitung  der  Provinziallandschaften  unter- 
liegen diejenigen  Angelegenheiten,  die  im  Art.  2  des  Gesetzes  genannt  sind,  d.  h. 
solche,  die  sich  auf  die  ganze  Provinz  oder  mehrere  ihrer  Bezirke  beziehen  :  der  Lei- 
tung der  Bezirkslandschaften  unterliegen  diejenigen  Angelegenheiten ,  die  den  Bezirk 
allein  betreffen ,    und  nicht  gemäss  Art.   63    der  Geschäftsführung  der  Provinzialland- 
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Diese  Arbeitsteilung  zwischen  der  Provinzial-  und  der  Bezirks- 
landschaft kommt  in  der  gesamten  Agrarpolitik  zum  Ausdruck. 
Bei  jedem  Einzelgebiet ,  das  wir  späterhin  zu  besprechen  ha- 
ben, werden  wir  uns  die  Frage  vorlegen  müssen :  welche  Mass- 
nahme erfolgt  hier  von  Seiten  der  Provinz  und  welche  von  seiten 
des  Bezirks?  Die  endgültige  Abgrenzung  der  Tätigkeitsgebiete 
der  beiden  Landschaftskörper  wird  sich  erst  am  Schlüsse  der  Aus- 
führungen ergeben.  Die  Frage  der  Tätigkeitsbegrenzung  und  des 
Kompetenzverhältnisses  ist  für  uns  von  grosser  Wichtigkeit  für 
die  in  letzter  Reihe  zu  behandelnde  Kritik  des  auf  die  M  i  n  i- 
malisierung  der  Landschaftseinheit  gerichteten  Be- 
strebens der  Landschaftsbewegung,  soweit  es  von  landwirtschaft- 
lichen Interessen  diktiert  wird. 

Die  Landschaft  hat  erst  in  jüngster  Zeit  begonnen,  eine  plan- 
mässige  Agrarpolitik  zu  treiben.  Man  kann  von  dem  durch  die 
Misserntejahre  1891  und  1892  hervorgerufenen  Notstand  den  Be- 
ginn der  landschaftlichen  Agrarpolitik  datieren;  es  handelt  sich 
also  um  eine  verhältnismässig  junge  Erscheinung,  deren  Organi- 
sation wir  hier  zu  analysieren  haben.  Gewiss  standen  bereits  vor 
dem  erwähnten  Zeitpunkte  Landschaft  und  Landwirtschaft  in  einer 
gewissen  Wechselbeziehung.  Die  Landschaftsprovinzen  decken 
sich  zum  grössten  Teile  mit  dem  noch  rein  agrarischen  Russland. 
Die  Vertreter  der  Landschaft  waren  von  den  ersten  Anfängen 
ihres  Bestehens  an  zugleich  Vertreter  der  Landwirtschaft.  Aber 
abgesehen  von  diesen  persönlichen  Beziehungen  musste  die  wirt- 
schaftliche und  soziale  Selbstverwaltung  der  Landschaft  auch  die 
Landwirtschaft  beeinflussen.    Man  kann  der  wirtschafts-  und  sozial- 


schaften  unterstellt  sind«.  Da  fast  alle  Zweige  der  landschaftlichen  Betätigung  in 
allen  Bezirken  der  Provinz  die  gleichen  sind,  so  müssen  Zweifel  in  der  gesetzlichen 
Anwendung  dieses  Artikels  entstehen.  So  wurde  z.  B.  im  Gouvernement  Charkow 
das  Schulwesen  der  Beeinflussung  durch  die  Bezirkslandschaft  entzogen  und  der  Pro- 
vinziallandschaft  unterstellt,  »weil  das  Schulwesen  sich  auf  die  gesamte  Provinz  be- 
ziehe«. Eine  solche  Auslegung  des  Wortes  ^^sich  beziehen«  könnte  schliesslich  dazu 
führen,  dass  das  Zentrum  der  gesamten  landschaftlichen  Tätigkeit  auf  die  Provinzial- 
landschaft  überginge  und  der  Bezirkslandschaft  nichts  als  die  ausführende  Tätigkeit 
verbliehe.  Ein  solches  Verhältnis  würde  nur  dazu  führen,  den  Bureaukratismus  noch 
zu  stärken;  das  Bezirks-Semstwo  kann  als  die  der  Bevölkerung  am  nächsten  stehende 
Landschaftsbehörde  viel  leichter  die  Bedürfnisse  erkennen  und  die  Mittel  zu  ihrer 
Befriedigung  auffinden.  Im  Interesse  der  wirtschaftspolitischen  Tätigkeit  der  Land- 
schaft wünscht  ein  Bezirkskomitee  im  Gouv.  Charkow  im  Anschluss  an  den  Bericht 
von  W.  M.  Duchowski  eine  entsprechende  Aenderung  des  Art.  3  des  Semstwogesetzes. 
Cf.  Offizielle  Ausgaben  Trud.   Gouv.   Charkow   S.   245.    Swod.  Semstwo  S.   44. 
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politischen  Tätigkeit  der  Landschaften  vor  dem  genannten  Zeit- 
punkt wenigstens  eine  indirekte  Förderung  der  Landwirtschaft 
zuschreiben.  Bereits  in  den  70er,  besonders  aber  in  den  80er 
Jahren  hatte  die  Landschaft  eine  Unmasse  statistisch  gesicliteter 
Tatsachen  der  russischen  Gesellschaft  zum  Bewusstsein  gebracht  '). 
Das  Bewusstsein  von  der  wirtschaftlichen  Not  des  Landes  und 
den  Ursachen,  die  diesem  Notstande  zu  Grunde  liegen,  brach  sich 
nur  langsam  zu  dem  Ziele  Bahn ,  dass  die  organisierte 
Gesellschaft  selbst  die  Initiative  zur  Linderung  der 
Wirtschaftsnot  ergriff.  Man  kann  sagen ,  dass  die  Entwickelung 
der  Landschaftsstatistik  das  Bewusstsein  von  der  Not  auf  dem 
Lande  in  den  weiten  Kreisen  der  Gesellschaft  verbreitet  hat,  und 
dass  die  schrecklichen  Hungerjahre  im  Beginn  des  letzten  Jahr- 
zehnts als  lebendige  Beweise  für  diese  Not  jenem  Bewusstsein 
zur  Umsetzung  in   die  Tat  verhelfen  haben. 

Mit  diesem  Zeitpunkt  beginnt  also  eine  direkte  Förderung 
der  Landwirtschaft  durch  die  Landschaft.  Die  Untersuchungen, 
die  sie  angestellt  hatte,  belehrten  sie,  dass  unter  den  Ursachen 
des  Notstandes  der  Mangel  an  Elementarbildung,  die  Unkenntnis 
vorteilliaften  Landwirtschaftsbetriebes ,  die  veralteten  Betriebs- 
systeme, der  Mangel  an  Intensität,  die  geringe  Verwendungsmög- 
lichkeit der  menschlichen  Arbeitskraft  neben  dem  ausgesproche- 
nen Bodenmangel  eine  Hauptrolle  spielen.  Die  Landschaft  er- 
kannte bald ,  dass  sie  eine  fördernde  Tätigkeit  gegenüber  der 
Landwirtschaft  nur  innerhalb  des  ihr  von  der  absolutistischen 
Wirtschaftspolitik  gelassenen  Spielraums  ausüben  könnte.  Die  ge- 
setzliche Sonderstellung  der  Bauern  zu  brechen  lag  nicht  in  ihrer 
Macht ;  ebensowenig  war  sie  imstande,  dem  durch  die  Folgen  der 
Bauernbefreiung  verursachten  Bodenmangel  abzuhelfen.  Die  Land- 
schaften konnten  einzig  und  allein  ihr  Augenmerk  auf  die  land- 
wirtschaftliche Hilfstätigkeit  richten.  Ihre  direkte 
Förderung  der  Landwirtschaft  hatte  sich  demnach  auf  Massnah- 
men zu  beschränken,  die  der  bedrängten  Landwirtschaft  in  agrar- 
technischer  Beziehung  Hilfe  bringen  konnten.  Als  solche  Mass- 
nahmen verblieben    ihr  die  Hebung    der  Intensität    der  Landwirt- 

l)  Die  Landschaft  steht  von  der  Zeit  ihrer  Entstellung  an  allen  Zweigen  der 
Volkswirtschaft  nahe  und  ist  sozusagen  historisch  mit  der  Lage  der  Bevölkerung  und 
ihren  Bedürfnissen  bekannt.  In  den  Händen  der  Landschaft  befinden  sich  vielseitige 
literarische  Materialien  beschreibender  und  statistischer  Art,  welche  die  verschieden- 
artigen Seiten  bäuerlichen   Lebens   beleuchten.    Cf.   Swod.   Semstwo  S.   48. 
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Schaft,  die  Anwendung  verbesserter  Betriebssysteme,  die  Einführung 
des  Futtermittelbaus,  die  Förderung  spezieller  Zweige  des  Acker- 
baus, der  Viehzucht  und  der  landwirtschaftlichen  Nebengewerbe, 
und  die  Entwickelung  des  Kreditwesens.  Ergänzend  konnte  eine 
planmässige  Schulpolitik  und  die  Förderung  landwirtschaftlicher 
Fachkenntnisse  hinzutreten. 

Um  die  agrarpolitische  Hilfstätigkeit  zu  einer  planmässigen 
zu  gestalten,  musste  die  Landschaft  technisch  tüchtige  Kräfte 
heranziehen.  Aber  der  Landschaft  selbst  war  bei  ihrem  Aufgaben- 
kreis die  Leitung  dieser  technischen  Hilfskräfte  nicht  möglich.  Um 
die  Mitte  und  mehr  noch  gegen  das  Ende  der  90  er  Jahre  brach 
sich  die  Ueberzeugung  Bahn,  dass  es  hierzu  einer  besonderen 
Organisation  bedürfe.  Es  musste  zu  der  Uprawa  und  der  Ver- 
sammlung ein  Beratungskörper  hinzutreten,  der  die  Leitung  der 
ins  Leben  zu  rufenden  Agrarpolitik  jenen  Behörden  abnahm.  Wie 
diese  landwirtschaftlichen  Sonde  rbehörden  der 
Landschaft  aus  einem  Spezialausschusse  der  Sobranje  hervorgehen, 
wie  sie  sich  entwickelt  haben,  wie  sie  organisiert  sind,  welche 
Aufgaben  sie  sich  stellen,  und  welche  endgültigen  Formen  sie 
angenommen  haben,  soll  im  folgenden  erläutert  werden. 

Aus  den  Kompetenzverhältnissen  zwischen  den  Verwaltungs- 
körpern ergibt  sich,  dass  wir  neben  den  Sonderbehörden  der  Pro- 
vinziallandschaft  auch  diejenigen  der  Bezirkslandschaft  zu  betrachten 
haben  werden.  Die  agronomische  Organisation,  wie  sie  von  den 
Landschaften  selbst  genannt  wird ,  ist  trotz  der  erwähnten  Kom- 
petenz- und  Arbeitsteilung  dem  grundlegenden  Gedanken  nach 
etwas  Einheitliches.  Wenn  in  der  Behandlung  eine  Trennung  zwi- 
schen der  Organisation  der  Landschaftsbehörde  in  der  Provinz 
und  der  des  Bezirks  vorgenommen  wird,  so  ist  vorauszuschicken, 
dass  diese  Scheidung  nicht  organisch  begründet  ist,  sondern  nur 
aus  Rücksichten  der  Zweckmässigkeit  erfolgt. 

Die  vielleicht  etwas  kompliziert  erscheinende  agronomische 
Organisation  hat  noch  einen  besonderen  Grund ,  der  nicht  uner- 
wähnt bleiben  kann,  wenn  jedes  Missverständnis  vermieden  wer- 
den soll.  Das  Semstwogesetz  hatte  das  Tätigkeitsgebiet  der  Land- 
schaft so  eingeengt,  dass  es  ihr  gar  nicht  möglich  war,  eine  irgend 
wie  weitgehende  direkte  Agrarpolitik  innerhalb  des  gegebenen 
verwaltungsrechtlichen  Rahmens  zu  betreiben.  Nur  die  kompli- 
zierte Organisation  und  die  Uebertragung  der  agrarpolitischen  Tä- 
tigkeit auf  einen  Sonderkörper    machen    es    ihr   möglich ,    diesen 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1908.    1.  9 
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Rahmen  zu  sprengen. 

Wie  bei  allen  landschaftlichen  Institutionen  der  Gegenwart 
hat  man  von  so  vielen  Rechtsverhältnissen  und  Organisalionsfor- 
men  zu  sprechen,  als  es  Landschaftseinheiten  gibt;  fehlt  doch 
jede  zentrale  Landschaftsbehörde,  die  die  Landschaftsinteressen 
über  das  gesamte  Landschaftsgebiet  hin  regelt.  Diese  Zersplitte- 
rung ist  vom  Absolutismus  gewollt,  und  in  der  endgültigen  ge- 
setzlichen Regelung  der  Semstwos  von  1890  auch  wörtlich  zum 
Ausdruck  gebracht  (Auflösung  des   »Semskij  Sobor«)^). 

Jedenfalls  ist  die  Zersplitterung  der  agronomischen  Organi- 
sation für  uns  eine  gegebene  Tatsache,  und  wir  haben  bei  unse- 
ren Erörterungen  in  Rechnung  zu  ziehen,  dass  wir  in  jeder  Land- 
schaft einer  andern  Organisation  gegenüber  stehen ,  dass  jede 
einzelne  Organisationsform  das  Resultat  eines  verschiedenen  histo- 
rischen Werdens  ist.  »In  manchen  Provinzen«,  sagt  Birjiikoivicz, 
»können  wir  die  agronomische  Organisation  als  etwas  bereits 
Vollendetes  betrachten,  in  andern  ist  sie  erst  in  der  Ausbildung 
begriffen ,  und  erlebt  gerade  jetzt  dieses  oder  jenes  Uebergangs- 
stadium.  Endlich  gibt  es  Landschaften,  welche  noch  kein  Be- 
dürfnis nach  einer  ähnlichen  Organisation  verspüren^).« 

Wir  haben  also  damit  zu  rechnen,   dass  wir  bald  dieser,  bald 


1)  »Das  Prinzip  der  Einschränkung  der  landschaftlichen  Selbstverwaltung  und 
das  Prinzip  der  administrativen  Kontrolle  ihrer  Tätigkeit ,  die  stets  der  sogenannten 
Gesetzlichkeit  der  von  den  Landschaftsversamnilungen  getroffenen  Bestimmungen 
nachspürt,  waren  die  prinzipiellen  Pfeiler  des  Semstwogesetzes  vom  I2.  Juni  1890. 
Auf  dieses  Gesetz  folgte  eine  Reihe  ergänzender  Verfügungen  und  Verordnungen  der 
Regierung,  welche  die  Selbständigkeit  der  Landschaft  immer  mehr  einzuschränken 
suchten  und  schliesslich  eine  ganze  Reihe  lokaler  Wirtschaftszweige  der  Beeinflussung 
durch  die  Landschaft  entrissen.  Diese  neuen  Einschränkungen  mussten  auf  die  wirt- 
schaftspolitische Tätigkeit  der  Landschaft  äusserst  ungünstig  wirken.  Jede  Person  und 
jedes  Institut  arbeitet  um  so  fruchtbarer  und  erfolgreicher,  eine  je  grössere  Freiheit 
es  sein  eigen  nennt,  eine  je  grössere  Zuversicht  es  seiner  eigenen  Weiterexistenz  ge- 
genüber hegt.  Ein  Institut  jedoch,  dem  jederzeit  die  Gefahr  droht,  aufgehoben  oder 
umfassenden  Kompetenzbeschränkungen  unterworfen  zu  werden,  ist  niemals  in  der 
Lage ,  seine  schöpferischen  Kräfte  voll  auszunutzen  und  zur  Entfaltung  zu  bringen. 
Die  Kräfte  der  Landschaft  werden  durch  die  Existenzunsicherheit  gelähmt,  und  zwar 
umsomehr,  als  die  Gerüchte  einer  immer  weitergehenden  Einschränkung  der  land- 
schaftlichen Tätigkeitssphäre  nicht  verstummen  wollen.  Unter  diesen  Umständen  lässt 
sich  schwerlich  eine  energische  und  erfolgreiche  Landschaftstäligkeit  zum  Nutzen  der 
Bevölkerung  erwarten.  .  .«  Cf.  Offizielle  Ausgaben  Trud  Gouv.  Kostroma,  S.  l66, 
Swod  Semstwo,  S.  6o. 

2)  Sprawotschnyja  swjedjenja  o  djejatjeljnosti  semslwa.  herausgegeben  von  W.  W. 
Birjukowicz.    Einleitimg,  S.  IX. 
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jener  Organisationsform  gegenüberstehen  werden.  Es  wird  jedoch 
hier  darauf  ankommen,  die  gemeinsamen  Grundlinien  aufzudecken, 
denn  uns  kann  nur  das  interessieren ,  was  die  Organisation  der 
landschaftlichen  Agrarpolitik  im  allgemeinen  kennzeichnet. 


II,  Die  beratenden  und  ausführenden  Spezialorgane   der  Land- 
schaft. 

I.   Die  landwirtschaftliche  Organisation  derPro- 
vinziallandschaft. 

a)  Die  beratenden  Organe. 

Die  Verschiedenheit  und  Zersplitterung  der  landwirtschaft- 
lichen Organisation  der  Landschaft  kommt  bereits  darin  zum  Aus- 
druck, dass  es  keine  einheitliche  Bezeichnung  für  diese  Organe 
gibt.  Wir  finden  Bezeichnungen ,  wie  landwirtschaftlicher  Rat, 
ökonomischer  Rat,  landwirtschaftliche  Abteilung,  landwirtschaft- 
liches Bureau,  ökonomische  Abteilung,  landwirtschaftliche  Kom- 
mission oder  wirtschaftliches  Komitee.  So  verschieden  ihre  Be- 
zeichnung, so  verschieden  ist  auch  ihr  Inhalt  und  ihre  Bedeutung. 
Wir  schicken  unserer  weiteren  Analyse  die  Schilderung  der  Or- 
ganisation in  der  Moskauer  Provinziallandschaft  voraus,  die  wir 
ohne  Vorbehalt  als  die  vollendetste  von  allen  bezeichnen  können. 

Bei  der  Moskauer  Uprawa  besteht  seit  dem  Jahre  1889  ein 
ökonomischer  Rat,  zu  dessen  Unterstützung  seit  1896  Zusammen- 
künfte der  landschaftlichen  Sachverständigen  einberufen  wurden. 
Im  Jahre  1898  wurde  die  agronomische  Organisation  einer  wesent- 
lichen Aenderung  unterworfen.  Diese  Aenderung  traf  in  der  Flaupt- 
sache  den  Personalbestand  des  ökonomischen  Rates.  Bis  dahin 
waren  in  den  Rat  nur  5  Vertreter  des  ländlichen  Elementes  ge- 
wählt worden ;  nun  gelangte  die  Provinzialversammlung  zu  der 
Ansicht,  dass  eine  solche  Repräsentation  der  Landwirtschaft  un- 
zureichend sei.  Es  wurde  die  Forderung  gestellt,  alle  Präsidenten 
der  Bezirks-Uprawas  an  dem  Rate  teilnehmen  zu  lassen.  Ferner 
wandte  man  bei  der  Reorganisation  die  Aufmerksamkeit  dem  Um- 
stände zu,  dass  die  Hauptarbeit  doch  von  den  Bezirksagronomen 
an  Ort  und  Stelle  geleistet  werde,  während  in  den  Sitzungen  des 
Rates  diesen  Personen  bis  dahin  nur  eine  sehr  bescheidene  Rolle 
zugefallen  war.  Deswegen  wurde  beschlossen,  diese  Bezirksagro- 
nomen in  den  Mitgliederbestand  des  agronomischen  Rates  aufzu- 
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nehmen  und  ihnen  Stimmrecht  zuzusprechen.  Um  andererseits  die 
Unabhängigkeit  der  Uprawa  von  den  Bestimmungen  des  Rates 
zu  wahren,  wurde  als  wünschenswert  hingestellt,  dass  der  Uprawa 
im  Bestände  dieses  Organes  nur  eine  beratende  Stimme  bewil- 
hgt  werde.  Beide  Vorschläge  wurden  von  der  Provinzialversamm- 
lung  angenommen,  so  dass  gegenwärtig  zum  ökonomischen  Rat 
der  Moskauer  Provinziallandschaft  folgende  Personen  gehören : 
der  Präsident  und  5  Abgeordnete  der  Provinzialversammlung  (nach 
Wahl),  die  Präsidenten  der  Kreisuprawas,  die  Custoden  des  haus- 
industriellen Museums,  der  Provinzialagronom,  die  Leiter  des  Mu- 
seums und  der  statistischen  Abteilung,  der  Leiter  des  Veterinär- 
Bureaus  und  alle  Bezirksagronomen  der  Landschaft.  Alle  diese 
Personen  sind  stimmberechtigt.  Als  Mitglieder  mit  beratender 
Stimme  können  zu  den  Sitzungen  eingeladen  werden  alle  Personen, 
deren  Anwesenheit  bei  der  Erörterung  bestimmter  Fragen  von 
der  Uprawa  oder  dem  Rate  selbst  als  wünschenswert  angesehen 
wird.  Die  Sitzungen  finden  in  Gegenwart  der  provinziellen  Uprawa 
statt,  die  zwar  an  der  Diskussion,  aber  nicht  an  der  Abstimmung 
teilnimmt. 

Vergleichen  wir  damit  die  nächstvollendetste  agronomische 
Organisation  des  Gouvernements  Charkow.  In  dieser  Provinz  ist 
die  Organisation  erst  im  Jahre  1900  endgültig  geregelt  worden. 
An  der  Spitze  steht  als  beratendes  Organ  der  provinzielle  Land- 
wirtschaftsrat;  zu  seinem  Bestände  gehört  zunächst  die  gesamte 
Uprawa,  vier  von  der  Provinziallandschaftsversammlung  gewählte 
Personen ,  der  Bevollmächtigte  des  Landwirtschaftsministeriums, 
zwei  Vertreter  der  Charkower  landwirtschaftlichen  Gesellschaft, 
die  Präsidenten  sämtlicher  Bezirkslandschaften,  der  Provinzial- 
agronom und  sein  Gehilfe,  wie  auch  je  ein  Vertreter  der  Bezirks- 
Land  wirtschaftsräte. 

Schon  der  Vergleich  der  Zusammensetzung  der  Räte  in  den 
Provinzen    Moskau    und    Charkow  legt    folgende    Schlüsse    nahe: 

i)  Das  was  die  Moskauer  Landschaft  als  wesentlich  ansieht,  die 
Sicherung  der  Unabhängigkeit  der  Uprawa  von  den  Beschlüssen 
des  Rates  und  die  Zuweisung  einer  blossen  Funktion  als  Beige- 
ordneter an  sie  ,  kommt  in  der  Zusammensetzung  des  landwirt- 
schaftlichen Rates  in  der  Provinz  Charkow  keineswegs  zum  Aus- 
druck. Denn  hier  bildet  die  Uprawa  den  hauptsächlichen ,  man 
kann  sogar  sagen  selbstverständlichen  Bestandteil  des  Rates. 

2)  Die    Landschaft   Charkow    teilt    auch    nicht    die    von   der 
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Moskauer  Landschaft  als  wesentlich  hingestellte  Ansicht,  dass  die 
letzten  ausführenden  Glieder,  die  Bezirksagronomen,  in  den  Land- 
wirtschaftsrat der  Provinz  einbezogen  werden  müssten. 

3)  Im  ganzen  und  grossen  weist  der  Personalbestand  der 
gleichen  Organe  in  den  beiden  Provinzen,  Organe,  die  nach  wech- 
selreicher Entwickelung  fast  gleichzeitig  ihrer  Vollendung  entge- 
gengehen, sehr  wenige  Aehnlichkeiten  auf. 

Angesichts  dieser  Verschiedenheit  bei  den  vollendeten  Or- 
ganisationen dürfte  es  interessant  sein,  einige  Motivierungen  pro- 
vinzieller Organisationspläne  in  Betracht  zu  ziehen.  Dieselben 
kamen  zum  Ausdruck,  als  der  Landwirtschaftsminister  am  Ende 
des  Jahres  1894  eine  Umfrage  bei  den  Provinziallandschaften  hielt, 
die  ihre  Stellungnahme  zur  Landwirtschaft  behandelte^). 

Unter  anderen  entwarf  damals  die  Provinziallandschaft  Char- 
kow folgenden  Organisationsplan  : 

1)  Die  Provinzial-  und  Bezirkslandschaftsinstitute  müssen  in 
bezug  auf  die  landwirtschaftlichen  Bedürfnisse  und  ihre  Befriedi- 
gungsmittel zu  Lokalorganen  des  Landwirtschaftsministeriums  wer- 
den. Zu  diesem  Zwecke  muss  bei  jeder  provinziellen  oder  be- 
zirklichen Landschaftsverwaltung  ein  landwirtschaftlicher  oder 
ökonomischer  Rat  errichtet  werden.  Diese  Räte  müssen  unter 
dem  Präsidium  des  Präsidenten  der  Landschaftsverwaltung  stehen; 
zu  ihren  Mitgliedern  müssen  ferner  4  ortsansässige  Landwirte  nach 
Wahl  der  Landschaftsversammlung,  zwei  Mitglieder  der  Landwirt- 
schaftlichen Gesellschaft,  die  Mitglieder  der  Uprawa,  der  Bevoll- 
mächtigte des  Ministeriums,  der  Landschafts-Agronom  gehören. 
Ihre  Wirksamkeit  entfaltet  sich  auf  Grund  der  von  der  Landschafts- 
versammlung gefassten  Beschlüsse^). 

2)  Die  Vorschläge  und  Pläne  des  Ministeriums  müssen  den 
Landschaftsversammlungen  zur  Begutachtung  übergeben  werden, 
aber  den  Landschaftsverwaltungen  muss  das  Recht  gewährt  wer- 
den, in  jedem  Einzelfalle  die  Entscheidung  zu  treffen,  ob  eine 
ausserordentliche  Versammlung  einberufen  werden  soll ,  ob  die 
Frage  der  laufenden  Versammlung  vorgelegt  oder  gar  direkt  unter 


•i)  M.  Z.  u.  G.  y.,  Die  Bedürfnisse  der  Landwirtschaft  nach  den  Berichten  der 
Landschaftsversammlungen.    Zweite  Ausgabe.    St.  Petersburg  1902  S.   158  ff. 

2)  Vergleicht  man  das  endgültig  Gewordene  mit  dem  hier  ursprünglich  Geplanten, 
so  muss  man  sagen,  dass  der  Personalbestand  des  landwirtschaftlichen  Zentralorgans 
im  Gouvernement  Charkow  im  wesentlichen  bereits  bei  den  Anfängen  der  landwirt- 
schaftspolitischen  Organisation   feststand. 
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eigener  Verantwortung  zur  Ausführung  gebracht  werden  soll. 

3)  Die  Organe  des  Ministeriums  selbst  müssen  so  gestellt 
sein,  dass  sie  jederzeit  mit  ihren  technischen  Kräften  und  mit  Geld- 
mitteln der  lokalen  Landwirtschaft  entgegenzukommen  imstande 
sind. 

Bei  den  Motiven  und  Entwürfen ,  die  in  ihrer  endgültigen 
Form  die  hier  zu  besprechenden  Organisationen  geschaffen  haben, 
kam  allgemein  das  Bestreben  zum  Ausdruck,  von  vornherein  das 
Verhältnis  der  Agrarpolitik  der  Landschaft  zur  Agrarpolitik  der 
Bureaukratie  festzulegen.  Dies  kam  sowohl  in  dem  Bestreben  zum 
Ausdruck,  die  agrarpolitischen  Kompetenzen  der  Landschaft  zu 
erweitern,  wie  auch  darin,  dass  der  Ministerialpolitik  der  Weg  zur 
gemeinsamen  Arbeit  mit  der  Landschaftspolitik  gewiesen  wurde. 
Diese  Feststellung  ist  für  die  Organisation  der  landwirtschaftlichen 
Hilfstätigkeit  ausserordentlich  wichtig,  insbesondere  aber  für  die 
persönliche  Zusammensetzung  der  landwirtschaftlichen  Organe; 
handelt  es  sich  doch  um  die  Frage :  Ist  der  Ministerialbeamte 
ein  notwendiger  Bestandteil  des  landwirtschaftlichen  Zentralorgans 
der  Landschaft?  Die  Provinzialversammlung  von  Tula  sagt  in 
bezug  hierauf:  »Zwischen  den  lokalen  landwirtschaftlichen  Organen 
und  dem  Landwirtschaftsministerium  muss  eine  organische  Ver- 
bindung hergestellt  werden;  ebenso  wie  es  notwendig  ist,  dass 
ein  Vertreter  des  Ministeriums  am  lokalen  Landorgan  Anteil 
nimmt,  ist  es  notwendig,  dass  andererseits  Vertreter  der  provin- 
ziellen landschaftlichen  Institute  an  den  Beratungen  des  Ministe- 
riums ihren  Anteil  finden.« 

Im  gleichen  Sinne  äussert  sich  die  Landschaft  von  Ufa  und 
eine  ganze  Reihe  anderer  Provinzen. 

Dieser  Exkurs  sollte  dazu  dienen  ,  den  Beweis  zu  erbringen, 
dass  die  Mitgliedschaft  des  Ministerialbevollmächtigten  am  land- 
wirtschaftlichen Zentralorgan  der  Landschaft,  wie  wir  sie  in  der 
Charkower  Provinziallandschaft  vorgefunden  haben,  nichts  Zufäl- 
liges und  keine  Sondererscheinung  ist,  sondern  dass  sie  ganz  im 
Gegenteil  von  hervorragender  Bedeutung  für  den  ganzen  Rahmen 
der  landschaftlichen  Agrarpolitik  ist.  Wenn  bei  dem  Organ  der 
Moskauer  Landschaft  die  Beteiligung  des  Ministerialbevollmäch- 
tigten als  des  entscheidenden  Mitglieds  fehlt,  so  kann  daraus  er- 
sehen werden,  dass  den  Landschaften  die  wichtigsten  Bestand- 
teile ihrer  landwirtschaftlichen  Organisation  keineswegs  gemein- 
sam sind. 
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Nichtsdestoweniger  weist  die  landwirtschaftliche  Organisation 
der  Provinziallandschaft  eine  ganze  Reihe  gemeinsamer  Züge  auf; 
die  Tendenzen  des  gegenwärtigen  Entwicklungsstadiums  deuten 
darauf  hin,  dass  trotz  des  P^ehlens  eines  gesamtlandschaftlichen 
Zentralorgans  die  weitere  Entwickelung  eine  Vereinheitlichung  der 
landwirtschaftlichen  Organisation  mit  sich  bringen  soll.  Gemein- 
sam ist  zunächst  den  Landschaften ,  welche  die  Notwendigkeit 
einer  landwirtschaftlichen  Organisation  erkannt  haben ,  dass  sie 
einem  beratenden  Organe  ein  ausführendes  gegenüberstellen.  Das 
beratende  Organ  ist  ein  aus  der  Landschaftsversammlung  und  der 
Landschaftsvervvaltung  zusammengesetzter  Ausschuss,  zu  dessen 
Ergänzung  verschiedene  zur  Landwirtschaft  in  Beziehung  stehende 
Personen  herangezogen  werden. 

In  der  Hauptsache  übertragen  Verwaltung  und  Versammlung 
der  Landschaft  die  Beratung  landwirtschaftlicher  Massnahmen  die- 
sem Spezialausschuss.  Der  Weg,  den  die  zu  beschliessenden  Mass- 
nahmen bis  zu  ihrer  Entscheidung  durchmachen,  kann  ein  verschie- 
dener sein.  Der  Antrag  kann  von  der  Uprawa  ausgehen ,  dem 
Landwirtschaftsrat  zur  Beratung  und  Begutachtung  vorgelegt  wer- 
den und  alsdann  zur  endgültigen  Beschlussfassung  an  die  Land- 
schaftsversammlung zurückgehen.  Die  Versammlung  gibt  darauf 
den  Beschluss  an  das  landwirtschaftliche  Exekutivorgan  zur  Aus- 
führung weiter.  In  diesem  Falle  steht  zwischen  dem  Antrag  der 
Uprawa  und  der  Beschlussfassung  der  Versammlung  das  be- 
ratende landwirtschaftliche  Dispositionsorgan  und  zwischen  der 
Beschlussfassung  der  Versammlung  und  der  Ausführung  der  be- 
schlossenen Massnahmen  das  landwirtschaftliche  Exekutivorgan. 
Der  Weg  kann  aber  auch  ein  anderer  sein.  Der  Antrag  kann  un- 
mittelbar aus  der  Initiative  des  beratenden  landwirtschaftlichen 
Organs  hervorgehen.  In  diesem  Falle  macht  der  Vorschlag  erst 
seinen  Weg  nach  der  Uprawa,  die  ihn  in  der  wünschenswerten 
F'assung  der  Versammlung  vorlegt.  Der  Weg  von  der  Beschluss- 
fassung der  Versammlung  zum  Exekutivorgan  ist  der  gewöhnliche. 

Hieraus  ergibt  sich,  dass  dem  beratenden  Organ  nicht  nur 
die  Funktion  einer  Sonderkommission  zusteht,  die  durch  ihre  spe- 
zielle Zusammensetzung  befähigt  ist,  die  agrarpolitischen  Pläne 
und  Massnahmen  der  Uprawa  und  der  Versammlung  einer  fach- 
spezialistischen  Erörterung  und  Begutachtung  zu  unterziehen,  son- 
dern  dass  sie  auch  aus  eigner  Initiative  vorgehen  kann. 

Die    P^unktionen    der    Beratung    und   der  Initiative ,    die    dem 
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landwirtschaftlichen  Zentralorgan  der  Landschaft  zustehen  ,  sind 
ausschlaggebend  für  seine  Organisation.  In  jeder  Provinzialland- 
schaft,  die  es  zu  einem  beratenden  landwirtschaftlichen  Organe 
gebracht  hat,  kommt  das  Bestreben  zum  Ausdruck,  dieses  Organ 
aus  Personen  zusammenzusetzen,  die  mit  den  landwirtschaftlichen 
Verhältnissen  der  Provinz  unmittelbare  P'ühlung  haben.  Hierauf 
ist  die  fast  allgemeine  Forderung  zurückzuführen,  dass  die  Ver- 
sammlungsmitglieder soweit  sie  Sitz  und  Stimme  im  landwirt- 
schaftlichen oder  ökonomischen  Rate  haben ,  ortsansässige  Land- 
wirte sein  müssen. 

Da,  wo  Bestimmungen  über  den  Zusammentritt  des  beraten- 
den Organes  getroffen  sind,  wird  gefordert,  dass  dieser  nicht 
seltener  als  zweimal  jährlich  zu  erfolgen  habe.  Gemeinsam  sind 
auch  die  Bestimmungen  über  das  Präsidium  des  Rates ,  das  mit 
dem  Präsidium  der  Provinziallandschaft  identisch  sein  muss.  Ge- 
meinsam ist  endlich  den  meisten  Landschaften  die  Tendenz,  ihre 
landwirtschaftlichen  Organisationen  den  bereits  bestehenden  an- 
derer Landschaften  anzupassen. 

Geht  man  die  I^ntwickelung  einiger  Landschaftsorganisationen 
durch,  so  werden  sich  die  Beweise  hierfür  leicht  finden  lassen. 
So  bestand  z.  B.  in  der  Provinz  Petersburg  bereits  seit  1893  ein 
sogenannter  ökonomischer  Rat,  der  aber  nur  aus  Mitgliedern  der 
Provinzialversanunlung  sich  zusammensetzte,  die  für  diesen  Zweck 
auf  drei  Jahre  gewählt  wurden.  1898  wurde  beschlossen,  den 
Mitgliederbestand  in  der  Weise  zu  ergänzen,  dass  alle  wirtschaft- 
lichen Kreise  der  Provinz  hier  ihre  Vertretung  fanden.  Es  Hesse 
sich  eine  ganze  Reihe  von  Beispielen  dafür  anführen,  dass  die 
Entwickelung  der  landwirtschaftlichen  Zentralorgane  der  Land- 
schaft in  ähnlicher  Weise  sich  vollzogen  hat:  Zu  Beginn  der  90er 
Jahre  bildete  sich  aus  der  Provinziallandschaft  ein  Ausschuss,  der 
die  Erörterung  der  speziellen  landwirtschaftlichen  Fragen  über- 
nahm. Um  die  Mitte  der  90er  Jahre  traten  dann  ergänzend  Per- 
sonen hinzu,  deren  Anwesenheit  im  Landwirtschaftsrate  nüt/.lich 
erschien.  Bis  zum  Itnde  der  90er  Jahre  reifte  der  Entschluss, 
diesen  Ausschüssen  innerhalb  der  landschaftlichen  Wirtschafts- 
politik eine  organische  Form  zu  verleihen.  JJie  vollendeten  Or- 
ganisationen haben  dann  die  Form  derer  von  Moskau,  Charkow, 
Tula,   die   wir  näher  skizziert  haben. 

Ist  somit  auch  in  der  grundsätzlichen  Organbildung  in  den 
verschiedenen    Provinzen     keine    l^inheitlichkeit     festzustellen,    so 
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haben  doch  die  beratenden  landwirtschaftlichen  Organe  der  Pro- 
vinziallandschaften  so  viele  einheitliche  Züge  und  so  viele  gemein- 
same Merkmale,  dass  ausreichende  Grundlagen  für  eine  einheit- 
liche Betrachtung  der  landwirtschaftlichen  Organisation  der  Land- 
schaft vorhanden  sind. 

Indessen  erleidet  diese  Entwicklung  auch  Ausnahmen.  Mit- 
teilenswert ist  der  interessante  Fall  in  der  Provinz  Twer,  wo  die 
Versammlung  im  Jahre  1898  beschloss,  die  Tätigkeit  der  bei  der 
Provinzialuprawa  bestehenden  Organisation  für  landwirtschaftliche 
Zwecke  einzustellen.  Dieser  Beschluss  wurde  durch  folgende  Er- 
wägung hervorgerufen:  »Die  Existenz  einer  ökonomischen  Abtei- 
lung würde  einen  wirklichen  Sinn  und  eine  Bedeutung  nur  haben, 
wenn  man  annehmen  könnte,  dass  sie  bei  der  Uprawa  mit  einer 
w'eitgehenden  Initiative  hervortreten  kann.  Da  das  Hervortreten 
einer  solchen  Initiative  unter  den  gegenwärtigen  Bedingungen  der 
landschaftlichen  Tätigkeit  nicht  möglich  ist,  so  hält  die  Versamm- 
lung die  Existenz  des    sehr    kostspieligen  Rates    für    überflüssig.« 

Die  Erkenntnis  also,  dass  die  Einschränkung  und  Einengung 
der  Selbstverwaltung  unter  dem  autokratischen  Regime  eine  zu 
weitgehende  sei,  um  eine  planmässige  wirtschaftspolitische  Tätig- 
keit zu  entfalten,  hat  die  Landschaft  von  Twer  veranlasst,  die 
Flinte  ins  Korn  zu   werfen. 

b.  Die  ausführenden  Organe. 

Viel  allgemeinere  Züge  zeigen  die  landwirtschaftlichen  Exe- 
kutivorgane der  Semstwos.  Fast  bei  jeder  Provinzialuprawa,  selbst 
bei  solchen,  die  über  kein  beratendes  Sonderorgan  verfügen,  gibt 
es  ein  Amt  des  sogenannten  P  r  o  v  i  n  z  i  a  1  a  g  r  o  n  o  m  e  n.  All- 
gemein wird  verlangt,  dass  dieser  Beamte  eine  akademische  land- 
wirtschafthche  Bildung  besitzt;  sein  Posten  wird  mit  1200 — 2500 
Rubeln  bezahlt. 

Dieser  Beamte  bildet  mit  einem  Stabe  agronomisch  gebilde- 
ter Gehilfen  das  sogenannte  agronomische  Provinzialbureau  oder 
die  agronomische  Abteilung,  der  die  Ausführung  der  von  der  Pro- 
vinzialversammlung  beschlossenen  landwirtschaftlichen  Hilfstätigkeit 
zusteht.  Oft  ist  aber  das  ausführende  Organ,  das  ebenso  wie  das 
beratende  die  verschiedensten  Namen  trägt  (unter  anderem  heisst 
es  auch  die  ökonomische  Kommission) ,  ergänzt  durch  die  Mit- 
gliedschaft der  gesamten  Uprawa  und  von  der  Provinzialversamm- 
lung  unter  Berücksichtigmig  eines  jeden  Kreises  gewählter  Personen. 
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Ausserdem  kann  der  Präsident  zu  den  Sitzungen  der  Kommission 
die  in  den  Diensten  der  Landschaft  stehenden  Spezialisten  und 
andere  Personen  mit  beratender  Stimme  heranziehen.  So  ist  es 
z.  B.  im  Gouvernement  Wjatka  um  das  ausführende  Organ  der 
Provinziallandschaft  bestellt.  Es  ist  aber  nicht  notwendig,  dass 
dieses  Exekutivorgan  einen  besonderen  Namen  und  eine  beson- 
dere Verfassung  hat;  oft  beruht  die  ganze  Einrichtung  allein  auf 
der  Person  des  Provinzialagronomen,  der  die  Aufgaben  für  seine 
Tätigkeit  von  der  Uprawa  empfängt.  Nichtsdestoweniger  ist  selbst 
diese  Person  allein  als  Sonderorgan  aufzufassen,  indem  sie  stets 
bevvussterweise  in  Gegensatz  zum  beratenden  landwirtschaftlichen 
Organe  gestellt  wird.  Die  ganze  Bedeutung  der  ausführenden  agro- 
nomischen Organe  wird  erst  aus  der  Umgrenzung  des  landschaft- 
lichen Tätigkeitsgebietes  hervorgehen.  Der  landwirtschaftlichen 
Provinzialbehörde  treten  unterstützend  zur  Seite  regelmässig  ver- 
anstaltete Zusammenkünfte  sämtlicher  Bezirksagronomen  unter 
dem  Vorsitz  des  Provinzialagronomen.  Vorbildlich  für  die  anderen 
Provinzen  ist  die  Bezeichnung  der  Aufgaben  des  ökonomischen 
Bureaus  im  Gouvernement  Moskau:  a)  die  vorbereitenden  Arbeiten 
zu  allen  Massnahmen  der  Provinziallandschaft  zu  vollenden ;  b)  die 
Beschlüsse  der  Uprawa  und  der  Versammlung  auszuführen,  und 
alle  Zweige  der  landwirtschaftlichen  Tätigkeit  der  Landschaft  zu 
verwalten. 

Die  agronomische  Behörde  hat  also  dem  Rate  die  technisch 
notwendigen  Vorarbeiten  zu  liefern,  und  die  gefällten  Beschlüsse 
auszuführen ;  sie  hat  somit  alles  das  zu  leiten  und  technisch  zu 
behandeln,  was  die  praktische  landwirtschaftliche  Betätigung  der 
Landschaft  ausmacht. 

2.  Die  landwirtschaftliche  Organisation    der  Be- 
zirk s  1  a  n  d  s  c  h  a  ft. 

Im  Gegensatz  zur  Provinziallandschaft  kennt  die  Organisation 
der  Bezirkslandschaft  keine  scharfe  Trennung  und  Gegenüberstel- 
lung von  beratenden  und  ausführenden  Organen.  Wenigstens  ist 
diese  Trennung  nicht  so  scharf,  dass  eine  gesonderte  Betrachtung 
dieser  Organe  am  Platze  wäre.  Die  landwirtschaftliche  Organisa- 
tion des  Bezirks  hat  mit  derjenigen  der  Provinziallandschaft  zu- 
nächst gemein,  dass  auch  sie  in  der  Entvvickelung  begriffen  ist 
und  noch  nicht  als  abgeschlossen  betrachtet  werden  kann.  Aller- 
dings  bringt    die    grosse  Anzahl    der  Bezirkslandschaften    der  ge- 
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ringen  Anzahl  der  Provinziallandschaften  gegenüber  es  mit  sich, 
dass  der  Eindruck  einer  weitergehenden  Vollendung  erweckt  wird. 
Demselben  Umstände  ist  es  aber  auch  zu  danken,  dass  die  Man- 
nigfaltigkeit der  Organisationsformen  und  damit  der  Mangel  an 
jener  Einheitlichkeit  viel  grösser   ist. 

Die  diesen  Schilderungen  zugrunde  liegende  ministerielle 
Publikation  über  die  landwirtschaftliche  Tätigkeit  der  Semstwo  in 
den  Jahren  1899,  1900  und  1901  enthält  Berichte  einer  jeden  Kreis- 
landschaft. Unsere  Darstellung  stützt  sich  auf  den  in  diesem  Zeit- 
raum erreichten   Entwickelungsstand. 

Im  allgemeinen  begegnet  man  folgender  die  Organisation  be- 
handelnden Angabe :  »Es  existiert  ein  ökonomischer  Rat  und  der 
Posten  eines  Agronomen  ist  errichtet«.  Unter  den  vielen  Bezeich- 
nungen, die  fast  durchweg  den  Organbenennungen  der  Provinzial- 
landschaften gleichen ,  ist  der  i\usdruck  »ökonomischer 
Rat«  der  häufigste.  Halten  wir  an  ihm  als  einem  typischen  fest. 
Dem  ökonomischen  Rate  steht  der  Bezirksagronom  als  ausfüh- 
rendes Organ  gegenüber.  Merkwürdig  ist  nur,  dass  bald  der  Agro- 
nom das  Werkzeug  des  Rates  ist,  bald  aber  dieser  Rat  ganz  unter 
der  Leitung  des  Agronomen  steht.  Gerade  dieser  Umstand  ist 
es,  der  von  einer  gesonderten  Behandlung  der  beratenden  und 
ausführenden  Organe  abrät.  Nichtsdestoweniger  gibt  es  eine  ganze 
Reihe  von  Bezirken  ,  bei  denen  die  Zusammensetzung  des  Rates 
darauf  hinweist,  dass  hier  dieselben  organisatorischen  Tendenzen 
bestehen,  wie  in  der  Provinz. 

Was  zunächst  den  Personalbestand  des  landwirtschaftlichen 
Bezirksrates  angeht,  so  besteht  im  Odessaer  Bezirke  die  dort  so- 
genannte landwirtschaftliche  Kommission  aus  dem  Präsidenten  und 
den  Mitgliedern  der  Bezirksuprawa,  den  Bezirksstatistikern,  den 
Bezirksagronomen  und  anderen  Personen,  die  von  der  Uprawa  zu 
den  periodisch  einzuberufenden  Sitzungen  eingeladen  werden.  Im 
Bezirke  Sterlikamaki  der  Provinz  Ufa  hat  der  ökonomische  Rat 
folgenden  Personalbestand:  die  Uprawa,  8  Abgeordnete  der  Be- 
zirksversammlung und  auf  Einladung  alle  Spezialisten  und  kom- 
petenten Leute  des  Bezirks.  Im  Bezirke  Alexandrowsk  der  Pro- 
vinz Jekaterinoslaw  besteht  der  agronomische  Rat  aus  Abgeord- 
neten der  Versamtnlung  der  Uprawa  und  ortsansässigen  Land- 
wirten, die  auf  Einladung  oder  eignen  Wunsch  herangezogen 
werden.  Vorsitzender  des  Rates  ist  der  Präsident  der  Uprawa 
und  unbedingter  Sekretär  der  Landschaftsagronom.    Zum  Bestände 
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des  Rates  werden  ausserdem  herangezogen  :  die  Bevollmächtigten 
des  landwirtschaftlichen  Ministeriums,  der  Steuerinspektor,  der 
Fabrik-  und  Hütteninspektor.  Mit  beratender  Stimme  können  auch 
andere  Personen  teilnehmen,  wie  der  Landschaftstechniker  und 
der  Landschaftsstatistiker,  wenn  deren  Anwesenheit  nützlich  er- 
scheint. Zuletzt  sei  noch  die  Zusammensetzung  des  ökonomischen 
Rates  im  Kreise  Klinzy,  Gouvernement  Moskau  erwähnt.  Hier 
besteht  der  Rat  aus  dem  Präsidenten  der  Uprawa ,  lo  Abgeord- 
neten der  Versammlung,  dem  Provinzial-  und  dem  Bezirksagro- 
nomen ,    dem  Leiter    des  Versuchsfeldes    und    dem   Veterinärarzt. 

Man  sieht,  die  Zusammensetzung  ist  eine  verschiedenartige 
und  weist  gerade  in  diesen  Verschiedenheiten  die  gleichen  orga- 
nisatorischen Tendenzen  wie  die  Räte  der  Provinziallandschaften 
auf.  In  Bezirken,  in  denen  ein  vollendetes  Beratungsorgan  be- 
steht, ist  die  aktive  Anteilnahme  der  Uprawa  und  einer  bestimmten 
Anzahl  von  Versammlungsabgeordneten  wie  auch  des  leitenden 
Bezirksagronomen  die  Regel.  Interessantervveise  ergibt  sich  aus 
den  mitgeteilten  Beispielen,  dass  auch  der  Provinzialagronom  sein 
Veto  oder  seine  Initiative  bei  der  Agrarpolitik  des  Bezirks  gel- 
tend machen  kann.  Nicht  minder  bemerkenswert  dürfte  die  Tat- 
sache sein,  dass  ebenso  wie  in  der  Provinz  auch  im  Bezirk  die 
Agrarpolitik  der  Landschaft  mit  der  Agrarpolitik  der  Bureaukratie 
Fühlung  zu  gewinnen  sucht,  wie  das  aus  der  entscheidenden  An- 
teilnahme der  MinisterialbevoUmächtigten  an  dem  Rate  des  Bezirks 
Alexandrowsk  ersichtlich  ist. 

Trotz  vieler  Fälle  vollendeter  landwirtschaftlicher  Organisa- 
tionen in  den  Bezirken  ist  und  bleibt  vor  der  Hand  noch,  das 
russische  Landschaftsgebiet  als  Ganzes  betrachtet,  der  Bezirks- 
agronom die  Seele  der  landwirtschaftlichen  Betätigung  der  Be- 
zirkslandschaft. Oft  ist  sogar  die  Person  des  Agronomen  des  Be- 
zirks mit  der  des  Bezirksstatistikers  identisch.  Ihm  steht  in  sol- 
chen Fällen  auch  die  eingehendste  Kenntnis  der  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  seines  Tätigkeitsgebietes  zur  Verfügung.  Er  unter- 
breitet seine  Vorschläge  der  Uprawa;  diese  gibt  sie  an  die  Ver- 
sammlung weiter,  die  nach  der  Beschlussfassung  wieder  den  Agro- 
nomen mit  der  Ausführung  beauftragt.  Der  Bezirksagronom  ver- 
fügt meistens  über  eine  gediegene  landwirtschaftliche  Mittelschul- 
bildung, seltener  über  Hochschulbildung.  Was  seiner  Tätigkeit 
noch  grössere  Bedeutung  verleiht,  ist  die  enge  Fühlung,  in  der 
er  mit  den  landwirtschaftlichen  Behörden  der  Provinziallandschaft 
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Steht.  Grundlegend  hierfür  ist  die  Tatsache,  dass  sein  Gehalt  fast 
niemals  ganz  vom  Bezirke,  sondern  oft  unter  weitgehender  Be- 
teiligung der  Provinziallandschaft,  meistens  aber  von  dieser  allein 
bestritten  wird.  Der  Bezirksagronom  wird  durch  die  Unterord- 
nung unter  die  Leitung  der  Provinziallandschaft  zum  vermittelnden 
Gliede  zwischen  den  agrarpolitischen  Grundsätzen  und  Tendenzen 
der  Provinz  und  der  landwirtschaftlichen  Hilfstätigkeit  des  Bezirks. 

Die  Beeinflussung  der  Hilfstätigkeit  des  Bezirks  und  ihrer 
Organisation  geht  in  einigen  Provinzen  noch  weiter.  So  setzt 
z.  B,  die  Provinziallandschaft  von  Kostroma  in  fast  allen  Bezirken 
der  Provinz  einen  sogenannten  agronomischen  Aufseher  (Smotri- 
tjelj)  ein,  der  die  Leitung  der  gesamten  landwirtschaftlichen  Be- 
tätigung des  Bezirks  in  die  Hand  nimmt.  Oft  gesellt  sich  zu 
diesem  bezirkslandschaftliche  Funktionen  ausübenden  Provinzial- 
beamten  noch  ein  Gehilfe ;  doch  wird  auch  hier  dieser  Beamte 
sich  den  Anordnungen  der  Bezirksuprawa  in  allen  Punkten  zu 
unterwerfen  haben;  sonst  wäre  ein  so  weiter  Eingriff  provinzial- 
landschaftlicher  Tätigkeit  in  die  Sphäre  der  Bezirkslandschaft  init 
der  alles  beherrschenden  Tendenz  einer  immer  weitergehenden 
Verkleinerung  der  Selbstverwaltungseinheit  unvereinbar. 

Alles  das  ist  ein  Beweis  für  die  Tatsache,  dass  die  Stellung 
des  Bezirksagronomen  den  Ausschlag  gibt  für  die  Stellung  der 
Bezirkslandschaft  zur  Provinziallandschaft.  Haben  wir  gesehen, 
dass  sich  sowohl  hier  wie  dort  dispositive  und  exekutive  Organe 
gegenüberstehen,  so  ist  doch  gerade  die  Arbeitsteilung 
zwischen  beiden  V e  r  w  a  1 1  u  n  g s  k  ö  r  p  e  r  n  dahin  auf- 
zufassen, dass  in  der  gesamten  landwirtschaft- 
lichen Betätigung  der  Landschaft  die  Disposi- 
tive der  Provinz  und  die  Exekutive  d  e  m  B  e  z  i  r  k  e 
zufällt. 

In  den  Bezirken  des  russischen  Nordgebietes  tritt  dem  Be- 
zirksagronomen noch  eine  Hilfsperson  zur  Seite;  es  ist  dies  der 
sogenannte  landwirtschaftliche  Starosta  (Altermann).  Dieser  Sta- 
rosta  ist  eine  von  der  Bezirksverwaltung  aus  den  ortsansässigen 
Landwirten  gewählte  Person,  welche  die  Ausführung  der  landwirt- 
schaftlichen Tätigkeit  zu  überwachen  hat.  Dieser  Funktionär  ver- 
schwindet aber  überall  da,  wo  sich  eine  landwirtschaftliche  Sonder- 
behörde im  Bezirke  zu  entwickeln  beginnt.  Das  hindert  jedoch 
nicht,  dass  wir  z.  B.  im  Bezirke  Slowodsk  der  Provinz  VVjatka 
Formen  ausführender  Organe  finden,  in  denen  neben  dem  Bezirks- 
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agronomen  und  seinem  Gehilfen  auch  der  Starosta  seine  Tätigkeit 
ausübt. 

Ebenso  wie  es  Provinzen  gibt,  in  denen  eine  landwirtschaft- 
Uche  Organisation  und  speziell  leitende  Sonderbehörden  noch  nicht 
entwickelt  sind,  gibt  es  natürlich  noch  mehr  Bezirke,  in  denen 
es  an  einer  solchen  Organisation  fehlt.  Aber  selbst  in  solchen 
Fällen  braucht  die  Verwaltung  des  Bezirks  nicht  ihre  agrarpoliti- 
schen  Pläne  ohne  jede  Beratung  und  gediegene  Durcharbeitung 
direkt  ins  Werk  zu  setzen.  Ausser  der  Landschaft  gibt  es  in  Russ- 
land noch  andere  organisierte  gesellschaftliche  Kräfte :  es  sind  dies 
die  sogenannten  landwirtschaftlichen  Vereine.  An  Orten,  an  denen 
keine  landwirtschaftliche  Sonderorganisation  besteht,  kann  sich 
die  Bezirkslandschaft  auf  die  Beratung  und  die  materielle  Unter- 
stützung dieser  Vereine  stützen. 

Ohne  Zweifel  ist    auch   die  Entwickelung  der    landwirtschafiß: 
liehen  Organisation  der  Landschaft  nach  1901  weiter  fortgeschrit- 
ten.   Dies  näher  nachzuprüfen  fehlt  leider  das  Material. 

Bewundernd  muss  man  vor  einer  Organisation  stehen,  die  in 
dem  geschilderten  Stadium  das  Ergebnis  einer  nur  8 — 10  Jahre 
alten  Entwickelung  ist,  und  man  empfindet  Hochachtung  vor  dem 
organisatorischen  Talente  der  russischen  Gesellschaft.  Die  Bureau- 
kratie  tut  ihr  entschieden  Unrecht ,  wenn  sie  in  der  ministerial- 
amtlichen  Publikation  »über  die  Massnahmen  der  Mitwirkung  an 
der  landschaftlichen  Tätigkeit«  behauptet,  dass  es  nicht  ohne  Ge- 
fahr gewesen  wäre ,  der  Landschaft  so  weitgehende  Befugnisse 
einzuräumen;  »fehlt  es  ihr  doch  an  jedweder  Erfahrung  in  land- 
wirtschaftlichen Dingen«  ^).  Die  folgenden  Ausführungen  werden 
hoffentlich  zeigen,  dass  die  »unerfahrene«  Landschaft  in  agrar- 
politischen  Dingen  verhältnismässig  mehr  zu  leisten  vermochte 
als  die  erfahrene  Bureaukratie. 

III.   Die    Grenzen    und    das    Wesen    der    landwirtschaftlichen 
Betätigung  der  Landschaft. 

»Die  Landschaft  ist  die  einzige  Institution,  die  unter  Mithilfe 
und  Mitwirkung  der  Gesellschaft  die  vom  Leben  gestellten  Auf- 
gaben lösen  kann,  und  nur  bei  einer  weitgehenden  Entwickelung 
der  Selbstverwaltung  ist  die  Sicherheit  gegeben,  dass  die  zu  Nutz 
und  Frommen  der  ländlichen  Bevölkerung  unternommenen  Mass- 


l)  S.  I  der  Denkschrift. 
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nahmen  den  wahren  Bedürfnissen  einer  jeden  Gegend  entspre- 
chend in  die  Wirklichkeit  umgesetzt  werden  und  die  günstigsten 
Resultate  erzielen.«  Mit  diesen  Worten  ist  die  vorwiegende  Be- 
deutung der  Landschaft  auf  dem  Gebiete  der  Landwirtschafts- 
pflege treffend  bezeichnet.  Alle  Hoffnungen  und  Erwartungen,  die 
sich  auf  eine  dauernde  Beseitigung  der  agrarischen  Notstände  in 
Russland  richten,  sind   mit  der  Landschaft  verknüpft. 

Es  entspricht  nun  den  allgemeinen  Möglichkeiten  wirtschafts- 
pohtischer  Betätigung  in  Russland,  dass  es  wirtschaftliche  Mass- 
nahmen gibt,  die  ausschUessHch  von  der  Regierung  als  Inhaberin 
der  Gesetzeshoheit  gelöst  werden  können ,  daneben  aber  auch 
Massnahmen,  die  eine  Lösung  durch  Staat  und  Gesellschaft  er- 
fordern und  endlich  Massnahmen,  die  durch  die  Gesellschaft  aliein 
am  besten  durchgeführt  werden  können. 

Was  in  dieser  Allgemeinheit  von  der  wirtschaftspolitischen 
Tätigkeit  gesagt  ist,  gilt  von  der  agrarpolitischen  im  besonderen. 
Der  die  Gesetzeshoheit  im  Staate  innehabenden  Bureaukratie  steht 
als  gesellschaftlicher  Körper  die  Landschaft  gegenüber.  Natürlich 
wäre  eine  Tätigkeit  der  Landschaft  in  diesem  Sinne  unmöglich, 
wenn  sich  nicht  die  Bureaukratie  eines  Teiles  ihrer  Macht  ent- 
äussert hätte. 

In  Art.  2.  II  des  Gesetzes  über  die  Provinzial-  und  Bezirks- 
landschaften wird  den  Landschaften  die  Förderung  der  1  o  k  a- 
1  e  n  Landwirtschaft  aufgetragen  und  zur  Lösung  dieser  Aufgaben 
»nicht  nur  die  vollste  Freiheit  in  der  W^alil  der  Förderungsmittel, 
sondern  auch  die  gesamte  Richtung  dieses  Zweiges  landschaft- 
licher Tätigkeit  ihrem  freien  Ermessen  anheimgstellt«. 

In  diesem  Artikel  des  Landschaftsgesetzes  ist  die  erwähnte 
Machtentäusserung  ausgesprochen  und  die  Arbeitsteilung  zwischen 
der  Regierung  und  der  Landschaft  in  der  \\'eise  geregelt,  dass 
der  letzteren  die  Förderung  der  örtlichen  landwirtschaftlichen  In- 
teressen zufällt. 

Vor  allen  Dingen  ist  der  Landschaft  die  für  die  agrarischen 
Verhältnisse  grundlegende  gesetzgeberische  Tätigkeit  entzogen. 
Die  Landschaft  war  bei  dem  seitherigen  autokratischen  Regime 
nicht  einmal  in  der  Lage,  diese  gesetzgeberische  Tätigkeit  irgend- 
wie auf  legalem  Wege  zu  beeinflussen  oder  der  Regierung  ihre 
Kenntnisse  der  speziellen  Verhältnisse,  die  in  ihrer  Gesamtheit 
doch  allein  ausschlaggebend  sind,  zu  übermitteln.  Der  Rahmen 
der  ausschliesslich  der  Regierung    vorbehaltenen   agrarpolitischen 
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Tätigkeit  ist  von  der  Woronescher  Landschaft  in  ihrem  auf  die 
Ministerialenquete  von  1894  erstatteten  Beijcht  ausgezeichnet  und 
mit  zweifelloser  Aligemeingültigkeit  abgestuft  worden.  Es  gehören 
dazu : 

1.  der  Erlass  allgemein  gültiger  Bodenschutzgesetze; 

2.  die  Ermässigung  der  Eisenbahntarife  auf  Getreide  und  an- 
dere landwirtschaftliche  Produkte,  lebendes  Vieh,  Fleisch-  und 
Milchprodukte,    landwirtschaftliche    Geräte   und    Maschinen    etc.; 

3.  der  Ausgleich  der  Eisenbahntransportbedingungen  zwischen 
den    zentralen  Provinzen    und    den    begünstigten  Grenzprovinzen ; 

4.  die  Ermässigung  und  Aufhebung  von  Zöllen  auf  landwirt- 
schaftliche Geräte  und  Maschinen  ausländischer  Produktion,  wie 
auch  die  freie  Einfuhr  von  ausländischem  Zuchtvieh,  Saatgut, 
Baum-  und  Gartengewächsen ; 

5.  der  Ausgleich  in  der  Steuerbelastung  der  Landwirtschaft 
mit  derjenigen  von  Handel  und  Industrie; 

6.  die  Erleichterung  der  Bedingungen  des  öffentlichen  Hypo- 
thekarkredits,  des  Solawechselkredits  und  des  Getreidelombard- 
kredits; 

7.  die  Erleichterung  oder  Erlassung  der  die  bäuerliche  Land- 
wirtschaft stark  bedrückenden  Steuerrückstände; 

8.  die  Aenderung  der  Erhebungsformen  der  die  Bauern  be- 
lastenden Steuern; 

9.  die  schleunige  Ermässigung  der  Loskaufzahlungen,  nament- 
lich in  Gegenden,  in  denen  sie  besonders  hoch  sind  und  zwar  auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  7.  Februar   1894; 

10.  die  gesetzliche  Regelung  der  Umsiedelung  und  der  Ko- 
lonisation ; 

11.  die  Vergrösserung  des  Bodenanteils  bodenarmer  Bauern 
mit  Hilfe  der  Bauernbank  und  anderer  Mittel; 

12.  die  Ermässigung  der  Zinsansprüche  der  Bauern; 

13.  die  Regulierung  der  Wanderarbeit; 

14.  die  Anlage  von  Wasser-  und  Landwegen ,  sofern  ihre 
Kosten  die  Mittel  der  Landschaft  übersteigen ; 

15.  die  Errichtung  einer  staatlichen  Saaten-,  Hagel-  und  Vieh- 
versicherung ^). 

In  diese  Gebiete  der  Agrarpolitik,  welche  die  zivilrechtliche 
und  öffentlichrechtliche  Gesetzgebung  umfasst,  soweit  sie  sich  auf 

l)  »Die  Bedürfnisse  der  Landwirtschaft  und  die  Massnahmen  zu  ihrer  Befriedi- 
gung nach  den   Berichten  der  Landschaftsversammlungen«  III.  Absclin.,  S.  270  f. 
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die  Landwirtschaft  bezieht,  kann  das  Semstwo  nicht  eingreifen. 
Dieses  gesamte  Tätigkeitsgebiet  ist  ihrem   Einflüsse  entzogen. 

Wenn  man  überhaupt  von  einem  Eingrift'  in  die  agrarpoHtische 
Betätigung  im  Reiche  durch  die  Landschaft  spricht,  muss  man 
bedauern,  dass  die  Begründung  dieses  Selbstverwaltungsinstitutes 
zeitlich  zusammenfiel  mit  jener  Bauernreform,  die  die  Bureau- 
kratie  als  den  »grundsätzlichen  Bruch  mit  allen  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  hinzustellen  beliebt.  Man  muss  bedenken,  dass  zur 
Zeit  der  Begründung  der  Landschaft  die  durch  die  Reform  ge- 
schaffenen wirtschaftlichen  und  sozialen  Aenderungen  noch  sehr 
wenig  geklärt  waren  und  die  Landschaft  erst  sehr  spät  in  die 
Lage  kam,  eine  planmässige  landwirtschaftliche  Hilfstätigkeit  ent- 
falten zu  können. 

Es  ist  daher  begreiflich,  dass  die  Landschaft  sich  zunächst 
darauf  beschränkte,  in  dieser  Richtung  die  Regierungspolitik  zu 
unterstützen.  Allerdings  konnte  sich  eine  solche  Unterstützung 
zunächst  nur  in  den  Grenzen  solcher  Massnahmen  halten,  bei  de- 
nen von  vornherein  die  Notwendigkeit  eines  Zusammenarbeitens 
von  Staat  und  Gesellschaft  gegeben  war.  Im  [Mittelpunkt  dieses 
Betätigungskreises  stehen  diejenigen  Massnahmen,  die  auf  Hebung 
der  Intensität  der  Landwirtschaft  gerichtet  sind. 

Natürlich  gibt  es  auch  hier  Meliorationen  von  rein  staatlicher 
und  solche  von  rein  lokaler  Bedeutung.  Zur  ersten  Gruppe  wür- 
den gehören :  Bewässerungsarbeiten  durch  Regulierung  der  Fluss- 
läufe, die  Errichtung  von  Deichen  und  Dämmen,  die  Bewaldung 
aus  Schutzrücksichten,  die  Errichtung  von  Elevatoren  etc.  Bei 
der  zweiten  Gruppe  kommen  solche  Bewässerungs-,  Bewaldungs- 
und Dammarbeiten  in  Betracht,  die  von  den  Landschaften,  land- 
wirtschaftlichen Vereinen  und  Genossenschaften  oder  auch  ein- 
zelnen Wirten  ausgeführt  werden  können.  Ferner  würde  zum  lo- 
kalen Aufgabenkreise  gehören :  die  Krediterteilung  zum  Ankauf 
von  Zuchtvieh,  von  vervollkommneten  landwirtschaftlichen  ^la- 
schinen,  besserem  Saatgut,  zur  Einführung  gewisser  Spezialkul- 
turen,  zur  technischen  Verarbeitung  der  Rohstoffe,  zur  Vergrösse- 
rung  bäuerlicher  Landanteile,  zum  Ankauf  von  Rohstoffen  und 
Arbeitsmitteln  für  die  Hausindustrie;  die  Anlage  von  Musterfar- 
men, Versuchs-  und  Demonstrationsfeldern,  die  Errichtung  von 
Niederlagen  landwirtschaftlicher  ^Maschinen  und  Geräte^). 

i)  Vgl.  die  ähnliche  Disposition  im  Bericht  der  Woronescher  Landschaft  a.  a.  O. 
272,273. 

Zeitschrift  für' die    ges.  Staatswissensch.    1903.     1.  lü 


146 


Dr.  Bernhard  Braude  : 


Also  auch  hier  wieder  eine  Arbeitsteilung  zwischen  Staat 
und  Selbstverwaltung,  auch  hier  wieder  die  deutliche  Grenze  zwi- 
schen dem  Aufgabenkreise  der  Regierung  und  dem  der  Land- 
schaft. Alle  Massnahmen ,  die  auf  die  Hebung  des  Wirtschafts- 
betriebes abzielen,  aber  ihrer  Anlage  nach  nur  für  das  Reich  als 
Ganzes  gelten,  oder  zum  mindesten  über  den  Rahmen  einer  Pro- 
vinz hinausgehen,  und  andererseits  nur  durch  eine  grundlegende 
Gesetzgebung  in  die  Wege  geleitet  werden  können,  fallen  dem 
Aufgabenkreise  des  Staates  zu.  Aber  gerade  in  dieser  auf  die 
Aenderung  der  Betriebsformen  und  des  Wutschaftssystems  gerich- 
teten Politik  bleibt  für  die  Selbstverwaltung  noch  genug  zu  schaf- 
fen. Sie  wird  sich  hier  von  vornherein  Aufgaben  stellen  müssen, 
die  selbst  durch  die  weitsichtigste  allgemeine  Gesetzgebung  nicht 
gelöst  werden  können  —  Aufgaben,  die  die  Erleichterung  des 
einzelnen  Betriebes  an  und  für  sich  betreffen. 

Ehe  wir  dazu  übergehen  können,  den  ausschliesslich  der  Land- 
schaft vorbehaltenen  Betätigungskreis  zu  analysieren,  müssen  wir 
das  Verhältnis  der  landwirtschaftlichen  Funktionen  der  Landschaft 
zu  denen  des  Landwirtschaftsministeriums  prüfen.  Schon  die  Be- 
handlung, die  das  Ministerium  dem  Semstwo  zuteil  werden  lässt, 
weist  darauf  hin,  welche  Rolle  in  der  Agrarpolitik  es  die  Land- 
schaft spielen  lassen  möchte,  im  Sinne  des  Ministeriums  ent- 
sprechen die  landschaftlichen  Institute  den  aus  Vertretern  der 
Landwirtschaft  zusammengesetzten  und  bei  der  Bureaukratie  so 
beliebten  Komitees.  Die  Erweiterung  der  landwirtschaftlichen 
Funktionen  der  Landschaft  durch  die  Bureaukratie  ist  nur  auf  ihr 
Bedürfnis  nach  ständigen  Beratungskörpern  zurückzuführen ,  die 
mit  den  unmittelbaren  Interessen  der  Landwirtschaft  organisch 
verknüpft  sind.  Im  Sinne  der  Bureaukratie  »muss  die  Landschaft 
ein  Organ  des  Landwirtschaftsministeriums  sein  zur  Lösung  der 
bevorstehenden  landwirtschaftlichen  Aufgaben  und  Massnahmen«'). 

Was  sich  aber  die  Landschaft  gegenüber  diesem  Verhältnis 
der  Bureaukratie  zu  ihr  vorbehalten  musste,  das  ist  eine  weit- 
gehende Selbständigkeit  und  Initiative.  Die  Landschaft  muss  als 
Vertreterin  der  lokalen  Bedürfnisse,  Interessen  und  Wünsche  diese 
vollkommen  selbständig  befriedigen  können ,  und  darf  hierin  kei- 
nen Einschränkungen  unterworfen  sein.  Demgegenüber  musste 
wiederum    die  Bureaukratie    die  Forderung  erheben ,    dass   »diese 

i)  a.  a.  O.  S.  277. 
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Selbständigkeit  nicht  über  den  Rahmen  der  bestehenden  Gesetze 
hinausgehe  ,  d.  h.  sich  innerhalb  der  autokratischen  Rechtsord- 
nung halte  ^). 

Die  Entwickelung  der  Selbständigkeit  und  Selbsttätigkeit  der 
Gesellschaft  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  ist  die  Grundlage  für 
eine  zweckmässige  Verwirklichung  der  angestrebten  i\Iassnahmen-j. 

Es  gibt  kaum  eine  zur  Volkswirtschaft  in  Beziehung  stehende 
Frage,  die  nicht  durch  die  Landschaft  berührt,  behandelt  und  ge- 
löst werden  kann^).  Damit  nicht  alle  geplanten  Massnahmen  auf 
dem  Papiere  bleiben  in  der  Form  wunderbarer  aber  toter  Ge- 
setze, damit  diese  ^Massnahmen  Leben,  Inhalt  und  Wirklichkeit 
bekommen,  müssen  sie  in  die  Hände  derjenigen  Bevölkerung  ge- 
legt werden,  deren  Wohlstand  zu  heben  und  zu  stärken  diese 
Massnahmen  bezwecken.  Dafür,  dass  die  Landschaft  zu  diesem 
Tätigkeitsgebiete  mit  warmer  Freude  greifen  und  im  stände  sein 
werde,  diese  Massnahmen  ins  Leben  zu  führen  ,  bürgt  die  bishe- 
rige Tätigkeit  der  Landschaft  im  Sanitäts-,  Volksschul-  und  Ver- 
sicherungswesen *).  W^as  in  Westeuropa  die  Genossenschaften  und 
freie  Vereine  an  landwirtschaftlichen  Aufgaben  lösen,  fällt  in  Russ- 
land dem  Aufgabenkreise  der  Landschaft  zu^). 

1)  >Aber  schliesslich  muss  man  bedenken  .  dass  eine  Aufgabe  wie  die  Hebung 
der  ländlichen  Kleinwirtschaft  nicht  von  einem  Zentrum  aus  gelöst  werden  kann. 
Hier  ist  ein  Kraftaufwand  an  zahllosen  einzelnen  Punkten  de»  Landes  notwendig , 
hier  sind  die  vereinigten  Kräfte  aller  gebildeten  Leute,  die  an  den  verschiedenen 
Enden  des  Reiches  verstreut  sind,  von  Nöten.  Man  kann  mit  keinem  Gesetze  die 
Bauern  zwingen,  Klee  anzubauen  oder  Knochenmehl  aufs  Feld  zu  streuen.  Man  kann 
mit  keinen  Vorschriften  die  Errichtung  von  Molkerei-  und  Kreditgenossenschaften 
oder  von  landwirtschaftlichen  Syndikaten  erzwingen.  Ein  solches  von  oben  in  die 
Wege  geleitetes  Beginnen  würde  schnell  zur  seelenlosen  Leiche  werden.  Nur  die  Be- 
seelung,  die  von  der  freien  Initiative  von  Leuten  ausgeht,  die  ihre  Kräfte  der  ge- 
llebten  Sache  widmen,  ist  fähig,   mühevolle  Arbeit  zu  verrichten.«    A.  I.    Tschuprow, 

D]e  bäuerliche  Landwirtschaft  in  Russland  und  ihre  grundlegenden  Bedürfnisse«, 
Xr.  125  der  Russkija  \Vjedomosti  1904  und  >Die  Bedürfnisse  des  Dorfes«,  Teil  I. 
Schrcider,  Landschaftliche  Selbstverwaltung  S.  289.  Gewiss,  die  Bedürfnisse  der  ein- 
zelnen Wirtschaft  lassen  sich  nicht  durch  Gesetze  regeln.  Die  lokale  Agrarpolitik  ist 
der  Regierung  ebenso  entzogen  ,  wie  die  Reichspolitik  der  landschaftlichen  Selbst- 
verwaltung; mochte  die  Bureaukratie  wollen  oder  nicht,  sie  musste,  der  Not  gehor- 
chend nicht  dem  eigenen  Triebe,  der  Gesellschaft  die  agrarpolitischen  Funktionen 
zusprechen,   welche  die  Landschaft  in  ihren  Händen  konzentriert. 

2)  O,   S.  Trud.  Moskau,   S.   538,   Wsod.  Semstwo  S.   7. 

3)  O.   S.  Trud.  Nishnij-Nowgorod  S.  423,  Swod.   Semstwo   S.   5. 

4)  O.   S.  Trud.  Tambow.   S.   142.  Swod.   Semstwo  S.  4.    5. 

5)  O.   S.  Trud.  Rjäsan   S.   305,   Swod.   Semstwo  S.   5. 
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Diese  Meinungen  kommen  bei  der  grossen  Enquete  des  Osoboje 
Sowjeschtschanje  zum  Ausdruck  und  kennzeichnen  die  Erwar- 
tungen, welche  die  russische  Gesellschaft  für  die  landwirtschaft- 
liche Betätigung  der  Landschaft  hegt.  Die  Landschaft  soll  nach 
Ansicht  der  Besten  in  der  Gesellschaft  »die  Absichten  der  Reichs- 
politik ^  die  bei  der  Schwerfälligkeit  bureaukratischer  Inswerk- 
setzung  tote  Buchstaben  bleiben  müssen,  lebendig  machen.  Aber 
sie  soll  auch  selbst  alle  gesellschaftlichen  Aufgaben  im  Dorfe  und 
in  der  Bauernhütte  lösen<:  M,  und  dass  ihr  dazu  ausreichende 
Kräfte  zur  Verfügung  stehen,  dass  sie  völlig  imstande  ist,  diese 
ihr  neu  erwachsenden  Aufgaben  zu  lösen,  daran  zu  zweifeln,  sieht 
sich  die  russische  Gesellschaft  keineswegs  veranlasst.  Im  Gegen- 
teil, sie  ist  überzeugt,  dass  nur  die  Landschaft  diejenigen  Dienste 
im  Dorfe  leisten  kann ,  die  zu  leisten  die  Bureaukratie  sich  un- 
fähig erwiesen  hat. 

Will  die  Regierung  als  Vertreterin  des  herrschenden  auto- 
kratischen Regimes  die  Landschaft  zu  einem  blossen  Organ  des 
Landwirtschafts-Ministeriums,  wenn  auch  mit  weitgehender  Selb- 
ständigkeit herabdrücken  ,  so  hat  die  Bevölkerung  Russlands  ge- 
zeigt, soweit  ihre  Ansichten  in  den  Beratungen  der  grossen  Enquete 
zum  Ausdruck  kamen,  dass  in  dem  Gesellschaftsbewusstsein  ge- 
radezu die  Gegensätzlichkeit  zwischen  der  Agrarpolitik  der  Land- 
schaft und   der  der  Regierung  eingeprägt  ist. 

Diesem  Zwiespalt  im  Verhalten  der  Gesellschaft  und  der  Re- 
gierung zur  landwirtschaftlichen  Tätigkeit  der  Landschaft  ent- 
springt das  Misstrauen,  bei  dem  schliesslich  die  Bureaukratie  lan- 
den muss.  Eine  ganze  Reihe  von  Komitees  der  besonderen  Be- 
ratungskörper bringt  laute  Klagen  über  dieses  Misstrauen  zum 
Ausdruck.  »Die  Landschaft  lebt  gegenwärtig  in  einer  Atmosphäre 
des  Misstrauens,  die  Regierung  legt  ihr  Schritt  für  Schritt  Hin- 
dernisse in  den  Weg,  die  landwirtschaftliche  Tätigkeit  wird  in  den 
engen  Rahmen  bureaukratischer  Reglementation  gepresst  —  ein 
Zwang,  dem  sich  die  lebendige  Arbeit  lokalpolitischer  Tätigkeit 
nicht  fügen  kann  — ,  so  dass  die  Unsicherheit  in  der  Stellung  des 
Semstwo  jenen  Geist  der  Apathie  und  des  ungesunden  Skepti- 
zismus erzeugt ,  der  immer  tiefer  in  die  Kreise  der  persönlichen 
Träger  der  Landschaft  eindringt«  ^).  Und  schliesslich  ist  das 
ganze  Semstwogesetz  des  Jahres  1890  ein  Ausdruck  dieses  Miss- 

i)  Initiative  und  Ausführung. 

2)  O.  S.  Trud.  Charkow  S,  80,  Swod.  Semstwo  .S.  13. 
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tiauens  gewesen,  und  der  Wunsch  nacli  weitergehenden  Kompe- 
tenzen, nach  Erweiterung  der  Selbständigkeit  paart  sich  mit  dem 
Wunsche  nach  grösserem  Vertrauen  in  die  politische  Betätigungs- 
kraft der  Gesellschaft,  wie  ja  überhaupt  das  einzig  sichere  Re- 
sultat der  grossen  Enquete  das  ist,  dass  eine  Agrar-Reform  nur 
möglich  ist,  wenn  die  Machtentäusserung  der  Autokratie  bis  zu 
einem  wahrhaften  Konstitutionalismus  fortschreitet^). 

Jedenfalls  hat  die  Enquete  das  Misstrauen  der  Bureaukratie 
gegenüber  der  Tätigkeit  der  Landschaft  bezeugt,  und  es  ist  ge- 
wiss nicht  zu  kühn,  wenn  man  behauptet,  dass  dieses  Misstrauen 
auf  die  Hebevollen  Ministerialberichte  über  die  Tätigkeit  der  Land- 
schaften abfärben   musste  ^). 

1)  Ohne  eine  weitgehende  Entwickelung  der  privaten  und  gesellschaftlichen 
Selbsttätigkeit  ist  ein  ernstlicher  Fortschritt  ausgeschlossen.  Diesen  Ausspruch  machte 
ein  Komiteemitglied  der  O.  S.  Ausserdem  wurde  in  den  Sitzungen  der  Enquete  als 
Forderung  aufgestellt:  In  der  Bevölkerung  muss  die  persönliche  Initiative  geweckt 
werden«  (cf.  Nushdi  Djerewni  Teil  i  S.  289).  Thesenhaft  klingt  auch  der  Beschluss 
des  Welsker  Komitees:  »Jede  Vervollkommnung  der  Fortschrittsbewegung  im  Leben 
der  Gesellschaft  wie  im  Leben  der  Arbeit  ist  bedingt  durch  die  Selbständigkeit«. 
Am  weitesten  fasst  diesen  Gedanken  /.  /.  Petrunkeivitzsch  in  seinem  Bericht  des  Nowo- 
lurshsker  Komitees:  »Wenn  unser  landwirtschaftliches  Gewerbe  von  der  Zeit  der 
Bauernbefreiung  an  keinen  merkbaren  Fortschritt  gemacht  hat,  sondern  sichtbar  dem 
Verfall  entgegengeht,  so  liegt  das  an  der  Gesellschaft,  die  den  ihr  von  der  Leibeigen- 
schaft aufgedrückten  Stempel  bisher  nicht  abzuschütteln  vermochte.  Um  eine  Heilung 
von  dieser  Jahrhunderte  alten  Krankheit  zu  bewirken  ,  muss  die  Persönlichkeit  des 
Menschen  in  eine  Lage  gebracht  werden ,  die  sie  an  der  Betätigung  ihrer  gei- 
stigen Kräfte  des  Verstandes  und  des  Willens  nicht  hindert.  Völker,  die  diese  Stufe 
der  Freiheit  erreicht  haben,  haben  in  sich  jene  Energie,  Unternehmungslust  und  Selb- 
ständigkeit geweckt,  die  sie  auf  allen  Gebieten,  darunter  auch  auf  dem  der  land- 
wirtschaftlichen Kultur  in  den  Vordergrund  gerückt  haben.«  Es  ist  also  nicht  allein 
notwendig,  die  Fähigkeit  zur  Betätigung  von  Energie  und  Selbständigkeit  zu  haben, 
es  muss  auch  die  Möglichkeit  einer  solchen  Betätigung  gegeben  sein.  Nushdy 
Djerewni  I,  Sckreider,  S.  291. 

2)  Hätten  wir  uns  hier  nicht  zur  ausschliesslichen  Aufgabe  gestellt,  die  Grenzen 
des  agrarpolitischen  Betätigungsgebietes  der  Landschaft  zu  ziehen  und  durch  die  Um- 
grenzung das  Wesen  dieser  Tätigkeit  zu  charakterisieren,  so  bliebe  uns  noch  viel  mehr 
zu  sagen.  Vor  allen  Dingen  hätten  wir  festzustellen,  welche  Geringschätzung  die  doch 
gewiss  nicht  des  Radikalismus  zu  zeihende  O.  S.  für  die  bureaukratische  Agrarpolitik 
bekundete  und  wie  sie  bei  allen  ihren  Vorschlägen  zur  Behebung  der  agrarischen 
Uebelstände  nur  an  eine  Erweiterung  der  agrarpolitischen  Funktionen  der  Land- 
schaft gedacht  hat.  Doch  sei  eine  Tatsache  angeführt,  die  einiges  zur  Illustrie- 
rung dieser  Erscheinung  beitragen  könnte.  Das  Komitee  von  Glasow  kommt  zur 
Ueberzeugung,  »dass  es  einfach  unmöglich  sei,  die  Grundfrage  des  russischen  Lebens 
auf  bureaukratischem  Wege  zu  lösen«.  Das  Komitee  von  Charkow  bezeichnet  die 
bureaukratische  Agrarpolitik  als   »die  Bremse  und  das  Hindernis  in  der  Verwirklichung 
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Mit  dem  Vorstehenden  ist  genügend  gekennzeichnet,  wie  die 
(irenze  zwischen  der  landwirtschaftHchen  Betätigung  der  Land- 
schaft und  der  staatlichen  Agrarpolitik  verläuft,  ist  angedeutet,  in 
welchem  Raiimen  sich  die  bisherige  Agrarpolitik  bewegen  Iconnte 
und  welche  Zukunft  ihr  von  der  russischen  Gesellschaft  gewünscht 
wird.  Sucht  man  kurz  diese  landwirtschaftliche  Tätigkeit  zu  cha- 
rakterisieren, so  wird  man  finden,  .dass  sie  sich  bisher  der  Haupt- 
sache nach  folgenden  Gebieten  zugewandt  hat: 

1.  der  Registrierung  meteorologischer  Erscheinungen, 

2.  der  Erforschung  landwirtschaftlicher  Erscheinungen   imd 

3.  den  statistisch-ökonomischen  Untersuchungen. 

Die  Hilfstätigkeit  erstreckt  sich  i.  auf  Auskünfte,  2.  auf  die 
unmittelbare  Förderung  des  Betriebes  durch  billige  oder  kosten- 
lose Abgabe  verbesserten  Saatguts,  Geräte  und  Maschinen  aus 
eigens  hiezu  errichteten  Lagern,  durch  Förderung  von  Klee-  und 
Grassaaten,  durch  Erleichterung  der  Beschaffung  von  Produktions- 
mitteln auf  dem  Wege  einer  w'eitgehenden  Organisation  des  I0-. 
kalen  Kredites;  3.  auf  die  unmittelbare  Hebung  des  Betriebes  und 
zwar  durch  die  Anlage  von  Versuchsfeldern  und  Musterwirtschaf- 
ten, durch  die  Organisation  des  allgemeinen  wie  des  Fachschul- 
wesens, durch  Errichtung  von  Museen  etc. ;  4.  auf  die  Förderung 
der  landwirtschaftlichen  Hilfsgewerbe,  insbesondere  der  Hausindu- 
strie, 5.  auf  die  Hebung  der  Viehzucht  durch  Einrichtung  von 
Zuchtstationen,  Beschaffung  besserer  ausländischer  Zugtiere,  Kredi- 
tierung an  Bauern  für  den  Ankauf  von  Pferden  und  anderem  Vieh. 


aller  Wünsche  und  Interessen  und  als  die  Hauptursache  der  geringen  Entwickelung 
aller  Organisationen  wirtschaftlicher  Selbsttätigkeit  der  Gesellschaft«.  Schreider  glaubt 
dem  Komitee  von  Tscherepowzk  sogar  darin  recht  geben  zu  müssen,  »dass  das  ganze 
Beamtentum  als  nutzlos  und  schädlich  im  Interesse  der  landwirtschaftlichen  Bevölke- 
rung zu  beseitigen  sei«.  Schliesslicli  wird  auch  allgemein  die  Ansicht  ausgesprochen, 
dass  die  ganze  Tätigkeit  des  landwirtschaftlichen  Ministeriums  jedwede  Bedeutung  für 
die  Schicksale  der  bäuerlichen  Wirtschaft  verloren  habe.  Cf.  Nushdy  Djerewni  I, 
Schreider,  S.  300/301. 
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11.   A41SZELLEN. 

Das  d'Hondtsche  Proportionalwahlverfahren  in  seiner  prakti- 
schen Bedeutung. 

Von 

Dr.  iur.  A  d  o  1  f  T  e  c  k  1  e  n  b  u  r  g  in  Berlin. 

Der  Scheideweg,  an  dem  der  Richter  und  in  gleicher  Weise  der 
Gesetzgeber  in  der  Praxis  steht,  trägt  in  den  meisten  Fällen  die  zwei 
Devisen:  Sollst  du  der  in  der  Praxis  herrschenden  Meinung  folgen  — 
oder  der  Theorie?  Für  die  juristische  Praxis  gilt  der  Grundsatz  der 
Rechtskontinuität ;  im  Zweifel  hat  die  Praxis  bei  der  herrschenden 
Meinung  zu  bleiben,  nicht  ohne  gute  Gründe  von  ihr  abzugehen.  Der 
Theorie  wird  damit  die  Aufgabe  immer  erneuter  Prüfung  gestellt  und 
zwar  auch  nach  der  Richtung,  ob  der  Standpunkt  der  Praxis,  auch 
wenn  er,  wie  es  oft  der  Fall,,  mit  mangelhaften  Gründen  von  ihr  ver- 
teidigt wird,  nicht  doch  richtig  ist. 

Ein  Zwiespalt  zwischen  Theorie  und  Praxis  ist  neuestens  bei  einem 
der  modernen  Rechtbildung  angehörigen  ,  aber  in  dieser  Zeitschrift^) 
bereits  nach  verschiedenen  Seiten  erörterten  Institute  zu  Tage  getreten 
—  bei  der  P  r  o  p  o  r  t  i  o  n  a  1  w  a  h  1 ,  und  zwar  handelt  es  sich  um  die 
Frage,  soll  man  die  Verteilung  der  Vertreter  nach  der  reinen  Wahl- 
zahl, d.  i.  dem  Quotienten  aus  der  Gesamtzahl  der  abgegebenen 
Stimmen,  dividiert  durch  die  x'\nzahl  dfer  Vertreter,  vornehmen  und  die 
dabei  unbesetzt  bleibenden  Sitze  —  Restmandate  —  den  Parteilisten 
zuerteilen ,  welche  die  grössten  Reste  aufweisen ,  oder  das 
d'Hondt'sche  Verfahren  anwenden.  Dieses  besteht  darin,  dass 
diejenige  Zahl  gesucht  wird,  die  in  jede  der  Listenstimmsummen  divi- 
diert,  soviel  Sitze  für  jede  Parteiliste  ergibt,  dass  die  Summe  dieser 
Sitze  der  Anzahl  der  zu  wählenden  Vertreter  gerade  gleichkommt;  die 
bei  den  einzelnen  Listen  überschiessenden  Stimmen  haben  hier  keine 
Bedeutunar. 


i)  Flodström  in  Bd.   59  (1903),  S.  652  il ,  Linke,  Bd.  60,  S.  442  ff.,   Tecklen- 
bürg,  Bd.  61,   S.   521  ff. 


je  2  Rliszellen. 

Das  d'Hondt'sche  Verfahren  hat  anfangs  einen  bestechenden  Ein- 
fluss  ausgeübt,  so  sehr,  dass  man  sich  gar  nicht  bemühte,  es  juristisch 
besonders  zu  begründen.  Wo  man  eine  Begründung  versuchte,  geschah 
sie  durch  den  Hinweis  darauf,  dass  es  mathematisch  das  einzig  rich- 
tige Verfahren  sei. 

Heute  darf  man  bereits  als  festgestellt  erachten,  dass  dem  d'Hondt- 
schen  Verfahren  dieses  Prädikat  nicht  zukommt ;  denn  die  möglichst 
richtigen  Proportionen  zwischen  dei'^  Stimmensumme  jeder  Liste  und 
der  Gesamtzahl  der  abgegebenen  Stimmen  einerseits  und  der  auf  jede 
Liste  entfallenden  Vertreter  und  der  Gesamtzahl  der  Vertreter  ander- 
seits ergibt  nicht  das  d'Hondt'sche  Verfahren,  sondern  das  Verfahren  der 
grössten  Reste. 

Ich  habe  früher  nachgewiesen^),  dass  das  Wesen  des  d'Hondt'- 
schen  Verfahrens  darin  besteht,  dass  es  gleichmässig  den  Wert  jeder 
einzelnen  Stimme  soweit  erhöht,  bis  die  Division  sämtlicher  Listen- 
stimmsummen  durch  ein  und  dieselbe  Zahl  gerade  so  viel  Ganze  er- 
gibt,  als  Vertreter  zu  wählen  sind.  Theoretisch  muss  man,  um  das 
Wesen  des  Verfahrens  zu  begreifen,  davon  ausgehen,  dass  die  Quotien- 
ten aus  jeder  Listenstimmsumme  und  der  reinen  Wahlzahl  gebildet 
werden.  Um  nun  zu  dem  bezeichneten  Ziele  zu  gelangen,  erhöht  man 
den  Wert  der  Quotienten  und  zwar  —  gerechterweise  —  verhältnis- 
mässig. Dies  kann  auf  zwei  Arten  geschehen:  erstens,  indem  man 
den  Divisor  verkleinert,  das  ist  das  d'Hondt'sche  Verfahren  in  seiner 
gewöhnlichen  Gestalt,  wenn  man  auch  praktisch  nicht  genau  so  zu  ver- 
fahren pflegt.  Es  tritt  nämlich  bei  den  verschiedenen  Schriftstellern  in 
verschiedenen  Gestalten  auf,  die  nur  die  Bedeutung  verschiedener  Rech- 
nungsarten haben,  also  wissenschaftlich  identisch  sind.  Dass  es  auch 
in  der  eben  geschilderten  Weise  richtig  charakterisiert  ist,  dafür  darf 
ich  mich  auf  einen  Ausspruch  eines  eifrigen  Befürworters  des  d'Hondt'- 
schen  Verfahrens  berufen ,  des  Baseler  Physikers  Hageiibach-BiscJwff, 
der  treffend  bemerkt,  dass  man  die  Lösung  im  Wege  des  Versuches 
vornehmen  könne ,  indem  man  mit  einer  durch  Schätzung  gewählten 
Zahl  als  Divisor  die  Division  sämtlicher  Listenstimmsummen  beginne, 
und  je  nachdem  zu  viel  oder  zu  wenig  Vertreter  herauskämen,  den 
Divisor  vergrössere  oder  verkleinere,  bis  man  zu  einer  richtigen 
> Verteilungszahl«  komme-).  Wenn  aber  die  Zahl,  mit  der  man  beginnt, 
beliebig  ist,  dann  ist  auch  als  d'Hondt'sches  Verfahren  zu  bezeichnen, 
wenn  man  ,  wie  hier  geschehen ,  die  Divisionen  mit  der  reinen  Wahl- 
zahl beginnt. 

Um  das  Wesen  des  d'Hondt'schen  Verfahrens  juristisch  klarer  cha- 
rakterisieren zu  können,    habe  ich  die  zweite  Art  gewählt,  in  der  der 

i)  Schweizerische  Juristenzeitung  J.G.  I,  Nr.  lo  (1905). 

2)  Die  Verteilungsrechnung  beim  Basler  Gesetz  nach  dem  Grundsatz  der  Ver- 
hältniswahl (Basel,  1905),  S.  6. 
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Wert  der  Brüche  aus  den  Listenstimmsummen,  dividiert  durch  die  reine 
Wahlzah],  erhöht  werden  kann,  näniHch  die  Vergrösserung  der  Zähler, 
und  diese  unter  stetiger  Beibehaltung  der  reinen  Wahlzahl  als  Nenner, 
solange  in  gleichem  Verhältnis  vergrössert,  bis  die  Summe  der  erhal- 
tenen Ganzen  gerade  gleich  der  Anzahl  der  zu  wählenden  Vertreter 
ist.  Die  mathematische  Identität  dieses  Verfahrens  mit  dem  vorher- 
beschriebenen rechtfertigt  auch  seine  Bezeichnung  als  d'Hondt'sches. 
Bei  dem  so  umgestalteten  d'Hondt'schen  Verfahren  kann  man  wahre 
Stimmen  und  künstliche  unterscheiden.  An  einem  Beispiel  ^)  habe  ich 
gezeigt,  dass  sogar  zwei  Vertreter  einer  Liste  durch  die  Zuhilfenahme 
von  künstlichen  Stimmen  zufallen  können ;  bei  dem  Verfahren  der  gröss- 
ten  Reste  hätte  sie  zwar  e  i  n  Restmandat  erhalten,  aber  wie  wäre  es 
denkbar,  auf  Grund  eines  Restes,  der  doch  ein  Ganzes  nicht  erreicht, 
gar  zwei  Restvertreter  zu  gewähren: 

Gerade  ein  solcher  Fall  hat  kürzlich  in  Hamburg  Anlass  gegeben, 
sich  gegen  das  d'Hondt'sche  Verfahren  auszusprechen  -).  Es  waren  dreissig 
Beisitzer  zu  dem  Gewerbegericht  zu  wählen.  Die  Verschiedenheit  der 
Verteilung  nach  dem  Verfahren  der  grössten  Reste  und  dem  d'Hondt'- 
schen ergibt  folgende  Tabelle  : 


Liste 

Listen- 
Stimmsumme 

Verteilung  nach   der  reinen  Wahlzahl 
(73650  :  30  =  2455) 

d'Hondt'sches 

Verfahren  mit  der 

Verteilungszahl 

2294 

Mandate 

ursprüngL 
Mandate 

Reste 

„     ^            Gesamt- 
Rest-             ,  ,    j 
,  ^         zahl  der 
mandate       ,,      ,  , 
1   Mandate 

I 

II 

III 

IV 

V 

VI 

23548 

2797 
411 

8975 

36718 

369 

9 

I 
0 
3 
14 
0 

1453 

342 

411 

1610 

2448 

369 

I 

I 
I 

,0 

I 
0 
4 
15 
0 

10 
I 

0 

3 

16 
0 

Man  sieht  bei  Liste  V,  dass  ihr  an  ursprünglichen  Mandaten  bei 
dem  Verfahren  mit  der  reinen  Wahlzahl  nur  14  Sitze  zugekommen 
wären,  nach  der  d'Hondt'schen  aber  16. 

Es  ist  unwiderleglich,  weil  exakt  nachweisbar,  dass  das  d'Hondt'- 
sche Verfahren  mathematisch  unrichtig  ist.  Jede  juristische  Recht- 
fertigung, die  sich  auf  seine  mathematische  Richtigkeit  gestützt  hat,  ist 
somit  hinfällig.  Zudem  ganz  gleichen  Ergebnis  gelangt  auf  Grund  selb- 
ständiger Nachweise  der  französische  Mathematiker  Za  Chesnais^). 


i)  Ein  anderes  s.  bei  La  Chesnais,  La  Representation  proportionnelle  (Paris,  1904), 
S.  258  f. 

2)  »Gewerbegericht«   J.G.   X,   1905,   S.   284  ff. 

3)  Revue  scientifique  1907  Nr.  6  u.  7,  bes.  S.  203  (und  in  der  in  der  vorletzten 
Anmerkung  angegebenen  Abhandlung):  »Si  l'on  admet  que  ce  probleme  consiste  ä 
rechercher  la  methode  la   plus  exacte,    c'est-ä-dire   celle  qui   donne   les  resultats    les 


j  Ca  Miszellen. 

Gibt  es  aber  nicht  eine  andere  Rechtfertigung  des  d'Hondt'schen 
Verfahrens  ?  Darauf  muss  seine  Anwendung  gerade  in  neueren  Gesetzen 
in  B  e  1  g  i  e  n  1) ,  B  a  s  e  1  s  t  a  d  t  - ) ,  Hamburg^),  Württemberg*) 
hinweisen,  vor  allem  aber  in  dem  langjährig  vorbereiteten  Gesetzent- 
wurfe, der  in  Frankreich-'')  die  Proportionalwahl  für  die  Deputier- 
tenkammer einführen  soll.    Und  es  gibt  eine. 

Aus  der  Umformung  des  d'Hondt'schen  Verfahrens  durch  Erhöhung 
der  Listenstimmsummen  ergibt  sich  ,'^  dass  eine  Liste  durch  es  um  so 
mehr  bevorzugt  wird,  je  höher  ihre  Stimmsumme  ist.  Diese  Bevorzu- 
gung geschieht  auf  Kosten  der  kleinen  Parteien*^).  Diese  erhalten  we- 
niger Vertreter  als  nach  dem  Verfahren  der  grössten  Brüche,  und  so- 
weit sie  die  Verteilungszahl  nicht  voll  erreichen,  überhaupt  keinen. 

An  die  letzte  Wirkung  knüpft  nun  die  juristische  Rechtferti- 
gung des  mathematisch  nicht  zu  rechtfertigenden  d'Hondt'schen  Ver- 
fahrens an.  Bei  den  parlamentarischen  Wahlen  ist  die  zu  starke  Zer- 
splitterung in  kleine  Meinungsgruppen  unerwünscht.  Man  ist  daher  hier 
bereits  zum  Beispiel  im  Kanton  NeufchäteP)  zu  einer  Anwendung  eines 
Quorums  geschritten.  Die  Stimmen  einer  Partei,  die  nicht  15%  der 
Abstimmenden  an  Anhängern  aufbringt,  kommen  nicht  in  Ansatz.  In 
Genf,  wo,  wie  in  Neufchätel,  das  Verfahren  der  grössten  Reste  aber 
ohne  Quorum  gilt ,  erwog  man  kürzlich  die  Einführung  eines  solchen, 
weil  Ende  T904  bei  den  Wahlen  zu  dem  grossen  Rat  es  auch  einer 
»Partei  der  Detaillisten«  gelungen  war,  einen  Vertreter  zu  erlangen. 
Wo  man  also  politisch  oder  aus  anderen  praktischen  Gründen  ein  Quo- 
rum für  geboten  erachtet,  ist  ein  Grund  vorhanden,  an  die  Einführung 
des  d'Hondt'schen  Verfahrens  zu  denken. 

Aber  auch  die  Förderung  des  Zusammenschlusses  zu  grossen  Par- 
teien vermag  gleichzeitig  für  es  zu  sprechen,  wo  man  sie  politisch  für 
erstrebenswert  hält.    Ich  würde  diesen  Punkt  kaum  für  bemerkenswert 


plus  rapproches  des  iiombres  theoriques  (fractioniiaires)  auxquels  eile  donnerait  lieu 
s'il  etait  possible  d'admettre  des  fractions  de  deputes,  on  est  conduit  au  sysleme  des 
plus  grands  restes.« 

i)  Gesetz  vom  29.  Dezember  1899. 

2)  Gesetz  vom  26.  Januar  1905,  §  13. 

3)  Gesetz  vom   5.  März  1906  §  37   Abs.  III  S.   2, 

4)  Landtagswahlgesetz  vom  16.   Juli   1906,   Art.   14. 

5)  Rapport  fait ,  au  nom  de  la  Commission  du  .Sufifrage  Universel ,  sur  les 
propositions  de  loi  tendant  ä  etablir  la  representation  proportionnelle,  par  A/.  Charles 
Benoisi,  dans  la  s6ance  du  2  juillet  1906  (Journal  officiel ,  Chambre  des  Deputes, 
annexes  Nr.  160,  S.  60). 

6)  Ebenso  resümiert  La  Chestiais,  La  Representation  Proportionnelle,  S.  260,  vgl. 
auch   S.   267 — 271. 

7)  Gesetz  vom  22.  November  1894,  Art.  64,  Ziff.  i  (abgedruckt  in  Benoisti  Rap- 
port .S.  125). 


Miszellen.  i  r  - 

gehalten  haben,  wenn  nicht  neustens  über  Belgien  Ijerichiet  wurdet, 
dass  sich  dort  eine  überraschende  Neigung  zur  Bildung  grosser  Parteien 
—  mindestens  auf  dem  Wege  der  Lislenverbindung  —  zeige -). 

Man  hat  zur  besseren  Klärung  mit  Recht  einen  andern  Anwen- 
dungsfall herangezogen,  in  dem  das  d'Hondt'sche  Verfahren  zweifellos 
das  allein  gerechte  ist,  Hagenbach-Bischoff  in  der  Absicht,  die  Gleich- 
heit dieses  mit  dem  Falle  der  Wahl  zu  erweisen,  La  Chesnais  in  der 
Absicht,  den  Unterschied  zu  demonstrieren. 

»Ein  aus  vier  Kantonen  bestehendes  Arrondissement  hat  215  Sol- 
daten zu  stellen.  Die  vier  Kantone  haben  die  Bevölkerungszahlen  32  119, 
40827,  23910,  19  813.  Es  sollen  die  215  entsprechend  den  Bevölke- 
rungszahlen so  billig  als  möglich  auf  die  vier  Kantone  verteilt  werden. 

Die  Lösung  der  Aufgabe  findet  im  französischen  Schulbuche  auf 
folgende  Weise  statt : 

Die  genaue  proportionale  Verteilung  gibt 

für  den   i.  Kanton       59,2 
»      »     2.         .>  75,2 

»  :;.         3.  .  44,1 

4-  36^5 

Summe     215 

Da  nur  ganze  Manner  als  Soldaten  zu  gebrauchen  sind,  so  hat  der 
I.  Kanton  59,  der  2.  Kanton  75,  der  3.  Kanton  44  und  der  4.  Kanton 
36  zu  stellen,  das  macht  zusammen  nur  214;  welcher  Kanton  hat  nun 
den  215.  zu  liefern?  Es  scheint  auf  den  ersten  Blick,  dass  der  4.  Kan- 
ton diesen  Mann  zu  stellen  hat,  da  bei  diesem  Kanton  der  vernach- 
lässigte Bruch  am  grössten  ist.  Aber  dabei,  sagt  richtig  der  französische 
Mathematiker^),  würde  auf  die  Bevölkerungszahl  der  Kantone 
keine  Rücksicht  genommen.  Man  muss  vielmehr  fragen  :  für  welchen 
Kanton  ist  die  Mehrauflage  des  fehlenden  Soldaten  am  wenigsten  drü- 
ckend? Das  ist  bei  demjenigen  Kanton  der  Fall,  bei  welchem  die 
Verteilung  desjenigen  Restes,  der  seiner  Soldatenzahl  bis  zu  einem  Gan- 
zen fehlt,  auf  die  Gesamtheit  der  Bevölkerung  den  kleinsten  Betrag  er- 
gibt, also  jener  Rest  dividiert  durch  die  Gesamtheit  der  Bürger  den 
kleinsten  Wert  ergibt. 

»Es  fehlen  zu  einem  Ganzen  beim 
I.  Kanton  2.  Kanton  3.  Kanton  4.  Kanton 

(I  —  0,2  =)  0,8        (1   —  0,2  r=)  0,8         (l   —  0,1  =)  0,9        (l  —  0,5  =:)  0,5 


1)  La   Ckesjiais  in   der  Revue  politique  et  parlamentaire  Bd.   50  S.   76  ff. 

2)  Dass  wenigstens  manche,  wie  La  Chesnais  a.  a.  O.  diese  Erscheinung  für  be- 
klagenswert halten,  ist  für  unsere  rechtswissenschaftliche,  politisches  nur  hypothetisch 
betrachtende   Untersuchung  gleichgültig. 

3)  Es  ist  Ch.  de  Comberousse  {La  Chesnais,  La  Representation  Proportionnelle 
S,  262). 
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somit  sind  die  relativen  Abstände  zum  Ganzen  beim 

I.  Kanton: z=z  0,0000240 

32119  ^^ 


0,8 


40827 

o>9 
23910 

0,5^ 


r=:  0,0000196 
=r  0,0000376 
r=  0,0000252 


19813 

Den  kleinsten  Quotienten  weist  der  2.  Kanton  auf,  dieser  hat  also 
den  noch  felilenden  Mann  zu  stellen.- 

Gilt  dieselbe  ratio  auch  für  das  Wahlrecht?  Im  Gegenteil!  Der 
Unterschied  besteht  darin,  dass  es  sich  hier  um  ein  Recht,  dort  um 
eine  Pflicht  handelt  ^).  Mit  Recht  wird  die  erhöhtere  unteilbare  Pflicht 
derjenigen  lokalen  Bürgergemeinschaft  auferlegt,  in  der  der  einzelne 
die  geringste  Erhöhung  über  die  exakt  ihm  obliegende  Leistung  er- 
leidet; anderseits  liegt  doch  sämtlichen  Bürgern  eines  Kantons,  dessen 
Leistung  unter  der  exakt  proportionalen  bleibt ,  diese  Leistung  ob. 
Ganz  anders  bei  der  Wahl,  weil  sie  ein  Recht  ist.  Bei  Listen,  welche 
Vertreter  bei  der  Verteilung  nach  der  reinen  Wahlzahl  erhielten, 
wirkt  die  d'Hondt'sche  Stimmgewichtserhöhung  ungerecht.  Denn  denkt 
man  sich  die  Verteilung  nach  der  absoluten  Wahlzahl  so,  dass  man  je 
so  viel  bestimmte  Gruppen  von  Wählern  einer  Liste  bildet,  als  die 
Wahlzahl  ausmacht,  so  ist  diesen  ihr  Recht  voll  zu  teil  geworden,  und 
ihr  Recht  noch  zu  verstärken,  liegt  gar  kein  Grund  vor.  Wohl  liegt 
Grund  vor,  den  als  Rest  bleibenden ,  die  Wahlzahl  nicht  erreichenden 
Wählern  ein  Recht  zu  gewähren ,  und  ebenso  den  Wählern  derjenigen 
Listen,  deren  Stimmsummen  die  Wahlzahl  überhaupt  nicht  erreichten. 
Allen  freilich  ein  Recht  zu  verleihen,  ist  unmöglich.  W^arum  aber  nicht 
wenigstens  einigen  dieser  Restgruppen  und  dann  selbstverständlich 
denjenigen,  die  die  grössten  Restzahlen  aufweisen.  Somit  wird  bei  der 
W^ahl  der  zahlenmässigen  Gerechtigkeit  allein  durch  die  Verteilung  nach 
den  grössten  Resten  entsprochen.  Jede  verhältnismässige  Erhöhung  der 
.Stimmkraft  der  Wähler,  auch  wenn  sie  in  der  von  mir  angegebenen 
Weise  bei  allen  Gruppen  oder,  um  im  Sinne  Hageiibach-Bischoff's,  zu 
sprechen,  nur  bei  der  Gruppe")  vorgenommen  wird,  bei  der  die  Vertei- 
lung auf  ihre  Mitglieder  die  geringste  Höhe  hat,  ist  ungerecht.  So  auch 
La  Ches7iais. 

Nun  kommt  aber  für  das  Wahlrecht  ein  Gesichtspunkt  in  Betracht, 
den  La  Chesnais  nicht  würdigt  und  der  es  dem  Vergleichungsfall  wieder 
nähert.    Gleichwie  es  keine  so  kleinen  Arrondissements  gegeben  haben 


1)  Uebereinstimmend   La   Chesnais   a.   a.   O.   S.   265   (»charge«). 

2)  Möglicherweise  auch  mehrere  Gruppen. 
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wird,  dass  auf  sie  überhaupt  kein  Soldat  entfiel,  so  hat  man  auch  beim 
parlamentarischen  Wahlrecht  in  der  Regel  keine  allzu  kleinen  Parteien 
gewollt,  und,  was  besonders  charakteristisch  ist,  man  hat  anfänglich 
auch  bei  Verteilung  nach  den  grössten  Resten  eine  Partei,  die  die 
Wahlzahl  überhaupt  nicht  erreicht  hatte  ,  bei  den  Restmandaten  doch 
unberücksichtigt  gelassen,  mochte  ihr  Rest  auch  der  Wahlzahl  noch  so 
nahe  kommen  i).  Da  derselbe  Erfolg  durch  d'Hondt'sches  Verfahren 
notwendig  herbeigeführt  wird,  kann  man  aus  diesem  Grunde  seine  An- 
wendung auf  die  Wahl  für  gerechtfertigt  ansehen.  Dazu  kommt,  dass 
sie  dem  Grundsatz  der  Kontinuität  der  Rechtsentwicklung  entspricht; 
denn  bei  Majoritätswahl  sind  bekanntermassen  die  kleineren ,  die  so- 
genannten Minoritätsparteien  in  schlechter  Stellung. 

Man  kann  weiter  fragen  ,  warum  gerade  ein  Quorum  in  Höhe  der 
Wahlzahl  oder  der  d'Hondt'schen  Verteilungszahl  und  nicht  vielleicht 
ein  höheres  oder  geringeres?  Dabei  handelt  es  sich  um  positive  zah- 
lenmässige  Festsetzungen  im  Recht ,  bei  der  die  Theorie  kaum  mit- 
reden kann.  Hier  entscheidet  die  Praxis  —  Erfahrung,  Schätzung,  selbst 
Zufall. 

Dass  nun  das  d'Hondt'sche  Verfahren  ein  Quorum  in  sich  enthält. 
man  über  die  Höhe  des  Quorums,  wenn  man  eines  will,  aber  keine 
besonderen  Wünsche  für  seine  Höhe  hat,  dann  nicht  streiten  wird,  ist 
ein  Umstand  von  solcher  Bedeutung,  dass  man  ihn  wohl  als  besonders 
förderlich  für  die  Aufnahme  der  Proportionalwahl  an  der  Stelle  der 
Majoritätswahl  hinstellen  darf.  Eine  besondere  positive  Festsetzung 
eines  Quorums  böte  im  Parlament  Gelegenheit  zu  den  vielgestaltigsten 
Wünschen. 

Entbehrte  nun  selbst  im  übrigen  die  stärkere  Begünstigung  der 
grössten  Parteien  auch  im  Verhältnis  zu  denjenigen  kleineren,  die  Ver- 
treter erhalten,  der  ratio  —  ich  sehe  wenigstens  keine-),  —  so  ist  das 
darum  wenig  erheblich,  weil  sie  praktisch  nur  in  geringem  Masse  statt- 
findet, und  auch  ein  solches  Verfahren  für  Länder,  die  eben  erst  die 
iMajoritätswahl  aufgeben,  etwas  unvergleichlich  besseres  bringt. 

Vom  Gesichtspunkt  der  tatsächlichen  Entwicklung  der  Ereignisse 
kommt  dem  d'Hondt'schen  Verfahren  heute  noch  überdies  der  Zauber 
zu,  den  seine  bisher  geglaubte ,  und  so  leicht  vorhanden  scheinende 
zahlenmässige  Gerechtigkeit  ausübte^).  Man  täte  unrecht,  dem  Zustande- 


1)  So  noch  das  S  o  1  o  t  li  u  r  n  i  s  c  h  e  Gesetz  vom  17.  März  1895  (§  16).  Die 
Bestimmung  wurde  damit  begründet,  dass  sie  »ein  Zugeständnis  an  das  bisherige 
Majoritätsprinzip«  sei,  gegen  welches  sich  selbstverständlich  die  Mehrheitspartei  nicht 
auflehnen  werde.  Kaufmann ,  Das  Proportionalwahlrecht  des  Kantons  Solothurn. 
Zürich,   1903,   S.   66. 

2)  Die  historische  —   s.   vorige  .\nmerkung  —  genügt  nicht. 

3)  In  etwas  anderer  Wendung  beschreibt  Benolst  den  Vorzug  des  d'Hondt'schen 
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kommen  eines  Proportionalwahlgesetzes  durch  starre  Betonung  des  schwa- 
chen Punktes  des  d'Hondt'schen  Verfahrens  Schwierigkeiten  zu  bereiten  '). 

Indessen  aber  nur,  wenn  ein  Quorum  wünschenswert  ist,  kann 
dem  d'Hondt'schen  Verfaliren  ein  Vorzug  zukommen.  Sobald  man 
kein  Quorum  wünscht,  ja  dieses  unbillig  erscheint,  entbehrt  die  An- 
wendung des  d'Hondt'schen  Verfahrens  der  Begründung.  Das  hat  sich 
in  charakteristischer  Weise  bei  den  Wahlen  der  Beisitzer  zu  den  deut- 
schen Kaufmanns-  und  Gewerbegericjiten  gezeigt.  Hier  kommt  es  vor 
allem  gerade  darauf  an,  dass  unter  den  Beisitzern  möglichst  alle  Branchen 
vertreten  seien.  So  kann  man  sich  nicht  wundern ,  wenn  hier  gerade 
umgekehrt  wie  bei  den  parlamentarischen  Wahlen,  sich  aus  der  Praxis 
Stimmen  gegen  das  d'Hondt'sche  Verfahren  erheben,  wie  wir  das  in 
besonders  charakteristischer  Weise  an  dem  Hamburger  Fall  gesehen 
haben  2). 

Warum  hier  nicht  exakt  mathematisch  verfahren  r  Die  Praxis  weist 
keinen  Grund  auf,  der  dagegen  spricht.  Daher  ist  hier  die  Verteilung 
nach  den  erössten  Resten  anzuwenden. 


Nachtrag. 

Der  sächsische  ^A^ahlgesetzentwurf. 

Nach  der  Abfassung  vorstehenden  Aufsatzes  ist  der  Entwurf  eines 
Wahlgesetzes  für  die  Zweite  Kammer  der  Sächsischen  Ständever- 
sammlung  vom  15.  Oktober  1907^)  erschienen.  Es  ist  zu  begrüssen, 
dass  er  für  alle  von  der  Gesamtbürgerschaft  zu  wählenden  Repräsen- 
tanten Proportionalwahl  vorsieht ,  und  dazu  zeigt  das  vorgeschlagene 
Verfahren  fortschrittlichen  Geist,  insofern  das  ganze  Land  für  die  Ver- 
teilung der  Sitze  unter  die  Parteien  als  einheitlicher  Wahlkreis  aufge- 
fasst  wird.  Dieser  Gedanke  ist  bisher  noch  in  der  Gesetzgebung  keines 
Landes  verwirklicht  und  darum  auch  in  der  vorangehenden  Unter- 
suchung in  der  Richtung  auf  ihn  das  ifl/o/idf  sehe  Verfahren  nicht  be- 
sonders erörtert.  Es  wird  dadurch  eine  Ergänzung  der  vorstehen- 
den Untersuchung  notwendig,  einerseits  weil  gerade  in  Verbindung 
mit  jenem  Gedanken  der  Vorzug  des  d' Bo/i dt' sehen  A'erfahrens  noch 
augenscheinlicher  wird,    und  andrerseits ,    weil    der   sächsische  Entwurf 

Verfahrens;   durch  es  werde  die  reparlition  supplementaire  nach   den  grössten  Brüchen 
vermieden  und  alle  Mandate  mit  einem   .Schlag  besetzt  [Benoists  Rapport  S.   44). 

i)  So  selbst  La  Chesnais  (Revue  scientifique,  1907,  S.  203):  »J'aime  mieux  la 
represenlalion  proportionnelle  avec  le  Systeme  d'Hondt  que  pas  de  representation  pro- 
portionnelle  du  tout«. 

2)  .S.   vorher  S.    153. 

3)  Drucksachen:  Dekrete  Bd.  III  Nr.  12  S.  i  IT.  (§  15  IT.  bes.  41,  42  des  Ent- 
wurfs). 
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das  d'HondfschG  Verfahren  doch  nicht  aufgenommen  hat. 

Der  Entwurf  hat  nun  anstelle  des  d'Bbfidi' sehen  Verfahrens  auch 
nicht  dasjenige  der  reinen  Wahlzahl  gesetzt,  sondern  ein  anderes,  das 
zwischen  beiden  steht.  Sein  Verhältnis  zu  beiden  zeigt  sich  am  an- 
schaulichsten bei  formelmässiger  Darstellung. 

V  (vota)  sei  die  Anzahl  sämtlicher  gültigen  Stimmen, 
r  (Repräsentant)  die  Anzahl  der  zu  Wählenden. 

Dann  ist  die  reine  Wahlzahl  — . 

r 

Die  d' Hondi%c\\Q.  Verteilungszahl  ist  aus  der  Reihe  der  Quotienten 

V  V  \ 


,     .         ,  und  so  fort  derjenige,  welcher  in  sämtliche  Listen- 

r+i     r-1-2     r  +  3 

stimmsummen  dividiert  an  Ganzen  so  viel    ergibt,    dass    deren  Summe 

der  Anzahl  der  zu  Wählenden  — r —  gleichkommt. 

Nach  dem  Verfahren  des  Entwurfes    beträgt    die  Wahlzahl    immer 

— ■ —  1).     Daher  deckt  es  sich  mit  dem  d' Bondt'nchQn  nur  in  den  Fäl- 


len, wo  sich als  Verteilungszahl    ergibt.     In   allen   andern  Fällen 

r  -j- 1  '^  '^ 

V 

bleiben  bei  dem  Verfahren  des  Entwurfs  nach    der  Division    mit 

in  sämtliche  Listenstimmsummen  noch  Mandate  unbesetzt  und  diese 
werden  den  Listen  nach  relativer  Mehrheit  der  Reste  zugewiesen  -). 
Schon  dieser  Unterschied  wird  durch  das  Element  des  Quorums,  das 
dem  d'I/o/id(' sehen  Verfahren  innewohnt,  hervorgerufen. 

Was  es  aber  dem  Entwurf  gegenüber  besonders  zu  zeigen  gilt,  ist, 
dass  bei  der  von  ihm  eingeschlagenen  Verteilung  der  Abgeordneten 
unter  die  Parteien  auf  der  Grundlage  der  von  jeder  Partei  in  ganz 
Sachsen  erhaltenen  Stimmsummen  das  Erfordernis  eines  Quorums 
noch  viel  dringender  wird ,  als  in  den  Ländern ,  die  bereits  Pro- 
portionalwahl eingeführt,  aber  sie  mit  einer  Teilung  des  Landes  in 
geschlossene  Wahlkreise  verbunden  haben.  Denn  weil  eben  nach  dem 
Entwurf  für  jede  Partei  die  Stimmen  aus  dem  ganzen  Land  zusammen- 
gerechnet werden,  so  wird  es  einer  politisch  wertlosen  Splitterpartei 
umso  leichter  —  sei  es  auch  nur  durch  die  zufällige  Gestaltung  der 
Reste  • —  einen  Vertreter  zu  erhalten.  Andrerseits  bleibt  auch  beim 
ifHondt' sehen  Verfahren  jeder  ernsten  und  stetig  sich  entwickelnden 
Partei,  auch  wenn  sie  klein  ist,  in  der  Grenze  der  Verteilungszahl, 
ohne  dass  der  Zufall  eine  bemerkenswerte  Rolle  spielt,  bei  einer  gegen- 
wärtigen wie  für  jede  zukünftige  Wahl  begründete  Aussicht  auf  Vertretung. 

i)  §  41  Abs.  2.  —  Das  Verfahren  ist  nicht  neu;  Droop  hatte  es  in  seiner  Abhand- 
hing »Different  methods  of  electing  representatives«  (1869)  angenommen  ;  vgl.  ferner 
7'ecklenburg  im  Arch.  f.  bürg.  Recht  Bd.  25   S.  256  f. 

2)  §  42  Abs.  I  des  Entwurfes. 
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An  einem  Beispiele  von  3  grossen,  i  mittleren  und  2  kleineren 
Parteien  sollen  jetzt  die  verschiedenen  Wirkungen  des  Verfahrens  des 
Entwurfs  und  des  d'Hondt's  veranschaulicht  werden.  Es  sollen  die  42 
Abgeordneten  des  Entwurfs  verteilt  werden.  Die  Listenstimmsummen 
sind,  weil  doch  willkürlich  gewählt,  nur  in  Prozenten  angegeben ,  wo- 
durch die  Gestalt  namentlich  der  Parteien  V  und  VI  plastischer  gemacht 
werden  soll. 


Listen- 
stimm- 

Verteihing   nach  der  "Wahlzahl   des  Entwurfs 
(100  :  43  =  2.32  ^^^ 

d'Hondt'sches 

Verfahren  mit  der 

Verteilungszahl 

(in  Prozen- 
ten) 

ursprüng- 
liche 
Mandate 

Reste 

Rest- 
mandate 

Gesamt- 
zahl der 
Mandate 

100  :  45  =  2,22  — 
45 

Man- 
date 

Reste») 

I               41,8 
II               28,9 

m          17,5 

IV                 8,2 
V                 2,3 
VI              1,3 

17              0,974                I                   18 
12              0,427                                   12 
7              0,525                                     7 
3        '      0,526                                   3 
0             0,989               I                    I 
0              0,559               I                    I 

iS 
13 

7 
3 

I 
0 

0,81 
0.005 

0,875 

0,69 

0,035 

0.585 

Summen- 
probe           100 

39 

4 

3 

42 

42 

3 

Partei  V  ist  also  gerade  gross  genug,  um  auch  nach  ä' No/id/'schem 
Verfahren  zu  einem  Sitz  zu  gelangen ;  sie  erlangt  ihn  auf  dieselbe  Weise, 
wie  die  übrigen  die  ihrigen,  auf  Grund  der  Verteilungszahl,  während 
er  ihr  nach  dem  Verfahren  des  Entwurfs  nicht  auf  Grund  der  Wahl- 
zahl als  ursprüngliches  ]\Iandat ,  sondern  nur  nach  relativer  ^Majorität 
als  Restmandat  zufällt. 

Partei  VI  erlangt  nach  d' Hondt' ?,chem.  Verfahren  keinen  \'ertreter, 
wohl  aber  wegen  der  relativen  ^Majorität  ihres  Restes  von  0,559  durch 
blossen  Zufall  nach  dem  Verfahren  des  Entwurfs  ;  denn  bei  nur  geringer 
Aenderung  des  Abstimmungsergebnisses  hätte  das  ihr  zugefallene  Rest- 
mandat an  die  Partei  III  oder  IV  kommen  können. 

Die  Ungleichmässigkeit  der  Wirkung  des  Verfahrens  des  Entwurfs 
bei  der  Verteilung  der  Restmandate  ist  zwar  augenscheinlich,  es  be- 
darf aber  noch  einer  Aufklärung  darüber,  mit  welchem  Recht  in  der 
Begründung  des  Entwurfes  dessen  Verfahren  in  eine  Reihe  mit  dem 
der  absoluten  Majorität  gestellt  werden  kann,  die  doch  unabänderlich 
ein  ]\Iehr  als  die  Hälfte  aller  gültigen  Stimmen  fordert.  Die  Begrün- 
dung-) sagt:  »Bei  einer  Wahl,  in  der  in  jedem  Wahlkreise  nur  ein 
Abgeordneter  zu  wählen  ist,  ....  muss  dieser  Abgeordnete  die  abso- 
lute Mehrheit,    d.  h.  mindestens  eine  Stimme  mehr   als   die  Hälfte   der 

1)  Nur  erheblich  für  die  Summenprobe,  nicht  für  das  Verfahren  ;  bei  dem  frühe- 
ren, der  Hamburger  Praxis  entnommenen  Beispiel  sind  die  Wahlzahlen  abgerundet, 
darum  würden    dort    vorgenommene  Summenproben    keine   exakten  Resultate  liefern. 

2)  a.   a.  O.  Dekret  Nr.   12  S.   14. 
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Stimmen  haben.  Sind  in  einer  Wahl  2  Abgeordnete  zu  wählen ,  muss 
jeder  Abgeordnete  etwas  mehr  als  Vs  aller  Stimmen  haben.  Bei  3  Ab- 
geordneten etwas  mehr  als  ^/i .  .  .  und  so  weiter.  Bei  42  Abgeordneten 
muss  er  etwas  mehr  als  V^s   aller  Stimmen  haben«. 

Allein  das  Verfahren  der  absoluten  Majorität   gewährleistet   durch 

V 

die  Stichwahl  die  Erreichung  von  —  unbedingt  und  schliesst  darum 
ein  Quorum  in  sich.     Das  Verfahren  des  Entwurfs   aber   gewährleistet 

die  Erreichuns:  von  —  nicht,    sondern   nimmt   für   die  Verteilung   der 

"43  " 

Restmandate  zur  relativen  Majorität  seine  Zuflucht.  Somit  lässt  sich 
das  Verfahren  des  Entwurfs  mit  dem  der  absoluten  jMajorität  überhaupt 
nicht  in  dieselbe  Reihe  setzen ;  wohl  aber  lässt  sich  dies  von  dem 
d'Hondf  sch&n  Verfahren  behaupten,  da  es,  gleich  dem  Verfahren  der 
absoluten  Majorität  ein  Quorum  in  sich  schliesst  und  selbst\'erständlich 
also  dessen  Erreichung  unbedingt  gewährleistet.  Die  allerdings  vor- 
handenen theoretischen  Unterschiede  des  Quorums  des  d No/iä^schen 
und  des  Majoritätsverfahrens  sind,  namentlich  wenn  so  viele  Abgeord- 
nete zu  verteilen  sind,  wie  bei  dem  Verfahren  des  Entwurfs,  praktisch 
völlig  bedeutungslos. 

Die  d'/lo/idt'sche  Verteilungszahl,  die  im  Beispielsfall  2,22^  be- 
trägt, und  damit  das  durch  sie  zugleich  bestimmte  Quorum  würden  in 
ihrer  prozentualen  Höhe  nur  unbedeutenden  Schwankungen  unterliegen 
und  bei  einer  Anzahl  von  42  zu  wählenden  Vertretern  rund  auf  2% 
der  Gesamtzahl  der  gültigen  Stimmen  angegeben  werden  können.  ^lan 
wird  in  der  Annahme  nicht  fehlgehen,  dass  hiermit  dem  Bestreben  der 
sächsischen  Regierung  auch  kleinen  Parteien  —  erwähnt  sind  Glieder 
der  Mittelstandsvereinigung,  der  evangelischen  Arbeiter\'ereine  ^ )  — 
vollauf  Genüge  geschieht.  Jedenfalls  wären  kleine  Parteien,  die  nicht 
2%  aller  Wähler  ausmachen,  auch  nach  dem  Verfahren  des  Entwurfs 
nur  auf  Zufallssiege  verw-iesen. 

Schliesslich  muss  noch  ein  Einwand  gegen  die  Nützlichkeit  der 
Berücksichtigung  der  von  dem  Entwurf  eingeschlagenen  Verteilung  der 
Sitze  unter  die  Parteien  nach  den  im  ganzen  Lande  erhaltenen  Stim- 
men beseitigt  werden:  So  wie  diese  Verteilung  jetzt  vorgeschlagen 
ist,  wird  sie  niemals  Gesetz  I  Denn  durch  sie  wird  das  Lokalprinzip 
gänzlich  bei  Seite  gesetzt.  Freilich  kennt  der  Ent\vurf  42  örtliche 
Wahlkreise,  und  sie  haben  Bedeutung  für  die  Aufstellung  der  Kandi- 
daten, die  Abgabe  der  Stimme,  die  Feststellung  der  Höhe  der  von 
jedem  Kandidaten  erreichten  Stimmsumme.  Aber  eine  Gewähr,  dass 
aus  jedem  Wahlkreise  der  Kandidat  irgend  einer  Partei  einen  Sitz  er- 
langt, fehlt.     Es  könnten  so  ganze  Landstriche  oder  grosse  Städte  ohne 

i)  a.  a.  O.  Dekret  Nr.  12  S.  16. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1903.  1.  II 
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Vertreter  bleiben.  Umgekehrt  würden  andere  Wahlkreise  mehrere 
Vertreter  je  einer  anderen  Partei  aufweisen.  Auch  ist  bei  bisher  anders- 
wo in  der  gedachten  Richtung  gemachten  Vorschlägen  ^)  stets  das 
Lokalprinzip  streng  aufrecht  erhalten  worden.  Dies  lässt  sich  auch 
leicht  bewerkstelligen.  Man  lege  nur  mehrere  der  Wahlkreise  zusam- 
men, so  ist  sofort  wenigstens  die  tatsächliche  ^)  Gewähr  geboten,  dass 
jeder  grösseren  Partei  in  einem  solchen  Wahlkreise  wenigstens  je  ein 
Vertreter  zufällt.  Diese  Aenderung  Väre  auch  mit  allen  anderen  Be- 
stimmungen des  Entwurfs  verträglich  ;  selbst  von  der  einnamigen  Stimm- 
gabe  brauchte  man  um  ihretwillen  nicht  abzugehen. 


Eisenerzvorräte. 

Von 

K.   Oldenberg. 

Die  Versorgung  der  Industrie  mit  Eisenerz  liegt  bekanntlich  für 
eine  verhältnismässig  nahe  Zukunft,  im  Gegensatz  zur  Kohlenlieferung, 
äusserst  ungünstig.  Jevons  prophezeite  schon  1865,  dass  vielleicht  noch 
die  damals  lebende  Generation  das  Ende  des  englischen  Roheisen- 
exports erleben  werde.  In  der  Tat  ist  die  englische  Eisenerzproduk- 
tion, die  1882  mit  über  18  INIillionen  Tons  Eisenerz  kulminierte,  auf 
14^/2  Millionen  1905  zurückgegangen,  bei  gleichzeitiger  Einfuhr  von 
über  7  Millionen  Tons.  Die  deutsche  Eisenerzproduktion  stieg  von  1865 
bis  1885  von  3  auf  9  Millionen,  bis  1905  auf  23,4  INIillionen  deutsche 
Tonnen,  bei  einer  Mchreinfuhr  von  2,4  Millionen  1905  und  3,8  Millionen 
1906.  Die  englische  Einfuhr  kommt  hauptsächlich  aus  Spanien,  die 
deutsche  auch  aus  Schweden.  Das  dritte  Hauptproduktionsland  neben 
England  und  Deutschland,  die  nordamerikanische  Union,  lieferte  1903 
35,  1905  42V2  ]\Iillionen  Tons.  Die  Eisenerzproduktion  der  Erde  über- 
steigt (nach  einem  Vortrag  Bennett  G.  ßroughs  vor  der  geologischen 
Sektion  der  British  Association,  August  1907)  120  Millionen  Tons. 

Wie  knappe  Vorräte  dieser  rapide  zunehmenden  Produktion  gegen- 
überstehen,   ist  aus  den  Zusammenstellungen  Professor  Frech?,  in  Bres- 


1)  In  Belgien:  »Proposition  de  loi  deposee  ä  la  Chambre  des  Repiesentants 
par  M.  Vaudewalle  (27.  November  1906),  abgedruckt  im  Bulletin  analytique  des  prin- 
cipaux  documents  parlamentaires  etrangers«  der  französischen  Deputiertenkammer,  JG.  I 
S.  3  ff.,  vgl.  auch  Ditmont  in  der  »Representation  Proportionnelle,  revue  mensuelle« 
(Brüssel,  1904)  JG.  23  S.  33  fF.  —  Im  Kanton  T  e  s  s  i  n  war  der  »circondario  unico« 
im  November  1904  Gegenstand  eines  gescheitelten  Referendums,  vgl.  Zeitung  »II 
Dovere«,  Beilinzona   1904,   Nr.   263. 

2)  Vaiideiualle  (s.  vorige  .^nm.)  bietet  auch  rechtliche  Gewähr  für  die  be- 
stimmte Anzahl  der  Deputierten  jedes  Wahlkreises;  ebenso  v.  Wendt ,  Die  Propor- 
tionalvvahl  (1906)  in  neuer,  bahnbrechender  Weise  und  ihm  folgend  das  finnlän- 
dische  Wahlgesetz. 
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lau  und  Simmer sbach'^  bekannt.  Es  handelt  sich  hier  natürlich  um  un- 
sichere Schätzungen.  Ohne  uns  auf  eine  Verglcichung  mit  anderen 
Angaben  einzulassen,  teilen  wir  nur  die  Zahlen  mit,  die  Professor 
TörneboJmi  etwa  1906  dem  schwedischen  Parlamente  vorgelegt  hat 
(nach  einem  Times-Bericht  über  den  schon  erwähnten  Vortrag  Broug]i%). 
Danach  gibt  es 

in  Deutschland  und  Luxemburg  2200  Mill.  Tons  abbauwürdige  Eisenerze 

in  Frankreich 1500     »         >  » 

in  Russland 1500     »        »  »  » 

in  Schweden        1200     »        »  »  » 

in  den  Vereinigten  Staaten       .   iioo      *        »  »  „ 

in  Grossbritannien 1000  »  »  » 

in  Spanien 500     ;>        »  »  » 

in  anderen  Ländern     ....   1200     »        >-  »  » 

Zusammen  10200  Mill.  Tons  abbauwürdige  Eisenerze. 
Ueber  die  chinesischen  Erzlager,  die  v.  Richthofen  als  sehr  bedeu- 
tend annahm,  lässt  sich  natürlich  noch  nichts  sicheres  sagen.  Dass 
aber  bei  weiterer  schneller  Produktionszunahme  in  wenigen  Jahrzehnten 
eine  furchtbare  Knappheit  eintreten  muss,  scheint  nach  diesen  Zahlen 
festzustehen.  Schon  jetzt  wird  aus  den  Vereinigten  Staaten  und  aus 
Spanien  über  einen  Rückgang  der  produzierten  Qualität  Klage  geführt. 
Auch  abgesehen  von  der  Oualitätsfrage  muss  für  die  Indu.strie  der 
Vereinigten  Staaten  das  Verhältnis  zwischen  Vorrat  und  schnell  wach- 
sendem Abbau  schon  in  naher  Zukunft  kritisch  werden  und  vielleicht 
den  Schwerpunkt  ihrer  Kapitalinvestition  nach  China  verschieben. 
Selbst  der  neue  grosse  Erzfund  auf  Cuba,  der  auf  600  Millionen  Tonnen 
geschätzt  wird  (vgl.  Deutsche  Industriezeitung,  13.  Sept.  1907),  kann 
den  Eintritt  der  Krise  kaum  um  ein  Jahrzehnt  hinausschieben.  Man 
tröstet  sich  mit  der  Aussicht  auf  technische  Fortschritte,  die  die  Aus- 
nutzung der  minderwertigen  Erze  rentabel  machen  sollen.  Solche  jetzt 
unrentable  Erze  sind  z.  B.  in  Deutschland  und  England  in  sehr  grosser 
Ausdehnung  vorhanden.  Im  Notfall  würde  man  natürlich  auch  mit  er- 
höhten Kosten  die  ärmeren  Erze  verarbeiten.  Man  müsste  schliesslich 
zu  eisenartigen  Felsarten  wie  etwa  Basalt  greifen,  die  jetzt  gar  nicht 
zu  den  Erzen  gerechnet  werden  (Lexis  in  Schmollers  Jahrbuch  1903, 
S.  1128).  Hasbach  hofft  auch  auf  eine  bedeutende  Verbilligung  des 
Aluminiums,  dessen  Legierungen  Eisen  in  manchen  Verwendungsarten 
ersetzen  könnten  (ebendort  1902,  S.  469). 


Die  Bedeutung  der  Streikbestimmungen  in  der  Gewerbeordnung. 

Von 

Dr.  Fritz  K  e  s  t  n  e  r. 

Die    gesetzliche    Regelung    des    gewerblichen   Arbeitskampfes    in 
Deutschland  beruht  im  wesentlichen  auf  den  §§  152,  153  der  Gewerbe- 

I  1  * 
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Ordnung.  Angesichts  der  einschneidenden  Wirkungen  jenes  Kampfes 
auf  unsere  Volkswirtschaft  ist  es  nicht  verwunderUch,  dass  diese  Be- 
stimmungen Gegenstand  sowohl  dauernden  politischen  Streites  als  auch 
zahlreicher  Prozesse  und  gerichtlicher  Entscheidungen  geworden  sind. 
Es  ist  von  Interesse  zu  sehen,  welche  Stellung  ihnen  nach  fast  vierzig- 
jähriger Geltung  unter  völlig  veränderten  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Verhältnissen  zukommt,  insbesondere  ob  und  inwiefern  sich  durch  den 
Lauf  der  wirtschaftlichen  Entwicklimg  und  der  Rechtsprechung  ihre 
ursprüngliche  Bedeutung  geändert  hat. 

I.  Der  §  152  Abs.  i  zunächst  setzt  ausser  Kraft;  »Alle  Verbote 
und  Strafbestimmungen  gegen  Gewerbetreibende,  gewerbliche  Gehilfen, 
Gesellen  oder  Fabrikarbeiter  wegen  Verabredungen  und  Vereinigungen 
zum  Behufe  der  Erlangung  günstiger  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen, 
insbesondere  mittels  Einstellung  der  Arbeit  oder  Entlassung  der  Ar- 
beiter«. Dies  bedeutet  einmal  die  Aufhebung  aller  landesgesetzlichen 
Koalitions-  und  Streikverbote  für  alle  Personen,  die  der  Gewerbeord- 
nung unterstehen  —  insbesondere  also  nicht  für  Landarbeiter  ■ — ,  so- 
dann auch  die  Ausschliessung  des  Erlasses  neuer  parlikularrechtlicher 
Bestimmungen  über  diese  Materie.  Dementsprechend  hat  das  Reichs- 
gericht in  der  bekannten  Entscheidung  vom  4.  11.  1901  (Entscheidung 
in  Strafsachen  Bd.  34  S.  121  fg.)  das  Lübecker  Streikpostenverbot  auf- 
gehoben, weil  Streikpostenstehen  eine  Vorbereitungshandlung  zum  Streik 
sei.  —  Darüber  herrscht  kein  Zweifel,  wohl  aber  inwiefern  hierdurch 
das  partikulare  Vereins-  und  Versammlungsrecht  beseitigt  ist.  Im  De- 
tail lässt  sich  die  Frage  nur  an  der  Hand  der  einzelnen  Landesgesetze 
beantworten^).  (Vgl.  das  Gutachten  Zoe/ii'ngs  in  den  Schriften  des  Ver. 
f.  Soz.  Pol.  Bd.  76,  S.  250).  Immerhin  ist  durch  eine  Reihe  von  Ent- 
scheidungen Oberster  Gerichte  und  Verwaltungsgerichte  ziemlich  über- 
einstimmend folgender  Grundsatz  aufgestellt  worden :  Durch  die  Be- 
stimmungen des  §  153  sind  nicht  betroffen  und  aufgehoben  die  landes- 
gesetzlichen Bestimmungen,  die  für  die  Beschäftigung  mit  öffentlichen 
Angelegenheiten  durch  Vereine  und  Versammlungen  gelten.  Sobald 
ein  Gewerkverein  also  nicht  nur  konkrete  Forderungen  eines  be- 
stimmten gewerklichen  Arbeitsstreites  erörtert,  sondern  etwa  auch  die 
gesetzliche  Einführung  des  Maximalarbeitstages,  unterliegt  er  dem  ge- 
wöhnlichen Vereins-  und  Versammlungsrecht. 

Ueber  die  geschilderte  negative  Funktion  hinaus  wird  nun  dem 
§  152  Abs.  I  von  einer  Reihe  hauptsächlich  juristischer  Schriftsteller 
folgende  weitergehende  Bedeutung  beigelegt:  Es  liege  darin  eine  aus- 
drückliche Privilegierung  des  Streiks  als  Kampfmittel;  erst  hierdurch 
würde  der  an  sich  rechtswidrige  Streik  für  rechtmässig  erklärt. 

Diese  Ansicht  erscheint  verwunderlich,  da  es  bekanntlich  ein  all- 
gemeines Verbot  des  gewerblichen  Arbeitskampfes  nicht  gibt,  also  auch 

l)  Die  Materie  wird  nunmehr  reichsgesetzlich  geregelt. 
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kein  Anlass  vorliegt,  von  derartigen  Verboten  den  Streik  auszunehmen. 
Um  sie  zu  verstehen,  muss  man  zwei  andere  Gesetzesnormen  heran- 
ziehen. 

Zunächst  die  Bestimmung  über  die  Erpressung.  Dem  §  253  RStGB. 
hat  das  Reichsgericht  grundsätzHch  die  Bedeutung  beigelegt,  unter  dem 
durch  Drohungen  erstrebten  »rechtswidrigen  Vermögensvorteil •«  sei 
jeder  zu  verstehen,  auf  den  der  Angreifer  kein  Recht  habe.  Da  ferner 
durchweg  angenommen  wird,  die  angedrohten  Handlungen  brauchten 
nicht  selbst  strafbar  zu  sein,  vielmehr  genüge  jede  Androhung  eines 
ernstlichen  Uebels,  so  sind  die  Gerichte  mehrfach  dazu  gekommen, 
gewöhnliche  Streikdrohungen  als  Erpressung  zu  bestrafen.  Denn  der 
angedrohte  Streik  ist  ein  ernstliches  Uebel  und  auf  die  erstrebte  For- 
derung haben  die  Arbeiter  kein  Recht,  d.  h.  keinen  klagbaren  Anspruch. 
Um  dieser  Folgerung  vorzubeugen,  wird  nun  gesagt,  §  152  GO.  gäbe 
eine  Art  Gegenrecht,  indem  er  ausdrücklich  den  Streik  und  damit  na- 
turgemäss  auch  die  Streikdrohung  gestattete.  (So  einer  der  energisch- 
sten Verfechter  der  Koalitionsfreiheit,  Heinemann,  in  der  Deutsch.  Jur. 

Ztg.  vn  s.  113  fg.) 

Das  andere  ist  eine  zivilrechtliche  Bestimmung:  Nach  §826  BGB. 
ist  zum  Schadensersatz  verpflichtet,  wer  einem  andern  vorsätzlich  in 
einer  gegen  die  guten  Sitten  verstossenden  Weise  Schaden  zufügt.  Nun 
bedeutet  jeder  Streik  die  vorsätzliche  Schädigung  eines  andern ;  was 
gegen  die  guten  Sitten  verstösst,  ist  äusserst  zweifelhaft,  der  Begriff 
schwankend,  erst  allmählich  durch  die  Rechtsprechung  auszubilden.  Es 
liegt  nahe  und  ist  wiederholt  bereits  versucht  worden,  den  Streik  oder 
die  Aussperrung  wegen  unbilliger  Forderungen  als  Verstoss  gegen  die 
guten  Sitten  zu  erklären.  Dann  aber  würden  alle  Streikenden  soli- 
darisch für  die  durch  den  Streik  entstandenen  Schäden  vom  Arbeit- 
geber haftbar  gemacht  werden  können  und  umgekehrt ;  mit  anderen 
Worten,  es  würde  jedem  Wirtschaftsstreit  noch  ein  forensischer  folgen. 
Um  diese  Möglichkeit  abzuschneiden,  wird  nun  wiederum  der  §  152  GO. 
als  ausdrückliche  Privilegierung  des  Streiks  aufgestellt.  (Vgl.  auch 
Oertmanns  Gutachten  für  den  28.  deutsch.  Juristentag.) 

Nun  könnte  es  unerheblich  scheinen,  ob  man  sagt:  Der  Streik  ist 
an  sich  nicht  rechtswidrig  —  oder :  Derartige  wirtschaftliche  Kampf- 
mittel sind  zwar  rechtswidrig,  aber  der  Streik  ist  ausdrücklich  davon 
ausgenommen,  —  lägen  nicht  in  der  letzteren  Normierung  grosse  Ge- 
fahren. 

Einmal  spricht  §  152  GO.  gar  nicht  aus,  dass  der  Streik  erlaubt 
sei,  sondern  nur  dass  Verbote  und  Strafbestimmungen  gegen  Streiks 
u.  s.  w.  aufgehoben  seien.  Es  ist  daher  sehr  wohl  möglich,  dass  die- 
ses »Privileg«  nicht  anerkannt  wird  und  dann  doch  in  der  Streik- 
drohung eine  Erpressung,  in  seiner  Ausführung  eine  zum  Schadenser- 
satz verpflichtende  Handlung  gefunden  wird,  wie  §  152  denn  auch  die 


ißß  Miszellen. 

Streikenden  nicht  vor  Verurteilung  wegen  Erpressung  geschützt   hat^). 

Die  andere  Gefahr  aber  liegt  darin,  dass  der  Streik  durchaus  nicht 
das  einzige  Mittel  gewerblichen  Kampfes  ist,  daneben  vielmehr  noch 
die  verschiedenen  Formen  der  Sperre,  des  Boykotts  u.  s.  w.  kommen, 
die  unter  gewissen  Umständen  einmal  rechtswidrig  sein  können,  in  ge- 
wöhnlichen Fällen  aber  durchaus  erlaubte,  allgemein  geübte  Mittel  zur 
Durchsetzung  wirtschaftlicher  Forderungen  sind.  Wäre  es  nun  zutref- 
fend, dass  der  Streik  ein  besonders  jirivilegierles  Mittel  wäre,  so  wäre 
zu  befürchten,  dass  diese  andern  Waffen  als  strafbar  und  unsittlich  an- 
gesehen würden,  weil  von  ihnen  §  152  GO.  nicht  spricht.  Auch  diese 
Gefahr  liegt  durchaus  nicht  abseits.  (Vgl.  eine  vom  Gewerbe-Gericht 
Stuttgart  am  23.  VI.  06  abgew^iesene  Klage,  Gew.  Arch.   1907  S.  361.) 

Diese  gewissermassen  durch  die  Not  bedingte  Auffassung  des  §  152 
GO.  als  Streikprivileg  entfällt  in  dem  Augenblick,  wo  die  Not  beseitigt 
ist.  Nun  ist  jene  Auslegung  des  §  253  RStGB.  unhaltbar.  Rechts- 
widrig ist  ein  Vermögensvorteil  nur  dann,  wenn  man  kein  Recht  darauf 
haben  kann,  wenn  er  also  an  sich  unsittlich  ist  oder  durch  entgegen- 
gesetzte Vereinbarung  feststeht,  dass  man  auf  ihn  einen  Anspruch  nicht 
hat.  Natürlich  kann  auch  einmal  eine  Streikdrohung  Erpressung  sein,  — 
wenn  etwa  Arbeiter  einen  Guss  in  Akkord  zu  einem  vereinbarten  Satz  über- 
nommen haben  und  kurz  vor  Beendigung  desselben  erklären,  sie  voll- 
endeten ihn  nicht,  wenn  sie  nicht  einen  höheren  Satz  als  den  verein- 
barten erhielten.  Dann  müsste  auch  —  falls  das  Bewusstsein  der 
Rechtswidrigkeit  vorliegt  —  eine  Bestrafung  wegen  Erpressung  erfolgen. 
Dagegen  kann  es  nie  Erpressung  sein,  für  die  Zukunft,  für  noch  nicht 
vereinbarte  Leistungen  einen  höheren  Lohn  als  bis  dahin  üblich  unter 
Streikdrohung  zu  verlangen. 

Ebenso  bedarf  es  des  Privilegs  nicht,  wenn  man  den  §  826  BGB. 
richtig  versteht.  Ein  Streik  bedeutet  entweder  die  Nicht-Ausführung 
eines  eingegangenen  Vertrages,  —  dann  macht  er  als  Vertragsbruch, 
aber  nicht  als  Delikt  schadensersatzpflichtig,  —  oder  er  bedeutet  das 
Nicht- Wieder-Abschliessen  von  Arbeitsverträgen,  dann  ist  er,  da  zu  deren 
Abschluss  keine  Rechtspflicht  besteht,  niemals  rechtswidrig.  —  Eine 
ganz  andere  Frage  ist  natürlich,  ob  es  geboten  ist,  Streiks  durch  Ein- 
führung obligatorischer  Schiedsgerichte  oder  ähnlicher  Massregeln  hint- 
anzuhalten ;  solche  volkswirtschaftlichen  Vorbeugungsmassregeln  haben 
mit  der  rechtlichen  Beurteilung  des  Streiks  nichts  zu  tun. 

Diese  weitergehende  Auffassung  des  §  152  GO.  ist  also  nur  durch 
irrtümliche  Interpretierung  anderer  Gesetzesvorschriften  bedingt.  Bei 
unbefangener  Betrachtung  bedeutet  er  nichts  weiter  als  die  Aufhebung 
und  Ausschliessung  landesgesetzlicher  Koalitions-  und  Streikverbote. 

IL   Als  die  —  liberalen  —  Gesetzgeber  des  Jahres  1869  die  Koali- 

i)  Vgl.  das  Urteil  des  Reichsgerichts  vom  30.  XI.  1906  im  Gew. Archiv  VII. 
Heft  I,  S.  162. 
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tionsfreiheit  einführten,  glaubten  sie  gleichzeitig  der  Freiheit  der  W'W- 
lensentschliessung,  ob  der  einzelne  einer  solchen  Koalition  beitreten 
und  in  ihr  verbleiben  sollte,  einen  besonderen  Schutz  gewähren  zu 
müssen  durch  Einfügung  der  beiden  Hcstimmungen  des  §  152  Abs.  2 
und  des  §  153  GO. : 

§  152  Abs.  2:  Jedem  Teilnehmer  steht  der  Rücktritt  von  solchen 
Vereinigungen  und  Verabredungen  frei,  und  es  findet  aus  letzteren 
weder  Klage  noch  Einrede  statt. 

§153:    Wer    andere   durch  Anwendung    körperlichen    Zwanges, 
durch  Drohungen,  durch  Ehrverletzung  oder  durch  Verrufserklärungen 
bestimmt   oder   zu   bestimmen   versucht,    an    solchen  Verabredungen 
(§  152)  teilzunehmen  oder  ihnen  Folge  zu  leisten  oder  andere  durch 
gleiche  Mittel  hindert  oder  zu  hindern  versucht,  von  solchen  Verab- 
redungen zurückzutreten,    wird    mit  Gefängnis    bis   zu   drei  Monaten 
bestraft,  sofern  nach  dem  allgemeinen  Strafgesetze  nicht  eine  härtere 
Strafe  eintritt. 
Jede   Fersonenmehrheit,    die    einen    Streik    oder   eine  Aussperrung 
durchkämpfen  will,  wie  überhaupt  jede   auf  Beherrschung   des  INIarkts 
gerichtete    Organisation,    hat    das    Bedürfnis    sich    zu    erweitern,    ihre 
Siegesmöglichkeiten  und  ihre  INIacht   dadurch  zu  stärken,   dass    sie  die 
Aussenseiter   in   ihren  Kreis    zieht,    die  Eingetretenen   an    sich   fesselt. 
Dass  dies  gegen  den  Willen  der  x\ussenseiter  geschehe,  sollte  verhindert 
werden,    indem  man  die  denkbaren  Mittel   eines   solchen  —  sagen  wir 
kurz  —  Organisationszwanges  :    Gewalt,    Drohung,  Ehrverletzung,  Ver- 
rufserklärung unter  Strafe  stellte,  sowie  etwa  getroffene  finanzielle  Ver- 
einbarungen, also  auch  die  Schutzmassregeln  gegen  den  Wiederaustritt, 
Vertragsstrafen  und  ähnliches,  für  nicht  klagbar  erklärte. 

Dieses  Netz  von  Verboten  ist  nun  —  im  Fall  der  Durchführung  — 
ziemlich  lückenlos  für  die  Arbeiter,  denn  diese  dürften  kaum  andere 
Mittel  des  Organisationszwanges  haben  als  die  verbotenen,  —  abge- 
sehen etwa  von  gewissen  Fällen  der  Sachsperre  (s.  u.),  —  nicht  dagegen 
für  die  Arbeitgeber.  Denn  das  moderne  Wirtschaftsleben  hat  noch 
eine  Fülle  anderer,  hauptsächlich  bei  den  Kartellen  zu  findender  Mittel 
des  Organisationszw^anges  und  der  Beseitigung  von  Aussenseitern  er- 
zeugt, von  dem  sog.  ausschliesslichen  Verbandsverkehr  —  der  den  Ab- 
nehmern auferlegten  Verpflichtung,  nur  von  Organisierten  zu  kaufen  — 
an  bis  zum  völligen  Aufkauf  des  Outsider-Werks  aus  Organisationsfonds. 
Alle  diese  Mittel  werden  durch  das  Gesetz  nicht  getroffen.  Und  ebenso 
lässt  sich  der  Einwand  der  Klaglosigkeit  etwa  übernommener  Verpflich- 
tungen beseitigen  durch  Hinterlegung  auf  Sicht  zahlbarer  Wechsel,  da 
dem  Indossatar  jene  Einrede  nur  entgegengesetzt  werden  kann,  wenn 
ihre  Kenntnis  ihm  bewiesen  wird,  praktisch  also  kaum  je. 

So  kommt  es,  dass  jene  Bestimmungen  ein  wirkliches  Hindernis 
nur  dem  Orsranisationszwang  der  Arbeiter  entgegensetzen,    wenn   auch 
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vereinzelte  Arbeitgeber  mit  dem  Gesetz  in  Konflikt  geraten  sind.  Na- 
türlich wäre  es  ganz  falsch,  aus  alledem  den  Arbeitgebern  einen  Vor- 
wurf zu  machen,  da  der  Organisationszwang  als  solcher  ja  niemals  den 
Organisierten  selbst  als  schädlich  oder  gesetzwidrig  erscheint.  Ebenso 
falsch  aber  ist  es,  den  Gesetzgebern  von  1869  den  Vorwurf  der  Unge- 
rechtigkeit zu  machen  ;  diese  haben  den  Organisationszwang  für  Arbeit- 
geber wie  für  Arbeiter  verhindern  wollen,  nur  dass  die  wirtschaftliche 
Entwicklung  Mittel  gezeitigt  hat,  die  damals  weder  sie  noch  andere 
kannten.  Das  tatsächliche  Ergebnis  der  Ungleichheit  ist  gewiss  gegen 
ihre  Absicht  eingetreten.  — 

Was  den  §  153  im  einzelnen  anbetrifft,  so  ist  zunächst  zu  beach- 
ten, dass  es  1869  ein  deutsches  Strafgesetzbuch  noch  nicht  gab.  Nun- 
mehr trifft  die  allgemeine  Strafbestimmung  gegen  die  Nötigung  — 
§  240  RStGB.  —  auch  die  wesentlichsten  in  §  153  aufgeführten  De- 
likte. Denn  die  dort  unter  Strafe  gestellte  >Gewalt«  und  »Bedrohung, 
ist  identisch  mit  dem  »körperlichen  Zwang<  und  der  »Drohung«  hier. 
§  153  geht  über  die  allgemeine  Strafnorm  insofern  hinaus,  als  sie  auch 
Ehrverletzungen  und  Verrufserklärungen  zum  Zweck  des  Organisations- 
zwangs pönalisiert,  und  ein  weiterer  Unterschied  liegt  im  Strafmass : 
bei  der  allgemeinen  Nötigung  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  oder  Geld- 
strafe bis  600  M.,  bei  dem  Sonderdelikt  §  153  Gefängnis  bis  zu  drei 
]\Ionaten^).  Im  übrigen  ist  hier  wie  dort  der  Versuch  strafbar  und  ein 
Strafantrag  zur  Verfolgung  nicht  notwendig. 

Ob  die  Drohung  in  beiden  Normen  identisch  ist,  ist  allerdings 
streitig;  das  Reichsgericht  hat  es  einmal  am  9.  III.  1900  ausdrücklich 
bejaht  (Goltdammers  Archiv  Bd.  47,  S.  167),  andere  Entscheidungen 
verneinen  es.  Während  nämlich  in  §  240  RStGB.  unter  Strafe  gestellt 
ist  »die  Bedrohung  mit  einem  Verbrechen  oder  Vergehen«,  d.  h.  einer 
strafbaren  Handlung,  findet  sich  in  §  153  GO.  nur  einfach  der  Aus- 
druck »Drohung«,  der  die  Deutung  zulässt,  jedes  in  Aussichtstellen 
eines  Uebels,  auch  einer  nicht  strafbaren  Handlung,  sei  hier  gemeint. 
Infolgedessen  hat  das  Reichsgericht  am  19.  X.  1886  den  Leiter  eines 
Handschuhmacherstreiks  in  Berlin  bestraft,  der  einem  Teilnehmer  gegen 
das  Versprechen,  von  Berlin  abzureisen  und  während  des  Streiks  nicht 
wiederzukehren,  aus  der  Verbandskasse  12  M.  Reiseunterstützung  ge- 
geben hatte  und  jenem  nun,  als  er  doch  zurückkehrte,  mit  einer  An- 
zeige wegen  Betrugs  drohte  (Entsch.  Bd.  14,  S.  387).  —  Die  Richtig- 
keit dieser  Auslegung  lässt  sich  mit  Sicherheit  nicht  bestreiten,  da  die 
Ausdrucksweise  des  Strafgesetzbuchs  nicht  eine  logisch  notwendige  ist, 
in  andern  Ländern,  wie  in  Oesterreich,  »schwere«  Drohungen  bestraft 
werden.  -—  Trotzdem  sprechen  mehr  Gründe  dafür,  den  §  153  GO.  auf 
die  Drohungen  mit  strafbaren  Handlungen  zu  beschränken,  insbeson- 
dere der,    dass   das   Strafgesetz   sonst   gegen  Androhungen  nicht  straf- 

l)  Bei  ideeller  Konkurrenz  zwischen  beiden  Delikten  ist  §  240  RStGB.  anzuwenden. 
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barer  Handlungen  nur  dann  reagiert,  wenn  sie  zwecks  Erstrebung  eines 
rechtswidrigen  Vermögensvorteils  erfolgen,  worum  es  sich  hier  ja  nicht 
handelt. 

Von  den  für  §  153  GO.  charakteristischen  Delikten  bietet  die  Ehr- 
verletzung keine  Schwierigkeit;  sie  ist  identisch  mit  der  Beleidigung. 
Während  diese  aber  sonst  nur  auf  Antrag  des  Verletzten  und  meist  mit 
Geldstrafe  geahndet  wird,  tritt  hier  die  Verfolgung  von  Amts  wegen 
ein,  und  ein  nicht  unerheblicher  Teil  der  Verurteilungen  erfolgt  wegen 
des  Zurufs  »Streikbrecher«,  den  andere,  z.  B.  die  Maurerpoliere,  hören 
und  zur  Anzeige  bringen.  —  Wie  gegenüber  der  Beleidigung,  so  ist 
auch  gegenüber  der  Ehrverlctzung  in  §  153  die  Wahrnehmung  berech- 
tigter Interessen  ein  Entschuldigungsgrund.  (Nicht  unbestritten,  ver- 
neint vom  Kammergericht  am  23.  IX.  05,  Gewerbe-Archiv  1906,  S.  358.) 

Uebersehen  wird  hierbei  häufig,  dass  Ehrverletzungen  wie  auch 
Verrufserklärungen  nach  §  153  GO.  nicht  an  sich,  vielmehr  nur  inso- 
fern strafbar  sind,  als  sie  bezwecken,  jemanden  zur  Teilnahme  am 
Streik  u.  s.  w.  zu  veranlassen.  Alle  derartigen  Aeusserungen,  die  nur 
aus  Rache  oder  Aerger  etwa  nach  abgeschlossenem  Streik  erfolgen, 
sowie  auch  Drohungen  gegen  zum  Ausstand  bereits  entschlossene  Ar- 
beiter fallen  nicht  unter  diese  Bestimmung.  (So  auch  die  Begründung 
des  Gesetzentwurfs  zum  Schutz  des  gewerbl.  Arbeitsverhältnisses  vom 
26.  V.  99  und  ausdrücklich  Bayr.  OLG.  am  5.  IV.  06,  Gew.  Archiv 
1907  S.  530;  a.  a.  OLG.  Dresden  am  23.  III.  05,  ebenda  1906  S.  164.) 

Zu  Zweifeln  hat  der  Begriff  der  Verrufserklärung  Anlass  gegeben. 
Es  ist  darunter  zu  verstehen  die  Erklärung,  mit  jemandem  nicht  ver- 
kehren zu  wollen,  weil  er  des  Verkehrs  unwürdig  sei.  (So  das  Kammer- 
gericht am  2.  XL  Ol  in  Regers  Entsch.  der  Verwaltungsgerichte 
Bd.  XIII  S.  260.)  Sie  setzt  ein  gemeinsames  Klassen-  oder  vStandesge- 
fühl  voraus,  kann  sich  äussern  in  der  Ausschliessung  aus  einem  \'er- 
band  wegen  Unwürdigkeit,  ist  aber  auch  zwischen  Nicht -Verbandsge- 
nossen denkbar.  Ein  gewisses  Mass  von  Oefifentlichkeit  muss  gegeben 
sein;  Mitteilung  der  Ausschliessung  durch  sekreten  Brief  genügt  zum 
Tatbestande  nicht.  (Kammergericht  a.  a.  O.)  —  Dagegen  fallen  hier- 
unter nicht  die  verschiedenen  Arten  der  Sachsperre,  des  Boykotts 
u.  s.  w.,  schon  um  deswillen  nicht,  weil  diese  Formen  wirtschaftlichen 
Kampfes  wenigstens  als  System  i.  J.  1869  noch  unbekannt  waren,  — 
die  ersten  Erörterungen  darüber  finden  sich  um  1886  — ,  während  per- 
sönliche Verrufserklärungen  so  alt  sind  wie  die  Klassenbildung  selbst, 
zu  deren  notwendigem  Requisit  sie  gehören.  (Vgl.  Hirsch,  7.\iv  Kartell- 
frage, Jena  1904,  S.  5  fg.)  Es  folgt  dies  auch  grammatikalisch  aus  der 
unterschiedslosen  Nebeneinanderstellung  der  Verrufserklärung  in  §  153 
mit  Delikten,  die  sich  sämtlich  gegen  die  Person  richten;  andernfalls 
müssten  mindestens  Worte  wie  »der  von  jenen  hergestellten  Waren« 
eingefügt  sein.     Uebrigens  ist  die   Frage   von   Bedeutung   nur   für   die 
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Bestrafung  von  Arbeitgebern,  —  wie  in  einem  kürzlich  dem  OLG.  Karls- 
ruhe zur  Entscheidung  unterstehenden  Fall,  wo  organisierte  Arbeitgeber 
drei  Kollegen  zur  Teilnahme  an  einer  Aussperrung  durch  Sperrandrohung 
gegenüber  gemeinsamen  Lieferanten  für  den  Fall  weiterer  Lieferung 
an  die  Outsider  zu  bewegen  suchten.  (Soz.  Praxis  Bd.  XV,  S.  170.) 
Im  Verhältnis  von  Arbeitern  untereinander  sind  derartige  Sachsperren 
kaum  denkbar,  die  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  unterstehen 
dieser  Norm  nicht  (s.  u.).  Zu  Zweifeln  können  nur  die  Fälle  Anlass 
geben,  wo  Arbeiter  sich  w^eigern,  mit  Nicht-Organisierten  zusammen  zu 
arbeiten  ;  hierin  kann  unter  Umständen  eine  Verrufserklärung,  eine  per- 
sönliche Aechtung  liegen,  braucht  es  aber  durchaus  nicht.  (Bejaht  u.  a. 
vom  Reichsgericht  am  15.  L  05,  Gew.  Archiv  1905  S.  654,  und  Kam- 
mergericht am  3.  V.  06,  ebenda  1907  S.  166.) 

Oft  hervorgehoben  ist,  dass  die  Verrufserklärung  —  soweit  sie  nicht 
eine  Beleidigung  enthält  —  sonst  nicht  gestraft  wird,  obwohl  sie  auch 
in  anderen  Ständen  vorkommt,  so  bei  den  Aerzte- Vereinen  ein  gewich- 
tiges Mittel  des  Organisationszwanges  bildet.  Dass  sie  nur  hier  —  und 
zwar  als  Pressionsmittel  —  unter  Strafe  gestellt  ist,  beruht  nicht  etwa 
darauf,  dass  das  angegriffene  Rechtsgut,  die  Verkehrsfähigkeit,  hier 
höher  zu  werten  ist  als  in  andern  Ständen ,  oder  dass  die  Folgen  der 
Verkehrsausschliessung  hier  schlimmer  sind,  denn  in  anderen  Kreisen, 
sondern  allein  darauf,  dass  man  überhaupt  alle  schweren  Mittel  der 
Pression  in  Anwendung  auf  den  Streik  oder  die  Aussperrung  aus- 
schliessen  wollte. 

III.  Die  wiedergegebenen  Bestimmungen  gehen  also  zwar  in  einigen 
wichtigen  Punkten  über  die  allgemein  geltenden  Normen  heraus,  er- 
klären jedoch  allein  in  keiner  Weise  die  vielen  Klagen,  die  über  dieses 
Gesetz  laut  geworden  sind.  Tatsächlich  richten  sich  denn  auch  diese 
Angriffe  nur  zum  kleinen  Teil  gegen  die  Bestimmungen  selbst,  viel- 
mehr hauptsächlich  gegen  angebliche  und  wirkliche  Erweiterungen,  die 
diese  Normen  durch  Interpretation  der  Rechtsprechung  erfahren  haben. 

Dabei  handelt  es  sich  zunächst  um  zwei  Auslegungen,  die  sich 
durchaus  innerhalb  des  gegebenen  Rahmens  halten. 

Die  für  das  Anwendungsgebiet  des  Gesetzes  wichtigste  Interpreta- 
tion ist  die  Unterstellung  der  Gewerkvereine  unter  die  Verabredungen 
in  §  153  GO.  In  §  152  spricht  das  Gesetz  ausdrücklich  von  Verab- 
redungen und  Vereinigungen,  in  §  1 53  nur  von  Verabredungen.  Nun 
ist  ein  Gewerkverein  wohl  immer  als  eine  Vereinigung  zur  Erlangung 
besserer  Arbeits-  und  Lohnbedingungen  aufzufassen,  aber  nicht  als  eine 
Verabredung  hierzu.  Der  LTnterschicd  der  Worte  ist  klar,  vom  Gesetz- 
geber auch  selbst  gemacht.  Aus  der  Entstehungsgeschichte  (vgl.  Reichs- 
tags-Drucks. 1869  Nr.  13,  148,  151  und  9.  Sitzungsprotokoll  S.  775  bis 
778,  S.  II 15)  hat  das  Reichsgericht  in  einer  ausführlichen  Entscheidung 
am  25.  I\'.  02  gefolgert,  es  handle   sich   bei   der  VVeglassung  um  eine 
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Art  Redaktionsfehler:  das  Wort  »Vereinigungen«  sei  erst  nachträglich 
auf  besonderen  Antrag  in  §  152  eingefügt  worden,  der  Antragsteller 
habe  aber  nicht  die  Absicht  ausgedrückt,  einen  Unterschied  zwischen 
den  §§152  u.  153  machen  zu  wollen.  (Jur.  Wochenschr.  1903,  S.  137, 
Gew.  Archiv  II  S.  177.)  Dem  Reichsgericht  haben  sich  die  meisten 
Gerichte  angeschlossen,  jetzt  auch  im  Urteil  vom  5.  III.  06  das  Kammer- 
gericht (Deutsche  Jur.  Ztg.  XI  S.  601,  Gew.  Arch.  1906,  S.  652),  das 
früher,  28.  XL  98,  einen  anderen  Standpunkt  vertreten  hatte.  (Goä- 
datnmers  Arch.  Bd.  46,  S.  371.)  Als  völlig  zwingend  gelten  Interpreta- 
tionen aus  der  Entstehungsgeschichte  nicht,  und  es  lassen  sich  sehr 
wohl  Gründe  denken,  die  den  Gesetzgeber  gerade  zu  einer  Unter- 
scheidung hätten  veranlassen  können:  Jeder  Streik  und  jede  Aussper- 
rung bringt  eine  Störung  des  Wirtschaftslebens  und  vor  allem  für  den 
einzelnen  Teilnehmer  die  Gefahr  mit  sich ,  die  Grundlagen  seiner 
Existenz  einzubüssen ;  deshalb  muss  er  sich  hierzu  frei  und  ohne  Zwang 
entschliessen  können.  Ganz  anders  der  Gewerkverein  oder  Arbeit- 
geber-Verband :  Diese  haben  durchaus  nicht  immer  Störungen  im  Ge- 
folge ,  verhindern  sie  im  Gegenteil  oft ,  eine  Existenz-Gefährdung  ist 
mit  dem  Beitritt  zu  ihnen  im  allgemeinen  nicht  verbunden.  Daher 
brauchten  hier  besondere  Schutznormen  so  wenig  gegeben  zu  werden 
wie  bei  sonstigem  Organisationszwang.  —  Es  ist  dies  einer  der  Fälle, 
wo  die  Interpretation  rechtlich  zulässig  sein  mag  —  trotz  der  ein- 
engenden auch  für  diese  Bestimmungen  sinngemäss  anzuwendenden 
Norm  des  §  2  RStGB. :  nulla  poena  sine  lege  — ,  sachlich  aber  zu 
Zweifeln  entschiedenen  Anlass  gibt. 

Durch  Auslegung  war  ferner  festzustellen,  welche  Verabredungen 
hierunter  fallen.  §  153  sagt:  »an  solchen  Verabredungen  teilzunehmen«, 
bezieht  sich  also  ausdrücklich  auf  §  152,  wo  von  Verabredungen  »zum 
Behufe  der  Erlangung  günstiger  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen«  die 
Rede  ist.  Unter  solche  sind  gerechnet  worden  Verabredungen,  welche 
bezwecken  die  Entlassung  unbeliebter  Werkmeister,  so  OLG.  Darm- 
stadt 28.  X.  92  {Reger  XIII  8.  258),  die  Aufrechterhaltung  bestehen- 
der Bedingungen  gegenüber  der  Absicht  der  Gegenpartei,  sie  zu  ver- 
schlechtern, so  das  Reichsgericht  am  5.  VII.  97  {Reger  XVIII  S.  190), 
wo  in  einer  Stearinfabrik  eine  Arbeiterin  von  ihren  Kolleginnen  ge- 
zwungen wurde,  an  einem  Streik  zwecks  Rückgängigmachung  einer 
neuen  Arbeitsteilung  und  Lohnreduzierung  teilzunehmen,  das  Kammer- 
gericht am  27.  IL  02'  (Gew.  Archiv  IV  S.  510),  die  OLG.  Hamburg 
am  25.  VII.  88  {Goltdammer?,  Arch.  Bd.  37  S.  410)  und  Dresden  am 
16.  XL  05  (Gew.  Archiv  1907  S.  175),  letzteres  in  einem  Fall,  wo  Ar- 
beiterinnen wegen  Zugehörigkeit  zu  einem  Verbände  ausgesperrt  waren 
und  eine  derselben  deshalb  beleidigt  wurde,  weil  sie  die  Wiederauf- 
nahme durch  Austritt  aus  dem  Verbände  erreichte.  Ebenso  wurden 
andererseits  Verabredungen  von  Arbeitgebern,   die  von   den  Arbeitern 
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geforderten  Lohnerhöhungen  abzulehnen,  hierunter  begriffen,  so  vom 
OLG.  Jena  am  31.  L  99  [Golldatmners  Arch.  46  S.  375  fg.). 

Dies  erscheint  zunächst  überraschend,  weil  man  bei  dem  Lesen 
des  Wortes  »günstiger«  daran  denkt,  es  handle  sich  nur  um  Verbesse- 
rung der  Arbeitsbedingungen.  Die  Auslegung  ist  gleichwohl  aus  folgen- 
den Erwägungen  unerlässlich :  Da  die  Verabredungen  in  §  153  iden- 
tisch sind  mit  denen  in  §  152,  so  würde  man,  falls  man  die  Ausstände 
zwecks  Aufrechtcrhaltung  des  bestehfenden  Zustandes  nicht  unter  §153 
brächte,  damit  implicite  auch  erklären,  sie  fielen  nicht  unter  §  152, 
unterständen  also  noch  etwaigen  partikularen  Verboten.  Da  dies  aus- 
geschlossen ist,  so  müssen  alle  Verabredungen,  auch  die  über  den  In- 
halt des  Arbeitsvertrags  hinausgehenden,  hier  einbezogen  werden.  Ob 
eine  Bedingung  günstiger  ist,  darüber  entscheidet,  wie  das  Reichsge- 
richt hervorhebt,  nicht  ein  objektiver  Vergleich,  sondern  das  subjek- 
tive Empfinden  derer,  die  sie  anstreben.  —  Aus  denselben  Gründen 
müssen  auch  alle  Verabredungen,  mit  denen  die  Wiedereinstellung  ent- 
lassener Arbeiter  erzwungen  werden  soll,  hier  einbezogen  werden,  wie 
in  zahlreichen  Entscheidungen  ausgesprochen  ist ;  denn  wenn  es  sich 
dabei  auch  nicht  um  die  Erlangung  besserer  Bedingungen  für  die  Teil- 
nehmer selbst  handelt,  so  ist  doch  auch  wieder  nicht  zu  bestreiten, 
dass  solche  Vereinbarungen  partikularen  Bestimmungen  nicht  unter- 
liegen. Man  muss  sogar  den  Zwang  zu  einem  so  berechtigten  Vor- 
gehen, wie  es  die  gemeinsame  Arbeitsniederlegung  wegen  nachträg- 
licher Verkürzung  des  vereinbarten  Lohns  ist,  dem  §  153  unterstellen. 
(Einen  solchen  Fall  entschied  das  Kammergericht  am  20.  VL  95,  Golt- 
dammer%  Arch.  Bd.  43  S.   145.)  — 

Hielten  sich  die  bisher  besprochenen  Interpretationen  im  Lauf  der 
vom  Gesetzgeber  gezogenen  Richtungslinie,  so  weicht  die  nun  zu  be- 
sprechende wichtigste  von  dieser  Linie  ab  und  unterstellt  einen  ganz 
anderen  Tatbestand  dem  §  153.  Es  ist  die  vom  Reichsgericht  und 
verschiedenen  anderen  Gerichten  wiederholt  ausgesprochene  Ansicht, 
dass  sich  die  Strafbestimmung  auch  gegen  Angriffe  richte,  welche  die 
Arbeiter  mit  den  in  §  153  verpönten  Älitteln  gegen  Nicht-Berufsge- 
nossen, insbesondere  auch  Arbeitgeber  richteten  ;  so  das  Reichsgericht 
am  23.  XL  97  {Golfdammem  Arch.  Bd.  46,  S.  33)  und  am  30.  IV.  03  (Jur. 
Woch.  1903,  S.  359),  OLG.  Celle  am  27.  IX.  90  {Goltdammers,  Arch. 
Bd.  38,  S.  377)  und  andere.  Es  sind  auf  Grund  dessen  wiederholt 
bestraft  worden  Arbeiter,  die  einen  Arbeitgeber  zur  Heraufsetzung  von 
Löhnen,  Entlassung  von  Werkmeistern  und  ähnlichem  durch  Drohungen 
mit  Streik,  Boykott,  Sachsperre  zu  veranlassen  suchten. 

Während  das  Gesetz  verhindern  wollte  einen  von  Arbeitern  gegen 
Arbeiter,  von  Arbeitgebern  gegen  Arbeitgeber  ausgeübten  Organisations- 
zwang, wird  hier  unter  Strafe  gestellt  die  Androhung  wirtschaftlicher 
Kampfmittel  gegen  die  Gegenpartei,   also   etwas    völlig   verschiedenes. 


Miszellen.  j-7. 

Man  sieht  zugleich  das  Gefährliche  dieser  Ausdehnung:  Während  §  152 
Abs.  I  gerade  die  Streikverbots  beseitigt,  werden  sie  hier  durch  Be- 
strafung der  Streikandrohung  wieder  hergestellt.  Es  ist  mit  Recht  dar- 
auf hingewiesen  worden,  dass  dann  Streikankündigungen  grundsätzlich 
vermieden  werden  müssten,  um  nicht  strafbar  zu  werden,  vielmehr  so- 
gleich in  den  Streik  einzutreten  sei. 

Die  Interpretation  lässt  sich  auch  grammatisch  nicht  halten,  wie 
das  Kammergericht  am  8.  XII.  98  ausführlich  dargelegt  hat.  {Goltä. 
Archiv  Bd.  46,  S.  372).  Das  Entscheidende  liegt  in  dem  Worte  »Folge 
leisten«,  das  man  an  sich  auch  auf  die  Gegenpartei  beziehen  könnte. 
Nun  heisst  es  aber  in  dem  ersten  Satzglied  »an  Verabredungen  teilzu- 
nehmen« und  in  dem  dritten  »von  solchen  Verabredungen  zurückzu- 
treten«, beides  kann  nur  Angehörige  derselben  Partei  im  Auge  haben. 
Es  ist  nun  sprachlich  unmöglich,  in  dem  zweiten  dazwischen  stehenden 
Satzglied  als  Objekt  die  Gegenpartei  aufzufassen. 

Ob  der  Arbeitgeber  schutzbedürftig  ist  gegenüber  den  Angriffen 
der  Arbeiter,  worauf  das  Problem  vom  Reichsgericht  abgestellt  wird, 
muss  dahingestellt  bleiben,  geschützt  werden  sollte  er  aber  jedenfalls  nicht 
durch  diese  Bestimmung.  Eine  Reihe  von  Gerichten,  so  das  Kammer- 
gericht ausser  in  dem  angeführten  Urteil  noch  in  einem  anderen  vom 
21.  V.  91  {Goltd.  Arch.  Bd.  40,  S.  269),  sowie  die  Begründungen  zu 
den  Gesetzentwürfen  vom  6.  Juli  1890  und  26.  Mai  1899  lehnen  denn 
auch  ausdrücklich  jene  Interpretation  ab.  In  der  Tat  bedeutet  sie  eine 
völlige  Verschiebung  des  vom  Gesetzgeber  eingenommenen  Standpunkts. 
Sie  zeitigt  ihrerseits  nun  wieder  eine  Reihe  ungewollter  Konsequenzen, 
so  die  Unterstellung  des  von  Arbeitern  gegen  Arbeitgeber  verhängten 
Boykotts  unter  die  Verrufserklärung.  Sie  macht  auch  erst  den  Vor- 
wurf verständlich,  dass  nicht  auch  der  vom  Arbeitgeber  häufig  geübte 
Zwang  gegen  die  Arbeiter  zum  Austritt  aus  einer  Organisation  bestraft 
würde,  —  welcher  Vorwurf  den  Gesetzgeber  nicht  trifft,  da  er  nur  den 
Organisationszwang  innerhalb  derselben  Partei  verhindern  wollte. 

Anlass  zu  Zweifeln  können  von  den  hierher  gehörigen  Fällen  höch- 
stens die  geben,  wo  Unorganisierte  durch  einen  nicht  gegen  sie  selbst, 
sondern  gegen  die  Gegenseite  gerichteten  Druck  zur  Teilnahme  an 
einer  Verabredung  bestimmt  werden,  wenn  also  Arbeiter  den  Aussen- 
seiter dadurch  zum  Beitritt  zu  zwingen  suchen,  dass  sie  dem  Arbeit- 
geber den  .Streik  androhen,  falls  er  jenen  nicht  entliesse,  so  die  vom 
Reichsgericht  am  15.  I.  04  (Gew.  Archiv  1905,  S.  654)  und  vom  Kammer- 
gericht am  3.  V.  06  (ebenda  1907  S.  166)  abgeurteilten  Vorgänge.  Dass 
es  sich  dabei  um  Organisationszwang  handelt,  ist  richtig,  ob  strafbar, 
hängt  mit  der  strittigen  Frage  zusammen,  inwieweit  durch  Drohungen 
gegen  einen  Dritten  genötigt  werden  kann.  Ausserdem  muss  natürlich 
im  Einzelfall  eine  relevante  Drohung  oder  eine  echte  Verrufserklärung 
vorliegen,  was  in  jenen  Fällen  nur  teilweise  zutreffen  wird. 
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Erkennt  man  den  Unterschied  zwischen  dem  Zwang  gegen  die 
Gegenpartei  und  dem  Organisationszwang  richtig,  so  lösen  sich  auch 
die  entstandenen  Zweifel,  ob  der  Zwang  zur  Teilnahme  an  einer  Tarif- 
gemeinschaft unter  §  153  GO.  fällt.  (Vgl.  u.  a.  Goebel,  Zur  Handhabung 
des  Koalitionsrechts  im  Arch.  f.  Sozialwissenschaft  Bd.  XXIII,  S.  59  fg.) 
Hierher  gehört  zweifellos  der  Zwang,  den  Arbeiter  gegen  Arbeiter  oder 
Arbeitgeber  gegen  Arbeitgeber  ausüben,  an  einer  Verabredung  teilzu- 
nehmen, die  die  Herbeiführung  des^  Tarifvertrages  bezweckt,  aber  nie- 
mals der  Zwang,  den  Arbeiter  gegen  Arbeitgeber  ausüben,  eine  Tarif- 
gemeinschaft mit  ihnen  abzuschliessen.  Denn  diese  ist,  wie  das  OLG. 
Kiel  am  29.  VIII.  05  (Gew.  Archiv  igo6,  S.  357)  es  treffend  ausgedrückt 
hat,  das  Ziel,  nicht  das  Mittel ;  sie  ist  ein  zwischen  Gegenparteien  ge- 
schlossener Vertrag,  nicht  eine  Verabredung  zwischen  Berufsgenossen 
zur  Herbeiführung  besserer  Arbeitsbedingungen.  (.So  auch  mit  aller 
Schärfe  die  Soz.  Praxis  Bd.  X,  S.  917.) 

Hiermit  sind  die  volkswirtschaftlich  bedeutsamen  Streitfragen  er- 
(■'»rtert.  Es  existiert  zwar  noch  eine  Fülle  anderer,  so  ob  es  darauf 
ankommt,  dass  der  Drohende  die  Drohung  habe  auch  ausführen  können, 
ob  es  schon  strafbar  ist,  w'enn  der  Drohende  Misshandlungen  durch 
Dritte  in  Aussicht  stellt,  ob  der  Bedrohte  von  der  Drohung  Kenntnis 
erhalten  haben  muss,  u.  a.  m. ;  aber  sie  haben  kein  spezifisches  Inter- 
esse. (Vgl.  die  Kommentare  zur  Gewerbe-Ordnung,  deren  Ansichten 
bei  den   einzelnen  Streitpunkten  wiederzugeben ,   hier  nicht  Raum   ist.) 

Zusammenfassend  ist  zu  sagen:  Unter  §  153  GO.  fällt  der  Zwang 
zur  Teilnahme  auch  an  solchen  Verabredungen,  die  über  den  Inhalt 
des  Arbeitsvertrags  hinausgehen,  aber  niemals  ein  auf  die  Gegenpartei 
geübter  Zwang.  Ob  dem  §  153  auch  Vereinigungen,  insbesondere  die 
Gewerkvereine,  unterliegen,  ist  zweifelhaft. 

Für  die  weitere  Rechtsentwicklung  auf  diesem  Gebiete  ist  zuvör- 
derst die  Wiederbeseitigung  der  über  den  Rahmen  des  Gesetzes  hinaus- 
gehenden Auslegungen,  am  besten  durch  erneuten  Richterspruch,  zu 
wünschen.  Ob  die  Bestimmung  in  dem  ursprünglich  gedachten  Um- 
fang aufrecht  zu  halten  oder  auch  auszubauen  sei,  darüber  entscheidet 
weniger  die  wissenschaftliche  Ueberlegung,  als  vielmehr  die  Gesamt- 
anschauung über  den  Nutzen  oder  Schaden  von  Organisationen.  Ab- 
gesehen davon  dürfte  zweierlei  zu  bedenken  sein :  einmal  ob  es  mög- 
lich ist,  gegen  den  Organisationszwang  zwischen  Arbeitgebern  ein 
lückenloses  System  von  ^Mitteln  aufzustellen,  ohne  dass  zugleich  die 
wirtschaftliche  Entwicklung  selbst  gefesselt  würde,  und  sodann  ob  es 
angesichts  der  zunehmenden  Organisierung  unserer  Volkswirtschaft  über- 
haupt durchführbar  ist,  den  —  jeder  auf  Beherrschung  des  Markts 
ausgehenden  Organisation  immanenten  —  Organisationszwang  durch 
besondere  Repressivmassregeln  zu  verhindern. 
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Ho  ff  171  a  7111,  Dr.  Friedrich.  Kritische  Dogmengeschichte  der  Geldioert- 
theorien.     Leipzig  1907.     C.  L.  Hirschfeld.  VII  und  294  S. 

»Es  gibt  nichts,  woran  nicht  etwas  Gutes  wäre,  zumal  ein  Buch  als 
ein  Werk  der  Ueberlegung« ;  aber  es  ist  nicht  immer  leicht,  nach 
dieser  Lehre  auch  zu  handeln  und  Gutes  nachzurühmen,  wenn  man  mit 
altem  Interesse  an  der  Sache  eine  dem  Titel  nach  vielversprechende 
Schrift  erwartungsvoll  begonnen  hat,  um  dann  immer  missmutiger  zu 
werden  und  schliesslich  mit  dem  gelinden  Gefühl  der  Verzweiflung 
weiter  zu  blättern,  um  zu  sehen,  ob  nicht  doch  etwas  Lohnendes  aus  der 
leidigen  Unzulänglichkeit  auftaucht.  Wenn  man  aber  auf  einen  hohen 
Berg  zu  steigen  versucht  —  und  die  Lehre  vom  Werte  des  Geldes  ist 
ein  solcher  Gipfel  unserer  Wissenschaft  —  so  hat  man  einen  Gewinn, 
auch  wenn  der  eingeschlagene  Pfad  sich  als  der  Weg  erweist,  der 
eigentlich  keiner  ist ;  und  wenn  auch  an  diesem  Nebeltage  sich  der  er- 
hoffte weite  Ueberblick  nicht  zeigen  will,  nun,  man  kann  sich  ja  damit 
trösten,  dass  man  gelegentlich  am  Wege  diese  oder  jene  neue  Einzel- 
heit entdeckt.  Ohne  Bild  gesprochen :  Anfänger  sind  vor  dem  Hoffinann- 
schen  Buche  zu  warnen ,  denn  sie  würden  bei  einer  Durcharbeitung 
nur  den  Druck  einer  ermüdenden  und  erfolglosen  Kraftanstrengung 
bekommen,  und  es  gibt  andere  INIittel,  sie  für  den  Geldwert  zu  interes- 
sieren ;  Kenner  der  Geldtheorien  erfahren  in  der  Hauptsache  nichts 
Neues,  ärgern  sich  über  die  undurchsichtige  Wiedergabe  der  meisten 
Lehren,  und  finden  nur  in  diesem  Zitat  oder  in  jenem  Schriftsteller, 
den  sie  bis  dahin  übersehen  hatten,  eine  Ergänzung  ihres  Wissens. 

Hoff  mann  hat  seine  Arbeit  zuerst  1904  als  akademische  Preisauf- 
gabe verfertigt,  hat  dann  mit  einem  Abschnitt  derselben  in  Kiel  promo- 
viert und  beschenkt  uns  im  Herbst  1907  mit  dem  Gesamtergebnis 
seiner  Bemühungen,  die  er  im  Winter  1905/6  abgeschlossen  hat.  Das 
erklärt  viel,  und  man  wird  dem  Verfasser  so  viel  zugute  halten  müssen, 
dass  man  nicht  wegen  der  Mängel  seiner  erweiterten  Dissertation  auch 
seinen  künftigen  Leistungen  mit  INIisstrauen  entgegentritt.  Denn  er  ist 
unzweifelhaft  fleissig  gewesen  und  hat  in  seinen  Studentenjahren  mehr 
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Geldtheoretiker  zu  verdauen  gesucht,  als  man  ihm  wünschen  sollte, 
und  wenn  es  auch  ein  Mangel  an  Einsicht  ist,  dass  er  sich  eine  druck- 
reife Arbeit  über  die  Geschichte  der  Geldwerttheorie  zugetraut  hat,  so 
hat  man  sie  ihm  doch  von  akademischer  Seite  aus  nahegelegt.  Man 
begreift  das  nicht.  Denn  eine  Geschichte  der  Geldwerttheorien  ist 
sicher  keine  Studentenarbeit,  wenn  man  nicht  auf  ein  erstaunliches 
Ingenium  stösst;  und  der  pädagogische  Missgriff,  der  darin  liegt,  statt  zu 
Anschauung  und  eigenem  Denken  ^linzuführen,  einen  Anfänger  die  für 
den  Zustand  seiner  geistigen  Reife  wirklich  öde  und  unfruchtbare  Dog- 
mengeschichte traktieren  zu  lassen,  wird  um  so  erstaunlicher,  als  er 
sich  doch  nicht  mit  einem  Interesse  der  Wissenschaft  verteidigen  lässt, 
mit  dem  man  dann  und  wann  eine  für  die  gedeihliche  Gesamtausbil- 
dung ihres  Autors  wenig  geeignete  Doktorarbeit  entschuldigen  mag. 

Eine  Detailkritik  würde  endlos  werden:  historisches  Verständnis, 
Blick  für  geistige  Zusammenhänge,  Klarheit  über  die  methodischen 
Voraussetzungen  einer  Theorie,  Fähigkeit,  den  Wert  und  die  Bedeutung 
der  Autoren  zu  unterscheiden,  alle  diese  Eigenschaften  eines  guten 
Dogmenhistorikers  fehlen,  und  man  spürt  überall  den  Anfänger,  dem 
die  selbstverständlichsten  Dinge  so  fremd  sind  (vgl.  S.  i,  S.  2,  S.  4  Anm.  i 
S.  18  Anm.  5,  6  u.  s.  w.),  dass  sie  mit  Zitaten  aus  den  allgemeinsten  Hilfs- 
mitteln unseres  Unterrichts  bewiesen  werden  müssen.  H.  fehlt  die  Gedan- 
kenschulung, die  notwendig  ist,  um  die  Lehre  eines  fremden  Autors  knapp 
und  klar  ^viederzugeben,  und  er  hat  ebensowenig  das  gründliche  Lesen  ge- 
lernt, das  eine  fremde  Meinung  sicher  und  in  ihrer  charakteristischen  Be- 
stimmtheit erfasst.  Was  er  besten  Falls  durch  den  äusseren  Fleiss  sei- 
ner Zusammenstellung  erreicht,  ist  jenes  ä  peu  pres,  das  der  schlimmste 
Feind  alles  Guten  ist.  An  Stelle  vieler  Beispiele  sei  darauf  hingewie- 
sen, dass  er  in  einer  Anmerkung  ein  Zitat  von  Lattg/ilin  bringen  muss, 
das  der  im  Text  gegebenen  Darstellung  der  Lehre  von  Adam  Smith 
durchaus  widerspricht.  Wie  ungründlich  H.  gelesen  hat,  zeigt  z.  B. 
seine  Behandlung  von  Busch,  dessen  ausführliche  Darlegungen  über 
den  Kredit  er  vollkommen  übersehen  hat  (S.  77).  Ich  unterlasse  es 
auch,  die  rohe  chronologische  Disposition  Äs  weiter  zu  kennzeichnen: 
es  genüge,  dass  Marx  in  Kapitel  IV  mit  der  Ueberschrift  »Die  austra- 
lisch-kalifornischen Goldentdeckungen  und  die  Geldwerttheorie«  aufge- 
führt wird,  und  dass  Simmel  und  v.  Wiese?-  auf  dem  Verlegenheitskonto 
»Besonderes«  verbucht  sind. 

ö«^-^i?«s  Geschichte  der  Nationalökonomie  hat  dieser  Verfasser  einer 
speziellen  Dogmengeschichte  nicht  gelesen.  Mag  es  trotzdem  zulässig 
sein,  dass  nur  die  nachmerkantilistische  Geldthcorie  mit  ihren  Vorläu- 
fern dargestellt  wird,  so  bleiben  nichtsdestoweniger  erstaunliche  Lük- 
ken.  Von  Oresmiiis  hat  H.  zufällig  durch  einen  amerikanischen  Autor 
erfahren  (S.  27  Anm.  6)  —  als  einzige  Jahreszahl  wird  dabei  1625  an- 
gegeben,   woraus  ich    aber  nichts    folgern  will  —  und  er  hat  es  nicht 
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einmal  für  geraten  gehalten,  den  Namen  im  HWß.  naciuuschlagen, 
dessen  biographische  Notizen  freilich  auch  sonst  nicht  benützt  sind. 
Viele  Namen  sucht  man  umsonst :  Quesnay,  Pinto  (obwohl  JT.  grade  bei 
den  älteren  Autoren  gern  von  der  Berücksichtigung  des  Kredites  redet), 
Forbonnais,  JFra7ikiin,  Loizmdes  u.  s.  w. ;  selbst  sein  würdigerer  Namens- 
vetter /.  G.  Hoffniann  ist  dem  Verfasser  unbekannt  geblieljcn.  Das 
geht  denn  doch  zu  weit,  und  es  muss  auch  auf  das  entschiedenste 
zurückgewiesen  werden,  wenn  H.  im  Vorwort  meint,  er  habe  es  nicht 
mehr  nötig  gehabt,  auch  das  Buch  von  Knapp  noch  zu  berücksichti- 
gen ,  weil  er  seine  Arbeit  schon  im  Winter  1905/6  abgeschlossen 
hätte:  mittlerweile  ist  es  Herbst  1907  geworden,  und  was  soll  uns  ein 
Buch,  das  beim  Erscheinen  veraltet  ist? 

Auch  die  Darstellungstechnik  bleibt  hinter  den  einfachsten  Anfor- 
derungen zurück :  H.  zitiert  bei  älteren  Autoren  in  der  Regel  weder  den 
genauen  Titel  der  Originalausgabe,  noch  das  Jahr,  in  dem  sie  erschienen 
ist  (z.  B.  Bodin,  Petty,  Child,  Locke,  Berkeley,  Cantilion) ;  er  bemüht  sich 
nicht,  bei  Darstellung  der  vielen  Theorien  ein  gleichmässiges  Schema 
anzuwenden,  um  die  Uebersicht  zu  erleichtern ;  wahllos  wird  die  eine 
oder  die  andere  Theorie  auf  eine  übrigens  ungeschickt  gewählte  Buch- 
stabenformel gebracht,  ohne  dass  zu  erkennen  ist,  weswegen  das  in  der 
Regel  unterbleibt ;  man  findet  häufig  für  einen  einzigen  Satz  zwei  oder 
drei  Anmerkungen,  ohne  den  Grund  dieser  Häufung  zu  verstehen,  und 
da  wo  in  der  Anmerkung  Zitate  stehen,  sind  es  nicht  selten  aus  dem 
Zusammenhang  gerissene  Worte,  denen  jede  Beweiskraft  fehlt  (8.  12 
Anm.  7,  S.   17  Anm.  2,  S.  22  Anm.  3,   S.  40  Anm.  7  u.  s.  w.). 

Hoffmann%  eigene  Auffassung  vom  Geldwert  ist  schwankend  und 
unsicher.  Besonders  grotesk  ist  die  häufig  wiederkehrende  Ueber- 
schätzung  der  sogen,  staatlichen  Preisfestsetzung  in  ihrer  Bedeutung 
für  den  Wert  eines  in  allen  Kulturländern  frei  prägbaren  und  frei  ex- 
portierbaren Edelmetalles.  Hoffmanns  hilflose  Kritik  läuft  demgemäss 
immer  wieder  darauf  hinaus :  diese  oder  jene  Ansicht  ist  falsch,  hat 
aber  einen  richtigen  Kern.  Da  seine  Arbeit  im  übrigen  der  Wissen- 
schaft keinen  besonderen  Schaden  tun  dürfte,  so  mag  es  damit  sein 
Bewenden  haben.  Nur  sei  noch  bemerkt,  dass  das  Buch  schlecht  aus- 
gestattet ist.  Der  Preis  von  8  Mark  wäre  für  ein  Heft  von  294  Seiten 
auch  dann  zu  hoch,  wenn  der  Inhalt  den  billigen  Anforderungen  der 
Wissenschaft  entspräche.  P  1  e  n  g  e. 


Dr.  Erich  Well  mann,  Abstamtnung,  Beruf  und  Heeresersatz  in  ihren 
gesetzlichen  Zusammenhängen.  Eine  theoretische  und  praktische  Unter- 
suchung. Leipzig  1907,  Duncker  &  Humblot.  8".  122  Seiten,  mit 
tabellarischen  und  graphischen  Beilagen.    5  Mark. 

Diese   Untersuchung,    aus  Serings  Seminar   hervorgegangen,   stellt 

sich  den   verdienstlichen  Arbeiten  von  Bindewald,  Abelsdorff  und  Rose 

Zeitsclirift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1908.    1.  12 
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mit  dem  Versuch  zur  Seite,  auf  Grund  einer  privaten  Statistik  den  Zu- 
sammenhang zwischen  Landleben  und  MiUtärtaughchkeit  aufzudecken, 
damit  aber  einen  EinbHck  in  die  Wanderungs-  und  Berufswahlstatistik 
kausal  zu  verbinden.  Die  Darstellung  ist  allerdings  sehr  unbeholfen, 
das  Urteil  mitunter  willkürlich;  die  Diagramme  sind  mit  auffallendem 
Ungeschick  angeordnet;  der  einleitende  Abschnitt  über  »die  Bedeutung 
der  allgemeinen  Wehrpflicht«  ist  entbehrlich,  und  der  ihm  folgende 
(»geschichtlicher  Abriss  des  Streites  um  die  INIilitärtauglichkeit«)  recht 
dürftig.  Aber  die  Verarbeitung  von  etwa  3000  Fragebogen,  die  über 
ebenso  viel  Arbeiterfamilien  von  Berlin  und  Umgegend  Auskunft  geben, 
bleibt  doch  eine  verdienstliche  Leistung. 

Der  Fragebogen  enthält  28  Fragen  und  erstreckt  sich  auf  die  Ge- 
bürtigkeits-.  Alters-,  Berufs-  und  Militärverhältnisse  von  4  Generationen. 
Aufifallenderweise  sind  die  Fragen  8  bis  10,  welche  sich  auf  den  Gross- 
vater (ob  väterlicher-  oder  mütterlicherseits,  wird  nicht  gesagt)  beziehen, 
nicht  verarbeitet  worden.  Die  statistischen  Ergebnisse  sind,  wie  Well- 
mann mit  Recht  hervorhebt,  so  gleichartig,  dass  sie  trotz  der  engen 
Begrenztheit  der  Enquete  nicht  als  zufällig  angesehen  M^erden  können. 
Es  ist  aber  nicht  zu  verstehen,  wie  Wellmann  auf  derselben  Seite  in 
gebrochenem  Deutsch  seinem  nächsten  Fachkollegen  Abelsdorff  vor- 
halten kann,  dass  dessen  Material  zu  klein  sei,  um  allgemeinere  Schlüsse 
zu  erlauben.  Denn  wenn  Abelsdorff  auch  nur  2000  Arbeiter  einiger  will- 
kürlich herausgegriffener  Berufsarten  gefragt  hat,  so  ist  sein  Endergebnis 
doch  mindestens  ebenso  stimmig  wie  das  Wellmanwi.  Nach  Abelsdorff 
haben  gedient  von  je  1000 

Vätern  Söhnen 

gebürtig  aus  Orten   bis  zu   5000  Einwohnern  466  372 

»         aus  Orten  von   5000 — 10  000  Einw.  418  330 

»         aus  Orten  von  über  10  000  Einw.  389  303 

Eine  solche  Rechnung  hat  Wellmann  unbegreiflicher  Weise  überhaupt 
nicht  gemacht.  Er  vergleicht  nur  in  seinen  Diagrammen  für  jeden  Be- 
ruf die  Quote  der  Diensttauglichen  mit  der  Quote  der  Landgeborenen 
und  der  von  Landwirten  oder  Landarbeitern  Abstammenden,  ohne  sich 
um  die  Identität  der  Personen  zu  kümmern.  Dabei  ordnet  er  die  Be- 
rufe nicht  etwa  nach  ihrer  durchschnittlichen  Tauglichkeitsquote,  son- 
dern nach  den  4  Gruppen  »ungelernte« ,  »angelernte« ,  »gelernte«  und 
»Kopfarbeiter«,  so  dass  ein  schwer  übersichtlicher  Zickzack  der  Kurven 
resultiert.  Ein  gewisser  Parallelismus  zwischen  Diensttauglichkeit  und 
Landgebürtigkeit  ist  indessen  unverkennbar,  und  die  wichtigsten  Aus- 
nahmefälle (Landarbeiter  und  Glasschleifer)  weiss  Wellmann  zu  erklären. 
Den  auffälligsten  Punkt  seiner  Statistik  hat  Welhnann  überhaupt 
nicht  berührt.  Aus  seiner  Tabelle  14  gruppiere  ich  folgende  Zusam- 
menstellung : 
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Von  den  Vätern  der  Befragten  haben  gedient  43,8  %,  nicht  gedient  55,9  %,  zus.  99,7  % 
Von  den  Befragten  selbst  »  »         45,0    »         »  »        52,8  »        •     97,8  ^'A. 

Von  den  Söhnen  der  Befragten    »  »  51,6   »  »  »        48,3   >       »      99,90/ 

Auch  bei  Abelsdorff  finden  wir ,  wenn  wir  die  Tapeziere  ausschliessen 
(deren  Beruf  von  Schwächlingen  bevorzugt  wird),  40,7  %  Taugliche  in 
der  älteren,  42,4%  in  der  jüngeren  Generation  (durchweg  Berliner 
Fragebogen).  Zum  Teil  mag  sich  diese  aufsteigende  Tauglichkeitsquote 
daraus  erklären,  dass  nach  Berlin  eine  Auslese  kräftiger  Söhne  zuwan- 
dert. Daneben  liegt  aber  zweifellos  eine  wesentliche  Herabsetzung  der 
Massstäbe  vor,  die  die  Ersatzbehörden  angewendet  haben,  wie  die  fol- 
gende Tabelle  Abelsdorff'^  zeigt: 

Von  je  1000  gestellungspflichtigen  Deutschen  waren 

brauchbar  .. 

zum  aktiven         zur  Ersatzreserve     unbrauchbar         jahrlicher  Ersatz- 
Dienst  u.  zum  Landsturm  bedarf  rund 

1873—75  442  393  164  150000 

1876—79  402  343  255  150000 

1880—82  407  385  209  160000 

1883  —  85  420  406  175  160000 

1886 — 89  443  433  125  185000 

1890—92  470  462  67  202000 

1893-95  557  373  69  269000 

1896 — 98  534  384  80  268000 

1899— igoi  547  370  81  279000 

Für  die  mittlere  Generation  Wellmann^  tritt  noch  eine  Fehlerquelle 
hinzu.  Seine  Statistik  umfasst  zehn  Grossbetriebe  ^).  »Da  die  Gefahr 
bestehen  konnte,  dass  in  bestimmten  Betrieben  nur  gediente  Leute  ein- 
gestellt wurden  und  diese  dann  von  der  so  untersuchten  Berufsschicht 
ein  falsches  Bild  liefern  konnten  (!) ,  so  wurden,  wo  dies  nach  Orien- 
tierung der  Fall  zu  sein  schien ,  mehrere  gleichartige  Betriebe  zusam- 
mengefasst,  um  diese  Gefahr  zu  vermeiden.«  IVellmajifi  will  damit  wahr- 
scheinlich sagen,  dass  er  bei  der  Auswahl  der  zu  untersuchenden  Eta- 
blissements je  einem  Werk  mit  nur  gedienten  Leuten  ein  gleichartiges 
mit  gemischtem  Personal  hinzugefügt  habe.  Bei  diesem  Verfahren  blei- 
ben aber  die  gedienten  Leute  immer  noch  zu  stark  vertreten. 

Dass  gerade  nach  Berlin  die  kräftigsten  Arbeiter  zuwandern,  mag 
teilweise  aus  der  Anziehungskraft  der  grossstädtischen  Industrie  '•^),  teil- 


i)  Späths  Baumschulen,  Anhalter  Maschmenfabrik  A.-G.,  Berliner  A.-G.  für  Eisen- 
giesserei,  vorm.  Freund,  Schöneberger  Schlossbrauerei,  Rahns  Grosstischlerei,  Fabriken 
von  Elster,  Schulz  imd  Sackur,  Charlottenburger  Wasserwerke  und  Görz'  Optische 
Anstalten. 

2)  So  erklärt  sich  vielleicht  auch  die  von  Vagi  (die  wehrpflichtige  Jugend  Bayerns, 
S.  56)  hervorgehobene  Tatsache ,  dass  in  Bayern  zwar  die  grossen ,  aber  nicht  die 
grössten  Städte  die  geringste  Diensttauglichkeit  aufweisen.  Vgl.  auch  den  Streit  zwi- 
schen Ballod  und  Kttczynski  über  die  Militärtauglichkeit  der  Grossstädter :  Kuczyttski, 
Ist  die  Landwirtschaft    die    wichtigste  Grundlage    der    deutschen   Wehrkraft?  (Berlin 

12  * 
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weise  aus  dem  Umfang  der  Berliner  Garnison  sich  erklären.  Die  Tat- 
sache wird  durch  Abelsdorffi,  Statistik  insofern  bestätigt,  als  gerade  seine 
Berliner  Fragebogen  ziemlich  hohe  Tauglichkeitsziffern  ergaben.  Das 
Gegenstück  dazu  bietet  Wellmann%  Statistik  der  Berliner  Landarbeiter, 
d.  h.  des  Personals  der  Späthschen  Baumschulen.  Obgleich  zu  8i  % 
vom  Lande  gebürtig  und  zu  86\/2  %  von  landwirtschaftlichen  Vätern 
gezeugt,  sind  sie  doch  zu  weniger  als  40  %  (also  unter  dem  Durch- 
schnitt) diensttauglich.  Welhnann  erklärt  diese  Diskrepanz  mit  Recht 
durch  die  auslesende  Wirkung,  welche  die  Abwanderung  vom  Lande 
übt.  Er  hätte  hinzufügen  sollen,  dass  in  der  unmittelbaren  Nähe  Ber- 
lins die  Auslese  am  intensivsten  funktioniert^).  Wer  trotz  unmittelbarer 
Nähe  Berlins  Landarbeiter  wird  und  bleibt,  wird  in  den  meisten  Fällen 
ein  Schwächling  sein.  Diese  Vermutung  wird  durch  die  Altersstatistik 
bestätigt.  Nach  Wellmanns  Tabelle  2  berechne  ich,  dass  von  je  100  be- 
fragten Arbeitern  im  Alter  standen  von 

15  — 20J.  20 — 30T.  30 — 40 J.  40 — 50 J.  50 — 60 J.  60 — 70 J.  70 — 80 J. 

142  Landarbei- 
ter 12,7  9,9  21,8  19,7  22,5  11,3  2,1 
alle  Arbeiter             8,7          33,6             29,1              17,7               8,0              2,4             0,3 

Die  kräftigsten  Jahrgänge  sind  also  unter  den  Landarbeitern  nur 
schwach  vertreten,  die  schwächlichen  um  so  stärker.  Es  ist  dieselbe 
Erfahrung,  die  man  in  andern  Produktionszweigen  mit  relativ  niederem 
Lohne  auf  Berliner  Boden  gemacht  hat:  die  Arbeiter  strömen  unauf- 
haltsam in  andere  Berufe  ab^). 

Bei  diesem  Anlass  seien  drei  weitere  Zeugnisse  angeführt,  die  be- 
stätigen ,  dass  der  Landwirtschaft  im  Wege  der  Berufswahl  die  kräfti- 
geren Elemente  verloren  gehen.  Röse'^)  macht  auf  die  4.  Tabelle  der 
bayerischen  Rekrutenstatistik  von  1902  aufmerksam.  Danach  hat  die 
Landwirtschaft  53,8  %,  die  Gesamtheit  der  anderen  Berufe  56,4  %  Taug- 
liche, nach  dem  Beruf  der  Militärpflichtigen  selbst;  dagegen  sind,  nach 
dem  Beruf  der  Eltern  gruppiert,  die  Zahlen  56,1  %  und  54,8  %.    »Diese 

1905),  S.  36.  Ein  scheinbarer  Widerspruch  hegt  darin,  dass  die  grossstädtische  Indu- 
strie, obgleich  sie  eine  Auslese  kräftiger  Leute  anzieht,  doch  die  Körperkraft  verküm- 
mern lässt.  Das  Streben  der  qualifizierten  Berliner  Arbeitskräfte  geht  dahin,  wie  ein 
Berliner  Handelskammerbericht  von  den  Berliner  Tischlern  sagt,  »sich  unter  mög- 
lichster Vermeidung  physischer  Anstrengung  geistig  zu  betätigen«  (Jahrbücher  für 
Nationalökonomie,  Juni  1907 ,  S.  765).  Der  Widerspruch  löst  sich  bei  der  An- 
nahme, dass  die  muskelkräftigeren  Zuzügler  zugleich  auch  die  intelligenteren  sind; 
dann  wäre  die  Intelligenz  die  Triebfeder  bei  der  Auslese  der  zuwandernden  Gross- 
städter,  die  Muskelkraft  nur  eine  praktisch   entbehrliche  Nebeneigenschaft. 

1)  Vgl.  auch  die  Wanderungsstatistik  im  Regierungsbezirk  Königsberg:  Arbeiten 
der  Landwirtschaftskammer  für  die  Provinz  Ostpreussen ,  Nr.  18  (Königsberg  1907), 
S.  29  —  30.  61.  65.  69.  70. 

2)  Schwarzschild  in  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie,  Juni   1907,   S.   779. 

3)  Beruf  und  Militärtauglichkeit.    Politisch-anthropologische  Revue,   Juni   1905. 
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Zahlen«,  sagt  Rose,  >bckunden  eine  für  jeden  Kenner  der  bayerischen 
Verhältnisse  ohnehin  klar  zutage  liegende  Tatsache:  die  bessere  Aus- 
lese der  bayerischen  Bauernsöhnc  und  Landarbeiter  wendet  sich  den 
lohnenderen  Industrieberufen  zu,  nur  der  minderwertige  Ausschuss  bleibt 
dem  landwirtschaftlichen  Berufe  treu.«  Allerdings  kommt  die  Auslese 
auch  in  diesen  Zahlen  nur  zu  stark  abgeschwächtem  Ausdruck  ;  denn 
die  nicht  landwirtschaftlichen  Eltern  stammen  zum  Teil  selbst  aus  der 
Landwirtschaft,  wie  Vogl  (Die  wehrpflichtige  Jugend  Bayerns,  S.  12) 
auch  zahlenmässig  nachgewiesen  hat.  Auch  ist  nicht  zu  übersehen,  dass 
die  ländlichen  Gewerbe  mit  landwirtschaftlichem  Nebenberuf  in  dieser 
Statistik  zu  Ungunsten  der  Landwirtschaft  in  die  Wagschale  fallen  ^). 
Und  in  einem  Bericht  über  eine  neuere  böhmische  Agrarenquete 
(czechisches  Sprachgebiet)  heisst  es^):  »Die  Arbeitsleistungen  des  Ge- 
sindes und  der  Tagelöhner  stehen  zu  der  (bedeutend  gesteigerten)  Höhe 
der  Löhne  nach  den  Berichten  der  Mehrzahl  der  Erhebungskommissäre 
in  keinem  Verhältnisse.  Schuld  daran  trage  insbesondere  auch  die  phy- 
sische LInzulänglichkeit  der  Arbeiterschaft,  da  infolge  der  ausserordent- 
lichen Konkurrenz  der  Industrieorte  und  Städte  nur  meist  unzureichende 
Arbeitskräfte  (Greise,  jugendliche  und  für  Fabrikarbeit  untaugliche  Per- 
sonen) für  die  Landwirtschaft  zurückbleiben«  ^). 


1)  Vgl.  auch  eine  andere  Aeusserung  K'öses:  »In  einer  besonderen  anthropolo- 
gischen Arbeit  werde  ich  demnächst  den  Nachweis  führen ,  dass  durch  die  grossen 
Städte  der  Landbevölkerung  gerade  ihre  besten  Köpfe  auf  Nimmerwiedersehen 
entzogen  werden  .  .  .  Ein  hervorragend  tüchtiger,  befreundeter  Lehrer  aus  meinem 
nordthüringischen  Heimatsorte  klagte  mir  vor  einigen  Jahren:  ,Du  magst  es  glauben 
oder  nicht,  aber  es  ist  Tatsache,  dass  meine  Schüler  in  den  letzten  25  Jahren  immer 
dümmer  geworden  sind.  Nur  die  dummen  Familien  bleiben  auf  dem  Lande  zurück, 
alle  gescheiten  ziehen  in  die  Städte'.«  In  dieser  Gegend  (Bezirkskommando  Sonders- 
hausen) wirkt  auch  die  körperliche  Auslese  durch  Abwanderung  nach  Rose  so  stark, 
dass  die  Tauglichkeitsquote  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  ausnahmsweise  unter 
den  Durchschnitt  sinkt. 

2)  Soziale  Rundschau,  November  1902,   S.  721. 

3)  Ueber  die  Auslese  der  englischen  Landbevölkerung  durch  den  Zug  in  die 
Stadt  vgl.  Haggard,  Rural  England,  2  Bände,  London  1902,  Er  glaubt  übrigens,  dass 
die  in  England  sehr  ausgeprägte  Erscheinung  gerade  in  der  Umgebung  der  Gross- 
städte eine  Abschwächung  erfahre,  vermutlich  weil  man  dort  die  Nachteile  des  Stadt- 
lebens kenne.  —  Ueber  Deutschland  vgl.  noch  Serifig  im  Archiv  des  deutschen  Land- 
wirtschaftsrats 1904,  S.  284.  290  294.  Anderer  Meinung  über  die  Auslese  ist  Binde- 
wald in  Schmollers  Jahrbuch  1901,  S.  538  und  540.  In  der  Tat  werden  auch  solche 
Elemente  des  landwirtschaftlichen  Nachwuchses  sich  gewissen  städtischen  Berufsarten 
zuwenden,  die  für  den  landwirtschaftlichen  Beruf  schlechterdings  zu  schwächlich  sind. 
Auch  die  Wanderungen  zur  Gewinnung  des  vielbegehrten  städtischen  Unterstützungs- 
wohnsitzes führen  minderwertige  Elemente  in  die  Stadt.  »In  Australien  und  Amerika«, 
schreibt  Brentano  (Patria,  Jahrbuch  der  Hilfe,  1906,  S.  59),  »sagt  man,  es  seien  die- 
jenigen ,    die  zu  schwach  seien,    um  in    der  Landwirtschaft  Beschäftigung  zu  finden« 
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Das  dritte  Zeugnis  ist  die  preussische  Sterblichkeitsstatistik,  die 
soeben  in  einer  umfassenden  Neubearbeitung  von  Ballod  (Zeitschrift 
des  Preussischen  Statistischen  Landesamts  1908)  vorliegt.  Die  Lebens- 
chance des  Städters  ist  zwar  im  allgemeinen  wesentlich  ungünstiger  als  die 
des  Landmanns,  aber  sie  verbessert  sich  in  der  Richtung  nach  Westen, 
d.  h.  in  den  Zuwanderungsgebieten;  dagegen  sinkt  die  Lebenschance  des 
Landmanns  in  westlicher  Richtung,  vielleicht  weil  hier  die  Anziehungs- 
kraft der  nahen  Stadt  schon  eine  stärkere  Auslese  bewirkt  hat.  Die 
störende  Verschiedenheit  des  Altersaufbaus  in  Stadt  und  Land,  im 
Osten  und  Westen  ist  bei  dieser  Rechnung  natürlich  berücksichtigt. 
Bemerkenswert  ist  auch  die  hier  nachgewiesene  längere  Lebensdauer 
der  zugezogenen  Berliner  gegenüber  den  Eingeborenen.  — 

Am  wertvollsten  sind  die  Feststellungen  des  Verfassers  über  den 
Berufswechsel,  der  durch  direkte  Befragung  schwer  feststellbar  ist,  hier 
aber  durch  Vergleich  der  augenblicklichen  Beschäftigung  mit  der  Be- 
rufsangabe der  Klebekarte  eruiert  wurde.  Allerdings  mussten  Well- 
manns  Tabellen  erst  umgerechnet  werden,  um  brauchbare  Zahlen  zu 
erhalten.  Da  ist  es  nun  bemerkenswert,  dass  von  den  848  ungelernten 
Fabrikarbeitern  der  Enquete  225,  von  den  375  angelernten  Arbeitern 
aber  etwa  322  ihren  Beruf  gewechselt  haben;  über  den  Berufswechsel 
gelernter  Arbeiter  fehlt  leider,  soviel  ich  sehe,  jede  INIitteilung.  Und 
zwar  gehören  die  verlassenen  Berufe  in  109  Fällen  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft an  (mit  Einschluss  von  15  selbständigen  Landwirten,  9  Gärt- 
nern, 3  Fischern),  121  mal  waren  es  ungelernte  Fabrikarbeiter,  28  mal 
Kutscher,  zweimal  Schiffer  und  Flösser,  aber  297  mal  Handwerker  oder 
spezialisierte  Fabrikarbeiter^),  ausserdem  94mal  Angehörige  des  Alkoholge- 
werbes und  17  mal  Kopfarbeiter.  Zu  den  angelernten  Arbeitern  rechnet  Well- 
mann die  Kutscher,  »Giesser  u.s.  w.«,  Glasschleifer,  Maschinisten,  Heizer, 
Rohrleger;  unter  den  verlassenen  Berufen  waren  diese  etwa  32  mal  ver- 
treten. Es  handelt  sich  also  überwiegend  bei  diesem  Berufswechsel' 
zweifellos  um  einen  Abstieg;  leider  fehlt  die  Gegenprobe,  eine  Statistik 
des  Berufswechsels  zu    gelernten  Berufen    hin.     Ferner  zeigt   eine  dem 


(die  zur  Industrie  gehen),  »und  sucht  mit  der  Ersparnis  an  Armensteuern,  die  es 
bringe,  wenn  man  im  Inland  eine  Industrie  grossziehe ,  industrielle  Schutzzölle  zu 
rechtfertigen«.  In  Deutschland  wirkt  aber  schon  die  städtische  Garnisonierung  stark 
auslesend  zu  Ungunsten  der  Landbevölkerung.  Nach  Brössling  (INIitteilungen  des  land- 
wirtschaftlichen Institutes  der  Universität  Breslau,  1901,  Heft  4,  zitiert  von  Wellmann) 
bleiben  70  0/^  der  schlesischen  Rekruten  in  der  Stadt  hängen,  nach  Hoffmeister  (Ar- 
beiten der  Landwirlschaftskammer  für  die  Provinz  Ostpreussen ,  Nr.  18,  Königsberg 
1907,  S.  65  f.)  46  %  der  zum  Militärdienst  eingezogenen  landwirtschaftlichen  Arbeiter 
der  ostpreussischen  Landgemeinden,  40  %  der  anderen  Berufe  derselben  Gemeinden, 
i)  Dass  spezialisierte  Fabrikarbeiter  leicht  durch  Arbeitslosigkeit  deklassiert  wer- 
den, glauben  nicht  nur  Theoretiker,  sondern  auch  V^ertreter  der  Praxis.  Vgl.  Jahres- 
bericht der  Handwerkskammer  zu  Breslau  für  1906,   S.   155. 
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Leser  nicht  gerade  leicht  gemachte  Vergleichung  der  Tabellen,  dass 
die  ungelernten  Fabrik-  und  angelernten  Arbeiter  zwar  überwiegend 
und  öfter  als  die  gelernten  Arbeiter  vom  Lande  stammen  (Grenzzahl 
1000  Einwohner),  dass  aber  die  städtisch  geborenen  von  ihnen ,  und 
zwar  auch  die  in  Berlin  geborenen,  —  soweit  das  knappe  Zahlen- 
material einen  Schluss  zulässt  — ,  verhältnismässig  öfter  den  Beruf 
wechseln.  Danach  scheint  mir  Georg  Hansem  alte  Theorie  einer  De- 
klassierung der  Städter  durch  Berufswechsel  gegen  Wellmann  doch 
Recht  zu  behalten.  Aber  auffällig  bleibt  immerhin  die  absolut  hohe 
Zahl  der  Berufswechsler  ländlichen  Ursprungs  und  die  relativ  hohe 
Zahl  der  Angehörigen  der  örtlich  verbreitetsten  Handwerke,  die  ihren 
Beruf  wechseln  und  aus  Dörfern  oder  kleineren  Städten  stammen.  Frei- 
lich müsste  man  erst  wissen,  ob  diese  Handwerke  sich  nicht  überhaupt 
überwiegend  aus  kleinen  Orten  rekrutieren,  und  ferner  ob  nicht  ihre 
traditionelle  Ueberfüllung,  die  Wellmann  zur  Begründung  des  Berufs- 
wechsels anführt,  sich  daraus  erklärt,  dass  den  Dorf-  und  Kleinstadt- 
bewohnern die  Wahl  dieser  Berufe  durch  ihr  Milieu  suggeriert  wird. 
Dass  diese  Fragestellung  sowohl  für  das  Problem  des  Landarbciter- 
mangels  wie  der  Lehrlingszüchtung  bedeutsam  ist,  liegt  auf  der  Hand. 
Für  das  überfüllte  sächsische  Schuhmachergewerbe  glaubt  Wellmann 
eine  übermässige  Rekrutierung  vom  Lande  nach  dem  Zahlenmaterial 
der  Schöne's,z\\Q.n  Schrift^)  annehmen  zu  sollen;  die  Annahme  dürfte 
auch  für  andere  ländliche  Handwerke  zutreffen,  umso  mehr,  als  die 
ländlichen  Handwerksmeister  durch  Gesellenmangel  vielfach  zur  Lehr- 
lingszüchtung genötigt  sein  sollen  -). 

i)  Die  moderne  Entwicklung  des  Schuhniachergewerbes,  Jena  1888,    Nach  Schönes 
Tabelle  auf  S.  25  zählte  das  sächsische  Schuhmachergewerbe 

in    den    Städten 

-,  .  ^  ^11  T    1    1-  bei  einer  Einwohner- 

Meister  u.   Gesellen  Lehrlinge  ,  , 

^  zahl  von 

1846  12  546  2232  635  194 

1849  13  391  2343  663040 

1875  15  371  2308  I  109  175 

auf  dem   Lande 

1846                           5  356  .           337  I  201  239 

1849                                5927  460  I  231  391 

1875                              8  272  1080  I  651  411 

Die  Lehrhnge  haben  also  trotz  des  Aufkommens  der  Fabriken,  die  auch  ungelerntes 
Personal  verwenden,  ebenso  schnell  zugenommen,  als  Meister  und  Gesellen  (um  32  %), 
aber  fast  ausschliesslich  auf  dem  Lande,  und  ganz  besonders  in  dem  landwirtschaft- 
lich ärmlichen  Kreise  Zwickau,  der,  wie  auch  Schöne  hervorhebt,  1875  unverhältnis- 
mässig viel  Lehrlinge  hat.  »Ursache  des  schwachen  Auftretens  der  Lehrlinge  auf  dem 
Lande  in  den  40er  Jahren  ist  die  frühere  Gesetzgebung  ,  die  dem  Dorfmeister  die 
Haltung  von  Gesellen  und  Lehrlingen  nur  ausnahmsweise  erlaubte«  [Schöne  S.  22, 
vgl.  S.  93  IT.). 

2)  Vgl.  Hainpke  in  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  3.  Folge. 
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Dass  der  Berufswechsel  landgebürtiger  Arbeiter  gewisse  Unstimmig- 
keiten zwischen  der  Quote  der  landgebürtigen  und  der  diensttauglichen 
un-  und  angelernten  Arbeiter  erkläre  (S.  60  und  66),  ist  sinnlos. 

Bei  den  Giessern  glaubt  Wellmaim  den  schädlichen  Einfluss  der 
Berufstätigkeit  in  der  verhältnismässig  geringen  Quote  der  Diensttaug- 
lichen aufgedrückt  zu  finden. 

Geborene  Berliner  findet  man  hauptsächlich  in  den  Berufen,  die 
mehr  Handfertigkeit  und  Intelligenz,^ als  Körperstärke  erfordern,  im 
ganzen  16,2%  der  befragten  Arbeiter.  Die  Abwanderung  der  Land- 
geborenen und  Kleinstädter  nach  Berlin  beginnt  mit  den  Lehrjahren, 
erreicht  aber  ihren  Höhepunkt  (34,7%  der  Zugewanderten)  im  20. — 30. 
Jahre,  also  vielleicht  mit  der  Dienstzeit.  Im  2.  Lebensjahrzehnt  wan- 
derten 26,4%  zu,  im  4.  nur  y^o-  In  älterer  Zeit  ist  mehr  die  nähere 
Umgebung,  später  auch  die  entferntere  das  Rekrutierungsgebiet  der 
Zuwanderung. 

Nicht  sehr  deutlich  wird  aus  den  wieder  recht  ungeschickt  ange- 
legten Tabellen  22  und  23  die  Beobachtung  Wellmann?,,  dass  die  Be- 
rufswahl im  Generationenwechsel  stufenweise  von  gröberen  zu  geisti- 
geren Beschäftigungen  führe.  Zum  Teil  besagt  sie  Selbstverständliches; 
dass  der  landwirtschaftliche  Beruf  öfter  bei  den  Vätern  der  Berliner 
Arbeiter  als  bei  diesen  selbst  und  ihren  Söhnen  angetroffen  wird ,  ist 
nicht  überraschend.  Beachtenswert  ist  die  Feststellung,  dass  Arbeiter 
der  vorzugsweise  vom  Lande  rekrutierten  Berufsarten  öfter  eine  land- 
geborene Mutter  als  einen  landgeborenen  Vater  haben.  Die  auch  sonst 
für  die  letzten  Jahrzehnte  des  19.  Jahrhunderts  bezeugte  stärkere  Ab- 
wanderung des  weiblichen  Geschlechts  ist  vermutlich  auf  die  früher 
stärkere  überseeische  Auswanderung  der  männlichen  Landleute  zurück- 
zuführen (vgl.  Alfred  Weber  in  der  Einleitung  zum  85.  Bande  der  Schrif- 
ten des  Vereins  für  Sozialpolitik).  Dienstboten  werden  fast  nur  Äläd- 
chen,  deren  Väter  grobe  Arbeit  tun. 

In  dem  Abschnitt  über  die  Heiratsstatistik  sind  die  Daten  über 
das  Heiratsalter  der  Berufsarten  bei  den  grossen  Verschiedenheiten  des 
Altersaufbaus  bedeutungslos.  Interessanter  ist  eine  Beobachtung  über 
die  Herkunft  der  Frauen:  der  ungelernte  Arbeiter  findet  seine  Frau 
meist  in  der  Heimat,  der  gelernte  an  dem  Orte,  wo  er  seine  Lehrzeit 
zubringt. 

Für  die  eheliche  Fruchtbarkeit  stellt  Wellmann  eine  neue  Theorie 
auf  Er  zeigt  mit  einer  graphischen  Darstellung,  dass  kinderlose  Ehen 
relativ  selten  sind,  wenn  die  Frau  älter  ist  als  der  Mann.  Er  versucht 
folgende  Erklärung.  Der  Landarbeiter  und  landgebürtige  Handwerker 
heirate  nach  der  preussischen  Statistik  sehr  jung,  nehme  also  vermutlich 

Band  25,  .S.  592.  Auch  W.  Meyer,  Einfluss  der  Lehrlingslialtung  im  Handwerk  auf 
die  Binnenwanderungen,  Greifswalder  Dissertation  1907,  Anfänge  einer  Materialsamm- 
lunsi  enthaltend. 
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oft  eine  ihn  an  Alter  übertreffende  Frau,  schon  aus  wirtschaftlichen 
Gründen.  Nach  Hegar  erreichte  aber  die  Fruchtbarkeit  der  Frau  erst 
nach  dem  25.  Jahre  ihren  Höhegrad.  Der  Stadtarbeiter  dagegen,  der 
später  heirate,  nehme  vermutlich  ein  halbreifes  Mädchen  zur  Frau  und 
sei  selbst  gewöhnlich  geschlcchtskrank,  während  ältere  Stadtmäd- 
chen durch  neumalthusianische  Praktiken  geschwächt  seien.  Leider 
fehlt  dieser  Theorie  aber  die  tatsächliche  Unterlage.  Nach  der  Stati- 
stik der  germanischen  Nationen  (e;.  Mayr,  Bevölkerungsstatistik,  S.  185) 
nimmt  die  eheliche  Fruchtbarkeit  mit  dem  Lebensalter  der  Frau  auch 
auf  den  jüngeren  Altersstufen  nicht  zu,  sondern  rapide  ab,  und  bei  den 
118  verheirateten  Landarbeitern  der  We!lmann^c\\Q.n  Enquete  steht  über- 
dies die  Zahl  der  Ehen  mit  älterer  Frau  unter  dem  Durchschnitt. 
Wesentlich  über  dem  Durchschnitt  stehen  in  dieser  Beziehung  nur  die 
Glasschleifer  und  Schmiede ;  von  den  Glasschleifern  stammt  nur  ein 
sehr  kleiner  Prozentsatz  vom  Lande;  von  den  Schmieden  allerdings  ein 
sehr  grosser,  aber  zugleich  zeichnen  diese  sich  durch  ein  höheres 
Durchschnittsalter  aus,  das  die  übrigens  nicht  sehr  ausgeprägte  Selten- 
heit kinderloser  Schmiedeehen  genügend  erklärt.  Ebenso  dürfte  sich 
Wellmann?,  Beobachtung,  dass  kinderlose  Ehen  in  den  Berufsarten  mit 
nicht  grober  Arbeit  besonders  zahlreich  seien,  in  den  markantesten 
Fällen  schon  aus  dem  Altersaufbau  dieser  Berufsarten  erklären. 

K.  O  Id  enb  e  r  ff. 
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Karl   Viktor   Fricker 

j  den  30.  November  1907. 

Abschiedswoite,  gesprochen  im  Auftrage  der  philosophischen 
Fakultät  zu  Leipzig 


Karl    Bücher. 

Die  Sitte  unserer  Universität  legt  dem  nächsten  Fachver- 
wandten die  Verpflichtung  auf,  einem  verstorbenen  Kollegen  das 
Abschiedswort  zu  sprechen.  Diesmal  ist  es  zugleich  ein  Mann, 
dessen  Lebenswerk  dem  meinen  nach  Materie  und  Methode  ferner 
lag,  der  mir  aber  als  Mensch  so  nahe  stand,  wie  Männer  in  ge- 
reiften Jahren  überhaupt  einander  nahe  treten  können.  Beide 
Umstände  lassen  mich  schier  an  der  Schwere  meiner  Aufgabe 
verzagen.  Und  doch  ist  es  mir  eine  heilige  Pflicht,  Zeugnis  für 
ihn  abzulegen  und  auszusprechen,  was  unsere  Universität,  was 
die  Wissenschaft  in  ihm  verliert. 

Hat  er  doch  seit  neun  Semestern,  schwer  leidend,  seines 
Lehramts  nicht  mehr  walten  können.  Der  jetzigen  Generation 
von  Studierenden  ist  er  ein  Fremder.  Und  auch  vielen  der  Mit- 
glieder unseres  grossen  Lehrkörpers  ist  er  kaum  von  Ansehen 
bekannt.  Auch  sie  werden  vielleicht  bei  der  Nachricht  von 
seinem  Hinscheiden  gefragt  haben:  wer  war  Fricker,  was  war 
er  uns?     Diese  Fragen  gilt  es  zu  beantworten. 

Am  Grabe  erwachen  die  Erinnerungen.  So  tauchen  vor 
meinem  Geiste  in  diesem  Augenblicke  die  Charakterköpfe  von 
vier  der  markantesten  Erscheinungen  der  süddeutschen  Gelehrten- 
welt auf,  deren  jedem  ich  in  meinem  Leben  einmal  habe  näher 
treten  dürfen:  Albert  ScJiäffle,  Giistav  Mandry,  Aloys  Brinz  und 
Karl  Viktor  Fricker  —  jeder    von    ihnen    ein    ganzer  Mann,    alle 
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vier  an  Wesen  und  Eigenart  einander  ähnlich,  eng  mit  einander 
befreundet,  und  doch  wie  verschieden  in  Schicksal  und  Wirksam- 
keit! Alle  sind  jetzt  dahingegangen;  der,  an  dessen  Sarge  wir 
stehen,  ist  der  letzte  unter  ihnen. 

Vielleicht  ist  er  auch  derjenige,  dem  die  Natur  am  wenig- 
sten die  Gabe  verliehen  hatte,  seine  Persönlichkeit  zur  Geltung 
zu  bringen.  Und  doch,  alles,  was  er  im  Leben  erreicht  hat  und 
geworden  ist,  verdankt  er  sich  selbst,  ist  er  aus  eignem  Ver- 
dienst geworden.  Seine  Wiege  stand  in  der  bescheidenen  Stube 
eines  württembergischen  Kanzleibeamten  zu  Stuttgart,  wo  er  am 
2.  Februar  1830  das  Licht  der  Welt  erblickte.  Seine  Kindheit 
hat  er  auf  der  Saline  Friedrichshall  verlebt,  auf  der  sein  Vater 
das  Amt  eines  Kassiers  erhalten  hatte.  Dort  hat  er  die  Volks- 
schule, in  Stuttgart  das  Gymnasium  besucht  und  ist  darauf  in 
das  Seminar  Schönthal  aufgenommen  worden,  nachdem  er  die 
Fährlichkeiten  des  württembergischen  Landexamens  überwunden 
hatte.  In  den  weiten  Räumen  des  ehemaligen  Cisterzienserklo- 
sters  am  lieblichen  Ufer  der  Jaxt  hat  der  junge  Fricker  frohe 
Jahre  verlebt;  hier  hat  er  die  Freundschaft  fürs  Leben  geschlos- 
sen mit  Albert  Schäfße,  dem  SchuUehrerssohn  aus  Nürtingen. 
Mit  ihm  legte  er  im  September  1848  den  Maturitätskonkurs  für 
die  Aufnahme  in  das  Stift  zu  Tübingen  ab. 

Aber  er  ist  dann  doch  nicht  in  das  Stift  selbst  eingetreten, 
sondern  er  hat  sich  dem  Studium  des  Regiminalfachs  zuwenden 
dürfen,  das  ihm  die  Laufbahn  des  Verwaltungsbeamten  erschlies- 
sen  sollte.  Diesem  Studium  verdankte  Fricker  nicht  bloss  eine 
gründliche  juristische  Durchbildung,  sondern  auch  ein  lebhaftes 
Interesse  für  Philosophie  und  Geschichte,  Naturwissenschaften  und 
Mathematik,  das  er  bis  in  sein  Alter  bewahrt  hat. 

Im  Jahre  1852  bestand  er  die  Staatsprüfung  und  fand  zu- 
nächst bei  dem  heimatlichen  Oberamte  in  Neckarsulm  Beschäfti- 
gung. Von  hier  wurde  er  später  an  die  Stadtdirektion  in  Stutt- 
gart versetzt,  bald  aber  beurlaubt,  um  beim  ständischen  Aus- 
schuss  des  Landtags  eine  Stellung  zu  finden,  die  seinen  wissen- 
schaftlichen Neigungen  insofern  günstig  war,  als  sie  die  Bear- 
beitung des  Verfassungsrechtes  und  der  Verfassungsgeschichte 
erforderte.  Seine  Aufgabe  war  die  Ausarbeitung  eines  Registers 
der  württembergischen  Landtagsverhandlungen.  Mit  welcher 
Gründlichkeit  er  sich  ihr  widmete,  zeigt  seine  1862  veröffentlichte 
Abhandlung  über  die  Entstehung  der  Verfassung  von  1819. 


Abschiedsworte  für  Karl  Viktor  Friclcer.  jqC 

Die  württembergische  Unterrichtsverwaltung  hat  damals  Wert 
darauf  gelegt,  bei  Besetzung  akademischer  Lehrstühle  auch  her- 
vorragend begabte  Praktiker  zu  berücksichtigen.  Wie  sie  1860 
Scliäffle  aus  der  Redaktion  des  Schwäbischen  Merkurs  auf  den 
Lehrstuhl  für  Nationalökonomie  nach  Tübingen  berufen  und  später 
Gustaf'  Mandry  vom  Stuttgarter  Stadtgericht  zum  Professor  für 
römisches  Recht  befördert  hat,  so  hat  sie  auch  1862  den  Gerichts- 
und Regierungsreferendär  Fricker  in  seiner  Amtsstube  zu  finden 
gewusst,  um  ihm  einen  Lehrauftrag  für  die  vormals  von  Robert 
voll  MoJil  vertretenen  Fächer  (Staatsverfassungs-,  Verwaltungs- 
und Völkerrecht)  zu  erteilen,  zunächst  noch  ohne  ihn  aus  seiner 
amtlichen  Stellung  in  der  Verwaltung  zu  entlassen.  Es  waren 
zwei  Aufsätze  in  der  Tübinger  Zeitschrift  von  1861  über  württem- 
bergisches Budgetrecht  und  über  die  Natur  der  Steuerverwilligung 
und  das  Finanzgesetz,  welche  durch  ihre  Stoffbeherrschung,  Ob- 
jektivität und  juristische  Schärfe  die  Aufmerksamkeit  auf  ihn  ge- 
lenkt hatten.  Wie  sehr  er  das  Vertrauen  der  Regierung  recht- 
fertigte, geht  am  besten  daraus  hervor,  dass  er  schon  1863  zum 
ausserordentlichen  und  1865  ^^^^  ordentlichen  Professor  ernannt 
wurde.  Gleichzeitig  trat  er  in  die  Redaktion  der  von  der  Tü- 
binger staatswissenschaftlichen  Fakultät  herausgegebenen  Zeit- 
schrift für  die  gesamte  Staatswissenschaft  ein,  der  er  bis  1891 
angehörte.  Bald  darauf  entsandte  ihn  das  Vertrauen  seiner  Lands- 
leute im  Wahlbezirk  Urach  als  Abgeordneten  in  die  zweite  würt- 
tembergische Kammer. 

Die  Zeit  zwischen  1862  und  dem  deutsch-französischen  Kriege 
war  politisch  ausserordentlich  bewegt,  zumal  in  Süddeutschland. 
Auch  in  dem  gesellschaftlichen  Leben  der  schwäbischen  Landes- 
universität machten  sich  die  Parteigegensätze  mit  einer  gewissen 
Schärfe  geltend.  Der  Streit  drehte  sich  um  die  freiheitliche 
Reform  der  deutschen  Bundesverfassung.  Die  einen  erstrebten 
die  Einheit  mit,  die  anderen  ohne  Einschluss  der  zum  Deutschen 
Bunde  gehörigen  Kronländer  Oesterreichs.  Fricker  hielt  sich 
mit  seinen  Freunden  zum  linken  Flügel  der  gx-ossdeutschen  Partei, 
hat  aber  später,  als  die  Frage  durch  die  Schneide  des  Schwertes 
entschieden  war,  deren  Schwenkung  zum  Partikularismus  nicht 
mitgemacht.  Die  Richtung  zu  der  er  sich  in  der  württembergi- 
schen Abgeordnetenkammer  hielt,  bezeichnet  Scliäffle  in  seinen 
Lebenserinnerungen  als  antiradikal  und  antireaktionär,  namentlich 
aber  antipartikularistisch. 
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Als  am  25.  September  1869  das  fünfzigjährige  Bestehen  der 
Verfassungslirkunde  gefeiert  werden  sollte,  war  es  Fricker,  dem 
mit  dem  damaligen  Kanzler  der  Tübinger  Universität  Theodor 
von  Gessler  die  Abfassung  einer  Geschichte  der  Verfassung  Würt- 
tembergs durch  den  ständischen  Ausschuss  übertragen  wurde. 
Er  hat  sich  in  vier  Monaten  der  Aufgabe  entledigt,  den  Zeitraum 
bis  1805  zu  bearbeiten,  und  dies  in  einer  Weise,  die  auch  Histo- 
rikern Anerkennung  abgenötigt  hat.  Zugleich  gab  er  die  Ver- 
fassungsurkunde von  1819  mit  dem  offiziellen  Auslegungsmaterial 
heraus.  Aber  die  Feier  selbst  endete  mit  einem  Missklang,  und 
Fricket's  Abgeordneten-Tätigkeit  fand  schon  im  nächsten  Jahre 
ein  vorzeitiges  Ende.  Er  hat  auch  später  keine  Lust  gezeigt, 
sie  wieder  aufzunehmen.  Zum  Parteimann  war  er  eine  zu  positive 
Natur.  Trotzdem  ist  auch  er  dem  Hasse  seiner  politischen  Gegner 
nicht  entgangen. 

Eine  ganze  Reihe  von  wissenschaftlichen  Abhandlungen  be- 
zeichnet die  Tübinger  Periode  seiner  akademischen  Wirksamkeit. 
Es  sind  vorzugsweise  die  grossen  prinzipiellen  Fragen  des  öffent- 
lichen Rechts,  die  ihn  beschäftigen  und  die  er  mit  einer  seltenen 
Klarheit  und  Selbständigkeit  behandelt.  So  1866  die  Bedeutung 
der  organischen  Staatsauffassung  für  das  Staatsrecht,  1867  das 
Staatsgebiet,  1869  die  Lehre  von  der  Persönlichkeit  des  Staates, 
1872  das  Problem  des  Völkerrechts.  Daneben  stehen  bundes- 
rechtliche Untersuchungen  und  vergleichende  Studien  über  das 
Staatsrecht  der  deutschen  Einzelstaaten. 

Im  Anfang  des  Jahres  1875  wurde  er  als  Nachfolger  von 
Ahrens  nach  Leipzig  berufen,  nachdem  ihn  die  philosophische 
Fakultät  auf  gleicher  Linie  mit  Marqiiardsen  vorgeschlagen  hatte, 
auf  Grund  der  Gutachten  von  Georg  Voigt  und  Wilhelm  Röscher. 
Es  ist  nicht  ohne  Interesse  aus  den  Berufungsakten  zu  ersehen, 
wie  sich  in  der  Kommission  die  ursprüngliche  Kraft  der  wissen- 
schaftlichen Persönlichkeit  Frickers  gegenüber  der  weit  glänzen- 
deren Erscheinung  des  bekannten  süddeutschen  Parlamentariers 
durchsetzt.  Am  8.  Mai  1875  hielt  er  seine  Antrittsvorlesung  über 
»Jurisprudenz  und  Leben«,  und  wie  bald  er  sich  das  Vertrauen 
seiner  Kollegen  erwarb,  bekundet  genugsam  die  Tatsache,  dass 
er  ie8i  zum  Vertreter  der  Universität  in  der  ersten  sächsischen 
Ständekammer  gewählt  wurde,  aus  der  er  1887  nach  eigenem 
Wunsche  ausschied. 

Obwohl    Fricker    sich    keiner    akademischen    Pflicht    entzog. 
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SO  war  doch  seine  Leipziger  Zeit  in  der  Hauptsache  seinen  Stu- 
dien, insbesondere  der  Aus-  und  Umarbeitung  seiner  Vorlesungen 
gewidmet,  die  er  mit  einer  seltenen  Gewissenhaftigkeit  betrieb. 
Sein  nächstes  Lehrgebiet  waren  die  drei  Disziplinen  des  öffent- 
lichen Rechts:  Staats-,  Verwaltungs-  und  Völkerrecht.  Man  macht 
sich  schwer  eine  Vorstellung  von  der  wissenschaftlichen  Leistung, 
die  eine  vielseitige  in  rascher  Entwicklung  und  Umbildung  be- 
grififene  Gesetzgebung  dem  akademischen  Dozenten  dieser  Fächer 
auferlegt.  Dazu  kamen  die  benachbarten  staatsphilosophischen 
Gebiete,  deren  Vertretung  ihm  oblag :  Politik  und  Rechtsphilo- 
sophie und  bis  zu  gewissem  Grade  auch  die  Verwaltungslehre, 
die  er  wie  Lorenz  von  Stein  mit  dem  Verwaltungsrecht  verband. 

Dennoch  ist  er  auch  literarisch  nicht  müssig  gewesen.  Ins- 
besondere hat  er  sich  in  das  öffentliche  Recht  des  Königreichs 
Sachsen  mit  einer  Gründlichkeit  vertieft,  wie  früher  in  dasjenige 
seines  Heimatlandes.  Zeugen  sind:  sein  Grundriss  des  Staats- 
rechts des  Königreichs  Sachsen  (1891),  seine  kommentierte  Aus- 
gabe der  sächsischen  Verfassungsgesetze  (1895)  und  sein  gross 
angelegtes  Handbuch  des  sächsischen  Staatsrechts,  dessen  Druck 
er  leider  nach  Vollendung  des  achten  Bogens  aus  äusseren  Grün- 
den hat  abbrechen  lassen.  Dazu  kommt  eine  Anzahl  kleinerer 
Schriften,  insbesondere  das  Dekanatsprogramm  »Die  Verpflich- 
tung des  Kaisers  zur  Verkündigung  der  Reichsgesetze«  (1885) 
und  die  Festschrift  zu  Roschers  50jährigem  Doktorjubiläum  (Ueber 
den  Begriff  des  Rechts  der  inneren  Verwaltung,  1888).  Seine 
letzte  Veröffentlichung  war  eine  der  Festgaben  zu  Schäfßes 
siebenzigstem  Geburtstage  (»Gebiet  und  Gebietshoheit«,  1901). 

Alle  seine  Schriften  sind  Muster  eines  einfach  klaren  deut- 
schen Stils;  da  ist  keine  Nachlässigkeit  des  Ausdrucks,  kein  un- 
nötiges Fremdwort.  Und  so  ist  auch  der  Inhalt:  eine  seltene 
Kraft  der  Abstraktion,  eine  Plastik  der  historischen  Anschauung, 
eine  philosophische  Weite  des  Blicks  und  eine  Geschlossenheit 
der  Gedankenführung,  wie  sie  nicht  häufig  beisammen  sind.  Ihm 
war  das  Recht  kein  toter  Buchstabe,  kein  blosser  Stoff,  den  die 
Wissenschaft  mit  dem  höchsten  Aufwände  logischer  Kraft  zer- 
gliedert. Das  Recht  war  ihm  eine  Lebensäusserung  der  Gesell- 
schaft, hineingestellt  in  den  grossen  Fluss  der  historischen  Ent- 
wicklung; es  war  ihm  ein  Stück  der  Ordnung  dieser  Gesellschaft, 
deren  lebendige  Kräfte  überall  in  die  Lücken  treten,  wo  sich 
Kollisionen    finden,    deren  Lösung  das  Recht  versagt.     Es  müsse 
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gestattet  sein,  sagt  er  einmal,  Recht  und  Gericht  auch  dort  noch 
zu  erbUcken,  wo  weder  Kodex  noch  Tribunal  zu  finden  sind; 
denn  es  gehöre  im  tiefsten  Grunde  dem  Prozess  des  Lebens  der 
Menschheit  an. 

In  dieser  wahrhaft  soziologischen  Auffassung,  in  diesem  Hin- 
ausblicken über  die  engen  Fachgrenzen  sehe  ich  das  Bedeutsame, 
das  Bleibende  seiner  prinzipiellen  Erörterungen  über  die  drei 
grossen  Rechtsgebiete,  die  seiner  Obhut  anvertraut  waren.  Wie 
weit  sie  auf  die  Behandlung  und  Systematik  dieser  Fächer  Ein- 
fluss  geübt  haben,  vermag  ich  nicht  zu  sagen.  Ebensowenig 
darf  ich  mich  vermessen,  über  den  Wert  seiner  juristischen  Spezial- 
untersuchungen ein  Urteil  zu  fällen,  darf  aber  erwähnen,  dass 
ihre  Feinheit  und  logische  Sicherheit  unter  seinen  engeren  Fach- 
genossen die  höchste  Anerkennung  gefunden  hat. 

Fricker  stand  hier  in  Leipzig  in  gewissem  Sinne  auf  einem 
verlorenen  Posten.  Eingegliedert  in  die  philosophische  Fakultät 
als  Vertreter  einer  einheitlich  gedachten  Staatswissenschaft,  in 
einer  Zeit  der  wissenschaftlichen  Arbeitsteilung,  wo  die  Politik 
von  dem  Staatsrecht,  die  Verwaltungslehre  vom  Verwaltungsrecht 
sich  mehr  und  mehr  trennten  und  letztere  in  den  Händen  von 
Berufsjuristen  den  Prozess  einer  einseitigen  ,  streng  formalisti- 
schen Durchbildung  erlebten,  hat  er  sich  persönlich  dieser  Ent- 
wicklung nicht  entziehen  können,  die  das  Schwergewicht  seiner 
Arbeit  in  eine  andere  Fakultät  verlegte.  Er  war  nicht  der  Mann, 
der  sich  einem  vielleicht  weniger  durch  das  Zeitbedürfnis  ge- 
botenen, als  durch  die  akademischen  Studien-  und  Examensord- 
nungen veranlassten  Entwicklungsgange  entgegenstemmte ,  und 
es  würde  ihm  auch  wenig  geholfen  haben,  angesichts  der  Tat- 
sache, dass  die  Mehrzahl  seiner  Hörer  sich  auf  die  juristische 
Staatsprüfung  vorbereiten  wollte. 

Er  war  überhaupt  keine  kampfesfrohe  Natur.  Von  herz- 
gewinnender Liebenswürdigkeit  der  Umgangsformen  und  einer 
hochentwickelten  Feinheit  des  sittlichen  Empfindens  verschmähte 
er  es,  sich  zu  wehren,  wo  ihm  zu  nahe  getreten  wurde.  Gegen 
Menschliches  und  Allzumenschliches  eine  feine  Ironie,  gegen 
Ueberhebung  und  Niedertracht  höchstens  eine  sarkastische  Be- 
merkung —  das  war  alles.  Imponieren  Hess  er  sich  nicht,  und 
doch  habe  ich  in  meinem  ganzen  akademischen  Leben  keinen 
Kollegen  kennen  gelernt,  der  ihm  an  tiefinnerer  Bescheidenheit 
und  zarter  Rücksichtnahme  gleich  gekommen  wäre.     Bescheiden- 
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heit  war  es,  die  ihn  1899  die  auf  ihn  gefallene  Wahl  zum  Rektor 
der  Universität  ablehnen  Hess,  Bescheidenheit  bedingte  seine 
Scheu  vor  dem  Hervortreten  in  öffentlichen  Angelegenheiten, 
und  nur  aus  dem  gleichen  Gefühle  dürfte  es  zu  erklären  sein, 
dass  er  nach  seinem  ersten  Schlaganfalle  seine  Manuskripte,  dar- 
unter leider  auch  den  noch  ungedruckten  Teil  seines  sächsischen 
Staatsrechts,  der  Vernichtung  überlieferte. 

Und  doch  war  der  Mann,  der  nie  etwas  für  sich  verlangte, 
auch  wieder  eine  tapfere  Natur,  wenn  es  galt,  von  Andern  Un- 
recht abzuwehren.  So  hat  er  i.  J.  1869  den  württembergischen 
Kronenorden  abgelehnt,  weil  die  Regierung  nach  seiner  Auf- 
fassung einem  politischen  Gegner  Unrecht  tat,  und  den  Anlass 
zu  seinem  Ausscheiden  aus  der  Ersten  Kammer  des  sächsischen 
Landtags  bildete  die  Zurückweisung  der  Beschwerde  eines  Bürgers, 
die  Fricker  als  berechtigt  und  mit  dem  Gesetze  übereinstimmend 
ohne  jeden  Erfolg  verteidigt  hatte.  In  solchen  Fällen  kannte  er 
keine  schwächliche  persönliche  Rücksicht,  keine  Menschenfurcht. 

Vielleicht  würde  er  manches  ,  was  ihn  zu  Zeiten  bedrückte, 
leichter  überwunden  haben ,  wenn  er  sich  weniger  dem  breiten 
Strome  des  Lebens  entzogen  hätte,  das  ihn  umgab.  Auf  Ferner- 
stehende hat  dies  wohl  den  Eindruck  machen  können,  als  sei  er 
in  Leipzig  nie  recht  heimisch  geworden;  sie  mussten  ihn  für 
schwerfällig  oder  gleichgültig  halten.  Und  doch  war  er  es  nicht. 
Für  ihn  galt  das  Wort  von  dem  seligen  Manne,  »der  sich  ohne 
Hass  vor  der  Welt  verschliesst«.  Was  sein  Leben  an  Breite  ver- 
lor, gewann  es  an  Tiefe. 

Als  akademischer  Lehrer  gehörte  er  zu  denjenigen,  die  vor- 
zugsweise auf  die  ernsteren  und  gereiften  unter  den  Studieren- 
den einwirken,  auf  diese  aber  um  so  tiefer  und  nachhalliger. 
Der  reine  Brotstudent  kam  bei  ihm  wenig  auf  seine  Rechnung. 
Noch  in  vorgerücktem  Alter  entschloss  er  sich,  Seminarübungen 
abzuhalten  —  bei  der  Gewissenhaftigkeit,  mit  der  er  alles  an- 
fasste,  für  ihn  keine  leichte  Aufgabe.  Es  dürfte  niemand  diese 
Schule  durchlaufen  haben,  der  ihm  nicht  eine  herzHche  Zuneigung 
und  eine  dankbare  Erinnerung  bewahrte. 

Und  nun  sollen  wir  von  ihm  scheiden.  Still,  wie  er  gelebt 
hat,  ist  er  durch  die  dunkle  Türe  des  Todes  hindurchgegangen ; 
still  und  einfach,  wie  er  es  gewünscht  hat,  ist  auch  sein  Be- 
gräbnis. 

Die  schHchte  Grösse  seines  Charakters,  den  Adel  seiner  Ge- 
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sinnung,  die  Schärfe  seines  Geistes  und  die  Treue  seines  Herzens 
werden  wir  nimmermehr  vergessen. 


Der  vorstehende  Nachruf  ist  hier  so  abgedruckt,  wie  ich  ihn  in  den  Tagen 
zwischen  Tod  und  Begräbnis  niedergeschrieben  habe,  unter  Weglassung  derjenigen 
Stellen  die  nur  für  meine  Leipziger  Hörer  Bedeutung  haben  konnten.  Natürhch  hat 
im  mündlichen  Vortrag  manches  wegbleiben^  müssen,  was  den  Lesern  dieser  Zeitschrift, 
der  Fricker  so  lange  als  Mitarbeiter  und  Mitherausgeber  angehörte,  nicht  vorenthalten 
werden  darf. 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


ZUR  ERKENNTNISTHEORETISCHEN  BEGRÜN- 
DUNG    DER     RECHTS-     UND     STAATSPHILO- 
SOPHIE. 

Von 

RICHARD  V.  SCHUBERT-SOLDERN. 


I.   Das  Recht  im  allgemeinen. 

§  I.  Die  Methode.  Wohin  ich  auch  immer  meinen 
Blick  wende,  was  ich  auch  immer  wahrnehme,  vorstelle,  begreife, 
fühle,  will  ,  ich  bleibe  stets  in  einem  Zusammenhang  meiner 
Erkenntnis,  die  nirgends  durchbrochen,  überall  aber  erweitert 
werden  kann.  Ihren  räumlichen  Mittelpunkt  bildet  mein  Leib, 
ihren  zeitlichen  jene  stete  (ewige)  Gegenwart,  die  ihrem  Inhalte 
nach  zwar  fortwährend  wechselt,  aber  alle  Vergangenheit  und 
Zukunft  in  sich  fasst.  Welchen  Raum  ich  auch  immer  wahrnehme, 
er  steht  in  Beziehung  zu  meinem  Leib  als  seinem  gegenwärtigen 
räumlichen  Mittelpunkt,  und  gehe  ich  in  der  Vorstellung  über 
diesen  augenblicklich  wahrgenommenen  Raum  hinaus,  auch  er 
steht  im  Zusammenhang  mit  meinem  Leib  und  auch  in  diesem 
vorgestellten  Räume  (seinem  kausalen  Charakter  nach  wahrnehm- 
baren, den  aber  weder  ich  noch  andere  überall  wahrnehmen  und 
wahrnehmen  können)  bildet  mein  Leib  den  Mittelpunkt;  baue 
ich  aber  irgendwelche  Phantasieräume  auf,  so  versetze  ich  sie 
in  diesen  causaliter  wahrnehmbaren  Raum  oder  ich  erweitere 
ihn  in  meiner  Einbildung.    Nie  und  nirgends  kann  ich  ihn  durch- 
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brechen  und  immer  bleibt  mein  Leib  sein  Mittelpunkt.  Auch 
die  Leiber  meiner  Mitmenschen  sind  in  ihm  gegeben,  stehen  in 
wahrgenommener  oder  vorgestellter  Beziehung  zu  meinem  Leib. 
Die  ganze  Welt  der  Welten,  so  weit  das  Fernrohr  reicht,  ist 
mein  Raum,  der  Raum  meiner  Erkenntnis,  in  dem  alles  Räumliche 
eingeschlossen  ist,  das  mir  jemals  gegeben  war,  gegeben  ist  und, 
soweit  ich  nach  Analogien  denken  und  erschliessen  kann,  ge- 
geben sein  wird  :  Natur  und  Mensch  gehen  räumlich  ohne  Rest 
in  ihm  auf.  Wohl  kann  ich  sagen,  auf  den  Himmelskörpern  im 
Weltraum  vollziehen  sich  räumliche  Veränderungen,  von  denen 
ich  nichts  weiss,  doch  auch  jene  Veränderungen,  die  ich  nur 
nach  Analogien  mit  tatsächlich  wahrgenommenen  denken  kann, 
sind,  soweit  ich  sie  denke  oder  auch  nur  vermute,  nur  in  jenem 
räumlichen  Zusammenhang  denkbar,  dessen  Mittelpunkt  mein 
Leib  ist.  B>eilich  kann  ich  auch  sagen,  es  gibt  Veränderungen 
im  Weltall,  die  ich  weder  denken  noch  vermuten  kann ;  wenn 
das  aber  nicht  heissen  soll,  es  gibt  räumliche  Veränderungen, 
die  später  erschlossenerweise  oder  unmittelbar  als  Wahrnehmungen 
in  jenen  räumlichen  Zusammenhang  mit  meinem  Leibe  als  Mittel- 
punkt eintreten  werden,  so  haben  sie  als  mir  unbekannt  und  für 
immer  unerkennbar  mindestens  gar  keine  Bedeutung.  Für  meine 
räumliche  Erkenntnis  bleibt  mein  Leib  der  Mittelpunkt,  auch  die 
von  andern  wahrgenommenen  Räume  sind  für  mich  nur  von  Be- 
deutung, soweit  ich  sie  erschlossen  habe,  und  damit  habe  ich  sie 
in  meinen  subjektiven,  erkenntnistheoretisch-solipsistischen  Raum- 
zusammenhang aufgenommen.  Es  gibt  nichts  Räumliches  ausser 
diesem  Zusammenhange,  das  für  mich  eine  Bedeutung  haben 
könnte,  d.  h.  ein  Räumliches  ausserhalb  dieses  Zusammenhanges 
kann  für  mich  nur  ein  gänzlich  bedeutungsloses  Wort  sein:  flatus 
vocis.  Man  wird  freilich  sagen,  aber  nicht  für  andere,  doch  was 
nützt  mir  das,  so  lange  ich  bei  andern  und  aus  den  Aeusse- 
rungen  andrer  eben  jene  Bedeutung  nicht  erschlossen  habe,  und 
damit  tritt  sie  in  jenen  Zusammenhang  ein,  ausserhalb  dessen  für 
mich  stets  ein  erkenntnistheoretisches  Nichts  ist  oder  noch  besser 
ein  »Nicht«  ist,  das  sich  freilich  jeden  Augenblick  zu  einem 
»Etwas«  in  meinem  erkenntnistheoretisch-solipsistischen  Zusammen- 
hang verwandeln  kann. 

Dieser  ganze  räumliche  Zusammenhang,  soweit  er  mir  über- 
haupt gegeben  und  denkbar  ist,  ist  mir  wieder  nicht  auf  einmal 
gegeben,    sondern    in    einer    zeitlichen  Folge,    die    selbst    wieder 
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ebenso  subjektiv  ist  wie  der  geschilderte  räumliche  Zusammen- 
hang. Jede  Folge  ist  eine  Folge  in  der  Gegenwart,  denn  auch 
das,  was  sich  gestern,  vor  einem  Jahr  und  in  gewissem  Sinn  vor 
tausend  Jahren  zugetragen  hat,  d.  h.  aufeinander  gefolgt  ist,  kann 
mir  nur  gegeben  sein,  insofern  es  mir  »gegenwärtig«,  mir  im 
gegenwärtigen  Augenblick  gegeben  ist.  Es  ist  und  kann  vieles 
vorhanden  sein,  was  mir  nicht  »gegenwärtig«  ist,  das  heisst  aber 
wieder  nichts  anderes  als,  es  muss  mir  »gegenwärtig«  werden 
können,  und  dann  ist  es  mir  erst  gegeben.  Es  hat  ebensowenig 
einen  Sinn  zu  sagen,  etwas  sei  zeitlich  vorhanden  oder  vorhanden 
gewesen,  das  mir  niemals  »gegenwärtig«  werden  kann,  wie,  etwas 
sei  räumlich  vorhanden,  ohne  in  meinen  subjektiven  räumlichen 
Zusammenhang  eintreten  zu  können.  Alle  Vergangenheit  ist  stets 
in  einer  Gegenwart  und  nur  in  Gegensatz  zu  ihr  Vergangenheit, 
und  dasselbe  gilt  auch  von  jeder  Zukunft.  Eine  Vergangenheit 
und  Zukunft  ausser  aller  Beziehung  zur  Gegenwart,  einer  Gegen- 
wart, die  eben  wieder  nur  durch  die  in  ihr  wechselnden  Momente 
zukünftiger  und  vergangener  Inhalte  und  Beziehungen  charakteri- 
siert werden  kann,  gibt  es  nicht.  Und  diese  Gegenwart  ist 
meine  Gegenwart,  gehört  mir  an  (wobei  ich  von  der  Bedeu- 
tung dieses  »mein«  und  »mir«  vorläufig  absehen  muss),  ist  räum- 
lich gekennzeichnet  durch  meinen  Leib  und  kann  ebensowenig 
durchbrochen  werden  wie  der  geschilderte  erkenntnistheoretisch- 
solipsistische,  räumliche  Zusammenhang.  Diese  »Gegenwart  , 
in  der  sich  alles  abspielt,  in  der  alles  wechselt,  während  sie 
selbst  immer  gleich  bleibt,  ist  das  einheitliche  Moment  meiner 
Erkenntnis,  das  mich  gleichsam  nötigt,  das  in  verschiedenen  Zei- 
ten gegebene  möglichst  in  einem  Augenblick  zusammenzudrängen, 
wenigstens  mit  dem  augenblicklich  Gegebenen  innigst  zu  verbinden, 
um  es  immer  wieder  zurückrufen  zu  können  ^).  Sie  ist  freilich 
auch,  wenn  man  will,  eine  Schranke  meiner  Erkenntnis,  obgleich 
es  nichts  hinter  dieser  Schranke  gibt,  weil  sie  stets  in  die  Zukunft 
entweicht,  wenn  man  sich  ihr  nähert.  Diese  Gegenwart  selbst 
bewegt  sich  zwar  eigentlich  nicht,  aber  sie  scheint  sich  zu  be- 
wegen, wie  die  Bäume  sich  zu  bewegen  scheinen,  an  denen  ein 
Zug    vorüberfährt.     Der  Wechsel    ihrer    Inhalte    bringt    die  Täu- 


i)  Vgl.  Shadworth  H.  HoJgsons  scharfsinnige  Analyse  der  Erfahrung  von  diesem 
Standpunkte  aus  in  seinem  Werk  »The  Metaphysic  of  Experience«  I.ongmans,  Green 
and  Co.  1898  I.  p.  34  ff.  »And  each  moment  of  consciousness  contains  besides  his 
own  content  a  retrospective  perceplion  of  one  or  more  prior  moments«   I.  p.   74. 
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schung  hervor,  als  ob  die  Gegenwart  stets  in  die  Zukunft  über- 
ginge und  die  Vergangenheit  zurückliesse ;  tatsächlich  treten  nur 
Inhalte  mit  ihren  Beziehungen  aus  und  ein^).  Diese  Gegenwart 
ist  also  ebenso  solipsistisch  und  allumfassend  wie  der  subjektive 
Raumzusammenhang,  sie  umfasst  meine  ganze  Erfahrung  ohne 
Rest,  und  was  nicht  in  sie  eintritt,  »besteht  für  mich  nicht«,  d.  h. 
eigentlich :  kann  nur,  benannt,  ein  Wort  ohne  jede  Bedeutung  für 
mich  sein.  Auch  der  fremde  Leib  ist  mir  immer  nur  in  dieser 
Gegenwart  als  Wahrnehmung  oder  Vorstellung  gegeben  und  auch 
seine  Erschliessung  als  ständige  Existenz  sowie  die  Erschliessung 
seiner  ebenso  ständig  gedachten  Innenwelt  ist  nur  in  dieser  Gegen- 
wart und  zwar  nicht  ständig  sondern  nur  zeitweilig  gegeben. 
Relativ  ständig  ist  in  dieser  Gegenwart  nur  mein  eigener  Leib 
gegeben ;  auch  er  ändert  sich,  aber  so  stetig  wie  nichts  andres 
in  dieser  Gegenwart  und  in  gewissem  Sinne  auch  viel  langsamer, 
wenn  man  von  der  Lageänderung  (Bewegung)  seiner  Glieder  ab- 
sieht 

Dazu  kommt  endlich  noch,  dass  alles  in  Raum  und  Zeit  Ge- 
gebene eine  Unterschiedenheit  seines  Gegebenseins  von 
allem  anderen  Gegebenen  fordert.  Ein  Ununterschiedenes  ist  nie 
gegeben ,  es  kann  höchstens  in  gewissem  Sinne  erschlossen  sein. 
In  einer  gewissen  Entfernung  kann  mir  ein  W^ald  ununterschieden 
in  seinen  Bäumen  erscheinen ;  dieses  Ununterschiedensein  kann 
aber  hier  nur  eine  Bedeutung  haben  :  ich  habe  nämlich  die  Er- 
fahrung gemacht,  dass,  wenn  ich  näher  trete,  gewisse  früher  nicht 
vorhandene  Unterschiede  auftreten ,  eben  die  Umrisse  der  ein- 
zelnen Bäume.  Ich  weiss  also,  dass  ich  durch  Bewegungen  mei- 
nes Leibes  neue  Unterschiede  hervorrufen  kann ;  diese  neuen 
Unterschiede,  die  mir  gegenwärtig  gar  nicht  gegeben  sind,  nenne 
ich  das  im  Augenblick  Ununterschiedene  in  Erwartung  ihres  zukünf- 
tigen Auftretens,  ihrer  zukünftigen  »Unterscheidbarkeit«.  Bevor 
sie  mir  aber  einmal  gegeben  waren  ,  kann  ich  nicht  sagen  ,  sie 
bestehen  ununterschieden  ,  weil  ich  von  ihnen  nichts  wissen 
kann.  Ich  kann  höchstens,  weil  ich  weiss,  dass  unter  bestimmten 
Bedingungen  (Annäherung,  Mikroskop)  neue  Unterschiede,  die 
ich  noch  nicht  kenne,  erscheinen  werden,  behaupten,  dass  noch 
manches  Ununterscheidbare  hier  oder  dort  gegeben  sei ,  d.  h. 
ich  erwarte  unter  bestimmten  Bedingungen    das  Auftreten    neuer 

l)  L.  c.  I.  Chapter  III  und  besonders  p.  i6o,  wobei  das  Hereinziehen  des  neuro- 
cerebral  process  m.  E.  nicht  gerechtfertigt  werden  kann. 
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Unterschiedenheiten  ,  aber  gegeben  sind  sie  eben  gegenwärtig 
nicht.  Zu  behaupten  aber,  es  sei  ein  Ununterscheidbares  oder 
Ununterschiedenes  gegeben  ,  in  dem  keine  neuen  Unterschiede 
mehr  auftreten  können,  das  sie  aber  doch  enthalte,  kann  wieder 
nur  ein  Wort  ohne  Bedeutung  sein ;  ein  Ununterschiedenes ,  das 
stets  ununterschieden  bleiben  mnss  ,  ist  ein  Nichts  von  Unter- 
schieden ^). 

In  der  Unterschiedenheit  liegt  aber  auch  schon  ein  anderes 
Moment:  indem  eines  vom  andern  unterschieden  ist,  ist  auch 
eines  auf  das  andere  bezogen,  ist  es  mit  einander  verglichen.  In- 
dem ich  eines  vom  andern  unterscheide ,  habe  ich  es  verglichen, 
auf  einander  bezogen,  in  der  Gegenwart  zu  einer  Einheit  zusam- 
mengefasst.  Freilich  ist  es  besser,  zu  sagen,  alles  ist  in  der  Ein- 
heit des  Unterschieden-  und  dadurch  auch  Aufeinanderbezogen- 
seins  in  der  Gegenwart  gegeben,  doch  kann  ich  hier  nicht  zu  tief 
in  erkenntnistheoretische  Probleme  hinabsteigen.  Dieses  durch 
Unterscheidung  zugleich  aufeinander  Bezogensein  ist  die  Grund- 
lage des  Gedächtnisses  und  der  Assoziation.  Da  alles  in  einer 
Gegenwart  gegeben  ist ,  so  hängt  erkenntnistheoretisch  das  Ge- 
gebensein der  ganzen  Welt  von  meinem  Gedächtnis  ab.  Nur  in- 
soferne  alle  Inhalte  unterschieden  und  dadurch  gleichzeitig  mit 
einander  verknüpft  sind,  haben  sie  in  dieser  punktuellen  Gegen- 
wart eine  Bedeutung;  nur  dadurch  erlange  ich  die  Sicherheit  be- 
stimmter Folgen  in  der  allumfassenden  Gegenwart.  Was  mir  im 
Augenblick  gegeben  ist,  ist  ausserordentlich  wenig  ,  der  »Welt<; 
gegenüber  fast  ein  Nichts.  Das  Gegebene  wird  erst  zu  etwas 
durch  seine  Verknüpfung  mit  Dagewesenem  und  von  ihm  Unter- 
schiedenen. In  der  Verknüpfung  eines  gegenwärtig  Gegebenen 
mit  »früher«  Gegebenem  besteht  mein  ganzes  Wissen  von  der 
Welt  und  besteht  meine  ganze  Erw^artung  einer  Zukunft.  Dieses 
»früher  Gegebene«  ist  freilich  selbst  w'ieder  ein  Problem,  auf  das 
ich  aber  hier  nicht  eingehen  kann'-). 

So  wäre  denn  nach  dem  Gesagten  die  ganze  Welt  ein  Phan- 


1)  Vgl.  meine  Arbeit  »Ueber  das  Unbewusste  im  Bewusstsein»:,  Vierteljahrschr. 
f.  wissensch.  Philos.  XXII.  4.  p.  394  und  meine  »Grundl.  einer  Erkenntnistheorie« 
p.  99  ff.  Dann  auch  Rehinke ,  Lehrbuch  d.  allg.  Psychologie  1894 ,  p.  484  f. ,  mit 
dem  ich  freilich  nur  sehr  teilweise  übereinstimme ,  weil  er  ebenso  wie  Schuppe  ein 
ursprünglich  Ununterschiedenes  annimmt,  wogegen  Herrmann,  »Schuppes  Lehre  vom 
Denken«,  Züllichau  1895,  p.  29  f.  wohl  auf  meiner  Seite  steht. 

2)  Vgl.  Hodgson  1.  c.  Rehfnkes  scharfsinnige  Erörterungen  I.e.  p.  496  ff.  Meine 
Grundl.  d.  Erkenntnistheorie  p.  19   ff. 
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tom,  gegeben  in  einer  punktuellen  Gegenwart,  eine  blosse  Mög- 
lichkeit der  Reproduktion  von  zeitlich  und  räumlich  bestimmten 
Inhalten  in  einer  punktuellen  Gegenwart  —  was  darüber  ist,  sind 
Worte  ohne  Bedeutung:  flatus  vocis?  Erkenntnistheoretisch  ist 
das  Gesagte  fraglos  richtig,  meine  Erkenntnis  ist  solipsistisch  und 
solipsistisch  in  .  der  eben  geschilderten  Art,  denn  das  bisher  Ge- 
sagte ist  nicht  eine  Erschliessung  von  Tatsachen  ,  sondern  eine 
Schilderung  meiner  tatsächlichen  Erkenntnis,  meines  »Erkennens«. 
Wie  soll  ich  auch  etwas  erkennen,  das  nicht  in  meinem  Erkennt- 
niszAisammenhang  liegt:  mein  »Erkennen«-  und  das  Erkannte« 
kann  nicht  auseinanderfallen,  weil  die  Kluft  dann  unüberbrückbar 
wird. 

Doch  dagegen  sträubt  sich  mein  Bewusstsein,  dass  das 
von  mir  Erkannte  auch  ein  Produkt  meiner  Erkenntnis  sei ,  dass 
mein  Erkennen  auch  die  Ursache  des  von  mir  Erkannten  ist, 
dass  mein  Erkenntniszusammenhang  die  Ursache  des  kausalen 
Zusammenhangs  innerhalb  des  ersten  sei  und  ,  wie  wir  gleich 
sehen  werden,  mit  Recht.  So  wie  ich  mich  auf  den  Standpunkt 
des  kausalen  Zusammenhanges  des  Gegebenen  stelle,  verschwin- 
det mein  solipsistisches  Dasein  tatsächlich  fast  bis  zur  punktuellen 
Existenz.  Die  Kausalität  meines  Selbst  als  Individuum  ist  nicht 
die  Kausalität  der  Welt  und  zwar  in  doppelter  Beziehung:  i)  reicht 
meine  Kausalität  nur  so  weit,  als  mittelbar  und  unmittelbar  die 
Einwirkung  meines  Leibes  reicht,  und  2)  hat  die  Welt  ausserhalb 
meines  Leibes  (auch  meine  Vorstellungswelt,  die  mich  aber  hier 
vorläufig  nichts  angeht)  eine  Gesetzmässigkeit  in  ihrer  Aufein- 
anderfolge und  ihrem  Zugleichsein  (meinen  Leib  mit  eingeschlos- 
sen), die  durch  meine  Innenwelt  nicht  geändert,  sondern  zu  ihren 
Zwecken  nur  benutzt  werden  kann.  Ich  kann  hier  nicht  auf  den 
Begriff  des  »mein«,  der  mit  dem  Begriff  des  Ich  zusammenhängt, 
näher  eingehen')^  doch  wird  es,  glaube  ich,  jedem  klar  sein,  dass 
mein  Ich  mit  dem  ständigen  und  stetigen  Gegebensein  des  Lei- 
bes zusammenhängt ,  an  den  sich  einerseits  die  Aussenwelt,  an- 
dererseits die  Innenwelt  schliesst  ,  soweit  sie  beide  in  der  stän- 
digen Gegenwart  gegeben  sind.  Nur  die  mir  unmittelbar  gege- 
bene Aussenwelt  und  Innenwelt  kann  von  mir  unmittelbar  beein- 


l)  Vgl.  meine  Arbeiteii  »Der  Gegenstand  der  Psychologie  und  das  Bewusstsein«, 
Vierteljahrsclir.  f.  w.  Thilos.  VIII.  4.  p.  422  (f.  und  Erwiderung  auf  Prof.  Wuiidts 
Aufsatz  »Ueber  naiven  und  kritischen  Realismus«:.  Philosophische  Studien  XIII.  2. 
p.  307  und  a.  a.  O. 
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flusst  werden,  die  erschlossene  Aussen-  und  Innenwelt  nur  mittel- 
bar. Ich  kann,  mich  in  meinem  Zimmer  bewegend,  willkürlich 
und  unmittelbar  Veränderungen  in  meinem  Zimmer  und  in  mei- 
ner Vorstellungs-Gedanken-Gefühlswelt  hervorrufen ,  keineswegs 
aber  in  dem  Zimmer  meines  Freundes  in  einer  halben  Stunde 
Entfernung  oder  in  den  Gedanken  und  Gefühlen  meines  Freundes. 
Mittelbar  kann  ich  diese  Veränderungen  hervorrufen  durch  einen 
Brief  an  meinen  Freund  oder  durch  eine  Rücksprache  mit  ihm 
in  meinem  Zimmer  oder  auch,  indem  ich  mich  in  sein  Zimmer 
begebe  und  so  sein  Zimmer  zu  meiner  unmittelbaren  Wahrneh- 
mung mache ;  wo  mein  Leib  nicht  hingelangt ,  kann  er  auch 
nicht  wirken  wie  in  den  Gestirnen,  und  doch  muss  ich  auch  hier 
kausal  bestimmte  Veränderungen  erschliessen  aus  solchen,  die 
ich  unmittelbar  wahrnehme,  ohne  sie  aber  selbst  beeinflussen  zu 
können.  So  bin  ich  dem  Weltall  gegenüber  ohnmächtig,  ich  sehe 
seine  Veränderungen,   aber  ich  kann  sie  selbst  nicht  abändern. 

Doch  auch  die  Veränderungen,  die  ich  in  meiner  kausal  für 
mich  erreichbaren  Umgebung  bewirke,  kann  ich  nur  durch  Be- 
nutzung der  vorhandenen  Gesetzmässigkeit  in  dieser  Umgebung 
bewirken;  diese  Gesetzmässigkeit  ist  unabhängig  von  meiner  Innen- 
welt und  meinem  Wollen,  mein  Wollen  ist  ihr  gegenüber  ohn- 
mächtig, es  kann  sie  nur  zu  seinen  Zwecken  benutzen  aber  nicht 
abändern.  Diese  Gesetzmässigkeit  ist  es  auch,  die  überhaupt 
eine  Welt  um  mich  herum  schafft,  denn  gegeben  ist  mir  immer 
nur  ein  winziger  Ausschnitt  im  jew'eiligen  Gegenwartsaugenblick. 
Die  Welt  ist  für  mich  nichts  anderes  als  das  Bewusstsein  der 
gesetzmässigen  Verknüpfung  der  Inhalte  dieser  Gegenwartsaugen- 
blicke untereinander,  die  es  meinem  Wollen  ermöglicht,  sie  ihren 
immanenten  Gesetzen  gemäss  hervorzurufen  und  auch  abzuändern, 
die  Welt  ist,  um  mich  eines  Ausdrucks  J.  St.  AUlis  zu  bedienen 
(der  freilich  nicht  ganz  richtig  ist),  ein  gesetzmässiger  Zusammen- 
hang von  Wahrnehmungsmöglichkeiten  für  mich,  und  es  gäbe 
keine  Welt  für  mich  ohne  jene  Gesetzmässigkeit;  diese  Gesetz- 
mässigkeit ist  die  Welt  selbst.  Dabei  sind  alle  diese  kausalen 
Vorgänge  innerhalb  jenes  schon  geschilderten  erkenntnistheore- 
tisch-solipsistischen  Zusammenhangs  gegeben,  ich  komme  dabei 
keinen  Schritt  über  ihn  hinaus  und  dennoch  ist  mein  Leib,  ist 
meine  Vorstellungs-  und  Gefühlswelt  nicht  nur  abhängig  von 
jenen  Vorgängen,  sie  muss  sogar  vom  kausalen  Standpunkte  aus 
als    ihr  Produkt    angesehen  werden,    immer    ausgenommen  jenen 


2o8  Richard  v.   Schubert-Soldern : 

erkenntnistheoretisch-solipsistisclien  Zusammenhang  selbst,  der 
unableitbar  die  Voraussetzung  jeder  Erkenntnis  bildet.  Die  Er- 
klärung, wie  der  kausale  Zusammenhang  des  Gegebenen  in  den 
erkenntnistheoretischen  hineingerät,  ohne  von  ihm  anders  als  er- 
kenntnistheoretisch abhängig  zu  sein,  ist  meines  Erachtens  das 
Welt  rätsei,  ein  Welträtsel,  das,  wie  ich  fest  glaube,  ein  Ig- 
norabimus  enthält.  \ 

Doch  sei  dem,  wie  ihm  wolle:  sind  die  geschilderten  Tat- 
sachen richtig,  so  sind  sie  methodologisch  von  der  grössten 
Wichtigkeit.  Denn  welche  Kombinationen  von  räumlich-zeitlich 
bestimmten  Inhalten,  von  Vorgängen  in  meinen  oder  fremden 
Erfahrungen  jemals  vorgekommen  sein  mögen,  vorkommen  oder 
vorkommen  werden,  sie  müssen  Platz  finden  in  jenem  geschil- 
derten Zusammenhang,  ihre  Elemente  müssen  seine  Elemente 
sein  und  zwar  Elemente,  die  nicht  weiter  auflösbar  sind,  d.  h.  die 
in  ihrer  Auflösbarkeit  nicht  über  jenen  erkenntnistheoretisch-soli- 
psistischen  Zusammenhang  hinausführen  können.  Deswegen 
müssen  sich  die  Elemente  der  ganzen  Welt  und  aller  Wissen- 
schaften, um  mich  populär  auszudrücken,  in  meinem  Selbst,  meiner 
eigenen  unmittelbaren  Erfahrung  finden,  denn  diese  ist  die  Vor- 
aussetzung für  alle  erschlossenen  Erfahrungen  und  ihre  Elemente 
sind  daher  die  Elemente  aller  Erkenntnis,  Jede  Wissenschaft 
muss  deswegen  auf  solche  erkenntnistheoretische  Elemente  zurück- 
geführt werden  können,  es  ist  das  ihre  erkenntnistheoretische 
Analyse  und  sie  führt  zu  den  letzten  analytischen  Bestandteilen 
dieser  Wissenschaft. 

Alle  Wissenschaften  müssen  daher  in  ihrem  Inhalt  und  ihren 
Beziehungen  auf  gewisse  ursprüngliche  Elemente  und  Beziehungen 
zurückgeführt  werden  können,  die  jeder  bei  sich  selbst  aufzufinden 
im  Stande  sein  muss  und  über  die  niemand  hinaus  kann,  w^eil 
der  erkenntnistheoretisch-solipsistische  Zusammenhang  unüber- 
schreitbar  ist.  Natürlich  müssen  auch  alle  Wissenschaften  eine 
gemeinsame  Basis  einfachster  Elemente  besitzen,  durch  welche 
sie  zusammenhängen  und  ein  erkenntnistheoretisches  Ganze  bil- 
den, so  wie  sie  praktisch  wieder  einen  Zweckzusammenhang  in 
der  Sozialwissenschaft  haben  je  nach  ihrer  Notwendigkeit  und 
ihrem  Nutzen    für  die    menschliche  Gemeinschaft^).     Da  die  Ele- 

i)  Vgl.  meine  Arbeit:  »Die  Einteilung  d.  Wissenschaft  als  Einleitung  in  die  Phi- 
losophie«. Zeitschr.  für  immanente  Philosophie  Bd.  IV.  Heft  II.  p.  223  f.  u.  Heft  III. 
p.   243  ff. 
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inente  der  Soziahvissenschaft  ebenfalls  wieder  in  jenem  gemein- 
samen Untergrund  aller  Wissenschaften  wurzeln  müssen,  so  ist 
durch  diese  Analyse  auch  schon  die  Verbindung  zwischen  der 
Sozialwissenschaft  und  den  anderen  Wissenschaften  hergestellt. 
Jeder,  der  deswegen  eine  solche  Rückführung  auf  den  crkenntnis- 
theoretisch-solipsistischen  Zusammenhang  unternimmt,  selbst  wenn 
er  die  letzten  Elemente  nicht  ganz  erreichen  sollte,  erhält  einen 
Einblick  in  den  Zweck  und  Aufbau  menschlichen  Wissens,  der 
ihm  vielfach  neu  erscheint,  der  wenigstens  durch  seinen  Stand- 
punkt die  Welt  in  einem  neuen  Lichte  erscheinen  lässt.  Freilich 
ganz  originelle,  nie  dagewesene  Ideen  können  wohl  überhaupt 
nicht  mehr  hervorgebracht  werden,  neu  kann  nur  der  Standpunkt 
sein,  von  dem  aus  das  Erforschte  und  oft  schon  längst  von  an- 
dern Gedachte  zur  Einheit  zusammengefasst  wird.  Eine  andere 
Originalität  gibt  es,   glaube  ich,  heutzutage  überhaupt  nicht  mehr. 

Den  Versuch  nun,  die  Elemente  der  Rechtsphilosophie  in 
jenem  erkenntnistheoretisch-solipsistischen  Zusammenhang  aufzu- 
suchen, will  die  gegenwärtige  Arbeit  unternehmen;  sie  muss  es 
dem  Leser  überlassen  zu  beurteilen,  wieweit  es  ihr  gelungen  ist, 
dem  alten  Stoff  neue  Seiten  abzugewinnen. 

Es  gehört  nun  zu  jenem  oben  erwähnten  Welträtsel,  wenn 
gerade  vom  erkenntnistheoretischen  Standpunkte  aus  anerkannt  und 
vorausgesetzt  werden  muss,  dass  der  Mensch  ein  utoov  tcoX'.xixov 
sei,  d.  h.  dass  er  Mensch  nur  im  Zusammenleben  mit  seinesgleichen 
sein  und  werden  konnte  und  trotzdem  behauptet  werden  muss, 
dass  alle  Elemente  jener  Wechselwirkung,  die  den  Menschen  erst 
geschaffen  haben,  in  jenem  solipsistischen  Zusammenhang  auf- 
gefunden werden  müssen  und  ihn  nicht  überschreiten  können. 
Die  letzten  Elemente  und  Triebe,  die  den  Einzelnen  zur  Gemein- 
schaft getrieben  und  ihn  erst  zum  Menschen  gemacht  haben, 
müssen  daher  im  eigenen  Selbst  aufgesucht  werden  und  von  da 
aus  muss  die  Gemeinschaft  ihre  Beleuchtung  erhalten,  obschon 
sie  kausal  dem  einzelnen  Menschen  gegenüber  eher  das  prius  als 
das  posterius  w-ar. 

§  2.  Die  G  r  u  n  d  t  r  i  e  b  f  e  d  e  r  n  des  Zusammen- 
schlusses der  Menschen.  Untersuchen  wir  nun,  was 
ein  Wesen  zur  Gemeinschaft  mit  anderen  Wesen  (tierischen  oder 
menschlichen)  treiben  kann,  so  kann  die  Antwort  darauf  nur 
lauten :     der    eigene    Vorteil  ^).      Damit    sind     wir    also    bei    der 

l)  Dass  der  Zusammenhang    der  Gesellschaft  und    des  Staates  ein  teleologischer 
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Utilitätstheorie  angelangt ;  wir  werden  aber,  wie  ich  hoffe, 
bald  sehen,  dass  sie  durch  den  obenerwähnten  Standpunkt  eine 
andere  Beleuchtung,  ja  eine  andere  Gestalt  erhält  wie  bisher. 
Der  Nutzen  aber,  den  die  Gemeinschaft  dem  Einzelnen  bietet, 
kann  nur  darin  bestehen,  dass  auch  dem  Einzelnen  wünschens- 
werte Ziele  durch  gemeinsames  Anstreben  besser  d.  h.  schneller 
oder  in  weiterem  Umfang  erreicht  werden.  Wäre  das  nicht  der 
Fall,  so  müssten  jene  Wesen  glücklicher  und  mächtiger  sein,  die 
nicht  in  Gemeinschaft  mit  anderen  leben,  dann  wären  aber  Ge- 
meinschaften gar  nicht  entstanden  oder  längst  zugrunde  gegangen, 
denn  Macht  im  Glück  und  auch  Glück  in  der  Macht  sind  die 
Grundtriebe  jedes  Lebewesens,  doch  nur  das  Entwickeltere  wird 
sich  ihrer  bewusst.  Gemeinschaften,  die  also  den  Einzelnen  in 
der  Erreichung  jener  allgemeinen  Hauptziele  nicht  gefördert  hätten, 
hätten  nur  aus  Irrtum  entstehen  können  und  wären  längst  zugrunde 
gegangen.  Vor  allem  müssen  die  Gemeinschaften  die  TNIacht  des 
Einzelnen  vermehren,  freilich  nicht  der  eigenen  Gemeinschaft,  wohl 
aber  der  Natur  und  anderen  Gemeinschaften  gegenüber.  Diese 
Macht  einer  Gemeinschaft  anderen  Gemeinschaften  gegenüber 
ist,  wie  wir  noch  sehen  werden,  anfangs  das  ausschlaggebende 
Moment.  Dennoch  ist  dabei  gewiss  die  Freude  an  der  Macht 
wenigstens  anfangs  nicht  ausschlaggebend,  denn  die  gemeinschaft- 
liche Macht  ist  ein  Produkt  der  Gemeinschaft  und  kann  daher 
nicht  eine  Triebfeder  sein,  die  zur  Gemeinschaft  antreibt.  M.  E. 
treibt  zur  Gemeinschaft  und  hält  das  Individuum  bei  ihr  die  posi- 
tive und  negative  Lust.  Hätten  die  in  einer  Gemeinschaft  Befind- 
lichen keine  Freude  am  Leben  sowohl  im  Sinn  der  Befreiung 
von  Unlust  wie  im  Sinn  positiver  Lust,  hätten  sie  nur  Unlust,  so 
wäre  ihnen  das  Leben  nicht  lebensvvert,  sie  würden  vorziehen  zu 
sterben ;  nur  in  einem  Fall  würden  sie  vielleicht  vorziehen  zu 
leben,  wenn  sie  glaubten,  dass  das  jenseitige  Leben  eine  noch 
grössere  Qual  sei  als  das  diesseitige;  dann  wäre  eben  das  irdische 
Leben  doch  eine  Art  negativer  Lust  —  ein  Freisein  von  zukünftig 
zu  erwartender  grösserer  Unlust.  Den  einzelnen  in  einer  Gemein- 
schaft Befindlichen  muss  daher  das  Leben  lebenswert  sein,  aus 
welchen  Gründen  immer.     Dieser  Lebenswert  wird    aber  stets  in 


ist,  nimmt  auch  Jellinck  (Allgemeine  Staatslehre,  Berlin  1900,  p.  156  f.)  an.  Jeder 
Zweck  kann  aber  nur  angestrebt  werden  eines  mittelbaren  oder  unmittelbaren  Vorteils 
wegen,  wobei  freilich  dieser  Vorteil  erstens  ein  vermeinlliciier  sein  kann  und  zweitens 
nicht  bloss  ein   rein  materieller  Nutzen  sein  muss. 
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Frage  gestellt  durch  die  Natur  und  durch  andere  Gemeinschaften, 
beide  bedrohen  ihre  Lebensgüter;  die  Natur  tut  freilich  beides, 
sie  gewährt  Lebensgüter  (Nahrung,  Schutz  vor  der  Witterung), 
sie  bedroht  sie  aber  auch  (Unwetter,  Ueberschwemmungen,  zeit- 
weilige Unfruchtbarkeit);  die  fremden  Gemeinschaften,  soweit  sie 
eben  fremde  sind,  bedrohen  sich  ursprünglich  immer  (Kampf,  Krieg, 
Raub).  Diese  Lebensgüter  der  Einzelnen  müssen  nun  durch  die 
Gemeinschaft  geschützt  werden,  dazu  ist  die  Gemeinschaft  da, 
sie  ist  in  erster  Linie  S  c  h  u  t  z  g  c  m  e  i  n  s  c  h  a  f  t  ^).  Auch  im 
Tierreich,  ausser  bei  den  höher  organisierten  Gemeinschaften,  ist 
w^ohl  das  Schutzbedürfnis  das  ausschlaggebende  Moment,  das  die 
gemeinschaftlich  lebenden  Tiere  beisammen  hält"-).  Diese  Schutz- 
gemeinschaften schützen  aber  nicht  nur  die  Lebensgüter,  sie 
schützen  auch,  so  gut  sie  können,  das  Leben  des  Einzelnen  selbst 
durch  die  Verpflichtung  der  Rache,  der  Blutrache.  Welchen 
Motiven  die  Blutrache  entspringt,  wird  an  anderer  Stelle  zu  be- 
handeln sein;  jedenfalls  ist  es  ein  Schutz  des  Einzelnen,  der  um 
so  grösser  ist,  je  mächtiger  seine  Gemeinschaft  ist"^).  Nur  im 
Schutze  seiner  Gemeinschaft  kann  der  Einzelne  sich  ursprünglich 
den  ihm  freistehenden  Genüssen  mit  relativer  Sicherheit  hingeben 
und  jenes  Mass  von  Frieden  und  Ruhe  geniessen,  das  in  den  äl- 
testen Zeiten  überhaupt  möglich  war;  im  Begriff  des  Friedens 
liegt  die  negative  Lust:   Freisein  von  Gefahr,  von  Unlust. 

Da  aber  auch  die  Natur  die  Einzelnen  in  gleicher  Weise  be- 
droht, so  liegt  es  nahe,  dass  sie  auch  der  Natur  gegenüber  nach 
]\Iacht  streben  ;  auch  hier  wird  ursprünglich  der  Schutz  gegen  die 
Unbilden  der  Natur  wohl  das  Hauptmotiv  gewesen  sein,  das  die 
Gemeinschaft  zusammenhielt,  nur  dass  hier  Schutz  (Abwehr  von 
Unlust)  und  gemeinsamer  Erwerb  von  Gütern  (positive  Lust)  viel- 
fach zusammenfallen  (gegen  Nahrungsmangel  gemeinsames  Auf- 
suchen von  Nahrungsmitteln,  gegen  Unwetter  gemeinsamer  i\uf- 
bau  von  Schirmen,  Hütten).  Es  schafft  hier  das  Schutzbedürfnis 
eine   gemeinsame  Wirtschaft    nach    innen,    wie    es    einen  gemein- 


1)  Vgl.  A.  H.  Post,  Die  Anfänge  d.  Staats-  und  Rechtslebens.  Oldenburg  1878. 
p.   104. 

2)  Vgl.  Ck.  Darann,  Die  Abstammung  d.  Menschen  u.  d.  geschlechtl.  Zuchtwahl 
übers,  v.  J.    V.    Carus.    Stuttgart  1S83.   p.   95. 

3)  Wer  nicht  in  einer  Schutzgemeinschaft  (Friedensgenossenschaft)  lebt,  den 
schützt  vor  Ermordung  auch  nicht  die  Blutrache.  Vgl.  Post  1.  c.  p.  175,  L.  H.  Morgan, 
Die   Urgesellschaft,   übers,   von   Eichhoff  und  Katitsky.    Stuttg.   1891.   p.  65   f. 
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Samen  Kampf  nach  aussen  hervorrieft).  So  war  der  Einzehie 
ursprünglich  gänzhch  von  seiner  Gemeinschaft  abhängig,  er  ging 
als  Individuum  fast  in  ihr  auf  (aber  nur  fast) ;  seine  Gemeinschaft 
war  nahe  verwandt  den  höher  organisierten  Gemeinschaften  der 
Tiere,  was  seine  Gemeinschaft  von  ihrer  unterschied,  war  eben 
sein  doch  grösseres  Individualbewusstsein  und  vor  allem  die  Ent- 
wicklungsfähigkeit desselben.  Die  Jiöher  organisierten  Tiergemein- 
schaften zeigen  fast  gar  kein  Individualbewusstsein,  es  gibt  keine 
Beratungen  und  keine  Beschlussfassungen,  kein  Individuum  sagt 
seine  Meinung,  hört  die  des  andern  an,  erwägt  dann  und  gibt 
sein  Votum  ab  zum  gemeinsamen  Beschluss.  Kein  Tierindividuum 
konzentriert  in  sich  das  Wissen  und  das  Können  der  Individuen 
seiner  Gemeinschaft  in  der  Weise,  dass  es  dieser  Konzentration 
mehr  oder  weniger  bewusst  wäre  und  dass  es  daher  auch  imstande 
wäre,  im  einzelnen  Fall  der  Gemeinschaft  gegenüberzutreten  als 
der  besser  Wissende,  der  Erfahrene  ^).  In  diesem  Individualbe- 
wusstsein liegt  aber  der  soziale  Fortschritt.  Die  Erwägung  von 
veränderten  Umständen,  die  Sammlung  von  Erfahrungen,  sowie 
ihre  Anwendung  im  einzelnen  Fall  kann  nur  individuell  stattfin- 
den, die  Gemeinschaft  ist  kein  selbständiges  Wesen,  sie  ist  ein 
räumlich-zeitliches  Zusammen  von  Individuen  und  hängt  gänzlich 
von  der  Beschaffenheit  dieser  Individuen  ab.  Ist  ein  Individuum 
wie  das  andere,  gibt  es  kaum  irgendwelche  Individualunterschiede, 
dann  kann  auch  die  Gemeinschaft  sich  schwer  ändern  und  an- 
passen, denn  eine  solche  Aenderung  kann  nur  von  Individuen 
ausgehen,  nicht  von  der  Gemeinschaft,  die  ja  als  solche  nicht 
überlegt,  beschliesst  und  handelt.  Ob  eine  Gemeinschaft  daher 
fortschreitet  und  an  Macht  durch  Erfahrung  gewinnt,  wird  davon 
abhängen,  ob  sie  Individuen  in  sich  birgt,  die  von  der  allgemeinen 
Gewohnheit  der  Gemeinschaft  abweichende  Ansichten  haben  und 
der  Gemeinschaft  oder  andern  Individuen  mit  ihren  eigenen  An- 
sichten gegenübertreten.  Je  mehr  solche  Individuen  sie  hat,  desto 
mehr  Variabilität  besitzt  sie,  desto  mehr  kann  sie  sich  ändern, 
fortentwickeln  —  eine  Eigenschaft,  die  den  Tiergemeinschaften 
nur  in  äusserst  geringem  Grade  zukommt.  Dazu  gehört  aber, 
dass  das  Individuum  das  Wissen  und  Können  Anderer  in  Geijen- 


1)  Vgl.    Th.  V.   Ivama-Sternegg,   Deutsche  Wirtschaftsgeschichte.    Leipzig  1S79.  I- 

P.  3  f- 

2)  \'gl.  A.  E.  Fr.  Sch'dffle ,  Bau  u.  Leben  d.  sozialen  Körpers.    Tübingen  iSSi. 
1.   15.   p.   23   ff. 
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wart  und  Vergangenheit  (wenn  auch  nicht  der  ganzen  Gemein- 
schaft ausser  vielleicht  im  Anfang  menschlicher  Entwicklung)  mit 
seinen  eigenen  Erfahrungen  zu  einem  ihm  eigentümlichen  Ganzen 
des  Wissens  und  Könnens  verbnidet.  Der  Fortschritt  geht  vom 
Individuum  und  nicht  von  der  Gemeinschaft  als  solcher  aus  *j. 

§  3.  Der  Ursprung  menschlicher  Gemein- 
schaften. Meines  Erachtens  kann  man  nur  in  einem  sehr  un- 
eigentlichen Sinn  von  einem  Ursprung  menschlicher  Gemeinschaf- 
ten reden,  denn  dieser  Ursprung  war  gewiss  kein  plötzlicher,  son- 
dern ein  sehr  allmählicher,  und  wollen  wir  nicht  eine  Kluft  in  der 
vorhistorischen  sozialen  Entwicklung  der  Erde  annehmen,  nicht 
behaupten,  dass  die  menschliche  Gemeinschaft  plötzlich  ohne  vor- 
hergehende Ursachen  entstanden  sei,  so  müssen  wir  den  Anfang 
der  menschlichen  Entwicklung  an  eine  vorhergehende  tierähnliche 
und  noch  weiter  zurück  tierische  Entwicklung  anknüpfen.  Dass 
diese  Entwicklung  aus  tierischen  Zuständen  heraus  viele  Zehn- 
tausende von  Jahren  gebraucht  haben  wnrd,  ist  für  mich  selbst- 
verständlich, ebenso  dass  der  Mensch  in  dieser  Entwicklung  nicht 
sprungweise  hervorgetreten  ist,  sondern  sich  so  entwickelt  hat, 
dass  man,  selbst  wenn  einem  dieser  ganze  Gang  der  Entwicklung 
aus  tierischen  Zuständen  heraus  im  wesentlichen  bekannt  wäre, 
keinen  Zeitpunkt  angeben  könnte,  wo  der  Mensch  angefangen  hat, 
Mensch  zu  sein.  Von  dieser  ältesten  Entwicklung  des  Menschen 
sind  uns  keine  Ueberreste  gegeben,  es  können  uns  kaum  welche 
gegeben  sein,  denn  das  älteste  künstliche  Werkzeug,  das  aufge- 
funden würde,  gehörte  schon  dem  Menschen  an,  und  der  Ge- 
brauch von  Naturprodukten  als  Werkzeugen  kann  wohl  kaum  für 
uns  hinlängliche  Spuren  hinterlassen.  Wir  sind  daher  auf  Ana- 
logien angewiesen  einerseits  tierischer  Gemeinschaften  (Ausgangs- 
punkt menschlicher  Entwicklung)  und  andererseits  heutiger  mensch- 
licher Gemeinschaften  sogenannter  Naturvölker  (Endpunkt  der 
Entwicklung  des  Menschen).  Diese  Analogien  können  jedoch  nur 
fruchtbar  werden,  wenn  wir  in  ihnen  jene  Elemente  beobachten 
und  hervorheben,  welche  allgemein  menschliche  sind,  allem 
menschUchen  Denken,  Fühlen  und  Wollen  zugrunde  liegen,  und 
das  können  wir  wieder  nur  zuwege  bringen  durch  erkenntnistheo- 
retische Analyse,  denn  jene  Elemente,  die  ich  in  meiner  unmittel- 
baren Erfahrung    als    die  letzten    vorfinde,    sind    aus  schon  ange- 


i)  Vgl.  E.  Mach,  Erkenntnis  und  Irrtum.    Leipzig  1906.  p.   86. 
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gebeneii  Gründen  die  Voraussetzungen  alles  menschlichen  Wis- 
sens und  Könnens,  das  ich  nur  durch  sie  bei  andern  erschliessen 
kann.  Ohne  erkenntnistheoretische  Analyse  sind  also  jene  Ana- 
logien unbrauchbar;  freilich  kann  man  unabsichtlich  (unbevvusst) 
solche  Analysen  vollziehen  und  dann  meinen,  sie  hatten  sich  aus 
jenen  Analogien  von  selbst  ergeben;  dass  aber  ein  solches  Ver- 
fahren kein  wissenschaftliches  ist, \  leuchtet,  glaube  ich,  von  selbst 
ein.  Uebrigens  beabsichtige  ich  nicht,  hier  eine  Geschichte  der 
geistigen  Entwicklung  des  Menschen  aus  tierischen  Zuständen  zu 
geben,  ein  Unternehmen,  das  für  meine  Zwecke  zu  umfangreich 
und  im  einzelnen  doch  sehr  problematisch  wäre;  es  genügt  mir, 
die  Annahme  gerechtfertigt  zu  haben,  dass  der  Mensch  als  sol- 
cher sich  aus  tierischen  Zuständen  entwickelt  haben  muss  und 
die  erkenntnistheoretische  Analyse  auch  hier  unumgänglich  not- 
wendig ist.  Im  übrigen  will  ich  mich  auf  die  erkenntnistheore- 
tische Analyse  der  bekannten  menschlichen  Gemeinschaften  be- 
schränken in  der  m.  E.  vollbegründeten  Ansicht,  däss  mit  der 
Analyse  auch  nur  einer  menschlichen  Gemeinschaft  die  Grund- 
elemente aller  gefunden  sind;  nur  lässt  sich  diese  Analyse  irgend 
einer  behebigen  Gemeinschaft  nicht  ohne  Analyse  anderer  Ge- 
meinschaften vollziehen,  weil  nur  so  die  Unterschiede  scharf  her- 
vortreten; was  übrig  bleibt,  ist  das  Gemeinsame,  das  eigentlich 
der  erkenntnistheoretischen  Analyse  zu  unterwerfen  ist. 

§  4.  Die  L  u  s  t  m  i  1 1  e  1.  Wir  haben  gesehen,  dass  es  zwar 
nicht  der  unmittelbare  Zweck  einer  Gemeinschaft  sein  muss,  ge- 
meinschaftlich Lust  (positive  und  negative)  für  ihre  einzelnen  Mit- 
glieder zu  erringen,  dass  aber  vorausgesetzt  werden  muss,  dass 
die  Mitglieder  einer  Gemeinschaft  Eust  haben,  die  geschützt  wer- 
den soll;  wir  haben  aber  weiter  gesehen,  dass  dieser  Schutz  sich 
nach  innen  und  aussen  erstreckt  und  dass  der  Schutz  nach  innen 
gegen  die  Natur  schliesslich  zur  Erzeugung  gemeinsamer  Lust 
führen  muss.  Nun  kann  aber  eigentlich  Lust  von  der  Gemeinschaft 
nicht  erzeugt  werden,  sondern  nur  Mittel,  die  zur  Lust  führen 
oder  wenigstens  führen  können.  Die  Bedingungen  der  Lust  sind 
nämlich  teils  äussere  teils  innere.  Die  innere  Bedingung  xai' 
eloyjfV  ist  das  Bedürfnis,  der  gefühlte  Mangel  einer  Lust  oder  Be- 
freiung von  Unlust.  Das  Bedürfnis  kann  von  der  Gemeinschaft 
nicht  willkürlich  erzeugt  werden  d.  h.  es  können  wohl  Massregeln 
ergriffen  werden,  um  gewisse  Bedürfnisse  zu  erregen  (Einführung 
von  Kartoffeln,  Tabak  etc.),  aber  es  hängt  nicht  von  der  Gemein- 
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Schaft  als  solcher  ab,  ob  diese  Massregchi  wirklich  zu  einem  all- 
gemeinen oder  auch  nur  allgemeineren  Bedürfnis  führen.  Vom 
Bedürfnis,  seiner  Intensität  und  seinem  Umfang  hängt  die  Inten- 
sität und  der  Umfang  seiner  Befriedigung  ab  unter  Voraussetzuno- 
der  allseitig  gleichen  Erreichbarkeit  der  Lustmittel.  Das  Bedürf- 
nis selbst  aber  wurzelt  in  der  Vorstellungswelt,  hängt  von  ver- 
gangenen Erfahrungen,  von  vergangenen  Genüssen  ab,  von  Ab- 
stumpfung, Gewohnheit,  Phantasie  —  von  Erziehung  und  Bildung : 
ein  Lastträger  und  ein  Künstler,  beide  nützliche  Mitglieder  der 
Gesellschaft,  werden  sehr  verschiedene  Bedürfnisse  fühlen  und  da- 
her nach  sehr  verschiedenen  Lustmitteln  streben.  Ob  also  ein 
Lustmittel  auch  sein  Ziel  erreicht,  hängt  nur  wenig  von  der  Ge- 
meinschaft selbst  als  solcher  ab,  kann  wenigstens  von  ihr  nicht 
berechnet  werden ;  es  ist  der  Einzelne,  der  darüber  zu  bestimmen 
hat,  was  ihm  darin  passt  und  nicht  passt.  Die  Gemeinschaft, 
richtiger  ihre  Regierung,  um  vorzugreifen,  kann  nur  versuchen 
neue  Bedürfnisse  zu  erregen,  sie  kann  sie  nicht  erzwingen,  nicht 
einmal  halbwegs  mit  Sicherheit  berechnen  ^). 

Was  also  die  Gemeinschaft  allein  berechnen  und  erzeugen 
kann,  sind  Lustmittel;  die  Befriedigung,  welche  diese  Lustmittel 
erregen,  hängt  nur  in  sehr  geringem  Grade  von  ihr  ab;  sie  wird 
durch  die  innere  Beschaffenheit  der  einzelnen  Individuen  bestimmt. 
Es  gibt  zwar  auch  Lustmittel,  deren  Erzeugung  sich  der  Gemein- 
schaft entzieht,  es  sind  das  diejenigen,  welche  rein  der  Innenwelt 
angehören,  doch  sind  diese  Mittel  von  keinem  grossen  Umfang 
und  keiner  grossen  Bedeutung  für  die  Gemeinschaft.  Sich  der 
eigenen  Phantasie  hingeben,  Luftschlösser  bauen,  auch  vor  sich 
hinstarren  und  so  wenig  als  möglich  denken,  erfreut  manche,  wenn 
auch  nicht  zu  allen  Zeiten ;  auch  sie  haben  gewisse  äussere  Be- 
dingungen (der  äussern  Ruhe,  des  nicht  Behelligtwerdens  durch 
andere),  doch  die  eigentlichen  Lustmittel  selbst  liegen  hier  in  der 
Innenwelt  und  können  deswegen  nicht  willkürlich  von  der  Ge- 
meinschaft erzeugt  werden.  Nur  jene  Lustmittel  können  gemein- 
schaftlich erzeugt  werden,  welche  der  Aussenwelt  angehören,  wie 
ja  die  gemeinsame  Aussenwelt  überhaupt  die  Voraussetzung  in 
der  Wechselwirkung  der  Individuen  bildet.  Ohne  gemeinsame 
Aussenwelt  gäbe  es  keinen  Verkehr  der  Menschen,  keine  f?emein- 


i)  Vgl.  meine  Arbeit:  Das  menschliche  Glück  \i.  d.  soziale  Frage.  Tübingen 
1896.  p.  5  f.  Niemand  kann  das  Glück  selbst  verteilen,  sondern  nur  die  Mittel  dazu; 
das  Glück  selb.st  muss  sich  jeder  durch  die  Mittel  selbst  erwerben. 
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samen  Ziele,  kein  gemeinsames  Handeln  und  Erreichen.  Alles 
muss  durch  die  Aussenwelt  hindurchgehen,  um  aus  der  Innenwelt 
eines  Individuums  in  die  des  andern  zu  gelangen.  Gemeinsam 
können  unmittelbar  immer  nur  äusserlich  wahrnehmbare  Ziele 
sein,  obgleich  diese  Ziele  selbst  nicht  schon  Lustmittel  sein  müs- 
sen. Gemeinsam  kann  ein  Buch  gedruckt  werden,  obgleich  das 
Buch  und  seine  gedruckten  Lettern  in  der  Regel  nicht  Lust  er- 
regen, sondern  erst  sein  in  die  Innenwelt  umgesetzter  Inhalt. 
Selbst  wo  also  die  Gemeinschaft  die  Innenwelt  ihrer  Mitglieder 
beeinflussen  will,  kann  sie  das  nur  mittels  der  gemeinsamen  Aus- 
senwelt: zuerst  muss  in  der  gemeinsamen  Aussenwelt  erscheinen, 
was  auf  die  Innenwelten  einwirken  soll. 

Wir  werden  daher  hier  nur  jene  Lustmittel  in  Betracht  ziehen, 
welche  der  Aussenwelt  angehören.  Von  grosser  Wichtigkeit  ist 
nun  eine  Einteilung  der  Lustmittel  nach  ihren  Arten.  Zunächst 
muss  unterschieden  werden  zwischen  unmittelbaren  und 
mittelbaren  Lust  mittein.  Die  unmittelbaren  Lustmittel 
erzeugen  Lust  unmittelbar  durch  ihren  Verbrauch  oder  Gebrauch, 
die  mittelbaren  sind  nur  Bedingungen  der  Erzeugung  oder  des 
Verbrauchs  oder  Gebrauchs  unmittelbarer  Lustmittel.  Nahrung, 
Getränke,  eine  bequeme  Wohnung,  ein  Kunstwerk  erfreuen  un- 
mittelbar durch  ihren  Verbrauch  und  Gebrauch.  Ein  Kochtopf, 
ein  Trinkglas,  Malerleinwand  und  Bausteine  erfreuen  nicht  durch 
ihren  Verbrauch  und  Gebrauch,  sie  sind  nur  Bedingungen  der 
Erzeugung  und  des  Gebrauchs  und  Verbrauchs  unmittelbarer  Lust- 
mittel. Diese  Bedingungen  können  freilich  auch  einen  Genuss 
gewähren,  den  Genuss  der  Arbeit,  doch  dieser  Genuss  ist  ein  ab- 
geleiteter Genuss.  Die  Arbeit  der  Erzeugung  von  Bedingungen 
und  Mitteln  der  Lust  gewährt  ursprünglich  keine  Lust,  das  Kind 
und  der  Naturmensch  arbeiten  nicht  gern  ;  ihre  Lust  ist  eine  mit- 
telbare, die  Freude  an  der  Verringerung  der  Entfernung  zwischen 
Bedürfnis  und  Befriedigung,  erst  später  auch  eine  ästhetische  der 
Anpassung  der  Mittel  an  einen  Zweck  ^). 

Die  Bedingungen  der  Lust  im  Gegensatz  zu  den  Lustmitteln 
im  engern  Sinn  können  also  an  sich  und  in  ihrer  Erzeugung  auch 
Lust  gewähren,  doch  diese  Lust  ist  entweder  abgeleitet  oder  sie 
ist  eine  Lust,  die  mit  der  Lust,  deren  Bedingung  ein  Gegenstand 
oder  eine  Handlung  unmittelbar  ist,  nichts  zu  tun  hat  (ästhetische 


i)  Vgl.  meine  Arbeit:  Das  menschl.  Glück  etc.  p.  no  ff. 
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Lust  am  Objekt  selbst)  ^).  Diese  Bedingungen  der  Lust  spielen 
nun  eine  sehr  grosse  Rolle  nicht  nur  im  Leben  des  Einzelnen, 
sondern  auch  im  Leben  der  Gemeinschaft.  Sie  können  bei  ent- 
wickelter Kultur  den  eigentlichen  Genuss  derartig  überwuchern, 
dass  nur  wenig  von  ihm  übrig  bleibt.  Wäre  sie  nicht  imstande, 
auch  selbst  Lust  zu  gewähren,  so  müsste  die  Kultur  aus  Mangel 
an  Lustantrieben  ersterben;  nur  die  sich  bei  höherer  Kultur  in- 
tensiver entwickelnde  Lust  an  der  Arbeit,  am  Streben  und  Er- 
ringen an  sich  abgesehen  vom  Erfolg  hält  die  Macht  des  Men- 
schen über  die  Natur  und  sich  selbst  aufrecht  -). 

Auch  hier  müsste  aber  m.  E.  eine  allgemeine  Abstumpfung 
eintreten,  wenn  nicht  immer  wieder  neue  Bedürfnisse  oder  Kom- 
binationen von  Bedürfnissen  einträten.  Fundamental  neue  Be- 
dürfnisse können  s;ch  zwar  später  nicht  mehr  entwickeln,  auch 
durch  grosse  Ideen  getragene  Bedürfnisse  stumpfen  sich  ab  und 
neue  treten  immer  seltener  auf,  dagegen  wird  die  Kultur  aufrecht 
erhalten  durch  die  grosse  Mannigfaltigkeit  kleiner  Bedürfnisse  und 
ihrer  Kombinationen,  sowie  ihren  individuellen  Wechsel.  Grosse 
Ideen  sterben  immer  mehr  und  mehr  aus,  an  ihre  Stelle  treten 
kleine  Ideen  mit  kleineren  Bedürfnissen  und  bilden  mächtige  Or- 
ganisationen, die  zwar  nicht  die  Macht  der  Begeisterung  grosser 
Ideen  haben  können,  dagegen  eine  Widerstandskraft  besitzen,  die 
den  grossen  Ideen  oft  (nicht  immer)  abgeht.  Ja  man  kann  sagen, 
mit  der  Zeit  wird  eine  grosse  Idee  durch  eine  Menge  von  kleinen 
Bedürfnissen  (mit  ihren  Ideen)  gestützt  und  überwuchert,  so  dass 
die  grosse  Idee  kaum  noch  sichtbar  bleibt.  Weltbewegend  in  der 
Geschichte  bleiben  aber  doch  immer  nur  die  grossen  Gedanken, 
die  kleinen  leisten  nur  passiven  Widerstand,  reissen  aber  nicht 
zu  grossen  Taten  hin  weder  der  Einzelnen  noch  der  Gemein- 
schaften. 

§5.  Begriff  der  Kultur.  Der  Umfang  sämtlicher  Lust- 
mittel einer  Gemeinschaft,  die  Bedingungen  der  Lust  im  weitesten 
Sinn  mit  eingerechnet,  bilden  auch  den  Umfang  der  Kultur  dieser 
Gemeinschaft.  Die  allgemeine  Triebfeder  der  Kultur  ist  das  Stre- 
ben nach  Lust  (nicht  nur  egoistischer,  sondern  auch  altruistischer^), 
das  Mittel  einer  Gemeinschaft,  um  Lust  zu  erreichen,  ist  die  Macht 


i)  Mein  Vortrag:  Die  soziale  Bedeutung  der  ästhetischen  Bildung.    (Hochschul- 
vorträge f.  jedermann.;    Leipzig  1S97. 

2)  Menschl.  Glück  etc.  p.   32  f. 

3)  Menschl.  Glück  etc.  p.   53   f. 
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Über  den  Menschen  und  die  gemeinsame  Aussenwelt,  die  Natur. 
Die  Macht  über  den  Menschen,  um  irgendwelche  Zwecke  (in 
letzter  Linie  positive  oder  negative  Lust)  zu  erreichen,  ist  äusser- 
lich  Organisation^),  innerlich  intellektuelle  und  m  o- 
ralische  Bildung;  die  Macht  über  die  Aussenwelt  ist  ma- 
terielle Kultur;  alle  diese  Faktoren  stehen  miteinander  in 
steter  Wechselwirkung.  Ich  will-  alle  diese  Begriffe  zuerst  kurz 
erörtern  und  dann  ebenfalls  in  Kürze  in  ihrer  Wechselwirkung 
betrachten. 

Jede  Gemeinschaft  ist  eine  Organisation  der  Menschen 
und  innerhalb  einer  weiteren  Gemeinschaft  gibt  es  wieder  engere 
Gemeinschaften,  kleinere  Organisationen.  Die  Organisation  ist 
eine  Gliederung  der  Menschen  zur  Erreichung  eines  bestimmten 
Zweckes.  Solange  die  Menschen  planlos  (wenn  es  eine  solche 
Zeit  gegeben  hat)  gemeinsamen  Zwecken  nachgehen,  diese  mehr 
zufällig  als  mit  Absicht  erreichen,  sich  nicht  in  die  Funktionen 
teilen,  die  zur  Erreichung  eines  Zweckes  notwendig  sind,  solange 
haben  sie  keine  Organisation.  Die  älteste  Organisation  wird  wohl 
darin  bestanden  haben,  dass  ein  Anordner  durch  seine  bloss  in- 
tellektuelle und  moralische  oder  auch  rechtliche  Macht  wenigstens 
im  wesentlichen  andere  zur  Erreichung  eines  Zweckes  anleitete. 
Man  könnte  das  die  Urzelle  menschlicher  Organisation  nennen: 
ein  Zellkern  mit  Protoplasma.  Werden  die  zu  erreichenden  Zwecke 
zusammengesetzter  und  schwieriger,  setzt  sich  also  ein  Zweck  aus 
vielen  Teilzwecken  und  zu  erreichenden  Vorbedingungen  zusam- 
men, so  wird  auch  die  Gliederung  der  Menschen,  um  diesen 
Zweck  zu  erreichen,  eine  zusammengesetztere  werden  müssen. 
Die  Gliederung  wird  nach  oben  und  unten  erfolgen:  die  Leitung 
wird  nicht  mehr  ein  Einzelner  besorgen,  es  werden  ihm  andere 
beratend  (auch  beschliessend)  zur  Seite  stehen,  oder  ihm  unter- 
geordnet die  Erreichung  von  Teilzwecken  leiten;  nach  unten  hin 
werden  die  den  Zweck  mittels  der  Aussenwelt  (die  Arbeiter  im 
engern  Sinn)  Erreichenden  sich  nach  den  verschiedenen  Teil- 
zwecken und  Bedingungen  des  Hauptzweckes  gliedernd  den  Lei- 


l)  Daher  beruht  auch  der  Staat  auf  Organisation  und  Organisationen.  Vgl. 
yellinek,  Allgemeine  Staatslehre.  Berlin  1900.  p.  196  f.  Deshalb  kann  auch  niemand 
willkürlich  eine  Staatsgemeinschaft  aufgeben,  denn  die  Macht  des  Staates  beruht  auf 
der  Zweckverbindung  seiner  Individuen  und  seine  Macht  würde  geschädigt,  ja  ver- 
nichtet werden,  wenn  der  Einzelne  nicht  gehalten  wäre,  sich  ihm  ein-  und  unter- 
zuordnen. 
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tenden  unterordnen.  Es  ist  klar,  dass  eine  solche  Orcfanisation 
nach  beiden  Seiten  hin  bis  in  das  einzelnste  und  in  der  mannig- 
faltigsten Weise  gegliedert  werden  kann,  worauf  ich  hier  nicht 
einzugehen  habe.  Eine  Bemerkung  muss  ich  aber  doch  noch 
machen;  je  gegliederter  und  mannigfaltiger  die  Organisation  ist, 
desto  entfernter  ist  die  oberste  Leitung  von  der  untersten  Aus- 
ftihrung,  desto  mehr  Zwischenstufen  hat  eine  Anordnung  oder 
Anregung  von  oben  herab  zu  durchlaufen,  desto  schwieriger  wird 
es,  eine  Aenderung  in  der  Organisation  und  wenigstens  in  ein- 
schneidender Weise  auch  in  ihren  Zwecken  durchzuführen,  aber 
auch  desto  widerstandsfähiger  wird  die  Organisation  gegen  äus- 
sere Einflüsse  (wenn  sie  nicht  einer  vollkommenen  Aenderung 
fast  aller  Umstände  gleichkommen),  desto  leichter  kann  die  oberste 
Leitung  und  überhaupt  jede  Leitung  in  ihren  Persönlichkeiten  ge- 
v;echselt  werden  (wenn  nur  nicht  fast  alle  Persönlichkeiten  der 
ganzen  Leitung  auf  einmal  wechseln),  ohne  grössern  Einfluss  auf 
die  Erreichung  der  Zwecke  der  Organisation  zu  haben.  Das  letzte 
muss  allerdings  cum  grano  salis  genommen  werden;  es  gilt  nur, 
wenn  sich  die  Zwecke  der  Organisation  im  wesentlichen  nicht 
ändern  und  keine  widrigen  äussern  Umstände  sie  bedrohen,  denn 
in  diesen  beiden  Fällen  gehört  nicht  bloss  ein  tüchtiger,  sondern 
auch  ein  bedeutender  Kopf  an  die  Spitze  der  Leitung.  Eben- 
deswegen wird  aber  auch  eine  sehr  zusammengesetzte  Organisa- 
tion neuen  Ideen  (Zwecken)  grossen  Widerstand  entgegensetzen 
und  zur  Schablone  in  der  Leitung  und  in  der  Arbeit  hinneigen. 
In  der  Regel  (nicht  immer)  bewahrt  aber  hier  die  Konkurrenz 
vor  Schabionisierung. 

Die  intellektuelle  Bildung  besteht  in  jenem  Wissen 
und  Können,  das  zur  Erreichung  eines  Zweckes  oder  eines  Sy- 
stems von  Zwecken  notwendig  ist.  Diese  Bildung  kann  entweder 
bloss  theoretisch  oder  auch  praktisch  sein :  Theorie 
oder  Kunst  im  weitesten  Sinn  ^).  Ursprünglich  hat  es  gewiss 
nur  praktische  Bildung  gegeben,  nicht  ein  blosses  Wissen  der 
Grundsätze  einer  Kunst  im  obigen  Sinn,  sondern  eben  diese  Kunst 
selbst  nach  gewissen  Grundsätzen  ohne  gesonderte  Kenntnis  der 
letzteren.    Jedenfalls  hat  die  Ueberlieferung  der  Kunst   von  einer 


i)  Vgl.  C.  Menger,  »Untersuchungen  über  die  Methode  d.  Sozialwissenschaften 
u.  d.  Politischen  Oekonomie  insbesondere<7.  Leipzig  1883.  p.  7  u.  p.  245.  Im  we- 
sentlichen behandelt  aber  Meiigei-  doch  nur  das  Verhältnis  der  theoretischen  und  prak- 
tischen Wissenschaften  und  nicht  das  Verhältnis  von  Theorie  und  Praxis. 
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Generation  auf  die  andere  gezwungen ,  die  Erfahrungen  einer 
Generation  in  Beispielen  und  Sätzen  verdichtet  der  andern  zu 
überhefern:  dadurch  entstand  die  Theorie.  Die  Kunst  im  weite- 
sten Sinn  aber  ist  in  ihrem  untersten  Teil  blosse  Fertigkeit, 
in  der  die  Theorie  am  meisten  zurücktritt;  in  ihren  obersten 
Teilen  nähert  sie  sich  der  blossen  Theorie:  der  Arbeiter  in  einer 
Fabrik,  der  Diener  in  einem  grossen  Handlungshaus,  der  Schrei- 
ber vor  Gericht,  der  gemeine  Soldat  u.  s.  w.  bedürfen  wenig 
Theorie  und  viel  Fertigkeit,  der  Fabriksdirektor  oder  ihr  Besitzer^ 
der  Handelsherr,  der  Richter  und  politische  Beamte,  der  Offizier 
werden  mit  blossen  gedankenlosen  Fertigkeiten  nicht  auskommen. 
Die  reine  nicht  zu  unmittelbar  praktischen  Zwecken  betrie- 
bene Wissenschaft  steht  zu  oberst  und  von  ihr  aus  gibt  es  eine 
sich  immer  vermehrende  Zahl  von  Uebergängen  vom  reinen 
Wissen  zum  blossen  Können,  wobei  aber  zu  beachten  ist,  dass 
jedes  Wissen  ein  Können  und  jedes  Können  ein  Wissen  in  sich 
fasst,  dass  es  also  ein  ganz  reines  Wissen  und  Können  überhaupt 
nicht  gibt.  Wie  die  Wissenschaft  historisch  entstanden  ist,  lässt 
sich  nicht  vermuten  und  nicht  nachweisen.  M.  E.  ist  sie  da  zu- 
erst vorhanden  gewesen,  wo  mit  Absicht  ein  blosses  Wissen  zu 
keinem  unmittelbaren  praktischen  Zweck  geschaffen  wurde.  Die 
blosse  Ueberlieferung  gewonnenen  Könnens  durch  Beispiele  und 
Sätze  (Gleichnisse,  Sprichworte)  ist  noch  keine  Wissenschaft,  sie 
überliefert  nur  das  durch  das  praktische  Leben  gewonnene 
Können  in  einer  Wissensform,  sie  kennt  aber  noch  keine  selb- 
ständige Tätigkeit,  um  das  Wissen  zu  schaffen.  Mit  der  ersten 
wissenschaftlichen  Tätigkeit  (die  Wahrheit  spielt  hier  keine  Rolle), 
war  nach  meiner  Ueberzeugung  auch  das  Experiment  gegeben ; 
freilich  nicht  das  für  alle  wahrnehmbare  und  von  ihnen  kontrollier- 
bare Experiment  in  der  Aussenwelt,  sondern  das  in  der  Vor- 
stellungswelt, jenes  Experiment,  welches  man  Spekulation  zu 
nennen  beliebt  und  das  auch  jene  fortwährend  anstellen,  die  am 
meisten  gegen  dasselbe  losziehen  ^).  Es  war  der  Versuch,  in  Ge- 
danken einen  Zusammenhang  in  jenen  überlieferten  Beispielen 
und  Sätzen  zu  schaffen  und  dadurch  neues  Wissen,  neue  Sätze 
zu  gewinnen.  Natürlich  widerlegte  sie  die  Erfahrung  mit  der  Zeit 
oder  bestätigte  sie  und  die  meiste  Kraft  der  Widerlegung  und 
Bestätigung  hatte  die  Erfahrung  in  der  gemeinsamen  Aussenwelt, 


l)  Vgl.  E.  Mach,  Erkenntnis  und  Irrtum,  p.   183    ff. 
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weil  sie  für  alle  wahrnehmbar  war.  Diese  Erfahrung  kam  aber 
von  selbst  und  ihre  willkürliche  Hervorrufung  auch  in  der  Aussen- 
welt  entstand  wohl  sehr  ahmählich  und  war  der  Umfang  der  so- 
genannten exakten  Wissenschaft  —  natürlich  zunächst 
ein  Embryo,  und  gar  oft  ein  solcher,  dem  eine  Missgeburt  folgte. 

Ich  will  den  Weg  der  Wissenschaft  hier  nicht  weiter  ver- 
folgen; soviel  steht  fest,  vom  nahezu  theoretischen  Wissen  bis 
zum  nahezu  wissenlosen  Können  (Fertigkeit)  gibt  es  eine  Meno-e 
von  Uebergängen,  die  sich  immer  vermehren,  d.  h.  Theorie  und 
Praxis  sind  durch  keinen  Abgrund  getrennt  und  waren  es  nie ; 
nur  sieht  der  Praktiker  oft  die  Theorien  nicht,  nach  denen  er 
sein  Können  ausübt  und  der  Theoretiker  sieht  die  Praxis  nicht, 
für  die  er  arbeitet,  so  machen  nicht  nur  beide  Fehler,  sondern  es 
glaubt  auch  der  eine  des  andern  nicht  zu  bedürfen,  indem  er  ihn 
benützt  ^). 

Zum  absichtlichen  Schaffen  des  Wissens  wie  zum  Können 
gehört  aber  das  Wollen.  Ich  kann  mich  natürlich  hier  nicht 
auf  tiefere  erkenntnistheoretische  Erörterungen  einlassen,  muss 
aber  doch  einiges  voraussenden.  Das  Wollen  erfolgt  nicht  von 
selbst  (das  ist  wohl  auch  nicht  die  Ansicht  der  Anhänger  des 
freien  Willens),  es  wird  hervorgerufen  durch  Motive,  diese  Motive 
sind  Zwecke  des  WoUens  in  der  Vorstellungswelt,  die  verwirklicht 
werden  sollen  (in  der  Wahrnehmungs-  oder  Vorstellungswelt). 
Das  Wollen  muss  aber  die  Kraft  haben,  seine  Zwecke  der  Ver- 
wirklichung zuzuführen,  entweder  indem  es  Veränderungen  in  der 
Vorstellungswelt  bewirkt,  oder  mittels  des  ihm  zugehörigen  Leibes 
in  der  Wahrnehmungswelt.  Dieser  Verwirklichung  stellen  sich 
aber  Hindernisse  entgegen,  die  überwunden  werden  müssen,  denn 
schon  die  beständige  willkürliche  Tätigkeit  des  Menschen  (das 
Hervorrufen  von  Veränderungen)  ist  anstrengend.  Jeder  Mensch 
muss  daher,  um  seine  Zwecke  zu  erreichen,  Unangenehmes  auf 
sich  nehmen,  er  muss  Schmerzen  ertragen  und  auf  sich  nehmen 
lernen,  um  Lust  zu  erringen,  d.  h.  er  muss  lernen  sich  selbst  zu 
beherrschen.  Die  Voraussetzung  einer  jeden  Erreichung  von 
Zwecken  ist  Selbstbeherrschung.  Da  aber  die  Gemein- 
schaft ihre  Zwecke  nur  durch  Einzelne  erreichen  kann  (sie  selbst 
hat  weder  eine  selbständige  Vorstellungswelt  noch  einen  eigenen 
Leib),  so  liegt  es  in  ihrem  Interesse,  dass  ihre  Glieder  jene  Selbst- 


i)  Vgl.  E.  Mach,   Erkenntnis   u.   Irrtum.    Leipzig  1906.   p.   77  f. 
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beherrschung  besitzen,  die  zur  Erreichung  jener  gemeinsamen 
Zwecke  notwendig  ist.  Diese  von  der  Gemeinschaft  geforderte 
Selbstbeherrschung  des  Einzelnen,  um  allgemeine  Zwecke  posi- 
tiver und  negativer  Art  zu  erreichen,  ist  die  moralische 
Bildung  des  Einzelnen,  und  gleichsam  das  System  dieser  Selbst- 
beherrschung unter  allen  Gliedern  einer  Gemeinschaft  ihre  m  o  - 
ralische  Kultur^).  Die  moralische  Bildung  und  Kultur  einer 
Gemeinschaft  ist  sehr  gleichförmig  in  kleinen  und  unentwickelten 
Gemeinschaften,  sie  ist  sehr  verschieden  nach  Individuen  und  in 
ihrem  System,  wo  die  Gemeinschaft  selbst  sich  innerlich  stark 
differenziert  hat.  Bei  den  »Naturvölkern«  ist  der  eine  vom  an- 
dern in  seinen  Gewohnheiten,  Sitten,  seiner  Selbstbeherrschung 
nur  wenig  verschieden,  einer  tut,  was  der  andere  tut,  und  leidet, 
was  jeder  in  seiner  Gemeinschaft  durchschnittlich  leiden  muss, 
um  sich  das  Leben  mit  einigen  Lebensfreuden  zu  erringen.  Wo 
die  Gemeinschaft  aber  gross  und  innerlich  stark  gegliedert  ist, 
da  hat  und  braucht  nicht  jeder  dieselbe  Selbstbeherrschung  zu 
haben,  weil  nicht  jeder  dieselben  Zwecke  für  die  Gemeinschaft 
und  in  der  Gemeinschaft  zu  erreichen  hat.  Das  System  von 
Zwecken  ist  ausserordentlich  zusammengesetzt  und  gegliedert, 
die  Verwirklichung  dieses  Systems  von  Zwecken  ist  unter  die 
Glieder  der  Gemeinschaft  mannigfach  verteilt  und  es  ist  eine 
selbständige  Leitung  notwendig,  um  die  Einzelnen  zur  Verwirk- 
lichung dieses  Systems  von  Zwecken  anzuleiten  und  wenn  not- 
wendig zu  zwingen.  Gehorsam  wird  eine  Tugend,  die  oft 
Sklaverei  auf  der  einen  Seite  und  Despotie  auf  der  an- 
dern Seite  zur  Folge  hat  und  naturgemäss  zur  Folge  haben  muss. 
Denn  es  ist  unmöglich,  dass  der  Mensch  gleich  im  Anfang  der 
Kulturentwicklung  ein  Gleichmass  des  Befehlens  und  Gehorchens 
findet  und  aufstellen  darf,  teils  seines  natürlichen  und  unverstän- 
digen Eigennutzes  wegen,  teils  weil  anfangs  wirklich,  wie  bei 
Kindern,  ein  grösserer  Zwang  zur  Arbeit  ausgeübt  werden  muss. 
Später  sucht  man  immer  mehr  an  die  Stelle  der  Selbstbeherr- 
schung, des  Gehorchens  jene  des  Beherrschtseins  durch  eigene 
Ueberlegung  zu  setzen,  so  dass  dann  an  die  Stelle  der  Despotie 
die  individualistische  Zerfahrenheit  der  Anarchie  tritt,  die  freilich 
mit  der  geleugneten  aber  doch  tatsächlichen  notwendigen  Despotie 
des  Sozialismus  als  ihrem  Gegenpol  zu  kämpfen  hat.     Deswegen 

i)  Vgl.  meine  »Grundlagen  zu  einer  Elhik«   p.  76  f.  und  »Das  menschliche  Glück 
etc.«   p.   44  f. 
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ist  in  einer  entwickelten  und  daher  stark  zusammengesetzten 
Gemeinschaft  die  moralische  Bildung  in  ihren  sozialen  Schich- 
tungen und  Gruppierungen  eine  ziemlich  verschiedene.  Freilich 
gilt  das  Strafgesetz  für  alle  und  in  den  heutigen  »Kulturstaaten« 
für  alle  gleichmässig,  aber  nicht  alle  werden  durch  das  Straf- 
gesetz gleichmässig  getroffen.  Gewisse  Vergehen  und  auch  Ver- 
brechen werden  in  den  unteren  Schichten  leichter  vergessen  als 
in  den  oberen  und  andere,  wenn  auch  weit  geringer  an  der  Zahl, 
erscheinen  in  den  oberen  Schichten  verzeihlicher.  Die  »Ehre« 
erscheint  eben  durch  moralische  Fehler  im  weitesten  Sinn  in  den 
unteren  Schichten  der  Bevölkerung  nicht  so  beeinflusst  wie  in 
den  oberen,  und  das  ist  leicht  zu  erklären.  Die  unteren  Schichten 
haben  mehr  zu  gehorchen  und  weniger  aus  eigener  Ueberlegung 
zu  handeln,  es  kommt  nicht  so  darauf  an,  welches  moralische 
Ansehen  sie  geniessen,  wenn  nur  ihr  Wissen  und  Können  eine 
gute  Arbeit  ermöglicht.  Wer  aber  zu  leiten  und  zu  lenken  hat, 
bedarf  nicht  nur  des  moralischen  Ansehens  den  zu  Lenkenden 
gegenüber,  sondern  es  machen  sich  auch  seine  Fehler  in  weiterem 
Umfang,  im  ganzen  Bereich  von  Individuen,  der  seiner  Lenkung 
anvertraut  ist,  geltend.  Deswegen  beurteilt  auch  die  »Menge« 
die  Fehler  der  oberen  Klassen  viel  schärfer  und  unbarmherziger 
als  die  ihresgleichen. 

Dasselbe  gilt  auch  für  die  intellektuelle  Bildung, 
was  ich  hier  nachholen  will.  Ich  kann  mich  hier  kurz  halten, 
weil  die  Sache  an  sich  klarer  und  bekannter  ist.  Um  die  Zwecke 
einer  stark  entwickelten  Gemeinschaft  zu  erreichen,  ist  sehr  ver- 
schiedene intellektuelle  Bildung  notwendig;  dem  Arbeiter,  Bauer, 
Handwerker  nützt  in  seinem  Beruf  die  Bildung  eines  Universitäts- 
professors nichts  und  der  Universitätsprofessor  könnte  in  seinem 
Beruf  meistens  mit  den  landwirtschaftlichen  Kenntnissen  eines 
Bauers  u.  s.  w.  nichts  anfangen.  Doch  es  ist  wünschenswert, 
dass  nicht  nur  Berufsbildung  in  der  Gemeinschaft  herrscht, 
die  in  vielen  Beziehungen  die  Gemeinschaft  spaltet,  sondern  dass 
ihre  Glieder  auch  durch  eine  allgemeine  Bildung  ver- 
bunden werden  gemäss  den  von  allen  zu  verwirklichenden  Zwecken. 
Auch  diese  wird  aber  dem  Umfang  und  der  Gründlichkeit  nach 
verschieden  sein  müssen  je  nach  der  Rolle,  welche  der  Einzelne 
bei  der  Verwirklichung  jener  allgemeinen  Zwecke  spielt.  Die 
Lenker  werden  eine  höhere  Bildung  besitzen  müssen  als  die  ein- 
fachen  »Arbeiter«;  es  wird  aber  auch  hier  eine  Menge  Zwischen- 
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Stufen  geben  müssen  von  den  obersten  Lenkern  zu  den  einfachen 
»Arbeitern <,  und  es  wird  auch  stets  wünschenswert  bleiben,  dass  die- 
ser Uebergang  auf  einer  gemeinschaftlichen  Basis  stattfindet  ^).  Das 
Wort  »Arbeiter«  verstehe  ich  hier  im  weitesten  Sinn  der  Len- 
kenden und  Gelenkten ;  so  ist  der  bloss  Stimmberechtigte  auch 
»Arbeiter«  gegenüber  dem  Parteiführer,  nur  dass  er  die  Freiheit 
hat,  jederzeit  von  einem  ParteifjLihrer  zum  andern  überzugehen 
oder  zu  versuchen  selbst  Parteiführer  zu  werden. 

Die  moralische  Bildung  und  Kultur  richtet  sich  aber  nicht 
objektiv  nach  den  zu  erreichenden  Zwecken,  sondern  nach  der 
herrschenden  öffentlichen  Meinung  in  der  Gesellschaft, 
welche  Art  Selbstbeherrschung  zur  Erreichung  dieser  Zwecke 
notwendig  sei,  mag  diese  Art  objektiv  notwendig  sein  oder  nicht; 
es  genügt,  dass  die  öffentliche  Meinung  sie  für  notwendig  hält, 
dass  sie  subjektiv  notwendig  ist.  Der  Begriff  der  öffentlichen 
Meinung  kann  hier  nicht  erörtert  werden,  hier  genügt  es  darauf 
hinzuweisen,  dass  auch  sie  ein  Produkt  der  Vergangenheit  und 
Gegenwart  ist,  das  wechselt,  dass  sie,  um  herrschend  zu  sein,  als 
Meinung  der  grossen  Mehrzahl  (wenigstens  einer  Bevölkerungs- 
schichte) erscheinen  muss  (oft  eine  Fiktion),  dass  aber  in  ent- 
wickelten Gemeinschaften  eine  Spaltung  der  öffentlichen  Meinung 
eine  immer  häufigere  Erscheinung  wird.  Deswegen  wird  auch 
der  Begriff  der  moralischen  Bildung  immer  schwankender,  je  fort- 
geschrittener eine  Gemeinschaft  ist,  denn  dann  ist  die  öffentliche 
Meinung  häufig  nicht  nur  darin  gespalten,  welche  Art  Selbst- 
beherrschung zur  Erreichung  bestimmter  Zwecke  notwendig  sei, 
sie  ist  auch  in  Bezug  auf  die  zu  erreichenden  Zwecke  nicht  einig: 
es  tritt  eine  Selbstzersplitterung  der  öffentlichen  Meinung  und 
Moral  ein. 

Die  öffentliche  Meinung  in  einer  entwickelteren  Gemeinschaft 
fordert  aber  auch,  dass  die  Selbstbeherrschung  aus  Gesinnung 
hervorgeht.  Die  Gesinnung  wurzelt  in  der  herrschenden  Vor- 
stellungs-  und  Gefühlswelt  des  Einzelnen,  die  sein  Wollen  be- 
ständig beherrscht.  Wo  das  Wollen  des  Einzelnen  nicht  durch 
Gesinnung  sondern  durch  stete  von  aussen  erregte  Furcht  be- 
stimmt wird,  da  waltet  nicht  eigentliche  Selbstbeherrschung,  da 
herrscht  nicht  Sittlichlceit  sondern  Sklavenmoral.  Die  Sklaven- 
moral ist  der  Gesinnung  nach  Augenblickssittlichkeit,  sie  herrscht 


i)   Meine  Arbeit   »Die  menschliche  Erziehung«,    ji.  177. 
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nur  solange,  als  die  Furcht  sie  bestimmt  und  hört  auf,  wo  diese 
aufhört.  Dann  wird  der  Sklave  zur  »Bestie«,  und  je  länger  er 
gedrückt  war,  je  länger  blosse  Furcht  ihn  beherrscht  hat,  desto 
weniger  weiss  er  sich  zu  beherrschen,  wenn  sie  aufhört;  denn 
erstens  hat  er  nicht  gelernt,  sich  Zwecke  zu  setzen,  sie  wurden 
ihm  gesetzt,  und  zweitens  hat  er  nicht  gelernt,  sich  selbst  zu  be- 
herrschen, er  wurde  beherrscht.  Deswegen  setzt  er  sich  dann 
unmögliche  Ziele  oder  irgendwelche  ihm  vorgespiegelte  und  sucht 
sie  durch  verkehrte  Mittel  zu  erreichen  ;  er  kennt  keine  Schranken 
seiner  Willkür.  Gar  bald  aber  lernt  er  seine  Ohnmacht  kennen 
und  unterwirft  sich  freiwillig  der  Herrschaft  seiner  Führer.  Die 
Sklavenmoral  verschwindet  in  hochentwickelten  Kulturgemein- 
schaften immer  mehr,  an  ihre  Stelle  fällt  die  Gesinnungssittlich- 
keit —  aber  auch  diese  birgt  eine  Gefahr  in  sich.  Soll  die  Sitt- 
lichkeit aus  Gesinnung  hervorgehen,  so  darf  diese  nicht  gewalt- 
sam von  aussen  beeinflusst  werden,  jeder  darf  und  soll,  wenigstens 
sobald  seine  »Erziehung«  vollendet  ist,  eine  eigene  Gesinnung 
haben ;  daraus  entwickelt  sich  ein  Zwiespalt  in  der  Zwecksetzung 
der  Gemeinschaft  und  ihrer  Sittlichkeit,  der  leicht  zur  Anarchie 
der  Sittlichkeit  führt :  jeder  hat  seine  Sittlichkeit  (oder  auch  gar 
keine)  und  eine  allgemeine  gibt  es  nicht.  Diese  soll  nach  der 
Meinung  mancher  erst  in  der  Zukunft  entstehen;  wie  und  wann.^ 
auch  darin  ist  man  nicht  einig,  und  so  lebt  jeder  nach  seiner  Art 
und  verträgt  sich  mit  dem  anderen,  so  gut  es  geht.  Es  kann 
auch  recht  lange  gehen,  wenn  kein  Stoss  von  aussen  oder  innen 
kommt,  und  dann  geht  auseinander,  was  nur  äusserlich  zusammen- 
gehalten wurde,  und  soll  es  dann  noch  weiter  gehen,  so  muss 
sich  eine  neue  gemeinsame  Sittlichkeit  bilden. 

Noch  ein  Faktor  spielt  in  der  Bildung  der  auf  Gesinnung 
beruhenden  Selbstbeherrschung  eine  Rolle:  es  ist  das  die  Theorie 
der  Selbstbeherrschung.  Sie  tritt  erst  spät  auf  in  der  Entwick- 
lung einer  Gemeinschaft,  hat  zunächst  nur  Einfluss  auf  die  gebil- 
deten Kreise,  sickert  aber  allmählich  auch  in  die  unteren  durch. 
doch  ist  sie  dann  stark  getrübtes  Sickerwasser.  Die  von  der 
öffentlichen  Meinung  geforderte,  auf  Gesinnung  beruhende  Selbst- 
beherrschung ist  die  Sittlichkeit  im  weitesten  Sinn 
beim  Einzelnen,  und  das  System,  das  sich  darin  in  der  ganzen 
Gemeinschaft  kundgibt,  ist  die  Sittlichkeit  der  Ge- 
meinschaft. Auch  hier  muss  man  unterscheiden,  was  ich 
hier  nur  erwähnen  kann,  die  Sittlichkeit  des  Einzelnen  dem  Ein- 
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zelnen  gegenüber  und   die  Sittlichkeit  des  Einzelnen  der  Gemein- 
schaft gegenüber. 

Die  durch  die  menschliche  Organisation,  intellektuelle  Bildung 
und  die  Selbstbeherrschung  im  Verein  bewirkten  wahrnehmbaren 
Veränderungen  in  der  nicht  menschlichen  Aussenwelt  sind  die 
materielle  Kultur  iin  weitesten  Sinn.  Sie  stellt  jene  Ver- 
änderungen dar,  welche  die  Menschen  zu  ihren  Zwecken  in  der 
äusseren  nicht  menschlichen  Natur  bewirkt  haben;  ich  sage  zu 
ihren  Zwecken,  denn  die  Zwecke  selbst  liegen  nicht  in  der  äusseren 
Natur  sondern  immer  in  des  Menschen  Innenwelt  als  Befriedigung 
seiner  Bedürfnisse.  Der  grösste  Teil  seiner  Bedürfnisse  kann 
aber  nur  mittels  der  Aussenwelt  befriedigt  werden,  und  er  kann 
auch  nur  mittels  der  Aussenwelt  sich  mit  andern  verständigen, 
um  gemeinsam  bestimmte  Ziele  zu  erreichen,  die  wahrnehmbar 
in  der  Aussenwelt  liegen,  ihren  Zweck  aber  in  einer  Innern  Be- 
friedigung besitzen.  So  muss  der  Mensch  der  Aussenwelt  seine 
inneren  Zwecke  aufprägen,  indem  er  dadurch  einerseits  Organi- 
sationen von  Menschen,  andererseits  wahrnehmbare  Veränderungen 
in  der  nichtmenschlichen  Natur  schafft.  Die  Organisationen  ver- 
schwinden und  lassen  nichts  zurück  als  ihre  Totengerippe,  aus 
denen  man  sie  nicht  wieder  erschliessen  kann,  sie  sind  eben  als 
Organisationen  eigentlich  in  der  äusseren  Natur  nicht  wahrnehm- 
bar, denn  ihr  Zweck  hängt  ihnen  nicht  äusserlich  an  und  doch 
macht  er  sie  erst  zu  Organisationen.  Wenn  eine  Anzahl  Menschen 
an  einem  Ort  zusammenstehen  oder  -sitzen,  so  kann  daraus  allein 
niemand  schliessen,  was  sie  zusammengeführt  hat.  Der  materiellen 
Kultur  dagegen  ist  der  menschliche  Zweck  so  aufgeprägt,  dass 
er  für  den  Kundigen  stets  herauszulesen  ist:  ein  Schwert,  ein 
Helm,  ein  Spiegel,  eine  Nadel  können  ihre  Zwecke  nicht  ver- 
leugnen. Doch  gibt  es  in  der  materiellen  Kultur  im  weitesten 
Sinn  Veränderungen,  die  wahrnehmbar,  aber  sehr  rasch  vergäng- 
lich, flüchtig  sind  und  deren  Existenz  von  anderen  weniger  flüch- 
tigen Veränderungen  abhängt.  Die  Melodie  verschwindet,  indem 
sie  gehört  wird  und  tritt  in  die  Innenwelt,  ins  musikalische  Ge- 
dächtnis zurück;  der  Geschmack  vergeht  mit  dem  Genuss  und 
dieselbe  Speise  hat  schon  nach  Tagen  noch  mehr  nach  Jahren 
nicht  mehr  denselben  Geschmack,  weil  sie  sich  selbst  verändert; 
der  Geruch,  etwas  weniger  veränderlich,  verflüchtigt  sich  doch 
immer  mit  der  Zeit.  Alle  diese  Sinnesinhalte  hängen  aber  ab 
von,    sind  gebunden    an    sichtbare    und    tastbare  Qualitäten,    die 
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zwar  auch  nicht  ewig  dauern  aber  doch  am  wenigsten  vergänghch 
sind  :  die  Melodie  am  Instrument,  der  Geschmack  am  entsprechen- 
den sichtbaren  und  tastbaren  Gegenstand  und  seiner  Berührung 
mit  den  inneren  Teilen  des  Mundes,  der  Geruch  an  denselben 
Bedingungen  und  einer  gewissen  Nähe  des  riechbaren  Gegen- 
standes zur  Nase.  Während  aber  die  Dinge  der  Aussenwelt 
Geruch,  Geschmack,  Ton  sich  in  längerer  oder  kürzerer  Zeit 
ganz  verändern,  bleibt  ihre  tastbare  und  sichtbare  Qualität  (nur 
die  Farbe  ist  veränderlicher)  im  wesentlichen  in  der  Regel  sich 
viel  länger  gleich  und  bei  manchen  Dingen  sogar  sehr  lange  Zeit. 
Die  Ueberlebsel  der  materiellen  Kultur  gehören  also  dem  Sicht- 
baren und  Tastbaren  (vor  allen  der  darin  ausgeprägten  Form) 
an,  aus  dem  man  die  andern  Sinnesqualitäten,  die  einst  da  waren 
höchstens  nach  vorhandenen  Analogien  erschliessen  kann.  Da- 
gegen prägt  sich  in  ihnen  der  menschliche  Zweck  meist  deutlich 
aus  und  insofern  kann  man  aus  ihnen  auch  die  geistige  Kultur 
herauslesen. 

Ein  Teil  der  materiellen  Kultur  dient  aber  ausschliesslich  der 
Vermittlung  zwischen  den  verschiedenen  Innenwelten,  er  ist  es, 
der  es  ermöglicht,  dass  sie  mit  einander  in  Verkehr  treten,  dass 
von  ihnen  mittels  der  ihnen  zugehörigen  Leiber  gemeinsame  Ziele 
gesetzt  und  gemeinsame  Zwecke  erreicht  werden.  Auch  dieser 
Teil  der  materiellen  Kultur  ist  z.  T.  sehr  flüchtiger  Natur  wie 
die  G  ebärden-  und  Lautsprache,  teils  ist  er  von  relativ 
dauernder  Natur  wie  die  Schrift.  Das  Entstehen  gemeinsamer 
Zwecke  und  der  Sprache  sind  m.  E.  in  ständiger  gegenseitiger 
Beeinflussung  geworden,  worauf,  soviel  ich  weiss,  noch  viel  zu 
wenig  Gewicht  gelegt  worden  ist.  Man  wird  kaum  jemals  aus- 
machen können,  ob  zuerst  gemeinsame  Zwecke  oder  zuerst  die 
Sprache  da  war,  sicher  ist  es  aber^  dass  ohne  gemeinsame  Zwecke, 
ohne  eine  Gemeinschaft  die  Sprache  nutzlos  war  und  dass  ohne 
eine  Sprache  eine  engere  Gemeinschaft  unmöglich  war.  Von 
diesem  Verkehr  der  menschlichen  Innenwelten  nun  gibt  als  Ueber- 
lebsel nur  die  Schrift  unmittelbar  Kunde,  und  sie  allein  ermög- 
licht auch  eine  umfangreiche  Ueberlieferung  vergangener  Erfah- 
rungen von  Generation  zu  Generation.  Deswegen  gibt  es  ohne 
Anfänge  der  Schrift  keine  Weiterentwicklung  der  menschlichen 
Kultur  über  eine  gewisse  Stufe  hinaus,  denn  die  mündliche  Ueber- 
lieferung findet  ihre  Grenze  an  der  Gedächtnisfähigkeit  der 
Menschen. 
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Organisation,  intellektuelle  und  moralische  Bildung  machen 
zusammen  die  geistige  Kultur  im  Gegensatz  zur  materiellen 
aus;  ihnen  allen  ist  gemeinsam,  dass  sie  äusserlich  nicht  wahr- 
nehmbar sind.  Doch  stehen  sie  untereinander  und  mit  der  ma- 
teriellen Kultur  in  steter  Wechselwirkung,  es  gibt  keine 
materielle  Kultur  ohne  zwecksetzende  Innenwelten,  und  es  gibt 
keine  zwecksetzende  Innenwelten  ohne  materielle  Kultur.  Ebenso 
hängen  aber  auch  die  drei  Gebiete  der  geistigen  Kultur  eng  mit 
einander  zusammen.  Die  moralische  Bildung  beruht  auf  der  Ge- 
sinnung und  dem  Wollen  (Selbstbeherrschung);  doch  die  Gesin- 
nung, die  das  Wollen  bestimmt,  ist  abhängig  vom  Wissen  und 
zwar  von  einem  doppelten  Wissen:  von  der  Erkenntnis  fremder 
Innenwelten  und  der  der  gemeinsamen  Aussenwelt.  Die  Gesin- 
nung entsteht  durch  Einwirkung  fremder  Innenwelten  mittels  der 
Aussenwelt  (wenn  man  von  den  Anlagen  des  Einzelnen  absieht)^) 
und  verbindet  sich  mit  ihnen  mittels  der  Aussenwelt  zu  gemeinsamen 
Zielen  in  der  letzteren.  Gemeinsame  Ziele  in  der  Aussenwelt  können 
aber  nur  erreicht  werden  durch  gemeinsames  Handeln,  und  dieses  ist 
nicht  möglich  ohne  Organisation,  die  wieder  intellektuelle  Bildung 
und  Selbstbeherrschung  von  ihren  Mitgliedern  verlangen  muss. 
Die  materielle  Kultur  hat  aber  ihren  Ausgangspunkt  und  End- 
zweck in  der  geistigen,  und  zwar  in  jedem  Augenblick  ihres  Er- 
schaffenwerdens. Gemeinsame  Ziele  müssen  dem  Einzelnen  vor- 
schweben, aus  gemeinsamen  Bedürfnissen  entstehend,  soll  er  ge- 
meinsam mit  andern  in  der  Aussenwelt  schaffen  ;  er  muss  aber 
auch  wissen,  wie  er  zu  den  Zielen  gelangen  soll  (intellektuelle 
Bildung),  er  muss  imstande  sein,  sich  diesen  Zielen  zulieb  zu  be- 
herrschen und  zwar  nicht  bloss  augenblicklich,  wo  es  sich  um 
ein    System    von    Zielen    handelt,    sondern    sein    Leben    hindurch 


i)  Dass  die  von  den  Vorfahren  übernommenen  Anlagen  eine  bedeutende  Rolle 
in  der  Geschichte  spielen,  ist  ohne  Frage;  aber  wir  sind  noch  viel  zu  wenig  unter- 
richtet sowohl  über  die  Art  und  Weise,  wie  die  Anlagen  fortgepflanzt  werden,  wie 
über  das,  was  in  den  Anlagen  fortgepflanzt  wird  ,  um  theoretisch  und  praktisch  von 
dieser  Tatsache  Anwendung  machen  zu  können.  Vgl.  Mach,  Erkenntnis  etc.  p.  162. 
A.  Ploelz ,  Die  Tüchtigkeit  unserer  Rasse  u.  d.  Schutz  d.  Schwachen.  Berlin  1895. 
C/i.  Da/'oin  ,  ii Abstammung  d.  Menschen«  p.  116.  218  ft.  »Entstehung  d,  Arten«, 
übers,  von  D.  Haek  (Verl.  Reclam)  p.  38;  »Das  menschl.  Glück«  etc.  p.  37  f.  Meine 
Arbeit:  Zur  erkenntnistheor.  Betrachtung  d.  Elemente  d.  Gesellsch. ,  d.  Staates  u.  d. 
Geschichte.  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatsw.  1904.  I.  p.  16.  Es  ist  eigentümlich ,  dass 
stets  viel  mehr  untersucht  wird,  wie  und  nicht  was  vererbt  wird,  während  das  letzte 
doch  der  Lösung  bedarf  vor  dem  ersten.    Vgl.  auch  noch  Bücher  1.  c.   p.   160  t. 
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(Selbstbeherrschung  und  Gesinnung)  und  er  kann  endlich  diese 
Ziele  nie  allein  erreichen,  er  muss  sich  mit  andern  verbinden,  um 
durch  planvolles  Handeln  zu  gleicher  Zeit  am  selben  oder  ver- 
schiedenen Orten  oder  nacheinander  an  verschiedenen  oder  glei- 
chen Orten  ein  Ziel  zu  erreichen.  So  hat  die  materielle  Kultur 
ihren  Ausgangspunkt  in  der  Vorstellungswelt  der  Menschen,  ihrem 
Vorstellen,  Fühlen  und  Wollen,  sie  hat  ihren  Endpunkt  in  der 
Befriedigung,  die  sie  durch  ihr  Entstehen  und  ihre  Produkte  in 
den  Innenwelten  bewirkt.  Dieser  Endpunkt  aber,  die  Befriedi- 
gung, gebiert  neue  Bedürfnisse,  das  Schaffen  der  Kultur  neue 
Erfahrungen  und  sie  zusammen  wieder  neue  Kulturprodukte.  In 
jedem  einzelnen  Zeitraum,  ja  Zeitpunkt  des  Schaffens  von  äussern 
Kulturprodukten  wirken  aber  Wissen  (und  Phantasie),  Selbstbe- 
herrschung und  Organisation  in  innigem   Verein. 

Einen  Teil  der  geistigen  Kultur  habe  ich  nicht  erwähnt,  teils 
weil  er  dem  Zweck  dieser  Arbeit  etwas  ferner  steht,  teils  weil  er 
in  seiner  Reinheit  erst  später  hervortritt,  es  ist  die  Kunst.  Die 
Kunst  hat  das  soziale  Ziel  der  Erholung,  aber  sie  tritt  nicht 
gleich  anfangs  mit  diesem  Ziel  auf,  Ehrgeiz  und  Ehrfurcht  ^)  ha- 
ben anfangs  mehr  Anteil  an  ihr  als  die  reine  Freude  an  ihren 
Werken  und  an  dem  Spiel  der  Phantasie.  Später  gewinnt  die 
Kunst  eine  grosse  soziale  Bedeutung,  denn  die  Erholung,  die  der 
Mensch  sucht,  ist  nicht  etwas  Gleichgültiges ;  sie  kennzeichnet 
nicht  nur  seinen  Charakter,  es  hängt  auch  von  ihr  vielfach  ab, 
wie  sich  sein  Charakter  ausserhalb  seines  Berufes  weiter  ent- 
wickelt. 

§  6.  Staatliche  Gemeinschaft.  Jede  Gemeinschaft 
ist  eine  Organisation,  aber  nicht  jede  Organisation  ist  ein  Staat"-), 
denn  es  gibt,  wie  ja  allgemein  bekannt  ist,  viele  Organisationen 
innerhalb  des  Staates.  Diese  Organisationen  hängen  aber  mehr 
oder  weniger  vom  Staat  ab,  während  die  Organisation  des  Staa- 
tes rechtlich  von  keiner  andern  Organisation  abhängt  (der  Staaten- 
bund ist  nur  teilweise  ein  Staat).  Den  Begriff  des  Rechtlichen 
muss  ich  hier  im  allgemeinen  voraussetzen,  er  wird  erst  später 
behandelt  werden.  Will  man  den  Begriff  des  Rechtes  vorläufig 
umgehen,  so  könnte  man  sagen,  die  Organisation  des  Staates  er- 

1)  Meine  Arbeit:  Zur  erkenntnistheor.  Betracht,  etc.  Heft  11.  p.  26t  f.  Karl  v. 
den  Steinen,  Unter  den  Naturvölkern  Zentral-Brasiliens.    Berlin  1894.  p.  174. 

2)  Ob  in  den  ältesten  prähistorischen  Zeiten  darin  eine  Ausnahme  gemacht  wer- 
den kann,  wird  schwer  zu  entscheiden  sein. 
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kennt  keine  Organisation  über  sich  an,  die  ihr  zu  befehlen  hätte; 
sie  kann  mit  andern  Organisationen  in  bestimmte  Beziehungen 
treten,  ob  sie  aber  diese  Beziehungen  aufrecht  erhalten  will,  hängt 
von  ihr  ab;  der  Staat  kann  sogar  de  facto  wirtschaftlich  abhängig 
sein  von  einem  andern  Staate  (und  teilweise  sind  es  heute  fast 
alle  Staaten  von  einander),  aber  auch  hier  steht  es  in  seinem  Er- 
messen, diese  Abhängigkeit  aufz^iheben,  wenn  er  es  tatsächlich 
kann.  Der  Staat  kann  alle  Beziehungen  zu  andern  Staaten  ab- 
brechen, geht  er  dann  zugrunde,  so  ist  das  seine  Sache  und  nie- 
mand hat  ihm  darin  zu  befehlen.  Die  andern  Staaten  können 
freilich  dann  physische  Gewalt  gebrauchen;  nicht  dass  sie  das 
Recht  dazu  hätten,  sondern  es  ist  niemand  da,  der  sie  daran  hin- 
dern könnte  ausser  wieder  durch  physische  Gewalt. 

Der  Staat  muss  aber  auch  mehr  oder  weniger  bestimmte  geo- 
graphische Grenzen,  ein  Territorium  besitzen;  das  hängt  damit 
zusammen,  dass  er  sich  von  niemandem  andern  befehlen  lässt. 
Würden  auf  demselben  Territorium  Glieder  verschiedener  unab- 
hängiger Organisationen  zusammenwohnen,  so  müssten  die  Be- 
fehle und  Anordnungen  verschiedener  Staaten  mit  einander  in 
Konflikt  geraten;  denn  der  Staat  befiehlt  nicht  nur  über  Men- 
schen zu  bestimmten  Zwecken,  sondern  auch  über  Sachen  d.  h. 
Beziehungen  von  Menschen  und  Sachen ;  wo  nun  Sachen  Men- 
schen verschiedener  Staaten  angehören  würden  (z.  B.  Verkehrs- 
strassen) oder  wo  Menschen  verschiedener  Staaten  mit  einander 
in  unmittelbare  Beziehungen  träten  (Ehe,  Familie,  auch  Güter- 
austausch u.  s.  w.),  da  wären  unausweichliche  Konflikte  gegeben  '). 
Auf  demselben  Territorium  darf  es,  um  alle  beliebigen  Zwecke 
zu  erreichen  und  darin  ist  der  Staat  nicht  gebunden,  nur  eine 
unabhängige  Leitung  geben  und  nicht  mehrere.  Deswegen  darf 
auch  ein  und  derselbe  Mensch  in  einem  bestimmten  Augenblick 
nur  einem  Staat  angehören,  d.  h.  kein  Staat  erkennt  die  Zuge- 
hörigkeit eines  seiner  Untertanen  gleichzeitig  zu  einem  andern 
Staatsganzen  an. 

Bis  jetzt  habe  ich  den  schon  entwickelten  Staat  im  Auge  ge- 


l)  Vgl.  Ff.  liatzel,  Der  Staat  und  sein  Boden.  XVII.  Bd.  der  Abhandl.  d.  phi- 
lolog.-histor.  Klasse  d.  Königl.  Sachs.  Gesellsch.  d.  Wissensch.  Nr.  IV,  1896,  bes. 
p.  22,  62  ff.  Gemeinschaften  im  weiteren  Sinn  können  allerdings  wenigstens  zeitweise 
landlos  sein.  p.  76.  Ebenso  kann  eine  auf  Wanderung  begriffene  Gemeinschaft  (Völ- 
kerwanderung) landlos  sein  —  aber  sie  ist  auch  wohl  nie  ein  wohlgegliederter  Staat. 
Vgl.  auch  Jellinek  1.  c.  p.   355  f. 
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habt,  es  gibt  aber  auch  selbständige  Organisationen  mit  selbstän- 
digem Territorium,  die  nicht  Staaten  genannt  werden.  Wann 
kann  eine  Organisation  also  Staat  genannt  werden.?  Es  ist  das 
eine  ähnliche  Frage,  wie:  wann  kann  eine  »Beseelung«  der  Frucht 
im  Mutterleibe  angenommen  werden?  Diese  »Beseelung«  erfolgt 
jedenfalls  nicht  plötzlich  und  das  gilt  auch  vom  Uebergang  einer 
selbständigen  Organisation  zum  Staat.  Die  einfachsten  Organisa- 
tionen —  und  jedenfalls  gilt  das  auch  von  den  ältesten  —  bestan- 
den aus  irgend  einem  Leiter  und  Geleiteten  ohne  weitere  Organi- 
sation dieser  Leitung.  Diese  oberste  Leitung  aber  zerfällt  mit 
der  Zusammengesetztheit  des  Zwecksystems,  das  durchzuführen 
ist,  in  immer  mehr  Unterleitungen;  es  findet  eine  Arbeitsteilung 
in  der  Leitung  statt.  Hat  diese  Arbeitsteilung  eine  gewisse  Grösse 
erreicht,  so  spricht  man  von  einem  Staate.  Es  kann  aber  nie- 
mals jener  Zeitpunkt  angegeben  werden,  wo  eine  selbständige 
menschliche  Organisation  zum  Staat  wird,  dieser  Zeitpunkt  muss 
mehr  oder  weniger  willkürlich  angenommen  werden. 

Jeder  Staat  ist  also  eine  Organisation  von  Menschen  auf 
einem  bestimmten  Territorium,  die  von  keiner  andern  Organisa- 
tion Anordnungen  und  Befehle  annimmt,  sich  von  keiner  andern 
Organisation  leiten  und  lenken  lässt  und  die  eine  gewisse  Arbeits- 
teilung in  der  Leitung  der  eigenen  Angelegenheiten  aufweist.  Es 
soll  das  keine  Definition  des  Staates  sein,  sondern  nur  eine 
Feststellung  seiner  hauptsächlichsten  Kennzeichen  als  mensch- 
licher Organisation.  Definitionen  sind  überhaupt  in  der  Wissen- 
schaft immer  eine  sehr  missliche  Sache,  weil  alle  Begriffe  mehr 
oder  weniger  fliessende  sind  und  nur  willkürlich  zu  bestimmten 
Zwecken  (Darstellung,  Gesetz)  begrenzt  werden  müssen;  deswegen 
kann  auch  das  Gesetz  niemals  den  tatsächlich  möglichen  Rechts- 
verhältnissen adäquat  sein. 

§7.  Der  Ursprung  des  Rechts.  Die  Organisation 
von  Menschen  entsteht  durch  bestimmte  gemeinsam  angestrebte 
Zwecke;  dazu  sind  Leiter  und  Geleitete  notwendig,  um  die  ge- 
meinsame Arbeit  auf  einen  Zweck  zu  konzentrieren.  Das  Ver- 
hältnis zwischen  Leitung  und  Geleiteten,  sofern  es  der  obersten 
Leitung  einer  Gemeinschaft  angehört  oder  von  ihr  anerkannt  und 
geschützt  ist,  ist  ein  rechtliches  Verhältnis.  In  dieses 
rechtliche  Verhältnis  müssen  dann  auch  Sachen  eintreten  M,  weil 


l)  Deswegen  braucht  man  nicht  ein  rechtliches  Verhältnis  zu  Sachen  allein  an- 
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der  Mensch  nicht  nur  ohne  Menschen,  sondern  auch  ohne  Sachen 
bestimmte  Zwecke  nicht  erreichen  kann.  Das  Recht  hat  also 
seinen  Ursprung  in  der  menschlichen  Organisation  und  zwar  in 
der  obersten  menschlichen  Organisation  einer  Gemeinschaft,  so- 
fern alle  andern  Organisationen  und  alle  einzelnen  Menschen  mit- 
telbar oder  unmittelbar  von  jener  obersten  Organisation  abhängig 
sind.  Wir  müssen  aber  annehmen^  dass  die  ältesten  menschlichen 
Organisationen  auch  die  einfachsten  waren,  sowohl  weil  ihr  Zweck- 
system das  einfachste  gewesen  sein  muss,  als  auch  die  Mittel, 
um  es  zu  erreichen.  Die  Leitung  wird  also  wohl  ein  Einziger 
gehabt  haben  und  es  wird  auch  nur  eine  einzige  Organisation  in 
dieser  Gemeinschaft  gegeben  haben,  welche  zugleich  die  höchste 
war.  Auf  jenen  Standpunkt  des  Rechts  können  wir  uns  nur  mehr 
in  abstracto  nach  Analogien  zurückversetzen ;  in  den  vorhandenen 
einfachsten,  selbständigen  Organisationen  sind  wenigstens  die 
ersten  Anfänge  von  andern  untergeordneten  Organisationen  ge- 
geben. Die  Anfänge  einer  Ehe,  eines  Privateigentums,  einer  Ar- 
beitsteilung in  der  Wirtschaft,  einer  Kriegsorganisation,  religiöser 
Institutionen,  sittlicher  und  rechtlicher  Anschauungen  finden  sich 
überall.  Geht  man  aber  nach  Analogie  der  vorhandenen  einfach- 
sten Organisationen  auf  noch  einfachere  zurück,  so  muss  man 
annehmen,  dass  es  einst  eine  Zeit  gegeben  hat,  in  der  alle  diese 
untern  Organisationen  in  einer  ungeschiedenen  Einheit  vorhanden 
waren;  embryonal  müssen  sie  ja  schon  gegeben  gewesen  sein, 
weil  sie  elementar  von  einander  verschieden  sind  und  sich  teil- 
weise schon  im  Tierreich  finden,  nur  kann  man  ihr  gesondertes 
Hervortreten  nicht  annehmen.  Natürlich  ist  jener  älteste  erschliess- 
bare  Zustand  menschlicher  Organisation  eine  Hypothese  und  man 
muss  sich  hüten,  diese  Annahme  in  anderer  als  ganz  allgemeiner 
Weise  zur  Erklärung  der  heutigen  einfachsten  Zustände  mensch- 
licher Organisation  zu  verwenden.  Wir  wissen  nicht,  welche  ein- 
fachste Zustände  am  Anfang  menschlicher  Organisation  vorhanden 
waren,  wir  können  nur  mit  einigem  Recht  schliessen,  dass  sie 
noch  viel  einfacher  gewesen  sein  müssen  als  alle  heutigen,  weil 
das  Einfachere  dem  Zusammengesetzten  naturgemäss  vorangeht; 
ja  wir  müssen  sogar  das  embryonale  Vorhandensein  der  heutigen 
einfachsten  Grundorganisationen  menschlichen  Zusammenlebens  an- 
nehmen.   Ich  will  das  an  einem  Beispiel  zu  erklären  suchen :  In  den 

zunehmen;    das    rechtliche  Verhältnis  zu    einer  Sache    geht    stets    durch  eine  Person 
hindurch  (Person  im  Sinne  von  Rechtssubjekt  genommen). 
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ältesten  Zeiten  können  die  Mensclien  in  gesch'lechtlicher  Hinsicht 
in  Paarung  zusammengelebt  haben,  oder  die  geschlechtliche  Ver- 
mischung kann  promiscue  stattgefunden  haben  oder  auch  nach 
Generationen,  wer  will  das  entscheiden?  Die  Zeit  zwischen  den 
jetzigen  Zuständen  und  den  ältesten  zählt  ja  jedenfalls  nach  Jahr- 
tausenden, die  geschichtslos  sind  und  die  ältesten  wohl  auch  ohne 
alle  Ueberbleibsel  der  Kultur.  Es  ist  auch  möglich,  dass  schon 
in  den  ältesten  Zeiten  eine  vielleicht  wirtschaftlich  bestimmte  Ver- 
schiedenheit geschlechtlicher  Verhältnisse  existiert  hat,  auch  das 
wird  kaum  festgestellt  werden  können  ^).  Sollte  es  aber  einst 
möglich  werden,  auch  im  einzelnen  die  geschlechtlichen  Verhält- 
nisse der  ältesten  Urzeit  aufzuhellen,  so  wird  doch  m.  E.  nicht 
dieses  Detail,  sondern  ihr  allgemeiner  Charakter  massgebend  blei- 
ben. Dieser  allgemeine  Charakter  muss,  wie  ich  überzeugt  bin, 
darin  bestehen,  dass  das  Bewusstsein  aller  Sonderungen  in  der 
menschlichen  Gemeinschaft  nahezu  gefehlt  hat;  wie  weit  es  em- 
bryonal doch  vorhanden  war,  wird  deswegen  nicht  zu  entscheiden 
sein,  weil  der  Uebergang  von  tierischen  zu  menschlichen  Zustän- 
den jedenfalls  ein  sehr  allmählicher  war,  so  dass  man  auch  bei 
voller  Erkenntnis  der  Urzeiten  keinen  bestimmten  Zeitpunkt  als 
Anfangspunkt  menschlicher  Organisation  würde  bezeichnen 
können.  Die  geschlechtliche  Organisation  der  Tiere  ist  sehr  ver- 
schieden, nirgends  können  wir  aber  annehmen,  dass  sie  als  be- 
wusste  Organisation,  als  Institution  auftritt,  und  etwas  Aehn- 
liches  müssen  wir  nahezu  auch  für  die  ältesten  menschlichen 
geschlechtlichen  Organisationen  annehmen.  Ich  sage  »nahezu«, 
darin  liegt  der  springende  Punkt,  denn  der  Mensch  unterscheidet 
sich  durch  ein  ausgesprocheneres  Bewusstsein  alles  dessen,  was 
er  tut,  vom  Tiere.  Wenn  eine  Tiergattung  in  »Einehe«  lebt,  so 
weiss  sie  das  nicht,  für  sie  gibt  es  keine  eheliche  Treue,  keinen 
Ehebruch,  und  wenn  ein  tatsächlicher  Ehebruch  stattfände,  so 
wäre  das  ein  aussergewöhnliches  Naturereignis,  kein  Bruch  einer 
Institution.  Wie  entsteht  nun  der  Begriff  der  Institution  als  be- 
wusster  Organisation.?  Historisch  wird  diese  Entstehung  nie  nach- 
zuweisen, auch  m.  E.  nicht  zu  erschliessen  sein.  Man  kann  nur 
das  Gesetz  nachweisen,  die  Regel,  nach  der  sie  sich  vollzogen 
haben  muss.  Sie  muss  sich  vollzogen  haben  nach  der  allgemei- 
nen Regel  des  Bewusstseins,  die  wir  bei  uns  beobachten  können. 

l)  Vgl.  E.    Grosse,  Die  Formen  d.  Familie  und   die  Formen  d.  Wirtschaft.    Frei- 
burg u.  Leipzig  1896. 
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Das  sogenannte  »Unbewusste«  ist  nun  das  von  anderem  nicht 
schärfer  Hervorgehobene  oder  das  in  der  Erinnerung  zu  keiner 
Einheit  Zusammengefasste,  ein  absohat  Unbewusstes  gibt  es  nicht 
und  wenn  es  eines  gäbe,  wäre  es  für  alle  Erörterungen  gleich- 
gültig ^).  Zur  schärfern  Hervorhebung  bedarf  es  einerseits  des 
Gegensatzes  und  andrerseits  der  Lust  und  Unlust.  Die  Lust  oder 
Unlust,  die  sich  im  Gegensatz  :^u  einem  oder  mehreren  andern 
Daten  an  ein  Datum  knüpft,  hebt  dieses  hervor,  lässt  darauf  auf- 
merken. Es  muss  also  eine  nach  unserer  Auffassung  ursächliche 
Verknüpfung  zwischen  Daten  und  Lust  und  Schmerz  stattfinden, 
die  unsere  Aufmerksamkeit  auf  diese  Daten  im  Gegensatz  zu  an- 
dern lenkt.  Diese  Daten  ?> treten  dann  ins  Bevvusstsein«,  d.  h.  sie 
lösen  sich  in  der  Aufmerksamkeit  (in  einem  stärkern  Bewusst- 
sein)  von  andern  los.  Wir  müssen  also  annehmen,  dass  eine 
vielleicht  Jahrtausende  lange  Reihe  von  Erfahrungen  von  Lust 
und  Unlust  die  Menschen  ihre  Aufmerksamkeit  auf  jene  Organi- 
sationen lenken  Hess,  in  denen  sie  lebten,  im  Gegensatz  zu  sie 
bedrohenden  Umständen  oder  andern  Organisationen.  Diese  Or- 
ganisationen wurden  dadurch  zu  Institutionen.  Man  könnte 
fragen,  warum  die  heutigen  Tierorganisationen  sich  nicht  immer- 
fort in  diesem  Sinn  zu  menschlichen  weiterentwickeln?  Meine 
Antwort  darauf  wäre,  dass  die  heutigen  menschlichen  Organi- 
sationen die  vorhandenen  tierischen  teils  zerstören,  teils  unter- 
binden; die  Tiere  können  sich  in  diesem  Sinn  nicht  weiter  ent- 
wickeln, sie  werden  vom  Menschen  in  Untertänigkeit  gehalten. 
Uebrigens  wäre  zu  einer  sichern  Antwort  auf  diese  Frage  eine 
Jahrtausende  lange  Beobachtung  der  tierischen  Organisationen 
notwendig,  die  nicht  vorliegt. 

Institutionen  werden  geschützt  oder  abgeschafft  oder  später 
neu  geschaften;  »unbewusste«  Organisationen  entstehen  und  ver- 
gehen, sie  werden  aber  absichtlich  nie  beeinflusst.  Die  Absicht- 
lichkeit aber,   welche  die  Institution  hervorruft,  entsteht  allmählich. 

Auch  das  Recht  ist  also  jedenfalls  in  den  genannten  ältesten 
Organisationsformen  menschlicher  Gemeinschaft  embryonal  ent- 
halten, aber  nirgends  als  solches  erkannt,  erst  allmählich  scheidet 
es  sich  aus  den  vorhandenen  Organisationen  aus.  Alle  die  ge- 
nannten Faktoren  der  Kultur  müssen  ebenfalls  schon  in  diesen 
ältesten  menschlichen  Organisationen  vorausgesetzt  werden.    Doch 


l)   Vgl.  meine  Arbeit:   Ueber  das  Unbewusste    im  Bewusstsein.    Vierteljahrschrift 
f.  wissensch.  Philos.  XXII.  4. 
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sind  Kunst  im  weitesten  Sinn  (Wirtschaft)  und  Theorie  (Wissen- 
schaft), daher  auch  Sitthchkeit  (Selbstbeherrschung)  und  Theorie 
der  Sitthchkeit,  Leitung  und  Grundsätze  der  Leitung  nicht  von 
einander  geschieden.  Die  Rehgion  enthält  die  spätere  Philosophie 
und  Wissenschaft  in  sich  ,  die  Wirtschaft  die  Kunst  im  weitern 
und  engern  Sinn  ^),  und  in  beiden  steckt  das  Recht  und  die  Sitt- 
lichkeit, insofern  das  menschliche  Glauben  und  Handeln  von  der 
obersten  Leitung  unmittelbar  beeinflusst  erscheint  oder  sich  nur  ge- 
wohnheitsmässig,aber  nach  allgemeiner Uebereinstimmungvon  selbst 
ergibt.  Die  Religion  greift  überall  in  die  Wirtschaft  ein,  sie  blickt 
in  die  Zukunft  und  regelt  nach  ihr  die  Gegenwart,  sie  enthält  die 
ersten  Naturgesetze  und  erscheint  als  Forderung  der  höchsten 
Leitung  oder  wird  wenigstens  durch  sie  geschützt,  sie  ist  auch  Recht. 
Auch  die  Wirtschaft  ist  Recht,  denn  auch  sie  wird  von  obenher 
geleitet.  Doch  in  Religion  und  Wirtschaft  wird  nicht  alles  von 
der  obersten  Leitung  bestimmt,  es  bleibt  immer  ein  Gebiet  übrig, 
indem  in  Religion  und  Wirtschaft  das  Individuum  nur  durch  die 
Meinung  der  andern  beschränkt  erscheint,  so  schwankend  und 
klein  dieses  Gebiet  auch  sein  mag,  es  ist  das  der  Umkreis  der 
spätem  Sittlichkeit ;  und  endlich  gibt  es  noch  ein  kleineres  Gebiet, 
in  dem  jede  Beschränkung  aufhört,  wo  das  Individuum  machen 
kann,  was  es  will,  oft  der  unscheinbare  Ausgangspunkt  wichtiger 
Veränderungen  für  die  andern  Gebiete. 

So  muss  man  also  m.  E.  annehmen,  dass  die  Grundformen 
menschlicher  Organisationen  schon  in  den  ältesten  Zeiten  mensch- 
lichen Daseins  embryonal  doch  theoretisch  und  auch  mehr  oder 
weniger  praktisch  ungeschieden  schon  vorhanden  waren-). 

§8.  Die  Elemente  des  Rechts.  Die  menschliche 
Gemeinschaft  ist  bedingt  durch  gemeinsame  Zwecke.    Die  mensch- 


1)  Ich  bin  überzeugt,  dass  Kunst  im  engern  Sinn  ursprünglich  hervorgegangen 
ist  aus  der  Wirtschaft,  der  nützlichen  und  notwendigen  Kunst  als  zunächst  anhängende 
Schönheit;  vielleicht  hat  sie  noch  vorher  die  Stufe  des  auszeichnenden,  persönlich 
hervorhebenden  Merkmals  durchlaufen.  Vgl.  Lippert,  Kulturgeschichte  d.  Menschheit 
I.  Bd.  p.   18. 

2)  Es  fand  also  später  eine  Arbeitsteilung  statt,  aber  nicht  bloss  zwischen  den 
einzelnen  Individuen,  sondern  auch  im  einzelnen  Individuum,  sofern  dieses  seinen  Ge- 
ilankenkreis  einzuteilen  begann.  Ueber  das  Prinzip  der  Arbeitsteilung  in  ökonomischer 
Beziehung  vgl.  Karl  Bücher,  Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft.  Tübingen  1893. 
p.  2  ff.  Auch  auf  ökonomischem  Gebiete  ist  natürlich  die  ungeteilte  Arbeit  der  An- 
fang, aber  eine  embryonale  Teilung  innerhalb  der  Produktions-  und  zugleich  Kon- 
sumtionsgemeinschaft fängt  zeitig  an. 
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liehe  Gemeinsehaft  als  solche  kann  aber  nicht  leiten  und  anordnen, 
sie  hat  keinen  gemeinsamen  Leib  und  keine  von  den  individuellen 
abgesonderte  gemeinsame  Innenwelt,  die  etwa  mit  dem  gemein- 
samen Leib  in  Verbindung  stände.  Sie  bedarf  daher  eines  Ku- 
rators, der  für  sie  handelt.  Dieser  Kurator  oder  eigentlich  dieses 
Kuratorium  könnte  auch  aus  zwei  oder  mehreren  Personen  be- 
stehen, die  gemeinsam  die  Leitung  zu  besorgen  hätten;  dazu  wäre 
jedoch  Beratung  und  Beschlussfassung  notwendig,  eine  für  die 
ältesten  menschlichen  Zustände  sehr  komplizierte  Sache.  Gibt 
es  keine  Beratung  und  Beschlussfassung  im  Tierreich,  so  kann 
man  sie  auch  für  die  ältesten  menschlichen  Gemeinschaften  nur 
in  sehr  beschränktem  Masse,  wenn  überhaupt  annehmen.  Man 
wird  also  an  den  Anfang  menschlicher  Entwicklung  nicht  ein 
Kuratorium,  sondern  einen  Kurator  stellen  müssen.  Freilich  hat 
dieser  Kurator  keine  Ahnung  v^on  seiner  rechtlichen  Stellung  und 
handelt  auch  danach,  wie  wir  sehen  werden.  Mit  andern  Worten, 
die  Gemeinschaft  bedarf  einer  individuellen  Einsicht  und  eines 
individuellen  Willens,  der  für  sie  handelt  und  anordnet,  um  die 
gemeinsamen  Zwecke  zu  erreichen;  ich  will  ihn  den  Häupt- 
ling nennen.  W^ie  die  menschliche  Gem^einschaft  in  den  ältesten 
Zeiten  dazukam,  einen  Häuptling  an  ihrer  Spitze  zu  haben,  wird 
wohl  ebenfalls  nie  nachzuweisen  noch  historisch  zu  erschliessen 
sein.  Jede  bewusste  Wahl  ist  ausgeschlossen,  denn  auch  im 
Tierreich  ist  sie  nicht  gegeben.  Die  Möglichkeit  wäre  nur  vor- 
handen, dass,  wenn  mehrere  Individuen  das  Bestreben  gezeigt 
hätten,  an  die  Spitze  der  Gemeinschaft  zu  treten,  die  Gemein- 
schaft sich  in  ihre  Anhänger  zerteilt  hätte,  um  entweder  so  ge- 
teilt weiter  zu  existieren  oder  durch  Kampf  die  Einheit  wieder 
herzustellen;  doch  auch  das  wird  nicht  auszumachen  sein. 
Jedenfalls  trat  das  Individuum  an  die  Spitze,  dem  die  andern 
Macht  über  sich  zugestanden,  freiwillig  oder  gezwungen.  Diese 
Macht  war  die  Hauptsache,  sie  musste  geglaubt  und  zugestanden, 
sie  musste  auch  immerfort  geübt  werden.  Der  Häuptling  musste 
jederzeit  zeigen,  dass  er  Macht  besitzt,  auch  durch  Willkür  und 
Grausamkeit.  Dadurch  erwarb  er  sich  Ehrfurcht  und  Gehorsam 
—  die  Macht  wurde  verehrt  wie  ein  Gott  und  weil  es  ein  Ab- 
straktum  damals  noch  nicht  gab,  so  trat  an  ihre  Stelle  die  macht- 
vollste energischeste  Persönlichkeit  ^).    Auch  hier  muss  man  fragen, 

l)  Vgl.  f/.  Post,    Die  Anfänge    d.   Staats-    u.  Rechtslebens,    p.   103   f.     Es    wäre 
freilich  auch  möglich,  dass  es  in  den  ältesten  Zeiten  keine  Häuptlinge,  wenigstens  im 
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weswegen  die  Macht  in  den  ältesten  Zeiten  eine  solche  Verehrung 
genoss.  Die  Antwort  ist,  glaube  ich,  nicht  so  schwer,  obgleich 
ich  hier  vorgreifen  muss.  Die  ältesten  Gemeinschaften  waren 
S  c  h  u  t  z  g  e  m  e  i  n  s  c  h  a  f  t  e  n  ,  sie  hatten  sich  selbst  und  das 
gemeinsain  Erworbene  gegen  andere  Gemeinschaften  zu  schützen. 
Zwischen  den  verschiedenen  gleichzeitig  existierenden  Gemein- 
schaften aber  herrschte  ein  ständiges  Bellum  omnium  contra 
omnes,  nicht  durch  Friedensschlüsse  unterbrochen,  sondern  nur 
durch  aus  den  Umständen  sich  von  selbst  ergebende  nicht  abge- 
schlossene Waffenstillstände.  Die  Folge  davon  war,  dass  jene 
Gemeinschaft  die  stärkste  und  am  besten  geschützte  war,  welche 
im  Kampf  die  gefürchtetste  war;  das  war  aber  unter  sonst  glei- 
chen Umständen  (und  diese  werden  nicht  sehr  verschieden  ge- 
wesen sein)  wieder  jene,  an  deren  Spitze  selbst  der  kräftigste 
und  energischeste  Häuptling  stand.  Die  Macht  des  Häuptlings 
konnte  aber  im  Anfang  nicht  rechtlich  begrenzt  sein,  weil  über- 
haupt das  Bewusstsein  von  Recht  und  Unrecht  kaum  noch  vor- 
handen war;  die  Verehrung  betraf  also  auch  nicht  die  Rechts- 
macht, sondern  die  Macht  überhaupt,  wo  und  wie  sie  sich  zeigte. 
Es  war  eben  die  »unbewusste«  d.  h.  als  solche  nicht  hervorge- 
hobene Erkenntnis  (Empfindung  pflegt  man  zu  sagen)  in  der 
Gemeinschaft  vorhanden,  dass  Macht  um  jeden  Preis  sie  allein 
schützen  könne.  Das  verhinderte  jedoch  nicht,  dass  gegebenen- 
falls, wenn  der  Häuptling  den  Schutz  nach  aussen  nicht  be- 
wirken konnte  oder  wenn  er  durch  Willkür  im  innern  das  zer- 
störte, was  allein  zu  schützen  war,  einen  vielleicht  kümmerlichen 
Rest  von  Glück  aller  einzelnen  Glieder  der  Gemeinschaft,  er 
einfach  verlassen,  davongejagt  oder  getötet  wurde.  Seine  Macht 
war  noch  nicht  ein  Recht,  sondern  eine  Tatsache,  wie  ja  über- 
haupt das  Recht  als  Ganzes  eine  Tatsache  ist,  die  nicht  wieder 
durch  das  Recht  begründet  werden  kann,  sonst  ginge  diese  Be- 
•gründung  ins  Unendliche  fort.  Das  Recht  ist  zuletzt  begründet 
nicht    wieder    auf    einem    Recht,    sondern    in    jenen    Umständen, 

Frieden  gab,  doch  mir  scheint  es  eher  wahrscheinlich,  dass  die  urspriinghche  Häupt- 
lingsverfassung sich  nach  zwei  Seiten  hin  entwickeln  konnte  :  zur  Herrschaft  der  Ael- 
testen  oder  zur  absoluten  Herrschaft  eines  einzigen,  wobei  es  zwischen  beiden  wieder  Ab- 
stufungen geben  konnte.  Doch  scheint  die  Häuptlingsherrschaft  ein  historisch  not- 
wendiger Durchgang  von  der  Friedensgenossenschaft  zum  Staat  zu  sein.  Vgl.  auch 
y.  Kohler,  Einführung  in  die  Rechtswissensch.  Leipzig  1905 ,  p.  9.  R.  v.  Ihering, 
Der  Zweck  im  Recht.  Leipzig  1884.  L  p.  254.  H.  Post,  Der  Ursprung  des  Rechts. 
Oldenb.   1876.  p.   70. 
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welche  die  Bedingungen  des  Rechts  bilden.  Damit  fällt  natürlich 
sowohl  die  Vertragstheorie  im  allgemeinen  wie  besonders 
die  volonte  generale  Rousseaus.  Einen  Vertrag  gibt  es  nicht 
vor  allem  Recht  (abgesehen  davon,  dass  das  Vertragschliessen 
für  den  Anfang  des  Rechts  ein  viel  zu  kompliziertes  Verfahren 
wäre);  noch  weniger  aber  ist  zur  Entstehung  des  Rechts  eine 
Uebereinstimmung  aller  notwendig ,  ausser  insofern ,  als  sich 
alle  der  obersten  Macht  fügen  müssen,  gezwungen  oder  freiwillig. 
Wer  sich  nicht  fügt,  stellt  sich  in  der  ältesten  Gemeinschaft  ausser- 
halb derselben  und  ist  dann  jedem  schutzlos  preisgegeben,  der 
mächtiger  ist  als  er. 

Das  nun,  was  der  Häuptling  befahl  und  anordnete,  war 
Recht.  Es  war  aber  weder  Gewohnheits-  noch  Gesetzes- 
recht, sondern  tatsächliches  Recht  und  zwar  A  u  gen- 
blick s  r  e  cht.  Zum  Gewohnheitsrecht  gehört  das  Bewusstsein 
der  Gepflogenheit,  dass  etwas  bisher  so  gewesen  ist  und  des- 
wegen auch  in  der  Zukunft  so  gehalten  werden  soll.  Das  war 
aber  sicher  nicht  die  älteste  Begründung  des  Häuptlings- 
rechts; der  Häuptling  hatte  ein  Recht,  weil  es  die  auseinander- 
gesetzten Umstände  so  verlangten  und  nicht  weil  sich  die  Ge- 
meinschaft an  seine  Macht  oder  überhaupt  an  die  Häuptlings- 
macht gewöhnt  hatte.  Sein  Recht  war  eine  Tatsache  und  durch 
nichts  weiter  begründet  als  durch  die  Umstände.  Ja  die  Gemein- 
schaft fühlte  seine  Macht  anfangs  gewiss  gar  nicht  als  Recht, 
weil,  wie  schon  auseinandergesetzt.  Recht,  Sittlichkeit,  Religion, 
Wirtschaft  eine  für  den  Einzelnen  unauflösliche  Einheit  bildeten. 
Auch  heute  noch,  glaube  ich,  ist  bei  vielen  Naturvölkern  kein 
eigentliches  Rechtsbewusstsein  vorhanden,  weil  und  wo  die  Rechts- 
organisation von  den  anderen  Organisationen  der  menschlichen 
Gesellschaft  noch  nicht  genügend  geschieden  ist.  Ebendeswegen 
ist  aber  das  Häuptlingsrecht  ursprünglich  ein  Augenblicksrecht: 
was  der  Häuptling  befiehlt  ist  Recht,  selbst  wenn  er  im  nächsten  • 
Augenblick  das  Entgegengesetzte  von  dem  befiehlt,  was  er  vor- 
her angeordnet  hat.  Nicht  die  Gewohnheit,  noch  weniger  das 
Gesetz  macht  das  älteste  Recht  zum  Recht,  sondern  die  Not- 
wendigkeit der  innern  und  äussern  Verhältnisse  der  Gemeinschaft, 
und  das  ist  Recht,  was  im  Augenblick  der  Häuptling  befiehlt 
und    anordriet^).     Je    mehr    wir    in    der    vorgeschichtlichen    Zeit 

l)  Dasselbe  würde  gelten,    wenn  die  älteste  Organisation  nicht   eine  Häuptling- 
schaft, sondern  die  Horde  in    ihrem  mehr    instinktmässigen  Handeln    als    ein  Ganzes 
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zurückgehen,  desto  weniger,  müssen  wir  annehmen,  hat  die  Ver- 
gangenheit Macht  über  die  Gemeinschaft  und  den  Einzelnen: 
der  Mensch  ist  ein  Augenblicksmensch  und  das  Recht  ein  Augen- 
blicksrecht. 

Doch  gilt  das  alles  nur  relativ.  Auch  das  Kind  ist  nur  ein 
Augenblickwesen  in  dem  Sinn,  dass  der  Augenblick  es  stärker 
beherrscht  als  den  Erwachsenen,  doch  hat  es  schon  eine  Menge 
Gewohnheiten,  es  hat  schon  eine  mächtige  Vergangenheit  aber 
es  weiss  nichts  davon  und  die  Gegenwart  kann  noch  mit  so 
starken  Veränderungen  in  seinen  Charakter  eingreifen,  wie  das 
später  nicht  mehr  der  Eall  ist.  Das  gilt  auch  vom  ältesten  Recht : 
es  wird  kein  Recht  geben  und  kaum  eines  zu  erschliessen  sein, 
wo  die  Gewohnheit  nicht  schon  gewaltige  Spuren  zurückgelassen 
hätte.  Dennoch  ist  das  Recht  m.  E.,  je  weiter  man  in  die  Ver- 
gangenheit zurückgeht,  um  so  variabler,  bis  man  schliesslich  einen 
Rechtszustand  erschliessen  muss,  der  im  Vergleich  zum  heutigen 
Rechtszustand  der  Kulturvölker  der  Zustand  des  Augenblicksrechts 
genannt  werden  kann.  Diesem  Augenblicksrecht  zunächst  steht 
dann  das  Gewohnheitsrecht  im  eigentlichen  Sinn.  Es  ist 
da  vorhanden,  ein  bestimmter  Zeitpunkt  seines  Entstehens  wird 
natürlich  nie  angegeben  werden  können,  wo  das  Bewusstsein  der 
Gepflogenheit  als  rechtlich  massgebend  für  die  Zukunft  erwacht. 
Dazu  gehört  also  vor  allem  eine  Rechtstradition,  es  muss 
Individuen  in  der  Gemeinschaft  geben,  die  wissen,  was  Reclit  war, 
d.  h.  wie  Rechtsfälle  entschieden  worden  waren,  und  es  muss  min- 
destens die  öffentliche  Meinung  diese  Entscheidungen 
für  massgebend  auch  für  die  Zukunft  halten.  Natürlich  war,  wie 
gesagt,  auch  schon  im  Augenblicksrecht  die  Gewohnheit  wirksam, 
denn  der  Mensch  hat  immer  das  Bestreben,  nach  Analogien  zu 
verfahren,  weil  er  ja  die  Zukunft,  um  die  es  sich  ihm  handelt, 
nur  nach  Analogie  mit  der  Vergangenheit  beurteilen  kann.    Dieses 


gewesen  wäre.  Dann  war  eben  Recht,  was  im  Augenblick  mehr  oder  weniger  als 
notwendig  erschien ,  denn  mehr  als  ein  Augenblicksrecht  kann  es  erst  geben ,  wenn 
es  ein  ausgebildeteres  Gedächtnis  gibt  für  das,  was  war.  Ob  es  eine  solche  instink- 
tiv ohne  ein  Oberhaupt  handelnde  Gemeinschaft  in  den  ältesten  Zeiten  gab ,  wird 
kaum  zu  entscheiden  sein.  Jedenfalls  führte  erst  nach  meiner  Ueberzeugung  die  Häupt- 
lingschaft  in  der  Rechtsentwicklung  weiter.  Auch  glaube  ich,  dass  jene  Gemeinschaft 
der  Jetztzeit,  in  denen  der  Häuptling  fast  keine  Macht  besitzt,  nicht  der  frühesten, 
sondern  einer  späteren  Entwicklungsperiode  angehören  ,  die  sich  aus  einer  strammem 
Häuptlingsherrschaft  entwickelt  hat,  weil  in  diesen  Gemeinschaften  das  Individuum 
schon  zu  sehr  hervortritt. 
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Verfahren  musste  aber  erst  bewusst  werden,  ehe  es  ein  Recht 
begründen  konnte,  und  auch  dann  wird  m.  E.  ein  Kampf  zwischen 
dem  Augenblicks-  und  Gewohnheitsrecht  ausgebrochen  sein  wie 
später  zwischen  dem  Gewohnheits-  und  Gesetzesrecht.  Durch 
das  Rechtsetzen  und  Rechtsprechen  des  Häupthngs,  das  doch 
wenigstens  in  seinen  allgemeinsten  Grundzügen  nach  Analogien 
verfuhr,  entstand  eine  Gewöhnung,  in  der  Gemeinschaft,  das  Recht 
in  gewisser  Weise  gehandhabt  zu  sehen,  und  es  lag  auch  in  ihrem 
Interesse,  diese  Weise  aufrecht  zu  erhalten,  denn  durch  sie  bekam 
der  Einzelne  einen  einigermassen  festen  rechtlichen  Halt;  er  hing 
nicht  mehr  gänzlich  von  der  Willkür  des  Häuptlings  und  seinem 
Augenblicksrecht  ab  und  konnte  danach  nun  sein  Handeln  mit 
grösserer  Sicherheit  einrichten.  Mit  andern  Worten,  das  Gewohn- 
heitsrecht wurde  gestützt  durch  die  öffentliche  Meinung, 
der  Quelle  fast  jeder  Rechtsveränderung;  sie  ist  auch  die  erste 
Beschränkung  der  Häuptlingsmacht  gewesen,  in  ihr  liegt  embryo- 
nal jede  Art  von  Konstitution.  Dieser  Kampf  zwischen  Augen- 
blicksrecht und  Gewohnheitsrecht  wird  sich  im  Bewusstsein  der 
Recht  setzenden  Faktoren  und  in  dem  ihrer  rechtlichen  Tätigkeit 
Unterworfenen  lange  erhalten  haben,  wenn  er  auch  nicht  zum 
rechtlichen  Ausdruck  kam.  Gewiss  hatten  die  Könige  Roms 
noch  das  Bewusstsein,  dass  das  Recht  eigentlich  von  ihnen  ab- 
hängt, dass  Recht  sei,  was  sie  wollen,  anordnen,  befehlen  ;  sie 
hatten  es  den  Patriziern  und  der  Plebs  gegenüber  und  die  Patri- 
zier als  Erben  der  Könige  werden  gewiss  auch  noch  den  Plebejern 
gegenüber  wenigstens  etwas  das  Bewusstsein  gehabt  haben,  dass 
das  Recht  von  ihnen  abhängt,  von  ihrer  Willkür.  Aber  schon 
stand  das  drohende  Gespenst  der  öffentlichen  Meinung  vor  ihnen, 
die  ein  Recht  geschaffen  hatte,  das  durch  Gewohnheit  begründet 
und  daher  der  Willkür  entzogen  war.  Die  Fixierung  des  Ge- 
wohnheitsrechtes durch  die  Schrift,  das  Gesetzesrecht,  war 
dann  nur  eine  weitere  Sicherung  des  Gewohnheitsrechtes  gegen 
das  Augenblicksrecht,  die  Willkür  sollte  durch  feste  Formulierung 
des  Rechts  möglichst  ausgeschlossen  werden.  Die  öffentliche 
Meinung  war  aber  einmal  da,  der  Willkür  im  Recht  war  ein 
Damm  gesetzt  und  so  war  es  bloss  ein  Schritt  bis  zur  Abände- 
rung des  Rechts  durch  die  öffentliche  Meinung  durch  die  Ge- 
meinschaft. Dieser  Schritt  wurde  nicht  überall  gemacht  und 
nicht  überall  wurden  aus  ihm  die  letzten  Folgerungen  gezogen, 
doch   wirkt    überall  die    öffentliche  Meinung  wenigstens  mittelbar 
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auf  die  Gesetzgebung  ein.  Das  Gewohnheitsrecht  war  ja  eigent- 
Uch  eine  Abänderung  des  Augenblicksrechtes  durch  Schaffung 
des  Gewohnheitsrechtes,  man  konnte  also  dasselbe  Verfahren 
auch  dem  Gewohnheitsrecht  gegenüber  anwenden.  Die  wirksamen 
Triebfedern  dabei  waren  die  Interessengegensätze  zwischen  den 
Recht  setzenden  Faktoren ,  den  verschiedenen  Schichten  der 
Gemeinschaft  und  der  Gemeinschaft  als  Ganzen  besonders  fremden 
Gemeinschaften  gegenüber.  Natürlich  wirkten  diese  Interessen 
zunächst  unbewusst,  und  zu  vollem  Bewusstsein  kam  eigentlich 
nur  das  Interesse  der  ganzen  Gemeinschaft  (salus  rei  publicae), 
durch  dieses  wurden  dann  die  Sonderinteressen  gedeckt,  jedes 
Sonderinteresse  umgab  sich  mit  dem  Mäntelchen  des  Gesamt- 
interesses, wie  es  auch  heute  noch  geschieht.  Massgebend  war 
nun  weder  die  Willkür  der  Recht  setzenden  Faktoren,  noch  die 
Gewohnheit,  sondern  wenigstens  augenblicklich  das  Gesamtinte- 
resse :   das  allgemeine  Wohl. 

§9.  Macht  und  Recht.  Wir  haben  gesehen,  dass  die 
ältesten  Gemeinschaften  vor  allen  Schutzgemeinschaften 
waren,  d.  h.  sie  wurden  zusammengehalten  durch  den  Schutz, 
den  sie  ihren  Mitgliedern  andern  Gemeinschaften  gegenüber  ge- 
währten. Jede  friedliche  Tätigkeit  war  nur  innerhalb  der  Gemein- 
schaft möglich,  sie  musste  sich  den  gemeinsamen  Schutzinteressen 
unterordnen  und  fand  wohl  anfangs  aus  wirtschaftlichen  und  po- 
litischen Gründen  gemeinsam  statt.  Aus  wirtschaftlichen  Gründen, 
weil  den  zu  überwindenden  Schwierigkeiten  Einzelne,  auch  ein- 
zelne Familien  in  unserem  Sinn,  noch  nicht  gewachsen  waren; 
aus  politischen  Gründen,  weil  sie  so  sich  am  besten  gegenseitig 
Schutz  gewähren  konnten.  Das  letzte  galt  wohl  am  meisten  von 
den  ältesten  Zeiten.  Die  älteste  Wirtschaft  war  wohl  mehr  ein 
Sammeln  und  Auffinden  von  Nahrung  als  ein  Produzieren  der- 
selben. Gewiss  half  dabei  die  Erfahrung  der  Aelteren  und  hielt 
Alte  und  Junge  beisammen ;  Mangel  an  Nahrung  konnte  aber 
sogar  zerstreuend  wirken  und  wirkte  auch  gewiss  in  dem  Sinn ; 
was  also  in  der  ältesten  Zeit  die  Menschen  auch  in  der  Arbeit, 
der  Wirtschaft  immer  zusammenhielt,  war  der  gegenseitige  Schutz, 
den  sie  sich  gewährten,  also  politische  Gründe.  Diesen  Schutz 
gewährt  auch  heute  noch  die  Politik  der  Wirtschaft.  Massgebend 
für    alles/)    war  also  der  Schutz  einer  Gemeinschaft  nach  aussen 


i)  Wenn  auch  nicht  allein  massgebend. 
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und  daher  die  Macht  einer  Gemeinschaft.  Die  Macht  aber  setzt 
sich  zusammen  aus  der  aufwendbaren  physischen  Kraft  einer 
Gemeinschaft,  aus  der  Einsicht,  mit  der  diese  Kraft  aufgewendet 
wird,  und  endHch  aus  der  Meinung,  welche  die  Gemeinschaft  selbst 
von  ihrer  Kraft  hat  und  welche  andere  Gemeinschaften  von  der 
Kraft  der  betreffenden  Gemeinschaft  haben. 

Das  Mass  für  die  physische  !^raft  bilden  die  durch  die  ein- 
zelnen Leiber  der  Gemeinschaft  unmittelbar  bewirkten  Verän- 
derungen in  der  Aussenwelt,  es  sind  das  also  Veränderungen 
durch  Bewegungen  des  Leibes  und  die  Veränderungen  in  der 
Aussenwelt  sind  zunächst  auch  Bewegungen.  Auch  der  Kampf 
zwischen  den  Gemeinschaften  ist  äusserlich  nichts  anderes  als 
eine  Reihe  von  gleichzeitigen  und  aufeinanderfolgenden  Be- 
wegungen, die  den  Zweck  haben,  den  Gegner  kampfunfähig  zu 
machen  oder  ihn  wenigstens  den  BVieden  unter  dem  Sieger  gün- 
stigen Bedingungen  vorziehen  zu  lassen  ^).  Die  Wirkung  der  Be- 
wegungen wird  aber  einerseits  von  der  Intensität  abhängen,  mit 
der  sie  ausgeführt  werden,  anderseits  aber  auch  von  der  Geschick- 
lichkeit in  ihrer  Anwendung.  Die  Intensität  hängt  von  der  Ge- 
sundheit und  körperlichen  Kraft  der  einzelnen  Glieder  der  Ge- 
meinschaft ab,  also  von  der  Wirtschaft  der  Gemeinschaft  nach 
innen.  Je  leichter  sie  Lebensmittel  gewinnt,  je  gesünder  das 
Klima  ist,  desto  kräftiger  wird  der  Einzelne  sein  und  um  so 
rascher  wird  sich  die  Gemeinschaft  vermehren  können  und  da- 
durch Macht  nach  aussen  gewinnen.  Aber  auch  Uebung  des 
Leibes  ist  notwendig,  um  ihn  zu  kräftigen,  und  so  wird  es  auch 
darauf  ankommen,  wie  die  Lebensmittel  gewonnen  werden,  die 
eine  Art  kann  kräftigender  auf  den  Körper  wirken  als  die  andere. 
Die  Intensität  der  physischen  Kraft  einer  Gemeinschaft  wird  also 
das  Produkt  sein  der  leichten  Gewinnung  der  Nahrung,  der  mehr 
oder  weniger  kräftigenden  Lebensweise  und  der  Einwirkung  des 
Klimas  auf  die  letztere  -). 

1)  C,  V.    Clausewilz,  Vom  Kriege.    Berlin   1857.  p.   6. 

2)  Es  ist  gewiss  richtig,  dass  auch  das  Klima  an  und  für  sich  eine  unmittelbare 
Einwirkung  auf  den  Menschen  hat,  dass  grosse  Wärme  erschlafft,  massige  Kälte  phy- 
sisch rege  erhält.  Ich  glaube  aber,  dass  man  auf  diesem  Wege,  wenigstens  vorläufig, 
nicht  sehr  weit  gelangen  wird ;  durchsichtiger  scheint  mir  jetzt  schon  der  Zusammen- 
hang zwischen  der  durch  die  klimatischen  und  Bodenverhältnisse  bedingten  Wirtschaft 
(Art  der  Arbeit)  eines  Volkes  und  seiner  physischen  und  psychischen  Beschaffenheit. 
Vgl.  Montesquieu ,  Esprit  des  lois.  Paris  1877.  p.  188.  Er  berücksichtigt  mehr  das 
Klima  unmittelbar.    Vgl.  da.gQgQr\  Leroy-Beatilieu,  Das  Reich  d.  Zaren  und  die  Russen, 
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Diese  physische  Kraft  muss  aber  nun  mit  Geschicklichkeit 
angewendet  und  erworben  werden  und  dazu  ist  Erfahrung  not- 
wendig und  durch  sie  intellektuelle  Bildung.  Je  grösser  die  Er- 
fahrung und  Geschicklichkeit  ist  in  der  Erwerbung  von  Nahrung 
und  dem  zur  Gesundheit  Notwendigen,  desto  grösser  wird  unter 
sonst  gleichen  Umständen  die  physische  Kraft  der  Gemeinschaft 
nach  aussen  sein.  Je  grösser  die  Erfahrung  und  Geschicklichkeit 
in  der  Anwendung  der  physischen  Kraft  nach  aussen  ist,  desto 
wirksamer  wird  sie  sein.  Zur  Anwendung  der  physischen  Kraft 
gehören  aber  auch  die  Werkzeuge  des  Friedens  und  des  Krieges, 
die  vielleicht  anfangs  dieselben  waren,  die  selbst  wieder  ein  Pro- 
dukt der  intellektuellen  Bildung  sind.  So  hängen  also  intellektuelle 
Bildung,  Wirtschaft  und  Kampf  nach  aussen  eng  mit  einander 
zusammen,  ein  Faktor  stärkt  oder  schwächt,  je  nach  seiner  Be- 
schaffenheit, den  andern  und  wechselweise.  Zu  allen  diesen 
Faktoren  gehört  noch  die  Selbstbeherrschung  und  die  durch  sie 
bedingte,  sie  aber  auch  bedingende  Meinung.  Wir  haben 
schon  gesehen,  dass  zu  jedem  Erreichen  von  Zwecken  auch 
Selbstbeherrschung  notwendig  ist,  dass  die  Art  und  das  Mass  der 
Selbstbeherrschung  aber  wieder  bestimmt  wird  durch  die  Meinung 
der  Gemeinschaft,  mag  diese  objektiv  richtig  oder  unrichtig  sein. 
Die  Gemeinschaft  fordert  eine  gewisse  Art  und  ein  gewisses  Mass 
von  Selbstbeherrschung  von  jedem  Einzelnen  zur  Erreichung  ihrer 
Zwecke.  Aber  noch  in  einer  anderen  Hinsicht  ist  die  Meinung 
von  Wichtigkeit,  sie  entscheidet  über  die  moralische  Kraft,  mit 
der  Selbstbeherrschung,  intellektuelle  Bildung  und  physische  Kraft 
angewendet  werden,  sie  bestimmt,  mit  andern  Worten  ausgedrückt, 
das  Selbstvertrauen  des  Handelnden.  Die  Selbstbeherrschung, 
das  Denken  und  Beobachten  (intellektuelle  Bildung),  die  physische 
Kraft  gewinnt  eine  viel  grössere  Intensität,  wenn  sich  mit  ihnen 
die  Meinung  verbindet,  dass  sie  hinreichen  und  vielleicht  mehr 
als  hinreichen,  um  den  gewünschten  Erfolg  zu  erzielen.  Jede 
Bewegung,  jeder  Stoss  mit  der  Hand  gewinnt  an  Sicherheit  und 
Kraft,  wenn  er  mit  Selbstvertrauen  verbunden  ist,  und  anderer- 
seits drückt  das  eigene  Selbstbewusstsein  das  des  Gegners  herab, 
wenn  dieses  nicht  fest  genug  ist.  Freilich  entscheidet  in  letzter 
Linie  der  Erfolg:  das  grösste  Selbstvertrauen  schlägt  in  Ver- 
zweiflung   um,    wo    der  Erfolg  gänzlich  ausbleibt.     Deswegen    ist 

übers,   von  Pezold.    Sondershausen  18S7,   der  mehr  die  Wirtschaft  berücksichtigt.    Bd.  I. 
p.   106    ff. 
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ein  zu  grosses  Selbstvertrauen  schädlich,  es  soll  nicht  so  mächtig 
sein,  dass  es  die  Stärke  des  Gegners  und  die  eigenen  Schwächen 
übersehen  lässt ;  das  Uebermass  von  Selbstvertrauen  ist  aber 
stets  weniger  schädlich  bei  den  Geleiteten  als  bei  den  Lenkenden, 
weil  die  Erwägungen  über  eigene  und  fremde  Schwäche  und 
Stärke  vor  allen  Sache  der  letzteren  ist  ^). 

§io.  Aussonderungei\  aus  dem  Recht.  In  der 
Regel  pflegt  man  das  Recht  aus  der  Sittlichkeit  oder  aus  der 
Kultur  im  allgemeinen  heraus  entstehen  zu  lassen,  es  hat  das 
logisch  d.  h.  wenn  man  bloss  das  Verhältnis  von  Gattungs-  und 
Artunterschied  berücksichtigt,  gewiss  seine  Berechtigung,  ist  aber 
historisch  m.  E.  unzulässig.  Je  mehr  wir  in  der  Geschichte  zu- 
rückgehen, je  einfacher  auch  die  gegenwärtigen  Gemeinschaften 
sind,  desto  mehr  bildet  das  Recht  mit  allen  anderen  mensch- 
lichen Kulturverhältnissen  eine  unauflösliche  Einheit.  Man  kann 
diese  Einheit  nun  eigentlich  weder  Recht  noch  Sittlichkeit  noch 
Religion  noch  Wirtschaft  nennen,  weil  sie  das  alles  und  doch 
unterschiedenerweise  nichts  von  alledem  ist.  Dennoch  möchte 
ich  diesen  Zustand  den  Ur  rechtszustand  nennen,  weil, 
wie  ich  glaube,  soweit  dieser  Zustand  überhaupt  ins  Bewusstsein 
tritt,  er  als  eine  Forderung  des  Häuptlings-  oder  der  Aeltesten 
erscheinen  muss,  weil  eine  Forderung  durch  die  öffentliche  Mei- 
nung oder  gar  durch  die  Stimme  des  Gewissens  anfangs  nicht 
angenommen  werden  kann;  eine  öffentliche  Meinung  und  ein 
individuelles  Gewissen  besteht  m.  E.  in  den  ältesten  Gemein- 
schaften nicht,  sie  sind  ein  viel  zu  kompliziertes  Produkt  und 
können  höchstens  in  ihren  dunkelsten  instinktiven  Anfängen  in 
den  ältesten  Zeiten  angenommen  werden.  Sehr  vieles  wurde 
jedenfalls  getan,  weil  man  nicht  wusste,  es  anders  zu  tun,  nicht 
weil  es  geboten  war;  jedes  Gebot  aber  konnte  nur  von  der 
Leitung  ausgehen  und  hatte  daher  noch  am  meisten  Aehnlichkeit 
mit  unserem  Rechtsgebot.  Natürlich  waren  in  diesen  Geboten 
schon  religiöse,  sittliche,  wirtschaftliche,  rechtliche  Normen  ent- 
halten aber  nicht  als  solche  unterschieden,  sondern  nur  geboten 
oder  nicht  geboten  oder  bloss  instinktiv  befolgt,  ohne  geboten 
zu  sein.     Es  gab  nur  Geboten-es,  Erlaubtes,   nicht  Erlaubtes,  das 

l)  Vgl.  Clatisewitz,  1.  c.  p.  7,  der  sagt,  dass  man  die  Widerstandskraft  des  Geg- 
ners im  Kriege  messen  kann  durch  ein  Produkt,  dessen  Faktoren  sich  nicht  trennen 
lassen:  die  Grösse  der  vorhandenen  Mittel  und  die  Stärke  der  Willenskraft;  vgl.  auch 
p.   183   ff. 
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gleichmässig  alle  Gebiete  ohne  Unterschied  beherrschte.  Zwischen 
den  einzelnen  selbständigen  Gemeinschaften  gab  es  aber  über- 
haupt keine  Normen;  hier  herrschte  allein  die  willkürlichste  Macht. 
Erst  der  Verkehr  zwischen  den  einzelnen  Gemeinschaften  schuf 
Normen  (internationale  Regeln),  und  durch  Vereinigung  selb- 
ständiger Gemeinschaften  oder  Zerteilung  derselben  (wobei  eine 
lose  Vereinigung  noch  übrig  blieb)  trat  die  Notwendigkeit  an  sie 
heran,  den  regellosen  Kampf  zwischen  nunmehrigen  Genossen 
zu  regeln  und  schliesslich  abzuschaffen,  um  dadurch  die  Macht 
der  weiteren  Gemeinschaft  nach  aussen  hin  zu  kräftigen ;  denn 
dieser  Schutz  nach  aussen  war  die  Hauptfunktion  der  ältesten 
menschlichen  Gemeinschaften.  Deswegen  halte  ich  auch  die 
Blutrache  weder  für  eine  Institution  des  Urrechts  noch  für 
einen  Ausfluss  der  Vergeltung,  sondern  für  ein  Ueberbleibsel 
des  Kampfes  aller  gegen  alle  ausserhalb  der  ältesten  selbständigen 
Gemeinschaften.  Wurde  ein  Mitglied  einer  Gemeinschaft  von 
einem  Mitglied  einer  andern  Gemeinschaft  erschlagen,  so  war  es 
natürlich  notwendig,  dass  die  geschädigte  Gemeinschaft  die  schä- 
digende nun  ebenfalls  schädigte ;  tat  sie  es  nicht,  so  musste  sie 
gewärtigen,  noch  mehr  geschädigt  und  schliesslich  vernichtet  zu 
werden,  es  war  Defensive  durch  Offensive,  sie  musste  ihre  Macht 
zeigen,  um  nicht  wieder  angegriffen  zu  werden.  Dabei  waren 
Rachegefühle  gewiss  mit  im  Spiel,  aber  für  die  Folge  kaum 
massgebend^),  noch  weniger  aber  das  Gefühl  der  Ver  ge  Itu  ng. 
Das  letzte  war  vielleicht  ursprünglich  gar  nicht  vorhanden,  denn 
der  Gedanke,  dass  ein  andrer  dasselbe  erleiden  soll,  was  er 
einem  zweiten  angetan  hat,  stimmt  nicht  mit  dem  Gefühl  der 
Rache  überein.  Die  Rache  geht  in  dem  Schaden,  den  sie  dem 
Schädiger  antut,  soweit  sie  gehen  kann,  sie  kennt  kein  Mass ; 
die  Vergeltung  zeigt  Mass  und  Ueberlegung,  sie  ist  m.  E.  eine 
Entwicklungsstufe  der  Rache. 


i)  Es  mag  sein,  dass  ursprünglich  das  Gefühl  der  Rache,  d.  h.  das  Bedürfnis, 
jemandem  ein  Leid  anzutun,  der  einem  selbst  ein  Leid  angetan  hat,  die  Ursache  der 
Blutrache  war.  Es  konnte  aber  auch  die  Abwehr  des  eigenen  Leides  durch  Zufügung 
fremden  Leides  das  erste  sein  und  das  Gefühl  der  Rache  sich  erst  daraus  entwickelt 
haben.  Nach  meiner  Ueberzeugung  hat  aber  die  Blutrache  wenigstens  ihre  soziale 
Bedeutung  in  dem  Schutz  gehabt,  den  sie  dem  Einzelnen  fremden  Gemeinschaften 
gegenüber  gewährte;  dabei  kann  sie  sich  recht  gut  in  sozialen  Zuständen  erhalten 
haben,  in  denen  sie  nicht  mehr  notwenig  war.  Vgl.  Lipperl,  Kulturgeschichte  der 
Menschheit  IL  Bd.  p.  326.  Post,  Anfänge  d.  Staats- u.  Rechtsl.  p.  175.  P.  Ree,  1,  c. 
p.   47   f.    0.  Peschel,  Völkerkunde.    Leipzig  1876.  p.   247. 
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Traten  aber  die  selbständigen  Gemeinschaften  einander 
näher  oder  zerteilte  sich  eine  selbständige  Gemeinschaft  aus 
wirtschaftlichen  Gründen  in  mehrere,  die  in  Verbindung  blieben 
(das  letzte  wird  wohl  das  ursprünglichere  gewesen  sein),  so 
konnte  eine  solche  Verbindung,  wie  ich  glaube,  nur  den  einen 
Zweck  haben,  Schutz  der  verbundenen  Gemeinschaften  gegen 
alle  andern.  Dann  aber  war  die^  Blutrache^  die  zwischen  den 
selbständigen  Gemeinschaften  noch  galt,  zwischen  den  verbundenen 
nicht  mehr  am  Platze,  sie  schädigte  ihre  Macht  nach  aussen 
und  musste  daher  allmählich  abgeschafft  werden^). 

Es  ist  merkwürdig,  dass  heute  ein  Zustand  von  vielen  ange- 
strebt wird,  wie  er  m.  E.  in  den  Urgemeinschaften  vorhanden 
war,  ein  Zustand,  in  dem  fast  alles,  das  überhaupt  geregelt  wird, 
durch  das  Recht  geregelt  erscheint.  Die  konsequenten  So- 
zialisten müssen  einen  solchen  Zustand  anstreben,  in  dem 
Sittlichkeit,  Wirtschaft,  Religion  rechtlich  geregelt  erscheinen, 
soweit  sie  überhaupt  einer  Norm  unterworfen  werden,  es  gibt 
dann  keine  andere  Norm  als  die  Rechtsnorm.  Vollkommen 
durchgeführt  würde  dieser  Zustand  m.  E.  ein  Zustand  der  hi- 
storischen Erstarrung  sein,  eine  Mechanisierung  der  Gesellschaft, 
in  der  neue  Rechtsnormen  sich  schwer  entwickeln  könnten, 
weil  das  überall  sich  hinerstreckende  Recht  jede  Weiterent- 
wicklung überhaupt  hemmen  würde;  denn  das  Recht  ent- 
wickelt sich  nie  selbst  weiter,  sondern  immer 
aus  Zuständen  heraus,  die  noch  nicht  Recht 
sind;  wird  fast  alles  zu  Recht  gemacht,  dann  muss  die  Rechts- 
entwicklung fast  aufhören.  Ebendeswegen  glaube  ich  aber,  dass 
eine  Gemeinschaft,  die  überhaupt  noch  entwicklungsfähig  ist, 
sich  einen  solchen  alles  erstickenden  Rechtspanzer  wird  nie  an- 
legen lassen,  dass  sie  ihn  sprengen  wird,  bevor  er  festgeschnürt 
ist.  Der  Anarchismus  ist  der  Gegenpol  des  Sozialismus, 
er  glaubt,  ohne  das  Recht  auskommen  zu  können.  Ein  solcher 
Zustand  setzt  voraus,  dass  jeder  das  von  selbst  tut,  was  zur 
Erreichung  der  Zwecke  der  Gemeinschaft  notwendig  ist.  Dazu 
gehört  aber  vollkommene  Einsicht  und  vollkommene  Selbstbe- 
herrschung der  Einzelnen  in  Beziehung  auf  die  notwendigen 
Zwecke  der  Gemeinschaft.  Wie  will  man  diese  ohne  Zwang 
erreichen.?  und  wenn  man  sie  erreicht  hätte,  wäre  wieder  eine 
Gemeinschaft  geschaffen,  die  sich  nicht  weiter  entwickeln  könnte, 

i)  Vgl.  Schurtz,  Urgeschichte  d.  Kultur  p.  611. 
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denn  ein  Zwiespalt  in  den  Einsichten  müsste  zum  Kampf  führen, 
weil  es  kein  Recht  der  Majorität  gäbe;  es  dürfte  also  keinen 
Zwiespalt  der  Einsichten  mehr  geben,  diese  müssten  vollkommen 
d.  h.  ihre  Entwicklung  müsste  am  Ende  angelangt  sein. 

Ursprünghch  war  also  alles  durch  das  Urrecht  ^)  geregelt, 
was  überhaupt  geregelt  war.  Die  Gemeinschaften  aber  ent- 
wickelten sich  weiter,  sie  spalteten  und  vereinigten  sich  (äusser- 
lich  dasselbe),  ihre  Zwecke  wurden  immer  zusammengesetzter, 
sie  wuchsen  über  das  Urrecht  hinaus,  es  sonderten  sich  aus 
dem  Urrecht  eigene  Gebiete  aus,  die  durch  dasselbe  nicht  mehr 
geregelt  werden  konnten  und  traten  in  Gegensatz  zum  Urrecht. 
Dadurch  wurde  das  Urrecht  zum  Recht,  es  trat  als  solches  in 
das  Bewusstsein  der  Menschen  im  Gegensatz  zu  dem,  was  nicht 
Recht  ist.  So  sonderte  sich  aus  dem  Urrecht  allmählich  das  Ge- 
biet der  Sittlichkeit,  der  Religion,  der  Wirtschaft  aus,  soweit 
alle  diese  Gebiete  nicht  mehr  durch  das  Recht  geregelt  er- 
schienen. Nicht  als  ob  diese  Gebiete  nicht  schon  im  Urrechts- 
zustande  bestanden  hätten  aber  nicht  als  selbständige  Gebiete, 
sondern  aufgehend  im  Urrecht.  Das  Urrecht  schliesst  grund- 
sätzlich nichts  aus  sich  aus,  erst  die  tatsächlich  und  bewusster 
Weise  erfolgende  Aussonderung  anderer  Gebiete  macht  es  zum 
Recht  im  heutigen  engeren  Sinne. 


i)  Mir  scheint  der  Ausdruck  »Urrecht«  der  passendste  für  jene  Einheit  und  Un- 
geschiedenheit  der  ältesten  sozialen  Zustände ,  doch  habe  ich  natürlich  nichts  gegen 
einen  passenderen. 


248 


ZUR    ENTWICKLUNG    DES    VERHÄLTNISSES 
ZWISCHEN    DER    DEUTSCHEN   VOLKSWIRT- 
SCHAFT UND  DEM  WELTMARKT  IN  DEN 
LETZTEN  JAHRZEHNTEN. 

VON 

ALFRED  JACOBSSOHN. 


Eine  der  ersten  grösseren  Aufgaben,  die  zu  Beginn  des  ge- 
genwärtigen Jahrhunderts  dem  Deutschen  Reiche  oblagen ,  war 
die  Regelung  seiner  handelspolitischen  Beziehungen  zum  Auslande. 
Unter  Bismarcks  Nachfolger  war  eine  Reihe  von  Handelsverträgen 
geschlossen  worden ,  von  denen  die  wichtigsten  bis  zum  Ablauf 
des  Jahres  1903  beide  Parteien  in  ihrer  zollpolitischen  Autonomie 
in  weitgehendem  Masse  einschränkten.  Diese  Verträge  bildeten, 
wie /^.  He/fferich'^)  es  treffend  ausdrückt,  »förmlich  das  Rückgrat 
unseres  handelspolitischen  Verhältnisses  mit  allen  Ländern  der  gan- 
zen Kulturwelt,  soweit  sie  mit  uns  überhaupt  in  irgend  welchen  Ver- 
tragsbeziehungen« standen.  Je  näher  nun  der  Zeitpunkt  kam,  von 
welchem  ab  beiden  Parteien  die  Kündigung  frei  stand ,  in  desto 
höherem  Masse  wandte  sich  die  Aufmerksamkeit  aller  derer,  die 
am  Wirtschaftsleben  Deutschlands  interessiert  waren,  der  handels- 
politischen Diskussion  zu.  Die  Regierungen  und  Parlamente,  die 
Vertreter    der   verschiedenen    Erwerbszweiee    und    ihre  Orsfanisa- 


1)   »Handelspolitik«,  Leipzig  1901.  S.  154  f. 
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tionen,  die  Tagesblätter  und  Fachzeitungen  und  nicht  zuletzt  die 
wissenschaftlichen  Nationalökonomen  bereiteten  sich  seit  Jahren 
auf  diesen  Augenblick  vor,  um,  jeder  an  seinem  Teile,  bei  der 
handelspolitischen  Entscheidung  mitzuwirken,  über  deren  weittra- 
gende Bedeutung  alle  einig  waren. 

Bei  der  wissenschaftlichen  Diskussion  über  die  Neugestaltung 
der  deutschen  Handelspolitik  zeigte  sich  nun,  dass  jener  alte 
Kampf  zwischen  dem  Schutzzoll-  und  F'reihandelsprinzip  diesmal 
mehr  zurücktrat,  um  einer  neuen  Streitfrage  Platz  zu  machen,  die 
sich  um  das  Agrar-  und  Industriestaatsproblem  dreht,  das,  wie 
Adolf  Wagner  sagt,  »heute  ein  Grundproblem  der  Wirtschaftspo- 
litik« ^)  ist.  Bei  der  Behandlung  dieser  Frage  ging  man  von  der 
allgemein  als  richtig  zugegebenen  Annahme  aus,  dass  sich  in  der 
Entwicklung  der  deutschen  Volkswirtschaft  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten eine  Tendenz  bemerkbar  gemacht  hat,  die  dahin  wirkt, 
dass  der  in  der  Landwirtschaft  beschäftigte  Bruchteil  der  ganzen 
erwerbstätigen  Bevölkerung  ein  immer  kleinerer  wird ,  während 
der  auf  die  Industrie  und  auf  Handel  und  Verkehr  entfallende 
fortgesetzt  zunimmt.  Das  statistische  Material,  das  diese  Annahme 
rechtfertigt,  besteht  in  der  Hauptsache  in  den  Ergebnissen  der 
Berufszählungen  vom  5.  Juni  1882  und  vom  14.  Juni  1895.  Es 
waren  überhaupt  gezählt: 

1882 

Erwerbstätige  im  Hauptberuf  l8  986  494 

Davon  entfielen   auf 

Landwirtschaft,    Gärtnerei  und  Tierzucht,  ")  8  236  496 

Forstwirtschaft  und  Fischerei  J  =  43,4  ^/g 

Bergbau  und  Hüttenwesen,  Industrie  und     ■)  6  396  465 

Bauwesen  j  =  33,7  0/^^ 

Handel  und   Verkehr  \  -"„    -\,, 

J  =  0,3  7o 

Aehnlich  stellen  sich  die  Verhältniszahlen ,  wenn  man  die 
ganze  Bevölkerung  des  Deutschen  Reiches  auf  die  einzelnen  Be- 
rufsabteilungen verteilt.    Es  gehörten  nämlich  an  : 

1882  1895 

der  Land-  und  Forstwirtschaft  u.  s.  w.  42,5  0/^  35,7  O^q 

der  Industrie  u.   s.  w.  35,5    *  39,'    * 

dem  Handel  und  Verkehr  10,0   »  II,5    » 

Nun  beziehen  sich  diese  Zahlen  freilich  nur  auf  zwei  um  drei- 
zehn Jahre  auseinander  liegende  Zeitpunkte ;    aber  man  ist  allge- 


1895 
22913683 

8292  692 

=  36,2  X 

8281  220 

=  36,10/0 

23385II 

=  10,2  0/. 

l)   »Agrar-  und  Industriestaat«,   2.  Aufl.  Jena  1902.  S.   6. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft.  1908.    2.  \'J 
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mein  der  Ansicht,  dass  die  in  ihnen  so  handgreiflich  vor  Augen 
tretenden  Veränderungen  in  der  Zusammensetzung  der  deutschen 
Bev^ölkerung  aufzufassen  sind  als  der  prägnante  Ausdruck  einer 
fundamentalen  Umgestaltung  unseres  Wirtschaftslebens,  die  sich 
bereits  seit  Jahrzehnten  vollzieht  und  auch  in  den  nächsten  Jahren 
sicherlich  noch  nicht  zur  Ruhe  kommen  wird.  Diese  Entwicklung, 
die  den  landwirtschaftlichen  Teil  ujiserer  Bevölkerung  kleiner  und 
den  in  Industrie  und  Handel  beschäftigten  immer  grösser  werden 
lässt,  pflegt  man  die  Industrialisierung  Deutschlands  zu  nennen 
oder  seine  Umgestaltung  in  der  Richtung  vom  Agrar-  zum  Indu- 
striestaat hin.  Es  handelt  sich  hierbei  aber  nicht  etwa  um  einen 
Vorgang,  der  gerade  für  die  deutsche  Volkswirtschaft  charakte- 
ristisch wäre,  sondern  um  eine  Entwicklung,  die  man  in  ähnlicher 
Weise  in   allen  modernen  Kulturstaaten  beobachten  kann. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  eine  so  grundstürzende  Ver- 
änderung unserer  Volkswirtschaft  nicht  ohne  Einfluss  auf  unsern 
Aussenhandel  bleiben  kann,  ebenso  wie  umgekehrt,  dass  unsere 
auswärtigen  Handelsbeziehungen  ihrerseits  auf  die  Industrialisie- 
rung Deutschlands  in  mannigfacher  Weise  einwirken.  Daher 
leuchtet  es  ein,  dass  die  Stellungnahme  der  einzelnen  National- 
ökonomen zu  der  letzten  Neugestaltung  unserer  Handelspolitik 
wesentlich  davon  abhing,  ob  sie  in  der  zunehmenden  Industrialisie- 
rung Deutschlands,  in  seiner  Entwicklung  vom  Agrar-  zum  Indu- 
striestaat hin,  einen  erstrebenswerten  Fortschritt  oder  ein  verhäng- 
nisvolles Experiment  sahen.  Dass  hierüber  die  Meinungen  sehr 
weit  auseinander  gingen,  kann  umso  weniger  Verwunderung  er- 
regen ,  als  man  sich  bei  der  Beurteilung  dieser  Frage  nicht  aus- 
schliesslich von  volkswirtschaftlichen  Erwägungen  leiten  liess,  son- 
dern auch  von  Gesichtspunkten,  die  ausserhalb  des  eigentlichen  Rah- 
mens der  Nationalökonomie  liegen.  Man  findet  in  der  einschlägigen 
Literatur  neben  wirtschafts-,  sozial-,  national-  und  finanzpolitischen 
Argumenten  auch  solche  militärischer,  medizinischer,  sozialpäda- 
gogischer, ästhetischer  Natur.  Aber  nicht  nur  die  so  anerkennens- 
werte Vielseitigkeit  der  Gesichtspunkte,  unter  denen  man  die  In- 
dustrialisierung Deutschlands  beurteilte,  bildet  die  Ursache  dafür, 
dass  man  aus  dieser  Erscheinung  so  ganz  und  gar  einander  ent- 
gegengesetzte Folgerungen  für  die  Handelspolitik  zog,  sondern 
hierbei  scheint  auch  sehr  wesentlich  der  Umstand  mitzusprechen, 
dass  man,  wie  ich  glaube,  sich  nicht  immer  genügend  klar  dar- 
über war,  was  eigenthch  die   Aufgabe  der  Wissenschaft  in  Bezie- 
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hung  auf  die  Wirtschaftspolitik  ist.  Die  Frage  nach  dem  an  sich 
guten  Zustand ,  die  von  Aristoteles  an  bis  zur  heutigen  Stunde 
vielfach  im  Vordergrunde  der  Diskussion  steht  —  so  etwa  führte 
Brentano  am  25.  September  1901  auf  der  Generalversammlung  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  aus  —  ist,  im  Grunde  genommen,  voll- 
ständig überflüssig  ,  »weil  es  uns  gänzUch  versagt  ist,  diesen  Zu- 
stand beliebig  herbeizuführen.  Die  Grundbedingungen  unserer 
wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen  Existenz  sind  doch  immer 
gegebene,  und  wo  dem  Staate  und  der  Gesellschaft  Probleme  ge- 
stellt sind ,  können  wir  daher  nie  fragen ;  welches  wäre  die  an 
sich  idealste  Lösung.?  sondern  nur:  wie  können  wir  unter  den 
gegebenen  Verhältnissen  die  uns  zunächst  gestellten  Aufgaben 
lösen,  und  wie  können  wir,  während  wir  dieser  Lösung  zustreben, 
das  Los  der  Menschen,  mit  denen  wir  es  dabei  zu  tun  haben, 
am  günstigsten  gestalten?^)« 

Mit  dieser  Anschauung  von  den  Aufgaben  der  Wirtschafts- 
politik glaube  ich  mich  im  Einklang  zu  befinden,  wenn  ich  die 
Behauptung  aufstelle,  dass  man  bei  der  handelspolitischen  Dis- 
kussion dann  allein  von  einer  sicheren  Grundlage  ausgeht,  wenn 
man  sich  Klarheit  zu  verschaffen  versucht  hat  über  die  Entwick- 
lungstendenzen, die  in  der  deutschen  Volkswirtschaft  einerseits, 
auf  dem  Weltmarkte  andererseits  und  schliesslich  im  Verhältnis 
zwischen  beiden  gegenwärtig  herrschen.  Denn  wer  vom  wissen- 
schaftlichen Standpunkte  aus  zu  den  Fragen  der  Handelspolitik 
Stellung  nehmen  will,  der  > entscheidet  nicht  a  priori  für  das  eine 
oder  andere  handelspolitische  System,  sondern  will  durch  kon- 
krete Untersuchung  der  Produktions-  und  Handelsverhältnisse,  der 
internationalen  Konkurrenz,  der  nationalen  Entwicklungstendenzen 
erst  zu  einem  Urteil  kommen«  '^).  Auf  dem  Gebiet  derartiger 
konkreter  Untersuchungen  ist  zwar  bereits  mancherlei  gearbeitet 
worden,  aber  die  Entwicklung  des  Verhältnisses  unserer  Volks- 
wirtschaft zur  Weltwirtschaft  ist  m.  E.  noch  nicht  genügend 
studiert  worden.  Im  Gegensatz  dazu  hat  man  anlässlich  der  letz- 
ten Neugestaltung  unserer  Handelspolitik  sich  vielfach  —  und 
auch  mit  gutem  Erfolg  —  bemüht,  die  Tendenzen  zu  erforschen, 
die  die  Entwicklung  unserer  Landwirtschaft  beherrschen.  Aber 
zu  diesen  und  ähnlichen  Studien  über  die  Entwicklungstendenzen, 
die  unsere  Volkswirtschaft  zur  Zeit  beherrschen,  und  zu  den  Ar- 

i)   Schriften  d.  Vereins  f.   Sozialpolitik.    Bd.  98.   S.   316  f. 
2)  Schmollers  Vorrede  zu  Bd.  90   d.   Schriften   d.   Ver.    f.   Sozialpolitik. 
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beiten,  die  die  neuesten  Veränderungen  auf  dem  Weltmarkt  zu 
erforschen  suchen,  müssen  noch  solche  Untersuchungen  kommen, 
die  es  sich  zur  Aufgabe  machen,  die  Entwicklung  des  Verhält- 
nisses zwischen  unserer  Volkswirtschaft  und  der  Weltwirtschaft 
zu  studieren.  Zu  diesen  Untersuchungen  einen  Beitrag  zu  liefern, 
ist  die  Aufgabe  der  vorliegenden  Arbeit.  In  ihr  soll  versucht 
werden,  nach  zwei  Seiten  hin  die  Entwicklung  dieses  Verhältnisses 
in  den  letzten  Jahrzehnten  zu  erforschen,  indem  wir  uns  bemühen, 
die  beiden  Fragen  zu  beantworten,  ob  in  dieser  Zeit  Entwicklungs- 
tendenzen zu  beobachten  sind,  die  dahin  gehen,  dass 

1.  der  deutsche  Aussenhandel  eine  immer  grössere  Bedeutung 
für  unsere  Volkswirtschaft  gewinnt, 

2.  Deutschland  immer  mehr  Exportindustriestaat  wird. 

In  der  vorliegenden  Arbeit  werden  wir  vollständig  darauf 
verzichten  müssen,  irgend  welche  handelspolitischen  Forde- 
rungen aufzustellen,  denn  die  Untersuchung  der  Fragen,  die  uns 
hier  beschäftigen  sollen,  kann  unmöglich  dafür  ein  ausreichen- 
des Material  liefern.  Wenn  wir  also  auch  in  die  eigentliche  handels- 
politische Diskussion  in  keiner  Weise  eingreifen  werden,  so  glauben 
wir  doch,  für  sie  einen  zwar  bescheidenen,  aber  hoffentlich  nicht 
ganz  unbrauchbaren  Beitrag  an  Tatsachen  zu  liefern,  indem  wir 
die  Entwicklung  des  Verhältnisses  der  deutschen  Volkswirtschaft 
zum  Weltmarkt  nach  zwei  Seiten  hin  untersuchen,  die  bisher  wohl 
nicht  genügend  beleuchtet  worden  sind. 

I.  Ist  die  Bedeutung  des  Aussenhandels  für  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft in  den  letzten  Jahrzehnten  gewachsen  ? 

Gar  mancher,  der  diese  Frage  hört,  wird  mit  einem  über- 
legenen Lächeln  darauf  hinweisen,  dass  alle  einig  seien  über 
die  zunehmende  Verflechtung  der  Kulturstaaten  in  das  Netz  des 
Welthandels,  über  die  fortgesetzt  wachsende  Abhängigkeit  Deutsch- 
lands vom  Weltmarkt,  über  die  stets  inniger  werdende  Verschmel- 
zung der  Nationalwirtschaften  mit  der  Weltwirtschaft,  über  die 
wunderbaren  Fortschritte  der  internationalen  Arbeitsteilung,  über 
die  immer  inniger  werdende  Verknüpfung  der  einzelnen  Nationen 
zu  einer  die  ganze  Menschheit  umspannenden  Einheit,  oder  wie 
man  sonst  denselben  Gedanken  auszudrücken  beliebt.  Mancher 
wird  vielleicht  auch  sagen,  jeder,  der  zu  lesen  verstände,  könne 
an  der  Hand  unserer  Aussenhandelsstatistik  die  obige  Frage  im 
Augenblick  entscheiden. 
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Aber  dem  ist  wohl  doch  nicht  so.  Zunächst  wäre  darauf 
hinzuweisen,  dass  der  herrschenden  Meinung,  die  eine  zunehmende 
Bedeutung  des  Aussenhandels  für  die  deutsche  Volkswirtschaft 
behauptet,  gelegentlich  bereits  Opposition  gemacht  wurde;  des 
weiteren  wäre  hervorzuheben,  dass  sich  bisher  noch  kein  Anhänger 
der  herrschenden  Meinung  ernstlich  bemüht  hat,  einen  Beweis 
für  diese  so  unendlich  oft  in  den  verschiedensten  Variationen 
wiederholte  Behauptung  von  der  zunehmenden  Verflechtung 
Deutschlands  in  die  Weltwirtschaft  auch  nur  zu  versuchen.  Da- 
gegen hat  Werner  Sonibart  einiges  statistische  Material  zusammen- 
gestellt, mit  dem  er  seinen  der  herrschenden  Ansicht  entgegen- 
gesetzten Standpunkt  rechtfertigen  zu  können  glaubt.  Mag  man 
nun  über  seine  Beweisführung  urteilen,  wie  man  wolle,  soviel 
steht  fest:  wer  einer  Behauptung,  die  man  allgemein  für  so  selbst- 
verständlich hält,  dass  man  keines  Beweises  für  sie  zu  bedürfen 
glaubt,  entgegentritt  und  zeigt,  dass  einige  Tatsachen  gegen  jene 
Auffassung  zu  sprechen  scheinen,  der  setzt  damit  an  ein  Dogma 
das  Seziermesser  wissenschaftlicher  Kritik  und  erwirbt  sich  damit 
ein  Verdienst,  ganz  gleichgültig,  ob  er  sich  als  ein  geschickter 
Anatom  erweist  oder  nicht.  Denn  in  der  Wissenschaft  gilt  der 
Zweifel  an  einer  Behauptung,  auch  wenn  diese  wahr  ist,  unend- 
lich viel  mehr  als  gedankenlose  Zustimmung.  Ein  derartiges  Ver- 
dienst aber  hat  sich  Sonibart  in  Bezug  auf  jenes  Dogma  zweifel- 
los erworben,  und  darauf  an  dieser  Stelle  ausdrücklich  hinzuwei- 
sen, ist  aus  Gründen  der  Gerechtigkeit  um  so  notwendiger,  weil 
wir  weiter  unten  seine  Beweisführung  einer  eingehenden  Kritik 
zu  unterwerfen  haben. 

In  der  grossen  Literatur  über  die  Agrar-  und  Industriestaats- 
frage spielte  das  Dogma  von  der  wachsenden  Bedeutung  des 
Aussenhandels  für  die  deutsche  Volkswirtschaft  eine  Hauptrolle; 
fast  alle  Autoren  nahmen  diese  Behauptung  als  etwas  hin,  was 
so  unbestreitbar  richtig  ist,  wie  dass  2  mal  2  gleich  4  ist,  und 
nur  darüber  waren  die  Meinungen  verschieden,  ob  eine  solche 
Entwicklung  erfreulich  ist  oder  nicht.  Die  einen,  die  die  Ent- 
wicklung vom  Agrar-  zum  Industriestaat  hin  pessimistisch  zu  be- 
urteilen geneigt  waren,  erblickten  in  der  zunehmenden  Abhängig- 
keit Deutschlands  vom  Weltmarkt  eine  grosse  Gefahr,  der  man 
nach  Möglichkeit  entgegentreten  müsse.  Im  scharfen  Gegensatz 
hierzu  waren  andere  der  Ansicht,  dass  in  dem  gleichen  Masse, 
in  dem  Deutschland    vom  Auslande    abhängiger  werde,    auch  die 
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Abhängigkeit  des  Auslandes  von  Deutschland  zunehme,  so  dass 
nicht  ein  einseitiges,  sondern  ein  gegenseitiges  Abhängigkeitsver- 
hältnis vorliege,  das  keinerlei  Gefahren  in  sich  berge,  vielmehr 
erfreulicherweise  nur  dazu  geeignet  sei,  den  Weltfrieden  zu  stär- 
ken. Wieder  andere,  die  eine  Art  Mittelstellung  einnahmen,  be- 
haupteten, die  Pessimisten  hätten  darin  Recht,  dass  in  dieser  Ab- 
hängigkeit vom  Weltmarkt  ein  gefährlicher  Zustand  zu  sehen  sei, 
aber  diese  Gefahr  sei  einerseits  nicht  so  gross,  wie  die  Pessi- 
misten behaupteten,  und  sie  sei  andererseits  ein  Risiko,  welches 
Deutschland  auf  sich  nehmen  müsse,  wenn  es  nicht 'von  vorn- 
herein auf  seine  Weltmachtstellung  verzichten  wolle. 

Ein  ernstlicher  Beweis  für  das  Dogma  von  der  zunehmenden 
Abhängigkeit  Deutschlands  vom  Weltmarkte  wurde  aber,  wie  ge- 
sagt, von  niemandem  versucht ;  man  begnügte  sich  gewöhnlich 
mit  einem  kurzen  Hinweis  auf  die  Ergebnisse  unserer  Aussen- 
handelsstatistik  oder  mit  einer  ziemlich  oberflächlichen  Betrach- 
tung etwa  folgenden  Inhalts:  schon  bei  der  Begründung  des  neuen 
Reiches  habe  Deutschland  weniger  Nahrungsmittel  produziert  als 
konsumiert;  seit  dieser  Zeit  habe  aber  die  Industrialisierung  ra- 
pide Fortschritte  gemacht;  daraus  ergebe  sich,  dass  einerseits 
für  einen  immer  grösseren  Bruchteil  unserer  Bevölkerung  auslän- 
dische Nahrungsmittel  importiert  und  andererseits  in  einem  dem 
Wachsen  der  Einfuhr  entsprechenden  (oder  doch  halbwegs  ent- 
sprechenden) Tempo  der  Fabrikatenexport  gesteigert  werden 
müsse. 

Diese  Folgerung  lässt  aber,  wie  man  sieht,  schon  hinsichtlich 
der  Behauptung  über  den  Nahrungsmittelimport  zwei  sehr  wesent- 
liche Momente  ausser  acht:  nämlich  i)  die  Steigerung  der  Arbeits- 
intensität und  2)  die  Erhöhung  der  Arbeitsproduktivität  in  der 
Landwirtschaft.  Wer  aber  an  dem  eben  wiedergegebenen  Rä- 
sonnement  festhalten  will,  muss  zunächst  den  Beweis  liefern,  dass 
diese  beiden  Fortschritte  in  der  Landwirtschaft  nicht  imstande 
gewesen  sind,  zu  bewirken,  dass  trotz  der  Verringerung  der  land- 
wirtschaftlichen Bevölkerungsquote  die  Versorgung  unserer  Be- 
völkerung mit  einheimischen  Nahrungsmitteln  heute  ebenso  reich- 
lich oder  gar  noch  reichlicher  ist  als  ehedem,  ein  Beweis,  der 
bisher  jedenfalls  noch  nicht  erbracht  wurde. 

Diese  »Begründung«  des  Dogmas  von  der  zunehmenden  Be- 
deutung des  Aussenhandels  für  die  deutsche  Volkswirtschaft  wird, 
wie    erwähnt,    vielfach    ersetzt    oder    ergänzt    durch   einen  kurzen 
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Hinweis  auf  die  Ergebnisse  der  deutschen  Aussenhandelsstatistik. 
Aber  was  können  denn  ihre  Zahlen  allein  beweisen?  Sie  können 
doch  nur  zeigen,  dass  unser  auswärtiger  Handel  in  den  letzten 
Jahrzehnten  eine  im  allgemeinen  aufsteigende  Entwicklung  gehabt 
hat,  aber  ob  der  Aussenhandel  für  unsere  Volkswirtschaft  heute 
wichtiger  ist  als  vor  10,  20  oder  30  Jahren,  das  kann  man  doch 
nie  und  nimmermehr  allein  aus  den  Ergebnissen  unserer  Aussen- 
handelsstatistik erkennen!  Wenn  wir  wissen,  dass  irgend  ein 
Warenhaus  in  einer  bestimmten  Zeit  seinen  Umsatz  an  Nahrungs- 
mitteln verdoppelt  hat,  wer  wäre  dann  so  töricht,  hieraus  zu 
schliessen,  dass  dieses  Warenhaus  in  immer  höherem  Grade  von 
dem  Gedeihen  gerade  des  Nahrungsmittelgeschäftes  abhängig  ge- 
worden ist?  Würde  nicht  ein  jeder,  bevor  er  ein  solches  Urteil 
abgibt,  zunächst  einmal  die  Frage  stellen,  wie  sich  denn  in  der 
betreffenden  Zeit  der  Gesamtumsatz  dieses  Warenhauses  ent- 
wickelt hat?  Die  Aussenhandelsstatistik  kann  uns  ein  Bild  davon 
geben,  wie  sich  die  absolute  Grösse  unseres  auswärtigen  Handels 
entwickelt  hat,  aber  sie  vermag  nicht  die  Frage  zu  beantworten, 
ob  die  relative  Bedeutung  unseres  Aussenhandels  für  die  deutsche 
Volkswirtschaft  gewachsen  ist  oder  sich  verringert  hat.  Um  diese 
Frage  zu  beantw^orten,  bedarf  es  vielmehr  eines  Vergleichs  zwischen 
der  Entwicklung  des  Aussenhandels  einerseits  und  der  Volkswirt- 
schaft andererseits.  Nun  ist  es  zwar  nicht  schwierig  dank  unserer 
Statistik,  die  Entwicklung  unseres  auswärtigen  Handels  in  den 
letzten  Jahrzehnten  mit  ausreichender  Genauigkeit  zahlenmässig 
zu  verfolgen,  wie  aber  soll  man  die  Entwicklung  unserer  gesamten 
Volkswirtschaft  in  Zahlen  zwängen  ?  Einen  exakten  Massstab 
gibt  es  hierfür  natürlich  nicht,  und  man  muss  sich  deshalb  damit 
begnügen,  die  Entwicklung  des  Aussenhandels  mit  der  Entwick- 
lung solcher  Zahlengrössen  zu  vergleichen,  die  ein  wenigstens 
einigermassen  zutreffendes  Bild  von  den  Fortschritten  unserer 
Volkswirtschaft  geben. 

Da  liegt  es  nun  nahe,  die  Entwicklung  des  Aussenhandels 
zunächst  einmal  mit  der  Zunahme  der  deutschen  Bevölkerung  zu 
vergleichen.  Sollte  sich  dabei  herausstellen,  dass  die  Fortschritte 
des  Aussenhandels  geringer  sind  als  die  Vermehrung  unserer 
Bevölkerung,  so  würde  man  damit  die  uns  beschäftigende  Frage 
bereits  vollständig  erledigt  haben.  Niemand  zweifelt  daran,  dass 
der  Aufschwung  unserer  Volkswirtschaft  in  den  letzten  Jahrzehn- 
ten die  Bevölkerungszunahme  übertroffen  hat;  jedenuann  ist  viel- 
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mehr  davon  überzeugt,  dass  das  durchschnittliche  Einkommen  in 
Deutschland  im  grossen  und  ganzen  fortgesetzt  gestiegen  ist,  dass 
der  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfallende  Teil  des  jährlichen 
Wertproduktes  —  vielleicht  mit  geringen  Unterbrechungen  — 
stets  gewachsen  ist,  dass  der  durchschnittliche  Konsum  an  fast 
allen  Bedarfsartikeln,  also  der  ganze  Standard  of  life,  sich  allmäh- 
lich gehoben  hat.  Zeigte  sich  dagegen,  dass  der  Aussenhandel 
schneller  wächst  als  die  Bevölkerung,  so  bliebe  damit  die  Frage, 
ob  die  Bedeutung  des  Aussenhandels  für  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft gewachsen  sei,  noch  nnmer  eine  offene.  Und  so  ist 
es  in  der  Tat.  Die  Reichsstatistik  gibt  erst  seit  dem  Jahre  1880 
den  Wert  der  Ausfuhr  einigermassen  zuverlässig  an,  während  der 
Wert  der  Einfuhr  bereits  vor  dieser  Zeit  ziemlich  genau  bekannt 
war;  unser  Vergleich  kann  sich  daher  nur  auf  die  Zeit  von  1880 
an  erstrecken.  Nach  der  offiziellen  Statistik  erhält  man  folgendes 
Bild: 

J-.      1      Vi   'ff  H  Mittlere  Bevölkerung  d.       Wert  der  Einfuhr  und  Ausfuhr  im 

deutschen    Zollgebietes      .Spezialhandel    (ohne    Edelmetalle) 
in  Millionen  in   Milliarden   Mark 


Jahre 


1880-84  45.18  6,19 

1885 — 89  47>29  6,30 

1890-94  50,47  7,15 

1895  —  99  53,81  8,42 

1900—04  57,95  10,63 

Setzt  man  nun  die  Bevölkerungs-  und  Aussenhandelszahl  der 
Periode  1880 — 84  gleich  100,  so  erhält  man  folgende  Zahlenreihen, 
die  ein  klares  Bild  davon  geben,  wie  sich  die  Zunahme  der  Be- 
völkerung tmd  der  Aufschwung  des  Aussenhandels  in  dem  Viertel- 
jahrhundert von  1880 — 1904  vollzogen  hat: 

1880/84    1885/89    1890/94    1895/99    1900/04 

Entwicklung  der  Bevölkerung  loo  104,7         lil>7  119,1  128,3 

Entwicklung  des  Aussenhandels  100  101,8         II5,5  136,0         I7I>7 

Man  sieht  also,  dass  zunächst  die  Entwicklung  unseres  aus- 
wärtigen Handels  hinter  der  der  Bevölkerung  etwas  zurückblieb 
(was  durch  die  tiefe  Depression  zu  erklären  ist,  unter  deren 
Zeichen  unser  Aussenhandel  in  den  Jahren  1885 — 88  stand),  wäh- 
rend sich  dann  das  Bild  so  vollständig  geändert  hat,  dass  man 
wohl  behaupten  kann:  in  dem  letzten  Vierteljahrhundert  zeigt 
unser  Aussenhandel  die  Tendenz,  im  grossen  und  ganzen  schneller 
zu  wachsen  als  die  Bevölkerung.  Das  sieht  man  auch  recht 
deutlich,  wenn  man  die  Summe  des  Aussenhandels  in  Beziehung 
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setzt  zur  jeweiligen  Bevölkerungszahl.     Die  Kopfquote,    die    man 
so  erhält,  beträgt  nämlich  : 


I880/S4 

137,0   M, 

1885/89 

133.2     » 

1890/94 

141,7     » 

1895/99 

156,5     ■> 

1900/04 

183,4    » 

Da  es  nun  aber  sicher  ist,  dass  der  Aufschwung  unserer 
Volkswirtschaft  in  den  letzten  Jahrzehnten  die  Bevölkerungs- 
zunahme übertroffen  hat,  kann  der  vorstehende  Vergleich  keine 
befriedigende  Antwort  auf  die  Frage  geben,  die  es  hier  zu  be- 
antworten gilt.  Könnte  man  in  der  gleichen  Weise,  in  der  man 
die  Bevölkerungszunahme  ermittelt,  auch  die  Entwicklung  des 
jährlichen  Wertproduktes  unserer  Volkswirtschaft  feststellen,  dann 
hätte  jeder  Zweifel  ein  Ende.  Aber  man  könnte  sich  offenbar 
auch  dann  schon  zufrieden  geben,  wenn  man  statt  dieser  Grösse, 
die  uns  immer  ein  verschleiertes  Bild  sein  wird,  wenigstens  den 
Wert  der  deutschen  Warenproduktion  von  Jahr  zu  Jahr  einiger- 
massen  zuverlässig  verfolgen  könnte.  Auch  das  ist  leider  nicht 
möglich,  weil  es  eine  vollständige  Produktionsstatistik  in  Deutsch- 
land vorläufig  noch  nicht  gibt,  ein  Mangel,  den  Nationalökonomen 
oft  genug  schon  schmerzlich  empfunden  haben. 

Aber  es  gibt  doch  bereits  einige  Ansätze  zu  einer  allgemeinen 
Produktionsstatistik,  und  daher  wird  man  versuchen  müssen,  die 
Angaben  dieser  so  lückenhaften  Produktionsstatistik  für  die  Be- 
antwortung unserer  Frage  nutzbar  zu  machen  und  das  Fehlende, 
soweit  es  irgend  möglich  erscheint,  durch  anderweitiges  Material 
zu  ersetzen.  Diesen  Weg  ist  Soinbart  gegangen,  und  es  wird 
sich  deshalb  empfehlen,  zunächst  seine  Untersuchungen,  die  er 
in  seinem  Buche  »Die  deutsche  Volkswirtschaft  im  neunzehnten 
Jahrhundert«  (Berlin  1903,  14.  Kapitel)  veröffentlicht  hat,  einer 
eingehenden  Betrachtung  zu   unterziehen. 

Soinbart  geht  davon  aus,  dass  man  aus  den  Ziffern  der 
Aussenhandelsstatistik,  die  überhaupt  »die  beliebtesten  Renommier- 
stücke aller  fortgeschrittenen  Nationalökonomen«  seien,  meistens 
die  Behauptung  hergeleitet  habe,  dass  die  weltwirtschaftliche  Or- 
ganisation im  neunzehnten  Jahrhundert  grosse  Fortschritte  gemacht 
hat;  »versteht  man  aber  unter  weltwirtschaftlicher  Organisation 
einen  Zustand  fortgeschrittener  Differenzierung  und  Integrierung 
der  einzelnen  Volkswirtschaften  untereinander,  ein  zunehmendes 
Ueberwiegen  der  internationalen  Beziehuncren  über  die  nationalen. 
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SO  ist  diese  .  .  .  Weisheit  ganz  entschieden  falsch  .  .  .  Die  ein- 
zelne 'Volkswirtschaft  ist  heute  nicht  mehr,  sondern  eher  weniger 
in  den  Weltmarkt  einbezogen  als  vor  loo  oder  50  Jahren.  Min- 
destens aber  (und  dafür  kann  ich  den  zififermässigen  Nachweis 
erbringen)  ist  es  falsch,  anzunehmen,  dass  die  internationalen 
Handelsbeziehungen  eine  verhältnismässig  wachsende  Bedeutung 
fi-ir  die  moderne  Volkswirtschaft  gewinnen.  Das  Gegenteil  ist 
richtig.  Die  Entwicklung  der  letzten  Jahrzehnte  hat  wenigstens 
für  die  deutsche  Volkswirtschaft  eine  Abnahme  des  Anteils  der 
auswärtigen  Handelsbewegung  an  der  Gesamtleistung  der  wirt- 
schaftlichen Tätigkeit  als  Ergebnis  gehabt.  Sicher  für  die  Aus- 
fuhr, wahrscheinlich  auch  für  den  Gesamthandel.«  Soweit  Soni- 
barts  Behauptung! 

Wie  steht's  nun  aber  mit  dem  zififermässigen  Nachweis.^ 
Sonibart  beginnt  damit,  das  Verhältnis  des  durchschnittlichen 
Einkommens  der  preussischen  Bevölkerung  zur  Kopfquote  des 
Aussenhandels  im  ersten  Drittel  des  neunzehnten  Jahrhunderts 
mit  den  entsprechenden  Zahlen  für  das  Deutsche  Reich  im  Jahre 
1895  zu  vergleichen.  Er  gibt  aber  selbst  die  Unzuverlässigkeit 
der  benutzten  Zahlen  zu  und  meint,  »derartig  vage  Kalküls 
seien  zum  Beweis  seiner  Behauptung  garnicht  nötig,  »massen  wir 
genügend  zuverlässiges  Material  besitzen,  um  die  These  von  der 
abnehmenden  (oder  wenigstens  sich  gleichbleibenden)  Bedeutung 
der  internationalen  Handelsbeziehungen  tür  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft in  ihrer  Richtigkeit  zu  erweisen«.  Seine  weitere  Be- 
weisführung zerfällt  in  zwei  Teile;  in  dem  ersten  beschäftigt  er 
sich  nur  mit  der  Ausfuhr,  weil  er  für  sie  »vor  einigen  Jahren 
bereits  den  ziffermässigen  Nachweis  erbracht  habe,  dass  sie  wenig- 
stens in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  > »fallende  Quote««  der 
deutschen  Gesamtproduktion  ausmache«.  Seine  weiteren  Nach- 
forschungen hätten  ihn  in  dieser  Auffassung  nur  bestärkt.  Gegen 
diese  Methode  Sombaj-ts^  zunächst  die  Exportquote  und  dann 
hinterher  die  Importquote  zu  betrachten,  ist  aber  von  vornherein  der 
Einwand  zu  erheben,  dass  auf  diese  Weise  die  Entwicklung  der 
Aussenhandelsquote,  die  ja  die  Summe  beider  darstellt,  nur  dann 
ins  rechte  Licht  gesetzt  wird,  wenn  man  zum  Schluss  noch  eine 
Zusammenfassung  der  beiden  Teile  einer  solchen  Beweisführung 
gibt.  Das  mögen  zwei  Beispiele  aus  Soinbarts  eigenen  Ausfüh- 
rungen  illustrieren. 

I.   Im  ersten  Teile  seines  Beweises  spricht  Souibart   von   der 
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fallenden  Exportquote  in  der  Landwirtschaft,  und  im  zweiten 
Teil  hebt  er  die  steigende  Importquote  dieses  wichtigen  Zweiges 
unserer  Volkswirtschaft  hervor.  Wie  steht  es  nun  aber  mit  der 
landwirtschaftlichen  Aussenhandelsquote?  Ist  sie  eine  fallende, 
weil  das  Sinken  der  Exportquote  das  Steigen  der  Importquote 
überwiegt,  oder  ist's  vielleicht  umgekehrt?  Darauf  bleibt  uns 
Sonibart  jede  Antwort  schuldig. 

2.  Für  Steinkohlen  betrug  nach  Sombarts  Angaben 

in  den  Jahren  1860  1880  1900 

die   Quote  der  Ausfuhr  14,6%  15.3%  I3>9% 

die        »         »      Mehrausfuhr  12,5    »  ll,o   »  7,3   » 

Ueber  die  Einfuhrquote  schweigt  Sombart  hier  vollständig ;  sie 
betrug,  wie  ich  zur  Ergänzung  bemerken  will,  1880  4,4  Proz.  und 
1900  6,8  Proz.  Man  sieht  also,  dass  das  Sinken  der  Exportquote 
noch  nichts  beweist  für  die  Entwicklung  der  Aussenhandelsquote, 
die  —  das  sei  hier  bereits  beiläufig  erwähnt  —  bei  Steinkohlen 
1900  in  der  Tat  grösser  war  als  1880! 

Aber  an  den  So7Hbartschen  Zahlen  für  die  Steinkohlen  ist 
ausserdem  noch  zweierlei  zu  bemängeln. 

1 .  Was  sollen  denn  hier,  so  muss  man  zunächst  fragen,  die 
Zahlen  der  »Quote  der  Mehrausfuhr .^«  Sombarts,  Behauptungen 
beziehen  sich  doch  alle  nur  auf  die  Exportquote,  die  Importquote 
und  die  Summe  beider,  die  Aussenhandelsquote.  Was  also  sollen 
uns  hier  die  Zahlen  für  die  Quote  der  Mehrausfuhr,  d.  h.  die 
Differenz  der  Export-  und  Importquote.'^  Ob  diese  Zahlen  irgend 
ein  Interesse  haben  oder  nicht,  das  mag  dahingestellt  bleiben. 
Das  aber  ist  sicher :  in  einem  Beweis  für  das  Sinken  der  Aussen- 
handelsquote sind  sie  gänzlich  überflüssig  und  daher  nur  geeignet, 
Verwirrung  anzurichten. 

2.  Mit  demselben  Rechte,  mit  dem  Sonibart  willkürlich  die 
Jahre  1880  und  1900  herausgreift,  kann  ein  anderer  z.  B.  die  Jahre 
1877  und  1898  bevorzugen.  Was  erhält  man  dann.?  Die  Export- 
quote betrug  1877  13,3  Proz.  und  1898  14,5  Proz.  Genau  mit 
dem  gleichen  Recht,  mit  dem  Sombart  die  Zahlen  der  Jahre  1880 
und  1900  als  einen  Beweis  für  die  von  ihm  behauptete  fallende 
Exportquote  ansieht,  könnte  man  also  auch  die  Zahlen  der  Jahre 
1877  und  1898  für  einen  Beweis  der  entgegengesetzten  Behaup- 
tung ausgeben.  Das  zeigt  wohl  mit  aller  Deutlichkeit,  dass  man, 
wenn  man  vorsichtig  zu  Werke  gehen  will,  nicht  beliebig  ein  paar 
Jahre  aus  einem  grösseren  Zeiträume  herausgreifen   darf,  sondern 
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jedes  einzelne  Jahr  der  ganzen  Epoche,  auf  die  sich  die  Unter- 
suchung erstrecken  soll,    gleichmässig  in  Rechnung  ziehen  muss. 

Wenn  Sonibart  gegen  diese  Forderung  verstösst,  so  befindet 
er  sich  allerdings  in  zahlreicher  Gesellschaft.  Das  so  bequeme 
Verfahren,  ein  paar  Jahre  beliebig  herauszugreifen  und  an  der 
Hand  eines  so  geringen  Materials  weitgehende  Behauptungen  auf- 
zustellen (womöglich  noch  Prophezeiungen  für  die  Zukunft),  er- 
freut sich  leider  noch  immer  grosser  Beliebtheit,  wofür  übrigens 
auch  die  Literatur  über  die  Agrar-  und  Industriestaatsfrage  sehr 
zahlreiche  Beispiele  liefert.  Dennoch  ist  es  klar,  dass  diese 
Methode  häufig  zu  Trugschlüssen  führt,  insbesondere  wenn  es 
sich  um  Ein-  und  Ausfuhrzahlen  handelt,  die  vielfach  von  einem 
Jahr  zum  andern  bereits  sehr  beträchtliche  Schwankungen  zeigen. 
Oft  dagegen  kann  man  unbedenklich  zu  diesem  Verfahren  grei- 
fen, nämlich  dann,  wenn  es  sich  um  Verhältnisse  handelt,  die 
ihrer  Natur  nach  sich  nur  sehr  allmählich  verändern.  Ein  Beispiel 
wären  etwa  die  Bevölkerungszahlen  in  den  modernen  Kulturstaa- 
ten, wenn  die  betreffenden  Perioden  keine  grossen  Kriege  oder 
Epidemien  aufweisen,  und  ähnliches  mehr.  Aber,  wie  gesagt,  auf 
die  Ein-  und  Ausfuhrverhältnisse  dieses  Verfahren  anwenden, 
heisst  sich  den  grössten  Irrtümern  aussetzen. 

Den  eben  hervorgehobenen  Mangel  haben  aber  nicht  nur 
Sonibart?,  Zahlen  für  die  Steinkohlen,  sondern  auch  diejenigen, 
die  er  für  die  Eisenindustrie,  die  chemische  Industrie,  die  Ma- 
schinen-, Leder-,  BaumwoU-  und  Wollindustrie  angibt.  Darum 
haben  diese  Zahlen  alle  nicht  jene  Beweiskraft,  die  Sonibart  ihnen 
beilegt,  und  wenn  wir  trotzdem  seinen  Ausführungen  noch  weiter 
folgen  müssen,  so  ist  der  Grund  dafür  das  Interesse,  das  die  Art 
und  Weise  beanspruchen  kann,  auf  die  Sonibart  sein  Material  ge- 
winnt. Es  wird  sich  also  nun  nicht  mehr  darum  handeln,  die 
Richtigkeit  der  einzelnen  Zahlenangaben  Sonibarts  zu  prüfen,  son- 
dern wir  werden  unsere  Aufmerksamkeit  nur  noch  auf  die  Frage 
zu  richten  haben,  inwieweit  die  von  Sonibart  benutzten  Methoden, 
wenn  sie  mit  grösster  Sorgfalt  angewendet  werden,  überhaupt 
geeignet  sind,  zur  Lösung  unseres  Problems  beizutragen.  Manche 
Einzelheiten  werden  dann  noch  an  späteren  Stellen  zur  Sprache 
kommen. 

Bei  der  Eisenindustrie  stellt  Sonibart  »die  Produktion  von 
Roheisen  in  Vergleich  mit  der  Ausfuhr  sämtlicher  Eisenfabrikate 
(einschliesslich   Roheisen    und    Maschinen)«.     Warum   denn   das.? 
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Wäre  es  nicht  korrekter,  die  Produktion  von  Roheisen  mit  der 
Ausfuhr  von  Roheisen  zu  vergleichen,  statt  auf  der  einen  Seite 
noch  so  mannigfaltige  Waren  hinzuzufügen  wie  Eisenbahnschienen, 
Puffer,  Geschosse,  Kanonenrohre,  Nähnadeln,  .Weissblech  u.  s.  \v.? 
Aber,  so  wird  man  einwenden,  die  Sache  verhält  sich  umgekehrt! 
Sombart  ging  von  den  Ausfuhrziffern  für  Eisenfabrikate  aus, 
und  eine  hierzu  genau  passende  Produktionsziffer  ist  leider  nicht 
bekannt;  darum  war  es  der  beste  Ausweg,  die  Produktionsstati- 
stik für  Roheisen  heranzuziehen.  Darauf  hätte  ich  zu  erwidern: 
nehmen  wir  die  Behauptung,  dass  sich  mit  der  Ausfuhr  sämtlicher 
Eisenfabrikate  aller  Art  keine  andere  Produktionszahl  besser  kom- 
binieren lässt,  ohne  Beweis  als  richtig  an,  so  bleibt  es  doch  noch 
unentschieden,  ob  man  nicht  besser  daran  tut,  ganz  darauf  zu 
verzichten,  die  Ausfuhr  an  Eisenfabrikaten  überhaupt  heranzu- 
ziehen. Und  das  wird  man  ruhig  behaupten  dürfen,  weil  eben  in 
einer  Tonne  Eck-  und  Winkeleisen  ein  anderes  Quantum  Roh- 
eisen steckt  als  in  einer  Tonne  elektrischer  Maschinen  etc. 

Aber  weiter!  »Bei  andern  Industrien«,  meint  Sombart,  »bie- 
ten einen  Anhalt  die  Menge  der  beschäftigten  Arbeiter:  wenn 
wir  (was  zulässig  ist)  annehmen,  dass  die  Produktivität  in  der  In- 
dustrie nicht  abnimmt,  so  bedeutet  eine  Vermehrung  der  Arbeiter- 
schaft eine  mindestens  gleich  starke  Steigerung  der  Produktion. 
Steigt  der  Export  nicht  in  gleichem  Verhältnis,  so  fällt  die  Ex- 
portquote. So  stieg  in  der  chemischen  Industrie  die  Zahl  der  be- 
schäftigten Personen  1882  bis  1895  um  60,5  Proz.,  die  Menge  der 
ausgeführten  Erzeugnisse  nur  um  38,2  Proz.  In  der  Maschinen- 
industrie betrug  im  gleichen  Zeitraum  die  Zunahme  der  Arbeiter- 
schaft 7,0  Proz.,  die  Ausfuhrmengen  nahmen  dagegen  sogar  um 
19,9  Proz.   ab.« 

Das  Verfahren,  das  Sombart  hier  benutzt,  lässt  an  Einfach- 
heit gewiss  nichts  zu  wainschen,  und  es  würde  zweifellos  auch 
von  grösster  Bedeutung  sein,  wenn  nur  der  Grundgedanke  richtig 
wäre.  Denn  es  wäre  mittels  neueren  Materials  noch  erheblicher 
Vervollkommnung  fähig.  Deshalb  ist  es  hier  besonders  wichtig, 
die  Zulässigkeit  der  Methode  zu  prüfen.  Zuvor  sei  nur  noch  be- 
merkt, dass  Sombart  dieses  Verfahren  bereits  im  Jahre  1899  in 
einem  Aufsatz  ^)  angewandt  hat,  ohne  dass  es  —  wenn  ich  nicht 
irre  —  bis  jetzt  irgend  jemand  kritisiert  hat,  obwohl  jener  Artikel 
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viel  Aufmerksamkeit  erregt  hat.  Auch  andere  Autoren  haben, 
teils  im  Anschluss  an  Sonibart,  teils  unabhängig  von  ihm,  dieselbe 
Methode  benutzt. 

In  letzter  Linie  sind  —  soweit  ich  sehe  —  die  gemeinsame 
Quelle  aller  die  »Vierteljahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen 
Reichs«  (Ergänzung  zu  Heft  i  des  Jahrgangs  1898)^),  wo  über  die 
Hauptergebnisse  der  gewerblichen  Betriebszählung  vom  14.  Juni 
1895  berichtet  wird.  Dort  stellt  der  Referent  Zahn  im  neunten 
Abschnitt  (»Gewerbekraft  und  Gewerbeproduktion«)  unter  anderem 
einen  Vergleich  an  zwischen  der  Entwicklung  der  Gewerbekraft 
einerseits  und  der  Ausfuhr  andererseits  in  der  Periode  von  1882 
bis  1895,  soweit  ihm  eine  solche  Gegenüberstellung  überhaupt 
möglich  erscheint.  Er  versteht  dabei  unter  »Gewerbekraft«  die 
Anzahl  der  im  Gewerbe  beschäftigten  Personen  und  betrachtet 
die  Ausfuhr  nach  Menge  und  Wert. 

Der  Vergleich  zwischen  der  Entwicklung  der  Gewerbekraft 
und  der  der  Ansfuhrmengen  scheint  mir  aber  doch  nur  dann 
einen  Sinn  zu  haben,  wenn  man  davon  überzeugt  ist,  dass  sich 
aus  der  Entwicklung  der  Gewerbekraft  irgend  ein  Schluss  auf  die 
Entwicklung  der  Produktionsmengen  ziehen  lässt.  Ist  das  wirklich 
möglich. r"  Sojiibart  und  viele  andere  bejahen  diese  Frage  unbedenk- 
lich, denn  nach  ihrer  Meinung  »bedeutet  eine  Vermehrung  der 
Arbeiterschaft  eine  mindestens  gleich  starke  Steigerung  der  Pro- 
duktion«, d.  h.  natürlich  der  Produktionsmengen.  So  richtig  nun 
diese  Behauptung  ist,  wenn  sie  auf  einen  ganz  bestimmten  in  sich 
gleichartigen  Fabrikationszweig  bezogen  wird,  so  falsch  ist  es, 
wenn  man  sie  auf  eine  aus  den  verschiedensten  Fabrikationszwei- 
gen zusammengesetzte  Industrie  anwenden  will.  Oder,  um  mit 
der  Nomenklatur  der  Gewerbestatistik  zu  sprechen:  diese  Be- 
liauptung  ist  vielleicht  richtig  für  manche  unter  den  einzelnen  Ge- 
werbearten, dagegen  ist  es  unzulässig,  sie  auf  ganze  Gewerbe- 
klassen oder  gar  auf  Gewerbegruppen  zu  beziehen.  Aber  man 
ist  sogar  noch  weiter  gegangen  und  hat  diese  Behauptung  bis- 
weilen sogar  für  das  Gewerbe  schlechthin  aufgestellt.  Ist  es  denn 
wirklich  so  schwer,  zu  erkennen,  dass  die  Produktionsmenge  eines 
Steinbrucharbeiters  nicht  zu  vergleichen  ist  mit  der  eines  Edel- 
steinschleifers .^  Und  das,  obgleich  beide  nicht  nur  derselben  Ge- 
werbegruppe ('Industrie  der  Steine  und  Erden«),    sondern  sogar 
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der  gleichen  Gewerbeklasse  (>Iiidustrie  der  Steine«)  angehören! 
Und  doch  haben  alle  diejenigen  diesen  grossen  Unterschied  über- 
sehen, die  daraus,  dass  die  Zahl  der  gewerbetätigen  Personen 
von  18S2 — 1895  um  39,9  Proz.  wuchs,  während  die  Ausfuhrmengen 
nur  um  38,4  Proz.  zunahmen,  die  Berechtigung  herleiteten,  von 
einer  abnehmenden  Exportquote  zu  sprechen.  Mehr  noch !  Man 
übersah  dabei  sogar  die  Tatsache,  dass  ein  Teil  der  gewerbetätigen 
Personen  überhaupt  keine  Waren  produziert,  nämlich  der  auf 
Handel  und  Verkehr  entfallende,  sodass  also  seine  Vermehrung 
durchaus  keine  Zunahme  der  Warenproduktion  bedeutet.  Und 
nicht  viel  anders  ist  der  Beweis  für  die  fallende  Exportquote  der 
chemischen  Industrie,  denn  diese  umfasst  ausser  der  sog.  chemi- 
schen Grossindustrie  z.  B.  auch  die  Apotheken,  die  Abfuhr-  und 
Desinfektionsanstalten,  die  Abdeckereien  etc.,  also  die  allerverschie- 
densten  Betriebe!  Die  chemische  Industrie  als  Ganzes  nach  dem 
Rezept  eines  Vergleiches  zwischen  der  Entwickelung  der  Zahl  der 
Gewerbetätigen  und  der  Ausfuhrmengen  zu  behandeln,  scheint  mir 
daher  durchaus  unzulässig  zu  sein,  weil  es  eine  ganz  falsche  An- 
nahme wäre,  wollte  man  glauben,  dass  alle  Zweige  dieser  Indu- 
strie einigermassen  gleich  grosse  Fortschritte  gemacht  hätten.  Je- 
doch ist  ein  solches  Verfahren  vielleicht  für  einzelne  Gewerbe- 
arten dieser  Gruppe  gestattet,  soweit  die  handelsstatistischen  Ru- 
briken mit  den  gewerbestatistischen  übereinstimmen.  Die  Reichs- 
statistik gibt  dafür  folgende  Daten : 

Gewerbearten:  ^  '^95  mehr  gegen  1882  in  0/^ 

Personen  Ausfuhrmengen 

Verfertigung  von  Bleistiften  und  Kreiden  37,3  85,5 

Anilin-   und  Anilinfarbenfabrikation  77,6  498,9 

Explosivstoffe  und  Zündwaren  110,7  I33>2 

Diese  Zahlen  scheinen  also  auf  eine  steigende  Exportquote  hin- 
zudeuten ;  ich  sage :  scheinen,  weil  ich  ihnen  nur  geringe  Beweis- 
kraft zusprechen  möchte. 

Zu  Sonibarts  Angaben  über  die  Maschinenindustrie  ist  zu  be- 
merken, dass  die  Zahlen,  die  Somba7't  dort  anführt,  sich  gar  nicht, 
wie  er  versehentlich  sagt,  auf  das  grosse  Gebiet  der  Maschinen- 
industrie beziehen,  sondern  nur  auf  die  Gewerbeart  »Eabrikation 
von  Dampfmaschinen  und  Lokomotiven«.  Ob  dieses  Gewerbe 
in  sich  gleichartig  genug  ist,  um  diese  Zahlen  beweiskräftig  er- 
scheinen zu  lassen,  wage  ich  nicht  zu  entscheiden.  Denkbar  ist 
jedenfalls  auch,  dass  in  jenem  Gewerbe  eine  Tendenz  besteht,  zu 
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immer  schwieriger  herzustellenden  Maschinentypen  überzugehen, 
so  dass  einer  Vermehrung  der  Arbeiter  nicht  eine  gleich  grosse 
oder  gar  noch  grössere  Vermehrung  der  Produktionsmengen  ent- 
sprechen muss.  Dass  dem  so  ist  oder  dass  dies  auch  nur  sehr 
wahrscheinlich  ist,  will  ich  keineswegs  behaupten;  ich  will  nur 
auf  diese  Möglichkeit  hindeuten,  um  zu  zeigen,  welch  eingehende 
Kenntnis  der  einzelnen  Gewerbearten  nötig  ist,  wenn  man  *die 
Ergebnisse  der  Gewerbestatistik  für  die  Lösung  unseres  Problems 
nutzbar  zu  machen  sucht.  Dass  man  auch  dann  noch  nicht  viel 
gewonnen  hätte,  ergibt  sich  daraus,  dass  i.  eine  vergleichende 
Darstellung  von  Gewerbekraft  und  Ausfuhr,  wie  die  Reichsstatistik 
angibt,  nur  für  72  Gewerbe  möglich  ist,  dass  2.  für  eine  Anzahl 
von  diesen  andere  und  zuverlässigere  Methoden  für  die  Untersu- 
chung   der    Bewegung    der    Exportquote    vorhanden    sind,    dass 

3,  einige  dieser  Gewerbearten  zu  mannigfaltige  Fabrikationszweige 
umfassen,  um  die  Anwendung  dieses  Weges  überhaupt  zuzulassen 
(z.  B.  Anfertigung  von  mathematischen,  physikalischen,  chemischen 
und  chirurgischen  Instrumenten  oder  Stein-,  Kupfer-  und  Farben- 
druckerei,   sowie  Photographie),    und    endlich    daraus,    dass  man 

4.  auf  diese  Weise  bestenfalls  den  Stand  der  Exportquote  des 
Jahres  1882  mit  dem  des  Jahres  1895  vergleichen  könnte ,  ohne 
über  ihre  Schwankungen  in  der  Zwischenzeit  Aufschluss  zu  er- 
halten. 

Damit  wollen  wir  Sombart%  Untersuchungen  verlassen,  um  un- 
nötige Wiederholungen  zu  vermeiden.  Soviel  ist  auch  jetzt  schon 
klar :  Sombart  hat  mit  seiner  Behauptung ,  dass  die  Bedeutung 
des  Aussenhandels  für  Deutschland  eher  sich  verringere  als  wachse, 
in  verdienstvoller  Weise  ein  nicht  uninteressantes  Thema  zur  Dis- 
kussion gestellt;  es  ist  ihm  aber  nicht  gelungen,  seine  Behauptung 
ausreichend  zu  beweisen.  Infolgedessen  ist  nunmehr  der  Versuch 
zu  machen,  Sombarts  Untersuchungen  durch  sorgfältigere  zu  er- 
setzen, um,  w^enn  es  auch  vielleicht  nicht  gelingt,  das  Problem  in 
einwandfreier  Weise  zu  lösen,  so  doch  wenigstens  diese  Frage 
einer  Beantwortung  näher  zu  bringen.  Für  die  Gesichtspunkte, 
die  uns  bei  diesen  Untersuchungen  leiten  müssen,  hat  sich  aus 
der  kritischen  Betrachtung  der  Ausführungen  Sombart?,  folgendes 
ergeben : 

I.  Es  empfiehlt  sich  nicht,  die  Export-  und  Importquote  ge- 
sondert zu  betrachten,  sondern  es  ist  zweckmässiger,  nur  die 
Aussenhandelsquote  zu  untersuchen. 
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2.  Soweit  Produktionsstatistiken  vorhanden  sind,  sind  sie  zu 
benutzen,  da  anderweitiges  Material  immer  nur  ein  mehr  oder 
weniger  unvollkommener  Ersatz  bleiben  kann. 

3.  Die  Gewerbestatistik  ist  für  unsere  Zwecke  nicht  brauchbar. 

4.  Es  dürfen  nicht  einzelne  Jahre  aus  dem  der  Untersuchung 
zugrunde  zu  legenden  Zeitabschnitt  herausgegriffen  werden  ,  son- 
dern es  müssen  alle  Jahre  gleichmässig  in  Rechnung  gezogen 
werden. 

Aus  dem  letzten  Gesichtspunkt  ergibt  sich  aber  eine  Schwie- 
rigkeit ,  über  die  noch  ein  paar  Worte  zu  sagen  sind.  Es  ist 
natürlich  einerseits  erwünscht,  die  Untersuchung  über  einen  mög- 
lichst grossen  Zeitraum  zu  erstrecken ;  auf  der  anderen  Seite  ist 
aber  zu  bedenken,  dass  die  statistischen  Angaben  um  so  unzu- 
verlässiger sind,  je  weiter  wir  in  die  Vergangenheit  zurückgehen. 
Insbesondere  ist  die  deutsche  Aussenhandelsstatistik  seit  dem 
Jahre  1880  ganz  bedeutend  zuverlässiger  als  vor  dieser  Zeit.  Erst 
das  Gesetz  vom  20.  Juli  1879  gab  den  Behörden  die  nötige  Hand- 
habe zu  einer  genaueren  Beobachtung  des  Aussenhandels  (insbe- 
sondere der  Ausfuhr)  durch  die  Bestimmung,  dass  »die  Waren, 
welche  über  die  Grenzen  des  deutschen  Zollgebietes  ein-,  aus- 
oder  durchgeführt  werden,  .  .  .  den  mit  den  Anschreibungen  für 
die  Verkehrsstatistik  beauftragten  Amtsstellen  nach  Gattung, 
Menge,  Herkunfts-  und  Bestimmungsland  anzumelden«  sind  (§  i  des 
Gesetzes).  Aus  diesem  Grunde  empfiehlt  es  sich  ,  die  Untersu- 
chung auf  das  Vierteljahrhundert  von  1880 — 1904  zu  erstrecken. 
Wollte  man  nun  aber  bei  jeder  der  zu  betrachtenden  Branchen 
die  Aussenhandelsquote  für  jedes  einzelne  Jahr  berechnen,  so  er- 
hielte man  Zahlenreihen  von  25  Gliedern,  die  Reihen  wären  also 
viel  zu  lang  ,  um  noch  übersichtlich  zu  sein.  Aber  abgesehen 
hiervon  ,  hätten  solche  Reihen  auch  den  Mangel ,  dass  sie  die 
Schwankungen  ,  die  von  Jahr  zu  Jahr  eintreten  ,  recht  deutlich 
darstellen  würden ,  während  es  uns  doch  gar  nicht  darauf  an- 
kommt, das  Auf  und  Ab  der  Wellenbewegung  zu  verfolgen,  son- 
dern vielmehr  einzig  und  allein  darauf,  ob  die  Wellenbewegung 
eine  steigende  oder  sinkende  Tendenz  erkennen  lässt.  Es  liegt 
also  nahe,  den  Zeitraum  von  1880 — 1904  in  einige  Perioden  zu 
zerlegen;  aber  es  dürfte  schwerlich  empfehlenswert  sein,  diese 
Einteilung  so  mechanisch  vorzunehmen,  wie  wir  das  im  Anfang  dieses 
Kapitels  bei  jenen  summarisciien  Betrachtungen  taten.  Man  wird 
vielmehr  gut  daran  tun  ,     bei    dieser  Periodenbildung    für    unsere 
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eingehenderen  Untersuchungen  sich  von  bestimmten  Tatsachen 
leiten  zu  lassen.  Dabei  kommen  nun  drei  verschiedene  Arten 
von  Tatsachen  in  Betracht : 

1 .  Aenderungen  in  den  Grundlagen  unserer  Aussen- 
handelsstatistik.  Die  Vergleichbarkeit  der  Ein-  und  Aus- 
fuhrzahlen, die  die  Statistik  für  die  Zeit  von  1880 — 1904  angibt, 
leidet  nämlich  zunächst  dadurch,  dass  das  deutsche  Zollgebiet, 
also  dasjenige  Gebiet,  auf  welches  sich  die  deutsche  Aussenhan- 
delsstatistik  bezieht ,  in  dieser  Zeit  nicht  immer  dasselbe  war. 
Gegenwärtig  umfasst  es  bekanntlich  im  wesentlichen  das  Gebiet 
des  Deutschen  Reiches  und  das  Grossherzogtuni  Luxemburg ;  nur 
einige  Freihäfen^  die  Insel  Helgoland  und  ein  paar  badische  Ge- 
meinden an  der  Grenze  gegen  die  Schweiz  sind  noch  heutigen 
Tages  Zollausschlüsse;  aber  bis  zum  18.  Oktober  1888  lagen  auch 
noch  Hamburg  und  Bremen,  sowie  einige  preussische  und  olden- 
burgische Gebietsteile  ausserhalb  unserer  Zollgrenze.  Diese  wurde 
dann  noch  ein  zweites  Mal  geändert  und  zwar  am  i.  Mai  1891 
durch  den  Zollanschluss  der  österreichischen  Gemeinde  Mittel- 
berg ,  eine  ganz  unbedeutende  Erweiterung ,  die  nur  der  Voll- 
ständigkeit halber  hier  erwähnt  wird.  Aber  ausser  den  Verschie- 
bungen der  Zollgrenze  wird  die  Vergleichbarkeit  der  handelssta- 
tistischen Angaben  noch  dadurch  beeinträchtigt  ,  dass  seit  dem 
Jahre  1897  ^^im  Spezialhandel  ausser  der  Einfuhr  in  den  und 
Ausfuhr  aus  dem  freien  Verkehr  auch  der  aktive  Veredelungs- 
verkehr gerechnet  wird. 

2.  Aenderungen  in  den  Zoll  verhältnissen.  Es  ist  klar, 
dass  der  deutsche  Aussenhandel  nicht  nur  durch  die  deutsche 
Zollgesetzgebung  und  solche  Handelsverträge  berührt  wird  ,  bei 
denen  das  Deutsche  Reich  der  eine  der  Kontrahenten  ist ,  son- 
dern auch  durch  die  Zollgesetzgebung  anderer  Länder,  ja  sogar 
durch  das  zollpolitische  Verhältnis  dritter  Staaten  untereinander. 
So  hat  z.  B.  Deutschland  aus  dem  Zollkrieg ,  in  den  Frankreich 
infolge  seines  Doppeltarifs  von  1891  mit  Spanien  ,  der  Schweiz 
und  Italien  geriet ,  nicht  unerheblichen  Vorteil  gezogen  ^).  Für 
unsere  Periodenbildung  können  aber  höchstens  die  wichtigsten 
Aenderungen  in  der  handelspolitischen  Lage  Deutschlands  in  Be- 
tracht kommen,  die  zwischen  1880  und  1904  liegen  ;  es  sind  dies 
die  Zollerhöhungen    durch    die    Gesetze    vom    22.    Mai  1885   und 
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vom  21.  Dezember  1887,  die  Zollherabsetzungen  durch  die  vier  gros- 
sen Caprivischen  Handelsverträge  vom  Dezember  1891  ,  die  Be- 
endigung des  deutsch-russischen  Zollkrieges  durch  den  Vertrag 
vom  10.  Februar  1894  und  endlich  die  Aufhebung  des  Identitäts- 
nachweises durch  das  Gesetz  vom  15.  April  1894. 

3.  Die  wirtschaftlichen  Konjunkturen.  Es  kann 
gar  keinem  Zweifel  unterliegen ,  dass  die  Entwicklung  auch  des 
Aussenhandels  in  mindestens  eben  so  hohem  Grade  wie  durch 
die  handelspolitischen  Verhältnisse  durch  das  Auf  und  Ab  der 
wirtschaftlichen  Konjunkturen  beeinflusst  wird ,  und  es  wäre  uns 
daher  sehr  lieb,  wenn  wir  angeben  könnten,  wie  man  die  Zeit  von 
1880 — 1904  in  Perioden  auf-  und  absteigender  Konjunkturen  ein- 
zuteilen hat.  Leider  sind  aber  die  Ansichten,  die  man  darüber, 
zumal  für  die  1880er  Jahre,  in  der  Literatur  findet,  ziemlich  ver- 
schieden von  einander;  für  die  folgende  Zeit  herrscht  wohl  Ueber- 
einstimmung  darüber,  dass  die  erste  Hälfte  der  1890er  Jahre  als 
eine  Zeit  der  Depression  anzusehen  ist,  auf  die  dann  ein  glän- 
zender Aufschwung  bis  zum  Schluss  des  Jahrhunderts  folgt.  Etwa 
in  der  Mitte  des  Jahres  1900  begann  wieder  eine  Krisis,  die  dann 
Mitte  1902  einem  neuen  Aufschwung  Platz  machte,  der  Ende  1904 
seinen  Höhepunkt  noch  nicht  erreicht  hatte. 

Wenn  man  nun  unter  Berücksichtigung  der  drei  eben  be- 
sprochenen Gesichtspunkte  die  Periodenbildung  vornehmen  will, 
so  handelt  es  sich  dabei  um  eine  Beurteilung  der  Bedeutung  ganz 
verschiedenartiger  Momente  ,  und  es  lässt  sich  daher  gar  nicht 
vermeiden,  dass  die  Entscheidung,  die  man  trifft,  etwas  willkür- 
lich ausfällt.  Man  muss  zugeben,  dass  hier  ein  Knoten  vorliegt, 
der  nicht  gelöst,  sondern  nur  —  mehr  oder  weniger  geschickt  — 
durchgeschnitten  werden  kann.  Uns  will  folgende  Einteilung  als 
ein  annehmbarer  Ausweg  erscheinen:  i)  1880 — 1885,  2)  1886 — 
1891,   3)  1892 — 1894,  4)  1895 — 1899  und   5)  1900 — 1904. 

Man  wird  aus  dieser  Periodenbildung  das  Bemühen  erkennen 
können,  sowohl  den  zollpolitischen  Tatsachen,  als  auch  dem  Kon- 
junkturenwechsel gerecht  zu  werden,  wobei  dann  freilich  der  zu- 
erst genannte  formale  Gesichtspunkt  ganz  in  den  Hintergrund 
treten  musste. 

Nunmehr  können  wir  dazu  übergehen  ,  die  Aussenhandels- 
quoten  für  die  einzelnen  Waren  zu  betrachten.  Da  mögen  den 
Reigen  eröffnen 
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I.    die    wichtigsten    Feldfrüchte. 

Seit  dem  Jahre  1878  veröffentlicht  das  Kaiserliche  Statistische 
Amt  Angaben  über  die  Anbauflächen  und  Erntemengen  der  wich- 
tigsten Feldfrüchte.  Lässt  die  Genauigkeit  dieser  Erntestatistik 
auch  mancherlei  zu  wünschen  übrig,  so  bleibt  es  doch  zweifellos, 
dass  diese  Zahlen  für  unsere  Berechnungen  durchaus  brauchbar 
sind.  Aber  es  darf  nicht  verschwiegen  werden  ,  dass  seit  dem 
Jahre  1899  eine  Erhebungsmethode  zur  Anwendung  kommt ,  die 
von  der  bis  dahin  üblichen  sich  sehr  wesentlich  unterscheidet. 
Während  nämlich  den  Angaben  unserer  Statistik  bis  zum  Jahre 
1898  die  Ernteschätzungen  durch  die  Gemeinden  zugrunde  liegen, 
sind  seit  1899  solche  von  landwirtschaftlichen  Sachverständigen 
massgebend.  Das  Statistische  Amt  glaubt  nun ,  aus  den  Erfah- 
rungen, die  man  in  den  Jahren  1893 — 1898  gemacht  hat,  schlies- 
sen  zu  können  ,  dass  die  Schätzungen  nach  der  alten  Methode 
stets  zu  niedrig  ausgefallen  sind,  und  dass  die  wirklichen  Ernte- 
erträge bei  Roggen  etwa  um  18  Proz.,  bei  Weizen  etwa  um  12  Proz., 
bei  Gerste  etwa  um  19  Proz.,  bei  Hafer  etwa  um  21  Proz.  und  bei 
Kartoffeln  um  17  Proz.  höher  waren,  als  die  Erhebungen  nach  der 
alten  Methode  angeben.  Ausserdem  sei  noch  bemerkt,  dass  die 
Erntestatistik  bis  zum  Jahre  1885  nur  das  Deutsche  Reich  ohne 
Lippe  umfasst,  ein  Mangel,  dessen  Korrektur  natürlich  keine 
Schwierigkeiten  bereitet.  Speziell  für  die  Gerste  ist  noch  zu  er- 
wähnen, dass  unsere  Erntestatistik  seit  der  Reform  nur  noch  die 
Sommergerste  umfasst.  Da  nun  das  Statistische  Amt  angibt, 
dass  im  Jahre  1898  der  Ertrag  an  Wintergerste  1,8  Proz.  der 
Gerstenernte  ausmachte,  ist  auch  dieser  Mangel  in  der  Vergleich- 
barkeit der  erntestatistischen  Daten  leicht  zu  beseitigen.  Stellt 
man  nun  die  Angaben  der  Erntestatistik  nach  der  alten  Methode 
bis  zum  Jahre  1898  ohne  weiteres  mit  denen  nach  der  neuen 
Methode  von  1899  an  zusammen,  so  erhält  man  folgendes  Bild 
von  der  Entwicklung  der  durchschnittlichen  Ernteerträge  (in 
1000  Tonnen) : 


Roggen 

Weizen 

Gerste 

Hafer 

Kartoffeln 

1880—85 

5632 

2406 

2188 

4146 

23379 

1886—91 

5668 

2628 

2257 

4699 

23468 

1892 — 94 

7121 

3057 

2267 

4412 

29772 

1895—99 

7394 

3174 

2494 

5545 

32229 

1900—04 

9234 

3520 

3139 

7284 

42385 

Nimmt  man  dagegen   an   den   nach   der  alten  Methode  festgestell- 
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ten  Zahlen  diejenigen  Korrekturen  vor,  die  nach  den  obigen  Be- 
merkungen zur  Erreichung  mögUchst  guter  Vergleichbarkeit  mit 
den  neueren  Daten  notwendig  erscheinen,  so  ergibt  sich  folgende 
Tabelle  der  durchschnittlichen  Ernteerträge  (in  looo  Tonnen)  : 


Roggen 

Weizen 

Gerste 

Hafer 

Kartoffeln 

1880—85 

6646 

2695 

2604 

5017 

27  353 

1886—91 

6688 

2943 

2686 

5686 

27458 

1892 — 94 

8447 

3428 

2680 

5500 

35693 

1895—99 

8428 

3462 

2780 

6314 

35820 

1900—04 

9234 

3520 

3139 

7284 

42385 

Drückt  man  nun  die  im  deutschen  Aussenhandel  umgesetz- 
ten Mengen  in  Proz.  der  Ernteerträge  aus,  so  erhält  man  folgen- 
des Bild  von  der  Entwicklung  der  Aussenhandelsquote  der  wich- 
tigsten Feldfrüchte  : 

i)  unter  Benutzung  der  nicht  korrigierten   Erntezahlen: 

Roggen  Weizen  Gerste  Hafer  Kartoffeln 

1880-85  13,4%  25,40/0  19,4%  6,3%  1,31% 

1886—91  13,7  20,7    .'  26,3  »  3,6  »  0,95   » 

1892—94  6,9   »  35,2   »  37,8   »  5,7   »  0,71    » 

1895  —  99  12,9  »  48,3   »  43,3   »  8,0   »  0,95   » 

1900—04  10,5   »  58,3    '  38,2   »  7,7    »  0,98    . 

2)  unter  Benutzung  der  korrigierten  Erntezahlen : 

Roggen  Weizen  Gerste  Hafer  Kartoffeln 

1880-85  11,4%  22,70/^  16,30/^  5,70/^  1,12  0/^ 

1886 — 91  11,6  »  18,5  «  22,1  »  3,0  »  0,81  » 

1892-94  5,8  »  31,4  V  31,9  »  4,6  >.  0,59  » 

1895—99  11,3  »  44,2  »  38,8  »  7,0  »  0,86  » 

1900—04  10,5  »  58,3  »  38,2  »  7,7  »  0,98  » 

Vergleicht  man  die  beiden  letzten  Tabellen  miteinander ,  so 
sieht  man,  dass  einem  Steigen  oder  Sinken  der  Zahlen  in  der 
ersten  Tabelle  auch  eine  gleich  gerichtete  Bewegung  in  den  An- 
gaben der  zweiten  entspricht,  jedoch  mit  der  einzigen  Ausnahme, 
dass  die  eine  Tabelle  ein  leises  Sinken  der  Aussenhandelsquote 
für  Hafer  von  der  vorletzten  zur  letzten  Periode  angibt,  während 
die  andere  Tabelle  hier  eine  aufsteigende  Bewegung  vermerkt. 
Sonst  aber  geben  diese  beiden  Berechnungen  ein  genau  überein- 
stimmendes Bild  von  dem  Auf  und  Ab  der  Aussenhandelsquote 
in  diesen  fünf  Waren,  und  das  zeigt  mit  aller  Deutlichkeit,  wie 
beträchtliche  Mängel  das  Urmaterial  aufweisen  kann  ,  ohne  dass 
dadurch  die  Ergebnisse  unserer  Berechnungen  beeinträchtigt  zu 
werden  brauchen. 

Wie  man  sieht,  lässt  sich  nicht  gerade  behaupten,    dass  die 
Entwickelung    der    Aussenhandelsquote     dieser    fünf    Feldfrüchte 
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einen  gleichartigen  Charakter  zeigt.  Im  Gegenteil!  Der  grösste 
Wert  der  Aussenhandelsquote  (wir  benutzen  jetzt  die  auf  Grund 
der  korrigierten  Erntezahlen  berechnete  Tabelle)  liegt  bei  Roggen 
in  der  zweiten,  bei  Weizen  in  der  fünften,  bei  Gerste  in  der  vier- 
ten ,  bei  Hafer  in  der  fünften  und  bei  Kartoffeln  in  der  ersten 
Periode,  und  das  Minimum  befindet  sich  bei  Roggen  in  der  drit- 
ten ,  bei  Weizen  in  der  zweiten  ,\  bei  Gerste  in  der  ersten  ,  bei 
Hafer  in  der  zweiten  und  bei  Kartoffeln  in  der  dritten  Periode. 
Gemeinsam  ist  allen  fünf  Waren  nur  das  starke  Ansteigen  der 
Aussenhandelsquote  von  der  dritten  zur  vierten  Periode,  eine  Er- 
scheinung, deren  hauptsächlichste  Ursache  natürlich  in  der  Auf- 
hebung des  Identitätsnachweises  durch  das  Gesetz  vom  15.  April 
1894  zu  erblicken  ist.  Eine  bestimmte  Entwicklungstendenz  der 
Aussenhandelsquote  dieser  Warengruppe  lässt  sich  schwerlich 
behaupten ;  jedenfalls  kann  von  einer  sinkenden  Tendenz  hier  gar 
nicht  die  Rede  sein.  Eher  Hesse  sich  schon  die  entgegengesetzte 
Behauptung  rechtfertigen  ,  denn  nach  den  Ergebnissen  unserer 
Berechnungen  darf  man  wohl  sagen,  dass  die  Aussenhandelsquote 
für  Weizen,  Gerste  und  Hafer  in  den  untersuchten  25  Jahren  im 
allgemeinen  wächst,  während  die  Aussenhandelsquote  für  Roggen 
und  Kartoffeln  eine  bestimmte  Richtung  der  Entwicklung  nicht 
erkennen  lässt. 

Von  der  Landwirtschaft  gehen  wir  nun  zu  dem  anderen 
Zweige  der  Urproduktion  über ;  wir  betrachten  also  jetzt  die 
Aussenhandelsquote  für 

2.  die  wichtigsten  Berg  w^erkser  Zeugnisse. 

Unsere  Untersuchungen  können  sich  da  nur  auf  die  Stein- 
kohlen und  Braunkohlen,  auf  die  Eisenerze  und  Zinkerze  und  auf 
die  Abraumsalze  erstrecken.  Die  Produktionsstatistik  umfasst 
freilich  unter  anderem  auch  noch  die  Bleierze  und  Kupfererze, 
aber  die  Aussenhandelsstatistik  gibt  leider  erst  seit  dem  Jahre 
1896  getrennte  Nachweise  für  diese  beiden  Waren,  die  bis  dahin 
unter  einer  Position  zusammengefasst  wurden  ^).  Die  Entwicklung 
der  Aussenhandelsquote  zeigt  hier  folgendes  Bild  : 


l)  Die  Einzelheiten  dieser  wie  der  weiteren  Berechnungen  können  leider  hier 
mit  Rücksicht  auf  den  Raum  und  auf  die  Uebersichtlichkeit  der  Uarstellung  nicht  mit 
abgedruckt   werden. 
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Steinkohlen 

Braunkohlen 

Eisenerze 

Zinkerze 

AI: 

)raumsalze 

1880—85 

19,4% 

23,9% 

29,0  % 

5-0% 

?•) 

1886—91 

19,4  » 

31. 1    « 

31,4  » 

5,8  . 

12,3% 

1892 — 94 

19,1    5. 

31.4   » 

35.3   » 

7,1   » 

12,4  » 

1895-99 

20,1   >. 

27,9   >■ 

39.4  " 

9,7   " 

15,9    . 

I 900 — 04 

20,6   " 

17,8   » 

40,3   " 

16,8  » 

15.3    » 

Man  sieht,  dass  bei  den  Steinkohlen  das  Anwachsen  des  Aussen- 
handels  dem  der  Produktion  ungefähr  entspricht,  während  bei 
den  Braunkohlen  in  der  ersten  Hälfte  unserer  25  Jahre  der  aus- 
wärtige Handel  eine  kräftigere  Entwicklung  zeigt  als  die  Produk- 
tion, die  aber  in  der  zweiten  Hälfte  der  Beobachtungszeit  ihrer- 
seits einen  so  bedeutenden  Aufschwung  nimmt,  dass  der  Aussen- 
handel,  der  hier  stets  zu  mehr  als  99  Proz.  Einfuhrhandel  bedeutet, 
zunächst  relativ  und  dann  absolut  zurückgeht.  Demgegenüber 
scheint  die  Aussenhandelsquote  für  Abraumsalze  im  allgemeinen 
anzusteigen,  und  sie  ist  vermutlich  für  die  letzte  Periode  nur 
vorübergehend  gesunken  infolge  der  ganz  enormen  Ausdehnung 
des  Kalibergbaus,  der  1895 — 99  durchschnittlich  1990000  Tonnen, 
1900 — 04  durchschnittlich  3  517  000  Tonnen  förderte.  Die  Eisen- 
erze weisen  ebenso  wie  die  Zinkerze  eine  ständig  steigende 
Aussenhandelsquote  auf,  so  dass  man  angesichts  dieser  Zahlen 
für  die  Bergvverkserzeugnisse  die  Behauptung  einer  steigenden 
Aussenhandelsquote  immerhin  für  etwas  besser  begründet  halten 
wird  als  die  entgegengesetzte.  Insofern  weisen  also  die  zuletzt 
gegebenen  Zahlen  eine  gewisse  Aehnlichkeit  mit  denjenigen  für 
die  wichtigsten  Feldfrüchte  auf. 

Auf  die  Berechnungen  über  die  Bergwerkserzeugnisse  folgen 
passend  Betrachtungen  über 

3.  einige  Hüttenerzeugnisse. 

Hier  ist  über  Roheisen,  Kupfer,  Zink  und  Blei  zu  berichten. 
Bei  allen  vier  Waren  sind  zwar  die  Produktionszahlen  mit  den 
Angaben  der  Aussenhandelsstatistik  nicht  ganz  streng  vergleich- 
bar, aber  die  Unterschiede  sind  doch  so  gering,  dass  das  Kaiser- 
liche Statistische  Amt  kein  Bedenken  trug,  sie  zu  Verbrauchs- 
berechnungen zu  vereinigen ;  deshalb  werden  auch  wir  diese 
Zahlen  unseren  Berechnungen  ruhig  zu  Grunde  legen  dürfen. 
Man  erhält  dann  folgende  Daten  über  die  Entwicklung  der  Aussen- 
handelsquote : 


l)  Die  Aussenhandelsstatistik  führt  erst  seit  1885   die  Abraumsalze  gesondert  auf. 
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Roheisen 

Kupfer 

Zink 

Blei 

1880—85 

16,5% 

105  % 

52,6  % 

52,9% 

1886—91 

1 1,0   » 

121     » 

50,0      V 

44.0   . 

1892—94 

8,1    » 

168    » 

52,2  » 

45,9    » 

1895—99 

9,2    » 

228    » 

47.9   * 

52.2    » 

1900-04 

8,0  » 

271     » 

50,1    » 

57,0  » 

Die  Aussenhandelsquote  des  Kupfers  steigt  also  ununterbrochen 
und  auch  die  des  Bleies  zeigt  eine  wachsende  Tendenz.  Dennoch 
wäre  es  voreilig,  wollte  man  auch^diese  Tabelle  als  ein  Argument 
für  die  Behauptung  von  der  wachsenden  Aussenhandelsquote  an- 
sehen, denn  gerade  bei  dem  Roheisen,  dem  bei  weitem  wichtig- 
sten Hüttenerzeugnis,  scheint  sich  eher  die  entgegengesetzte  Ten- 
denz bemerkbar  zu  machen. 

4.  Einige  Ganzfabrikate  der  Eisenindustrie. 

Eine  reichhaltige  Zusammenstellung  des  vorhandenen  stati- 
stischen Materials  über  die  Eisen-  und  Stahlindustrie  findet  sich 
in  einem  vom  Verein  deutscher  Eisen-  und  Stahlindustrieller  im 
Jahre  1902  herausgegebenen  Buche  ^).  Dort  vergleicht  Dr.  RentsscJi 
für  eine  Reihe  von  Ganzfabrikaten  die  Angaben  der  Produktions- 
statistik mit  denen  der  Handelsstatistik.  Für  einige  dieser  Waren 
lassen  sich  aber  diese  Zahlen  nicht  über  den  ganzen  Zeitraum 
von  1880 — -1904  verfolgen,  und  diese  Artikel  müssen  daher  für 
uns  ausscheiden.  Bei  einigen  andern  habe  ich  Bedenken  gegen 
die  Vergleichbarkeit  der  Produktions-  und  Aussenhandelszahlen, 
sodass  für  unsere  Berechnungen  nur  drei  wichtige  Eisenfabrikate 
in  Betracht  kommen :  Eisenbahnschienen,  eiserne  Platten  und 
Bleche  (ausschliesslich  Weissblech)  und  endlich  Eisendraht.  Aber 
auch  bei  diesen  Waren  muss  ich  die  Verantwortung  für  die  Ver- 
gleichbarkeit der  benutzten  Zahlen  dem  genannten  Autor  über- 
lassen. Ich  habe  seine  Angaben  nach  der  Reichsstatistik  ergänzt 
und  erhalte  auf  diese  Weise  nachstehende  Zahlen  für  die  Ent- 
wicklung der  Aussenhandelsquote: 

Ei.senbahnschienen  Platten  und  Bleche  Draht 

1880-85  39,1%  18,0  0/^  54,40/^ 

1886—91  29,3    .'  15.9   ..  47,9   . 

1892  —  94  20,8   »  17,0  »  43,2   » 

1895 — 99  17,0  »  20,0  »  38,8  » 

1900 — 04  27,6  ^  26,8  »  42,0  » 

Diese  Tabelle    zeigt,    dass    die  Aussenhandelsquote    für  Schienen 


l)   »Die  Entwicklung  der  deutschen  Eisen-  und  Stahlindustrie  mit  Einschluss  von 
Luxemburg  in  den   letzten  Jahrzehnten«. 
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und  Draht  sich  in  gleicher  Weise  entwickelt  hat;  beide  Male 
zeigt  sich  ein  Herabsinken  bis  zur  vorletzten  Periode  und  dann 
eine  ansteigende  Bewegung.  Diese  ist  bei  den  Eisenbahnschienen 
besonders  stark  und  hat  ihre  Ursache  vor  allem  in  der  infolge 
der  Krise  von  1900 — 1902  enorm  gesteigerten  Ausfuhr  an  Eisen- 
bahnschienen.    Diese  betrug  nämlich  (in   1000  Tonnen): 


1898 

124 

1899 

HO 

1900 

156 

I90I 

181 

1902 

367 

1903 

.379 

1904 

21 1 

Im  Gegensatz  zu  der  bei  den  Schienen  und  dem  Eisendraht  be- 
obachteten Bewegung  zeigt  die  Aussenhandelsquote  für  Platten 
und  Bleche  eine  in  der  Hauptsache  ansteigende  Richtung,  sodass 
sich  auf  Grund  dieses  Materials  ein  allgemeines  Urteil  über  die 
Bewegung  der  Aussenhandelsquote  der  Eisenfabrikate  nicht  ab- 
geben lässt. 

Damit  haben  wir  die  wichtigeren  Waren,  für  die  regelmässige 
produktionsstatistische  Erhebungen  um  ihrer  selbst  willen  veran- 
staltet werden,  nahezu  erschöpft;  nur 

5 .  das  C  h 1 o  r  k  a  1  i  u  m 

ist  hier  noch  zu  erwähnen.     Seine  Aussenhandelsquote  betrug 

1880-85  67,7%, 

1886—91  57,2  » , 

1892 — 94  59,6  » , 

1895 — 99  49,8   »    und 

1900 — 04  43,1   »  ; 

sie  ist  also  im  allgemeinen  gesunken.  Ihr  vorübergehendes  An- 
steigen von  der  zweiten  zur  dritten  Periode  ist  durch  die  ausser- 
gewöhnlich  grosse  Ausfuhr  des  Jahres  1894  verursacht.  Es  wurden 
nämlich  exportiert 

im  Jahre  Tausend  Tonnen 

1892  63,2 

1893  85,9 

1894  93-9 

1895  78,7 

1896  85,9 

Wir  kommen  zu  denjenigen  Waren,  deren  Produktion  stati- 
stisch verfolgt  wird,  weil  sie  steuerpflichtig  sind.  Die  vier  hier 
zu  behandelnden  Waren  sind 

6.  Zucker,  Salz,  Tabak  und  Bier. 
Für  den  Zucker   habe   ich  die  Menge  des  gewonnenen  Roh- 
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Zuckers  in  Beziehung  gesetzt  zum  Aussenhandel  mit  Zucker 
aller  Art.  Hierbei  müsste  man,  streng  genommen,  die  Tatsache 
berücksichtigen,  dass  eine  Tonne  Rohzucker  nicht  genau  eine 
Tonne  Konsumzucker  ergibt,  sondern  nur  etwa  0,9  Tonnen.  Die 
Vernachlässigung  dieses  Umstandes  kann  natürlich  das  Resultat 
der  Berechnungen  nicht  wesentlich  beeinflussen.  Bei  dem  Salz 
wurden  die  Verbrauchsberechnung^n  des  Kaiserlichen  Statistischen 
Amtes  zu  Grunde  gelegt,  derart,  dass  als  Produktion  der  Absatz 
der  deutschen  Salzwerke  im  Zollgebiete  zuzüglich  des  Absatzes  nach 
dem  Auslande  und  als  Aussenhandel  die  Summe  aus  dem  Absatz 
nach  dem  Auslande  und  der  Einfuhr  von  fremdem  Salz  in  das  Zollge- 
biet angesehen  wurde.  Auch  bei  dem  Tabak  wurden  die  Ver- 
brauchsberechnungen des  Kaiserlichen  Statistischen  Amtes  benutzt, 
und  zwar  beziehen  sich  unsere  Zahlen  auf  Rohtabak  in  fabrikations- 
reifem Zustande.  Bei  den  Angaben  betreffs  des  Bieres  wurden 
der  Einfachheit  halber  100  kg  =  l  hl  gesetzt,  wobei  der  Umstand 
unberücksichtigt  bleibt,  dass  die  Aussenhandelsstatistik  für  die 
Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Bier  nicht  das  Netto-,  sondern  das 
Bruttogewicht  angibt.  Diese  Ungenauigkeit  ist  natürlich  ohne 
Einfluss  auf  das  P>gebnis  der  Berechnungen.  Für  die  Aus- 
senhandelsquote  der  genannten  vier  Waren  erhalten  wir  folgende 
Zahlen : 


Zucker 

Salz 

Rohlabak 

Bier 

1880—85 

53.7  % 

21,1% 

87.0% 

3.6% 

I8S6— 91 

59.2  >. 

17,4  » 

158,7    * 

2,6  » 

1892 — 94 

51.7  » 

20,0  » 

191,4   » 

2,2   » 

1895—99 

59.9  " 

20,2   » 

183,1    » 

2,4   . 

1900 — 04 

55.2  » 

24,6  » 

217.7    » 

2,7    » 

Man  sieht  also,  dass  die  Aussenhandelsquote  für  Salz  und  Roh- 
tabak im  allgemeinen  eine  ansteigende  Bewegung  zeigt.  Dass 
sie  für  den  Rohtabak  von  der  dritten  zur  vierten  Periode  vorüber- 
gehend herabsinkt,  findet  seine  Erklärung  nicht  etwa  in  einer 
Verminderung  der  Einfuhr,  sondern  in  den  aussergewöhnlich 
grossen  Produktionsmengen  der  Jahre  1895 — 97.  Diese  hohen 
Produktionszahlen  sind  aber  nicht  so  sehr  eine  Folge  guter  Ernten 
als  vielmehr  einer  beträchtlichen  Erweiterung  der  mit  Tabak  be- 
pflanzten Fläche  (vgl.  die  folgende  Tabelle)^). 


I)  Stat.  Jahrb.  f.   d.  D.  R.  1906. 
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Erzeugung  von 

Rohtabnk 

Fl: 

ächen; 

Inhalt  der  mit  Tabak 

in  Tausend 

Tonnen 

bebauten  Grundstücke 

IS94 

30,65 

17  575   ha 

1895 

38,84 

21  154     >, 

1896 

37,01 

22  076     » 

1897 

36,27 

21  567     « 

1898 

26,05 

17652       r 

Trotz  des  hierdurch  verursachten  Herabsinkens  der  Aussen- 
handelsquote  von  der  dritten  zur  vierten  Periode  darf  man  wohl 
doch  sagen,  dass  sie  für  den  Rohtabak  ebenso  wie  für  das  Salz 
eine  im  grossen  und  ganzen  steigende  Bewegung  zeigt,  wo  hin- 
gegen sich  weder  für  das  Bier  noch  für  den  Zucker  eine  be- 
stimmte Entwicklungstendenz  der  Aussenhandelsquote  angeben 
lässt. 

Nunmehr  haben  wir  unsern  Rundgang  durch  das  Gebiet  der- 
jenigen wichtigeren  Waren,  deren  Produktion  von  Jahr  zu  Jahr 
statistisch  verfolgt  wird,  beendet  und  kommen  damit  zu  der  Frage, 
für  welche  Artikel  die  nicht  vorhandenen  produktionsstatistischen 
Daten  mit  hinreichender  Genauigkeit  durch  anderweitiges  Zahlen- 
material ersetzt  werden  können.  Ein  einigermassen  brauchbares 
Surrogat  für  die  Produktionsstatistik  lässt  sich  nun  für  ein  sehr 
wichtiges  Gebiet  unseres  Wirtschaftslebens  angeben,  nämlich  für 
die  Baum  Wollindustrie.  Da  ja  in  Deutschland  keine 
Baumwolle  wächst,  lässt  sich  mittels  der  Aussenhandelsstatistik 
sehr  einfach  bestimmen,  wieviel  Rohmaterial  unserer  Baumwoll- 
industrie zur  Verfügung  steht.  Nun  ist  die  Baumwolle  zwar  man- 
nigfacher Verwendung  fähig;  aber  man  macht  doch  schwerlich 
einen  ins  Gewicht  fallenden  Fehler,  wenn  man  annimmt,  dass  un- 
sere ganze  Mehreinfuhr  an  Baumwolle  in  die  Spinnereien  gelangt, 
um  dort  in  Garn  verwandelt  zu  werden.  Lässt  sich  nun  mit  eini- 
ger Zuverlässigkeit  angeben,  wieviel  kg  Garn  aus  100  kg  roher 
Baumwolle  durchschnittlich  gesponnen  werden,  so  hat  man  damit 
das  nötige  Material,  um  unsere  Produktion  an  Baumwollgarn  zu 
berechnen.  Auf  diese  Weise  hat  z.  B.  schon  Dieterici^^  die  Pro- 
duktion an  Baumwollgarn  geschätzt,  indem  er  von  der  Annahme 
ausging,  dass  ^/n  der  Mehreinfuhr  an  Rohbaumwolle  als  Spinn- 
abfall anzusehen  sei.  Auch  in  der  neueren  Literatur  finden  sich 
mehrfach    derartige    Berechnungen    und    zwar   nicht    nur    für    die 


l)  »Statistische  Uebersicht  der  wichtigsten  Gegenstände  des  Verkehrs  und  Ver- 
brauchs im  Preuss.  Staate  und  im  deutschen  Zollverbande  in  dem  Zeiträume  von 
1831— 1836«^.    Berlin  1838,  S.  317. 
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Garnproduktion,  sondern  auch  für  die  Herstellung  baumwollener 
Gewebe,  wobei  man  die  Annahme  macht,  dass  alles  Garn  zu 
Geweben  verarbeitet  wird.  Natürlich  muss  man  dann  auch  noch 
eine  Vermutung  darüber  aufstellen,  wieviel  kg  Baumwollwaren 
durchschnittlich  aus  loo  kg  Garn  gewonnen  werden.  So  hat  Som- 
bart  ^)  die  Produktionsmengen  der  Baumwollindustrie  geschätzt, 
indem  er  mit  Berufung  auf  BieiieJtgräber  annahm,  dass  aus  5  kg 
Baumwolle  4  kg  Garn  und  weiter  3  kg  Gewebe  hergestellt  wer- 
den. Die  gleiche  Annahme  zur  Berechnung  der  Produktion  an 
Baumwollgarn  benutzen  auch  v.  jfuraschek^)  und  BaIlod^)\  letz- 
terer hat  freilich  früher  geglaubt,  annehmen  zu  sollen,  dass  100  kg 
roher  Baumwolle  80 — 82,5  kg  Garn  liefern,  wozu  aber  noch  die- 
jenige Menge  hinzukomme,  die  aus  den  Abfällen  gewonnen  wird*). 
Für  den  weiteren  Abgang  bei  der  Verarbeitung  des  Garns  zu  fer- 
tigen Geweben  nimmt  Ballod  nur  2  bez.  2—4  Proz.  an,  also  sehr 
viel  weniger  als   Sombart. 

Unter  diesen  Umständen  schien  es  mir  angezeigt,  Sachver- 
ständigen der  Baumwollindustrie  die  Frage  vorzulegen,  in  wel- 
chem Verhältnis  Baumwolle  auf  Garn  und  weiter  auf  Gewebe  zu 
reduzieren  ist,  und  insbesondere,  ob  denn  dieses  Verhältnis  bei 
Berechnungen,  die  sich  über  die  Zeit  von  1880 — 1904  erstrecken, 
als  konstant  angesehen  werden  darf;  ich  hielt  es  nämlich  nicht 
für  ausgeschlossen,  dass  technische  Fortschritte  oder  dergleichen 
hierauf  eingewirkt  haben.  Diese  Vermutung  hat  sich  aber  nicht 
bestätigt,  vielmehr  stimmen  die  Antworten,  die  ich  von  drei  Baum- 
wollindustriellen erhielt,  darin  überein,  dass  man  die  Abgangs- 
quote beim  Spinnen  und  Weben  als  konstant  ansehen  darf.  Da- 
gegen hat,  wie  mir  ein  Fabrikant,  auseinandersetzt,  die  künstliche 
Beschwerung  der  Baumwollwaren  entschieden  zugenommen,  und 
das  hat  seine  Ursache  darin,  dass  »der  Zug  der  Zeit  nach  billigen 
Qualitäten  gehe.  In  den  1880er  und  1890er  Jahren  wurden  noch 
mehr  bessere  Qualitäten  als  heute  hergestellt.  Besonders  die  Kon- 
fektion verlangt  billigere  Artikel  mit  mehr  Beschwerung.   .  .  .  Die 


i)  a.  a.  O.  S.  432  f. 

2)  »Uebersichten  der  Weltwirtschaft«,  Jahrg.  1885 — 89.    Berlin  1896.  S.  452  und 
Hdw.   d.   -Staatsw.,   Art.   »Baumwollindustrie«.    II.  Aufl.   Bd.   2. 

3)  »Deutschlands  wirtschaftliche  Entwickelung  seit  1870«   im  Jahrb.  f.  Gesetzgeb. 
Verw.  u.   Volksw.   etc.   1900. 

4)  »Die  Bedeutung  der  Landwirtschaft  und  der  Industrie  in  Deutschland«,  eben- 
da 1898. 
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Durchschnittsqualität  ist  deshalb  zurückgegangen,  und  die  künst- 
liche Beschwerung  hat  zugenommen«.  Die  Zahlen,  die  mir  für 
den  Verlust  beim  Spinnen  und  Weben  von  den  befragten  Sach- 
verständigen angegeben  wurden,  stimmen  nicht  genau  miteinander 
überein.  Immerhin  scheint  mir  folgende  Darstellung  der  Wirk- 
lichkeit ziemlich  nahe  zu  kommen :  aus  100  kg  roher  Baumwolle 
erhält  man  zunächst  etwa  82  kg  Garn,  ausserdem  aber  ergeben 
die  Abfälle  noch  weitere  8  kg  Garn,  sodass  100  kg  Baumwolle 
gleich  90  kg  Garn  zu  setzen  sind.  Wieviel  kg  Gewebe  aus  100  kg 
Garn  durchschnittlich  hergestellt  werden,  lässt  sich  sehr  schwer 
angeben,  weil  die  künstliche  Beschwerung  bei  den  einzelnen  Ar- 
tikeln ausserordentlich  verschieden  ist;  es  dürfte  sich  nach  den 
Angaben,  die  mir  darüber  gemacht  wurden,  empfehlen,  das  Ge- 
wicht der  fertigen  Waren  als  ebenso  gross  wie  das  des  Garns 
anzunehmen,  aus  dem  sie  hergestellt  werden.  Von  diesen  Vor- 
aussetzungen ausgehend,  habe  ich  nachstehende  Tabelle  berechnet, 
in  der  unter  Baumwolle  die  Summe  aus  den  drei  Positionen:  rohe 
Baumwolle  —  Baumwollabfälle  —  Baumwolle  kardätscht,  gekämmt, 
gefärbt  etc.  zu  verstehen  ist.     Es  betrug  in  Tausend  Tonnen 


im  Durchschnitt  der  Jahre 

1880—85 

1886—91 

1892—94 

1895—99 

1900 — 04 

die    Mehreinfuhr    an    Baum- 

wolle 

151-5 

208,0 

243.7 

296,5 

343.2 

die     mutmassliche     Garnpro- 

duktion 

136,4 

187,2 

219.3 

266,9 

308,9 

der  Aussenhandel  mit  Garn 

28,0 

27,6 

25.5 

31.2 

30,3 

daher  die  Aussenhandelsquote 

für  Garn  (in  ^/q) 

20,5 

14.7 

11,6 

".7 

9,8 

die  Mehreinfuhr  an  Garn 

9>5 

12,9 

8,8 

15.0 

7,0 

die  mutmassliche  Produktion 

an   Geweben 

145.9 

200,1 

228,1 

281,9 

315.9 

der  Aussenhandel  mit  Gewe- 

ben 

24,5 

28,8 

34.3 

40,7 

49.7 

daher  die  Aussenhandelsquote 

für  Gewebe  (in  O/g) 

16,8 

14.4 

15.0 

14,4 

15.7   . 

Bei  aller  Vorsicht,  mit  der  man  derartige  Berechnungen  auf- 
nehmen muss,  wird  man  doch  sagen  dürfen,  dass  diese  Tabelle 
zweierlei  beweist:  nämlich  1)  dass  die  Aussenhandelsquote  für 
Baumwollgarn  in  diesen  25  Jahren  eine  sinkende  Tendenz  zeigt, 
und  2)  dass  die  Aussenhandelsquote  für  Baumwollwaren  keine 
grossen  Veränderungen  aufweist.  Dass  die  Aussenhandelsquote 
des  Garns  von  der  dritten  zur  vierten  Periode  vorübergehend  ein 
wenig  ansteigt,  hat  seine  Ursache,  wie  man  sieht,  darin,  dass  zu 
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jener  Zeit  die  deutsche  Weberei  sich  so  rapid  ausdehnte,  dass 
die  Spinnerei,  obwohl  auch  sie  ihre  Produktion  beträchthch  ver- 
mehrte, nicht  gleichen  Schritt  mit  ihr  zu  halten  vermochte.  Das 
war  aber  nur  eine  vorübergehende  Erscheinung,  denn  im  grossen 
und  ganzen  wächst  unsere  Spinnerei  schneller  als  die  Weberei, 
sodass  sich  der  Abstand  zwischen  diesen  beiden  Zweigen  der 
deutschen  Baumwollindustrie  immer  mehr  verringert. 

Erheblich  schwieriger  als  für  die  Baumwollindustrie  sind  diese 
Verhältnisse  für  die  ebenfalls  äusserst  wichtige  Wollindu- 
strie zu  übersehen ;  dennoch  dürfen  wir  es  nicht  unterlassen, 
die  Berechnung  der  Aussenhandelsquote  für  Wolle,  Wollgarn  und 
Wollwaren  zu  versuchen.  Für  die  deutsche  Wollproduktion  lie- 
gen zahlreiche  Schätzungen  vor,  die  naturgemäss  von  der  durch 
die  Viehzählungen  festgestellten  Grösse  des  deutschen  Schafbe- 
standes ausgehen.  Nun  finden  aber  bekanntlich  Viehzählungen 
nicht  etwa  alljährlich  statt,  sondern  nur  in  grösseren  Zwischen- 
räumen, und  es  fragt  sich  daher,  ob  das  statistische  Material  hier 
auch  Schlüsse  gestattet  auf  die  Entwicklung  in  der  Zeit  zwischen 
zwei  Erhebungen.  Sehen  wir  uns  zunächst  einmal  an,  was  uns 
die  Statistik  von  der  Entwicklung  des  deutschen  Schafbestandes 
zu  erzählen  weiss!     Es  wairden  gezählt 

am   lo.  J?.nuar        1873  25,00  Mill.  Schafe 

am    10.  Januar         1883  I9>I9       "          * 

am      I.  Dezember  1892  I3j59       »          * 

am      I.  Dezember  1897  10,87       "^          * 

am      I.  Dezember  1900  9,69       »          » 

Alan  sieht  also  ein  ununterbrochenes  und  ziemlich  gleichmässiges 
Herabsinken  der  Zahlen.  Die  Verminderung  des  Schafbestandes 
beträgt 

im  ersten  Jahrzehnt  5,81   Mill.  Stück, 

im  zweiten  Jahrzehnt  5, 60       »  »     , 

im  folgenden  Jahrfünft  2,72       '  »     , 

in  den  letzten  3  Jahren  I,l8       »  »     , 

sie  hat  sich  also  allmählich  immer  etwas  langsamer  vollzogen. 
Diese  Verlangsamung  ist  jedoch  so  gering,  dass  man  keinen  er- 
heblichen Fehler  macht,  wenn  man  annimmt,  dass  die  Verringe- 
rung des  Schafbestandes  zwischen  zwei  Viehzählungsterminen  sich 
auf  die  einzelnen  Jahre  gleichmässig  verteilt.  Dass  grössere 
Schwankungen  in  dieser  Entwicklung  nicht  vorgekommen  sind, 
lässt  sich  ja  schon  aus  der  obigen  Tabelle  vermuten,  wird  aber 
zur  Gewissheit,  wenn  man  bedenkt ,  dass  die  Verminderung  un- 
seres Schafbestandes  nichts  anderes  ist  als  die  Kehrseite  der  Me- 
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daille,  auf  deren  Vorderseite  die  wachsende  Intensität  der  deut- 
schen Landwirtschaft  steht.  Wie  aber  diese  Intensivierung  nicht 
sprungweise  vor  sich  gegangen  ist,  so  muss  auch  die  Verminde- 
rung des  Schafbestandes  als  ein  ganz  allnnählich  sich  vollziehen- 
der Prozess  angesehen  werden.  Hier  liegt  also  einmal  einer  jener 
Fälle  vor,  wo  man  es  getrost  wagen  darf,  aus  mehreren  um  ein 
Jahrzehnt  auseinanderliegenden  Beobachtungen  Schlussfolgerungen 
für  die  Entwicklung  zwischen  diesen  Zeitpunkten  zu  ziehen. 

Um  die  deutsche  Wollproduktion  für  jedes  Jahr  schätzen  zu 
können,  braucht  man  daher  nur  noch  zu  wissen,  wieviel  kg  W'oUe 
ein  Schaf  durchschnittlich  im  Jahre  liefert.  Diese  Angabe  muss 
natürlich  sehr  verschieden  ausfallen,  je  nachdem,  ob  man  sie  auf 
Schmutzwolle  oder  sog.  Rückenwäsche  ^)  bezogen  wissen  will. 
V.  y^urasc/ieks'^)  Annahme,  dass  ein  Schaf  durchschnittlich  1,3  kg 
Wolle  pro  Jahr  liefert ,  bezieht  sich  offenbar  auf  Rückenwäsche. 
Legt  man  diese  Zahl  zu  Grunde  ,  so  erhält  man  folgendes  Bild 
von  der  mutmasslichen  Wollproduktion  Deutschlands: 

im  Durchschnitt  der  Jahre  .  Tausend  Tonnen 

1880-85  25,3 

1886 — 91  20,9 

1892—94  17,7 

1S95— 99  14,9 

1900 — 04  12,1 

Diese  Schätzungen  dürften  von  der  Wirklichkeit  nicht  viel 
abweichen;  jedenfalls  sind  sie  eher  zu  niedrig  als  zu  hoch ^).  Bei 
der  Berechnung  der  Aussenhandelsquote  für  Wolle  darf  man  nun 
nicht  etwa  die  im  auswärtigen  Handel  umgesetzten  Mengen  an 
Schafwolle  ohne  weiteres  mit  den  eben  berechneten  Produktions- 
zahlen vergleichen  ,  vielmehr  ist  der  Unterschied  ,  der  zwischen 
Schmutzwolle,  Rückenwäsche,  nach  der  Schur  gewaschener  Wolle 
(Fabrikwäsche),  gekämmter  Wolle  und  Kämmlingen  besteht,  ge- 
bührend in  Rechnung  zu  ziehen.  Nun  ist  aber  in  der  Aussen- 
handelsstatistik  nicht  zwischen  Schmutzwolle  und  Rückenwäsche 
unterschieden,  und  bis   1899  umfasste  dieselbe  Position  auch  noch 

1)  D.  h.  solche  Wolle,  die  man  erhält,  wenn  man  das  Schaf  vor  der  Schur 
einer  Waschung  unterzieht. 

2)  Handwörterb.  d.  Staatsw.  VII.  Bd.  (2.  Aufl.)  Art.  »Wolle  und  Wollindustrie« 
und   »Uebersichten  der  Weltwirtschaft«.    Berlin   1896,   S.  469. 

3)  Vgl.  JVtHy  Senkel,  »Wollproduktion  und  Wollhandel  im  19.  Jahrhundert  mit 
besonderer  Berücksichtigung  Deutschlands«,  Ergänzungsheft  2  7,ur  Zeitschr.  f.  d.  ges. 
Staatswiss.  Tübingen  1901,  S.  15  und  Kurt  Apelt,  »Die  Konsumtion  der  wichtigsten 
Kulturländer  in  den  letzten  Jahrzehnten«.    Berlin   1899. 
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die  nach  der  Schur  gewaschene  Schafwolle.  Das  lässt  erkennen, 
dass  die  Berechnung  der  Aussenhandelsquote  für  Wolle  keinen 
Anspruch  auf  grosse  Genauigkeit  erheben  kann.  Da  loo  kg 
Schmutzwolle  etwa  50  kg  Rückenwäsche  entsprechen  und  der 
weitaus  grösste  Teil  derjenigen  Mengen,  die  die  Aussenhandels- 
statistik  in  der  Rubrik  »Schafwolle,  mit  dem  Schweiss  oder  nur 
auf  dem  Körper  gewaschen«  nachweist ,  aus  Schmutzwolle  be- 
steht, so  dürften  die  in  dieser  Position  angegebenen  Zahlen  durch 
Multiplikation  mit  0,55  einigermassen  zutreffend  auf  Rückenwäsche 
reduziert  werden.     Fasst  man  aber  die   5  Positionen 

Schafwolle  ,    mit  dem  Schweiss    oder   nur  auf  dem  Körper  ge- 
waschen, 
Schafwolle,  nach  der  Schur  gewaschen;  auch  gekrempelte  oder 

gebleichte  Schafwolle, 
Schafwolle  und  Alpaka-,  Lama-  ,    Kamel-   etc.   Haare  ,    gefärbt 

oder  gemahlen, 
Gekämmte  Wolle  und 
Kämmlinge 
zusammen,  so  mag  die  Reduktion  auf  Rückenwäsche  eine  Multi- 
plikation etwa  mit    0,75    erfordern.     Unter    dieser   Voraussetzung 
erhält  man  folgende  Zahlen  für  die  Aussenhandelsquote  für  Schaf- 
wolle : 

1880-85  315%') 

1886  —  91  544  " 

1892 — 94  770  » 

1895—99  1043  » 

1900 — 04  1205  » 

Das  fortgesetzte  starke  Ansteigen  dieser  Zahlen  lässt  erkennen, 
dass  trotz  der  geringen  Zuverlässigkeit  dieser  Berechnungen  eine 
steigende  Tendenz  der  Aussenhandelsquote  für  Wolle  als  un- 
zweifelhaft anzusehen  ist. 

Es  ist  klar,  dass  man  die  Aussenhandelsquote  für  Wollen- 
garn und  Wollenwaren  in  ähnlicher  Weise  —  wenn  auch  mit  ge- 
ringerer Genauigkeit  —  berechnen  kann,  wie  das  oben  für  Baum- 
wollgarn und  Baumwollwaren  geschah.  Ballod'^)  nimmt  an,  dass 
100  kg  Rückenwäsche  80  kg  Garn  und  weiter  100  kg  Garn  98  kg 
Gewebe    ergeben;     auch    Soinbart^)    setzt    für    die    Wollspinnerei 

1)  Für  die  Periode  1880  —  85  ist    der  Aussenhandel    mit  Kämmlingen    unberück- 
sichtigt gelassen,  weil   er  vor   1885  nicht  gesondert  nachgewiesen  wird. 

2)  Jahrb.  f.  Gesetzgeb. ,    Verw.    u.  Volksw.    u.  s.  w.   1900,    S.   503;    vgl.    auch 
ebenda  1898,   S.   909. 

3)  a.  a.   O.  S.  432. 
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einen  Abgang  von  ^/s  in  Rechnung.  Nach  den  Mitteilungen,  die 
ich  von  drei  Sachverständigen  der  Wollindustrie  hierüber  erhielt, 
muss  ich  aber  annehmen  ,  dass  durchschnittlich  100  kg  Rücken- 
wäsche nur  70  kg  Garn  und  100  kg  Garn  nur  80  kg  Wollwaren 
liefern.  Legt  man  diese  Zahlen  zu  Grunde  ,  so  erhält  man  fol- 
gende Berechnung  :   es  betrug  in  Tausend  Tonnen 


im  Durchschnitt  der  Jahre 

1880—85 

1886—91 

1892 — 94 

1895-99 

1900 — 04 

die    mutmassliche    VVollproduktion 

(auf  Rückenwäsche  reduziert) 

25.3 

20,9 

17-7 

I4>9 

12,1 

die     Mehreinfuhr    an    Wolle    (auf 

Rückenwäsche  reduziert) 

59.3 

90,0 

112,1 

126,7 

122,4 

die  mutmassliche  Wollgarnproduk- 

tion 

59.2 

77>6 

90,9 

99,1 

94,2 

der  Aussenhandel   mit  Wollgarn 

21,7 

25.5 

29.4 

32,9 

33,0 

daher   die  Aussenhandelsquote  für 

Wollgarn  (in  0/^) 

36,7 

32,9 

32,3 

33.2 

35.0 

die  Mehreinfuhr  an   Wollgarn 

".7 

12,9 

14,3 

15.5 

12,4 

die    mutmassliche    Produktion    an 

Wollwaren 

56.7 

72,4 

84,2 

91.7 

85,3 

der  Aussenhandel    mit  Wollwaren 

27,4 

32,2 

32,6 

33,6 

35-0 

daher  die  Aussenhandelsquote   für 

Woll waren   (in  %) 

48,3 

44,5 

38,7 

36,6 

41,0 

Wenn  man  nun  bedenkt ,  dass  die  Kunstwolle  sich  ein  immer 
grösseres  Feld  erobert  hat,  so  dass  nach  Senkels  Ansicht  gegen- 
wärtig »der  grösste  Teil  der  zur  Verarbeitung  gelangten  Wolle 
noch  einmal  auflebt ,  um  als  Kunstwolle  von  neuem  die  schon 
einmal  durchlaufenen  Fabrikationsprozesse  durchzumachen'  \),  so 
wird  man  die  Beweiskraft  der  obigen  Zahlen,  bei  deren  Berech- 
nung diese  Tatsache  schlechterdings  nicht  berücksichtigt  werden 
konnte,  allein  aus  diesem  Grunde  schon  für  äusserst  gering  halten 
müssen.  Man  wird  aber  doch  sagen  dürfen,  dass  es  nach  unseren 
Berechnungen  wahrscheinlich  (aber  nicht  mehr!)  ist,  dass  die 
Aussenhandelsquote  für  Wollgarn  nur  geringfügige  Veränderun- 
gen durchgemacht  hat,  während  diejenige  für  Wollwaren  vermut- 
lich eine  sinkende  Tendenz  befolgt  hat. 

Im  vorstehenden  sind,  wie  ich  glaube,  alle  wichtigeren  Wa- 
ren behandelt  worden,  für  die  man  die  Aussenhandelsquote  durch 
den  Zeitraum  der  25  Jahre  von  1880 — 1904  mit  mehr  oder  min- 
der grosser  Genauigkeit  zahlenmässig  verfolgen  kann.  Nicht  we- 
niger als  27  Artikel  wurden  in  den  Kreis  der  Betrachtungen  ge- 
zogen, und    die  Ergebnisse  dieser  Untersuchungen    sind    bei    den 


I)  a.  a.  O.  S.  136. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1908.  2. 
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einzelnen  Waren  so  verschiedenartig ,  dass  wir  dieses  Kapitel 
nicht  ohne  eine  kurze  Zusammenstellung  unserer  Resultate  ab- 
schliessen  dürfen.  Ein  ununterbrochenes  Ansteigen  zeigt  die 
Aussenhandelsquote  für  Eisenerze,  Zinkerze,  Kupfer  und  Wolle; 
diesen  Waren  schliessen  sich  diejenigen  an,  für  die  wir  eine  im 
grossen  und  ganzen  ansteigende  Bewegung  der  Aussenhandels- 
quote feststellten,  nämlich :  Weisen,  Gerste,  Hafer,  Abraumsalze, 
Blei,  eiserne  Platten  und  Bleche ,  Salz  und  Rohtabak.  Diesen 
beiden  Gruppen,  die  zusammen  12  Waren  umfassen,  stehen  6  Ar- 
tikel gegenüber,  die  eine  im  wesentlichen  sinkende  Tendenz  der 
Aussenhandelsquote  erkennen  lassen,  nämlich:  Roheisen,  Eisen- 
bahnschienen, Eisendraht,  Chlorkalium,  Baumwollgarn  und  Woll- 
waren ;  es  wurde  aber  überhaupt  kein  Artikel  beobachtet ,  bei 
dem  die  Aussenhandelsquote  ununterbrochen  herabsinkt.  Bei  9 
Waren  zeigte  sich,  dass  von  einer  einheitlichen  Entwicklungsten- 
denz der  Aussenhandelsquote  in  der  Beobachtungszeit  nicht  ge- 
sprochen werden  darf,  teils  we'il  hier  die  Aussenhandelsquote 
überhaupt  nur  geringfügige  Veränderungen  aufweist,  teils  weil  sie 
immer  abwechselnd  steigt  und  fällt,  wie  das  beim  Roggen,  beim 
Zink,  beim  Zucker  und  bei  den  Baumwollwaren  der  Fall  ist.  Viel- 
leicht verdient  es  schliesslich  noch  hervorgehoben  zu  werden,  dass 
von  den  5  bisher  noch  nicht  namentlich  bezeichneten  Waren  4 
in  der  ersten  Hälfte  der  Beobachtungszeit  ein  Herabsinken  und 
dann  ein  Steigen  der  Aussenhandelsquote  aufweisen,  nämlich  Kar- 
toffeln, Steinkohlen,  Bier  und  Wollgarn,  während  nur  die  Braun- 
kohlen das  umgekehrte  Bild  zeigen. 

Wie  steht's  also  mit  dem  Dogma  von  der  zunehmenden  Ver- 
flechtung unserer  Volkswirtschaft  in  den  W^eltmarkt .''  WdiX.  Sombart 
Recht  behalten  mit  seiner  Behauptung,  es  sei  falsch,  anzunehmen, 
dass  die  internationalen  Handelsbeziehungen  eine  verhältnismässig 
wachsende  Bedeutung  für  die  moderne  Volkswirtschaft  gewinnen  ? 
Ich  meine ,  die  Antwort  kann  nicht  zweifelhaft  sein ;  auch  der 
Vorsichtigste  wird  mir  zustimmen  können ,  wenn  ich  das  Ergeb- 
nis der  vorstehenden  Untersuchungen  dahin  zusammenfasse  :  min- 
destens ist  es  als  wahrscheinlicher  anzusehen  ,  dass  die  herr- 
schende Meinung  im  Recht  ist,  als  dass  die  entgegengesetzte  Be- 
hauptung zutrifft.  Bleibt  es  auch  der  Natur  der  Sache  nach  in 
letzter  Instanz  der  subjektiven  Entscheidung  des  Einzelnen  über- 
lassen, welches  Gewicht  er  solchen  Untersuchungen  wie  den  obi- 
gen für  die  Lösung    der    behandelten  Frage    beilegen    zu    sollen 
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glaubt,  so  lässt  sich  dennoch  immerhin  einiges  über  deren  Be- 
weiskraft objektiv  feststellen.  In  dieser  Beziehung  ist  zu  bemer- 
ken ,  dass  die  besprochenen  Waren  in  den  Jahren  1900 — 1904 
etwas  mehr  als  ein  Viertel,  nämlich  27,2  Proz.  unseres  Aussen- 
handels  ausmachen  (natürlich  dem  Werte  nach!).  Von  den  unter- 
suchten 27  Artikeln  sprechen  12  zu  gunsten  der  herrschenden 
Ansicht  und  6  dagegen ;  vergleicht  man  diese  Warengruppen 
nach  der  Grösse  ihres  Aussenhandels  in  den  Jahren  1900 — 1904, 
so  ergibt  sich  ,  dass  jene  12  Waren  eine  nahezu  3mal  so  grosse 
Bedeutung  haben  wie  diese  6  (genauer :  der  Umsatz  im  Aussen- 
handel  war  in  dieser  Zeit  bei  jenen  2,81  mal  so  gross  wie  bei 
diesen).  Daher  wird  man  wohl  sagen  dürfen,  dass  es  nach  die- 
sen Untersuchungen  in  hohem  Grade  wahrscheinlich  ist,  dass  der 
Aussenhandel  in  den  letzten  25  Jahren  an  Bedeutung  für  die 
deutsche  Volkswirtschaft  zugenommen  hat. 

II.   Hat    sich  Deutschland    in    den   letzten  Jahrzehnten  immer 
mehr  zum  Exportindustriestaat  entwickelt? 

In  den  einleitenden  Worten  war  bereits  von  Deutschlands 
Entwicklung  vom  Agrar-  zum  Industriestaat  hin  die  Rede,  und 
zwar  wurde  darunter  das  Anwachsen  der  industriellen  und  die 
Abnahme  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerungsquote  verstanden, 
also  dieselbe  Entwicklung,  die  man  mit  einem  Worte  als  Indu- 
strialisierung bezeichnet.  Hiermit  sind  aber  die  Begriffe  »Agrar- 
staat« und  »Industriestaat«  noch  nicht  unzweideutig  bestimmt, 
man  kann  vielmehr  noch  zwischen  den  folgenden  Definitionen 
wählen:  entweder  man  bezeichnet  als  reinen  Agrarstaat  eine 
Volkswirtschaft,  in  der  die  ganze  Bevölkerung  landwirtschaftlich 
tätig  ist,  als  reinen  Industriestaat  den  entgegengesetzten  Fall,  und 
alles,  was  dazwischen  liegt,  als  Mischformen,  oder  man  versteht 
unter  einem  Agrarstaat  eine  Volkswirtschaft,  deren  landwirtschaft- 
liche Bevölkerungsquote  grösser  ist  als  die  gewerbliche,  und  unter 
einem  Industriestaat  das  Gegenteil;  oder  man  unterscheidet,  wie 
dies  Dr.  Richard  Schüller'^)  tut,  drei  Typen,  nämlich  >!.  Agrar- 
staaten, deren  Bevölkerung  ganz  überwiegend  Landwirtschaft 
treibt;  2.  Agrarindustriestaaten,  in  denen  Gewerbe  und  Industrien 
der  Landwirtschaft  ungefähr  die  Wage  halten,  3.  Industriestaaten, 
in  welchen  der  weitaus  grössere  Teil  der  Produktion  auf  gewerb- 
liche Artikel  entfällt«. 


l)   »Schutzzoll  und  Freihandel«,   Wien  und  Leipzig,    1905,   S.   276. 
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Welche  von  den  eben  genannten  oder  ähnlichen  Definitionen 
der  Begriffe  Agrar-  und  Industriestaat  man  annimmt,  darauf 
kommt  m.  E.  wenig  an ;  wesentlich  ist  nur,  ob  man  bei  der 
Unterscheidung  von  Agrar-  und  Industriestaaten  die  Verteilung 
der  Bevölkerung  auf  Landwirtschaft  und  Gewerbe  überhaupt  als 
das  entscheidende  Kriterium  gelten  lässt  oder  nicht.  Darüber 
herrscht  aber  keineswegs  Einstimmigkeit,  vielmehr  erblicken  die 
meisten  Autoren,  obwohl  sie  fast  alle  bei  der  Behandlung  der 
Frage  vom  Agrar-  und  Industriestaat  von  der  Verteilung  der  Be- 
völkerung auf  die  verschiedenen  Berufsabteilungen  ausgehen,  das 
für  diese  Begriffe  massgebende  Charakteristikum  in  der  Struktur 
des  Aussenhandels.  So  sagt  z.  B.  Paul  Voigt,  der  wohl  zuerst 
eine  Definition  des  Begriffes  »Industriestaat«  versucht  hat,  ein 
Industriestaat  sei  ein  Staat,  »dessen  landwirtschaftliche  Produktion 
in  einem  so  grossen  Missverhältnis  zu  dem  Bedarf  der  industriellen 
Bevölkerung  steht,  dass  die  Einfuhr  von  Lebensmitteln  und  Roh- 
stoffen nicht  mehr  bloss  ergänzend  neben  die  heimische  Urproduk- 
tion tritt,  sondern  einen  wesentlichen,  absolut  unentbehrlichen 
Bestandteil  der  Volksernährung  und  Fabrikation  bildet.  Zum 
Begriff  des  Industriestaats  gehört  ferner,  dass  das  Defizit  an 
Lebensmitteln  und  Rohstoffen  in  der  Hauptsache  durch  Ausfuhr 
von  Industrieprodukten  und  durch  die  Zinsbezüge  der  im  Aus- 
land angelegten  Kapitalien  gedeckt  wird«  ^).  In  ähnlicher  Weise 
umgrenzt  auch  Paul  Arndt  diesen  Begriff,  wenn  er  sagt:  »Als 
Industriestaat  lässt  sich  ein  Staat  bezeichnen,  dessen  industrielle 
Produktion  den  Bedarf  seiner  Bevölkerung  übersteigt,  während 
seine  landwirtschaftliche  Produktion  hinter  dem  Bedarf  seiner  Be- 
völkerung zurückbleibt«  ''').  Auch  Adolf  Wagner  will  die  Unter- 
scheidung von  Agrar-  und  Industriestaaten  offenbar  nach  der 
Struktur  des  Aussenhandels  treffen;  denn  nach  seinen  Worten 
denkt  man  bei  dem  Thema  vom  Agrar-  und  Industriestaat  »an 
eine  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  in  folgender  Richtung  :  es 
wird  mehr  und  mehr  ein  wachsender  Teil  des  inländischen  Be- 
darfs an  agrarischen  Nahrungsmitteln,  namentlich  an  Brotgetreide, 
und    auch    an    solchen  Roh-    und    Hilfsstoffen    für    die   Gewerbe, 


1)  »Deutschland  und  der  Weltmarkt«  in  »Handels-  und  Machtpolitik«,  Bd.  i, 
S.  138  ;  ähnlich  bereits  in  der  ersten  Fassung  dieser  Abhandlung  im  Februarheft  der 
Preuss.  Jahrb.    1898. 

2)  »Wirtschaftliche  Folgen  der  Entwicklung  Deutschlands  zum  Industriestaat«, 
iJerlin   1899. 
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welche  nach  Klima,  Boden,  historischer  Entwicklung  der  hei- 
mischen Land-  und  Forstwirtschaft  ...  im  Inlande  gewonnen 
werden  können  und  bisher  es  wurden,  aus  dem  Auslande  .  .  . 
gedeckt,  und  dieser  Bezug  wird  dann  mit  der  Ausfuhr  von  hei- 
mischen Industrieprodukten  bezahlt«  -).  Man  sieht  also,  dass  eine 
Reihe  von  Autoren  —  die  genannten  drei  bilden  nur  Beispiele  — 
als  das  principium  divisionis  bei  der  Unterscheidung  von  Agrar- 
und  Industriestaaten  den  Charakter  des  Aussenhandels  ansieht; 
andere  dagegen  —  ausser  dem  oben  genannten  ScJiüller  seien 
hier  noch  Brentano'^')  und  Pohle^)  ebenfalls  beispielsweise  er- 
wähnt —  lassen  für  diese  Unterscheidung  die  innere  Struktur 
der  Volkswirtschaft  massgebend  sein,  wobei  dann  die  Verteilung 
der  Bevölkerung  auf  Landwirtschaft  und  Industrie  entweder  die 
allein  entscheidende  Rolle  spielt  oder  aber  als  einer  unter  meh- 
reren Gesichtspunkten  in  Betracht  kommt. 

Der  wesentliche  Unterschied  in  der  Auffassung  der  Entwick- 
lung vom  Agrar-  zum  Industriestaate  bei  den  einzelnen  Schrift- 
stellern —  der  übrigens  bisweilen  nicht  genügend  beachtet 
wurde  —  lässt  sich  demnach  auf  die  Formel  bringen :  die  einen 
verstehen  hierunter  die  produktionelle,  die  andern  die  exportative 
Industrialisierung^).  Beide  Prozesse  sind  nicht  nur  nicht  identisch, 
sondern  brauchen  auch  keineswegs  Hand  in  Hand  zu  gehen  ;  denn 
eine  produktioneile  Industrialisierung  könnte  auch  in  einer  isolier- 
ten Volkswirtschaft  bis  zu  einem  gewissen  Grade  statthaben. 
Ihre  Ursachen  würden  dann  in  der  Verringerung  der  hausgewerb- 
lichen Eigenproduktion  der  Landwirte  und  ihrer  Ersetzung  durch 
berufsmässige  Gewerbetätigkeit,  ferner  in  der  Steigerung  des  Be- 
darfs an  solchen  Sachgütern,  bei  deren  Herstellung  die  stoff- 
verarbeitende Tätigkeit  einen  breiteren  Raum  einnimmt,  und 
schliesslich  in  der  »Ersetzung  organisierter  Materie  durch  un- 
organisierte« '°)    zu    suchen    sein.     Daher  kann    also    eine  produk- 


1)  »Agrar-  und  Industriestaat«  2.  Aufl.,  Jena  1902,  S.  22;  vgl.  auch  S.  36;  dort 
spricht  Wagner  von  dem  »fieberhaften  Getriebe  des  reinen  Industriestaats,  der  einen 
immer  grösseren  Teil  seines  Nahrungsmittel-  und  Rohstoffbedarfs  aus  dem  Aus- 
lande bezieht  .  .  .  und  einen  immer  mehr  gesteigerten  Export  von  heimischen  Fabri- 
katen im  Auslande  absetzt«. 

2)  »Die   Schrecken  des  überwiegenden  Industriestaats«.    Berlin   1901. 

3)  »Deutschland  am  Scheidewege«.    Leipzig  1902. 

4)  Ueber  diese  Ausdrucksweise  vgl.   Rudolf  Kobatsch,   »Internationale  Wirtschafts 
Politik«      Wien  1907.  S.  63  f. 

5)  Sotnbart  a.   a.  O.  S.  324. 
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tionelle  Industrialisierung  sehr  wohl  beobachtet  werden ,  ohne 
dass  gleichzeitig  eine  exportative  Industrialisierung  stattzufinden 
braucht. 

Da  sich  nun  neben  dem  Wort  »Industriestaat«  in  der  national- 
ökonomischen Literatur  auch  der  terminus  »Exportindustriestaat« 
trotz  des  Widerspruchs,  den  manche  gegen  diese  Schlagwörter 
erhoben,  längst  Bürgerrecht  erwoVben  hat,  scheint  es  mir  zweck- 
mässig, unter  der  Entwicklung  zum  Industriestaat  die  produktionelle 
Industrialisierung  zu  verstehen,  und  von  einer  Entwicklung  zum 
Exportindustriestaat  nur  dann  zu  sprechen,  wenn  eine  exportative 
Industrialisierung  vorliegt.  Dass  man  die  Bezeichnung  einer 
Volkswirtschaft  als  Exportindustriestaat  von  der  Bedeutung  seiner 
Exportindustrie  abhängig  machen  muss,  darauf  weist  schon  das 
Wort  selbst  gebieterisch  hin;  dennoch  sind  dadurch  weit  aus- 
einander gehende  Auffassungen  von  dem  Wesen  der  Entwicklung 
zum  Exportindustriestaat  noch  nicht  von  vornherein  unmöglich 
gemacht.  Das  zeigte  mit  aller  Deutlichkeit  eine  Artikelserie,  die 
die  Soziale  Praxis  in  den  Monaten  März  bis  Mai  des  Jahres  1899 
veröffentlichte.  Den  Ausgangspunkt  bildete  ein  Aufsatz  von 
Sombart  mit  dem  Titel:  »Entwickeln  wir  uns  zum  Exportindustrie- 
staate.?« ^)  Wie  Sombart  diese  Frage  auffasste,  geht  daraus  her- 
vor, dass  nach  seinen  Worten  auf  das  Verhältnis  des  Exports 
zur  Gesamtproduktion  das  Augenmerk  zu  richten  sei,  wenn  man 
von  einer  Entwicklung  zum  Exportindustriestaate  spricht.  Hier- 
gegen protestierte  Oldenberg  in  einem  »Industriestaat  und  Export- 
industrie überschriebenen  Aufsatze-).  Er  tadelte  »die  rationali- 
stische Distinktion  zwischen  Industriestaat  und  Exportindustrie- 
staat <;  und  meinte,  »das  Charakteristikum  des  Industriestaats 
(liege)  nicht  sowohl  im  Ueberwiegen  seiner  industriellen  Bevöl- 
kerung, als  in  seiner  elementaren  Unselbständigkeit;  in  der  Zwangs- 
lage, einen  erheblichen  Teil  der  unentbehrlichsten  Bedarfsartikel .  .  . 
vom  Auslande  zu  beziehen <;.  Wie  unbegründet  aber  der  Tadel 
gegen  eine  Unterscheidung  der  Begriffe  Industriestaat  und  Export- 
industriestaat ist,  beweist  m.  E.  Oldenberg  selbst  am  besten  da- 
durch, dass  er  einige  Sätze  weiter  unten  zugeben  muss,  dass  ein 
Industriestaat  nicht  notwendig  einen  Fabrikatexport  aufweisen 
muss.  Das  zeigt  doch  wohl  recht  deutlich,  dass  diese  Begriffe 
auch  nach  Oldenberg?,  Definition  des  Industriestaats  durchaus  ver- 

1)  Soziale  Praxis  vom  i6,  März  1899. 

2)  Soziale   Praxis  vom  13.   April  1899. 
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schieden  stnd.  In  derselben  Nummer  der  Sozialen  Praxis  erhob 
auch  Borgiiis  gegen  Soinbarls  Aufsatz  Einspruch,  indem  er  aus- 
führte, seiner  Meinung  nach  sei  ein  solches  Land  ein  Export- 
industriestaat, das  für  gewisse  Artikel  der  bevorzugte  Lieferant 
des  Weltmarkts  ist;  >die  Exportsumme  eines  Landes  ist  zu  ver- 
gleichen nicht  mit  seiner  Produktionssumme,  sondern  mit  den 
Exportsummen  der  übrigen  Staaten«.  Borgiiis  macht  also  die 
Entscheidung  darüber,  ob  eine  bestimmte  Volkswirtschaft  als 
Exportindustriestaat  zu  bezeichnen  ist,  davon  abhängig,  welche 
Bedeutung  deren  Export  für  das  Ausland  hat,  sodass  ein  kleines 
Land,  selbst  wenn  sein  ganzer  Gevverbfieiss  aus  Exportindustrien 
bestände,  niemals  ein  Exportindustriestaat  genannt  werden  dürfte. 
Nun  frage  ich  :  wenn  man  von  einem  Militärstaat  spricht,  meint 
man  dann,  dass  die  Militärmacht  des  betreffenden  Staates  bedeu- 
tend ist  im  Verhältnis  zu  den  Truppen  der  übrigen  Staaten.?  oder 
meint  man  damit  nicht  vielmehr,  dass  das  Militär  in  dem  be- 
treffenden Staate  eine  grosse  Rolle  spielt?  macht  man  die  Be- 
zeichnung eines  bestimmten  Fabrikationszvveiges  als  Exportindu- 
strie davon  abhängig,  welche  Bedeutung  sein  Export  für  die 
Gesamtausfuhr  des  Landes  hat,  oder  davon,  welche  Quote  von 
der  Produktion  dieses  Fabrikationszvveiges  im  Auslande  abgesetzt 
wird  ? 

Darum,  meine  ich,  muss  man  auch  die  Entscheidung  darüber, 
ob  Deutschland  ein  Exportindustriestaat  ist,  davon  abhängig 
machen,  welche  Bedeutung  unsere  Exportindustrie  für  die  deut- 
sche Volkswirtschaft  hat;  man  darf  also  von  einer  Entwicklung 
in  der  Richtung  zum  Exportindustriestaate  hin  nur  dann  sprechen, 
wenn  die  Bedeutung  der  Exportindustrie  für  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft zunimmt.  Ob  das  der  Fall  ist,  muss  ein  Vergleich 
zwischen  der  Entwicklung  der  Exportindustrie  einerseits  und  der 
gesamten  Volkswirtschaft  andererseits  zeigen;  es  gilt  hier  also, 
eine  ganz  ähnliche  Aufgabe  zu  lösen,  wie  im  ersten  Kapitel. 

Wie  misst  man  nun  die  Bedeutung,  die  ein  Gewerbe  als 
Exportindustrie  hat.?  Doch  wohl  an  der  Grösse  der  Ausfuhr 
seiner  Erzeugnisse?  Hier  stock'  ich  schon!«  Sonibart  bejaht 
offenbar  diese  Frage,  aber  Ballod.  der  in  seiner  Abhandlung 
über  -Deutschlands  wirtschaftliche  Entwicklung  seit  1870«  ^)  ein 
paar  kritische  Bemerkungen  zu  dem  genannten  Aufsatz  Sombart's 


l)  Jahrb.   f.   Gesetzgeb.,   Verw.   und   Volksw.   etc.   1900,   S.  493   ff. 
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macht,  behauptet:  »Das  korrektere  Verfahren  ist  natürlich,  nicht 
den  Gesamtexport,  sondern  bloss  den  Mehrexport  ...  in  Betracht 
zu  ziehen«.  Und  einige  Zeilen  weiter  betont  er  noch  einmal, 
dass  es  auf  die  Mehrausfuhr  ankomme  ;  aber  ein  Wort  der  Be- 
gründung suchen  wir  vergebens.  Offenbar  hält  Ballod  das  Ver- 
fahren, mit  den  Zahlen  der  Mehrausfuhr  zu  operieren,  für  so 
selbstverständlich,  dass  es  keiner  vbesonderen  Begründung  bedarf; 
und  doch  will  es  mir  scheinen,  dass  diese  Methode  keineswegs 
die  korrektere  ist.  Um  das  zu  zeigen,  bedürfen  wir  keiner  langen 
Auseinandersetzung;,  denn  hier  sprechen  einige  wenige  Zahlen 
viel  deutlicher,  als  dies  ausführliche  Erörterungen  tun  könnten. 
Wir  wollen  einmal  zusehen,  welches  Ergebnis  man  erhielte,  wenn 
man  die  Bedeutung  der  chemischen  Industrie  als  Exportindustrie 
an  der  Grösse  der  Mehrausfuhr  messen  wollte.  Im  Jahre  1904 
betrug    in  Rohstoffen    und  Fabrikaten    der    chemischen    Industrie 

und  Pharmacie 

Mill.  M. 

die  Ausfuhr  473>5 

die  Einfuhr  377i6 

also  die  Mehrausfuhr  95,9 

Weit  grösser  aber  als  diese  ganze  Mehrausfuhr  war  allein  die 
Produktion  des  für  den  Export  arbeitenden  Teiles  der  Fabrikation 
von  Schreib-  und  Zeichenmaterialien  und  Farbwaren  —  die  doch 
nur  einen  Zweig  an  dem  grossen  Baume  der  chemischen  Industrie 
darstellt  — ,  denn  es  betrug  in  dieser  Branche   1904 

Mill.  M. 

die  Fabrikatenausfuhr  172,2 

die  Einfuhr  16,0  ') 

Ich  denke,  diese  Zahlen  predigen  deutlich  genug,  dass  die  Mehr- 
ausfuhr keinen  zuverlässigen  Massstab  für  die  Bedeutung  eines 
Gewerbes  als  Exportindustrie  abgibt.  Aber  damit  ist  freilich 
noch  nicht  bewiesen,  dass  die  Ausfuhrzahlen  hierfür  ein  ganz 
korrektes  Mass  sind.  Es  ist  im  Gegenteil  zuzugeben,  dass  sie 
das  nur  wären,  wenn  sich  unter  den  nachgewiesenen  Ausfuhr- 
mengen keinerlei  Waren  ausländischer  Herkunft  befänden.  Leider 
ist  das  nicht  der  Fall,  obwohl  doch  die  eigentliche  Durchfuhr 
nicht  zum  Spezialhandel  gehört,  dessen  Zahlen  wir  ja  hier  natür- 
lich stets  benutzen.  Es  kommt  nicht  selten  vor,  dass  ausländische 
Waren,  die  unsere  Grenze  mit  der  Bestimmung  überschreiten,  in 


1)  -Statistik  des  Deutschen  Reichs,  N.  F.  Bd.  166. 
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Deutschland  verbraucht  zu  werden,  dennoch  später  wieder  /.um 
Export  gelangen.  Nur  dadurch  ist  es  zu  erklären,  dass  im 
Spezialhandel  für  1904  z.  B.  eine  Ausfuhr  von  374  dz  an  frischen 
Apfelsinen,  Zitronen  etc.  nachgewiesen  wird,  ebenso  ein  Export 
von  370  dz  an  rohen  Kakaobohnen,  sowie  eine  Ausfuhr  von 
411 105  dz  an  roher  Baumwolle  und  dergleichen  mehr.  Daraus 
lässt  sich  ersehen,  dass  auch  die  Ausfuhrzahlen  die  Bedeutung 
eines  Gewerbes  als  Exportindustrie  nicht  immer  ganz  genau 
widerspiegeln;  aber  sie  werden  doch  immerhin  ein  ziemlich 
richtiges  Bild  hiervon  geben.  Denn  die  Wiederausfuhr  von 
Waren,  die  vom  Auslande  her  in  den  freien  Verkehr  eingeführt 
worden  sind,  bildet  doch  immer  —  zumal  wenn  die  Waren  zoll- 
pflichtig sind  —  nur  eine  Ausnahme. 

Aus  diesen  Erwägungen  ergibt  sich,  dass  die  Entwicklung 
eines  Gewerbes  als  Exportindustrie  durch  die  Entwicklung  seiner 
Ausfuhr  gemessen  wird.  Verfolgt  man  nun  die  Entwicklung  sei- 
ner Exportquote,  d.  h.  des  Verhältnisses  der  ausgeführten  zu  den 
produzierten  Mengen,  so  erhält  man  ein  Bild  davon,  wie  sich  die 
relative  Bedeutung  des  Exports  für  diesen  Industriezweig  ent- 
wickelt hat.  Gelingt  es  nun,  die  Bewegungen  der  Exportquote 
für  eine  Anzahl  von  Industriezweigen  zu  ermitteln,  so  ist  es  mög- 
lich, dass  sich  aus  den  Ergebnissen  derartiger  Untersuchungen 
eine  Antwort  auf  die  Frage  finden  lässt,  ob  Deutschland  sich  in 
der  Richtung  zum  Exportindustriestaat  hin  entwickelt  hat.  Führen 
z.  B.  solche  Berechnungen  zu  dem  Resultat,  dass  die  Exportquote 
bei  zahlreichen  Industriezweigen  eine  steigende  Tendenz  zeigt, 
während  sie  sich  nur  bei  einigen  wenigen  in  umgekehrter  Rich- 
tung bewegt,  so  kann  man  das  als  einen  Beweis  dafür  ansehen, 
dass  ein  immer  grösserer  Teil  der  gesamten  Industrie  für  den  Ex- 
port arbeitet,  dass  also  die  Bedeutung  der  Exportindustrie  für 
die  Volkswirtschaft  steigt,  mit  anderen  Worten:  dass  Deutsch- 
land sich  zum  Exportindustriestaat  hin  entwickelt. 

Nachdem  wir  im  ersten  Kapitel  die  Aussenhandelsquote  für 
zahlreiche  Waren  untersucht  haben,  macht  es  keine  Schwierig- 
keiten mehr,  die  Exportquote  für  eine  Reihe  von  Industriezweigen 
zu  berechnen.  Ich  habe  die  Ergebnisse  dieser  Berechnungen  in 
der  folgenden  Tabelle  vereinigt,  aus  der  man  ersieht,  dass  ich 
unter  »Industrie«  in  dem  zusammengesetzten  Worte  »Exportindu- 
strie« jenen  weiteren  Begriff  verstehe,  der  auch  den  Bergbau  ein- 
schliesst,  eine  Auffassung,  die  ja  wohl  mit  dem  üblichen  Sprach- 
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gebrauch  im  Einklang  steht.  Daher  umfasst  diese  Tabelle  alle 
im  ersten  Kapitel  behandelten  Waren  mit  Ausnahme  der  dort 
besprochenen  sieben  landwirtschaftlichen  Produkte  und  der  Braun- 
kohlen, weil  der  Braunkohlenbergbau  als  Exportindustrie  eine 
ganz  untergeordnete  Rolle  spielt.  Statt  dessen  enthält  diese  Zu- 
sammenfassung noch  die  Exportquote  eines  wichtigen  Industrie- 
zweiges, der  im  ersten  Kapitel  \nicht  behandelt  werden  konnte, 
nämlich  der  Krefelder  Samt-  und  Seidenindustrie.  Hierfür  wurde 
das  Zahlenmaterial  den  Jahresberichten  der  Krefelder  Handels- 
kammer entnommen,  in  denen  regelmässig  Angaben  über  den 
Umschlag  dieses  Industriezweiges  veröffentlicht  werden,  wobei 
unter  »Umschlag«  die  Summe  der  verkauften  eigenen  Fabrikate 
zu  verstehen  ist.  Diese  Veröffentlichungen  geben  aber  nicht  nur 
den  Gesamtumschlag  an,  sondern  auch  den  Umschlag  mit  den 
einzelnen  Ländern,  sodass  daraus  die  Exportquote  berechnet  wer- 
den kann.  Betrachten  wir  die  Exportquote  der  einzelnen  Waren 
in  der  Reihenfolge,  in  der  sie  im  ersten  Kapitel  behandelt  wur- 
den, so  ergibt  sich  folgendes  Bild: 

Exportquote    in    Prozenten: 

1880 — 85  1SS6 — 91  1S92 — 94  1895 — 99  1900 — 04 
Steinkohlen  15,3  13,8  12,8  13,7  14,6 
Eisenerze  19,8  19,8  20,3  19,0  15,8 
Zinkerze  1,9  2,6  3,7  4,5  6.0 
Abraumsalze  ?  I2,I  12,3  15,9  15,3 
Roheisen  8,5  4,9  3,7  3,1  4,1 
Kupfer  35,8  27,6  27,0  22,1  15,0 
Zink  48,9  45,1  41,6  34,6  36,0 
Blei  50,0  34,4  24,3  20,2  16,9 
Eisenbahnschienen  39,1  28,1  19,9  17,0  27,6 
Eiserne  Platten  und  Bleche  16,9  15,1  16, 1  19,6  26,5 
Eisendraht  53,5  46,9  42,2  38,2  40,6 
Chlorkalium  66,4  56,6  59,1  49,4  43,0 
Zucker  53,3  58,7  51,5  59,8  55,1 
Salz  16,8  14,5  17,6  18,3  23,0 
Bier  3,27  2,16  1,30  1,33  1,63 
Baumwollgarn  6,7  3,9  3,8  3,0  3,8 
Baumwollwaren  15,8  13,7  14,2  12,6  13,8 
Wollgarn  8,4  8,1  8,3  8,8  10,9 
Wollwaren  43,7  41,3  35,7  33,9  37,9 
Krefelder  Samt-  und  Seiden- 
waren 65,7  60,7  56,2  50,8  45,2 

Was  lehrt  nun  diese  Tabelle  über  die  Entwicklung  der  Export- 
(|uote  bei  den  untersuchten  20  Waren.?  Bei  drei  Artikeln,  näm- 
lich bei  Kupfer,  Blei  und  Krefelder  Samt-  und  Seidenwaren,  zeigt 
sich  eine  ständig  fallende  Exportquote;  bei  weiteren  sieben  Wa- 
ren ist  ebenfalls  im  grossen   und  ganzen    ein  Sinken  der  Export 


Zur  Entwicklung  des  Verhältnisses  etc. 


291 


quote  zu  bemerken,  das  jedoch  vorübergehend  eine  Unterbrechung 
aufweist.  Sechs  von  diesen  sieben  Artikeln  zeigen  ein  Fallen  der 
Exportquote  von  der  ersten  bis  zur  vierten  und  dann  ein  An- 
steigen bis  zur  letzten  Periode;  diese  sechs  Waren  sind:  Roh- 
eisen, Zink,  Eisenbahnschienen,  Eisendraht,  Baumwollgarn  und 
Wollwaren.  Dass  bei  drei  von  den  genannten  Artikeln  das  An- 
steigen der  Exportquote  von  der  vorletzten  zur  letzten  Periode 
wirklich  nur  eine  vorübergehende  Erscheinung  ist,  die  durch  die 
infolge  der  Krise  von  1900/02  erhöhte  Ausfuhrtätigkeit  verursacht 
wurde,  zeigt  folgende  Zusammenstellung  der  Ausfuhrzahlen  dieser 
Waren  für  die  Jahre  1898 — 1904: 

1898      1899     1900      1901      1902      1903      1904 

Roheisen   (in  Mill.   Tonnen)  0,27        0,24       0,19        0,30       0,52        0,53        0,32 

Eisenbahnschienen  (in  1000  To.)       124  110  156  181  367         379         211 

Baumwollgarn   (in   1000   To.)  8,2  9,7        11,3        12,1         13,0        11,8        10,1 

Für  die  übrigen  drei  Waren  lässt  sich  jedoch  nicht  nachweisen, 
dass  das  Ansteigen  der  Exportquote  von  der  vorletzten  zur  letzten 
Periode  nur  eine  vorübergehende  Abweichung  bedeutet.  In  be- 
treff des  Chlorkaliums,  der  siebenten  Ware,  deren  Exportquote  im 
allgemeinen  sinkt,  wurde  das  Nötige  bereits  im  ersten  Kapitel  be- 
merkt, worauf  hier  verwiesen  wird.  Eine  ununterbrochen  stei- 
gende Exportquote  bemerken  wir  nur  bei  den  Zmkerzen,  de- 
nen sich  vier  Waren  anschliessen,  bei  denen  eine  im  allgemei- 
nen ansteigende  Bewegung  der  Exportquote  zu  beobachten  ist: 
Abraumsalze,  eiserne  Platten  und  Bleche,  Salz  und  Wollgarn. 
Schliesslich  bleiben  noch  fünf  Waren  übrig,  bei  denen  eine  be- 
stimmte Entwicklungstendenz  der  Exportquote  sich  nicht  fest- 
stellen lässt,  nämlich  Steinkohlen,  Eisenerze,  Zucker,  Bier  und 
Baumwollwaren.  Ihren  grössten  Wert  erreicht  die  Exportquote 
bei  dreizehn  Waren  in  der  ersten  Periode,  ihren  kleinsten  bei 
zwölf  Waren  in  der  letzten  ,  bez.  vorletzten.  Schon  diese  Tat- 
sache deutet  darauf  hin,  dass  diejenigen  Waren,  die  eine  ständig 
oder  doch  in  der  Hauptsache  fallende  Exportquote  haben,  in  der 
Majorität  sind.  In  der  Tat  zählen  wir  zehn  solche  Waren,  wäh- 
rend nur  fünf  eine  steigende  Tendenz  der  Exportquote  erkennen 
lassen. 

Die  untersuchten  zwanzig  Waren  machten  in  den  Jahren  1900 
bis  1904  dem  Werte  nach  etwas  mehr  als  ein  Viertel  der  Gesamt- 
ausfuhr (genau  27,5  Proz.)  aus.  Vergleicht  man  die  Waren,  die 
eine  fallende  Tendenz    der  Exportquote    zeigen,    mit    denjenigen. 


2Q2  Alfred  Jacobssolin :  Zur  Entwicklung  des  Verhältnisses  etc. 

bei  welchen  die  umgekehrte  Tendenz  festgestellt  wurde,  nach 
dem  Werte  der  Ausfuhr  in  den  Jahren  1900 — 1904,  so  ergibt  sich 
für  die  erstere  Gruppe  eine  beinahe  viermal  so  grosse  Bedeutung 
wie  für  die  letztere  (genauer:  die  Ausfuhrwerte  verhalten  sich 
wie  3,8  zu   l). 

Bei  dieser  Sachlage  darf  man  wohl  behaupten,  dass  sich  in 
den  letzten  25  Jahren  in  der  deutschen  Volkswirtschaft  eine  Wand- 
lung in  der  Richtung  vollzogen  hat,  dass  —  bei  aller  Verschie- 
denheit der  Entwicklung,  die  im  einzelnen  zu  beobachten  ist,  — 
im  ganzen  ein  immer  grösserer  Teil  unserer  Industrie  für  den  ein- 
heimischen Markt  produziert,  die  Bedeutung  der  Exportindustrie 
also  abnimmt,  mit  anderen  Worten  :  Deutschland  sich  nicht  zum 
Exportindustriestaate  hin,  sondern  von  ihm  fort  entwickelt. 

Diese  Behauptung  hat  Somhart  bereits  vor  neun  Jahren  in 
dem  mehrfach  erwähnten  Artikel  aufgestellt,  und  sie  ist  unter- 
dessen von  verschiedenen  Autoren  wiederholt  worden.  Damals 
wurde  zum  Beweise  dieser  These  jenes  in  der  Hauptsache  von 
Zahn  zusammengestellte  statistische  Material  herangezogen,  das, 
weil  es  von  einer  Vergleichung  der  Entwicklung  der  Gewerbe- 
kraft und  der  Ausfuhr  ausging,  in  Wahrheit  schlechthin  garnichts 
bewies.  Im  vorstehenden  dagegen  hoffen  wir  eine  Untersuchung 
geliefert  zu  haben,  die  zwar  nicht  einen  strengen  Beweis  für  diese 
Behauptung  darstellt  in  dem  Sinne,  in  dem  die  Lehrsätze  der 
Mathematik  bewiesen  werden,  in  der  aber  wenigstens  der  Ver- 
such unternommen  wurde,  ein  möglichst  umfangreiches  und  doch 
nicht  wahllos  zusammengetragenes  Material  zur  Beleuchtung  die- 
ser Frage  zu  verarbeiten. 
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POSTSPARKASSEN. 

VON 
Regierungsiat  Dr.  SEIDEL. 


A.  Die  Postsparkassen  in  den   verschiedenen  Ländern^). 

Postsparkassen  sind  Einrichtungen  des  Staates,  vermöge  de- 
ren die  Postverwaltung  es  übernimmt,  Sparbeträge  anzunehmen, 
an  die  vom  Staate  mit  der  Verwaltung  der  Spargelder  beauf- 
tragte Stelle  abzuführen  und  auf  Verlangen  dem  Einleger  zurück- 
zuzahlen. 

Der  Staat  tritt  mit  der  Errichtung  von  Postsparkassen  selbst 
als  Unternehmer  auf,  er  nimmt  Spareinlagen  entgegen,  leistet  für 
ihre  Verzinsung  und  Rückzahlung  Gewähr  und  hat  für  eine  An- 
legung der  bei  ihm  eingezahlten  Kapitalien  Sorge  zu  tragen, 
welche  nicht  nur  zur  Aufbringung  der  den  Einlegern  versproche- 
nen Zinsen,    sondern  auch  zur  Deckung  der  Unkosten  ausreicht. 

Die  Postsparkassen  sollen  erleichterte  Spargelegenheit  da- 
durch geben,  dass  die  Möglichkeit  besteht,  bei  jedem  Postamt 
Ein-  und  Rückzahlungen  in  kleinen  Beträgen  zu  bewirken.  Sie 
sind  gleichzeitig  ein  Mittel,  den  Staatskredit  durch  die  Anlegung  der 
Spargelder  in  Staatspapieren  zu  fördern  und  ihren  Kurs  zu  heben 
und  hochzuhalten. 

I.    Das    »Mutter-    und    Musterland«     der    Postsparkassen    ist 

l)  Die  Statistik  nebst  dem  sonstigen  tatsächlichen  Material  in  diesem  Abschnitt 
stammt,  soweit  die  Länder  Belgien,  Italien  und  Oesterreich  behandelt  sind,  aus  den 
dem  Verfasser  zur  Verfügung  gestellten  amtlichen  Quellen,  im  übrigen  ist  sie,  soweit 
nicht  andere  Quellen  besonders  angegeben  sind,  hauptsächlich  der  Schrift  von  :  Hei- 
deman7i^  Zur  Entwickelung  des  deutschen  Sparkassenwesens  unter  besonderer  Berück- 
sichtigung der  Postsparkasse,  Halle  a./S.  1907,  C.  A.  Kaemmerer  &  Co.,  entnommen. 
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England.  Dort  brachte  Mr.  F.  WitJilread  bereits  im  Jahre  1807 
eine  Bill  ein  zur  Errichtung  einer  »Post  office  saving  bank«  — 
zu  gunsten  aller,  »welche  ganz  oder  zum  grossen  Teil  vom  Ertrage 
ihrer  Arbeit  leben«  — ,  welche  unter  der  Verwaltung  und  Garantie 
des  Staates  stehen  und  mit  einem  Lebensversicherungsunterneh- 
men verbunden  sein  sollte.  Dieser  Plan  kam  nicht  zur  Ausfüh- 
rung. Dagegen  führten  die  bei  der  Verwaltung  der  von  Privat- 
leuten (trustees)  begründeten  Sparkassen  eingerissenen  schweren 
Missbräuche  nicht  allein  zu  einer  Aenderung  der  Gesetzgebung, 
welche  die  Verhältnisse  der  old  saving  banks  neu  regelte  (Gesetz 
vom  28.  Juli  1863 ),  sondern  veranlassten  Gladstone  schon  im  Jahre 
1861  zur  Errichtung  der  Postsparkasse.  Es  wurde  durch  die  Post 
office  savings  bank  act  eine  mit  der  Post  verbundene  Staats- 
sparkasse errichtet.  Das  Post  savings  bank  Departements  bildet 
eine  besondere  Abteilung  des  General  Post  office  ,  alle  Postan- 
stalten fungieren  als  Sparannahmestellen.  Die  Post  wurde  er- 
mächtigt, unter  Staatsbürgschaft  Einzahlungen  von  i  sh  bis  30  £ 
bis  zur  Höchsteinlage  von  150  £  anzunehmen,  und  mit  2^/2  Proz. 
zu  verzinsen,  ebenso  Rückzahlungen  zu  leisten  (Cross-Entry-Sy- 
stem).  Dadurch  sollte  gleichzeitig  dem  Mangel  einer  ausreichen- 
den Zahl  und  der  genügenden  Verteilung  und  Ofifenhaltung  der 
Privatsparkassen  begegnet  werden.  Die  neue  Einrichtung  bewährte 
oich  sehr  schnell  und  überholte  bald  die  Privatsparkassen. 

Nachdem  bei  der  Einrichtung  der  Postsparkassen  nur  ein 
beschränkter  Kreis  von  Postanstalten  mit  der  Wahrnehmung  des 
Spardienstes  betraut  worden  war,  ergab  sich  nach  und  nach  die  Not- 
wendigkeit, diesen  Kreis  immer  mehr  zu  erweitern ,  so  dass  im 
Jahre  1894  bereits  11323  Postanstalten  dem  Spardienst  geöffnet 
waren.  Während  am  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  eine 
Sammelstelle  auf  134  qkm  und  12  848  Einwohner  entfiel,  kam  im 
Jahre  1894  eine  solche  auf  28  qkm  und  3401  Einwohner.  In 
demselben  Jahre  betrug  das  Gesamtguthaben  der  Postsparkassen- 
einleger 89266066^,  es  hat  sich  bis  1903  auf  146  135  145  £  ver- 
mehrt. Das  Jahr  1904  weist  dann  mehr  als  9^/2  Millionen  Sparer 
auf.  Mit  über  15  Millionen  Einzahlungen  wurden  mehr  als  i  Mil- 
liarde Fr.  gespart,  dagegen  fanden  nur  6  276  929  Rückzahlungen 
mit  1056  828  791  Fr.  statt.  Das  Gesamtguthaben  war  am  Ende 
des  Jahres  auf  etwa  3^/4  Milliarden  Fr.  angewachsen,  gleichwohl 
betrug  das  Durchschnittsguthaben  nur  383,34  Fr.  Auf  lOOO  Ein- 
wohner entfielen  225   Sparer. 


Postsparkassen.  2Ql^ 

Die  Guthaben  der  englischen  Sparer  gehen  an  die  Staats- 
schuldenkommission über,  oder  es  werden  Staatsschuldscheine 
für  die  Sparer  seitens  der  Postverwaltung  angekauft  und  zunächst 
von  ilir  aufbewahrt.  Der  Mindestbetrag,  welcher  als  Staatsschuld 
eingetragen  werden  kann,  ist  auf  i  sh  ,  der  jährliche  Höchstbe- 
trag auf  200  £  festgesetzt.  Den  Betrag  von  500  £  darf  die 
eingetragene  Summe  überhaupt  nicht  übersteigen.  Für  den  An- 
kauf der  Staatsschuldenpapiere  ist  eine  massige  Gebühr  zu  ent- 
richten. Die  Summe  der  Guthaben,  welche  in  Staatsschuldver- 
schreibungen angelegt  werden ,  ist  von  Jahr  zu  Jahr  gestiegen, 
so  fanden  im  Jahre  1894:  23  532  Ankäufe  von  Konsols  im  Werte 
von  I  650875  £  statt,  im  Jahre  1901  waren  es  46550  über 
3065596^'.  Am  31.  Dezember  1903  waren  131  343  Sparer  Be- 
sitzer von  Konsols  im  Werte  von  16  165  548  £  ,  die  sich  in  Ver- 
wahrung der  Postsparkassen  befanden.  Fast  jeder  achtzigste  Spa- 
rer war  Konsolbesitzer. 

Nicht  nur  das  Staatspapiergeschäft ,  sondern  der  gesamte 
Verkehr  der  englischen  Sparkassen  ist  in  den  letzten  10  Jahren 
erheblich  gestiegen.  Die  Zahl  der  Einlagen  ist  um  39,65  Proz., 
diejenige  der  Rückzahlungen  um  59,95  Proz.  gestiegen.  Ihr 
Durchschnittsbetrag  ist  ziemlich  gleich  geblieben  ,  er  belief  sich 
1903  auf  2  £  13  sh  4  p.  bez.  6  .^  18  sh  15  p.  Das  Gesamtgut- 
haben hat  sich  um  63,70  Proz.  vermehrt.  1903  betrug  dasselbe 
146  135  147  j^.  Rechnet  man  hiezu  noch  den  Besitz  von  Staats- 
papieren, die  seitens  der  Postsparkasse  angekauft  waren  und  ver- 
waltet wurden,  so  ergibt  sich  als  Gesamtsumme  162  300  695  £  oder 
rund  3,3  Milliarden  Mark.  Die  in  den  old  savings  banks  unter- 
gebrachten Summen  sind  dagegen  sehr  niedrig,  sie  belaufen  sich 
nur  auf  etwa   53   Millionen  £. 

Infolge  der  grossartigen  Entwickelung,  welche  die  Postspar- 
kasse in  Grossbritannien  genommen  hatte  ,  entschlossen  sich  an- 
dere Länder  bald  zu  ähnlichen  und  gleichen  Einrichtungen. 

2.  Zunächst  folgte  Belgien,  wo  1870  die  Post  ermächtigt 
wurde,  Yln-  und  Auszahlungen  für  die  1865  gegründete  staatliche 
»Caisse  generale  d'epargne  et  de  retraite«  zu  übernehmen.  Infolge 
dieser  Massnahmen  stiegen  die  Spareinlagen  von  1 163  000  Fr.  im 
Jahre  1870  auf  ii  303438  Fr.  im  Jahre  1878.  Im  Jahre  1901  wur- 
den 305^/4  Millionen  Fr.  neu  eingelegt  und  251^2  Millionen  Fr. 
abgehoben.  Ende  1901  befanden  sich  i  862  829  Sparkassenbücher 
mit  735  333  171  Fr.  im  Umlauf.     Das    durchschnittliche    Guthaben 
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betrug  322  M.,  auf  looo  Einwohner  entfielen  274  Sparer. 

Als  1902  der  Generalrat  beschloss  ,  Guthaben  über  2000  M. 
nur  mit  2  Proz.  zu  verzinsen ,  sank  das  Gesamtguthaben  Ende 
1902  auf  730,5  Millionen  Fr.,  eine  Erscheinung,  die  im  Jahre  1882 
aus  ähnlichen  Gründen  beobachtet  worden  war.  Ende  1905  be- 
standen 2  311  845  Sparguthaben  mit  764437331  Fr.  Einlagen. 
Das  durchschnittliche  Guthaben  \hatte  in  der  Zeit  nicht  erheblich 
zugenommen,  es  war  auf  339  Fr.  gestiegen.  Auf  lOOO  Einwohner 
entfielen  jedoch  schon  321  Sparer. 

Die  belgische  Staatssparkasse  kann  ,  nachdem  sie  hierüber 
die  Eigentümer  benachrichtigt  hat,  alle  Beträge  ,  um  welche  ein 
Guthaben  3C00  Fr.  übersteigt ,  in  belgischen  Staatspapieren  an- 
legen. Alle  5  Jahre  kann  ein  Teil  des  Reservefonds  unter  die 
Einleger ,  welche  seit  wenigstens  einem  Jahre  ein  Guthaben  an 
der  Kasse  stehen  haben,  nach  Massgabe  der  5  Jahre  an  sie  aus- 
gezahlten Zinsen  verteilt  werden. 

Das  Gesetz  vom  9.  August  1889  gibt  der  Kasse  die  Befug- 
nis zum  Abschlüsse  gemischter  Lebensversicherungsverträge  mit 
Arbeitern  ,  nach  denen  die  Rückzahlung  nach  einer  bestimmten 
Zeit  statthat,  oder  schon  früher  bei  Eintritt  des  Todes,  falls  die- 
ser vorher  erfolgt.  Auch  kann  die  Kasse  einen  Teil  ihrer  Gelder 
zu  Anlehen  für  Arbeiterwohnungen  verwenden.  Das  Gesetz  vom 
15.  April  1884,  welches  die  Staatssparkasse  ermächtigt  hatte,  den 
Landwirtschaftsbesitzern  unter  Haftung  der  Comptoires  agricoles 
Darlehen  zu  gewähren,  wurde  mit  dem  Gesetz  vom  21.  Juni  1894 
dahin  erweitert,  dass  auch  landwirtschaftlichen  Kreditvereinen  (Dar- 
lehenskassen) von  der  Staatssparkasse  unter  Haftung  einer  Zentral- 
Darlehenskasse  ein  offener  Kredit  eröffnet  werden  kann.  An 
Landwirte  waren  bis  zum  31.  Dezember  1905  2935  solche  Dar- 
lehen im  Betrage  von  17  160  809  Fr.  gewährt.  Die  Mehrzahl, 
nämlich  1857 ,  betrug  weniger  als  5000  Fr.  Zum  Bau  von  Ar- 
beiterwohnhäusern waren  Ende    1905  62  675  068  Fr.    ausgeliehen. 

3.  In  Italien  sind  die  Postsparkassen  vom  i.  Januar  1876 
ab  in  Wirksamkeit  getreten  und  zwar  zu  dem  ausgesprochenen 
Zwecke,  die  Ungleichheiten  zu  beseitigen,  welche  zwischen  den 
Spezialeinrichtungen  der  verschiedenen  Landesteile  vorhanden 
waren. 

Die  von  der  Regierung  zum  Sparkassendienst  bestimmten 
Postanstalten  treten  als  Zweigstellen  einer  unter  Gewährleistung 
des  Staates  stehenden  und  mit  der  durch  das  Gesetz  vom  27.  Mai 
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1863  begründeten  Depositen-  und  Darlehenskasse  zu  vereinigen- 
den Zentralsparkasse  in  Tätigkeit.  Die  Mindesteinlage  muss  i  Lire 
betragen,  mehr  als  1000  Lire  —  abzüglich  der  Rückzahlungen  — 
dürfen  innerhalb  eines  Jahres  auf  ein  Buch  nicht  eingezahlt  wer- 
den. Der  Zinsfuss  für  die  Einlagen  wird  alljährlich  vom  Finanz- 
minister in  Verbindung  mit  dem  Minister  für  Ackerbau,  Gewerbe 
und  Handel  festgesetzt.  Im  Gründungsjahr  betrug  er  3  ,  stieg 
dann  bald  auf  3,5  und  ist  jetzt  2,76  Proz.  Auch  der  Gewinnan- 
teil kommt  den  Sparern  zu  Gute;  alle  5  Jahre  erfolgt  dessen  Ver- 
teilung, Die  Guthaben  können  auf  Wunsch  zum  Ankauf  von 
Staatspapieren  verwendet  oder  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom 
17.  Mai  1863  in  freiwillige  Anleihe  verwandelt  werden.  Mit  dem 
Verkauf  oder  der  Verwaltung  der  erworbenen  Staatspapiere  be- 
fasst  sich  die  Postsparkassenverwaltung  jedoch  nicht. 

Am  Ende  des  Jahres  1876  betrug  die  Gesamtzahl  der  vor- 
handenen Postspärkassenbücher  57  345  mit  einem  Guthaben  von 
2476  181  Lire,  das  bei  1374  Postanstalten  gesammelt  war,  wenn- 
gleich 1989  Postanstalten  mit  der  Wahrnehmung  der  Sparge- 
schäfte betraut  waren. 

Auch  Lotteriegewinne  bis  zum  Betrage  von  looo  Lire 
können  seit  dem  i.  Juni  1881  der  Postsparkasse  als  Einlagen  zu- 
geführt werden.  Die  Postsparkasse  zieht  den  Gewinn  unentgelt- 
lich ein  ,    der  Gewinner  braucht   ihr  nur  das  Los  zu  übersenden. 

Seit  dem  Jahre  1883  ist  die  italienische  Postsparkasse  sodann 
gerichtliche  Depositalkasse,  wodurch  sie  in  den  Jahren 
1883  und  1884  einen  Ueberschuss  von  321  071  Lire  erzielte.  Am 
31.  Dezember  1901  befanden  sich  Depots  in  Höhe  von  14591355,95 
Lire  in  Gewahrsam  der  Postsparkasse. 

Im  Jahre  1883  wurde  der  Sparmarkendienst  eingeführt, 
um  Gelegenheit  zur  Ansammlung  ganz  kleiner  Ersparnisse  zu 
geben.  Postwertzeichen  dürfen  in  einer  Sparkarte  verklebt  und 
können,  sobald  eine  Lire  aufgebracht  ist,  in  dem  Sparbuch  gut- 
geschrieben werden.  Besonders  in  den  Kreisen  der  Schulkinder 
wurde  diese  Einrichtung  beliebt.  Im  ersten  Jahre  des  Bestehens 
der  Einrichtung  gelangten  schon  193  739  Sparkarten  zur  Einlie- 
ferung,  im  Jahre  1901  war  die  Zahl  auf  540  837  gestiegen  ,  im 
ganzen  sind  bis  dahin  8  236771  Sparkarten  zur  Gutschrift  gebracht 
worden.  Auch  den  Privatsparanstalten  räumte  man  durch  Ver- 
fügung vom  I.  Januar  1884  die  gleiche  Befugnis  ein.  Die  Post- 
verwaltung war  danach  gehalten,  die  Postfreimarken  unter  Abzug 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1908.    2.  20 


298 


Dr.  Seidel 


einer  sehr  geringen  Gebühr  gegen  bares  Geld  umzutauschen.  Von 
dieser  Einrichtung  wurde  jedoch  nur  wenig  Gebrauch  gemacht ; 
während  des  ganzen  Jahres  1884  sammelten  4  Privatsparkassen 
zusammen  für  4916  Lire  Sparmarken  ein. 

Ferner  wurden  zur  weiteren  Ausbreitung  des  Postsparkassen- 
wesens im  Jahre  1885  die  Briefsammelstellen  I.  Klasse  mit  der 
Annahme  und  Auszahlung  von  Sparbeträgen  bis  zu  50  Lire  und 
später  bis  zu  100  Lire  betraut,  endlich  wurde  sogar  den  im  Aus- 
lande lebenden  Italienern  Gelegenheit  gegeben ,  sich  der  heimat- 
lichen Sparkassen  zu  bedienen.  Es  wurde  bestimmt ,  dass  die 
Sparbeträge  —  auf  Kosten  der  Einleger  —  durch  den  betreffen- 
den Konsul  oder  inittels  Postanweisung  an  die  italienische  Zen- 
tralpostbehörde gesandt  wurden.  Im  gleichen  Sinne  ordnete  man 
bei  italienischen  Postanstalten  im  Auslande  den  Postsparkassen- 
dienst. Nach  Aufhebung  des  italienischen  Postamtes  in  Alexan- 
drien  wurde  sogar  auf  Grund  eines  besonderen  Uebereinkommens 
das  ägyptische  Postamt  daselbst  dem  italienischen  Postsparkas- 
senwesen dienstbar  gemacht.  Auch  wurden  die  Kassen  einer 
Anzahl  italienischer  Kriegsschiffe  in  fremden  Gewässern  als  Zweig- 
kassen der  heimatlichen  Postsparkasse  benutzt.  Die  im  Jahre  1897 
an  Bord  von  9  Kriegsschiffen  errichteten  Sparstellen  hatten  22  254 
Lire  Einzahlungen  und  31952  Lire  Rückzahlungen.  Im  Jahre 
1901  dagegen  sind  bei  den  Schiffssparkassen  1167  Einzahlungen 
über  loi  230,02  Lire  und  630  Rückzahlungen  über  171898,72  Lire 
gemacht  worden. 

Die  gesamte  Tätigkeit  der  Postsparkassen  ist  von  Jahr  zu 
Jahr  reger  geworden.  Im  Jahre  1893  waren  4698  Postämter  und 
1421  Briefsammelstellen  I.  Klasse  dem  Sparverkehr  zugänglich  und 
nur  10  Postanstalten  wurden  nicht  zu  Sparzwecken  in  Anspruch 
genommen.  Bei  den  Briefsammelstellen  wurden  i  026402  Lire 
ein-  und  292  824  Lire  ausgezahlt.  Am  Schluss  des  genannten 
Jahres  bestanden  2673127  Sparbücher  mit  einem  Guthaben  von 
400039  468,38  Lire.  Am  Schlüsse  des  Jahres  1904  waren  5  265  446 
Sparbücher  im  Umlauf  mit  einem  Gesamtguthaben  von  annähernd 
einer  Milliarde  Lire.  Das  Durchschnittsguthaben  belief  sich  nur 
auf  186,80  Lire.  Auf  looo  Einwohner  entfielen  162  Sparer  und 
über  30000  Lire  Guthaben.  Neben  den  Postsparkassen  haben 
übrigens  auch  die  italienischen  Privatsparkassen  des  Landes,  ins- 
besondere diese  nach  Regelung  ihrer  Verhältnisse  durch  das  Ge- 
setz vom   15.  Juli   1888  nebst  Reglement  vom  4.  April  1889,  sowie 
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die  Sparkassen  der  Kreditgenossenschaften    und  Verkehrsbanken 
eine  sehr  günstige   Entwickelung  durchgemacht. 
Es  waren  bei  den  gewöhnüchen  Sparkassen 
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Die  793  Sparkassen  der  genossenschaftlichen  Kreditanstalten  und 
Volksbanken  wiesen  Ende  1895  374294  Bücher  mit  266053032 
Lire  Guthaben  auf. 

4.  Am  5.  Januar  1880  wurde  die  rumänische  Post- 
sparkasse als  ein  Teil  der  vom  Staate  garantierten  Landes- 
sparkasse ins  Leben  gerufen.  Die  Mindesteinlage  beträgt  hier 
I  Fr.,  der  Höchstbetrag  300  Fr.  Sobald  ein  Guthaben  3000  Fr. 
übersteigt ,  wird  seitens  der  Postsparkasse  für  den  Sparer  ein 
Staatsschuldschein  angekauft.  Sparmarken  finden  in  Rumänien 
keine  Verwendung,  doch  ist  es  dem  Lehrer  überlassen  ,  kleinere 
Beträge  von  Schülern  in  Empfang  zu  nehmen  und  zu  sammeln, 
bis  der  Mindestbetrag  einer  Einlage  —   i  Fr.   —  erreicht  ist. 

Die  gesamte  Staatssparkasse  hatte  an  Einlagen 

1880  I   Million  Lei 

1885  16  Millionen  Lei 

1900  31  060  000         » 

5.  In  den  Niederlanden  wurde  die  Postsparbank 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880  am  i.  April  188 1  ein- 
geführt. Auch  hier  sind  Postsparkarten  in  Uebung  ,  welche  mit 
Postwertzeichen  zu  5  Cents  beklebt,  und,  wenn  20  Marken  zusam- 
men sind,  als  Spareinlagen  eingezahlt  werden.  Für  Schulen  ist 
die  Verwendung  von  Marken  zu  i  Cents  zugelassen.  Im  Jahre 
1905  wurden  27421  Fünfcentssparkarten  und  77445  Eincentspar- 
karten  gutgeschrieben,  sie  machten  6,4  Proz.  aller  Einlagen  —  der 
Zahl  nach  berechnet  —  aus.  Der  Mindestbetrag  für  eine  Einlage 
beträgt  im  übrigen  25  Cents,  Guthaben  über  1200  Gulden  werden 
nicht  mehr  verzinst.  Für  gemeinnützige  Vereine,  Stiftungen  und 
Gesellschaften  ist  diese  Grenze  auf  2400  Gulden  erweitert ,  die 
Verzinsung  der  Guthaben  ist  durch  das  Gesetz  vom  20.  Juli  1895 
auf  2,64  Proz.  festgesetzt;  dieser  Satz  kann  erforderlichenfalls 
durch  königlichen  Beschluss  herabgemindert  werden.  Den  Kin- 
dern über   12  Jahren   und    den    verheirateten  Frauen    ist  als  Ein- 
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legem  der  Postsparkasse  die  Berechtigung  verliehen  ,  über  ihr 
Guthaben  zu  verfügen,  eine  Möglichkeit,  die  den  Einlegern  der 
gewöhnlichen  Sparkassen  in  Holland  nicht  zu  gute  kommt.  Die 
Spargelder  können  in  Staatspapieren,  Provinzial- ,  Gemeinde-, 
Deichverband-Obligationen,  Pfandbriefen  oder  Schuldverschreibun- 
gen der  vom  Staate  genehmigten  Hypothekenanstalten  und  Eisen- 
bahngesellschaften festgelegt  werden.  Auch  ist  es  gestattet,  einen 
Teil  —  aber  nicht  mehr  als  die  Hälfte  —  in  Lombard  für  3  Mo- 
nate oder  für  einen  kürzeren  Termin  auf  alle  bei  der  Niederlän- 
dischen Bank  zugelassenen  Fonds  anzulegen.  Weiterhin  ist  zu- 
lässig, dass  die  Sparer  Rentenbücher  auf  Staatsschuldpapiere  und 
die  vom  Staat  verzinsten  Obligationen  in  Höhe  bis  zu  drei  Vier- 
teln ihres  Guthabens,  vorausgesetzt,  dass  es  schon  drei  Monate 
ansteht,  gegen  Entrichtung  einer  Kommissionsgebühr  und  Erstat- 
tung der  Beförderungskosten  erwerben. 

Der  Kreis  der  Sparanstalten  ist  fortgesetzt  erweitert  worden. 
Im  Jahre  1898  waren  sämtliche  Postämter  des  Landes  sowie  der 
grösste  Teil  der  Hilfspostanstalten  dem  Spardienst  erschlossen. 
Die  Zahl  der  Sparbücher  ist  in  der  Zeit  von  1893  bis  1905  von 
40 T  046  auf  I  184  316,  das  Gesamtguthaben  von  32  247  119  auf 
129929574  fi.  gestiegen:  das  mittlere  Guthaben  belief  sich  1905 
auf  109,71  ü.  Die  Zahl  der  Bücher  hat  sich  somit  um  195,3  Proz., 
das  Guthaben  um  298,88  Proz.  vermehrt.  Das  Durchschnittsgut- 
haben betrug  1893  80,40  fl.  und  hat  sich  in  13  Jahren  um  36,45 
Proz.  gesteigert;  die  kleinen  Guthaben  unter  10  fl.  sind  verhält- 
nismässig sehr  zahlreich,  1905  betrugen  sie  49,16  Proz.  aller  Gut- 
haben ,  45,19  Proz.  aller  Sparer  waren  Arbeiter.  Von  den  im 
Jahre  1905  ausgegebenen  123269  Sparbüchern  gehörten  55713 
Bücher  Arbeitern;  auf  Personen,  die  in  häuslichen  Diensten  stan- 
den,  entfielen  11  686  Bücher. 

Infolge  der  Vereinbarung  vom  13.  Oktober  1894  zwischen 
der  Reichs-Postsparbank  und  dem  Marinedepartement  sind  ge- 
wisse Administrationsoffiziere  an  Bord  der  Kriegsschiffe  mit  dem 
Sammeln  von  Spareinlagen  und  der  Auszahlung  von  Spargeldern 
betraut.  Schon  Ende  1896  wiesen  diese  Schiffssparkassen  646 
Sparbücher  mit  63  259fl.  Guthaben  auf;  im  Jahre  1905  allein  wur- 
den 712  neue  Bücher  ausgegeben  und  218610,1   fl.   eingelegt. 

Angeregt  durch  die  zahlreichen  Beziehungen  zu  dem  benach- 
barten Belgien  richtete  die  niederländische  Regierung  einen  inter- 
nationalen Uebertragungs  verkehr  mit  diesem  Lande 


Postsparkassen.  ^qj 

ein.  Diese  Einrichtung  fand  fortgesetzt  vermehrte  Anwendung. 
Während  im  Jahre  1893  nur  das  Guthaben  von  29  Büchern  von 
der  einen  Verwaltung  auf  die  andere  überging,  75  vollständige 
und  21  Teilrückzahlungen  auf  Bücher  der  fremden  Verwaltung 
geleistet  und  auf  43  Bücher  die  Zinsen  der  fremden  Verwaltung 
gutgeschrieben  wurden,  fand  5  Jahre  später  bereits  die  Ueber- 
tragung  von  53  Guthaben  statt;  ausserdem  wurden  122  vollstän- 
dige und  39  Teilrückzahlungen  auf  Bücher  der  fremden  Verwal- 
tung geleistet.  Die  übertragene  Gesamtsumme  belief  sich  auf 
15  991  fl.,  die  Summe  der  Rückzahlungen  betrug  21  199  fl. 

6.  Die  französischen  Postsparkassen  oder 
Nation  alsparkassen  sind  neben  den  bereits  bestehenden 
gewöhnlichen  Sparkassen  durch  das  Gesetz  vom  9.  April  188 1 
am  I.  Januar  1882  ins  Leben  gerufen  worden.  Die  bei  den  Post- 
sparkassen eingelegten  Gelder  wurden  wie  die  Kapitalien  der  ge- 
wöhnlichen Sparkassen  bei  der  »Caisse  des  depots  et  consigna- 
tions«  untergebracht.  Gegenwärtig  muss  jede  bare  Einlage  min- 
destens einen  Franken  betragen.  Das  Guthaben,  welches  mit 
2V2  Proz.  verzinst  wird,  soll  im  allgemeinen  nicht  1500  Fr.  über- 
steigen; nur  Wohltätigkeits-  und  Unterstützungsgesellschaften  so- 
wie Gewerkvereine  dürfen  unter  Umständen  bis  15  000  Fr.  ein- 
legen. Zum  Sparen  ist  jeder  zugelassen.  Minderjährige  müssen 
aber  das  16.  Lebensjahr  vollendet  haben,  wenn  sie  selbständig 
Rückzahlungen  verlangen.  Ausgeschlossen  ist  das  gleichzeitige 
Sparen  bei  der  Postsparkasse  und  einer  gewöhnlichen  Sparkasse, 
auch  darf  niemand  bei  der  ersteren  mehrere  Bücher  besitzen.  Die 
Vorschrift  wird  strenge  durchgeführt.  Das  Sparmarkensystem  ist 
gleichfalls  eingeführt. 

Der  Ueberweisungsverkehr  ist  bei  den  französischen  Spar- 
kassen in  gewisser  Weise  beschränkt.  Wenn  ein  bei  einer  Zweig- 
stelle geführtes  Konto  auf  eine  andere  Zweigstelle  oder  die  Zen- 
tralstelle in  Paris  oder  von  dieser  auf  eine  Zweigstelle  übertragen 
werden  soll,  so  geschieht  dies  zwar  unentgeltlich,  aber  nur  gegen 
Rückgabe  des  Sparbuches,  während  bei  Postsparkassenverwal- 
tungen anderer  Länder  derartige  Uebertragungen  erst  gar  nicht 
nötig  sind,  die  Freizügigkeit  der  Sparbücher  also  mehr  durchge- 
führt ist. 

Für  Sparbeträge  über  100  Fr.  können  Staatsrententitel  und  an- 
dere derartige  Rentenbriefe  durch  Vermittelung  der  Postspar- 
kassenverwaltung  kostenfrei    angekauft  werden,    auch  die  Aufbe- 
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Wahrung  solcher  Papiere  geschieht  unentgeltUch  durch  die  Post- 
sparkassen. Ebenso  sind  Uebertragungen  von  den  Privatspar- 
kassen nach  den  Postsparkassen  und  umgekehrt  zugelassen. 

Der  Schiffspostsparkassendienst  ist  in  Frankreich  durch  De- 
kret vom  i8.  März  1885  seit  dem  i.  Juli  desselben  Jahres  einge- 
führt und  erheblich  ausgedehnt.  Nach  einem  weiteren  Dekret 
vom  22.  November  1886  kann  ^  jeder  Seemann  vierteljährlich 
regelmässig  eine  bestimmte  Summe  aus  seinem  Sparguthaben 
an  die  Seinen  durch  Vermittelung  der  Schiffssparkasse  zahlen 
lassen.  1904  bestanden  bei  den  Schiffspostsparkassen  19 601  Kon- 
ten mit  2233572,27  Fr.  Gesamtguthaben  und  46453,14  Fr.  kapi- 
talisierten Zinsen. 

Die  Guthaben  bei  der  französischen  Postsparkasse  sind  im 
allgemeinen  sehr  niedrig.  Den  Hauptanteil  der  Zahl  nach  hatten 
1904  die  ganz  kleinen  Guthaben  unter  20  Fr.,  sie  machen  34,84 
Proz.  aller  Guthaben  aus;  21,41  Proz.  bleiben  ausserdem  noch 
unter  100  Fr.   und  über  15  000  Fr.  gibt  es  nur  0,03  Proz. 

Das  Gesamtguthaben  aller  Sparer  betrug  Ende  1904  1187  348660 
Fr.,  die  Vermehrung  desselben  gegen  das  vorhergehende  Jahr 
hatte  69388586  Fr.  ausgemacht.  Die  Gesamteinzahlungen  be- 
trugen 456712543  P'r. ,  die  Rückzahlungen  beliefen  sich  auf 
415432082  P'r.,  die  Einzahlungen  überstiegen  die  Rückzahlungen 
sonach  um  41  280461  P'r.  Von  dem  Guthaben  der  Sparer  waren 
Ende  1904  i  177  304  094  Fr.  in  französischen  Staatspapieren  an- 
gelegt. 

Der    internationale   Sparkassendienst    mit    Belgien    ist    durch 
Abkommen   vom   31.  Mai  1882  eingeführt.     Unterm  15.  April  19O-I 
ist    ein  Abkommen    mit  Italien    zur  Anbahnung    eines  internatio 
nalen   Postsparls-assendienstes  geschaffen. 

Seit  dem  i.  Juli  1899  dienen  die  Vorsteher  der  Hilfspost- 
ämter (facteurs-receveurs,  Briefträger)  als  amtliche  Vermittler 
zwischen  den  ihnen  übergeordneten  Postanstalten  und  den  Spar- 
einlegern; ebenso  nehmen  seitdem  auch  Landbriefträger  auf  ihren 
Bestellgängen  Einlagen  für  die  Postsparkasse  entgegen  und  über- 
bringen angewiesene  Rückzahlungsbeträge. 

7.  Die  Einführung  der  Postsparkassen  in  Seh  w  e  d  e  n  er- 
folgte vom  I.  Januar  1884  ab.  Die  Mindesteinlage  ist  hier  auf 
I  Krone  festgesetzt,  Guthaben  über  2000  Kronen  werden  nicht 
verzinst,  um  die  grossen  Kapitalien  fernzuhalten.  Der  Zinsfuss  be- 
trägt seit  1899  3)6  Proz.,  er  wird  durch  Königliches  Dekret  fest- 
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gesetzt.  Aenderungeii  des  Zinsfusses  treten  4  Monate  nach  Ver- 
öffentlichung des  Dekrets  in  Kraft.  Jede  Einlage  wird  durch  Ein- 
kleben von  Sparmarken  in  das  Sparbuch,  von  denen  im  inneren 
Betriebe  mehrere  Arten  bereitgehalten  werden  müssen,  verrechnet. 
Die  Marken  werden  entwertet.  Hierdurch  wird  eine  sichere,  aber 
etwas  umständliche  Kontrolle  der  Postbeamten  wie  der  Sparer 
ausgeübt.  An  das  Publikum  werden  Sparmarken  zu  10  Oere 
zwecks  Ersparung  kleiner  Beträge  abgegeben,  die  in  Sparkarten 
verklebt  als  Einlagen  angenommen  werden,  sobald  der  Betrag 
von  I  Krone  erreicht  ist.  Zur  nachhaltigen  Verbreitung  von  Spar- 
marken vertreiben  auch  Lehrer  und  Lehrerinnen  diese  bei  ihren 
Schülern. 

Auf  Verlangen  kauft  die  Postsparkassenverwaltung  für  die 
Guthaben  Staatspapiere  kostenfrei  an,  auch  in  Schuldverschrei- 
bungen der  schwedischen  Hypothekenbank  und  einzelner  Gemein- 
den können  Sparguthaben  angelegt  und  Darlehen  an  Gemeinden 
unmittelbar  ausgegeben  werden.  Ende  1904  waren  570203  Post- 
sparkassenbücher mit  einem  Gesamtguthaben  von  55410004  Kro- 
nen in  Umlauf.  Es  wurden  560345  Einzahlungen  mit  12135681 
Kronen  und  143  3S7  Rückzahlungen  über  13  078  751  Kronen  aus- 
geführt, die  ersteren  betrugen  21,66,  letztere  91,21  Kronen  im 
Durchschnitt.  Auf  1000  Einwohner  entfielen  107  Einzahlungen 
von  zusammen  2307  und  27  Rückzahlungen  mit  2486  Kronen. 
Das  durchschnittliche  Guthaben  belief  sich  auf  nur  97,18  Kronen; 
eine  Sparstelle  entfiel  auf  149,49  qkm  oder  1792  Einwohner.  Spar- 
marken wurden  im  Jahre  1904  bei  2927  Postanstalten  und  1671 
privaten  Verkäufern  (Lehrer  u.  s.  w.)  im  Betrage  von  130  360  Kro- 
nen abgesetzt. 

8.  Die  Organisation  der  Postsparkasse  in  Oester- 
reich  verdient  ganz  besonderes  Literesse,  so  dass  ein  etwas 
näheres  Eingehen  auf  sie   begründet  erscheint. 

Die  ersten  Vorarbeiten  der  österreichischen  Regierung  wegen 
Einrichtung  einer  Postsparkasse  fanden  im  Jahre  1865  statt,  in 
welchem  erstere  auf  diplomatischem  Wege  Erhebungen  über  die 
Office  Savings  Bank  in  London  einleiten  Hess.  1871  veranstaltete 
sie  dann  durch  nach  London  entsendete  Kommissarien  Untersu- 
chungen an  Ort  und  Stelle  über  die  Ergebnisse  und  die  Durch- 
führung der  postalischen  Sparvermittelung. 

Wenn  auch  das  Ergebnis  dieser  Untersuchungen  ein  günsti- 
ges war,    so   kam    die  Angelegenheit   doch   erst  im  März  188 1   in 
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weiteren  Fluss,  als  die  Regierung  durch  eine  im  Abgeordneten- 
hause gefasste  Resolution  aufgefordert  wurde,  »die  Errichtung 
von  Postsparkassen  mit  geringer  Verzinsung  der  Einlagen  in  reif- 
lichste Erwägung  zu  ziehen«.  Denn  der  Handelsminister  brachte 
noch  in  demselben  Jahre  einen  Gesetzentwurf  betreffend  die  Ein- 
führung von  Postsparkassen  in  den  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreichen  und  Ländern  ein,  der  auch  mit  geringen  Aende- 
rungen  von  beiden  Häusern  des  Reichsrates  angenommen  wurde 
und  am  28.  Mai  1882  Gesetzeskraft  erlangte. 

Die  Vorarbeiten  zur  Einführung  des  Postsparkassenverkehrs 
wurden  noch  im  Laufe  des  Jahres  1882  beendet,  so  dass  die  Er- 
öffnung des  Postsparkassenamtes  am  12.  Januar  1883  erfolgen 
konnte. 

In  dem  Gesetze  vom  28.  Mai  1882  war  nur  die  Schaffung 
eines  staatlichen  Sparinstituts  nach  dem  Muster  der  in  anderen 
Staaten  bereits  bestehenden  Postsparkassen  vorgesehen,  und  es 
lag  dem  Gesetzgeber  die  Absicht  einer  bankmässigen  Ausgestal- 
tung des  neuen  Staatsinstituts  gänzlich  fern.  Es  ist  das  Verdienst 
des  Organisators  und  ersten  Direktors  des  k.  k.  Postsparkassen- 
amtes Hofrates  Dr.  CocJi^  den  kreditwirtschaftlichen  Ausbau  der 
Staatssparkasse  durchgeführt  zu  haben.  Auf  seine  Veranlassung 
wurde  auf  dem  Verwaltungswege  mit  der  Verordnung  des  Han- 
delsministeriums vom  29.  Oktober  1883  cl^r  Scheckverkehr 
eingeführt,  der  durch  das  Gesetz  vom  19.  November  1887  seine 
legislative  Grundlage  erhielt.  Mit  diesem  Gesetze  wurden  gleich- 
zeitig einige  Abänderungen  des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1882  ge- 
troffen, welche  den  Sparverkehr  betrafen  und  die  Höhe  des  Gut- 
habens und  des  Zinsfusses  für  letztere  neu  festsetzten. 

a)  Sparverkehr. 

Das  Postsparkassenamt  übernimmt  durch  Vermittelung  der 
Postämter  Geldbeträge  als  Spareinlagen,  verzinst  die  eingelegten 
Gelder  und  zahlt  sie  über  Kündigung  des  Verfügungsberechtigten 
durch  die  Postämter  zurück.  Die  Postämter  vollziehen  den  Post- 
sparkassendienst während  der  für  den  Postdienst  vorgeschriebenen 
Amtsstunden.  Einleger  der  Postsparkasse  kann  jede  Privat- 
person, Handelsfirma,  öffentliche  Behörde,  juristische  Person  oder 
sonstige  Vereinigung  oder  Anstalt  werden.  Auch  Minderjäh- 
rige sind  berechtigt,  selbständig  Sparbeträge  einzulegen. 

Das  Postsparkassenamt  eröffnet  jedem  Einleger  ein  Konto. 

Für   jeden   Einleger    wird    anlässlich    der  ersten  Einlage  von 
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dem  sie  entgegennehmenden  Postamt  ein  E  i  n  1  a  g  c  b  u  c  h  aus- 
gefertigt. Das  Einlagebuch  lautet  auf  den  Namen  des  Einlegers 
und  enthält  die  zur  Beurteilung  seiner  Identität  nötigen  Vermerke, 
sowie  seine  Unterschrift,  oder  im  Falle  die  erste  Einlage  nicht 
vom  Einleger  selbst,  sondern  von  einem  Dritten  für  ihn  geleistet 
wird,  die  Unterschrift  desjenigen,  der  für  den  Einleger  die  erste 
Einlage  bewirkt  (des  Erlegers).  Der  Einleger  ist  jedoch  jeder- 
zeit berechtigt,  auch  ohne  Intervention  des  Erlegers  seine  Unter- 
schrift bei  einem  Postamt  aufnehmen  zu  lassen.  Solange  der  Ein- 
leger von  diesem  Rechte  keinen  Gebrauch  macht,  gilt  der  Erleger 
als  ermächtigt,  im  Namen  des  Einlegers  über  das  Guthaben  zu 
verfügen,  sofern  nicht  der  Einleger  das  Postsparkassenamt  von 
seinem  gegenteiligen  Willen  in  Kenntnis  gesetzt  hat. 

Jede  folgende  Einlage  kann  gegen  Eintragung  in  das  Einlage- 
buch bei  jedem  Postamt  bewirkt  werden  (Cross-Entry-  oder 
Kreuzverrechnungsverkehr).  Kein  Einleger  darf  sich  mehr  als  ein 
Einlagebucli  ausfertigen  lassen.  Eine  Abtretung  des 
Einlagebuches  an  einen  andern  wird  vom  Postsparkassenamt  nur 
dann  berücksichtigt,  wenn  der  Uebertragungsakt  vor  einem  Post- 
amt stattgefunden  hat.  Der  Einleger,  dessen  Rechtsnachfolger 
oder  Bevollmächtigter  kann  jederzeit  das  Sparguthaben  ganz  oder 
in  Teilbeträgen  kündige  n.  Auch  minderjährige  Einleger  sind 
berechtigt,  Rückzahlungen  zu  empfangen,  sofern  nicht  von  dem 
gesetzlichen  Vertreter  hiergegen  schriftliche  Einsprache  beim  Post- 
sparkassenamte erhoben  wird.  Ausserdem  kann  eine  Einsprache 
gegen  Rückzahlung  von  Spareinlagen  nur  im  Falle  eines  über  das 
Eigentumsrecht  an  dem  Einlagebuche  anhängigen  Rechtsstreites 
Beachtung  finden. 

Auf  die  beim  Postsparkassenamt  eingelegten  Spargelder  bez. 
auf  die  Einlagebücher  kann  weder  ein  Verbot  gelegt  noch  ein 
Pfandrecht  erworben  werden.  Auch  sind  Exekutionen  auf  Ein- 
lagebücher nicht  zulässig. 

Die  geringste  Einlage  ist  i  Kr.,  jede  höhere  Ein- 
lage muss  ein  Mehrfaches  einer  Krone  betragen.  Um  das  Sparen 
kleinerer  Beträge  als  i  Kr.  zu  ermöglichen,  sind  »Postspar- 
karten« aufgelegt.  Sie  werden  zum  Preise  der  eingeprägten 
Briefmarke  (lo  h)  von  allen  Postämtern  und  Verschleissern  von 
Postwertzeichen  verabfolgt.  Ist  eine  Postsparkarte  durch  Auf- 
kleben von  Briefmarken  auf  den  Betrag  von  i  Kr.  gebracht,  so 
wird    sie    als  Einlage    angenommen.     Von  einem  Einleger  dürfen 
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während  einer  Woche  höchstens  drei  Postspartearten  zur  Einlage 
gebracht  werden. 

Das  Guthaben  eines  Einlegers  an  geleisteten  Einlagen  und 
kapitalisierten  Zinsen  darf  zu  keiner  Zeit  mehr  als  2000  Kr. 
betragen.  Uebertrifift  der  Gesamtbetrag  der  Einlagen  in  den 
zwei  oder  mehreren  Einlagebüchern,  welche  ein  Einleger  sich 
entgegen  der  Bestimmung  hat  ausfertigen  lassen,  so  geht  der 
Einleger  jenes  Kapitalteiles,  welcher  diesen  Höchstbetrag  über- 
steigt, verlustig.  »Es  dürfen  jedoch  Einlagen,  durch  welche  der 
zulässige  Höchstbetrag  des  Guthabens  überschritten  wird,  ge- 
macht werden,  wenn  gleichzeitig  der  Ankauf  von  Staatspapieren 
nachgesucht  wird«  (s.   unten). 

Der  Einleger  (Erleger)  kann  auch  nachträglich  die  Aufnahme 
eines  Losungswortes,  ferner  die  Bekanntgabe  des  vergessenen 
Losungswortes  verlangen.  Das  Verlangen  ist  persönlich  unter 
Vorweisung  des  Einlagebuches  und  erforderlichenfalls  Nachweis 
der  Personsidentität  bei  einem  Postamt  zu  stellen. 

Den  Landbriefträgern  können  auf  ihren  Bestellgängen 
Einlagen  bis  zu  looo  Kr.  für  ein  Einlagebuch  zur  Ablieferung 
an  das  Postamt  übergeben  werden.  Die  Eintragung  der  Einlage 
in  das  dem  Landbriefträger  gegen  Bestätigung  mitzuübergebende 
Einlagebuch  erfolgt  durch  das  Postamt.  Für  jede  dem  Land- 
briefträger auf  seinem  Bestellgange  übergebene  Einlage  von 
mehr  als  10  Kr.  kommt  eine  Einsammlungsgebühr  von  6  h,  welche 
im  voraus  entrichtet  werden  muss,  zur  Erhebung.  Die  Ein- 
sammlung von  Beträgen  bis   10  Kr.   erfolgt  gebührenfrei. 

Rückzahlungen  erfolgen  nur  an  den  Einleger  oder 
dessen  Rechtsnachfolger  oder  Bevollmächtigten. 

Im  Falle  der  Kündigung  der  Einlage  sendet  das  Postspar- 
kassenamt dem  Einleger  (Erleger)  oder  dem  von  ihm  im  Kün- 
digungsblatte (Formular)  bezeichneten  Empfänger  eine  zwei  Mo- 
nate gültige  Zahlungsanweisung.  Die  Zusendung  erfolgt  in  der 
Regel  postwendend,  jedenfalls  aber  so  bald,  dass  die  Rückzahlung 
innerhalb  folgender  vom  Tage  des  Eintreffens  der  Kündigung 
beim  Postsparkassenamte  zu  berechnender  Termine  erfolgen  kann : 
bei  Beträgen  zwischen  20  Kr.  und  200  Kr.  innerhalb  15  Tage, 
bei  Beträgen  über  200  Kr.  bis  lOOO  Kr.  innerhalb  eines  Monats 
und  bei  Beträgen  über  1000  Kr.  innerhalb  zweier  Monate. 

Der  Einleger  (Erleger)  kann  die  sofortige  Rückzahlung  von 
Beträgen    bis    40    Kr.    bei    jedem    Postamte    auch    ohne    vorher- 
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gehende  Einsendung  einer  Kündigung  an  das  Postsparkassenanit 
erlangen.  Diese  Rückzahlungen  im  kurzen  Wege 
erfolgen  von  dem  Einleger  (Erleger)  gegen  Einziehung  der  vor- 
schriftsmässig  ausgefertigten  Kündigung  und  Quittung  des  gekün- 
digten Betrages  auf  einem  dem  Einleger  vorzulegenden  Rück- 
zahlungsschein unter  gleichzeitiger  Abschreibung  des  Betrages 
im  Einlagebuche.  Auf  ein  Einlagebuch  darf  an  einem  Tage  n  u  r 
eine  Rückzahlung  in  kurzem  Wege  geleistet  werden.  Ermäch- 
tigungen sind  bei  Rückzahlungen  in  kurzem  Wege  nicht  zulässig ; 
auch  darf  nicht  das  ganze  Guthaben  gekündigt  werden,  sondern 
es  muss  ein  Betrag  von  mindestens  i  Kr.  im  Einlagebuch  ver- 
bleiben. 

Bei  der  Kasse  des  Postsparkassenamtes  können  bis  auf  wei- 
teres Rückzahlungen  von  Postsparkasseneinlagen  ohne  Rücksicht 
auf  die  Höhe  des  Betrages  in  kurzem  Wege  bewerkstelligt  werden. 

Die  Verzinsung  der  Sparguthaben  erfolgt  zur  Zeit  mit 
3  Proz.  jährlich.  Beträge  unter  2  Kr.  werden  nicht  verzinst. 
Die  Verzinsung  beginnt  mit  dem  auf  die  Einzahlung  folgenden 
I.  oder  16.  Monatstage  und  endigt  mit  dem  15.  oder  letzten 
Monatstage,  der  dem  Eintreffen  der  Kündigung  beim  Postspar- 
kassenamte vorangeht.  (Die  Höhe  des  Zinsfusses  wird  vom 
Handelsminister  im  P^invernehmen  mit  dem  Ministerium  des 
Innern  und  der  Finanzen  nach  Anhörung  des  Beirates  im  Ver- 
ordnungswege festgesetzt,  darf  aber  3  Proz.  nicht  übersteigen.) 
Mit  dem  31.  Dezember  eines  jeden  Jahres  werden  am  Konto 
die  Zinsen  dem  Guthaben  zugeschrieben  und  von  da  ab  gleich- 
falls verzinst.  Für  die  Zinsenberechnung  wird  jeder  Monat  zu 
30  Tagen  angenommen. 

Ein  den  zulässigen  Höchstbetrag  von  2000  Kr.  übersteigender 
Betrag  des  Sparguthabens  wird  nicht  verzinst.  Wer  sich  entgegen 
der  bestehenden  Vorschrift  zwei  oder  mehrere  Einlagebücher  hat 
ausfertigen  lassen,  geht,  auch  wenn  der  Gesamtbetrag  seiner 
Spareinlagen  den  zulässigen  Höchstbetrag  von  2000  Kr.  nicht 
übersteigt,  der  Zinsen  des  in  dem  zweiten  und  in  den  übrigen  später 
ausgefertigten  Büchern  eingeschriebenen  Kapitals  verlustig. 

In  Bezug  auf  die  Ve  r  j  ä  h  r  u  n  g  von  Postsparkasseneinlagen 
gelten  die  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen.  Die  Verjäh- 
rung wird  durch  jede  neue  Einlage,  durch  jede  Kündigung  und 
durch  jede  im  Einlagebuch  erfolgte  Eintragung  von  Zinsen 
unterbrochen.    Die  Bestimmung  des  §  1480  des  Allgemeinen 
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bürgerlichen  Gesetzbuches,  wonach  die  Forderungen  an  rück- 
ständigen Zinsen  binnen  drei  Jahren  verjähren  ,  findet  auf  die 
Zinsen   von  Einlagen    bei    den  Postsparkassen  keine  Anwendung. 

Ersatz  für  verlorene  Einlagebücher  wird  auf 
Antrag  vom  Postsparkassenamt  durch  Duplikatausstellung  erteilt, 
wenn  auf  die  Ediktalkundmachung  binnen  Monatsfrist  ein  An- 
spruch auf  das  Einlagebuch  nicht  erhoben  wnrd.  Das  in  Verlust 
geratene  Einlagebuch  wird  für  null  und  nichtig  erklärt.  Wird  da- 
gegen binnen  Monatsfrist  ein  Anspruch  erhoben,  so  werden  die 
Parteien  an  den  ordentlichen  Richter  verwiesen.  In  diesem  Falle 
wird  weder  ein  Duplikat  ausgefertigt  noch  irgend  eine  Verfügung 
bezüglich  des  verlorenen  Buches  zugelassen,  bevor  über  den  ge- 
stellten Anspruch  durch  richterliches  Erkenntnis  rechtskräftig  ent- 
schieden ist. 

Die  Ausfertigung  des  Einlagebuches  anlässlich 
der  ersten  Einlage  erfolgt  unentgeltlich. 

Die  Korrespondenz  der  F2inleger  mit  dem  Postspar- 
kassenamte und  den  Postämtern  ist  vom  Porto  befreit. 

Die  an  das  Postsparkassenamt,  die  Postbehörden  und  ihre 
Organe  gerichteten  Eingaben  der  Einleger,  ihrer  gesetzlichen 
Vertreter  oder  Bevollmächtigten  in  Angelegenheiten  des  Postspar- 
kassendienstes, sowie  die  in  Artikel  6  des  Gesetzes  vom  28.  Mai 
1882  erwähnten  Uebertragungsakte  sind  Stempel-  und  ge- 
bührenfrei. Die  laufenden  Zinsen  der  Einlagen  sind  von 
der  Rentensteuer  befreit,  aber  in  das  Personaleinkommensteuer- 
bekenntnis einzustellen  (§§  125  Z.  5,  169  Z.  2  des  Gesetzes  vom 
25.  Oktober  1896,  RGBl.  Nr.  220). 

Die  Bediensteten  des  Postsparkassenamtes  und  der  Postämter 
sind  verpflichtet,  das  Geschäfts-  und  Die  nstge  heim - 
n  i  s  zu  wahren,  und  es  ist  ihnen  strenge  untersagt,  ausser  an  ihre 
Vorgesetzten,  an  dritte  Personen  Auskünfte  irgend  welcher  Art 
in  betreff  der  Namen  der  Einleger  oder  Einzahler,  der  einge- 
zahlten oder  rückgezahlten  Beträge  oder  der  Höhe  des  Gut- 
habens zu  erteilen.  Diese  Bestimmung  gilt  auch  für 
die  übrigen  Geschäftszweige  der  Postspar- 
kasse. 

b)  Scheck-  und   Clearingverkehr. 

Seinem  Wesen  nach  besteht  der  Scheckver- 
kehr des  Postsparkassenamtes  darin,  dass  den 
Teilnehmern  an  diesemVerkehr  beimPostspar- 
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k  a  s  s  e  n  a  m  t  e  ein  Konto  eröffnet  wird,  auf  wel- 
ches bei  allen  Postämtern  Geldbeträge  einge- 
legt und  von  dem  so  entstandenen  Guthaben 
durch  den  Kontoinhaber  jederzeit  mittels 
Scheck  Beträge  zur  Auszahlung  angewiesen 
werden   können. 

Zur  Teilnahme  (Beitritt)  an  dem  Scheckverkehr  kann 
jede  Privatperson,  Handelsfirma,  öffentliche  Behörde,  juristische 
Person  oder  sonstige  Vereinigung  oder  Anstalt  zugelassen  werden. 
Dem  Postsparkassenamte  steht  das  Recht  zu,  die  Aufnahme  in 
den  Scheckverkehr  ohne  Angabe  von  Gründen  abzulehnen. 

Wird  die  Aufnahme  von  dem  Postsparkassenamte  bewilligt, 
so  hat  der  Gesuchsteller  spätestens  innerhalb  eines  Monats  nach 
dessen  Mitteilung ,  dass  ihm  ein  Konto  eröffnet  wird ,  eine 
Stammeinlage  von    lOO  Kr.   einzuzahlen. 

Mit  der  Benachrichtigung  von  der  Eröffnung  des  Kontos  er- 
hält der  Gesuchsteller  vom  Postsparkassenamte  drei  Formulare 
zur  Abgabe  der  Unterschriften  derjenigen  Personen,  welche  zur 
Verfügung  über  das  Guthaben  mittels  Schecks  berechtigt  sein 
sollen.  Die  dem  Vordruck  entsprechend  ausgefertigten  Formulare 
sind  an  das  Postsparkassenamt  zurückzusenden. 

Der  Kontoinhaber  ist  verpflichtet,  diese  Formulare  bis  zur 
Rückgabe  sorgfältig  zu  verwahren,  damit  sie  nicht  von  einem 
Dritten  zur  Einreichung  gefälschter  Unterschriften  an  das  Post- 
sparkassenamt gesendet  werden  können.  Alle  Nachteile,  die 
daraus  entstehen,  dass  das  Formular  von  einem  andern  als  dem 
Kontoinhaber  benutzt  ist,  hat  der  Kontoinhaber  zu  tragen. 

Tritt  bezüglich  der  Personen,  die  zur  Verfügung  über  das 
Guthaben  mittels  Schecks  berechtigt  sind,  eine  Aenderung  ein, 
so  hat  der  Kontoinhaber  beim  Postsparkassenamt  um  Ueber- 
sendung  neuer  Formulare  zur  Abgabe  der  Unterschriften  der 
Personen,  die  zur  Ausstellung  von  Schecks  berechtigt  sein  sollen, 
zu  ersuchen.  Die  dem  Postsparkassenamte  mitgeteilten  Unter- 
schriften bleiben  so  lange  für  den  Kontoinhaber  verbindlich,  bis 
dem  Postsparkassenamte  schriftlich  Anzeige  von  dem  Erlöschen 
der  Vertretungsbefugnis  gemacht  worden  ist.  Ueber  die  Konto- 
inhaber wird  vom  Postsparkassenamte  eine  Liste  geführt  und  in 
der  dem  Amte  geeignet  scheinenden  Weise  veröffentlicht. 

Einlagen  imSc  heck  verkehr  können  bewirkt  werden  : 

a)  mittels  Erlagscheine, 
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b)  mittels  Postanweisungen, 

c)  durch  Gutschrift  der  für  Kontoinhaber  von  andern  Konto- 
inhabern mittels  Schecks  angewiesenen  Beträge  (Clearing- 
V  e  r  k  e  h  r), . 

d)  durch  Gutschrift  der  Eingänge  aus  den  vom  Postspar- 
kassenamt für  Kontoinhaber  usw.  besorgten  Geschäften. 

Die  Höhe  des  Guthabens  eines  Kontos  unterliegt  keiner  Be- 
schränkung. 

Bei  den  Postämtern  kann  mittels  Erlagscheines  jeder 
beliebige  Betrag  eingezahlt  werden.  Den  Landbriefträgern 
können  auf  ihren  Bestellgängen  Erlagscheine  über  Beträge  bis 
lOOO  Kr.  zur  Ablieferung  an  das  Postamt  übergeben  werden. 
Eür  jede  dem  Landbriefträger  mittels  Erlagscheins  übergebene 
Einlage  ist  im  voraus  eine  Einsammlungsgebühr  von  6  h  zu  ent- 
richten. 

Für  Zahlungen  an  die  k.  k.  Steuerämter  (Finanzkassen  etc.) 
sind  besondere  Erlagscheine  (Steuereinzahlungsscheine)  aufgelegt. 
Mit  diesen  Scheinen  können  alle  Zahlungen  —  mit  Ausnahme 
der  Zollzahlungen  —  an  sämtliche  k.  k.  Steuerämter  geleistet 
werden.  Ausserdem  können  mit  diesen  Scheinen  an  die  jeweils 
im  Verordnungswege  bestimmten  Kassen  solche  Zahlungen  er- 
folgen, für  welche  diese  Einzahlungsart  als  zulässig  erklärt  wurde. 

Jeder  Kontoinhaber  kann  bei  dem  Postamte,  durch  welches 
er  seine  Postsendungen  empfängt,  durch  Ueberreichung  einer 
entsprechend  ausgefertigten  Vollmacht  das  Ansuchen  stellen,  dass 
die  für  ihn  einlangenden  Postanweisungen  mit  Ausnahme 
der  telegraphischen  und  der  express  zu  bestellenden  Post- 
anweisungen seinem  Scheckkonto  gutgeschrieben  werden;  ebenso 
kann  das  bezüglich  der  eingezogenen  Postauftrags-  und  Nach- 
nahmebeträge erfolgen. 

Einlagen  im  Clearingverkehr  geschehen  in  der 
Weise,  dass  die  für  Kontoinhaber  von  andern  Kontoinhabern 
mittels  Schecks  angewiesenen  Beträge  dem  Konto  des  Empfängers 
gutgeschrieben  werden. 

P'ernere  Einlagen  im  Scheckverkehr  sind  Eingänge,  welche 
aus  den  vom  Postsparkassenamt  für  Rechnung  seiner  Kontoinhaber 
oder  seiner  sonstigen  Kommittenten  durchgeführten  Trans- 
aktionen im  Staatspapier-,  Inkasso-  oder  Geld- 
verwechslungsgeschäfte auf  Verlangen  einem 
S  c  h  c  c  k  k  o  n  t  o  gutgeschrieben  werden.    Desgleichen 
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kann  im  Falle  der  B  e  1  e  h  n  u  n  g  oder  E  s  k  o  m  p  t  i  e  r  u  n  g 
von  Wertpapieren  beim  Postsparkassenamte  die  Gut- 
schrift des  Darlehensbetrages  oder  der  Es- 
k  o  m  p  t  e  V  a  1  u  t  e  auf  ein  Scheckkonto  erfolgen. 

Rückzahlungen.  Der  Kontoinhaber  kann  über  sein 
durch  Kontoauszug  ihm  mitgeteiltes  Guthaben,  soweit  es  die 
Stammeinlage  von  loo  Kr.  übersteigt,  in  beliebigen  Teilbeträgen 
mittels  Schecks  jederzeit  verfügen.  Zu  Schecks  dürfen  nur  For- 
mulare benützt  werden,  die  vom  Postsparkassenamte  bezogen 
worden  sind.  Die  Scheckformulare  werden  nach  einem  bestimmten 
Muster  hergestellt ;  sie  werden  vor  ihrer  Ausgabe  vom  Postspar- 
kassenamte mit  dem  Namen  und  dem  Wohnort  des  Kontoinhabers, 
sowie  mit  der  Nummer  des  Kontos  und  ausserdem  mit  einer 
fortlaufenden  Nummer  bedruckt.  Der  dem  Scheck  beigefügte, 
ebenfalls  mit  der  fortlaufenden  Nummer  versehene  Abschnitt  dient 
für  Vormerkungen  des  Kontoinhabers  über  den  jeweiligen  Stand 
seines  Guthabens  etc. 

Der  Kontoinhaber  trägt  alle  Nachteile,  die  durch  den  Ver- 
lust oder  sonstiges  Abhandenkommen  der  Scheckformulare  ent- 
stehen. Die  Formulare  sind  daher  vom  Kontoinhaber  sorgfältig 
aufzubewahren.  Im  Falle  des  Abhandenkommens  von  P"ormularen 
ist  das  Postsparkassenamt  sofort  zu  benachrichtigen,  damit  die 
Zahlung  an  einen  Unberechtigten,  wenn  möglich,   verhindert  wird. 

Die  Ausstellung  des  Schecks  kann  nur  über  einen 
Betrag  erfolgen,  der  innerhalb  des  verfügbaren  Guthabens  gelegen 
ist.  Der  Höchstbetrag,  über  welchen  ein  Scheck  ausge- 
stellt werden  kann,  ist  auf  20000  Kr.  festgesetzt.  Schecks,  die 
das  verfügbare  Guthaben  übersteigen,  werden  vom  Postsparkassen- 
amt nicht  eingelöst.  Stellt  ein  Kontoinhaber  wiederholt  Schecks 
über  einen  sein  verfügbares  Guthaben  übersteigenden  Betrag  aus, 
so  kann  das  Postsparkassenamt  die  Kündigung  des  Kontos  aus- 
sprechen. 

Die  Schecks  sind  in  der  Reihenfolge  ihrer  Nummern  in  Ver- 
wendung zu  nehmen  und  dem  Vordruck  entsprechend  auszufüllen; 
sie  müssen  demnach  enthalten:  die  Angabe  des  Ortes,  des 
Monatstages  und  des  Jahres  der  Ausstellung. 

die  Angabe  der  zu  zahlenden  Geldsumme,  und  zwar  der  Kro- 
nen (Mark,  Franken),    Summe  in  Zahlen  und  Buchstaben  ; 

die  Unterschrift  des  Ausstellers  mit  seinem  Namen  oder  sei- 
ner Firma.    Die  Unterschrift  auf  dem  Scheck  muss  mit  derjenigen 
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Übereinstimmen,  welche  beim  Postsparkassenamte  niedergelegt  ist. 
Für  den  Fall,  dass  sich  die  Zeichnung  einer  Unterschrift  wesent- 
lich verändern  sollte,  muss  beim  Postsparkassenamt  die  Unter- 
schrift von  neuem  niedergelegt  werden.  Bestehen  Zweifel  über 
die  Echtheit  der  Unterschrift,  so  wird  die  Einlösung  des  Schecks 
abgelehnt.  Die  Ausfüllung  der  Scheckformulare  kann  mit  Tinte^ 
durch  Druck  oder  mittels  Schreibmaschine  erfolgen.  Die  Unter- 
schrift muss  jedoch  stets  handschriftlich  mit  Tinte  gezeichnet  sein. 
Die  Einlösung  des  Schecks  erfolgt  nur  gegen  seine 
Aushändigung.  Der  Scheck  ist  spätestens  am  14.  Tage  nach  Ab- 
lauf des  Tages  der  Ausstellung  beim  Postsparkassenamte  vorzu- 
legen. Fällt  das  Ende  dieser  Frist  auf  einen  Sonntag  oder  allge- 
meinen Feiertag,  so  kann  die  Vorlegung  auch  am  nächstfolgenden 
Werktag  erfolgen.  Wird  ein  Scheck  nach  Ablauf  dieser  Frist  vor- 
gelegt, so  kann  das  Sparkassenamt  seine  Einlösung  ablehnen. 
Der  Scheck  ist  bei  der  Vorlegung  zahlbar. 
Arten  des  Schecks. 

Der  Scheck  kann  ausgestellt  werden  in  Form  eines  Kassa- 
Schecks  oder  eines  N  a  m  e  n  s  c  h  e  c  k  s. 

Kassascheck  ist  ein  solcher  Scheck,  in  welchem  kein  Zah- 
lungsempfänger bezeichnet  ist.  Bei  Ausstellung  des  Kassaschecks 
ist  daher  der  für  die  Adresse  des  Zahlungsempfängers  freigelas- 
sene Raum  zwischen  dem  angewiesenen  Betrage  und  der  Unter- 
schrift des  Ausstellers  mit  einem  starken  Striche  auszufüllen. 

Der  Kassascheck  kann  von  jedem  Inhaber  bei  der  Kasse  des 
Postsparkassenamtes  zur  Einlösung  vorgelegt  werden.  Wer  den 
ordnungsmässig  ausgestellten  Scheck  bei  der  Kasse  des  Postspar- 
kassenamtes abgibt,  erhält  den  Betrag  bei  Sicht,  vorausgesetzt, 
dass  das  verfügbare  Guthaben  des  Kontoinhabers  ausreicht;  ebenso 
kann  er  die  Zusendung  des  Betrages  verlangen.  Der  Inhaber 
eines  Scheckkontos  kann  den  Betrag  eines  ihm  ausgehändigten 
Kassaschecks  auch  unmittelbar  auf  seinem  Scheckkonto  gutschrei- 
ben lassen.  Kassaschecks,  welche  mittels  Giro  auf  eine  bestimmte 
Person  gestellt  worden  sind,  w^erden  vom  Postsparkassenamt  zu- 
rückgewiesen. 

N  a  m  e  n  s  c  h  e  c  k  ist  ein  solcher  Scheck,  auf  dem  vom  Aus- 
steller ein  bestimmter  Zahlungsempfänger  bezeichnet  ist.  Der  Aus- 
steller eines  Namenschecks  kann  sich  selbst  als  Zahlungsempfänger 
bezeichnen.    Der  auseefertigte  Scheck  ist  unmittelbar  an  das  Post- 
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sparkassenamt    zu  senden.     Er    wird    vom  Postsparkassenamt  be- 
glichen mit 

a)  Gutschrift  auf  einem  andern  Konto  (Clearingverkelir), 

b)  Zahlungsanweisung  oder 

c)  Postanweisung,  Wertbrief  oder  Banküberweisung. 

Zu  a.  Hat  der  Zahlungsempfänger  ein  Konto  beim  Post- 
sparkassenamt, so  wird  der  Betrag  des  Schecks  vom  Konto  des 
Scheckausstellers  ab-  und  auf  dem  Konto  des  Empfängers  gut- 
geschrieben, wenn  nicht  auf  dem  Scheck  durch  den  Vermerk 
»ausserhalb  des  Clearingverkehrs«  oder  »zur  Barzahlung  an  A.  B. 
in  N.«  das  Verlangen  ausgedrückt  ist,  dass  die  Begleichung  nicht 
durch  Gutschrift,  sondern  durch  Barzahlung  erfolgen  solle,  oder 
wenn  nicht  der  Zahlungsempfänger  ein  für  allemal  erklärt  hat, 
dass  alle  zu  seinen  Gunsten  ausgestellten  Namenschecks  nicht 
seinem  Konto  gutgeschrieben,  sondern  an  ihn  bar  ausgezahlt  wer- 
den sollen.  Als  eine  solche  Erklärung  ist  anzusehen,  wenn  der 
Kontoinhaber  bei  Aufnahme  in  den  Scheckverkehr  den  Beitritt 
zum  Clearingverkehr  abgelehnt  hat.  In  diesem  Falle  wird  der 
auf  dem  Scheck  angebrachte  Vermerk  »Zur  Gutschrift  auf  dem 
Konto   .  .  .  des  A.  B.  in  N.«   nicht  berücksichtigt. 

Zu  b.  Hat  der  Zahlungsempfänger  kein  Scheckkonto  beim 
Postsparkassenamt  oder  ist  die  Barzahlung  ausdrücklich  beantragt 
worden,  so  stellt  das  Postsparkassenamt  über  den  zu  zahlenden 
Betrag  eine  Zahlungsanweisung  aus,  auf  Grund  deren  die  Zahlung 
bei  dem  Postamt  erfolgt,  in  dessen  Bestellbezirk  der  Empfänger 
nach  der  auf  dem  Scheck  angegebenen  Adresse  sich  aufhält. 

Zu  c.  Wohnt  der  Zahlungsempfänger  in  Ungarn,  so  erfolgt, 
falls  nicht  die  Gutschrift  stattfinden  kann,  die  Zahlung  mittels 
Postanweisung  oder  Wertbriefes.  Für  diese  Fälle  sollen  die  Schecks 
mit  dem  Vermerke:  »Zur  Ausstellung  einer  Postanweisung  an 
A.  B.  in  N.«  oder  »Zur  Abfertigung  eines  Wertbriefes  an  A.  B. 
in  N.«   versehen  werden. 

Kontoinhabern  mit  ausgebreitetem  Verkehr  kann  auf  Ansuchen 
die  Bewilligung  erteilt  werden  in  Fällen,  wenn  sie  gleichzeitig 
eine  grössere  Anzahl  Rückzahlungen  zu  leisten  haben,  alle  jene 
Rückzahlungen,  welche  gleichartig  (z.  B.  alle  durch  Zahlungsan- 
weisung oder  alle  durch  Gutschrift  auf  Postsparkassenkonti  etc.) 
vollzogen  werden  sollen,  mittels  eines  einzigen  Schecks  zu  be- 
wirken. Die  einzelnen  mittels  eines  Gesamtschecks  zu  bewirken- 
den Ueberweisungen   dürfen  6000  M.  nicht  übersteigen. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1908.  2.  21 
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Widerrufeines  Schecks, 

Dem  schriftlichen  oder  telegraphischen  Widerruf  eines  N  a- 
menscheckes  wird  vom  Postsparkassenamte  stattgegeben, 
wenn  die  vom  Postsparkassenamte  ausgefertigte  Zahlungsanwei- 
sung (Postanweisung,  Geldbrief)  noch  nicht  abgefertigt  worden 
ist,  oder  wenn  die  Buchung  der  Gutschrift  auf  dem  Konto  des 
Empfängers  noch  nicht  erfolgt  ist. 

Der  Widerruf  eines  Kassenschecks  findet  nur  Beach- 
tung, wenn  der  Widerruf  nach  Versäumung  der  im  Gesetze  vom 
3.  April  1906  (RGBl.  Nr.  84)  normierten  Präsentationsfrist  oder 
für  den  Fall  erfolgt,  dass  der  Scheck  innerhalb  der  Präsentations- 
frist nicht  zur  Zahlung  vorgelegt  werden  sollte.  Im  letzteren  Falle 
wird  der  Widerruf  erst  mit  Ablauf  der  Präsentationsfrist  für  das 
Postsparkassenamt  wirksam. 

Besondere  Anwendungen  der  Schecks 
bestehen  in  Einzahlungen  auf  einen  fremden  Erlagschein  oder  auf 
einen  Stammeinzahlungsschein  mittels  Schecks  sowie  in  Einlösungen 
von  Urkunden  (Wechseln  und  sonstigen  F'orderungsdokumenten). 

Die  Verzinsung  des  Guthabens  des  Kontos  mit 
Einschluss  der  Stammeinlage  geschieht  bis  auf  weiteres  mit  zwei 
Prozent  jährlich.  Beträge  unter  zwei  Kronen  werden  nicht  ver- 
zinst. Die  Verzinsung  beginnt  mit  dem  auf  die  Buchung  der  Ein- 
lage folgenden  i.  oder  16.  des  Monats  und  endigt  mit  Ablauf  des 
der  Abschreibung  vom  Konto  vorhergegangenen  letzten  oder  15. 
Monatstages.  Mit  dem  31.  Dezember  eines  jeden  Jahres  werden 
die  Zinsen  dem  Guthaben  zugeschlagen  und  von  da  ab  gleichfalls 
verzinst.  Für  die  Zinsenberechnung  wird  jeder  Monat  zu  30  Ta- 
gen angenommen. 

An  Gebühren  werden  ausser  der  Stempelgebühr  von  4  h 
für  jeden  Scheck  erhoben:  eine  Manipulationsgebühr  von  4h  für 
jede  an  dem  Konto  vorzunehmende  Amtshandlung  (Einlage,  An- 
weisung, Gutschrift,  Lastschrift)  und  eine  Provision  von  jeder  Last- 
schrift, und  zwar  von  ^/^  per  mille  bis  zum  Betrage  von  6000  Kr. 
und  von  Vs  per  mille  bezüglich  des  diese  Summe  übersteigenden 
Betrages.  Diese  Gebühren  werden  mittels  Abschreibung  vom 
Konto  erhoben.     Von  der  Provision  sind  jedoch  befreit: 

a)  die  Lastschriften  im  Clearingverkehr  d.  h.  die  vom  Konto 
abgeschriebenen  Rückzahlungen,  die  mittels  Gutschrift  auf  einem 
anderen  Postsparkassen-Scheckkonto  übertragen  wurden, 

b)  die    mittels  Postanweisung    durch    das   Postsparkassenamt 


Postsparkassen. 


315 


zur  Versendung  gelangenden  Beträge  ; 

c)  die  durch  den  Ankauf  von  Staatspapieren  für  Rechnung 
der  Teihiehmer  am  Scheckverkehr  in  Abschreibung  gebrachten 
Beträge,  endlich 

d)  alle  zu  Gunsten  des  Postsparkassenamtes  in  Abschreibung 
kommenden  Gebühren,  Provisionen  u.  s.  w. 

Aenderungen  in  den  rechtlichen  Verhältnis- 
sen eines  Kontoinhabers,  die  für  sein  Scheckkonto  von 
Bedeutung  sind,  müssen  dem  Postsparkassenamte  mitgeteilt  und 
durch  Vorlegung  öffentlicher  Urkunden  nachgewiesen  werden. 
Unterbleibt  diese  Mitteilung,  so  hat  das  Postsparkassenamt  den 
etwa  aus  seiner  Unkenntnis  der  eingetretenen  Aenderungen  ent- 
stehenden Schaden  nicht  zu  vertreten. 

Der  Austritt  aus  dem  Scheckverkehr  ist  dem 
Kontoinhaber  jederzeit  gestattet,  er  hat  ihn  schriftlich  dem  Post- 
sparkassenamte anzuzeigen.  Das  Guthaben  einschliesslich  der 
Stammeinlage  wird  ihm  binnen  14  Tagen  nach  der  Kündigung 
ausgezahlt.  Andererseits  steht  dem  Postsparkassenamte  das 
Recht  zu,  dem  Kontoinhaber  das  Konto  zur  sofortigen  Rückzah- 
lung des  Guthabens  zu  kündigen.  Vor  der  Rückzahlung  der 
Stammeinlage  hat  der  Kontoinhaber  die  noch  in  seinen  Händen 
befindlichen  Einlegscheine  und  Scheckformulare  an  das  Postspar- 
kassenamt zu   übersenden. 

Die  Korrespondenz  der  Scheckkontoinhaber 
mit  dem  Postsparkassenamt  und  den  Postämtern  ist  porto- 
frei. 

Besondere  Bestimmungen  sind  über  den  Scheckverkehr 
mit  dem  Auslande  getroffen. 

In  dieser  Richtung  ist  der  Scheckverkehr  des  Postsparkassen- 
amtes mit  der  Levante  geregelt,  indem  die  österreichischen 
Postämter  dortselbst  zur  Entgegennahme  von  Einlagen  und  Lei- 
stung von  Rückzahlungen  herangezogen  sind.  In  Betracht  kom- 
men in  dieser  Beziehung  die  österreichischen  Postämter  Beirut, 
Konstantinopel  I,  Jaffa,  Janina,  Jerusalem,  Salonich  I  und  Skutari 
(Albanien). 

Zur  Vereinfaciiung  des  Zahlungsverkehrs 
zwischen  den  Kontoinhabern  in  Oesterreich 
und  deren  Kommittenten  im  Deutschen  Reiche, 
in  Italien  und  in  Grossbritannien  und  Irland 
können  Einlagen    und  Rückzahlungen   für  Rechnung  der  Scheck- 
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kontoinhaber  des  Postsparkassenamtes  durch  Vermittelung  von 
hierzu  ermächtigten  Bankanstalten  geleistet  werden.. 

Die  Durchführung  geschieht  im  Deutschen  Reiche 
im  Wege  der  Deutschen  Bank,  in  Italien  durch  die 
B  a  n  k  a  C  o  m  m  e  r  c  i  a  1  e  1 1  a  1  i  a  n  a ,  in  E  n  g  1  a  n  d  ,  Schott- 
land und  Irland  durch  die  Londoner  Filiale  der 
k.  k.  privilegierten  österreichischen  Länder- 
bank und  zwar  entweder  bei  den  genannten  Banken  selbst  und 
ihren  Niederlassungen  oder  bei  den  mit  ihnen  in  Verbindung 
stehenden  ausländischen  Anstalten.  Auszahlungen,  welche  das 
Postsparkassenamt  für  Rechnung  seiner  Kontoinhaber  nach  den 
genannten  Ländern  zu  bewirken  hat,  werden  in  der  Regel  im 
Bankverkehr  vollzogen,  wenn  sich  am  Zahlungsorte  eine  Geschäfts- 
stelle einer  der  genannten  Banken  befindet,  oder  wenn  die  Zah- 
lung durch  Gutschrift  auf  ein  Bankgirokonto  durchzuführen  ist, 
Sonst  erfolgt  die  Durchführung  im  allgemeinen  im  Postwege. 

Die  Staats  wirtschaftlicheTätigkeit  des  Post- 
sparkassenamtes bewegt  sich  auf  folgenden  Gebieten 
und  besteht  in  folgenden  Transaktionen: 

a)  Veranlagung  der  Bestände  im  Spar-   und  Scheckverkehr, 

b)  Staatspapiergeschäft, 

c)  Mitwirkung  des  Postsparkassenamtes  bei  staatlichen  Emis- 
sionen und  Konversionen, 

d)  Partial-Hypothekenanweisungsgeschäft, 

e)  Teilnahme  der  staatlichen  Kassen  und  Behörden  am  Scheck- 
verkehr des  Postsparkassenamtes. 

Es  würde  hier  zu  weit  führen,  auf  die  Einzelheiten  einzugehen, 
die  sich  meist  aus  dem  Betriebe  des  Bankgeschäftes  von  selbst 
ergeben.  Bemerkt  mag  nur  werden,  dass  im  Sparverkehr 
nach  Artikel  3  des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1882  die  Anlage  der 
Spareinlagen  in  verzinslichen  österreichischen  Staatschuldverschrei- 
bungen stattzufinden  hat.  Von  den  im  Scheckverkehr  ein- 
gehenden Geldern  ist  nach  dem  Postsparkassengesetz  (§  7  des 
Gesetzes  vom  19.  November  1887)  jeweilig  ein  dem  voraussicht- 
lichen Bedarfe  entsprechender  Teil  in  bar  bereit  zu  halten; 
für  die  hienach  entbehrlichen  Bestände  sind  mehrfache  Veran- 
lagungsarten vorbehalten.  Neben  Plazierungen,  welche  eine  so- 
fortige Flüssigmachung  der  Gelder  ermöglichen,  sind  auch  dau- 
ernde Veranlagungen  zugelassen,  wobei  namentlich  Effekten  der 
Staatsschuld  dem  Charakter  des  Postsparkassenamtes  entsprechend 


Postsparkassen.  -3  j  7 

berücksichtigt  sind. 

Die  Veranlagung  kann  nach  den  gesetzhchen  Bestimmungen 
erfolgen : 

i)  durch  Erwerbung  von  Partial-Hypothekenanvveisungen  (Sa- 
linenscheine); 

2)  durch  Uebergabe  an  Bankinstitute  in  laufender  Rechnung 
mit  kurzer  Verfallszeit  (Kontokorrent;^inlagen) ; 

3)  durch  Darlehen  gegen  Verpfändung  von  Schuldverschrei- 
bungen der  einheitlichen  Staatsschuld  und  der  Staatsschuld  der 
im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder,  dann  von  an- 
deren österreichischen  Wertpapieren  von  zweifelloser  Bonität; 

4)  durch  Eskomptierung  von  Effekten,  dann  von  gezogenen 
österreichischen  Staatslosen,  wie  auch  von  sonstigen  zur  Rückzah- 
lung verlosten  Effekten,  dann  von  Steuerrestitutionsanweisungen; 

5)  durch  Eskomptierung  von  Wechseln,  welche  bereits  von 
einer  Bank,  einer  Sparkasse  oder  einem  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  9.  April  1873,  (RGBl.  Nr.  70),  registrierten  Vorschuss-  oder 
Kreditvereine  eskomptiert  sind  ; 

6)  durch  Ankauf  von  Staatsschuldverschreibungen,  Pfand- 
briefen und  Prioritätsobligationen. 

Die  Dauer  der  Lombarddarlehen,  sowie  die  Frist,  innerhalb 
welcher  die  zu  eskomptierenden  Wertpapiere,  dann  die  im  Es- 
kompte  zu  nehmenden  Wechsel  innerhalb  der  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder  zahlbar  sein  müssen,  ist  auf 
längstens  drei  Monate  beschränkt. 

Das  Postsparkassenamt  lässt  die  Käufe  von  Staatspapieren 
ausschliesslich  durch  seinen  eigenen  Vertreter  an  der  Wiener 
Börse  direkt  und  ohne  Vermittelung  einer  Bank  besorgen.  Dem 
Effektenmarkte  ist  durch  diese  Käufe  ein  nicht  zu  unterschätzen- 
der Abnehmer  von  österreichischen  Staatsrenten  erwachsen,  des- 
sen Transaktionen  nicht  ohne  Einfluss  auf  den  Verkehr  und  die 
Kursbewegung  bleiben  konnten,  umsoweniger,  als  die  von  dem 
Postsparkassenamte  angekauften  Papiere  dauernd  bei  letzterem 
verblieben. 

Was  nun  die  finanziellen  Ergebnisse  der  öster- 
reichischen Postsparkasse  anbetrifft,  so  ist  folgendes 
zu  bemerken : 

Das  Grundkapital,  mit  dem  die  österreichische  Postsparkasse 
im  Jahre  1883  den  Sparverkehr  aufnahm,  war  ein  Staatsvorschuss 
von  fl.  988761,    der   schon    nach  drei  Jahren    ganz  zurückgezahlt 
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war.  Die  Einführung  des  Scheckverkehrs  erforderte  keine  neuen 
Mittel.  Das  Amt  ging  sofort  zur  Bildung  von  Reservefonds 
über  und  führte  die  weiteren  Ueberschüsse  an  die  Postverwaltung 
ab.  Die  Reserve  für  den  Sparverkehr  ist  seit  Anfang  1896  mit 
Kr.  4  Mill.  aufgefüllt,  jene  für  den  Scheckverkehr  enthält  nunmehr 
(einschl.  der  Zuweisung  aus  dem  Reingewinn  1906)  Kr.  20,24  Mill., 
die  Postverwaltung  erhielt  innerhalb  20  Jahren  rund  Kr.  44  Mill. 
In  den  Jahren  1897  bis  1906  lieferte  der  Sparverkehr  ein  Rein- 
erträgnis von  Kr.  14,34  Mill.,  der  Scheckverkehr  aber  Kr.  36,76  Mill., 
wobei  die  Zinsen  der  Scheckreserve  vorweg  dem  Fonds  gutge- 
schrieben wurden.  Die  Reserve  für  den  Sparverkehr  schoss  für 
den  Bau  eines  Amtsgebäudes  Kr.  3,50  Mill.  vor;  die  erste  Til- 
gungsrate wurde  1906  erstattet  mit  Kr.  43750  aus  dem  Erträgnis 
des  Spar-  und  Kr.  306  250  des  Scheckverkehrs. 

Die  nachfolgende  Tabelle  gibt  für  den  Scheckverkehr  detail- 
lierte   Erträgnisziffern.     Die  Hauptquelle    der  Einnahmen 


1903 

1904 

1905 

1906 

Kro 

n  e  n 

I.  Postscheckverkehr. 

Teilnehmer  (Anzahl) 

57038 

62329 

67  804 

73313 

Scheckguthaben 

270,53  Mill. 

258,77  Mill. 

306,53  Mill, 

388,03  Mill. 

Umsatz 

13,562     » 

14,861      » 

16,226     » 

18,373     » 

davon   giromässig  ausgeglichen 

5.675      » 

6,329     » 

7,045     » 

8,199     » 

Zinsenüberschüsse 

5  115413 

4  942  210 

5  52  I  901 

7  580782 

Gebühren,   Provision  u.  s.  w. 

2  994  026 

3294  194 

3  585  062 

3914910 

Einnahmen  im  Effektengeschäft 

130,183 

16  402 

16  152 

32  440 

Regieauslagen 

4072  416 

4405  146 

4  627  214 

5  031  415 

Sensarie 

42709 

11913 

26477 

26464 

Abschreibung  von  Mobiliar 

140S7 

14  182 

14  619 

15  137 

Neubau- Jahresrate 

— 

— 

— 

306250 

Ersätze  an  Einleger 

667 

15 

6  520 

I  774 

Pensions-  und   Prämienfonds 

86  coo 

80000 

80  000 

87500 

Reingewinn 

4032635 

3  747  386 

4376925 

6065  198 

II.   Postspar  verkehr. 

Umsatz 

226  Mill. 

246  Mill. 

259  Mill. 

279  Mill. 

Reingewinn 

I  492875 

I  504333 

1447  722 

I  361  991 

III.  G  e  s  a  m  t  a  b  r  e  c  h  n  u  n  g. 

Reingewinn 

5524509 

5251  719 

5821  647 

7427  189 

Reserve,  .Scheckverkehr 

280  241 

— 

446  708 

3  979  147 

Postverwaltung 

5  244  268 

5251  719 

5  377  939 

3  448  042 

bilden  die  Zinsüberschüsse.  Das  Postsparkassenamt  ist  schon 
seit  vielen  Jahren  in  der  Lage,  den  gesamten  Markt  der  öster- 
reichischen Staatswerte  zu  beherrschen,  und  nützt  diese  Stellung 
nach  Kräften  aus.  Es  beteiligt  sich  ferner  an  allen  Rentenemis- 
sionen und  greift  neuerdings  auch  auf  dem  Diskontmarkt  stärker 
ein.     Ausserdem  stellt  es  aber  den  Banken  in  Wien  und  der  Pro- 
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vinz  ansehnliche  Summen  zur  Verfügung,  die  sich  auf  dem  ein- 
heimischen Geldmarkt  sehr  fühlbar  machen.  Eine  weitere  wich- 
tige Einnahmequelle  bilden  die  Gebühren,  deren  Einführung  im 
deutschen  Postscheckverkehr  der  Reichstag  ablehnte.  Die  übrigen 
Posten  bewegen  sich  in  bescheidenen  Grenzen,  Von  den  Regie- 
ausgaben entfallen  etwa  85  Proz.  auf  Gehälter,  Aushilfsgelder, 
Diäten   u.  s.  w. 

Der  Postsparverkehr  spielt  hiernach  neben  dem  Scheckver- 
kehr der  Postverwaltung  heute  nur  noch  eine  ziemlich  unterge- 
ordnete Rolle.  Dieser  Geschäftszweig  wird  für  sich  besonders 
verwaltet,  führt  sein  eigenes  Gewinn-  und  Verlustkonto  und  ver- 
einigt sich  nur  in  den  Bilanzziffern  mit  der  Staatsbank.  Der  Post- 
scheckverkehr dagegen  schritt  zu  immer  weiteren  Erfolgen.  Für 
das  erste  Halbjahr  1907  veröffentlicht  das  österreichische 
Postsparkassenamt  die  folgenden  Ziffern,  welche  die  fortgesetzt 
aufsteigende  Richtung  des  Scheckverkehrs  dartun:  Zahl  der  Scheck- 
kunden bis  Halbjahrsschluss  76 501  (i.V.  70790),  Scheckguthaben 
Kr.  380,86  Mill.  (314,86  Mill.),  Einzahlungen  17,66  Mill.  Buchungen 
über  Kr.  5106,97  Mill.  (i.  V.  16,21  Mill.  Stück  über  Kr.  4418,41  Mill.), 
Rückzahlungen  4,49  Mill.  Buchungen  über  Kr.  5114,14  Mill.  (i.  V. 
3,94  Mill.  Stück  über  Kr.  4410,58  Mill.).  Gesamtumsatz  daher 
Kr.  10222,11  Mill.  in  22,15  ^li^l-  Buchungen  (i.  V.  20,15  Mill.  Bu- 
chungen über  Kr.  8828,90  Mill.).  Giromässig  ausgeglichen  wur- 
den hiervon  je  1,68  Mill.  Gut-  und  Lastschriften  über  je  Kr. 
2311,30  Mill.  (i.  V.  je  1,58  Mill.  Stück  über  je  Kr.  1961,85  Mill.). 
Ohne  den  Giroverkehr  hätte  im  Durchschnitt  eines  Arbeitstages 
die  Summe  von  15  409000  Kr.  in  ii  220  Posten  eingezahlt  und  an 
andere  Kunden  des  Amtes  ausgezahlt  werden  müssen.  Die  Kosten 
dieser  11  220  täglichen  Girierungen  betragen  für  die  Zahlenden 
und  die  Zahlungsempfänger  je  Kr.  448,80  Buchungsgebühren, 
ausserdem  für  die  Aussteller  der  Schecks  Kr.  224,40  Druckkosten- 
ersatz (nebst  Kr.  448,80  staatlichem  Scheckstempel). 

Der  S  p  a  r  V  e  r  k  e  h  r  verzeichnete  2,04  Mill.  Guthaben  über 
Kr.  216,41  Mill.  (i.  V.  1,88  Mill.  Guthaben  über  Kr.  211,14  Mill.). 
Eingezahlt  wurden  Kr!  70,28  Mill.  (70,73  Mill.j  in  1,73  Mill.  (1,78 
Mill.)  Posten,  zurückgezahlt  Kr.  71,65  Mill.  (69,12  Mill.)  in  0,86 
Mill.  (0,84  Mill.)  Posten.  Der  Sparverkehr  des  Postsparkassen- 
amtes bleibt  mit  dem  obigen  Gesamteinlagenbestande  erheblich 
hinter  demjenigen  in  den  österreichischen  Privatsparkassen  zu- 
rück,   welche,    wie  oben  A  II   bemerkt  wurde,    Ende  1905   einen 
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solchen  von  4747876266  Kr.  aufwiesen. 

An  Rentenbüchern  waren  Ende  Juni  1907  23918  Stück  über 
Kr.  155,82  Mill.  österreichische  Staatswerte  hinterlegt;  im  Laufe 
eines  Jahres  wurden  1283  neue  Bücher  mehr  ausgestellt  als  sal- 
diert und  Kr.  14,91  Mill.  Staatswerte  den  Sparern  gutgeschrieben. 
Ausserdem  wurden  für  Rechnung  der  Scheckkunden  im  ersten 
Halbjahr  1907  nom.  Kr.  8,15  Mi^.  Staatsrente  angekauft  und  ab- 
gesendet. 

Der  Sparverkehr  des  Postsparkassenamtes  bleibt  mit  dem 
obigen  Gesamteinlagenbestande  erheblich  hinter  demjenigen  der 
österreichischen  Privatsparkassen  zurück  (Kr.  216,4  Mill.  gegen- 
über ca.  4^/4  Milliarden!).  Dies  erklärt  sich  dadurch,  dass  die 
kommunalen  Sparkassen  in  der  Lage  sind,  ihren  Einlegern  eine 
bessere  Verzinsung  zu  gewähren  als  die  Staatssparkasse,  welche 
ihre  Kapitalien  vornehmlich  in  Staatswerten  anlegen  muss,  für  die 
sie  ihren  Gläubigern  nur  eine  massige  Verzinsung  gewähren  kann. 
Die  österreichische  Postsparkasse  gibt  demnach  ihren  Einlegern 
auch  nur  3  Proz.  Zinsen,  während  die  Privatsparkassen  über  die-, 
sen  Satz  wesentlich  hinausgehen.  Dazu  kommt,  dass  sich  der 
Einleger  im  allgemeinen  naturgemäss  auch  lieber  den  kommu- 
nalen Kassen  seines  Bezirkes  zuzuwenden  pflegt,  mit  welchem  ihn 
sonstige  Beziehungen  und  Interessen  verknüpfen,  als  der  Staats- 
sparkasse. 

Dagegen  hat,  wie  dargelegt,  der  neben  der  Postsparkasse 
bestehende  Scheck-  und  Clearingverkehr  geradezu  grossartige  Er- 
folge aufzuweisen ;  er  ist  eine  für  andere  Staaten  vorbildlich  ge- 
wordene, ureigene  österreichische  Einrichtung,  auf  welche  mit  Stolz 
zu  blicken  Oesterreich  durchaus  berechtigt  ist. 

9)  Die  ungarischen  Postsparkassen  sind  den 
österreichischen  nachgebildet  und  am  I.  Februar  1886  ins  Leben 
getreten.  Organisation  und  Geschäftsbetrieb  sind  sonst  die  glei- 
chen wie  in  Oesterreich.  Als  Zentrale  fungiert  das  Postsparkas- 
senamt in  Budapest.  Die  Kontrolle  über  die  Geschäftsführung 
liegt  dem  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  und  Kommunikatio- 
nen ob;  dieser  bestimmt  auch,  welche  Postanstalten  den  Spar- 
dienst auszuüben  haben.  Die  Prüfung  der  alljährlich  zu  legenden 
Rechnung  geschieht  seitens   des  Staatsrechnungshofes. 

Nach  den  amtlichen  Veröffentlichungen  des  Zirkularverord- 
nungsblattes des  K.  K.  Postsparkassenamtes  in  Wien  betrugen  im 
Jahre  1904  die  Einzahlungen   51  190693  Kronen,   die  Rückzahlun- 
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gen  42  597077  Kronen.  Am  ICnde  des  Jahres  waren  525818  Bü- 
cher m  Umlauf.  Wenn  man  annimmt,  dass  die  Zahl  der  Sparer 
derjenigen  der  Bücher  gleich  ist  —  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften soll  niemand  mehr  als  ein  Sparbuch  besitzen  —  ergibt 
ein  Vergleich  zwischen  der  Postsparkasse  mit  den  übrigen  Spar- 
kassen des  Landes,  dass  jene  sich  mit  Recht  an  die  Spitze  der 
Spareinrichtungen  stellen  kann.  Denn  die  Zahl  aller  im  Lande 
vorhandenen  Sparbücher  beträgt  rund  700000,  von  denen  an- 
nähernd ^/y  Postsparbücher  sind.  Dabei  hat  die  Postsparkasse 
in  keiner  Weise  hemmend  auf  die  Landessparkasse  eingewirkt. 
Die  Postsparkasse  erfreut  sich  fortgesetzt  stets  wachsender  Be- 
liebtheit, was  u.  a.  daraus  hervorgeht,  dass  im  Anfang  ihres  Be- 
stehens 5  von  1000  Einwohnern  ihr  angehörten,  gegenwärtig  aber 
auf  1000  Einwohner  nicht  weniger  als  27,85  Sparer  kommen.  Diese 
stammen  zum  grössten  Teile  aus  den  wirtschaftlich  schwächsten 
Volksschichten.  Ende  1904  gehörten  166793  Sparer,  also  31,72  Proz. 
der  Gesamtzahl  dem  Arbeiter-  und  Dienstbotenstande  an.  124  545 
waren  Minderjährige  (Schüler  und  Kinder),  20  Proz.  waren  Hand- 
werker, Beamte  und  Soldaten  9  Proz.,  Handlungsbeflissene  6  Proz. 
Jede  Einlage  stellte  sich  auf  durchschnittlich  49,12,  jede  Rückzah- 
lung auf  82,56  Kronen,  das  Gesamtguthaben  betrug  einschliesslich 
der  kapitalisierten  Zinsen  61  368  780  Kronen. 

10)  Auch  in  Russland  bestehen  Postsparkassen.  Sie  be- 
sitzen dort  zwar  nicht  die  Selbständigkeit  und  Ausdehnung  wie 
in  anderen  Ländern,  haben  aber  doch  bedeutende  Summen  an- 
gesammelt. Auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  26.  Juli/ 7. 
August  1889  wurden  die  Post-  und  Telegraphenkassen  als  beson- 
derer Zweig  der  bereits  durch  Gesetz  vom  30.  Oktober  1841  ein- 
gerichteten Reichssparkassen  eingerichtet.  1894  betrug  die  Zahl 
der  dem  Spardienst  geöffneten  Postanstalten  schon  2626,  welche 
im  folgenden  Jahre  auf  3039  stieg.  Die  Einlagen  müssen  min- 
destens 25  Kopeken  betragen.  Das  Guthaben  soll  den  Betrag 
von  1000  Rubeln  nicht  übersteigen.  Wegen  der  grossen  Zahl 
der  wirtschaftlich  Schwachen,  die  nicht  25  Kopeken  mit  einem 
Male  sparen  können,  sind  Sparmarken  eingeführt,  die  in  Russland 
sehr  gesucht  sind.  Die  Summen  aller  Einlagen  bei  den  Postspar- 
kassen im  Jahre  1895  betrug  29  652  764  Rubel,  von  denen  durch 
Sparmarken  allein  793  044  Rubel  aufgebracht  wurden,  ein  Betrag, 
der  in  keinem  anderen  Lande  auch  nur  annähernd  erreicht  wurde. 
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Die  Rückzahlungen  beliefen  sich  auf  10053308  Rubel,   der  Zins- 
fuss  beträgt  3,6  Proz. 

In  der  Zeit  von  1895  bis  1900  ging  die  Verwendung  der 
Sparmarken  erheblich  —  nämlich  auf  147  447  Rubel  —  zurück, 
hob  sich  bis  1903  jedoch  bis  auf  den  Betrag  von  410  941  Rubel. 
Nach  den  letzten  Veröffentlichungen  im  Amtsblatt  der  kaiserlich 
russischen  Post-  und  Telegraptjenverwaltung  bestanden  1903: 
4145  Postsparkassenstellen,  bei  denen  97V2  Millionen  Rubel  ein- 
und  23^/2  Millionen  Rubel  zurückgezahlt  wurden. 

11)  Bulgarien  hat  durch  Gesetz  von  1885,  das  später 
durch  ein  solches  aus  dem  Jahre  1896  ersetzt  worden  ist,  Post- 
sparkassen eingerichtet.  Der  bulgarische  Staat  ist  gegenüber  den 
Einlegern  Garant  der  Sparkassen.  Man  kann  Summen  von  i  Fr. 
bis  2000  Fr.  einlegen  ,  letztere  Summe  darf  nicht  überschritten 
werden.  Die  Einlagen  können  auf  den  eigenen  Namen  oder  auf 
denjenigen  von  Minderjährigen  erfolgen.  Ausnahmsweise  darf  das 
Maximum  der  von  den  Sparkassen  angenommenen  Gelder  auf 
5000  Fr.  erhöht  werden ,  zugunsten  von  Wohltätigkeits-  und 
Hülfsanstalten.  Die  Auszahlung  auf  die  Sparbücher  erfolgt  bei 
jedem  beliebigen  Postbureau  des  Fürstentums.  Alle  Kapitalien 
der  Sparkasse  werden  bei  der  bulgarischen  Nationalbank  durch 
Vermittelung  der  Postanstalten  und  der  staatlichen  Kontrolleure 
hinterlegt.  Die  Bank  gewährt  den  Kassen  4^2  Proz.  Zinsen,  wo- 
von 4  Proz.  den  Sparern  zugute  kommen  und  ^/2  als  Verwaltungs- 
kosten für  die  Sparkassen  gerechnet  wird.  Die  an  der  Sparkasse 
niedergelegten  Summen  können  gerichtlich  nicht  beschlagnahmt 
werden. 

Die  bulgarischen  Postsparkassen  sind  vom  Anfang  ihres  Beste- 
hens an  von  der  Bevölkerung  eifrig  benutzt  worden.  Nach  dem  amt- 
lichen Bericht  belief  sich  die  Zahl  der  im  Jahre  1904  ausgegebenen 
Bücher  auf  24090;  die  Sparer  haben  in  diesem  Jahre  in  176  587  Ge- 
schäftsvorfällen die  Summe  von  14  866  737  Fr.  hinterlegt.  Die 
entsprechenden  Zahlen  des  Vorjahres  waren  17786  bez.  10446333 
P'r.  Nach  gesetzlicher  Bestimmung  können  auf  Rechnung  der 
Einleger  Staatspapiere  gekauft  werden.  Bei  Beginn  des  Jahres 
1905  bestand  das  Kapital  der  Sparkassen,  das  in  Staatspapieren 
angelegt  war,  in  16  249  hypothekarischen  6proz.  Anleihen  im  Ge- 
samtwerte von  8124500  Frank.  Im  Laufe  des  Berichtsjahres 
kaufte  man  zweimal  für  700000  Fr.  derselben  Anleihe;  gegen- 
wärtig hat  sich  diese  Summe  auf  1 5  424  500  Franken  erhöht.  Das 
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Gesamtkapital  der  Sparkasse  beträgt  zur  Zeit  34  014  200  Fr. 

Anlangend  die  soziale  Stellung  der  Einleger,  sind  die  Mehr- 
heit dieser  Männer,  die  sich  ungefähr  zur  Hälfte  in  Unverheiratete 
und  Familienväter  teilen.  Die  Frauen  stellen  29  Proz.  der  l^in- 
leger  dar,  und  es  ist  die  Mehrzahl  verheiratet.  Die  sich  auf  128  361 
Personen  belaufenden  Sparer  zerfallen  in  Beamte  19273,  Hand- 
werker 18626,  Familienmütter  14  306,  Dienstboten  12  331,  Schüler 
II  029,  Militärpersonen  8085,  Lehrer  8065,  Kaufleute  7582,  Acker- 
bauer 6248,  Kinder  6202,  freie  Berufe  4017,  Korporationen  3772, 
Arbeiter  657,  Mitglieder  der  Geistlichkeit  572,  Weinbauer  529, 
öfifentliche  Anstalten  300,  Kirchen  und  Schulen  271,  Wohltätig- 
keitsanstalten 235,  Fischer  124,  Industrie-Gesellschaften  69  und 
Verschiedene  13. 

Nach  der  Nationalität  teilt  sich  die  Kundschaft  der  Sparkas- 
sen folgendermassen :  Bulgaren  22294,  Israeliten  834,  Griechen 
249,  Armenier  196,  Türken  142  ,  Oesterreicher-Ungarn  88  ,  Ru- 
mänen 74^). 

12)  Auch  in  der  Türkei  hat  die  Postverwaltung  unter  Bürg- 
schaft der  Regierung  den  Postsparkassendienst  nach  österreichi- 
schem Muster  eingeführt  und  zunächst  Einlegestellen  in  Stambul, 
Galata,  Smyrna,  Salonik,  Beirut,  Damaskus,  Aleppo,  Brussa  und 
Bagdad  errichtet;  nach  und  nach  ist  die  Einrichtung  von  Ein- 
legestellen in  allen  Städten  des  Reichs  in  Aussicht  genommen. 
Der  Sitz  der  Hauptkasse  befindet  sich  in  Konstantinopel.  Her- 
vorzuheben ist,  dass  die  Sparer  mindestens  17  Jahre  alt  sein  müs- 
sen. Die  Spareinlagen  werden  bis  zum  Betrage  von  10 000  Pia- 
ster mit  3  Proz.  und  darüber  hinaus  bis  20000  Piaster  mit  2^2 
Proz.  verzinst ;  für  grössere  Einlagen  ,  die  nicht  zurückgezogen 
werden,  ist  die  Anlegung  in  türkischen  Werten  zu  4  Proz.  mög- 
lich. Vorschrift  ist ,  dass  Emlagen  bis  5  Piaster,  wie  in  Oester- 
reich,  durch  Marken  zu  verrechnen  sind.  Die  Bestände  der  Post- 
sparkasse werden  in  türkischen  Papieren  zu  4  Proz.  ,  sowie  in 
Vorschüssen  an  die  Ottomanbank  und  die  Postanweisungskasse 
zu  angemessenem  Zinsfusse  angelegt  -). 

13)  Von  äusseren  ropäischenLändern  sind  in  den 
meisten  englischen  Kolonien  Postsparkassen  eingerichtet  worden. 
Unter  ihnen  ragen  die  in  Kanada  (seit  1868)  und  in  Britisch 
Indien  (seit   1882)  durch    den  Umfang    ihres  Wirkungsgebietes 

1)  »Die  Sparkasse«,    Hannover  1907,   Nr.  603,   S.   226. 

2)  Archiv  für  Post  und  Telegraphie  1905,  S.   501. 
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und  die  Ausdehnung  ihrer  Einrichtungen  hervor.  In  Britisch- 
indien waren  am  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  1890/91  6455 
Postanstalten  am  Sparkassendienste  beteiligt;  die  Postsparkassen 
zählten  408  544  Einleger  (darunter  362  368  eingeborene  Inder)  mit 
einem  Gesamtguthaben  von  rund  63^/2  Millionen  Rupien  =  127 
Millionen  Mark. 

In  Japan  besteht  die  Postsparkasse  bereits  seit   1875^). 

B.  Die  Frage  der  Einführung  der  Postsparkasse  in  Deutschland. 

Die  Postsparkassenfrage  hat  auch  die  Sparkassenkreise  Deutsch- 
lands sehr  bewegt.  Die  Anhänger  der  Postsparkasse  haben  ihre 
Einführung  auch  in  Deutschland  befürwortet ,  weil  sie  diese  für 
den  einzigen,  billigsten  und  am  schnellsten  zum  Ziele  führenden 
Weg  halten,  um  eine  gewaltige  Vermehrung  der  Spargelegenheit 
herbeizuführen  und  dabei  auch  das  Abholungsverfahren  einzurich- 
ten. Sie  berufen  sich  zum  Nachweise  der  Vorzüglichkeit  ihres 
Projektes  auf  die  Ergebnisse  in  den  anderen  Kulturstaaten,  welche 
unstreitig  geeignet  sind  ,  die  ihnen  zugrunde  liegende  Idee  im 
allgemeinen  zu  empfehlen.  Hierbei  wird  aber  vielfach  vergessen, 
dass  in  den  Ländern ,  welche  Postsparkassen  einrichteten ,  Vor- 
aussetzungen vorhanden  sind,  welche  im  Deutschen  Reiche  teils 
überhaupt  nicht,  teils  nur  ganz  vereinzelt  vorliegen. 

Als  Gladstone  im  Jahre  1861  in  England  die  Postsparkas- 
sen einführte,  hatte  eine  Untersuchung  der  Privatsparkassen  äus- 
serst gravierende  Fälle  grober  Fahrlässigkeit  und  Untreue  in  der 
Verwaltung  festgestellt.  Zahlreiche  Unterschlagungen  und  leicht- 
sinnige Spekulationen  mit  den  Spargeldern  hatten  im  Jahre  1858 
zu  einem  Fehlbetrage  der  Privatsparkassen  von  88  Millionen  Mark 
geführt.  Solchen  Missständen  gegenüber  mochte ,  da  England 
Kommunalsparkassen  nicht  kannte,  die  Errichtung  von  Postspar- 
kassen eine  zweckmässige  Reformmassregel  sein.  Der  Staat  selbst 
war  aber  zu  einem  Eintreten  verpflichtet  ,  da  der  Verlust  nicht 
ohne  seine  Mitverantwortlichkeit  entstanden  war. 

In  Belgien  war  das  Sparkassenwesen  vor  Errichtung  der 
Staatssparkasse  sehr  wenig  und  nicht  günstig  entwickelt.  Gegen 
das  Ende  der  zwanziger  Jahre  entstanden  im  südlichen  Teile  des 
Königreiches  der  Niederlande  Sparkassen,  welche  ihre  Gelder  in 
Staatspapieren  anlegten.     Der  Ausbruch  der  Revolution  von  1830, 

l)  Fischer,  Artikel  »Postsparkassen«  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften. 
Zweite  Auflage.    Gustav  Fischer,  Jena,  1901.  S.  173  ff. 
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welcher  zur  Loslösung  Belgiens  führte ,  nötigte  diese  Kassen  zur 
Einstellung  ihrer  Zahlungen.  Nach  dieser  Krise,  welche  das  Ver- 
trauen zu  den  Sparkassen  sehr  erschüttert  hatte  ,  wurden  einige 
Sparkassen  von  Industriegesellschaften  im  Interesse  ihrer  Arbeiter 
gegründet.  Sie  treten  aber  an  Umfang  sehr  zurück  gegen  eine 
Zentralsparkasse,  welche  die  Societe  generale  pour  favoriser  l'in- 
dustrie  nationale  im  Jahre  1882  ins  Leben  rief.  In  allen  Städten 
des  Landes,  in  denen  diese  Gesellschaft  als  Kassiererin  des  Staates 
eine  Agentur  besass,  errichtete  sie  Sparstellen,  welche  sehr  bald 
einen  beträchtlichen  Aufschwung  nahmen.  Die  Gesetzgebung 
stattete  die  Unternehmung  mit  Stempelfreiheit  und  anderen  Vor- 
rechten aus.  Obschon  die  belgische  Gemeindeordnung  von  1836 
den  Industriestädten  die  Verpflichtung  auferlegte,  für  Errichtung 
von  Sparkassen  zu  sorgen,  hatte  diese  Anregung,  wahrscheinlich 
infolge  des  Bestehens  der  zentralisierten  Sparkasse,  deren  Filialen 
den  Vorzug  der  früheren  Errichtung  und  einer  festen  Kundschaft 
hatten,  nur  sehr  geringen  Erfolg. 

Umsomehr  blühte  die  Zentralsparkasse  der  Societe  generale 
auf,  welche  im  Jahre  1840  über  ein  Einlegerguthaben  von  49  Mil- 
lionen Fr.  verfügte.  Die  Revolution  des  Jahres  1848  brachte  die 
Sparkasse ,  deren  Einlegerguthaben  auf  mehr  als  60  Millionen 
Fr.  gestiegen  war,  in  eine  verzweifelte  Lage.  Die  Unternehmerin, 
welche  ausser  ihrer  Schuld  an  die  Einleger  noch  eine  Menge  ver- 
schiedenartiger Verbindlichkeiten  eingegangen  war,  vermochte  sich 
nur  dadurch  zu  halten ,  dass  ihren  Kassenscheinen  von  der  Ge- 
setzgebung Zwangskurs  beigelegt  wurde.  Seit  jener  Zeit  schien 
die  Societe  generale  ihre  Spareinrichtungen  weniger  als  einen 
dem  öffentlichen  Bedürfnisse  geleisteten  Dienst,  sondern  als  eine 
Erwerbsgesellschaft  anzusehen.  Das  Einlegerguthaben  der  Spar- 
kasse betrug  im  Jahre  der  Begründung  der  belgischen  Staatsspar- 
kasse (1865)  nur  noch  16,   1885   aber  nur   13^2  Millionen  Fr. 

Die  schweren  Krisen,  welche  das  belgische  Sparkassenwesen 
in  den  Jahren  1830  und  1848  durchzumachen  gehabt  hatte,  zeig- 
ten, dass  seine  Organisation  viel  zu  wünschen  übrig  Hess  und 
eigentlich  keine  der  bestehenden  Sparkassen  dem  Bedürfnisse 
entsprach.  Der  Finanzminister  Frere-Oi'ban  legte  daher  im  Jahre 
1859  einen  bezüglichen  Gesetzentwurf  vor.  Nach  einer  langen 
Enquete  wurde  im  Jahr  1865  eine  Caisse  generale  d'epargne  et 
de  retraite  unter  Staatsgarantie  errichtet,  welche  ausser  den  zahl- 
reichen Agenturen  der  belgischen  Nationalbank  auch  eine  Menge 
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von  selbständigen  Filialen  zur  Vermittelung  von  Ein-  und  Rück- 
zahlungen benutzte.  1870  wurden  auch  sämtliche  Postanstalten 
mit  der  Landessparkasse  in  Verbindung  gesetzt,  wie  dies  bereits 
oben  mitgeteilt  ist. 

Italien  hatte  bis  zur  Einführung  des  Postsparkassenwesens 
ein  sehr  gering  oder  wenigstens  sehr  ungleich  entwickeltes  Spar- 
kassenwesen. Nach  der  »Internationalen  Sparkassen-Statistik«  des 
von  Bodio  geleiteten  Statistischen  Bureaus  des  Königreiches  be- 
standen im  Jahre  1872  für  die  27  Millionen  Italiener  nur  142  Spar- 
kassen mit  140  Filialen  ,  von  denen  75  von  Aktienvereinen  und 
nur  22  von  Gemeinden  errichtet  waren.  11  Provinzen  des  König- 
reiches waren  im  Jahre  1872  noch  ohne  Sparkasse.  Den  282  Ge- 
meinden mit  6  Millionen,  welche  Sparkassen  besassen  ,  standen 
8102  Gemeinden  mit  21  Millionen  Einwohnern  gegenüber,  welche 
einer  Sparkasse  noch  entbehrten.  Für  drei  Vierteile  der  italie- 
nischen Bevölkerung   bestand    somit    keine    öfifentliche  Sparkasse. 

Einigermassen  entwickelt  war  im  Jahre  1872  das  Sparkassen- 
wesen nur  in  einigen  Teilen  des  nördlichen  Italiens,  in  der  Lom- 
bardei, in  Toskana  und  Piemont.  Die  anderen  13  Landschaften 
des  Königreiches  reichten  nicht  entfernt  an  jene  3  Landschaften. 
Denn  es  besassen  1872 

in  den  drei  Landschaften  404  000  Einleger  302   Mill.  Lire 

in   den   übrigen  13  Landschaften         272  000  »  144       »         » 


im  ganzen  Königreiche  676  000  Einleger  446  Mill.  Lire. 

Die  im  Jahre  1823  errichtete  Lombardische  Sparkasse  zu 
Mailand  mit  'j'j  Filialen  in  .verschiedenen  Orten  der  Lombardei, 
Piemonts  und  Venetiens,  hatte  im  Jahre  1872  mehr  Einlagen  als 
alle  übrigen  141   Sparkassen  des  Königreiches  zusammen, 

Mit  Recht  bemerkt  Röscher  ')  hierzu  ,  dass  dieser  Ungleich- 
mässigkeit  in  der  Verteilung  der  Sparkassen  und  des  Sparens 
abzuhelfen,  nur  dem  Staate  möglich  war  und  dass  die  Postspar- 
kasse Italiens  tatsächlich  die  mangelnde  Initiative  der  übrigen 
Teile  des  Königreiches  ersetzt  hat. 

Auch  die  Niederlande  hatten  nur  ein  sehr  mangelhaft 
entwickeltes  Sparwesen.  Für  die  4  Millionen  zählende  Bevölke- 
rung bestanden  im  Jahre  1880  nur  27  kleinere  Sparkassen. 

Amsterdam    (mit    326000  Einwohnern)    hatte    im    Jahre 

l)  Koscher,  Post-  und  Lokalsparkassen  in  Deutschland.  Dresden,  von  Zahn  und 
Jänsch  1885,  S.  9,  dem  die  Darstellung  über  die  tatsächlichen  Verhältnisse  in  den 
obengenannten  Staaten  in  der  Hauptsache  entnommen  ist. 
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1882  in  seiner  städtischen  Sparkasse  noch  nicht  7  Millionen  Mark 
Einlegerguthaben.  Die  grösste  Sparkasse  des  Landes ,  die  zu 
Rotterdam,  hatte  etwa  1172  Millionen  Mark  Einlegerguthaben. 

Uebrigens  dienten  die  holländischen  Sparkassen  nur  dem 
beschränkten  Zwecke,  Personen,  welche  im  Sommer  einen  reich- 
lichen Verdienst  geniessen,  im  Winter  mit  Geld  ,  Lebensmitteln 
oder  Brennmaterial  zu  versorgen. 

Uie  Sparbanken  des  Landes  (im  Jahre  1880  an  Zahl  273) 
sind  mit  wenigen  Ausnahmen  von  der  Gemeinnützigen  Gesell- 
schaft (Maatschapy  tot  Nut  van  t'Algemeen)  errichtet  und  hatten 
im  Jahre  1881  nur  etwa  64  Millionen  Mark  Einlegerguthaben. 

Die  Niederlande  hatten  mit  ihren  Sparkassen  überhaupt  sehr 
schlechte  Erfahrungen  gemacht.  Im  Jahre  1830,  als  Belgien  sich 
von  Holland  loslöste,  gingen  ii  Sparkassen  ein;  14  andere  folgten 
bis  1839  nach.  Die  Krisis  von  1848 ,  welche  in  den  folgenden 
Jahren  noch  fortdauerte  ,  brachte  7  weitere  Kassen  zu  Fall ,  so 
dass  also  innerhalb  zweier  Jahrzehnte  32  Kassen  in  dem  kleinen 
Lande  zur  Auflösung  gelangten. 

In  F  r  a  n  k  r  e  i  c  h  war,  wie  bereits  bemerkt,  schon  vor  Er- 
richtung der  Postsparkasse  die  Anlegung  der  Sparkassengelder 
bei  der  Staatssparkasse  vorgeschrieben.  Alle  verfügbaren  Spar- 
kassengelder mussten  binnen  24  Stunden  der  caisse  des  depots 
et  consignations  gegen  eine  Verzinsung  von  4  Proz.  übergeben 
werden.  Das  Kapital  der  Sparkassen  wurde  demnach  ausschliess- 
lich vom  Staate  übernommen  und  verwaltet.  Selbst  das  eigene 
Vermögen  der  französischen  Sparkassen  ist  bei  der  Staatskasse 
oder  in  französischen  Staatspapieren  anzulegen. 

Zur  Verwaltung  der  Sparkassengelder  durch  den  Staat 
kam  also  nur  deren  unmittelbare  Annahme  bei  den  Postanstalten 
hinzu,  so  dass  die  Einrichtung  der  Postsparkasse  eigentlich  mehr 
eine  äussere  Neuorganisation  der  Verwaltungseinrichtungen  be- 
deutete. 

Von  den  grösseren  Staaten ,  welche  Postsparkassen  einrich- 
teten, kommt  schliesslich  noch  O  esterreich  in  Betracht,  wo 
das  Postsparkassenwesen  ,  vor  allem  aber  die  infolge  desselben 
eingerichteten  Geschäftsbetriebe,  der  Scheck-  und  Clearingverkehr 
und  das  Staatspapiergeschäft,  wie  oben  dargestellt ,  zu  grosser 
Blüte  gelangt  sind. 

Aber  auch  Oesterreich  gibt  für  unsere  Verhältnisse  keinen 
Vergleich    ab.      Dort    bestanden    einige    sehr   grosse    Sparkassen, 
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welche  an  Umfang  die  deutsclien  Sparkassen  erheblich  über- 
treffen. Dagegen  fehlte  es  im  übrigen  an  Spargelegenheit. 
Von  dem  Gesamteinlegerguthaben  Oesterreichs  entfiel  zur  Zeit 
der  Begründung  der  Postsparkasse  nahezu  die  Hälfte  auf  die  8 
grossen  Sparkassen,  die  andere  Hälfte  verteilte  sich  auf  mehr  als 
300  kleine  Sparkassen. 

Nach  einer  Aufstellung  von  " EJirenberger  in  der  Statistischen 
Monatsschrift  waren  im  Jahre  1880  5  unter  14  Kronländern 
Oesterreichs,  in  welchen  eine  Sparkasse  erst  auf  4000  oder  mehr 
qkm,  beziehentlich  erst  auf  25000  oder  mehr  Einwohner  entfiel, 
während  z.  B.  in  Preussens  ungünstigster  Provinz  im  Jahre  1881 
eine  Sparstelle  bereits  auf  800  qkm  beziehentlich  44000  Ein- 
wohner entfiel.  Das  in  ganz  Oesterreich  auf  eine  Sparkasse  ent- 
fallende Gebiet  von  914  qkm  war  mehr  als  31  mal  so  gross  als 
das  Durchschnittsgebiet  einer  preussischen  Sparkasse^). 

Es  fehlte  also  hier  an  einem  genügend  verbreiteten  und  ver- 
zweigten Sparkassenwesen ,  so  dass  auch  in  Oesterreich  unzu- 
reichende Spareinrichtungen  den  Anlass  zu  ihrer  Ergänzung  und 
Verbesserung  durch  eine  Staatssparkasse  gaben. 

In  allen  den  vorgenannten  grösseren  Ländern  bedeutete  also 
der  Uebergang  zur  Postsparkasse  einen  wesentlichen  Fortschritt 
und  entsprach  einem  dringenden  Bedürfnis. 

Dagegen  hat  in  Deutschland  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung des  Sparkassenwesens  den  Sparkassen  einen  andern 
\\'eg  gewiesen,  den  man  künstlich  ändern  müsste,  um  zur  Post- 
sparkasse zu  gelangen.  Rosc/ier  bezeichnet  die  verbreitete  An- 
nahme, dass  wir  England  oder  andern  Ländern  mit  Postsparkassen 
im  Sparkassenwesen  nachstünden,  als  durchaus  irrig.  Die  soziale 
Seite  des  Sparkassenwesens  ist  nach  seinen  Untersuchungen  viel- 
mehr in  Deutschland  besser  gestellt  als  in  jenen  Ländern,  indem 
bei  uns  ein  grösserer  Teil  der  Bevölkerung  an  den  Sparkassen 
sich  beteiligt.  Die  fremden  Postsparkassen  haben  wohl  die  Ein- 
heitlichkeit vor  uns  voraus,  die  deutschen  Lokalsparkassen  aber 
die  Grösse  der  Erfolge  für  sich.  Als  kapitalsammelnde  Anstalten 
bilden  sie  bei  uns  gleichzeitig  ein  wichtiges  Element  des  Kredit- 
wesens, das  berufen  ist,  auf  die  ökonomischen  und  sozialen  Ver- 
hältnisse fördernd  einzuwirken  und  die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse 
der  lokalen  Darlehensnehmer  zu  befriedigen.  Die  Sparkassen 
sind    bei    uns    die    bedeutendsten    Grundkreditanstalten    und    als 


i)  Röscher  a.  a.  O.  S.  i: 
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solche  bemüht,  die  kleinen  Leute  den  Händen  der  Wucherer  zu 
entreissen;  in  neuester  Zeit  haben  sie  sich  auch  zum  Teil  mit 
grossem  Erfolge  des  Personalkredits  angenommen.  Diese  wich- 
tigen volkswirtschaftlichen  Aufgaben  kann  die  Postsparkasse  nie- 
mals in  dem  gleichen  Masse  erfüllen.  Einzelne  Länder,  wie 
Grossbritannien,  Frankreich,  Oesterreich,  Hol- 
land und  Schweden  haben  daher  überhaupt  darauf  verzichtet, 
Postsparkassengelder  gegen  Hypotheken  auszuleihen,  andere,  z.  B. 
Belgien,  diese  Ausleihung  auf  ein  Mindestmass  beschränkt. 
Wenn  aber  der  grössere  Teil  der  Bestände  der  Postsparkassen 
einfach  in  die  Staatskassen  der  betreffenden  Länder  fliesst,  so 
wird  hierdurch  den  Einzelwirtschaften  nicht  nur  der  bedeutendste 
Teil  der  Sparkapitalien  entzogen,  sondern  auch  der  Kredit  der 
Sparanstalt  in  eine  nicht  wünschenswerte  Verbindung  mit  dem 
Staatskredit  gebracht.  Indem  der  Staat  sich  mit  der  Ansammlung 
von  Sparbeträgen  befasst,  tritt  er  in  ein  Schuldverhältnis  zu  den 
Einlegern,  das  durch  Kündigung  der  Einlagen  jederzeit,  meist  in 
kurzen  Rückzahlungsfristen,  geleistet  werden  kann.  Er  nimmt 
durch  die  Fürsorge  für  sichere  und  zugleich  auskömmliche  An- 
lage der  Sparkapitalien  eine  seinem  Wirkungskreise  sonst  fremde 
Verantwortlichkeit  auf  sich  und  greift  als  Anbietender  auf  das 
Treiben  des  Kreditmarktes  mit  ein.  Die  aus  den  Einrichtungen 
der  Postsparkassen  sich  regelnden  Kreditverhältnisse  des  Staates 
geben  sowohl  nach  der  passiven  wie  nach  der  aktiven  Seite  hin 
Anlass  zu  grossen  Bedenken.  Das  schrankenlose  Eingehen  von 
Schulden  ist  mit  den  Voraussetzungen,  an  welche  die  Eingehung 
von  Schuldverbindlichkeiten  des  Staates  zur  Sicherung  des  Staats- 
kredites wie  zur  Wahrung  der  Rechte  der  Landesvertretung  sonst 
mit  Recht  gebunden  ist,  nicht  leicht  in  Einklang  zu  bringen,  auch 
besteht  durch  die  Möglichkeit  der  Rückforderung  mit  kurzer 
Kündigungsfrist  in  Fällen  von  Krisen  die  grosse  Gefahr  eines 
allgemeinen  Andranges,  die  deshalb  besonders  schwer  ist,  weil  in 
derartigen  Fällen  der  Staat  ohnedies  seine  Mittel  nicht  entbehren 
kann  und  auf  seine  Kredite  zurückzugreifen  genötigt  ist. 

Die  Gefahren,  welche  die  ausschliessliche  oder  auch  nur 
vorwiegende  Anlegung  von  Sparkassengeldern  in  Staatspapieren 
des  eigenen  Landes  mit  sich  bringt,  können,  wie  Röscher^)  näher 
darlegt    und  auch   von  französischen   Volkswirten  anerkannt  wird. 


i)  Röscher  a.  a.  O.   S.   70  ff. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft  190S.  2.  22 
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kaum  deutlicher  gezeigt  werden  als  an  dem  Beispiele  der  fran- 
zösischen Sparkassen,  welche  seit  langer  Zeit  ihre  v^erfiigbaren 
Bestände  an  den  Staat  abliefern  müssen.  Infolge  dieser  engen 
Verbindung  der  Sparkassengelder  mit  den  französischen  Staats- 
finanzen mussten  die  französischen  Sparkassen  an  allen  politischen 
Bewegungen  des  Staates  unmittelbar  teilnehmen. 

Das  Einlegerguthaben,  welclies  im  Jahre  1847  538  Millionen 
betrug,  ging  infolge  der  Februarrevolution  auf  74  Millionen,  also 
um  79  Proz.  zurück,  während  z.  B.  im  Königreich  Preussen  im 
Jahre  1848  nur  ein  Rückgang  um  8  Proz.,  im  Königreich  Sachsen 
nur  ein  Rückgang  um   5  Proz.  stattfand. 

Während  in  den  meisten  deutschen  Staaten  das  Durchschnitts- 
guthaben eines  Einlegers  stetig  zugenommen  hat,  schwankte  in 
Frankreich  dieser  Durchschnittsbetrag  ganz  ausserordentlich. 

In  diesen  für  die  Geschäftsführung  und  Entwicklung  des 
Sparkassenwesens  sehr  nachteiligen  Schwankungen  zeigt  sich  aber, 
wie  Röscher  weiter  ausführt,  ein  enger  Zusammenhang  mit  der 
jeweiligen  politischen  Lage  des  Landes,  als  natürliche  Folge  der 
engen  Verbindung  des  Kredites  der  Sparkassen  mit  dem  Kredite 
des  Staates. 

Erfahrungen  traurigster  Art  machte  im  Jahre  1848  die  grosse 
Pariser  Sparkasse,  deren  Einlegerguthaben  binnen  Jahres- 
frist von  80  auf  16  Millionen  Franks  zusammenschmolz.  Die  Spar- 
kasse musste  für  80  Millionen  Fr.  Wertpapiere  mit  einem  Ver- 
luste von  2,65  Mill.  Fr.  veräussern  und  schliesslich  doch  die  Bar- 
zahlungen einstellen.  Die  Einleger  wurden  genötigt,  statt  baren 
Geldes  Staatsrenten,  welche  64  wert  waren,  zum  Zwangskurse 
von  80  anzunehmen. 

Ohne  Zweifel  wird  die  Gefahr  der  Verquickung  des  Kredites 
der  Sparkassen  mit  dem  Kredite  des  Staates  um  so  grösser,  je 
höher  der  in  den  Sparkassen  des  Landes  investierte  Teil  des 
Volksvermögens  ist.  In  Preussen  hatte  dieses  Kapital  am  Ende 
des  Jahres  1906  bereits  die  Höhe  von  8790  Mill.  Mark  erreicht. 
Schachner  bemerkt  bei  Gelegenheit  der  Besprechung  der 
Furage  der  Anlegung  der  Sparkapitalien  in  Staatskapitalien  seitens 
der  kommunalen  Sparkassen  demnach  durchaus  zutreffend:  »Der 
Staatskredit  und  Sparkassenkredit  dürfen  nicht  in  zu  grossem  Um- 
fange sich  miteinander  verbinden.  Diese  grösste  Schwäche  des 
Postsparkassenwesens    darf    unseren    deutschen    Lokalsparkassen 
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nicht  aufoktroyiert  werden«  '). 

Die  Gefahren  einer  solchen  Verbindung  sind  aber  so  gross, 
dass  m.  E.  auch  Bedenken  dagegen  sprechen,  die  Postsparkasse 
neben  den  kommunalen  Sparkassen  in  Deutschland  zur  Ein- 
führung zu  bringen.  Denn  das  scheint  mir  allerdings  nach  den 
Erfahrungen  in  anderen  Ländern,  namentlich  in  Frankreich,  Ita- 
lien und  Oesterreich  festzustehen,  dass  durch  den  Betrieb  der 
Postsparkassen  die  Wirksamkeit  der  Ortssparkasse  nicht  beein- 
trächtigt wird.  Durch  ersteren  sind  vielmehr  die  Ortssparkassen 
in  diesen  Ländern  zu  einer  nachhaltigen  Verbesserung  ihrer  Ein- 
richtungen durch  Vermehrung  der  Sparstellen  und  ihrer  Zugäng- 
lichkeit, Einführung  von  Pfennig-  und  Schulsparkassen,  Sparmar- 
ken u.  s.  w.  mehr  angeregt  worden.  Aus  dem  Grunde  einer  man- 
gelnden Konkurrenzfähigkeit  der  kommunalen  Sparkassen  gegen- 
über den  Postsparkassen  wäre  also  wohl  ein  Grund  gegen  die 
Einführung  der  letzteren  ohne  weiteres  nicht  herzuleiten. 

Auf  die  Gefahr,  welche  die  Einrichtung  von  Postsparkassen 
mit  sich  bringt,  wenn  beim  Eintritt  grosser  Handelskrisen  oder 
grosser  Kriege  die  Kündigungen  der  Einlagen  sich  auf  einen 
Punkt  konzentrieren,  ist  namentlich  auch  bei  Beratung  des  im 
Jahre  1885  dem  deutschen  Reichstage  von  der  Reichsregierung 
vorgelegten  Entwurfes  eines  Postsparkassenge- 
setzes von  dessen  Gegnern  hingewiesen  worden.  Mit  Recht 
hat  damals  die  »Kreuzzeitung«  bemerkt,  dass  das  Reich  von  der 
im  §  15  des  Entwurfes  vorgesehenen  Kautel,  nach  welcher  der 
Reichskanzler  die  Kündigungsfrist  für  den  100  M.  übersteigenden 
Teil  des  Guthabens  bis  auf  sechs  Monate  verlängern  kann,  bei 
drohendem  Kriege  keinen  Gebrauch  machen  werde,  weil  dann 
schon  sein  auf  das  Aeusserste  angespannter  Kredit  leiden  würde, 
wahrend  die  kommunalen  Sparkassen  das  Mittel  unbedenklich  an- 
wenden dürften.  Bei  diesen  wird  die  Gefahr  dezentralisiert  und 
trifft  nicht  alle  gleich  schwer.  Ebenso  fallen  einige  notleidende 
Kommunen  weniger  ins  Gewicht  als  ein  grosses  notleidendes 
Reich. 

In  Würdigung  dieser  Umstände  hat  man  denn  auch  in 
Deutschland  bisher  von  der  Einführung  der  Postsparkasse 
abgesehen.  Dagegen  war  bei  der  preussischen  Regierung  schon 
früher  der  Gedanke  aufgetaucht,  den  Sparkassen  unter  Einhaltung 

i)  Schachner,  Kritik  des  Sparkassenwesens  deutscher  Selbstverwaltungskörper  im 
Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik,  Bd.  21,  Heft  i,  -S.  134. 

22* 


332 


Dr.   Seidel: 


ihrer  bisherigen  Verfassung  diejenige  allgemeine  und  umfangreiche 
Zugänglichkeit  zu  Teil  werden  zu  lassen,  welche  den  unbestreit- 
baren Vorzug  des  Postsparkassenwesens  bildet.  Man  wollte  die 
Post  zu  einem  Hilfs-  und  Vermittelungsorgan  der  Sparkassen  in 
der  Weise  machen,  dass  die  innerhalb  des  Wirkungskreises  einer 
öffentlichen  Sparkasse  belegenen  Postanstalten  als  deren  Annahme- 
und  Auszahlungsstellen  tätig- seift  sollten.  Hierdurch  würde  nicht 
nur  die  Zahl  der  Sammelstellen  erheblich  vermehrt,  sondern  auch 
der  Bevölkerung,  welcher  die  Sparkassen  nach  der  bisherigen 
Einrichtung  nicht  selten  nur  an  bestimmten  Tagen  bez.  nur  in 
beschränkten  Stunden  zugänglich  sind,  die  Möglichkeit  verschafft 
werden,  die  Sparkassen  während  der  gesamten  Dienststunden  der 
Postanstalten  zu  benutzen. 

Demgemäss  hatte  die  Postverwaltung  einen  Entwurf  derje- 
nigen Vorschriften  aufgestellt,  welche  für  die  neue  Einrichtung 
massgebend  sein  sollten,  und  es  sollte,  nachdem  die  Minister  des 
Innern  und  der  Finanzen  hierzu  Stellung  genommen  hatten,  vom 
I.  April  1873  ab  zunächst  in  den  Provinzen  Rheinland  und  West- 
falen das  neue  Verfahren  versuchsweise  zur  Einführung  gelangen. 
Sämtliche  Sparkassen  in  diesen  beiden  Provinzen  lehnten  jedoch 
die  Beteiligung  ab,  weil  kein  Bedürfnis  dazu  vorliege  und  die  von 
der  Postverwaltung  geforderten  Gebühren,  nämlich  1^/2  v.  H.  für 
die  Einzahlung  und  i  v.  H.  für  die  Auszahlung,  zu  hoch  seien. 
Da  diese  Gebühren  nur  dem  Grade  der  Mühewaltung  und  Ver- 
antwortlichkeit der  Postverwaltung  entsprechend  erschienen,  auf 
Herabsetzung  der  Gebühren  also  nicht  zu  rechnen  war,  so  wur- 
den weitere  Versuche,  die  Postanstalten  als  Annahme-  und  Aus- 
zahlungsstellen der  Sparkassen  zu  benutzen,  in  Preussen  nicht  ge- 
macht. 

Aber  auch  im  deutschen  Reichstage  begegnete  der  Entwurf 
eines  Postspar  kassengesetzes,  durch  welches  die 
Postanstalten  gesetzlich  verpflichtet  werden  sollten,  die  Einzah- 
lungen der  Sparer  anzunehmen  und  die  Auszahlungen  in  der 
Weise  zu  leisten,  dass  diese  auf  das  von  einer  Postanstalt  ausge- 
fertigte Sparbuch  bei  jeder  anderen  im  Reich  erfolgen  können, 
sowohl  in  der  Plenarsitzung  vom  22.  Januar  1885,  als  in  der  Kom- 
mission, in  welche  dieser  Entwurf  verwiesen  wurde,  lebhaften  Be- 
denken. Letztere  beschloss  die  Ablehnung  des  ganzen  Entwurfes, 
dagegen  sollten  die  verbündeten  Regierungen  aufgefordert  werden, 
dem  Reichstage  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,   »welcher   durch 
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die  Mitwirkung  der  Postverwaltung  bei  Annahme  und  Rückzah- 
lung von  Spargeldern  die  Vermehrung  und  Verbesserung  der 
Spargelegenheiten  und  deren  Verbreitung  über  das  Reichsgebiet 
bezweckt«. 

Zur  Vorlage  dieses  von  der  Kommission  gewünschten  Ge- 
setzentwurfes kam  es  jedoch  nicht  und  ebensowenig  zur  Beratung 
eines  ähnlichen  im  Jahre  1904  von  24  Abgeordneten  des  preus- 
sischen  Abgeordnetenhauses  unterstützten  Antrages  FritscJi. 

So  wenig  aus  den  oben  dargelegten  Gründen  volks-  und  finanz- 
wirtschaftlicher Natur  für  unsere  deutschen  Verhältnisse  nach  mei- 
ner Auffassung  die  Einführung  der  Postsparkasse  zu  wünschen 
ist,  so  sehr  wäre  andererseits  die  Mitwirkung  der  Post  in  der  er- 
örterten Weise  als  Hilfs-  und  Vermittelungsorgans  der  Sparkassen 
herbeizuwünschen.  Neben  der  immensen  Vermehrung  der  Spar- 
stellen und  der  vermehrten  Annahme-  und  Auszahlungsgelegen- 
heit würde  dann  das  Abholungsverfahren  von  selbst  eine  natür- 
liche Regelung  erfahren,  indem  die  Postboten  als  Abholer  der 
Spareinlagen  tätig  sein  würden.  Der  Vermittelungsdienst  der  Post 
mit  seinem  überall  hinreichenden,  weitverzweigten  Organismus 
würde  so  Vortreffliches  leisten  und  die  Spargelegenheit  für  die 
kleinen  und  kleinsten  Sparer,  die  jetzt  Mühe  und  Zeit  scheuen 
müssen,  ihre  wenigen  Pfennige  zur  Sparkasse  zu  tragen,  auf  das 
Wirksamste  steigern. 

Neben  den  jetzt  bestehenden  einigen  Tausend  Kreis-  und 
Gemeindesparkassen  würden  mit  einem  Schlage  etwa  35  ooo  Post- 
annahmestellen, ungerechnet  Bayern  und  Württemberg,  entstehen, 
die  dem  Publikum  während  ihrer  täglichen  Geschäftszeit  von  etwa 
6 — 13  Dienststunden  zur  Verfügung  stehen,  eine  Einrichtung,  die 
namentlich  den  arbeitenden  Klassen  durch  die  bessere  und  be- 
quemere Gelegenheit  zur  Unterbringung  ihrer  Spargroschen  zu- 
gute kommen  würde.  Neben  diesen  35000  Postanstalten  könnte 
ein  weiteres  Heer  von  Landbriefträgern  auch  die  letzte  verlorenste 
Ecke  des  Vaterlandes  dem  Sparkassenverkehr  angliedern. 

Leider  besteht  aber  wenig  Aussicht,  dass  diese  Organisation 
in  absehbarer  Zeit  zur  Durchführung  gelangen  wird  und  zwar 
wegen  der  hohen  Kosten,  die  unumgänglich  sein  würden,  wenn 
die  Abwickelung  des  Postverkehrs  nicht  beeinträchtigt  werden 
soll.  Denn  die  Hauptaufgabe  der  Post  liegt  natürlich  in  der  mög- 
lichsten Schnelligkeit  und  Sicherheit  des  Verkehrs.  Hierin  steht 
unsere  Reichspost    unzweifelhaft  an  erster  Stelle.     Die  Verbesse- 


334 


Dr.  Seidel : 


rung  der  Verkehrsverhältnisse,  die  ungeahnte  Ausdehnung  des 
Telegraphen-  und  Fernsprechwesens,  die  starke  Zunahme  des 
Postverkehrs,  die  steigende  Mitwirkung  bei  Durchführung  der  so- 
zialpoHtischen  Aufgaben  nehmen  die  Kräfte  der  Postverwaltun'g 
auch  weiterhin  stärker  in  Anspruch  als  in  den  Nachbarländern, 
deren  Postverhältnisse  in  vielen  Beziehungen  zu  wünschen  übrig 
lassen.  An  grossen  Verkehrsorten  würde  die  Hinzunahme  des 
Sparkassendienstes  vielleicht  noch  geringere  Schwierigkeiten  und 
Kosten  verursachen,  in  kleinen  Orten  dagegen  müsste  das  vor- 
handene Personal  sicherlich  verstärkt  werden,  wenn  die  Mehr- 
arbeit   nicht   zum  Schaden  der  Verkehrsaufgaben  geschehen  soll. 

Auch  die  soziale  Gesetzgebung  stellt  der  deutschen  Post- 
verwaltung Aufgaben,  an  die  andere  Staaten  noch  nicht  einmal 
denken;  betrug  doch  die  von  der  Postverwaltung  gezahlte  Summe 
an  Renten  u.  s.  w.  1904  über  223  Millionen  Mark.  Würde  man 
nun  der  Postverwaltung  diese  neuen  Arbeiten,  die  ihren  eigent- 
lichen Aufgaben  doch  ferner  liegen,  übertragen,  so  müsste  das 
Personal  entsprechend  vermehrt  werden  und  würde  trotzdem  viel- 
leicht doch  nicht  ausreichen.  Denn  von  den  rund  35000  Ver- 
kehrsanstalten werden  etwa  30000  von  Ortseinwohnern  im  Neben- 
amt wahrgenommen.  Diese  Vorsteher  müssen  schon  jetzt  neben 
den  umfangreichen  Geschäften  des  Post-,  Telegraphen-  und  Fern- 
sprechdienstes unter  anderem  den  steigenden  Rentenverkehr  mit 
erledigen,  so  dass  man  von  einem  »Nebenamte«  durchaus  nicht 
mehr  sprechen  kann.  Die  Postverwaltung  hat  schon  jetzt  Mühe, 
für  die  verhältnismässig  geringe  Besoldung  geeignete  Personen 
für  das  arbeitsreiche  Ehrenamt  zu  bekommen,  in  Zukunft  würde 
die  Verwandlung  des  grössten  Teiles  der  bisherigen  Agenturen 
in  selbständige  Postämter  mit  grossem  Kostenaufvvande  nötig 
sein  ^). 

Hiernach  erscheint  es  leider  aussichtslos,  dass  es  in  abseh- 
barer Zeit  gelingen  wird,  den  Postdienst  den  Sparkassen  zugäng- 
lich zu  machen. 

Dagegen  stehen  diese  Bedenken  m.  E.  der  geplanten  Ein- 
führung des  Postscheckverkehrs  keineswegs  entgegen -). 
Der  Scheckverkehr  passt  in  die  Aufgaben  der  Postverwaltung, 
weil  er  zur  schnellen  und  sicheren  Ueberweisung  von  Zahlungen 
dient    und    der    Mehrarbeit    erhebliche    P^ntlastungen    durch    Be- 


i)  S.   hiezu   »Leipziger  Tageblatt«,   2.   Beil.   v.   22.   Mai   1907. 
2)  Näheres  hierüber  an  einer  späteren  .Stelle. 
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schränkungen  des  Postanweisungs-  und  Barverkehrs  gegenüber- 
stehen. Durch  diese  Inanspruchnahme  der  Post,  die  namenthch 
im  Giroverkehr  zum  Ausdruck  gelangen  würde,  würde  aber  den 
Sparkassen  bereits  eine  grosse  Hilfe  und  P>rleichterung  zu  Teil 
werden. 

In  diesem  Sinne  hat  sich  kürzlich  auch  der  Bankier  Emil 
Kaufinann-'&e.xVvn  in  der  »Deutschen  Wirtschaftszeitung«  ausge- 
sprochen, der  schliesslich  seine  Ausführungen  in  folgenden  An- 
forderungen für  ein  Reichspostscheckgesetz  treffend  zusammenstellt: 

i)   Keine  Verquickung  mit  einer  Postsparkasse. 

2)  Hintansetzung  fiskalischer  Interessen  durch  niedrige  Ver- 
zinsung der  Guthaben  und  geringe  Gebühren. 

3)  Selbständige  Verwaltung  der  Guthaben  bei  der  Reichspost 
nach  kaufmännischen  Grundsätzen  unter  Berücksichtigung  von 
Reichsbank,  Banken,  Landwirtschaft  und  Industrie  und  Festsetzung 
der  Quote  für  die  Anlage  der  liquiden  Mittel  in  deutschen  Reichs- 
und Bundesstaatsanleihen. 

4)  Anschluss  an  die  Reichsbank,  Banken  und  staatlichen  und 
behördlichen  Kassen  zur  Herstellung  eines  Clearingverkehrs. 

Wenn  nun  nach  den  obigen  Darlegungen  leider  sehr  wenig 
Aussicht  besteht,  dass  die  Post  in  Deutschland  in  den  Dienst  der 
kommunalen  Sparkassen  gestellt  werden  kann,  dann  müssen  diese 
letzteren  eifrig  bestrebt  sein,  diejenigen  Einrichtungen,  welche  in- 
folge dieses  Mangels  bei  ihnen  am  schwächsten  entwickelt  sind, 
zu  verbessern  und  umzugestalten.  Diese  Mängel  bestehen  viel- 
fach noch 

i)  in  einer  unzureichenden  Zugänglichkeit 
der  Kassen  in  zeitlicher  und  örtlicher  Beziehung, 

2 )  in  einem  ungenügend  entwickelten  S  p  a  r- 
m  a  r  k  e  n  V  e  r  k  e  h  r  und 

3)  in  der  noch  nicht  durchgeführten  Verall- 
gemeinerung  des  Uebertragungsverkehrs. 

l)  Die  G  e  s  c  h  ä  f  t  s  s  t  u  n  d  e  n  der  Sparkassen  müssen  so 
eingerichtet  werden,  dass  auch  Personen  mit  langen  Arbeitszeiten 
und  kurzen  Arbeitspausen  ohne  Schwierigkeiten  Gelegenheit  ha- 
ben, ihre  Ersparnisse  anzulegen  und  Guthabenbeträge  abzuheben. 

Dieser  Forderung  entsprechen  zahlreiche  kommunale  Spar- 
kassen nicht.  Nach  einer  von  Heideuiann  ^)  veröffentlichten  Zu- 
sammenstellung hatten  im  Jahre   1901   in  Preussen  Gj  Sparkassen 

i)  Heidemann  a.  a.  O.  S.  45. 
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noch  nicht  einmal  in  jeder  Woche  einen  Amtstag,  nur  46  waren 
an  jedem  Tage  geöffnet,  23  hatten  mehr  als  48  Amtsstunden 
wöchentlich.  In  der  Regel  hatten  selbst  die  grösseren  Kassen 
nur  18  bis  36  Dienststunden.  Bei  der  Berechnung  sind  allerdings 
nur  die  Sparkassen  selbst,  nicht  aber  ihre  Filialen  und  Sammel- 
stellen mitgerechnet.  Durch  deren  Hinzunahme  würde  sich  das 
Bild  zweifellos  günstiger  gestalten,  wenigstens  für  die  Einzahlungs- 
gelegenheit, denn  die  Filialen  und  Sammelstellen  machen  in  der 
Regel  keine  Rückzahlungen,  diese  dürfen  vielmehr  fast  nur  durch 
die  Hauptkasse  bewirkt  werden  ^).  Auch  wird  sicherlich  manch- 
mal mit  Recht  über  die  Dauer  der  Abfertigung  der  Sparer  und 
die  Wartezeit  geklagt.  An  verkehrsstarken  Tagen  d.  h.  zum  Quar- 
tals- und  Monatswechsel  sollen  Wartezeiten  bis  1^2  und  2  Stunden 
nicht  zu   den  Seltenheiten  gehören. 

Solche  Missstände  müssen  entschieden  beseitigt  werden,  und 
es  ist  ein  Verdienst  des  deutschen  Sparkassenverbandes,  in  die- 
sen Beziehungen  schon  seit  langen  Jahren  auf  Verbesserungen 
hingewirkt  zu  haben.  Aber  auch  sonst  werden  Reformen  ange- 
strebt. So  genehmigte  im  Königreich  Sachsen  bereits  im  Jahre 
1865  das  Ministerium  des  Innern,  dass  die  Sparkassen  auch  an 
Sonn-  und  Festtagen,  mit  Ausnahme  der  Oster-,  Pfingst-  und 
Weihnachtsfeiertage,  der  Busstage,  des  Karfreitags  und  des  Toten- 
sonntags, nach  beendetem  Gottesdienste  eine  Zeitlang  offen  ge- 
halten würden.  Hiervon  machen  nicht  wenige  sächsische  Spar- 
kassen Gebrauch.  Auch  halten  viele  Sparkassen  zwischen  12  und 
I  Uhr  oder  Sonnabend  Nachmittags  ihre  Kassenstellen  für  Ein- 
und  Rückzahlungen  offen.  Im  Jähre  1903  hatten  108  (=  34  Proz, 
aller)  Sparkassen  solche  Geschäftsstunden,  die  bei  den  Ange- 
stellten und  Arbeitern  mit  geregelten  Dienststunden  zu  den  Feier- 
stunden gehören  -). 

Aus  demselben  Beweggrunde  hat  jetzt  der  Magistrat  in  Ber- 
lin beschlossen,  der  Stadtverordnetenversammlung  die  Einrichtung 
von  völlig  selbständigen  Zweigkassen  der  städti- 
schen Sparkasse  in  den  verschiedenen  Stadtteilen  vorzuschlagen, 
die  namentlich  berufen  sind,  nicht  nur  Einzahlungen  anzuneh- 
men, sondern  auch  Auszahlungen  zu  leisten.  In  dem  Etat 
der  Sparkasse  für  1907  sind  zu  diesem  Behufe  die  Mittel  für  zwei 

i)  Heidemarui  a.  a.  O.  S.  46. 

2)   Sachsens  öffentliche  Sparkassen,   Denkschrift  des  Kgl.   Sachs.   Ministerium  des 
Innern.    Dresden,   März  1906,   C.  Heinhold,   S.   9. 
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Zweigkassen  vorgesehen  worden,  die  demnächst  in  den  beiden 
Markthallen  am  Arminiusplatz  und  in  der  Pücklerstrasse  eröffnet 
werden  sollen.  Im  Etat  für  das  Jahr  1908  sollen  die  Mittel  für 
vier  derartige  Zweigkassen  vorgesehen  werden,  so  dass  nach  de- 
ren Eröffnung  acht  selbständige  Sparkassen  im 
Stadtbezirk  bestehen.  Auch  soweit  die  vielfach  beklagte  verzö- 
gerte Abfertigung  des  Publikums  im  bestehenden  Statut  ihren 
Grund  findet,  kann  der  Mangel  durch  neue  Satzungen  nach  der 
Ansicht  des  Berliner  Magistrats  nur  abgeschwächt,  nicht  beseitigt 
werden.  Nach  §  12  des  geltenden  Statuts  kann  nämlich  jeder 
Sparer  beanspruchen,  dass  er  gegen  die  Abhebung  des  Gutha- 
bens durch  einen  unberechtigten  Inhaber  des  Spar- 
buchs durch  einen  Vermerk  des  Inhalts  geschützt  werde,  dass 
nur  ihm  oder  seinem  legitimierten  Erben  das  Guthaben  ausge- 
zahlt werden  dürfe,  Ist  ein  solcher  Vermerk  eingetragen,  so  ist 
vor  jeder  Auszahlung  eines  Guthabens  oder  Teiles  eines  solchen 
eine  sorgfältige  und  vielfach  zeitraubende  Legitimations- 
prüfung unumgänglich.  Eine  Beseitigung  dieser  im  Interesse  der 
kleinen  Sparer  dringend  erwünschten  Einrichtung  erschien  nicht 
angängig;  nach  Ansicht  des  Magistrats  wird  es  nur  möglich  sein, 
die  Legitimationsprüfung  zu  erleichtern,  etwa  in  der  Weise,  wie 
dies  im  §  12  Abs.  2  des  Entwurfes  der  neuen  Satzungen  vorge- 
sehen ist,  wo  die  Ausstellung  einer  Legitimationskarte 
in  Vorschlag   gebracht  ist. 

2)  Die  Spar  marken  beruhen  auf  der  Erfahrung,  dass,  je 
kleiner  ein  Geldbetrag  ist,  desto  leichter  seine  unnütze  Verwen- 
dung erfolgt.  Es  gilt  also,  auch  für  kleinere  Beträge  unter  i  M., 
die  bei  den  meisten  Sparkassen  nicht  angenommen  werden,  eine 
Sicherung  gegen  unnütze  Verwendung  zu  schaften  und  die  spä- 
tere Einlegung  in  eine  Sparkasse  vorzubereiten. 

Die  verbreitete  Annahme,  dass  die  Sparmarken  1874  von 
dem  Engländer  Charles  Dibdin  angeregt  und  von  der  englischen 
Postsparkasse  (seit  November  1880)  zuerst  angewendet  worden 
seien,  ist  unbegründet.  Denn  schon  von  1871  an  wurde  in  43 
Gemeinden  des  württembergischen  Oberamtes  Ehingen,  später 
auch  in  anderen  württembergischen  Oberämtern  das  Sparmarken- 
system eingeführt.  Die  Einführung  der  Sparmarken  in  die  wei- 
teren Kreise  der  deutschen  Sparkassen  erfolgte  aber  nicht  von 
Württemberg,  sondern  von  Sachsen  aus.  Im  Mai  1881  regte 
Bürgermeister  Bauer  in  Burgstädt    den  Plan  an,    Sparmarken  als 
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Quittungen  für  ganz  kleine  Spareinlagen  zu  benutzen  und  solche 
an  verschiedenen  Stellen  des  Sparkassenbezirks  verkaufen  zu 
lassen. 

Der  überraschende  Erfolg  regte  zu  zahlreichen  gleichen  Ein- 
richtungen an.  Ende  1882  hatten  bereits  38  sächsische  Spar- 
kassen das  Sparmarkensystem  bei  sich  eingeführt. 

Aber  mit  der  Zeit  nahm  das  Interesse  ab.  Im  Jahre  1899 
verkauften  noch  64,  im  Jahre  1903  nur  noch  53  sächsische  Spar- 
kassen Sparmarken  und  zwar  1899  402  ooo,  1903  445  ooo  Stück 
gegen  1216000  Stück  im  Jahre   1886^). 

In  Preussen  tritt  dieselbe  Erscheinung  zu  Tage.  Nach  der 
dortigen  Sparkassenstatistik  vom  Jahre  1903  bestand  das  Spar- 
markensystem nur  noch  bei  205  Kassen  (von  1549),  welche  ins- 
gesamt 22,2  Mill.  Mark  Sparmarken  verkauften.  Von  diesem  Be- 
trage kamen  allein  21  869 178,67  Mark  auf  die  kommunalstän- 
dische nassauische  Sparkasse,  wo  sie  von  1904  ab  wegfielen. 

Die  Pflege  des  Sparmarkenwesens  erscheint  als  eine  ausser- 
ordentlich wichtige  Massregel,  da  sie  eine  wichtige  Fürsorge  für 
die  kleinen  Sparer  bedeutet. 

3.  Durch  den  Uebertragbarkeitsverkehr  wird 
erreicht,  dass  die  Einlagen  eines  Sparers  ohne  erhebliche  Mühe- 
waltung und  ohne  Kosten  und  Zinsverluste  für  ihn  von  der  Spar- 
kasse seines  bisherigen  Wohnortes  an  die  des  neuen  überwiesen 
werden  können.  Die  Einrichtung  erleichtert  also  das  Weiter- 
sparen des  Einlegers  an  dem  neuen  Wohnorte  und  schützt  vor 
der  Versuchung  abgehobene  Spargelder  zu  vergeuden.  Nament- 
lich in  Gegenden  mit  stark  fluktuierender  Bevölkerung,  in  Industrie- 
zentren, ist  sie  volkswirtschaftlich  von  grösster  Bedeutung ;  sie 
begründet  eine  Art  Freizügigkeit  der  Sparbücher,  die  bei  den 
Postsparkassen,  ebenso  bei  Kassen,  die  für  ein  ganzes  Land  ein- 
heitlich eingerichtet  sind,  ohne  weiteres  leicht  durchzuführen  ist 
und  zweifellos  einen  grossen  Vorzug  dieser  Kassen  bildet.  Auch 
bei  den  französischen  caisses  privees  besteht  sie. 

Würde  die  Post  in  der  vorher  erörterten  Weise  den  kommu- 
nalen Sparkassen  in  Deutschland  dienstbar  gemacht  werden 
können,  so  wäre  das  Uebertragungssystem  gleichfalls  bei  uns 
ohne  Schwierigkeiten  allgemein  durchzuführen.  Unter  den  be- 
stehenden   Verhältnissen    erscheint    dieses    aber  nicht  so  einfach. 


i)  Vorgen.  Denkschrift  des  Kgl.   Sachs.  Ministeriums  des  Inneni  .S.  9. 
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da  die  Kassen  in  Deutschland  sehr  verschiedenartig  eingerichtet 
und  Gesetzgebung  und  Statuten  ungleich  sind.  Immerhin  könnte 
es  wenigstens  in  Preussen  auch  jetzt  gesetzlich  zur  Durchführung 
gebracht  werden,  wenn  gleichzeitig  alle  Satzungen  gleiche  Be- 
stimmungen für  den  Beginn  der  Verzinsung  der  Einlagen  anzu- 
nehmen hätten ;  am  zweckmässigsten  müsste  diese  Bestimmung 
dahin  lauten,  dass  die  Verzinsung  vom  Tage  der  Einlage  an  zu 
berechnen  sei. 

In  dieser  Beziehung  ist  vor  einiger  Zeit  der  deutsche 
Sparkassenverband  reformatorisch  vorgegangen.  Nach 
dem  Beschlüsse  seines  Ausschusses  vom  25.  Mai  1907  sollten  in 
nächster  Zeit  folgende  Drucksachen  über  die  einheitliche  Durch- 
führung des  Uebertragbarkeitsverkehrs  an  sämtliche 
Verbandssparkassen  verschickt  werden : 

I.   Plakat  zum  Aufhängen  im  Geschäftsraum  oder  Vorraum. 
Deutscher   Sparkassenverband. 

Uebertragbarkeitsverkehr. 

Beim  Wegzuge  eines  Sparers  besorgt  die  Sparkasse  auf  Wunsch  die  Uebertragung 
des  Guthabens  auf  jede  andere  Verbands-Sparkasse  ohne  Unterbrechung  der  Zinsen 
und  ohne  Kosten  für  den  Sparer.  Das  Sparbuch  ist  hier  oder  bei  der  neuen  Spar- 
kasse gegen  Empfangsbescheinigung  abzugeben. 

Die  Ausgabe   des  neuen  Sparbuchs    erfolgt   gegen  Rückgabe    der  Bescheinigung. 


Sparkasse  zu 


II.  Einheitliche    Bedingungen    für    den    Uebertragbarkeits- 
verkehr. 

1)  Gegen  Einlieferung  des  Sparbuches  erhält  der  Sparer  eine  Bescheinigung.  For- 
mular beiliegend. 

2)  Das  alte  Sparbuch  bleibt  bei  der  alten  Sparkasse  oder  wird  ihr  übersandt. 
Die  alte  .Sparkasse  schickt  das  Geld  mit  Abrechnung  an  die  neue  Sparkasse. 

3)  Die  Verzinsung  wird  in  keinem  Falle  unterbrochen.  Sie  endigt  bei  der  alten 
und  beginnt  bei  der  neuen  Sparkasse  mit  dem  Ende  des  Tages  der  Absendung  des 
Geldes  oder  der  Einzahlung  auf  Reichsbank-Girokonto. 

4)  Die  neue  Sparkasse  trägt  die  Kosten  einschliesslich  der  Ausfertigung  des  neuen 
Sparbuches. 

Die  Handhabung  dieser  Bedingungen  ist  ohne  Statutenänderung  zulässig.  Frei- 
willig darf  die  Sparkasse  über  die  monatliche  oder  halbmonatliche  Zinsenberechnung 
hinaus  unbedeutende  Mehrbeträge  für  diesen  Zweck  leisten ,  die  sich  ohnehin  beim 
Geben  und  Empfangen  ausgleichen.  Die  Kosten  sind  als  Verwaltungskosten  zu  ver- 
rechnen. 
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Festgestellt  gemäss  dem  Beschlüsse  der  Mitgliederversammlung  vom  9.  Dezember 
1905   in  der  Ausschusssitzung  vom   25.   Mai  1907. 


III.   Bescheinigung  für  die  Uebertragung  von  Sparkassen- 
gut  h  a  b  e  n. 

Herr  ..  in  \  hat  das  Sparbuch  Nr.  der  un- 
terzeichneten Sparkasse  zwecks  Uebertragung  der  Einlage  von  M.  auf  die 
-Sparkasse  zu  eingeliefert  und  empfängt  dort  gegen  Rück- 
gabe dieser  Bescheinigung  ein  neues   Sparbuch. 

,   den 

-Sparkasse 


Die  bisher  übliche  Teilung  der  Zinsen  nach  halben  oder  ganzen  Monaten  ist  im 
Interesse  der  gerechteren  und  immer  mehr  Eingang  findenden  Verzinsung  von  Tag 
zu  Tag  aufgegeben,  ebenso  die  Kostengrenze  von  50  Pfg.  als  zu  kleinlich.  Im  In- 
teresse der  sofortigen  allgemeinen  Durchführung  der  wichtigen  Massregel  ist  einstim- 
miges Entgegenkommen  dringend  zu  wünschen. 

Der  Geschäftsführer, 
gez.  L.   G  o  e  1 1  i  n  g. 

Durch  diese  Massnahmen  macht  der  deutsche  Sparkassen- 
verband den  anerkennenswerten  Versuch,  den  Uebertragbarkeits- 
verkehr  wenigstens  bei  den  ihm  angehörigen  üfifentHchen  Spar- 
kassen allgemein  einzuführen  und  zwar  in  einer  wirklich  zweck- 
entsprechenden Art,  indem  die  bisher  übliche  Teilung  von  Zinsen 
nach  halben  oder  ganzen  Monaten  aufgegeben  und  die  Verzinsung 
in  keinem  Falle  unterbrochen  wird.  Sie  endigt  bei  der  alten  und 
beginnt  bei  der  neuen  Sparkasse  mit  dem  Ende  des  Tages  der 
Absendung  des  Geldes  oder  der  Einzahlung  auf  Reichsbankgiro- 
konto. Dort  wo  die  Sparkasse  noch  statutmässig  die  monatliche 
oder  halbmonatliche  Zinsenberechnung  hat ,  hat  sie  meist  die 
nicht  beim  Geben  und  Empfangen  ausgeglichenen  Kosten  als  Ver- 
waltungskosten zu  leisten. 

Die  früheren  auf  die  Einrichtung  des  Uebertragbarkeitsver- 
kehrs  in  Deutschland  gerichteten  Bestrebungen  hatten  bisher  nur 
zu  einem  ungenügenden  Ergebnis  geführt.  Angeregt  wurden  sie 
zuerst  1882  vom  sächsischen  Gemeindetage  und  weiterbehandelt 
im  Herbst  desselben  Jahres  auf  dem  ersten  Sparkassentage  in 
Darmstadt.     Dann    hatte    der    deutsche   Sparkassenverband    sich 
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weiter  mit  der  Frage  beschäftigt,  aber  schliesslich  bis  1904  nur 
erreicht,  dass  ihm  43  Kreissparkassen,  83  städtische  Sparkassen 
und  eine  Gemeindesparkasse  angeschlossen  waren.  Allgemein 
besteht  er  in  Deutschland  nur  in  Elsass-Lothringen  und  in  Würt- 
temberg. 

Während  seine  Einrichtung  in  den  Reichslanden  auf  gesetz- 
licher Grundlage  beruht,  wurde  er  in  Württemberg  auf  Anregung 
des  Württembergischen  Sparkassenverbandes  im  Wege  der  Ver- 
einbarung eingeführt.  Hier  enthält  dessen  Statut  vom  29.  Juni 
1885  die  Bestimmung,  dass  es  Zweck  des  Verbandes  insbeson- 
dere sei,  die  Uebertragbarkeit  von  Spareinlagen  von  einer  Spar- 
kasse auf  andere  bei  allen  Verbandssparkassen  einzuführen. 
Demzufolge  nahmen  die  württembergischen  öffentlichen  Spar- 
kassen den  üeberweisungsverkehr  nach  einheitlichen  Bestimmungen 
in  ihren  Satzungen  auf.  Von  Aufsichtsvvegen  wurde  die  nützliche 
Neuerung  nicht  nur  gutgeheissen,  sondern  auch  da,  wo  weniger 
Verständnis  dafür  vorhanden  war,  zur  Einführung  empfohlen. 
Dem  Üeberweisungsverkehr  gehören  nun  seit  Jahren  sämtliche 
württembergische  öffentliche  Sparkassen,  wie  auch  die  Landes- 
sparkasse —  die  Württembergische  Sparkasse  mit  ihrem  über 
das  ganze  Land  verbreiteten  Netz  von  Agenturen  (ca.  600)  — 
an.  Das  Jahr  1906  ergab  bei  der  Städtischen  Sparkasse  Stutt- 
gart 187  Ueberweisungen  an  auswärtige  Sparkassen  und  197 
Uebertragungen  von  solchen ,  einen  Geldbetrag  von  nahezu 
^4  Million  Mark  umfassend.  Die  Statistik  ergibt,  dass  nicht  nur 
grössere  Geldbeträge  zur  Uebertragung  kommen,  sondern  dass 
es  sich  viel  um  kleine  Summen  handelt,  die  im  anderen  Falle 
wohl  zur  Erhebung  und  unproduktiven  Verwendung  gelangt  wären. 

Ob  der  jetzige  Versuch  des  deutschen  Sparkassenverbandes, 
den  Uebertragungsverkehr  wenigstens  bei  den  ihm  angehörigen 
Kassen  zu  verallgemeinern,  von  Erfolg  begleitet  sein  wird,  er- 
scheint mir  recht  fraglich ;  bisher  haben  sich  viele  Kassen  wohl 
meist  aus  Scheu  vor  der  entstehenden  Mehrarbeit  von  der  Ein- 
führung des  Systems  abhalten  lassen.  Jedenfalls  dürfte  für  die 
Aufsichtsbehörden  ein  Anlass  vorliegen,  bei  den  ihrer  Aufsicht 
unterstehenden  Sparkassen  nach  Möglichkeit  dahin  zu  wirken, 
dass  letztere  der  Aufforderung  des  Ausschusses  des  Verbandes 
nachkommen.  Wirklichen  Erfolg  verspricht  aber  m.  E.  nur  die 
gesetzliche  Einführung,  sie  gehört  für  Preussen  in  ein  neues 
Sparkassengesetz,  das  ich  aus  mannigfachen  Gründen  dort  immer 
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noch  befürworte.  Bei  den  Postsparkassen  hat  der  Uebertragbar- 
keitsverkehr  unzweifelhaft  den  grossen  Aufschwung  zum  grossen 
Teil  mit  verursacht.  Will  man  in  Deutschland  auf  die  Dauer 
mit  Erfolg  den  Bestrebungen  der  Einführung  der  Postsparkasse 
entgegentreten,  so  wird  man  sich  wohl  dazu  entschliessen  müssen, 
den  Uebertragbarkeitsverkehr  gesetzlich  bei  den  kommunalen 
Sparkassen  einzurichten.  Der  Uebertragbarkeitsverkehr  ist  un- 
leugbar von  der  grössten  Bedeutung  für  unser  Sparwesen; 
denn  das  Sparkassenbuch  gewinnt  durch  seine  » Freizügigkeit < 
für  den  armen  Mann  die  gleiche  Bedeutung,  wie  der  Scheck  für 
den  Wohlhabenderen.  Die  Uebertragbarkeit  des  Sparbuches  darf 
ihm  daher  nicht  vorenthalten  werden,  sie  steht  im  engsten  Zu- 
sammenhange mit  dem  entwickelten  Verkehrswesen,  dem  Eisen- 
bahn- und  Telephonverkehr  der  Gegenwart;  die  Notwendigkeit 
seiner  allgemeinen  Durchführung  wird  bei  der  immer  grösser 
werdenden  Beweglichkeit  unserer  arbeitenden  Bevölkerung  eine 
steigend  zwingendere. 

Die  Bedeutung  des  Uebertragbarkeitsverkehrs  ergibt  sich 
auch  daraus,  dass  kürzlich  selbst  zwischen  ausländischen 
Sparkassen  der  Uebertragbarkeitsverkehr  eingerichtet  worden 
ist.  Denn  nach  einem  zwischen  der  französischen  und 
italienischen  Staatsverwaltung  abgeschlossenen, 
von  den  beiderseitigen  Parlamenten  genehmigten  und  am  ii.  De- 
zember 1906  ratifizierten  Uebereinkommen  sind  jene  Privatspar- 
kassen in  Frankreich  und  Italien,  welche  ihren  Sitz  in  Industrie- 
zentren oder  Grenzstädten  haben,  auf  ihr  Ansuchen  ermächtigt 
worden,  den  Uebertragbarkeitsverkehr  gegenseitig  aufzunehmen. 
Da  in  der  kostenlosen  Durchführung  eine  der  wesentlichsten 
Voraussetzungen  für  die  regelmässige  Inanspruchnahme  der  Ueber- 
tragung  seitens  der  Einleger  erblickt  werden  muss,  sind  die  Post- 
verwaltungen beider  Staaten  gehalten,  die  zur  Versendung  der 
jeweiligen  Beträge  ausgestellten  Postanweisungen  als  amtliche 
Postmandate  kostenlos  zu  befördern;  bezüglich  der  letzteren  ent- 
fällt sonach  auch  die  im  Artikel  3  der  internationalen  Postkon- 
vention vom  15.  Juni  1897  festgesetzte  Abrechnung  der  Post- 
verwaltungen beider  Staaten. 

Besonders  überzeugend  wird  aber  die  Notwendigkeit  des 
Uebertragungssystems  nachgewiesen  durch  die  tatsächliche  starke 
Zunahme,  welche  dieser  Verkehr  trotz  der  bestehenden  Schwierig- 
keiten erfahren  hat. 
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Nach   der  sächsischen  Statistik ')  betrugen 

die     LI  e  1)  e  r  t  r  a  g  u  n  f;  e  n 
von  sächsischen   Sparkassen  auf 
andere  (sächsische  u.  nichtsächsische)  ^^^  sächsische  Sparkassen 

""   -^''^'''  2^'^^  B^"äg«  in   Mark  Zahl  Heträge  in   Mark 

^^^^  288  I-,7  000  CA  t> 

iRnü  .(.r.  H  510  822000 

^9^  ^^°  26S000  2170  S^iqooo 

^°3 "^9  7:^7000  ,,l,  85?ooo 

i)   Vorgen.   Denkschrift  S.   10. 
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Verteilung  der  Sitze  bei  der  Proportionalvertretung. 

Von 
Prof.  Ed.  H  a  g  e  n  b  a  c  h  -  B  i  s  c  h  o  f  f  in  Basel. 

Das  Wahlverfahren  geht  bei  der  Proportionalvertretung  von  dem 
Grundsatze  aus,  dass  alle  Wähler  das  gleiche  Recht  auf  Vertretung 
haben,  gleichgültig,  welcher  Partei  sie  angehören ;  der  richtige  Name 
dafür  wäre  System  der  Gleichberechtigung.  Der  Name  Proportional- 
vertretung oder  Verhältniswahl,  der  für  diese  Wahlart  gewöhnlich  ge- 
braucht wird,  ist  in  sofern  nicht  ganz  passend,  als  eine  genaue  Pro- 
portionalität mathematisch  nicht  möglich  ist,  wenn  die  zu  verteilende 
Grösse  aus  unteilbaren  Einheiten  besteht. 

Es  ist  nun  leicht  zu  zeigen,  dass  nur  die  Vorschriften,  welche 
genau  das  gleiche  Resultat  geben  wie  das  von  dem  Belgier  D-Hondt 
vorgeschriebene  Verfahren,  der  Bedingung  der  Gleichberechtigung  ent- 
sprechen. 

Herr  Dr.  Tcckknburg  sucht  in  seinem  Aufsatze:  »Das  D'Hondtsche 
Proportionalwahlverfahren  in  seiner  praktischen  Bedeutung«  ^)  zu  zeigen, 
dass  bei  der  Wahl  von  30  Beisitzern  für  das  Hamburger  Gewerbegericht 
das  D'Hondtsch.Q  Verfahren  zu  einem  mathematisch  unrichtigen  Resultat 
geführt  hat,  während  die  Verteilung  mit  der  reinen  Wahlzahl  und  die 
Zuteilung  der  leer  bleibenden  Sitze  an  die  Listen  mit  den  grössten 
Resten  ein  richtiges  Resultat  gebe. 

Das  angeführte  Beispiel  von  Hamburg  lautet : 


Verteilung 

Verteilung 

Liste 

Listenstimmen 

nach 

nach 

Tecklenburg 

D'Hondt 

I 

23548 

I  0 

10 

II 

2797 

I 

I 

IJI 

411 

0 

0 

IV 

8975 

4 

3 

V 

56718 

15 

16 

VI 

369 

0 

0 

i)  Diese  Zeitschrift  64.  Jahrg.  Heft  i.  1908.  S.  151. 
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Nach  der  von  Dr.  Teckknburg  befürworteten  Verteilung  wird  der 
30.  Sitz  der  Liste  IV,  nach  dem  System  D'IIondt?,  der  Liste  V  zugeteilt. 

Es  ist  nun  aber  leicht  durch  folgende  Betrachtung  zu  beweisen, 
dass  nur  die  Verteilung  nach  D'Hondt  dem  Grundsatz  der  Gleich- 
berechtigung der  Wähler  entspricht. 

Nach   Teckknburg  erhält  die  Partei  IV 

mit  8975        Stimmen  4  Vertreter 
also  für  2243^/4  Stimmen   i   A^ertreter. 

Die  Angehörigen  der  Partei  V  können  nun  nach  dem  Grundsatz 
der  Gleichberechtigung  ebenfalls  für  je  2243^/4  Stimmen  einen  Ver- 
treter beanspruchen,  also  für  36718  Stimmen:  16;  Herr  Teckknburg 
gibt  ihnen  aber  nur  15,  was  offenbar  dem  Grundsatz  der  Gleichberech- 
tigung widerspricht. 

Nach  U Ilondt  erhält  die  Partei  V 

mit  36718        Stimmen   16  Vertreter 
also  für     2294^8  Stimmen     i   Vertreter. 

Die  Angehörigen  der  Partei  IV  können  also  nach  dem  Grundsatze 
der  Gleichberechtigung  ebenfalls  für  je  2294^8  Stimmen  einen  Ver- 
treter beanspruchen,  also  für  8975  Stimmen:  drei  Vertreter;  diesem 
gerechten  Verlangen  wird  durch  die  Verteilung  nach  D''Hondt  ent- 
sprochen. 

Was  hier  für  das  Hamburger  Beispiel  gezeigt  wird,  gilt  ganz  all- 
gemein für  den  Vergleich  der  Verteilung  nach  Teckknburg  und  nach 
UHondl. 

Es  ist  noch  ein  anderer  Punkt,  wo  Herr  Teckknburg  sich  im  Irr- 
tum befindet.  Er  bezieht  sich  in  seinem  Artikel  auf  die  Wahlen  in 
Genf  und  sagt : 

»In  Genf  wo,  wie  in  Neuchätel  das  Verfahren  des  grössten  Restes 
ohne  Quorum  gilt  u.  s.  w.'< 

Das  ist  nicht  richtig.  In  Neuchätel  werden  die  frei  gebliebenen 
Sitze  nicht  den  Listen  mit  den  grössten  Resten  sondern  den  Listen 
mit  den  grössten  S  t  i  m  m  e  n  z  a  h  1  e  n  zugeteilt,  wodurch  nicht  die 
kleinen  sondern  die  grossen  Listen  über  Gebühr  bevorzugt  werden. 
Auch  in  Genf  galt  das  Verfahren  der  grössten  Reste  nur  bis  zum  fahr 
1906,  weshalb  ich  auch  im  Jahre  1905  berechtigt  war,  in  meiner  Schrift*) 
die  Zuteilung  der  verfügbaren  Sitze  an  die  Listen  mit  den  grössten 
Resten  als  das  Genfer  Verfahren  zu  bezeichnen.  Da  jedoch  dieses 
System  die  kleinen  Parteien  über  Gebühr  begünstigt,  und  da  bei  den 
Wahlen  im  Jahre  1898  die  verhältnismässig  kleine  Partei  der  Freidenker 
(des  libertins)  eine  Vertretung  erhielt,  machte  sich  eine  Opposition 
geltend,   die    zur  Folge   hatte,    dass    der  Grosse  Rat    am  3.  März  1906 

1)  Hagenbacit-ßischoff,    Die  Verteilungsiechnung    beim    Basler  Gesetz    nach  dem 
Grundsatz  der  Verhältniswahl.    Basel.    Buchdruckerei   zum    Basler  Berichthaus ,    1905. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1908.  2.  23 
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eine  Revision  des  Wahlgesetzes  vornahm  und  an  Stelle  des  Paragraphen, 
der  die  noch  zu  vergebenden  Sitze  den  Listen  mit  den  grössten  Resten 
zuteilte,  einen  Paragraphen  setzte,  der  die  wörtliche  Uebersetzung  des 
Basler  Gesetzes  ist  und  eine  Verteilung  vorschreibt,  die  genau  das 
bleiche  Resultat,  wie  das  D'Hondischt  Verfahren  gibt.  Die  Wahlen 
des  grossen  Rates  in  Genf  am  2.  und  3.  November  1907  haben  nach 
diesem  revidierten  Gesetze  stattgefunden. 


Konsumvereine  und   Detailhandel  im  Königreich  Sachsen. 

Von 
Dr.  Arno  P  f  ü  t  z  e  -  G  r  o  1 1  e  w  i  t  z  in  Dresden. 

Bei  der  grossen  sozialen  Bedeutung,  welche  die  Konsumgenossen- 
schaften im  Deutschen  Reiche  schon  gegenwärtig  haben  und  künftig 
sicherlich  in  noch  stärkerem  Masse  gewinnen  werden,  wird  eine  spe- 
zielle Darstellung  des  Konsumvereinswesens  im  Königreich  Sachsen 
aus  dem  Grunde  gerechtfertigt  sein,  weil  hier  die  Konsumvereine  einen 
sehr  hohen  Grad  der  Ausbildung  erlangt  haben.  Entfällt  doch  allein 
auf  die  Konsumvereine  im  Königreich  Sachsen  mehr  als  der  4.  Teil 
des  ganzen  Mitgliederbestandes  der  im  Deutschen  Reiche  bestehenden 
Konsumgenossenschaften.  In  Abhandlungen  über  die  Konsumvereine 
wird  denn  auch  meist  auf  die  starke  Entwicklung  dieser  Genossen- 
schaften in  Sachsen  besonders  hingewiesen.  A-'on  Interesse  erscheint 
namentlich,  in  Sachsen  den  Einfluss  der  Konsumvereine  auf  den  »ge- 
werblichen Mittelstand<:,  vor  allem  auf  den  Detailhandel  kennen  zu 
lernen;  denn  die  Gefahren,  welche  der  Ausbreitung  der  Konsum- 
genossenschaften von  mancher  Seite  überhaupt  zugeschrieben  werden, 
müssten  sich  naturgemäss  in  Sachsen  in  besonders  holiem  Grade 
äussern. 

Die  starke  Ausbreitung  der  Konsumvereine  erklärt  sich  im  König- 
reich Sachsen  vor  allem  aus  der  gewaltigen  Entwicklung  der  Industrie. 
Mit  dem  Aufschwünge  der  Industrie  ist  auch  das  Aufkommen  einer 
zahlreichen  Lohnarbeiterschaft  verbunden,  welche  nicht  wie  die  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  oder  viele  Gattungen  von  Handwerksgehilfen 
Kost  und  Verpflegung  von  dem  Arbeitgeber  erhalten,  sondern  ihre 
Lebensmittel  selbst  einkaufen  müssen  und  infolge  ihrer  wirtschaftlichen 
Lage  gezwungen  sind,  sich  dieselben  möglichst  billig  zu  verschaffen. 
Die  Konsumvereinsbewegung  beginnt  in  Sachsen  erst  in  den  sechziger 
Jahren  des  19.  Jahrhunderts  einen  grösseren  Umfang  anzunehmen.  In 
jener  Zeit  wurden  Konsumvereine  namentlich  vielfach  von  den  in  ein- 
zelnen Fabriken  beschäftigten  Arbeitern  begründet,  welche  häufig  auch 
andere    sfemeinsame  Einrichtungen    wirtschaftlicher   oder  sonstiger  .Art 
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ins  Leben  riefen.  Die  Entstehung  solcher  Fabrikkonsumvereine  wurde 
namenthch  dann  begünstigt,  wenn  neue  Industriewerke  in  abgelegenen 
Gegenden,  etwa  an  Flussläufen,  errichtet  wurden,  wo  überhaupt  noch 
kein  Detailhandel  vorhanden  war.  In  diesen  Fällen  haben  häufig  die 
Unternehmer  selbst  die  Errichtung  von  Konsumvereinen  veranlasst  oder 
doch  unterstützt,  insbesondere  indem  sie  ihrer  Arbeiterschaft  Verkaufs- 
räume zur  Verfügung  stellten^). 

Mit  Beginn  des  letzten  Drittels  des  19.  Jahrhunderts  haben  sich  in 
Sachsen  die  Konsumvereine  schnell  verbreitet.  Im  Jahre  1866  waren 
der  Anwaltschaft  des  Allgemeinen  Verbandes  der  auf  Selbsthilfe  be- 
ruhenden Erwerbs-  und  Wirtschaftsi^enossenschaften  (»Allgemeiner  Ver- 
band«) nur  13  sächsische  Konsumvereine  bekannt^).  Ihre  Zahl  ist 
aber  von  da  ab  schnell  gewachsen,  so  dass  es  nach  den  Kenntnissen 
der  Anwaltschaft  des  genannten  Verbandes  im  Jahre  1867  bereits  39, 
im  Jahre  1871  über  100  und  im  Jahre  1885  etwa  125  derartige  Ge- 
nossenschaften in  Sachsen  gab.  Viele  der  zu  jener  Zeit  errichteten 
Konsumvereine  haben  sich  wieder  aufgelöst  und  an  ihrer  Stelle  sind 
neue  entstanden.  Das  geht  daraus  hervor,  dass  nach  der  amtlichen 
Genossenschaftsstatistik  im  Jahre  1902  von  den  163  eingetragenen  Kon- 
sumgenossenschaften nur  26  vor  187 1  und  47  vor  1886  begründet 
waren,  während  54  in  der  Zeit  von  1S86  bis  1S95  und  62  nach  1896 
errichtet  worden  sind''). 

Am  Anfange  des  Jahres  1907  gab  es  in  Sachsen  200  in  das  Ge- 
nossenschaftsregister eingetragene  Konsumvereine  mit  über  235  000  Mit- 
gliedern, im  ganzen  Deutschen  Reiche  dagegen  2006  derartige  Genossen- 
schaften mit  rund  einer  Million  Mitglieder.  In  Sachsen  ist  demnach 
der  Mitgliederbestand  eines  Konsumvereins  durchschnittlich  viel  stärker 
als  im  Deutschen  Reiche,  wo  eine  Genossenschaft  im  Mittel  517,  dort 
dagegen  11 77  Mitglieder  zählte.  Dabei  entfiel  am  Beginn  des  Jahres 
1906  (oder  Ende  1905)  im  Deutschen  Reiche  ein  Konsumvereinsmit- 
glied auf  58,  in  Sachsen  dagegen  auf  19  Einwohner. 

Sehr  stark  entwickelt  sind  die  Konsumvereine  in  den  sächsischen 
Grossstädten.  Den  Konsumvereinen  in  den  Städten  Dresden  und  Leip- 
zig, welche  etwa  23  Proz.  der  gesamten  Bevölkerung  Sachsens  um- 
fassten,   gehörten  im  Jahre   1906    beinahe    32  Proz.  des   gesamten  Mit- 

1)  Mitteilungen  über  die  Verhandlungen  des  ordentlichen  Landtages  im  König- 
reich Sachsen  während  der  Jahre  1907  bis  1908.  Zweite  Kammer.  I.  Band  S.  613 
(Rede  des  Abgeordneten  Bhyer,  der  selbst  einen  solchen  Konsumverein  begründet  hat). 

2)  Vgl.  die  Jahresberichte   dieses  Verbandes. 

3)  Genossenschaftskataster  für  das  Deutsche  Reich,  herausgegeben  von  der 
Preussischen  Zentral-Genossenschafts-Kasse.  Berlin  1904,  S.  597  f.  Die  übrigen 
Zahlenangaben  über  die  Genossenschaften  sind,  soweit  nicht  andere  Quellen  genannt 
sind,  dem  von  der  gleichen  Stelle  herausgegebenen  »Jahr-  und  Adressbuch  der 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  im  Deutschen  Reiche«   entnommen. 

23* 
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gliederbestandes  der  sächsischen  Konsumgenossenschaften  an  und  auf 
die  vier  Grossstädte  Dresden,  Leipzig,  Chemnitz  und  Plauen,  in  denen 
30  Proz.  der  sächsischen  Bevölkerung  wohnten,  entfielen  44  Proz.  der 
Gesamtzahl  der  Konsumvereinsmitglieder  Sachsens.  Es  ist  demnach 
nicht  richtig,  wenn  von  Vertretern  Berliner  Arbeiterverbände  bei  Ver- 
handlungen über  das  Konsumvereinswesen  behauptet  worden  ist,  die 
Konsumgenossenschaften  gediehen  nicht  in  den  Grossstädten,  ins- 
besondere nicht  in  Berlin,  wo  dieselben  tatsächlich  auch  keine  Fort- 
schritte machen,  ihr  eigentlicher  Boden  seien  nur  die  sächsischen  In- 
dustriedörfer oder  andere  kleinere  Fabrikorte  ^). 

Die  meisten  Konsumgenossenschaften  Sachsens  sind  dem  »Verbände 
sächsischer  Konsumvereine«  angeschlossen,  der  im  Jahre  1867  auf  An- 
regung des  Leipziger  Konsumvereins  gegründet  wurde  2).  Dem  »Ver- 
bände der  Konsumvereine  der  Lausitz  und  der  angrenzenden  Provinzen 
und  Landesteile«,  welcher  seinen  Sitz  in  Görlitz  hat  und  welcher  ein 
Unterverband  des  Allgemeinen  Verbandes  ist,  gehören  dagegen  nur 
noch  einige  wenige  Konsumvereine  der  sächsischen  Lausitz  an^). 

Der  Verband  sächsischer  Konsumvereine  trat  1872  dem  Allge- 
meinen Verbände  bei.  Doch  entstand  schon  bald  darnach  unter  den 
sächsischen  Konsumvereinen  eine  Bewegung,  welche  auf  Loslösung 
vom  Allgemeinen  Verband  hinzielte.  Anfang  der  90  er  Jahre  wurde 
auch  von  einigen  sächsischen  Konsumvereinen  ein  besonderer  Verband 
»Vorwärts«  ins  Leben  gerufen,  dessen  Errichtung  die  Begründer  in 
einem  Schreiben  an  interessierte  Genossenschaften  damit  rechtfertigten, 
dass  der  Allgemeine  Verband  der  modernen  Genossenschaftsbewegung 
nicht  entspräche  und  überdies  in  ihm  eine  »veraltete  politische  Strö- 
mung« vorherrschend  sei  sowie  dass  namentlich  derselbe  in  Rücksicht 
auf  die  ihm  angeschlossenen  Kreditgenossenschaften,  deren  Mitglieder 
zu  einem  grossen  Teile  Händler  oder  Handwerker  waren  und  auch 
gegenwärtig  noch  sind,  die  vor  allem  von  den  sächsischen  Konsum- 
vereinen erstrebte  Organisierung  des  Grosseinkaufs  der  Waren  vernach- 
lässige*). In  Sachsen  bestanden  demnach  zu  jener  Zeit  zwei  Konsum- 
vereinsverbände nebeneinander.  Der  Verband  »Vorwärts«,  der  offenbar 
nicht  frei  von  politischen  Tendenzen  war,  ging  aber  später  wieder  ein, 
nachdem  der  Verband  sächsischer  Konsumvereine  aus  dem  Allgemeinen 
Verbände  —  infolge  Ausschlusses  sämtlicher  ihm  angehörenden  Ge- 
nossenschaften   —    im  Jahre   1902    ausgeschieden    war    und    mit    sechs 


i)   Bericht     von     Gertrtid  David     in     den     Sozialistischen     Monatsheften,     1906, 
II.  Band  S.  903. 

2)  Jahresbericht     des     »Allgemeinen    Verbandes«-,     Jahrgang     1867     ^'     '^     und 
Jahrgang  1907   S.   288. 

3)  Im  Jahre  1906  vier  Genossenschaften  mit  3  bis  4000  Mitgliedern. 

4)  Blätter  für  Genossenschaftswesen,   1902   S.   5   f. 
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anderen  Konsiimvereinsverbänden  sowie  der  Grosseinkaufsgesellschaft 
deutscher  Konsumvereine  die  Errichtung  des  »Zentralverbandes  deut- 
scher Konsumvereine«  in  die  Wege  geleitet  hatte. 

Dem  Verband  sächsischer  Konsum  vereine  gehörten  Ende  1906 
158  Genossenschaften,  darunter  152  Konsumvereine  mit  228000  Mit- 
gliedern an  \).  Von  den  Mitgliedern  dieser  Verbandskonsumvereine 
waren  71  Proz.  gewerbliche  und  6  Proz.  landwirtschaftliche  Arbeiter 
oder  Angestellte,  7,4  Proz.  selbständige  Gewerbetreibende,  1,4  Proz. 
selbständige  Landwirte,  1,7  Proz.  Staats-  und  Gemeindebeamte  und 
der  übrige  Teil  Privatleute,  Altersrentner,  Witwen  sowie  andere  Per- 
sonen ohne  bestimmten  Beruf.  Die  sächsischen  Konsumvereine  tragen 
demnach  vorwiegend  den  Charakter  von  Arbeitergenossenschaften. 

Die  Zahl  der  weiblichen  Mitglieder  hat  bei  den  Konsumvereinen 
in  Sachsen  auffallend  stark  zugenommen.  Im  Jahre  1903  waren  nur 
der  15.,  im  Jahre  1906  dagegen  schon  der  5.  Teil  der  Gesamtzahl 
der  Mitglieder  Frauen,  während  die  übrigen  Konsumgenossenschaften, 
welche  dem  Zentralverband  deutscher  Konsumvereine  angeschlossen 
waren,  nur  8V2  bis  9  Proz.  Frauen  unter  den  Mitgliedern  hatten-). 
Die  wachsende  Beteiligung  der  Frauen  an  den  Konsumvereinen  erklärt 
sich  bis  zu  einem  gewissen  Grade  aus  der  starken  Zunahme  der  allein- 
stehenden unverheirateten  Arbeiterinnen  überhaupt  sowie  auch  aus  der 
mit  der  Zunahme  der  Arbeiterschaft  verbundenen  Vermehrung  der 
Arbeiterwitwen.  Doch  erwerben  auch  verheiratete  Frauen  in  immer 
stärkerem  Masse  die  Mitgliedschaft,  und  es  scheinen  überhaupt  die 
Arbeiterkonsumvereine  in  entwickelterem  Stadium  sich  immer  mehr  zu 
Frauengenossenschaften  umbilden  zu  wollen.  Das  ist  erklärlich,  denn  die 
Konsumvereine,  welche  im  Deutschen  Reiche  nur  an  Mitglieder  Waren 
verkaufen  dürfen,  haben  den  Zweck,  Bedarfsgegenstände  für  den  Haus- 
halt zu  beschaffen,  welcher  eben  von  den  Frauen  geführt  wird  und  für 
welchen  diese  auch  die  Waren  einzukaufen  pflegen.  Es  braucht  daher 
auch  nicht  angenommen  zu  werden,  dass  verheiratete  Frauen  den  Kon- 
sumvereinen etwa  auch  deshalb  an  Stelle  ihrer  Männer  beitreten,  damit 
diese  sich  als  Konsumvereinsmitglieder  nicht  irgendwelchen  »Verfol- 
gungen«^) oder  sonstigen  Unannehmlichkeiten  aussetzen. 

Die  Warenumsätze  der  sächsischen  Konsumvereine  sind  verhältnis- 
mässig sehr  hoch;  sie  beliefen  sich  im  Jahre  1906  allein  bei  den  dem 
Verbände  sächsischer  Konsumvereine  angehörigen  Genossenschaften  auf 
64  Mill.  Mark,  während  sie  für  sämtliche  deutsche  Konsumvereine  auf 
250  Mill.  Mark  veranschlagt  werden.     Der  Reingewinn  betrug  bei  den 

1)  Vgl.  die  Berichte  über  die  Entwickelung  des  Verbandes  sächsischer  Konsum- 
vereine,  erstattet  vom  Verbandsvorstand  Max  Radestock,  Hamburg. 

2)  Jahrbuch  des  Zentralverbandes  deutscher  Konsumvereine.  1907.  I.  Band,  S.  203. 

3)  Vgl.  hierüber:  Rieht,  Das  Konsumvereinswesen  in  Deutschland,  Stuttgart  und 
Berlin   1902  S.   93,   insbes.   S.   95   und  127  f. 
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sächsischen  Veibandskonsumveieinen  7  Mill.  Mark  oder  etwa  11  Proz. 
vom  Umsatz. 

Die  meisten  sächsischen  Konsumvereine  verkaufen  ausser  Kolonial- 
waren auch  Schnittwaren  und  Bekleidungsgegenstände,  insbesondere 
Schuh-  und  Konfektionswaren.  Ausserdem  führen  einige  noch  Back- 
und  Fleischwaren,  Töpfereigegenstände,  Brennmaterialien ,  Galanterie- 
waren und  auch  andere  Bedarfsartikel.  Einen  grossen  Teil  der  Waren 
beziehen  die  sächsischen  Konsumvereine  von  der  Grosseinkaufs- Gesell- 
schaft in  Hamburg,  an  deren  Errichtung  sie  in  hervorragendem  Masse 
beteiligt  sind.  Für  die  Zwecke  des  Grossbezugs  der  Waren  bestehen 
in  Sachsen  sieben  »Einkaufsvereinigungen«,  denen  im  Jahre  igo6  141 
Genossenschaften  mit  223000  Mitgliedern  angehörten  und  welche  für 
13^/2  Mill.  Mark  Waren  von  der  Grosseinkaufs-Gesellschaft  —  das  ist 
etwa  ein  Viertel  ihres  Gesamtumsatzes  —  im  Wege  der  Sammelbestel- 
lungen bezogen^). 

Die  Herstellung  von  Produkten  in  eigenen  Werkstätten  wird  nur 
von  wenigen  Konsumvereinen  in  Sachsen  vorgenommen.  Im  Jahre  1906 
betrieben  nach  den  Kenntnissen  des  Vorstandes  des  Verbandes  säch- 
sischer Konsumvereine  nur  33  Konsumgenossenschaften  die  Produktion 
von  Waren;  es  bestanden  21  Bäckereien,  9  Fleischereien,  darunter 
einige  Kleinviehschlächtereien,  2  Limonadefabriken,  3  Schneiderwerk- 
stätten, I  Mühle,  I  Zigarrenfabrik,  i  Bürsten-  und  Besenbinderei  und 
I  Käserei.  Die  genossenschaftlichen  Fleischereien  und  Tabakfabriken, 
deren  es  früher  drei  gab,  haben  sich  bisher  nicht  besonders  bewährt 
und  erzielen  nur  geringe  oder  gar  keine  Ueberschüsse. 

Die  sächsischen  Verbandskonsumvereine  beschäftigten  im  Jahre  1906 
3260  Personen.  Die  Arbeitsbedingungen  sind  bei  den  Konsumgenossen- 
schaften verhältnismässig  günstig-).  Bei  Beurteilung  der  Streitigkeiten 
zwischen  Konsumvereinen  und  ihrem  Hilfspersonal  muss  immer  berück- 
sichtigt werden,  dass  dieses  naturgemäss  geneigt  ist,  bei  den  Arbeiter- 
genossenschaften Forderungen  durchsetzen  zu  wollen,  welche  andere 
Unternehmer  nicht  zu  erfüllen  vermögen.  Die  Bezahlung  der  Geschäfts- 
leiter der  Konsumvereine  ist  andererseits  durchaus  nicht  so  glänzend, 
wie  es  von  Gegnern  dieser  Genossenschaften  mitunter  hingestellt  wird. 
Wenn  z.  B.  ein  im  Hauptberuf  beschäftigtes  Vorstandsmitglied  der 
grössten  sächsischen  Konsumgenossenschaft,  des  Konsumvereins  für 
Leipzig-Plagewitz,  welcher  über  38  000  Mitglieder  hat,  einen  Umsatz 
von    14^/3  Mill.  Mark    und    einen  Reingewinn    von   1^/3  'SViW.  Mark  er- 

1)  Jahrbuch  des  Zentralverbandes  deutscher  Konsumvereine,  Hamburg  1907, 
T.   Teil,  S.   238. 

2)  »Die  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  der  genossenschaftlichen  Angestellten 
und  Arbeiter  <,  lierausgegeben  vom  Zentralverband  deutscher  Konsumvereine  (II. 
Kaufmann),   Hamburg  1906  S.   176. 
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zielt,  welcher  feiner  rund  1000  Hilfskräfte  beschäftigt,  eine  Mühle, 
zwei  Bäckereien,  eine  Grossschlächterei  und  eine  Kaffeerösterei  betreibt, 
—  wenn  ein  solcher  Geschäftsleiter  3600  Mark  Gehalt  neben  400  Mark 
Tantieme  erhält,  so  ist  das  im  Vergleich  mit  den  Bezügen  der  Betriebs- 
leiter entsprechender  nichtgenossenschaftlicher  Unternehmungen  sogar 
sehr  wenig. 

Von  den  sächsischen  Verbandskonsumvereinen  hat  etwa  ein  Drittel 
Grundbesitz.  An  Staats-  und  Gemeindesteuern  aller  Art  zahlten  diese 
Genossenschaften  im  Jahre  igo6  die  beträchtliche  Summe  von  nahezu 
700000  Mark.  Wird  berücksichtigt,  dass  der  Reingewinn  der  Konsum- 
vereine ausserdem  bei  den  einzelnen  Mitgliedern  der  Besteuerung 
unterliegt  und  dass  auch  die  Konsumvereinsangestellten  Steuern  zu 
zahlen  haben  sowie  ferner  dass  die  aus  dem  Detailhandel  durch  die 
Konsumvereine  etwa  »ausgeschalteten  <  Personen,  welche  auch  in  irgend 
einem  Berufe  erwerbstätig  sind,  Steuern  entrichten,  so  wird  die  Aus- 
breitung der  Konsumvereine  selbst  vom  rein  fiskalischen  Standpunkte 
aus  nicht  ungünstig  beurteilt  werden  können,  sodass  auch  aus  diesem 
Grunde  die  Belastung  dieser  Genossenschaften  mit  Sondersteuern  nicht 
gerechtfertigt  erscheint. 

Einer  staatlichen  Sondersteuer  sind  in  Sachsen  die  Konsum- 
vereine nicht  unterworfen.  Sie  werden  zur  Staatseinkommensteuer 
herangezogen,  sodass  ein  Teil  des  Einkommens  der  Konsumvereins- 
mitglieder einer  doppelten  Besteuerung  unterliegt;  doch  betrifft  das  in 
gleicher  Weise  alle  mit  den  Rechten  der  juristischen  Person  und  des 
Vermögenserwerbs  ausgestatteten  Vereine. 

Seit  etwa  fünfzehn  Jahren  ist  aber  in  Sachsen  eine  starke  Bewegung 
entstanden,  welche  die  landesgesetzliche  Einführung  einer  Umsatzsteuer 
auf  Konsumvereine  und  Grossbetriebe  im  Detailhandel  zu  erwirken 
sucht.  Von  der  zweiten  Kammer  des  sächsischen  Landtages  sind  be- 
reits 1896  und  von  beiden  Kammern  1900  Anträge,  welche  die  Ein- 
führung einer  solchen  Steuer  bezwecken,  angenommen  worden.  Doch 
hat  die  Regierung  in  der  bekannten  »Denkschrift,  betreffend  die  Be- 
steuerung der  Grossbetriebe  im  Kleinhandel •<  ^),  die  dem  Landtag  am 
Beginn  des  Jahres  1902  zugegangen  ist,  sich  gegen  eine  staatliche  Be- 
steuerung erklärt  und  diese  ihre  Stellung  auch  aufrecht  gehalten  gegen- 
über späteren,  auf  Einführung  einer  Umsatzsteuer  gerichteten  Anträgen, 
wie  sie  in  der  zweiten  Kammer  im  Jahre  1902  gegen  9  und  im  Jahre 
1906  gegen  30  Stimmen  zur  Annahme  gelangten.  Die  Zahl  der  An- 
hänger der  Steuer,  zu  denen  übrigens  auch  Mitglieder  der  konserva- 
tiven Fraktion  gehören,  ist  demnach  im  sächsischen  Landtag  bedeutend 


l)  Landtagsakten  von  den  Jahren  1901/02.  Königliche  Dekrete.  III.  Band, 
S.  841  f.  —  Vgl.  auch:  Fleissiier,  Zur  Geschichte  der  Umsatzsteuer  in  Sachsen, 
Hamburg  1904. 
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zurückgegangen,  sodass  die  Aussichten   auf  Einführung  einer  staatlichen 
Umsatzsteuer  für  die  Konsumvereine  zur  Zeit  gering  sind. 

Dagegen  sind  von  verschiedenen  Gemeinden  die  Konsumver- 
eine und  Grossbetriebe  im  Detailhandel  einer  besonderen  Umsatzsteuer, 
die  in  der  Hauptsache  nur  die  Konsumvereine  trifft,  unterworfen  wor- 
den. Die  Gemeinden  sind  hierzu  auf  Grund  der  ihnen  zustehenden 
Autonomie  berechtigt,  allerdings  mit  der  in  t;  25  der  Städteordnung 
und  §  16  der  Landgemeindeordnung  vorgeschriebenen  Beschränkung, 
dass  die  Gemeindemitglieder  \'  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  m  ä  s  s  i  g  zu  den  Gemeinde- 
lasten beizutragen  haben.  Der  dehnbare  Begriff  der  -Verhältnismässig- 
keit« ist  bezüglich  der  Konsumvereine  durch  mehrere  Ministerialver- 
ordnungen  näher  bestimmt  worden.  Es  ist  darin  u.  a.  der  Grundsatz 
aufgestellt  worden  ,  dass  die  Steuer  auf  keinen  Fall  2  Proz.  des  Um- 
satzes überschreiten  soll,  da  eine  solche  Besteuerung  im  Durchschnitt 
schon  20  Proz.  des  Reingewinns  betrage,  und  ferner,  dass  der  Ertrag 
der  Steuer  nur  zur  Förderung  des  Kleinhandels  und  Handwerks  ver- 
wendet werden  darf^). 

Bis  jetzt  ist  in  Sachsen  nur  von  einigen  Gemeinden  eine  Sonder 
Steuer  für  Konsumvereine  und  Detailhandelsgrossbetriebe  eingeführt 
worden.  Im  Jahre  1902  bestand  eine  solche  Steuer  in  30  und  im  Jahre 
1906  nur  noch  in  26  Gemeinden-).  Die  drei  Grossstädte  Dresden, 
Leipzig  und  Chemnitz  befanden  sich  nicht  darunter;  doch  hat  Chem- 
nitz vor  kurzem  die  Konsumvereine  und  Grossbetriebe  im  Detailhandel 
einer  Sonderbesteuerung  unterworfen.  Dagegen  ist  dem  Entwurf  einer 
»Gewerbesteuerordnung«  der  Stadt  Dresden,  wonach  die  drei  Dresde- 
ner Konsumvereine,  welche  an  sich  etwa  jährlich  80000  M.  Staats-  und 
Gemeindesteuern  aller  Art  zu  zahlen  haben,  mit  einer  Sondersteuer 
von  beinahe  200000  M.  belegt  worden  wären  ^),  die  Genehmigung  von 
der  zuständigen  Kreishauptmannschaft  mit  der  Begründung  versagt  wor- 
den, dass  diese  Besteuerung  nicht  dem  Erfordernis  der  Verhältnis- 
mässigkeit entspricht. 

Die  kommunale  Umsatzsteuer  hat  in  Sachsen  bisher  nicht  die  be- 
absichtigte Wirkung  gehabt.  Seit  einigen  Jahren  wird  deshalb  die 
landesgesetzliche  Einführung  einer  wirksameren  Umsatzsteuer  von  den 
Vertretern  des  gewerblichen  Mittelstandes  mit  stärkerem  Nachdruck 
gefordert.  Insbesondere  ist  es  die  1905  in  Sachsen  gegründete  Mittel- 
standsvereinigung, welche  die  Agitation  gegen  die  Konsumvereine  und 

1)  Vgl.  11.  a.  den  Bericht  über  die  Entwicklung  des  Verbandes  sächsischer 
Konsumvereine  im  Jahre  1906,  Hamburg  1907  S.  4. 

2)  Rede  des  Ministerialdirektors  Röscher  in  der  Sitzimg  der  II.  Kainmer  am 
17.  Januar  1906.  Mitteilungen  über  die  Verhandlungen  des  ordentlichen  Landtages 
im    Königreich  Sachsen  während  der  Jahre  1905   bis  1906.    Zweite  Kammer,   I.  Band, 

S.   914  f- 

3)  Nach   dem   Umsätze  im  Jahre  1906. 
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Warenhäuser  mit  grösserem  Eifer  betreibt.  Wie  die  -Denkschrift«  die- 
ser Mittelstandsvereinigung  in  dem  Kapitel  ;- Verstimmende  Haltung 
der  Regierung:  ausführt,  sei  die  Umsatzsteuer  im  Interesse  der  allge- 
meinen Wohlfahrt  unerlässlich;  »anderenfalls  sei  zu  befürchten,  dass 
die  Vernichtung  zahlreicher  kleiner  und  mittlerer 
Existenzen  ihren  Fortgang  n  i  m  m  t';  ^). 

Diese  Klagen  über  die  Vernichtung  des  »Zwischenhandels«  durch 
die  Ausbreitung  der  Konsumvereine  kehren  in  fast  allen  Agitations- 
schriften der  Mittelstandspolitiker  wieder,  obwohl  es  durch  die  Statistik 
unzweifelhaft  nachgewiesen  ist  und  den  Verfassern  jener  Schriften  be- 
kannt sein  sollte,  dass  die  mit  den  Konsumvereinen  in  Wettbewerb 
stehenden  Warenhandlungen  nicht  nur  nicht  untergehen,  sondern  dass 
sie  im  Gegenteil  an  einer  allzu  üppigen,  die  Bevölkerungszunahme  und 
den  Bedarf  bei  weitem  überschreitenden  Vermehrung  leiden,  die  erst 
die  Entstehung  von  Konsumvereinen  begünstigt.  In  Sachsen,  wo  die 
Konsumvereine  ausserordentlich  stark  entwickelt  sind,  wo  sich  dem- 
nach ihr  Einfluss  am  ersten  zeigen  müsste,  haben  sich  die  Handels- 
betriebe, wie  die  Ergebnisse  der  Gewerbezählungen  von  1882  und  1895 
lehren,  sogar  noch  viel  stärker  vermehrt  als  im  Durchschnitt  des  Deut- 
schen Reichs  -). 

Im  Königreich  Sachsen  bestehen  infolgedessen  auch  verhältnis- 
mässig viel  mehr  Handelsbetriebe  als  im  Deutschen  Reiche.  Während 
im  Deutschen  Reiche  im  Jahre  1895  auf  82  Einwohner  ein  Handels- 
geschäft entfiel,  kam  in  Sachsen  bereits  auf  61  Einwohner  ein  solches^). 
Sachsen  übertrifft  in  Bezug  auf  die  numerische  Stärke  der  Handelsbe- 
triebe sämtliche  deutsche  Staaten  mit  Ausnahme  der  Hansestädte,  die 
natürlich  wegen  ihres  Charakters  als  Stadtstaaten  überhaupt  nicht 
mit  den  anderen  Bundesstaaten  verglichen  werden  können.  Von  den 
Handelsunternehmungen  sind  die  meisten  Detailgeschäfte  oder  —  in 
Sachsen  etwa  95  Proz.  —  Kleinhandelsbetriebe  mit  höchstens  fünf 
darin  beschäftigten  Personen. 

Es  kann  nicht  als  ein  Vorteil  angesehen  werden,  wenn  in  einem 
Lande  der  Detailhandel,  der  keine  Güter  erzeugt  oder  veredelt  (mit- 
unter aber  durch  Verfälschungen  sie  verschlechtert),  ungewöhnlich  stark 
vertreten  ist.  Im  allgemeinen  wird  allerdings  ein  Industriestaat  wie 
Sachsen  auch  relativ  eines  etwas  stärkeren  Detailhandels  bedürfen  als 
ein  Agrarstaat  mit  geringerem  inneren  Warenaustausch.  Doch  über- 
schreitet  zweifellos    die   gewaltige  Verbreitung    der   Detailgeschäfte   in 


1)  Denkschrift   der  Mittelstandsvereinigung  im  Königreich   Sachsen.  Leipzig,  S.  9. 

2)  In  der  IL  Kammer  des  sächs.  Landtages  ist  dies  aucli  bei  Beratung  der 
Umsatzsteuervorlage  vom  Regierungsvertreter  Ministerialdirektor  Röscher  hervorge- 
hoben worden  (Sitzung  am  17.  Januar  1906). 

3)  Statistik  des  Deutschen  Reiches.    Neue  Folge.     Band  119.  Anhang,  S.   i  f. 
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Sachsen  bei  weitem  das  durch  die  industiielle  Entwickehing  gebotene 
Mass. 

Die  Ueberfüllung  des  Detailhandels  mit  selbständigen  Betrieben 
bedeutet  eine  unrationelle  Verwendung,  eine  Verschwendung  wirtschaft- 
licher Kräfte,  indem  der  einzelne  Händler  mit  seinen  Betriebsmitteln 
verhältnismässig  wenig  Warenabnehmer,  geringen  Umsat/>  und  unge- 
nügende Beschäftigung  hat.  Um  existieren  zu  können,  werden  die  De- 
tailisten  ihre  Waren  nur  mit  hohen  Aufschlägen  auf  die  Einkaufspreise 
verkaufen  können,  und  das  ermöglicht  erst  oder  verursacht  geradezu 
den  Zusammenschluss  der  Konsumenten  zu  Einkaufsgenossenschaften, 
die  infolge  des  grösseren  Warenumsatzes,  des  relativ  geringeren  Be- 
darfs an  Betriebskapital  und  der  vollen  Ausnutzung  der  Arbeitskräfte 
die  Waren  zu  niedrigeren  Preisen  abgeben  können. 

In  der  Zeit  von  1882  bis  1895  haben  sich  nach  den  Ergebnissen 
der  GeAverbezählungen  die  als  Hauptgewerbe  betriebenen  Handelsge- 
schäfte im  Deutschen  Reiche  um  40  Proz.,  im  Königreich  Sachsen  da- 
gegen um  72  Proz.  vermehrt,  während  hier  die  Bevölkerungszunahme 
nur  23  Proz.  im  gleichen  Zeiträume  betrug.  Die  amtlichen  Veröffent- 
lichungen des  Königreichs  Sachsen  über  die  Ergebnisse  der  Gewerbe- 
zählungen von  1882  und  1895  gewähren  auch  einen  Einblick  in  die 
Entwickelung  der  Betriebe  der  einzelnen  Handelszweige.  Zu  den 
Handelsunternehmungen,  welche  die  gleichen  Waren  wie  die  Konsum- 
vereine führen,  gehören  vor  allem  die  Kolonialwaren-  und  Zigarren- 
handlungen sowie  die  Geschäfte  für  den  A^erkauf  landwirtschaftlicher 
Produkte,  dann  auch  die  Schnittwaren-  und  Brennmaterialienhandlun- 
gen. Wie  die  folgende  Uebersicht  zeigt,  haben  sich  in  diesen  sämt- 
lichen Handelszweigen  die  Hauptbetriebe  in  der  Zeit  von  1882  bis  1895 
überaus  stark  vermehrt  ^). 
Prozentuale  Zunahme   der  Hauptbetriebe  im  Warenhandel  in  den  Jahren 

1882  bis   1895. 
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i)  Zeitschrift    des   Königlich    Sächsischen    Statistischen  Bureaus,    Jahrgang  1SS6. 
II.  Supplemenlband  S.  45  und  60  und  Jahrgang  igoo,  S.  60. 
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samtzahl  der  hauptberuflich  betriebenen  Warenhandelstjeschäfte  ist  in 
der  Zeit  von  1882  bis  1895  um  21645  gestiegen.  Dabei  hat  die  Zalil 
der  Betriebe  mit  höchstens  5  Personen  um  20  577,  mit  6  bis  10  Per- 
sonen um  675,  mit  II  bis  50  Personen  um  373  und  mit  über  50  Per- 
sonen um   20  zugenommen. 

Die  Nebenbetriebe  im  Handelsgewerbe,  die  im  J.  1882  etwa  ein 
Drittel  der  Hauptbetriebe  ausmachten,  haben  dagegen  fast  durchgängig 
eine,  wenn  auch  geringe  Verminderung  erlitten.  Es  ist  das  an  sich 
kein  ungünstiger  Vorgang,  denn  diese  Nebenbetriebe,  die  zum  grössten 
Teil  Alleinbetriebe  sind  (ungefähr  94  Proz.),  haben  sich  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  zu  Hauptbetrieben  ausgebildet.  Sollten  aber  tat- 
sächlich einige  Nebenbetriebe  untergegangen  sein,  was  bei  der  starken 
Vermehrung  der  Gesamtheit  der  Handelsgeschäfte  nicht  anzunehmen 
ist,  so  ist  das  insofern  unerheblich,  als  sie  keine  grosse  sozialpolitische 
Bedeutung  haben,  da  sie  nicht  die  Haupterwerbsquelle  der  Inhaber 
bilden. 

Die  Gesamtzahl  der  Handelsbetriebe  ist  dennoch  bedeutend,  viel 
stärker  als  die  Bevölkerung  gewachsen.  Haupt-  und  Nebenbetriebe 
zusammen  haben  sich  im  Warenhandel  überhaupt  um  49  Proz.,  im  Ko- 
lonialwarenhandel um  38  Proz.,  im  Handel  mit  landwirtschaftlichen 
und  verwandten  Produkten  um  76  Proz. ,  im  Zigarrenhandel  um  86 
Proz.,  im  Schnittwarenhandel  um  64  Proz.  und  im  Brennmaterialien- 
handel  um   54  Proz.  vermehrt. 

Dass  sich  die  Detailgeschäfte  seit  1895  in  gleichem  Masse  wie  vor- 
her vermehrt  haben,  ist  kaum  anzunehmen.  Eine  solche  Zunahme  wäre 
auf  die  Dauer  schlechterdings  nicht  möglich.  Ueber  die  numerische 
Weiterentwickelung  der  Handelsbetriebe  seit  1895  werden  erst  die  Er- 
gebnisse der  Berufs-  und  Betriebszählung  von  1907  näheren  Aufschluss 
geben.  Doch  lässt  sich  auch  schon  gegenwärtig  auf  Grund  lokaler 
Statistiken,  auf  die  hier  nicht  eingegangen  werden  soll,  eine  weitere 
Zunahme  der  Handelsbetriebe  erkennen. 

Die  übermässige  Vermehrung  der  Betriebe  ist  das  Grundübel,  an 
welchem  der  Detailhandel  krankt.  Auch  wenn  die  Konsumvereine, 
wie  es  die  extremsten  Mittelstandspolitiker  wünschen,  unterdrückt  und 
ihre  wirtschaftlichen  Funktionen  von  den  Detailhändlern  übernommen 
würden,  wäre  dem  Detailhandel  nicht  geholfen,  denn  bei  der  bestehen- 
den Tendenz,  über  den  Bedarf  hinaus  Detailgeschäfte  zu  eröffnen, 
würde  an  Stelle  der  Konsumvereine  doch  auch  eine  grosse  Anzahl 
neuer,  nicht  lebensfähiger  Detailbetriebe  entstehen  und  die  grosse 
Menge  der  mit  ihrer  Lage  unzufriedenen  Händler  würde  noch  um 
Tausende  vermehrt  werden.     Das  wäre  aber  kein  Gewinn. 

Auf  die  Ursachen  der  starken  Vermehrung  der  Detailgeschäfte 
braucht  hier  nicht  näher  eingegangen  zu  werden  ;  sie  sind  im  wesent- 
lichen überall  die  gleichen.    Die  Missstände,  an  denen  der  Detailhandel 
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leidet,  treten  aber  in  Sachsen  in  noch  stärkerem  Masse  als  anderwärts 
hervor.  Es  sei  hier  nur  auf  zwei  unbefangene  Urteile  hingewiesen,  die 
sich  im  besonderen  auf  den  Detailhandel  in  Sachsen  beziehen.  Die 
Dresdener  Handelskammer,  die  sich  wie  die  übrigen  sächsischen  Han- 
delskammern gegen  eine  Sonderbesteuerung  der  Konsumvereine  und 
Grossbetriebe  im  Detailhandel  erklärt  hat,  äussert  sich  in  einem 
amtlichen  Gutachten  mit  folgenden  Worten  über  die  zahlreichen  Neu- 
gründungen von  Detailgeschäften:  »In  früheren  Zeiten  musste  der 
Kaufmann  zweierlei  besitzen :  eine  tüchtige  Fachausbildung  und  ein 
ausreichendes  Kapital.  Heute  gibt  es  A  u  c  h  k  a  u  f  1  e  u  t  e  ,  die  kaum 
schreiben  können  und  von  Buchführung  keine  Ahnung  haben.  Sie  be- 
sitzen auch  kein  Kapital.  Wenn  sie  nur  die  Ladenmiete  im  voraus 
bezahlen  können,  ist  ihnen  geholfen,  wie  sie  meinen.  Die  Waren  be- 
kommen sie  auf  Kredit  mit  langer  Zahlungsfrist.  Leichtsinnige  oder 
wenigstens  ganz  unüberlegte  Geschäftsgründungen  sind  an  der  Tages- 
ordnung. So  ist  der  Kleinhandel  das  grosse  Sammelbecken  geworden 
für  zahlreiche  Personen,  die  daran  verzweifeln,  auf  anderem  Wege  ihr 
Auskommen  zu  finden«  ^).  Sehr  bezeichnend  ist  auch,  dass  selbst  die 
Leipziger  Kolonialwarenzeitung,  welche  speziell  die  Interessen  der  mit 
den  Konsumvereinen  im  Wettbewerb  stehenden  Kolonialwarenhändler 
vertritt,  über  die  Neugründung  zahlreicher  Detailgeschäfte,  wie  sie 
namentlich  im  letzten  Viertel  jeden  Jahres  erfolgt,  Klage  führt.  »Diese 
Händler  —  so  schreibt  sie  —  gehören  zumeist  den  Berufen  der 
Handarbeit  an,  haben  sich  einige  hundert  Mark  erspart  und  versprechen 
sich  von  dem  neuen  Beruf  ein  bequemes  Leben.  —  So  kommen  all- 
jährlich eine  ganze  Anzahl  solcher  Krüppel-  und  Zwerggeschäfte  auf 
die  Beine,  die  alle  auf  Weihnachten  hin  einen  guten  Anfang  erhoffen. 
In  Wahrheit  geht  aber  die  Sache  schief«  ^). 

Dass  eine  grosse  Anzahl  dieser  Handelsbetriebe  nach  kürzerem 
oder  längerem  Bestehen  wieder  eingeht,  wird  nach  alledem  nicht 
wunder  nehmen.  Infolge  der  dauernden  Ueberfüllung  des  Detailhandels 
mit  selbständigen  Erwerbstätigen  tragen  viele  der  neu  entstehenden 
Handelsbetriebe  schon  bei  der  Gründung,  wie  sich  Criiger'')  ausdrückt, 
den  Todeskeim  in  sich.  In  Sachsen,  wo  der  Detailhandel  ungemein 
stark  in  selbständige  Betriebe  zersplittert  ist,  äussert  sich  dies  natür- 
lich auch  in  höherem  Grade  als  anderwärts.  Von  den  alljährlich  im 
Deutschen  Reiche  seit  1891  nachgewiesenen  neuen  Konkursen  entfällt 
denn  auch  tatsäclilich  regelmässig  ein  sehr  grosser  Teil,  im  Jahre  1905 


i)  Denkschrift,    betreffend    die  Besteuerung    der    Grossbetriebe    im   Kleinhandel, 
a.   a.  O.  S.   853. 

2)  Kolonialwarenzeitung     1906    Nr.    99     (nach     der    Konsumgenossenschaftlichen 
Rundschau,  1907  S.  11). 

3)  In  dem  Artikel  »Konsumvereine«  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften. 
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z.  B.  i6  Proz.,  auf  Sachsen.  Eine  sehr  stark  verbreitete  Agitations- 
schrift (»Die  Konsumvereinsgefahr«),  die  hier  nur  deshalb  genannt 
sein  soll,  weil  sie  sich  mehrfach  mit  den  sächsischen  Konsumvereinen 
beschäftigt,  bringt  die  zahlreichen  Konkursverfahren,  die  vor  allem  in 
Sachsen  über  das  Vermögen  von  Handelsgeschäftsinhabern  eröffnet 
worden  sind,  in  ursächlichen  Zusammenhang  mit  der  Ausbreitung  der 
Konsumvereine;  sie  erwähnt  aber  die  ungeheure  Vermehrung  der  De- 
tailgeschäfte mit  keinem  Wort,  sodass  die  Leser,  welche  die  Ergebnisse 
der  Gewerbezählungen  nicht  kennen,  den  Eindruck  gewinnen  müssen, 
diese  zahlreichen  Konkurse  würden  in  kurzer  Zeit  den  völligen  Unter- 
gang des  Detailhandels  zur  notwendigen  Folge  haben  i). 

Die  starke  Beteiligung  Sachsens  an  den  Konkursen  erklärt  sich 
aus  der  übermässigen  Vermehrung  der  Detailgeschäfte.  Bestände  nicht 
fortgesetzt  ein  ungesunder  Zudrang  von  Personen  zu  dem  Händler- 
berufe, so  wäre  anzunehmen,  dass  die  zahlreichen  Konkurse  einmal 
reinigend  auf  den  Detailhandel  gewirkt  und  ihn  für  längere  Zeit  von 
kranken  Betrieben  befreit  hätte.  Wenn  sich  in  Sachsen  die  Detail- 
geschäfte abnorm  vermehren,  trotzdem  jährlich  eine  so  grosse  Anzahl 
eingeht,  so  kennzeichnet  das  aufs  schärfste  die  ungesunden  Zustände 
im  Kleinhandel.  Demgegenüber  bedeuten  die  Konsumvereine,  die  nur 
eine  ihrem  Mitgliederbestand  entsprechende  Anzahl  von  Verkaufsläden 
errichten  und  von  Arbeitskräften  beschäftigen,  einen  Vorteil  für  die 
gesamte  Volkswirtschaft. 

Die  Konkurse  lassen  sich  offenbar  überhaupt  nicht  in  Wechsel- 
beziehung   zu    den  Konsumvereinen  bringen.     In  Württemberg,    Baden 


i)  Hennig.  Die  Konsumvereinsgefahr.  Leipzig  S.  14.  Hennig  misst  sogar  den 
Konsumvereinen  die  Schuld  daran  bei,  dass  im  Deutschen  Reiche  nach  der  Kon- 
Ivursstatistik  die  Warenhandelsbetriebe,  auf  die  SÖ^/o  sämtlicher  Konkurse  im  Jahre  1905 
entfielen,  am  stärksten  von  den  Konkursen  betroffen  werden.  Hierauf  braucht  nicht 
näher  eingegangen  zu  werden.  Die  Gründe,  weshalb  die  Handelsgeschäfte  und  ins- 
besondere die  Warenhandlungen,  die  beinahe  85  Proz.  der  ersteren  ausmachen,  am 
meisten  den  Konkursen  ausgesetzt  sind,  werden  regelmässig  in  den  amtlichen  Ver- 
öffentlichungen der  deutschen  Konkursstatistik  (vgl.  u.  a.  die  »Vierteljahrshefte  zur 
Statistik  des  Deutschen  Reichs«,  1906  IV.  Heft  S.  14)  angeführt;  sie  werden  auch 
von  Wirminghatis  in  dem  Artikel  »Konkurse«  im  Handwörterbuch  der  Staalswissen- 
schaften  dargelegt.  Es  sei  hier  nur  noch  auf  eine  jüngere  Studie  von  Neuhaus: 
»Die  Konkurse  im  Deutschen  Reiche  während  der  Jahre  von  1895  bis  1904^  (So- 
ziale Kultur,  1907,  S.  259,  bes.  S.  264)  hingewiesen.  Nach  Neuhaus  sind  an  der 
übermässigen  Neueröffnung  von  Detailgeschäften,  die  vielfach  von  vornherein  als 
»Konkurskandidaten«  anzusehen  seien,  in  erster  Linie  die  Hausbesitzer  schuld,  die 
bei  Neubauten  das  Erdgeschoss,  dessen  Räume  wegen  des  lebhaften  Strassenver- 
kehrs und  des  mit  ihm  verbundenen  grossen  Geräusches  und  Staubes  als  Wohnungen 
nur  für  einen  geringen  Mietbetrag  zu  vermieten  sind,  lediglich  für  Läden  einrichten 
oder  bei  alten  Häusern  Läden  ausbrechen  lassen  und  nun  alles  Mögliche  versuchen, 
Mieter  heranzuziehen. 
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und  Elsass-Lothringen  wurden  z.  B.  im  Jahre  1905  —  und  ähnlich  auch 
vorher  —  relativ  (auf  100  000  Einwohner)  etwa  gleichviel  Konkurs- 
verfahren eröffnet,  obwohl  Württemberg  relativ  über  dreimal  und 
Baden  beinahe  doppelt  soviel  Konsumvereinsmitglieder  hatte  als  Elsass- 
Lothringen. 

Sehr  häufig  ist  das  Vorkommen  der  Konkurse  in  den  Grossstädten, 
wo  der  Handel  vor  allem  blüht.  Dass  innerhalb  der  Grossstädte  kein 
nachweisbarer  Kausalzusammenhang  zwischen  Konkursen  und  Konsum- 
vereinen besteht,  ist  auch  zu  ersehen,  wenn  die  beiden  grössten  und 
dabei  ziemlich  gleich  stark  bevölkerten  Städte  Sachsens,  Dresden  und 
Leipzig,  in  Bezug  auf  die  Zahl  der  Konkurse  und  die  Mitgliederstärke 
der  Konsumvereine  einander  gegenübergestellt  und  namentlich  wenn  sie 
mit  dem  nicht  ganz  so  grossen  Breslau,  das  den  stärksten  Konsum- 
verein —  mit  83000  Mitgliedern^)  im  Jahre  1905  —  besitzt,  verglichen 
werden. 

Im  Jahre  1905  entfielen  auf  100000  Einwohner  in  Dresden  6957 
Konsumvereinsmitglieder  und  48  Konkurse,  in  Leipzig  dagegen  7277 
Konsumvereinsmitglieder  und  nur  36  Konkurse.  Die  Zahl  der  Kon- 
kurse steht  demnach  in  diesen  beiden  Städten  im  umgekehrten  Ver- 
hältnis zu  dem  Mitgliederbestand  der  Konsumvereine.  Noch  schärfer 
tritt  das  in  Breslau  hervor,  welches  2  bis  3  mal  so  viel  Konsumvereins- 
mitglieder, dagegen  2  bis  3  mal  weniger  Konkurse  als  Dresden  hatte. 
Wenn  Breslau  im  Vergleich  mit  Dresden,  Leipzig  und  allen  anderen 
deutschen  Grossstädten  alljährlich  auffallend  wenig  Konkurse  hat,  so 
liegt  das  nicht  etwa  daran,  dass  dort  der  Konsumverein  den  Detail- 
handel bereits  vernichtet  hat,  denn  die  numerische  Entwicklung  der 
Detailgeschäfte  hat  in  Breslau,  wenigstens  bis  zum  Jahre  1895,  durch- 
aus mit  .der  Bevölkerungszunahme  gleichen  Schritt  gehalten  -).  Li  Bres- 
lau scheint  aber  der  Konsumverein  die  günstige  Wirkung  gehabt  zu 
haben,  dass  er  das  Aufkommen  schlecht  fundierter  Detailgeschäfte,  wie 
sie  in  andern  Städten  in  grosser  Menge  entstehen  und  wieder  eingehen, 
verhindert  hat. 

Von  einer  Vernichtung  des  bestehenden  Detailhandels  durch 
die  Ausbreitung  der  Konsumvereine  kann  auch  aus  dem  Grunde  keine 
Rede  sein,  weil  diese  Genossenschaften  trotz  ihres  raschen  Wachstums 
doch  nur  einen  Teil  der  Bevölkerungsvermehrung  und  zwar  na- 
mentlich die  in  der  Hauptsache  neu  entstandene  Klasse  der  gewerb- 
lichen Lohnarbeiter  umfassen.  Die  Gesamtzahl  der  Mitglieder  der 
sächsischen  Konsumvereine  betrug  im  Jahre  1905  rund  230000,  sodass 
im  ganzen  ungefähr  i  Million  Personen  (Mitglieder  und  Angehörige) 
ihre  Lebensmittel  genossenschaftlichen  Betrieben  entnahmen.  Das  ist 
aber  nur  die  Hälfte  des  Zuwachses,  den  die  Bevölkerung  Sachsens 

1)  Geschäfisbeiicht  des  Breslaucr   Konsumvereins  für  1905,   S.   S. 

2)  V"l.  Riehn  a.  a.  O.  S.  loS. 
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seit  der  Entstehung  zahlreicher  Konsumvereine,  also  seit  P_^nde  der 
6oer  Jahre  erfahren  hat.  Mag  in  einzelnen  Orten  zeitweilig  der  Mit- 
gliederbestand der  Konsumvereine  erheblicher  gewachsen  sein,  im  ganzen 
hat  doch  der  Kundenkreis  des  Detailhandels  trotz  der  Entwicklung  der 
Konsumvereine  beträchtlich  zugenommen,  wobei  insbesondere  noch  zu 
berücksichtigen  ist,  dass  der  Bedarf  des  einzelnen  Einwohners  an  T,r- 
bensmitteln  wesentlich  gestiegen  ist  und  dass  auch  die  Mitglieder  \on 
Konsumvereinen  einen  grossen  Teil  der  Bedarfsgegenstände  von  Detail- 
händlern beziehen. 

Die  Lage  der  Dctailhändler,  welche  kaufmännisch  vorgebildet  sind 
und  das  erforderliche  Betriebskapital  besitzen,  ist  auch  im  allgemeinen 
in  Sachsen  nicht  ungünstig.  Nach  statistischen  Erhebungen,  die  sich 
allerdings  nur  auf  eine  beschränkte  Anzahl  der  in  Betracht  kommenden 
Handelsbetriebe  erstrecken,  war  in  Dresden  in  den  Jahren  1892  bis 
1898  das  durchschnittliche  Gewerbeeinkommen  der  Kolonialwaren-  und 
Delikatessenhandlungen  um  36  '^lo  und  das  der  Schnitt-,  Weiss-,  Strumpf- 
waren- und  verwandten  Geschäfte  um  46  "/o  gestiegen  und  in  Leipzig 
hatte  sich  von  1895  bis  1899  das  gewerbliche  Einkommen  der  Kolo- 
nialwarenhandlungen um  17^0  und  das  der  Manufakturwarengeschäfte 
um  52  "/o  durchschnittlich  erhöht,  während  in  Chemnitz  das  Gesamt- 
einkommen der  Kolonialwarenhändler  um  2 1  und  das  der  Inhaber  von 
Modewaren-  und  Ausschnitthandlungen  um  2^s'^/o  durchschnittlich  in  der 
Zeit  von   igsö  bis   1S96  zugenommen  hatte  ^i. 

In  den  übrigen  Städten  Sachsens  kann  natürlich  ein  Einfluss  der 
Konsumvereine  auf  den  Detailhandel  noch  weniger  in  Frage  kommen. 
Wer  in  mittleren  und  kleineren  Städten  des  Königreichs  Sachsen  seine 
Beobachtungen  über  das  Wirtschaftsleben  gemacht  hat,  wird  auch 
wahrgenommen  haben,  dass  die  Inhaber  der  älteren  Detailgeschäftc, 
insbesondere  der  Kolonialwarenhandlungen,  sich  im  allgemeinen  in 
guter  materieller  Lage  befinden.  Mit  der  Hebung  des  allgemeinen 
Wohlstandes  haben  sich  viele  dieser  Kolonialwarenhändler  —  allerdings 
durch  Fleiss,  L^msicht,  Sparsamkeit  und  reelle  Bedienung  der  Kund- 
schaft —  aus  den  bescheidensten  wirtschaftlichen  Verhältnissen  heraus 
zu  einer  gewissen,  kleinbürgerlichen  Wohlhabenheit  emporgearbeitet. 
Sie  erfreuen  sich  meist  des  besten  Ansehens,  sind  in  der  Regel  Haus- 
besitzer und  führen  im  grossen  Ganzen   ein    recht   behagliches  Dasein. 

In  jüngerer  Zeit  haben  überdies  die  Kleinhändler  selbst  angefangen, 
sich  die  Vorteile  des  gemeinschaftlichen  Wareneinkaufs  zu  nutze  zu 
machen,  indem  sie  sich  wie  die  Konsumenten  zu  Einkaufsgenossen- 
schaften, die  sie  sonst  zu  bekämpfen  pflegen,  zusammengeschlossen 
haben.  Im  Jahre  1907  gehörten  im  Deutschen  Reiche  bereits  etwa  5400 
Detailhändler  eingetragenen  »Wareneinkaufsgenossenschaften  :  an,  deren 


l)  Denkschrift,    betreffend    die  Ilesteuerung    der  Grossbetriebe    im  Kleinhandel, 
O.   S.   S56. 
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es  129  gab  und  von  denen  sich  die  meisten  mit  dem  Bezüge  von  Kulo- 
nialwarcn  im  weiteren  Sinne  befassten.  Auch  bezüglich  der  Entwick- 
lung der  Wareneinkaufsgenossenschaften  nimmt  Sachsen,  wo  es  13  der- 
artige Genossenschaften  mit  543  Mitgliedern  gab  und  von  wo  aus  der 
Anstoss  zur  Errichtung  einer  Grosseinkaufsvereinigung  für  die  Händler- 
genossenschaften nach  dem  Vorbilde  der  gleichen  Einrichtung  für  die 
deutschen  Konsumvereine  ergangen  ist,  die  erste  Stelle  unter  den  deut- 
schen Bundesstaaten  ein. 

Dass  mit  der  Errichtung  von  Wareneinkaufsgenossenschaften  und 
der  damit  verbundenen  Verbesserung  der  Lage  der  beteiligten  Klein- 
händler auch  das  Aufkommen  vieler  neuer  Detailgeschäfte  begünstigt 
werde  und  dass  hierdurch  die  Vorteile  des  genossenschaftlichen  Ein- 
kaufs infolge  einer  Verminderung  des  durchschnittlichen  Warenumsatzes 
aufgehoben  werden  könnten,  ist  nicht  ohne  weiteres  zu  befürchten,  da 
diese  Genossenschaften  —  entgegen  den  Konsumvereinen  —  das  Be- 
streben haben,  den  Beitritt  von  Mitgliedern  durch  hohe  Anteile  oder 
Eintrittsgelder  einzuschränken.  Während  bei  90^0  sämtlicher  deutscher 
Konsumvereine  die  Anteile  nicht  über  30  xMark  hoch  waren,  betrugen 
sie  100  Mark  oder  darüber  bei  84°/o  und  über  250  Mark  bei  47^/0 
sämtlicher  Wareneinkaufsgenossenschaften  i).  Dass  bei  diesen  die  An- 
teile höher  sind  als  bei  den  Konsumvereinen,  erklärt  sich  natürlich  auch 
daraus,  dass  die  Detailhändler  einen  grösseren  Bedarf  an  Waren  haben 
als  die  Konsumenten;  trotzdem  hat  das  zugleich  die  Wirkung,  dass 
unbemittelten  Händlern,  welche  oft  nicht  einmal  das  Kapital  zum  Bar- 
bezug der  Waren  besitzen,  der  Beitritt  zur  Genossenschaft  und  über- 
haupt das  Aufkommen  erschwert  wird. 

Stärker  als  die  Wareneinkaufsgenossenschaften  haben  sich  in  Sach- 
sen die  Rabattsparvereine  entwickelt,  die  namentlich  einerseits  die  im 
Detailhandel  verbreitete  Unsitte  des  Verkaufs  der  Waren  auf  Borg 
durch  Gewährung  eines  Rabattes  bei  Barzahlung  beseitigen  und  ande- 
rerseits auch  durch  Auszahlung  dieses  Rabattes  am  Jahresende  den 
Konsumvereinen,  die  am  Jahresschlüsse  an  die  jNIitglieder  Dividende 
verteilen,  entgegenwirken  wollen^).  Von  den  183  Rabattsparvereinen, 
die  im  Jahre  1906  dem  Verbände  deutscher  Rabattsparvereine  ange- 
hörten und  die  zusammen  beinahe  34000  Mitglieder  umfassten,  hatte 
etwa  ein  Drittel  in  Sachsen  seinen  Sitz  ^). 


1)  Preussische  Zentral-Genossenschafts-Kasse :  Mitteilungen  zur  deutschen  Ge- 
nossenschaftsslatislik  für  1905,  bearbeitet  von  A.  Petersilie,  Berlin  1907,  II.  Teil 
S.  33  und  38. 

2)  Vgl.  hierzu  Böhm,  Die  Rabattsparvereine,  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staats- 
wissenschaft, 1905,  S.   71  f. 

3)  Berichte  über  den  4.  Verbandstag  des  Verbandes  der  Rabatlsparvereine 
Deutschlands  in  Pirna  1906. 
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In  Sachsen  haben  die  Rabattsparvereine,  deren  erster  in  W'ald- 
heim  im  Jahre  1901  bcirründct  wurde,  vor  allem  in  ^Mittelstädten  den 
beteiligten  Detailhändlern  und  Handwerkern  gute  Dienste  geleistet. 
Der  Weiterentwicklung  der  Konsumvereine  haben  sie  freilich  nicht 
entgegenzuwirken  vermocht.  Wohl  haben  sie  in  einzelnen  Orten,  wie 
der  Jahresbericht  des  Verbandes  sächsischer  Konsumvereine  für  1906 
ausdrücklich  erwähnt,  den  Konsumvereinen  Abbruch  getan,  übrigens 
angeblich  nicht  immer  durch  einwandfreies  Verhalten  gegenüber  den 
Konsumvereinsmitgliedern  \);  das  stete  Wachstum  der  Konsumvereins- 
bewegung in  Sachsen  haben  sie  aber  nicht  aufhalten  können.  Das 
wird  ihnen  auch  in  Zukunft  nicht  gelingen,  denn  die  Konsumvereine 
vermögen  höhere  Rückvergütungen  zu  gewähren  als  ein  in  zahlreiche 
Zwergbetriebe  zersplitterter  Detailhandel.  Die  Rabattsparvereine  haben 
selbst  in  den  Orten,  wo  sie  am  stärksten  ausgebildet  sind,  nur  einen 
schwachen  oder  überhaupt  keinen  Einfluss  auf  die  Konsumvereine  ge- 
habt. Das  zeigt  die  folgende  Uebersicht,  welche  den  Mitgliederbestand 
der  Konsumvereine  in  den  Jahren  1905,  1906  und  1907  für  diejenigen 
sächsischen  Gemeinden  angibt,  in  welchen  im  Jahre  1905  Rabattspar- 
vereine mit  je  über  i  ^Million  Barumsatz  bestanden,  wobei  diese  Orte 
in  der  Reihenfolge  der  Höhe  der  Umsätze  der  entsprechenden  Rabatt- 
vereine aufgeführt  sind. 

Orte  mit   den   grössten 

Rabattsparvereinen  im  Konsumvereinsmitglieder-)   am  Beginn  des  Jahres 

Jahre  1905 

1907 
1363   (— ) 

2189  (4-) 

3229   (— ) 

{  3850  (-) 

361 1   (-f) 

790  (— ) 

181    (-) 

15  213 

Im  Jahre  1905  ist  noch  bei  sämtlichen  Konsumvereinen  in  oben- 
genannten Orten  ein  Zuwachs  an  Mitgliedern  eingetreten,  während  im 
Jahre  1906  bei  der  Mehrzahl  ein  Rückgang  des  Mitgliederbestandes 
erfolgt  ist.  Inwieweit  dieser  auf  die  Einwirkung  der  Rabattsparvereine 
zurückzuführen  ist,  lässt  sich  nicht  feststellen.  Die  starke  Verminderung 
der  Konsumvereinsmitglieder  in  Potschappel  und  Deuben  erklärt  der 
Jahresbericht    des   Verbandes    sächsischer   Konsumvereine  ^)    zum   Teil 


1905 

1906 

Zittau 

II 60 

1563 

Pirna 

1887 

2062 

Crimmitschau 

3141 

3257 

Potschappel   (Dohlen) 

3735 

3766 

Deuben 

1622 

1742 

Oelsnitz  (Raschau) 

2640 

2967 

Oschatz 

808 

827 

Borna 

— 

183 

Zusammen 

16  367 

1)  Jahresbericht    des  Verbandes    sächsischer  Konsumvereine    für  1905/06  S.  40. 

2)  Nach  dem  Jahr-    und  Adressbuch    der  deutschen  Erwerbs-    und  Wirtschafts- 
genossenschaften.    Jahrgang  1905,   1906  und   1907. 

3)  Jahresbericht  des  Verbandes  sächsischer  Konsumvereine  für  1906,   S.   42. 
Zeitschrift  für  die    ges.  Staatswissensch.   1908.     2.  24 


•1^2  IMiszellen. 

aus  der  im  Jahre  1907  erfolgten  Vereinigung  der  Genossenschaften 
beider  Orte,  derentwegen  viele  mit  der  Verschmelzung  nicht  einver- 
standene Mitglieder  in  Deuben  aus  dem  Konsumverein  austraten.  Wenn 
andererseits  der  Konsumverein  in  Oelsnitz  eine  beträchtliche  Zunahme 
des  Mitgliederbestandes  erfahren  hat,  so  darf  das  nicht  ohne  weiteres 
als  ein  Zeichen  der  Wirkungslosigkeit  des  dort  bestehenden  Rabatt- 
sparvereins angesehen  werden,  denn  dieser  Mitgliederzuwachs  kann 
vorwiegend  auf  Nachbarorte  von  0«lsnitz  entfallen,  wo  der  Konsum- 
verein in  neuerer  Zeit  Zweiggeschäftsstellen  errichtet  hat,  wohin  aber 
die  Wirksamkeit  des  Rabattsparvereins  vielleicht  nicht  reicht. 

Die  Rabattsparvereine  bestehen  noch  zu  kurze  Zeit,  als  dass  sich 
über  ihre  Bedeutung  schon  ein  abschliessendes  Urteil  abgeben  Hesse. 
Die  Anziehungskraft  der  Konsumvereine  werden  sie  durch  die  Rabatt- 
gewährung schwerlich  brechen  können,  da  die  Dividenden  der  Kon- 
sumvereine viel  höher  sind  als  die  Rabattsätze.  Von  den  hierüber  be- 
richtenden Konsumvereinen  zahlten  im  Jahre  1906  ausser  der  Verzin- 
sung der  Einlagen  3  Vereine  6  und  7  Proz.,  23  Vereine  8  und  9  Proz., 
22  Vereine  10  Proz.,  59  Vereine  11  bis  14  Proz.,  19  Vereine  15  Proz., 
13  Vereine  16  bis  19  Proz.,  2  \'ereine  20  Proz.  und  i  Verein  24  Proz. 
des  Umsatzes  an  Dividende^!. 

Ausser  den  Detailhändlern  werden  durch  die  Ausbreitung  der  Kon- 
sumvereine in  der  Hauptsache  keine  Erwerbsgruppen  berührt.  Die 
Erzeugung  von  Produkten  wird  zur  Zeit  nur  von  einigen  wenigen 
Konsumvereinen  vorgenommen,  und  zwar  haben  diese  sich  bisher  im 
wesentlichen  nur  mit  der  Herstellung  von  Brot  mit  gutem.  Erfolg  be- 
fasst.  Aber  auch  die  Broterzeugung  betreiben  die  Konsumvereine  noch 
durchaus  nicht  in  dem  Masse,  wie  es  nach  den  Klagen  der  Bäcker- 
meister über  die  Konsumvereine  angenommen  werden  könnte  -).  In 
Sachsen  gibt  es  nur  ungefähr  20  konsumgenossenschaftliche  Bäckereien. 
Diese  geringe  Anzahl  fällt  überhaupt  nicht  ins  Gewicht  gegenüber  der 
gewaltigen  Vermehrung,  welche  die  Bäckereibetriebe  insgesamt  erfah- 
ren haben. 

Die  Gesamtzahl  der  Bäckereien  ist  allein  von  1882  bis  1895  in 
Sachsen  um  2274  oder  34  Proz.,  im  Deutschen  Reiche  dagegen  nur 
um  17,5  Proz.  gestiegen  '^).  Dass  in  Sachsen  die  Zahl  der  Bäckereien 
beträchtlicher  gewachsen  ist  als  die  Bevölkerung,  ist  an  sich  ein  natür- 
licher Vorgang,    der  darauf  beruht,    dass  infolge  der  industriellen  Ent- 


i)  Desgl.  S.  II. 

2)  Vgl.  u.  a.  W.  Manties :  Das  Bäckergewerbe  und  die  Konsumvereine,  heraus- 
gegeben   vom  Zentralverband  Deutscher   Bäcker-Innungen   »Germania t-.     Berlin  1904. 

3  Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Neue  Folge,  Band  119,  Anhang  S.  6.  —  Zeit- 
schrift des  K.  Sächsischen  Statistischen  Bureaus,  Jahrgang  1886,  II.  Supplementband 
S.   42   und  Jahrgang   1899,   S.    74. 
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Wickelung  die  Bevölkerungsgruppen,  welche  früher  das  Brot  in  der 
eigenen  Wirtschaft  herzustellen  pflegten,  nämlich  die  Landwirte  und 
sonstigen  Hausbesitzer  auf  dem  Lande,  gegenwärtig  einen  verhältnis- 
mässig geringeren  Teil  der  gesamten  Einwohnerschaft  umfassen  und 
dass  zugleich  diese  Bevölkerungsgruppen  selbst  in  immer  höherem 
Grade  das  Brot  von  gewerblichen  Bäckereien  beziehen.  Dieser  Prozess 
der  Loslösung  der  Broterzeugung  von  der  hauswirtschaftlichen  Tätig- 
keit hat  sich  auf  dem  Lande  in  Sachsen  namentlich  in  den  achtziger  und 
neunziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  in  grossem  Masse  vollzogen.  Es 
fragt  sich  aber  immerhin,  ob  die  Vermehrung  der  Bäckereien  in  einem 
angemessenen  Verhältnisse  zu  der  Zunahme  des  Kundenkreises  des 
Bäckergewerbes  erfolgt  ist.  In  jüngerer  Zeit  scheint  das  nicht  der 
Fall  gewesen  zu  sein.  Wie  die  Detailhändler,  so  sind  auch  die  Bäcker 
der  Bequemlichkeit  der  Konsumenten  entgegengekommen ,  die  ihre 
Lebensmittel  zumeist  aus  den  ihrer  Wohnung  am  nächsten  gelegenen 
Verkaufsgeschäften  beziehen.  So  haben  sich  vor  allem  in  neuerer  Zeit, 
wie  u.  a.  die  Jahresberichte  der  Dresdener  Gewerbekammer  feststellen, 
sehr  viele  selbständige  Bäcker  in  Dörfern  niedergelassen,  wo  die  Be- 
völkerung vorher  das  Brot  auch  nicht  selbst  buk,  sondern  aus  Bäcke- 
reien der  benachbarten  Städte  bezog  ^).  Das  hat  aber  naturgemäss  sehr 
oft  zu  einer  Schmälerung  des  Umsatzes  der  städtischen  Bäcker  geführt. 

Die  Bäckereibetriebe  haben  allem  Anschein  nach  in  Sachsen  seit 
1895  noch  ebenso  stark  an  Zahl  zugenommen  wie  in  den  13  Jahren 
zuvor.  Nach  Ermittelungen  der  Dresdener  Gewerbekammer  hat  sich 
in  deren  Bezirk,  der  sich  ungefähr  auf  ein  Drittel  des  Gebietes  und 
auch  der  Bevölkerung  Sachsens  erstreckt,  die  Zahl  der  handwerks- 
mässig  betriebenen  Bäckereien  in  den  Jahren  1902  bis  1905  um  bei- 
nahe 200  oder  7  Proz.,  im  ganzen  Königreich  Sachsen  demnach  um 
ungefähr  600  erhöht^).  Die  übermässige  Vermehrung  der  Betriebe  im 
Bäckergewerbe  muss  —  wie  im  Detailhandel  — •  eine  Verminderung 
des  durchschnittlichen  Umsatzes  der  Betriebsinhaber  und  im  allgemei- 
nen auch  eine  Verteuerung  der  betreffenden  Erzeugnisse  zur  Folge 
haben,  wodurch  andererseits  die  Entstehung  genossenschaftlicher  Bäcke- 
reien, wie  sie  in  Sachsen  auch  von  Landwirten  errichtet  worden  sind, 
sowie  auch  das  Aufkommen  von  Brotfabriken  hervorgerufen  wird. 

Durch  die  Ausdehnung  der  Konsumvereinsbewegung  ist  weder  der 
Detailhandel,  noch  das  Kleingewerbe  in  seinem  früheren  Bestände  be- 
einträchtigt worden.  Einem  grossen  Teile  namentlich  der  minderbe- 
mittelten Bevölkerung  haben  dagegen  die  Konsumvereine  erhebliche 
wirtschaftliche  Vorteile  gebracht.  In  Sachsen  verschaffen  diese  etwa 
einer  Million  Personen  oder  einem  Fünftel  der  Bewohner  sfute  und  bil- 


1)  Jahresbericht  der  Dresdener  Gewerbekammer  für  1902,   S.   122. 

2)  Desgl.  S.   156  f.   und  Jahrgang  1905,  II.  Teil,  Anhang   V. 
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lige  Lebensmittel,  während  der  Detailhandel,  welcher  in  der  Erstarkung 
der  Konsumgenossenschaften  —  wie  in  dem  Aufkommen  zahlreicher 
Kleinhandlungen  —  eine  neue  Konkurrenz  erblickt,  nur  rund  200  000 
Personen  im  ganzen  umfassen  mag^).  Die  Mitglieder  der  sächsischen 
Konsumvereine  sind  ihrem  Berufe  nach  vorwiegend  Arbeiter,  von  denen 
die  meisten  in  der  Industrie  beschäftigt  werden.  An  der  Existenz  der 
Konsumvereine  hat  demnach  in  S^achsen  auch  die  gesamte  Industrie, 
welche  die  Haupterwerbsquelle  der  Bevölkerung  bildet,  ein  erhebliches 
Interesse.  Den  industriellen  Unternehmern  muss  daran  liegen,  dass 
ihre  Arbeiterschaft  mit  ihrem  Lohne  sich  möglichst  wohlfeile  Lebens- 
mittel, wie  sie  solche  durch  die  Konsumvereine  erhält,  verschaffen  kann 
und  nicht  zur  Unterhaltung  eines  wirtschaftlich  unrationellen,  die  Wa- 
ren abnorm  verteuernden  Detailhandels  beizutragen  braucht. 

Auch  die  Handwerker  haben  keine  Veranlassung  zur  Bekämpfung 
der  Konsumvereine,  und  zwar  um  so  weniger,  als  nicht  nur  ihre  Ge- 
hilfen, sondern  auch  sie  selbst  sehr  oft  ihre  Lebensmittel  von  diesen 
Genossenschaften  beziehen.  Bis  etwa  zum  Jahre  1880  war  sogar  un- 
gefähr der  dritte  Teil  der  Mitglieder  der  sächsischen  Konsumvereine 
Handwerker.  Nach  der  Berufsstatistik  des  »Allgemeinen  Verbandes« 
gehörten  am  Schlüsse  des  Jahres  1901  noch  7,4  Proz.  der  Mitglieder 
der  sächsischen  Konsumgenossenschaften  dem  Stande  der  selbständigen 
Handwerker  an  ^).  Bei  sämtlichen  deutschen  Konsumvereinen  befinden 
sich  unter  den  Mitgliedern  etwas  mehr  Handwerker  (10,4  Proz.  im  J. 
1901);  dagegen  scheint  von  der  Gesamtheit  der  selbständigen  Hand- 
werker in  Sachsen  relativ  eine  viel  grössere  Anzahl  Mitglieder  von 
Konsumvereinen  zu  sein  als  im  Deutschen  Reiche.    Gegenwärtig  dürfte 


1)  Im  Jahre  1895  betrug  in  Sachsen  die  Zahl  der  Personen,  welche  im  ge- 
samten Warenhandel  als  Selbständige  oder  Unselbständige  erwerbstätig  waren,  mit- 
samt ihren  Angehörigen  und  Dienstboten  etwa  200 000.  Darunter 
befinden  sich  aber  die  zahlreichen  Personen  nebst  Angehörigen  und  Dienenden, 
die  erwerbstätig  waren  in  Grosshandlungen,  Warenhäusern,  Konsumvereinen  und  in 
solchen  Handelszweigen,  welche  andere  Waren  als  die  Konsumvereine  führen  (Vieh- 
handel, Maschinenhandel  usw.).  Das  ist  aber  ein  sehr  grosser  Teil  der  handel- 
treibenden Bevölkerung,  der  überhaupt  nicht  berührt  wird  durch  die  Ausbreitung 
der  Konsumvereine;  wurden  doch  1895  von  sämtlichen  Erwerbstätigen  im  Handel 
allein  ii7o  in  Betrieben  mit  über  20  Personen  und  Ig^/o  in  Betrieben  mit  über  10 
Personen  beschäftigt.  Es  wird  demnach  vielleicht  gegenwärtig  die  handel- 
treibende Bevölkerung,  welche  durch  die  Konsumvereine  berührt  wird,  auf  200000 
Personen  veranschlagt  werden  können.  Vgl.  im  übrigen:  Zeitschrift  des  Kgl.  Sachs. 
Statistischen   Bureaus,  Jahrgang  1896,   S.   84  und  Jahrgang   1900,    S.   64  f. 

2)  Jahrbuch  des  Allgemeinen  Verbandes  für  1901,  S.  XXXVIII  und  280.  Die 
Berufsstatistik  des  Allgemeinen  Verbandes  reicht,  soweit  sie  die  sächsischen  Kon- 
sumvereine betrifft,  nur  bis  1901  und  erstreckt  sich  nur  auf  die  diesem  Verbände 
angeschlossenen  Genossenschaften. 
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in  Sachsen  den  Konsumvereinen  der  sechste  oder  fünfte  Teil  sämt- 
Hcher  selbständiger  Handwerker  angehören  ^). 

Die  Notwendigkeit  der  Besteuerung  der  Konsumvereine  suchen 
die  Mittelstandspolitiker  besonders  auch  damit  zu  begründen,  dass 
diese  Genossenschaften  sozialdemokratische  Einrichtungen  seien  oder 
doch  die  sozialdemokratische  Bewegung  stärken  und  dass  daher  ihre 
weitere  Ausbreitung  erschwert  werden  müsse.  In  der  erwähnten  Agi- 
tationsschrift: »Die  Konsumvereinsgefahr«  wird  sogar  allen  Ernstes  die 
Ansicht  vertreten,  die  Ausbreitung  der  Konsumvereine  sei  in  Sachsen 
schuld  an  der  Ueberhandnahme  der  Sozialdemokratie  und  > wenn  — 
so  heisst  es  dort  (S.  i6)  —  jetzt  der  Konsumvereinsbewegung  auch 
ferner  freier  Lauf  gelassen  wird,  so  wird  das  Ergebnis  der  Reichstags- 
wahlen im  übrigen  Deutschland  bald  ein  ähnliches  Bild  zeigen  wie  im 
Königreich  Sachsen  (im  Jahre  1903) :  Fast  nur  sozialdemokratische  Ab- 
geordnete«. 

Die  Ansicht,  dass  mit  der  Unterdrückung  der  Konsumvereine  durch 
Ausnahmebesteuerungsgesetze  die  sozialdemokratische  Bewegung  be- 
kämpft werden  könne,  wird,  abgesehen  von  einigen  politischen  Ver- 
tretern des  sog.  gewerblichen  Mittelstandes  und  den  Detailhändlern 
selbst,  nirgends  geteilt.  Nach  der  erwähnten  Entscheidung  der  Kreis- 
hauptmannschaft Dresden  muss  vielmehr  die  zur  Entlastung  sämtlicher 
Steuerzahler  dienende  Sonderbesteuerung  der  Grossbetriebe  im  Detail- 
handel, »soweit  sie  die  Konsumvereine  trifft,  die  überwiegend  aus 
Arbeitern  und  Minderbemittelten  bestehen,  das  Gefühl  sozialer  Unge- 
rechtigkeit und  tiefe  Erbitterung  erzeugen«.  Durch  die  ungleiche 
steuerliche  Behandlung  der  Konsumvereine  einerseits   und  der  übrigen 


l)  Falls  im  Jahre  1907  noch  wie  im  Jahre  1901  von  den  Mitgliedern  der 
sächsischen  Konsumvereine  7,4*'/o  Handwerker  gewesen  wären,  würden  im  jjanzen 
etwa  17400  Handwerker  Konsumvereinsmitglieder  gewesen  sein.  Im  Bezirke  der 
Dresdener  Gewerbekammer  (Jahresbericht  für  1905,  I.  Teil,  Anhang  I)  gab  es  aber 
im  Jahre  1905  über  29000,  in  ganz  Sachsen  demnach  etwa  90000  Handwerker 
(im  Sinne  der  Reichsgerichtsentscheidungen)  und  diese  Anzahl  dürfte  auch  seither 
nicht  erheblich  gewachsen  sein.  Darnach  wäre  der  fünfte  Teil  der  Handwerker 
Konsumvereinsmitglieder.  Nun  sind  aber  offenbar  die  Handwerker  an  dem  nicht 
unerheblichen  iVIitgliederzuwachs  der  Konsumvereine  seit  1901  in  geringerem  Masse 
beteiligt.  Aber  selbst  Ende  1901  gehörten  den  Konsumvereinen  beinahe  15  000 
Handwerker  (7.4*/o  von  200  000  Konsumvereinsmitgliedern)  oder  ^/e  sämtlicher 
Handwerker  an.  Diese  Anzahl  ist  mit  der  Ausbreitung  der  Konsumvereine  sicherlich 
noch  gestiegen.  —  Anfang  1907  waren  7,4"/«  der  Mitglieder  der  sächsischen  Konsum- 
vereine (Jahresbericht  des  Verbandes  sächsischer  Konsumvereine  für  1906,  S.  7) 
»selbständige  Gewerbetreibende«.  Das  waren  sicherlich  fast  ausschliesslich  Hand- 
werker und  nicht  Händler,  denn  diese  führen  die  Lebensmittel,  die  sie  brauchen, 
im  eigenen  Laden,  oder  sie  kaufen  meist  die  Bedarfsgegenstände,  die  sie  nicht  im 
eigenen  Geschäft  haben,  von  benachbarten  Geschäftsleuten,  in  der  Erwartung,  dass 
diese  dasselbe  tun. 
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Einkaufsgenossenschaften  andererseits,  wie  sie  von  den  Vertretern  des 
Mittelstandes  in  Sachsen  ausdrücklich  verlangt  wird,  würde  demnach 
der  sozialdemokratischen  Propaganda  nur  neue  Nahrung  zugeführt 
werden. 

Dass  besonders  in  Sachsen  die  Mitglieder  und  Vorstandsmitglieder 
der  Konsumvereine  zu  einem  grossen  Teile  Sozialdemokraten  sind  oder 
doch  bei  den  Parlamentswahlen  ihre  Stimme  einem  Sozialdemokraten 
geben,  ist  allerdings  ohne  weiteres  anzunehmen.  Allein  die  Konsum- 
vereine dürfen  aus  diesem  Grunde  ebensowenig  sozialdemokratische 
Einrichtungen  genannt  werden,  wie  etwa  die  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften, deren  Mitglieder  oder  Leiter  vielfach  dem  Bunde  der 
Landwirte  angehören,  als  agrarische  Institutionen  bezeichnet  werden 
können.  Genossenschaften,  welche  sich  politisch  betätigen,  können 
auf  Grund  von  §  8i  des  Gesetzes  über  die  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften aufgelöst  werden  und  ihre  Vorstandsmitglieder  setzen 
sich  nach  §  149  dieses  Gesetzes  hohen  Geldstrafen  aus. 

Wer  die  deutsche  Konsumvereinsbewegung  aufmerksam  verfolgt, 
wird  auch  zu  der  Ueberzeugung  kommen,  dass  diese  keinen  politischen 
Charakter  trägt.  Es  sei  hier  nur  darauf  hingewiesen,  dass  die  vom 
Zentralverband  deutscher  Konsumvereine  herausgegebenen  Zeitschriften: 
die  ;.Konsumgenossenschaftliche  Rundschau«  und  das  »Frauen-Genossen- 
schaftsblatt ,  welche  am  ehesten  zu  politischen  Zwecken  benutzt  werden 
könnten,  keine  parteipolitische  Tendenz  haben.  Das  Frauen-Genossen- 
schaftsblatt, dessen  Gesamtauflage  im  Jahre  1905  rund  130000  Exem- 
plare betrug,  wovon  60000  auf  Sachsen  entfielen,  ist  deswegen  auch 
von  sozialdemokratischer  Seite  gelegentlich  scharf  angegriffen  worden  \). 
Es  wird  daher  nicht  verständlich  sein,  wenn  die  »Denkschrift«  der 
sächsischen  Mittelstandspartei  (S.  10)  behauptet,  durch  die  Konsum- 
vereine werde  die  sozialdemokratische  Lehre  sogar  in  die  Familie 
der  Arbeiter  getragen,  wo  sie  sonst  unter  Umständen  nicht  eindringen 
könne. 

Die  Behauptung,  durch  die  Konsumvereine  werde  die  sozialdemo- 
kratische Bewegung  begünstigt,  erscheint  zudem  in  einem  ganz  anderen 
Lichte,  wenn  in  Betracht  gezogen  wird,  dass  häufig  diejenigen  Detail- 
händler, deren  Kundschaft  vorwiegend  aus  Arbeitern  besteht,  sich 
selbst  im  sozialdemokratischen  Sinne  betätigen  oder  der  sozialdemo- 
kratischen Partei  angehören.     Dieser  Umstand  ist  von  grösster  ßedeu- 

1)  Konsumgenossenschaftliche  Rundschau,  1905,  S.  1197.  —  lieber  das  Frauen- 
genossenschaftsblatt äussert  sich  die  Leipziger  Volkszeitung  u.  a.  folgendermassen : 
»Die  prächtige  Gelegenheit,  proletarische  Literatur  unter  die  Arbeiterfrauen  zu 
bringen,  wird  der  krämerhaften  Rücksicht,  möglichst  viel  Frauen  zu  gewinnen,  ge- 
geopfert. —  1  )ie  Konsumvereine  sind  ebensowenig  sozialdemokratische  Einrichtungen 
als  diese  Sorte  Literatur  sozialdemokratischen  Charakters  ist«.  (Vgl.  Konsunige- 
nossenschaftliche  Rundschau,  1904,  S.  1296.) 
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tung  für  die  objektive  Beurteilung  der  politischen  Seite  des  Konsum- 
vereinsvvesens.  Der  sozialdemokratische  Wahlverein  Leipzig-Stadt  hatte 
Ende  1904  unter  seinen  1679  Mitgliedern  63  Gastwirte  und  32  Händler. 
Der  Anteil  der  »Parteibudiker«  an  dem  Mitgliederbestande  jenes  Ver- 
eins ist  an  sich  relativ  sehr  gross,  er  würde  aber  naturgemäss  noch 
viel  beträchtlicher  sein,  wenn  in  Leipzig  der  Konsumverein  mit  seinen 
38000  Mitgliedern  nicht  bestünde  und  an  seiner  Stelle  Detailgeschäfte 
existierten,  aus  denen  die  Arbeiter  ihre  Waren  beziehen  müssten. 

Die  Konsumvereine  können  namentlich  deshalb  nicht  als  sozial- 
demokratische Einrichtungen  angesehen  werden,  weil  die  sozialdemokra- 
tische Partei  als  solche  der  Konsumvereinsbewegung  bisher  feindselig 
oder  indifferent  gegenüber  gestanden  hat.  Die  Sozialdemokratie  hat 
mithin  auch  kein  Verdienst  und  keinen  Anteil  an  der  Errichtung  dieser 
immer  grössere  Bedeutung  gewinnenden  Genossenschaftsorganisationen, 
welche  den  Arbeitern  unmittelbare  Vorteile  bringen  und  die  sich  die 
Arbeiter  aus  eigener  Kraft  geschaffen  haben. 

Für  utopistische  Bestrebungen,  für  politische  Ideologen  ist  in  der 
Konsumvereinsbewegung,  in  welcher  sich  die  Führer  selbst  praktisch 
betätigen  und  positive  »Gegenwartsarbeit«  leisten  müssen,  keine  Stätte. 
Mit  dem  Zusammenschluss  zu  Konsumgenossenschaften  beschreiten  die 
Arbeiter  den  Weg  der  Selbsthilfe  und  friedlichen  Sozialreform.  Sie 
werden  teilweise  selbst  Leiter  gewerblicher  Betriebe,  Verwalter  grösserer 
Vermögen  und  Arbeitgeber,  wodurch  bei  ihnen  die  Fähigkeit  selbstän- 
digen Handelns,  das  Verantwortungsgefühl  und  der  Wirklichkeitssinn 
erhöht  werden.  So  sind  die  Konsumvereine  namentlich  für  die  im 
übrigen  unselbständigen,  abhängigen  Arbeiter,  wie  die  Denkschrift  der 
Sächsischen  Regierung  sagt,  ;>wirksame  Pfleg-  und  Uebungsstätten  der 
Selbsthilfe,  der  Selbstverantwortung  und  der  Selbstverwaltung«  und 
haben  ausser  den  nicht  zu  unterschätzenden  materiellen  Vorteilen  auch 
einen  erzieherischen,  sozial-ethischen  Wert.  Aus  diesem  Grunde  ver- 
dienen sie  aber  ganz  besonders  in  einem  Lande  wie  Sachsen,  wo  die 
Arbeiterschaft  einen  verhältnismässig  sehr  grossen  Teil  der  Bevöl- 
kerung bildet,  in  ihrer  Weiterentwicklung  nicht  ge.stört  zu  werden. 


Die  zehnjährige  Tätigkeit   des  Vermittlungsamtes  des  Kantons 

Basel-Stadt. 

Von 

Wilhelm   Gerloff. 

Die  Jahre  1895/96  zeichnen  sich  in  der  Geschichte  der  schweize- 
rischen Arbeiterbewegung  durch  eine  weder  vorher  noch  in  dem  Jahr- 
fünft nachher  erreichte  Anzahl   von   Lohnbewegungen   und   Arbeitsein- 
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Stellungen  aus.  Nach  der  allerdings  wohl  nicht  ganz  lückenlosen  Sta- 
tistik des  Schweiz.  Arbeitersekretariats  betrug  die  Gesamtzahl  der  Be- 
wegungen im  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  im  Jahre  1894  nur  37, 
1895  hingegen  90  und  1896  94,  während  1897  nur  37,  1898  72,  1899 
88  und  1900  82  Lohnbewegungen  und  Streiks  in  der  Schweiz  gezählt 
wurden.  Die  meisten  Arbeitseinstellungen  und  Lohnbewegungen  weisen 
im  Jahre  1895  der  Reihe  nach  dic^  Kantone  Zürich,  Bern  und  Basel- 
Stadt  auf.  Es  ist  deshalb  kein  Zufall,  dass  in  diesem  Jahre  im  Grossen 
Rat  des  letztgenannten  Kantons  ein  Antrag  eingebracht  wurde,  der  den 
Regierungsrat  einlud,  »zu  prüfen  und  darüber  Bericht  zu  erstatten,  ob 
nicht  behufs  Schlichtung  von  Lohndififerenzen  u.  s.  w.  zwischen  Arbeits- 
herren und  Arbeitern  ein  ständiges  Vermittlungsamt,  bestehend  zu 
gleichen  Teilen  aus  Arbeitsherren  und  Arbeitern  und  einem  Mitgliede 
der  Regierung  als  Obmann,  einzusetzen  sei«. 

Die  beiden  Kantone  Zürich  und  Bern,  deren  wirtschaftliche  Ver- 
hältnisse in  noch  höherem  INIasse  unter  der  grossen  Anzahl  von  Lohn- 
kämpfen litten,  hatten  bereits  kurz  vorher  Institutionen  zur  friedlichen 
Beilegung  von  Arbeitsstreitigkeiten  geschaffen.  In  Bern  war  dieses 
durch  das  Dekret  (Art.  64)  über  die  Organisation  der  Gewerbegerichte 
vom  I.  Februar  1894  geschehen.  Dieses  erteilte  dem  Obmann  des 
Gewerbegerichts  die  Befugnis,  im  Falle  einer  »Arbeitsstreitigkeit«  eine 
Plenarsitzung  zwecks  Bestellung  einer  Einigungskommission  zu  berufen. 
In  Zürich  hatte  am  23.  März  1895  der  Stadtrat  eine  Verordnung  be- 
treffend Vermittlung  bei  Arbeitseinstellung  erlassen,  nachdem  die  jahre- 
langen Bemühungen  des  Kantons,  Gewerkschaftskammern  zu  errichten, 
die  bei  Kollektivkonflikten  einigungsam.tliche  Funktionen  ausüben  und 
fakultative  Schiedssprüche  abgeben  sollten,  wiederholt  gescheitert  waren. 

An  das  Vorbild  der  stadtzürcherischen  Verordnung  lehnte  sich  der 
Gesetzentwurf  betr.  die  Errichtung  eines  Vermittlungsamts  an,  den  der 
Regierungsrat  des  Kantons  Basel-Stadt  in  Verfolg  des  erwähnten  An- 
trags dem  Grossen  Rat  im  Jahre  1896  vorlegte.  Der  Grosse  Rat  sank- 
tionierte diesen  Entwurf,  und  infolgedessen  trat  das  Gesetz  betr.  die 
Errichtung  eines  Vermittlungsamtes  im  Jahre  1897  in  Kraft. 

Dasselbe  sah  nicht  die  Errichtung  eines  ständigen  Einigungsamtes 
vor,  weil  man  glaubte,  dass  bei  Streitigkeiten  innerhalb  eines  Gewerbes 
die  Vermittler  aus  unbeteiligten  Angehörigen  dieses  Gewerbes  genom- 
men werden  müssten  und  deshalb  bei  der  grossen  Anzahl  der  in  Basel 
bestehenden  Gewerbe  ein  ständiges  Vermittlungsamt  mehrere  hundert 
Mitglieder  benötigen  würde.  Aus  dem  gleichen  Grunde  sah  man  von 
der  Angliederung  des  Vermittlungsamtes  an  die  bereits  bestehenden 
Gewerbegerichte  ab,  weil  in  diesen  weder  sämtliche  Gewerbe  über- 
haupt noch  die  einzelnen  in  solcher  Mitgliederzahl  vertreten  waren, 
dass  aus  denselben  die  Bestellung  eines  Vermittlungsamtes  hätte  er- 
folgen kcinnen.    Wie  in  Zürich  der  .Stadtpräsident,  so  wurde  hier  durch 
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Gesetz  der  Regierungsrat  beauftragt,  bei  Ausbruch  von  KoUektivkon- 
fliktcn  auf  Verlangen  einer  der  beiden  Parteien  oder  in  wichtigen 
Fällen,  namentlich  bei  offenkundiger  Arbeitseinstellung  von  sich  aus  ein 
Vermittlungsamt  vmter  dem  Vorsitz  eines  Mitgliedes  des  Regierungs- 
rates oder  eines  unbeteiligten  Dritten  zu  ernennen.  Das  Vermittlungs- 
oder Einigungsamt  sollte  ausser  dem  Vorsitzenden  aus  der  gleichen 
Anzahl  —  in  der  Regel  drei  ■ —  Vertretern  der  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer des  betreffenden  Gewerbes  bestehen.  Nach  der  Verordnung- 
betreffend  das  staatliche  Vermittlungsamt  vom  6.  Juni  1900,  welches  die 
etwas  dürftigen  Bestimmungen  des  in  Rede  stehenden  Gesetzes  ergänzt, 
haben  die  Parteien  kein  Ernennungs-  sondern  nur  ein  Vorschlagsrecht. 
Das  Vermittlungsamt  hat  das  Recht,  sich  selbst  zu  verstärken,  wobei 
jedoch  .stets  die  gleiche  Zahl  von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zu 
ernennen  ist.  Selbstverständlich  hat  es  auch  die  Befugnis,  Sachver- 
ständige, die  am  Streit  unmittelbar  nicht  beteiligt  sind,  zu  hören  und 
Gutachten  einzufordern. 

Uebcr  das  Einigungsverfahren  selbst  enthält  weder  das  erwähnte 
Gesetz  noch  die  zitierte  Verordnung  irgend  welche  Angaben.  In  der 
Praxis  gestalteten  sich  die  Verhandlungen  vor  dem  Vermittlungsamt  in 
der  Regel  so,  dass  den  Parteien  zunächst  Gelegenheit  zur  gegenseitigen 
Aussprache  und  Klärung  der  bestehenden  Differenzpunkte  gegeben 
wurde.  Hierauf  machte  der  Vorsitzende  entweder  in  derselben  oder 
in  einer  späteren  Sitzung  einen  Vergleichsvorschlag,  zu  dem  sich  die 
Parteivertreter  entweder  sofort  oder  nach  Rücksprache  mit  ihren  Auf- 
traggebern erklärten.  Das  Ergebnis  des  Vermittlungsversuches  wurde 
im  Kantonsblatt  publiziert.  Nach  §  6  der  Verordnung  vom  Jahre  1900 
soll  in  dieser  Publikation  mitgeteilt  werden : 

a)  wenn  von  einer  Partei  oder  von  beiden  Parteien  die  Tätigkeit 
des  Vermittlungsamtes  abgelehnt  worden  ist,  die  wesentlichen  Gründe 
der  Ablehnung; 

b)  die  Forderungen  der  Parteien,  der  Vergleichsvorschlag  und,  wenn 
von  einer  Partei  oder  von  beiden  Parteien  der  Vergleichsvorschlag  ab- 
gelehnt worden  ist,  die  wesentlichen  Gründe  der  Ablehnung; 

c)  die  Forderungen  der  Parteien  und  der  wesentliche  Inhalt  des 
getroffenen  Vergleichs,  wenn  eine  Vermittlung  zustande  gekommen  ist. 

Aus  den  auf  Grund  dieser  Bestimmung  während  der  Dauer  von  10 
Jahren  im  Kantonsblatt  erfolgten  Publikationen  haben  wir  die  Ta- 
belle zusammengestellt,  welche  eine  Uebersicht  über  die  bisherige 
Tätigkeit  des  baslerischen  Vermittlungsamtes  gibt  (s.  Tabelle  a.  f.  S.). 

Wenn  auch  kein  besonders  günstiges,  so  ist  es  doch  ein  lehrreiches 
Bild,  das  uns  vorstehende  Tabelle  vorführt.  Sie  zeigt  zunächst,  dass 
das  Vermittlungsamt  in  den  ersten  Jahren  seines  Bestehens  wenig  oder 
gar  nicht  in  Anspruch  genommen  wurde.  Dass  in  diesen  Jahren  das 
Wirtschaftsleben   des    Kantons    von    Lohnbewcsjuns^cn   und   Arbeitsein- 
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Uebersicht 

über  die  bisherige  T 

ätigkeit   des 

Beruf 

Dauer  der 
Arbeitseinstel- 
lung 

Streitgegenstand 

Vermittlung 

angerufen 

angenom- 
men 
abgelehnt 

Jahr 

c 

°S 

Arbeitstage 

^  § 
S 

^  % 

c 

^ 

0 

> 

*         0 

1899 

Kaminfeger 

12 

Wiedereinstel- 
lung  n.   freiem 
P>messen 

Lohnerhöhung 
Tarifanerkennung 

n. 

A. 

* 

1902 

Steinhauer 

iS 

Lohnerhöhung 

n. 

A. 

* 

1902        : 

Pflasterer 

Lohnerhöhung 
Tarifanerkennung 

v. 

A. 

* 

1902 

Steinhauer 

ca.   30 

Regelung  der  Lohn- 
verhältnisse 

n. 

A. 

* 

1903 

Winderinnen 

14 

^ 

n. 

A. 

* 

1903 

Maurer   und 
Handlanger 

Unbekannt 

Lohnerhöhung 

V. 

A. 

* 

1903 

Parkettleger 

Tarifanerkennung 

V. 

A. 

* 

1904 

.Maler 

— 

Regelung  der  Arbeits- 
zeit und  Lohnverhält- 
nisse 

V. 

A. 

* 

1904 

Schieferdecker 

— 

Lohnerhöhung 

V. 

A. 

0 

1904 

Gipser 

1      ^' 

» 

n. 

A. 

* 

1904 

» 

) 

n. 

Reg. 

* 

1904 

Giesser 

Regelung  des  Akkord- 
wesens   und    Wieder- 
einstellung Gemass- 
regelter 

V. 

A. 

* 

1904 

Putzerinnen 

6 

Regelung    der    Lohn- 
verhältnisse 

n. 

A. 

* 

1904 

Schneider 

Unbekannt 

Lohnerhöhung,   Ver- 
kürzung   der    Arbeits- 
zeit 

n. 

A. 

* 

1905        || 

Bildhauer  und 
Marmoristen 

— 

» 

V. 

A. 

* 

1905 

Färbereiarbeiter 

— 

» 

V. 

A. 

0 

1905 

Gärtner 

!   ! 

Lohntarif 

V. 

A. 

.1-. 

» 

» 

n. 

Reg. 

* 

1905 

Schuhmacher 

Lohnverhähnisse 

V. 

A. 

0 

1)  V.  besagt:  das  Vermitthingsamt  wurde  angerufen,  bevor  zur  Arbeitseinstel- 
lung geschritten  wurde.  Ob  mit  der  Lohnbewegung  in  diesem  F'alle  überhaupt  ein 
.Streik   verbunden  war,   geht  aus  Spalte  5  hervor,     n  =  n  a  c  h  Ausbruch   eines  Streiks. 

2)  A  =  Arbeiter;  U  =  Unternehmer;  Reg.  besagt,  dass  der  Regierungsrat  das 
N'ermiltlungsverfahren  ex  officio  eingeleitet  hat. 

Anmerkung.  In  der  vierten  .Spalte  findet  sich  natürlich  nur  der  wichtigste  Streit- 
gegenstand angegeben,  danet)en  sind  immer  noch  andere  Forderungen  bez.  Differenz- 
punkle  Gegenstand  des  Konflikts,  z  B.  Abschaffung  der  Naturallöhnung  (^Kost  und 
Logis),  Freigabe  des   i.   Mai,   Anerkennung  der  Organisation   u.   s.   f. 
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Zahl 
der 
Konferen- 
zen 


Dauer 
der 
Verhand- 
lungstage 


13 


9 
9 

13 


Ergebnis 

in   der 

Hauptsache 

-\-    erfolgreich 
o  erfolglos 


5 

5 

21 
o 

14 


+ 

+ 
+ 
+ 

o 

+ 


+ 


Bemerkungen 


+     ( 


Tarifabschluss  auf  unbestimmte  Zeit  (Lokaltarif). 


Abschluss  eines  Firmentarifs   mit  zweijähriger 

Gültigkeitsdauer, 
dto. 


dto. 


Die  Bewegung  erstreckte  sich  nur  auf  ei  nen  Be- 
trieh  mit   43   Arbeiterinnen. 

Während  der  Verhandl.  brach  der  .Streik  aus,  der 
sich   auf  alle   Betriebe   erstreckte. 

Konflikt  mit  einer  Firma,  welche  als  Bedingung 
der  Einigung  die  Anerkennung  des  Tarifs  sei- 
tens aller  Konkurrenzfirmen  forderte  u.  durch 
das  Vermittlungsamt  auch  erreichte.  Tarif- 
dauer  3   Jahre. 


Vermittlung  von   den  Arbeitgebern  abgelehnt. 

Der  erste  Vermittlungsversuch  scheiterte ;  nach 
mehrwöchentl.  .Sireik  intervenierte  die  Regie- 
rung und  erreichte  den  Abschluss  emes  Tarifs 
mit   einjähriger   Gültigkeitsdauer. 

Neben  der  einzigen  Konferenz  fanden  noch  schrift- 
liche und  miindl.  Verhandlungen  des  Regie- 
rungsrates mit  den  Parteien  statt. 

Die   Bewegung    erstreckte    .sich    auf    einen  Be- 
trieb  (mit  28   Arbeiterinnen), 
dto. 


Der  Vermittlungsversuch    ist   in  der  Hauptsache 

als   gescheitert   anzusehen. 
Die  Vertreter  der  Färbereibesitzer  erkannten  die 

von  den  Arbeitern  gewählten  Vertreter  nicht  an. 
Schriftliche  Vereinbarung. 
Vgl.   Anmerkung   1904  Gipser. 
Vermittlung  von  den  Arbeitgebern  abgelehnt. 
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Vermittl 

ung 

1 

Dauer  der 

1 

Arbeitseinstel- 
lung                Streitget^enstand 

angerufen 

nom- 

n 

lehnt 

Jahr    Ij             Beruf 

p 

rH 

S 

<U     (U     V 

-  E 

^ 

tß  p    bß 

Arbeitstage 

ctf   a 

*           0 

1905 

1 

1      Zimmerleute 

1  Während  der 
Verhandlung 

\         Lohntarif 

V. 

A. 

* 

■ 

j 

begann   der 

Streik 

1905    '          •       » 

40 

» 

n. 

U. 

* 

1905 1       Bauhandwerker 
1905), 

Allgemeine 

Verkürzung  der 

n. 

Reg. 

* 

Aussperrung 

Arbeitszeit 

^ 

Minimallohn 

n. 

Reg. 

1905 

i:      Maurer  und 
Handlanger 

Streik    begann 
während      des 
Vermittlungs- 
versuchs 

Verkürzung     der    Ar- 
beitszeit   und    Lohn- 
erhöhung 

V. 

A. 

* 

1905 

1 

48 

n. 

Reg. 

* 

1905 

Schlosser 

69 

• 

n. 

A. 

1905 

1       Erdarbeiter 

5 

Lohntarif 

n. 

A. 

* 

1905 

1 

vSpengler 

! 

85 

Verkürzung    der    Ar- 
beitszeit    und     Lohn- 

n. 

A. 

* 

i; 

erhöhung 

1905    '        Buchbinder 

1 

— 

Verkürzung     der    Ar- 
beitszeit, Minimallohn 

V. 

A. 

* 

1905                  Küfer 

— 

Regelung    der    Lohn- 
verhältnisse 

V- 

A. 

? 

1905          Metallarbeiter 

142           j  Verkürzung     der    Ar- 
beitszeit    und    Lohn- 
erhöhung 

n. 

A. 

0 

1905     i    Mühlenarbeiter 

—             jRegelung      der      Ar- 
1       beitsverhällnisse 

V. 

U. 

* 

1906                Bäcker 

—            j             Ruhezeit 

V. 

A. 

* 

1906              Koiffeure 

13              Verkürzung     der     Ar- 

V. 

U. 

* 

beitszeit. 

Stellungen  verschont  geblieben  wäre,  kann  man  darum,  wie  weiter  unten 
zu  zeigen  sein  wird,  nicht  gerade  behaupten.  Vom  Jahre  1902  an  wird 
dann  das  Vermittlungsamt  in  steigendem  Masse  in  Anspruch  genommen, 
und  zwar  in  dem  genannten  Jahre  von  zwei  Berufen  in  drei  Fällen. 
Alle  drei  Bewegungen  beschränken  sich  jedoch  auf  einen  einzelnen 
Betrieb.  Im  Jahre  1903  ist  die  Inanspruchnahme  des  Vermittlungsamtes 
der  Zahl  (3  Konflikte  in  3  Berufen)  und  Bedeutung  nach  annähernd 
die  gleiche.  Grösser  war  die  Tätigkeit  des  Vermittlungsamtes  im  Jahre 
J904.  Zu  Interventionen  gaben  in  diesem  Jahre  6  Berufe  in  7  Fällen 
Veranlassung,  davon  bezogen  sich  3  Konflikte  nur  auf  je  einen  Betrieb, 
die  übrigen  auf  sämtliche  Betriebe  des  betreffenden  Gewerbes.  Im 
Streike  der  Gipser  wurde  zweimal  interveniert,  das    erste  Mal  auf  Er- 
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Zahl 

Dauer 

Ergebnis 

der 
Konferen- 

der 
Verhand- 

in  der 
Hauptsache 

-|-    erfolgreich 

Bemerkungen 

zen 

lungstage 

o  erfolglos 

1 

3 

8 

o 

Die  abgebrochenen  Unterhandlungen  wurden  auf 
Veranlassung  der  Arbeitgeber  wieder  aufge- 
nommen und  in  der  Folge  ein  Tarif  mit  drei- 
jähr. Gültigkeitsdauer  abgeschlossen. 

I 

I 

+ 
°    1 

I 

I 

Zweimalige  vergebliche  Intervention   des  Regie- 

+ 

o    1 

rungsrats. 

2 

14 

o 

3 

8 

+ 

Abschluss  eines  Tarifs  mit  3 jähr.  Gültigkeits- 
dauer. 

2 

4 

+ 

Abschluss  eines  Tarifs  ohne  Angabe  der  Gül- 
tigkeitsdauer. 

3 

+ 

Abschluss  eines  Tarifs  von  annähernd  i^s  jäh- 
riger Gültigkeitsdauer. 

25 

o 

9 

+ 

Abschluss  eines  Tarifs  ohne  Angabe  der  Gültig- 
keitsdauer. 

— 

0 

Die  einberufene  Konferenz  verlief  ergebnislos, 
weil  die  Arbeitgeber    nicht  organisiert   waren. 

o 

I 

Der  Konflikt  erstreckte  sich  auf  eine  Firma,  die 
sich  weigerte,  an  der  einberufenen  Konferenz 
teilzunehmen. 

I 

+ 

Tarif  mit  i^L'jähr.   Gültigkeitsdauer. 

3 
8 

+ 

+ 

suchen  der  Arbeiter,  das  zweite  Mal  leitete  der  Regierungsrat  von  sich 
aus  das  Vermittlungsverfahren  ein.  Das  Jahr  1905  war  infolge  der 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  —  günstige  Konjunktur  auf  dem  Arbeits- 
markte verbunden  mit  allgemeiner  Verteuerung  der  Lebensmittel  —  so 
reich  an  Lohnbewegungen  wie  kein  Jahr  vorher.  Das  erklärt  auch, 
warum  das  baslerische  Einigungsamt  in  14  Konfliktsfällen  um  seine 
Vermittlung  angegangen  wurde  und  viermal  von  Amts  wegen  ein  Ver- 
mittlungsverfahren einleitete.  Letzteres  geschah  zweimal  —  allerdings 
vergeblich  —  anlässlich  der  Aussperrung  sämtlicher  Bauarbeiter  imd 
zweimal,  nachdem  die  auf  Wunsch  der  Arbeiter  bereits  vorher  anbe- 
raumten Konferenzen  ergebnislos  gewesen  waren.  Sämtliche  Bewe- 
gungen, mit  Ausnahme  von  zweien,  erstreckten  sich  auf  alle  Betriebe  der 
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betreffenden  Industrien  im  Kanton,  einige  auch  darüber  hinaus.  Das 
Jahr  1906  war  nicht  so  stürmisch  als  sein  Vorgänger,  obwohl  es  der 
Zahl  nach  mehr  Lohnbewegungen  aufweist,  die  aber  nach  Umfang  und 
Ausdehnung  weit  hinter  den  Kämpfen  des  Jahres  1905  zurückstehen. 
In.sgesamt  fanden  im  Jahre  1906  in  Basel  27  Lohnbewegungen  .statt, 
von  denen  15  mit  Streiks  verknüpft  waren.  Dennoch  wurde  das  kan- 
tonale Vermittlungsamt  nur  zweimal  angerufen,  und  zwar  das  eine  Mal 
von  den  Bäckergehilfen  und  das  andere  Mal  von  den  Coiffeurprinzipalen. 
In  beiden  Fällen  kam  eine  Einigung  zustande. 

Die  hauptsächlichsten  Streitfragen,  die  vor  dem  Einigungsamt  zur 
Verhandlung  kamen,  betreffen  die  Forderung  der  Lohnerhöhung  unter 
gleichzeitiger  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  die  Abschaffung  der  Akkord- 
arbeit und  die  Festsetzung  von  Minimallöhnen.  Die  regelmässig  da- 
neben noch  auftretenden  Differenzpunktc  waren  meist  von  ungeordneter 
Bedeutung. 

Das  Vermittlungsverfahren  wurde  fast  ausschliesslich  auf  Verlangen 
der  Arbeiterschaft  eingeleitet.  Selten  schritt  der  Regierungsrat  ex 
officio  ein  und  noch  seltener  suchten  die  Arbeitgeber  die  Mitwirkung 
des  Einigungsamtes  nach.  Letztere  lehnten  vielmehr  in  drei  Fällen 
die  Tätigkeit  des  Vermittlungsamtes  ab,  während  die  Arbeiter  die  guten 
Dienste  desselben  stets  akzeptierten. 

In  jedem  Konflikt  fanden  durchschnittlich  annähernd  zwei  Vermitt- 
lungskonferenzen statt.  Neben  den  offiziellen  Sitzungen  aber  gingen 
oft  noch  persönliche  Konferenzen  der  Regierungsvertreter  mit  den 
Parteien,  sowie  mündliche  und  schriftliche  durch  den  Regierung.sver- 
treter  vermittelte  Unterhandlungen  der  Parteivertreter  her.  Dieses  geht 
schon  aus  der  Dauer  der  Verhandlungen  hervor,  die  beträchtlich  schwankt. 
So  fand  z.  B.  in  einem  Falle  während  einer  Verhandlungsdauer  von  25 
Tagen  nur  eine  Konferenz  statt,  während  in  einem  anderen  Falle  inner- 
halb drei  Tagen  drei  Konferenzen  abgehalten  wurden. 

Erfolgreich  war  die  Tätigkeit  des  Vermittlungsamtes  in  etwa  der 
Hälfte  aller  Fälle.  Besonders  gross  war  im  Jahre  1905  die  Zahl  der 
vergeblichen  Vermittlungsgesuche.  Von  den  erfolgreichen  Vermittlungen 
endigten  12  mit  Abschluss  eines  Tarifvertrags  und  6  mit  einer  schrift- 
lichen Vereinbarung. 

Betrachtet  man  das  Gesamtergebnis  der  Tätigkeit  des  baslerischen 
Vermittlungsamtes,  so  muss  man  gestehen,  dass  dasselbe  nennenswerte 
Erfolge  nicht  aufzuweisen  hat.  Eine  Verminderung  der  wirtschaftlichen 
Kämpfe,  oder  auch  nur  Verringerung  der  durch  Kollektivkonflikte  ver- 
ursachten Reibungen  und  Störungen  im  Wirtschaftsleben  insbesondere 
der  Streiks  und  Aussperrungen  lässt  sich  nicht  nachweisen.  Welches 
aber  sind  die  Ursachen  dieser  bedauerlichen  Erscheinung?  An  gutem 
Willen,  auch  auf  diesem  Gebiete  ebenso,  wie  sie  es  schon  auf  so  man- 
chem   Gebiet   der    Sozialpolitik    getan    hat,  Vorbildliches    zu    schaften, 
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fehlt  es  der  Regierung  des  Kantons  Basel-Stadt  sicherlich  nicht,  und 
auch  die  von  ihr  gestellten  Obmänner  haben  es  schwerlich  an  redlichem 
Willen  und  ehrlichem  Bemühen,  eine  Einigung  herbeizuführen,  fehlen 
lassen.  Die  Misserfolge,  die  das  Vermittlungsamt  aufzuweisen  hat,  er- 
klären sich  hauptsächlich  aus  organisatorischen  Fehlern.  Eine  nähere 
Betrachtung  der  vor  dem  Einigungsamt  zur  Verhandlung  gekommenen 
Fälle  wird  dies  zeigen  und  für  die  Reform  des  Einigungsamtes  manche 
Fingerzeige  geben. 

Um  ein  ganz  deutliches  Bild  von  der  Tätigkeit  des  Einigungsamtes 
zu  geben,  bedürfte  es  einer  zuverlässigen  Statistik  der  in  Basel  seit 
dem  Bestehen  des  Vermittlungsamtes  eingetretenen  Lohnbewegungen. 
Eine  genaue  fortlaufende  Statistik  der  Lohnbewegungen  fehlt  aber  im 
Kanton  Basel  ebenso  wie  in  der  Schweiz  überhaupt.  Bis  zum  Jahre 
1905  müssen  wir  uns  mit  den  dürftigen  Notizen  begnügen,  die  sich 
zerstreut  in  den  Berichten  des  Schweiz.  Arbeitersekretariats  und  den 
Mitteilungen  des  Schweiz.  Gewerkschaftsbundes  finden.  Danach  fanden 
im  ersten  Jahre  der  Tätigkeit  des  Einigungsamtes  in  Basel  drei 
Lohnbewegungen  statt,  von  denen  zwei  mit  Streik  verbunden  waren. 
Im  folgenden  Jahre  wurden  sechs  Lohnbewegungen,  von  denen  die 
Hälfte  mit  Arbeitseinstellung  verknüpft  war,  gezählt.  Das  Jahr  i899 
wies  nur  zwei  Arbeitsniederlegungen  auf,  während  1900  fünf  Lohnbe- 
wegungen einschliesslich  zwei  Arbeitseinstellungen  zu  verzeichnen  waren. 
Für  die  folgenden  Jahre  versagt  auch  die  Statistik  des  Schweiz.  Ar- 
beitersekretariats jede  Auskunft.  Nach  den  Mitteilungen  des  Schweiz. 
Gewerkschaftsbundes  sollen  1903  in  Basel  acht  friedliche  Lohnbewe- 
gungen und  zwei  Arbeitseinstellungen  stattgefunden  haben,  und  nach 
der  anscheinend  zuverlässigen  Statistik  des  Basler  Arbeitersekretariats 
fanden,  wie  schon  erwähnt,  im  Jahre  1906  im  Kanton  Basel  27  Bewe- 
gungen statt,  von  denen  nur  12  ohne  Streiks  beendigt  wurden. 

Von  1897 — 1900  fanden  also  im  Kanton  Basel  17  Lohnbewegungen 
bez.  9  Streiks  statt ,  und  dennoch  hatte  das  Vermittlungsamt  nur  ein 
einziges  Mal  Gelegenheit,  in  Funktion  zu  treten.  Nun  ist  es  gewiss 
erfreulich,  wenn  die  Parteien  so  selbständig  sind,  dass  sie  auf  dem 
M^ege  friedlichen  Verhandeins  zur  Verständigung  gelangen  und  der 
Tätigkeit  eines  Vermittlungsamtes  nicht  bedürfen.  Davon  kann  aber 
in  Basel  gar  nicht  die  Rede  sein;  das  beweist  schon  die  angeführte 
Zahl  der  Arbeitseinstellungen.  Denn  wenn  auch  nicht  gefordert  wer- 
den kann,  dass  das  Vermittlungsamt  bei  jeder  Lohnbewegung  eingreift, 
so  sollte  es  doch  vor  Ausbruch  eines  jeden  Streiks  in  Funktion  treten. 

Im  Jahre  1902  wurde,  wie  erwähnt,  das  Einigungsamt  dreimal  an- 
gerufen, und  es  vermittelte  jedesmal  mit  Erfolg.  Sieht  man  näher  zu, 
so  zeigt  sich,  dass  in  zwei  Fällen  der  Regierungsrat  erst  nach  mehr- 
wöchentlichem Streik,  offenbar  also  nachdem  wenigstens  eine  der  Par- 
teien des  Kampfes  müde  war,  um  seine  Vermittlung  angegangen  wurde. 
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Aehnlich  war  es  im  folgenden  Jahre,  in  welchem  nur  in  einem 
sich  auf  einen  Betrieb  beschränkenden  Streik  mit  Erfolg  interveniert 
wurde.  Dagegen  machte  sich  bei  der  Arbeitseinstellung  der  Maurer 
und  Handlanger  wiederum  die  mangelnde  Bewegungsfreiheit  des  Eini- 
gungsamtes geltend.  Der  Streik  brach  nämlich  aus,  nachdem  die  Ar- 
beitgeber, angeblich  weil  die  ihnen  gesetzte  Frist  zu  kurz  bemessen 
war,  zu  der  anberaumten  Vermittlungskonferenz  keine  Delegierten  er- 
nannt  hatten.  Das  Emigungsamt  stand  dem  ratlos  gegenüber.  Es 
konnte  weder  die  Arbeitsniederlegung  verhüten,  noch  die  Arbeitgeber 
zur  Bestellung  von  Delegierten  zwingen.  Es  taucht  deshalb  die  Frage 
auf,  ob  man  den  Parteien  nicht  die  Verpflichtung  auferlegen  kann,  vor 
Anwendung  von  Gewaltmitteln  (Streik  und  Aussperrung)  die  Tätigkeit 
des  Vermittlungsamts  in  Anspruch  zu  nehmen.  Eine  derartige  Be- 
schränkung des  Streikrechts  geht  allerdings  vielleicht  über  den  Rahmen 
der  Kompetenz  der  Kantone  hinaus,  allein  die  Frage  der  Errichtung 
von  Einigungsämtern  und  Schiedsgerichten  wird,  wie  noch  zu  zeigen 
sein  wird,  über  kurz  oder  lang  ohnehin  eine  eidgenössische  Regelung 
erfahren  müssen.  Denn  heute  schon  greifen  Streiks  sehr  oft  über  das 
Gebiet  eines  einzelnen  Kantons  hinaus,  und  die  Zahl  derselben  wird 
sich  mit  der  weiteren  Entwicklung  der  Gewerkschaften  zweifelsohne 
vermehren.  Bei  Lohnbewegungen  aber,  die  sich  über  die  ganze  Eid- 
genossenschaft oder  einen  grösseren  Teil  derselben  erstrecken,  kann 
ein  kantonales  Einigungsamt  kaum  irgendwelche  Erfolge  erhöhen;  denn 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  sind  meistens  durch  Beschlüsse  ihres 
Zentralverbandes  gebunden.  Zu  den  Massnahmen  aber,  die  der  Kan- 
ton mit  Bezug  auf  die  Inanspruchnahme  der  Vermittlungsorgane  bei 
der  Ausgestaltung  des  Einigungsamtes  treffen  kann,  gehören  die  Ein- 
führungen des  Erscheinungs-  und  Verhandlungszwangs  und  die  Ver- 
leihung der  Befugnis,  bei  Nichterscheinen  oder  Nichtbestätigung  der 
Delegierten  Ordnungsstrafen  zu  verhängen.  Es  würde  sich  auch  em- 
pfehlen, an  Stelle  oder  neben  den  Ordnungsstrafen,  die  unter  Um- 
ständen nicht  leicht  zu  exiquieren  sein  dürften,  andere  Rechtsnachteile 
anzudrohen,  z.  B.  Bekanntgabe  des  Namens  der  renitenten  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer,  Sperrung  des  Arbeitsnachweises,  Entziehung  der 
Arbeitslosenunterstützung,  der  öffentlichen  Aufträge  und  dergleichen. 

Natürlich  ist  von  allen  diesen  Massnahmen  wenig  zu  erwarten, 
wenn  den  Parteien  der  gute  Wille,  zur  Einigung  zu  gelangen,  fehlt. 
Immerhin  werden  Rüchsichtslosigkeiten  vermieden,  wie  sie  in  Basel 
seitens  einiger  Unternehmer  vorkamen,  die  in  schroffster  Form  jeden 
Vermittlungsversuch  ablehnten.  In  dieser  Hinsicht  glauben  wir  uns 
manches  von  der  erzieherischen  Wirkung  der  entsprechend  ausgestal- 
teten Einigungsinstanz  versprechen  zu  dürfen. 

Am  häufigsten  trat  das  Baslerische  Vermittlungsamt  in  dem  Streik- 
jahre 1905  in  Wirksamkeit.    In  der  Hälfte  (9)  aller  vor  das  Vermittlungs- 
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amt  gebrachten  Streikfälle  erfolgte  die  Intervention  erst  nach  Ausbruch 
der  Arbeitseinstellung  oder  Aussperrung.  Von  diesen  9  Konflikten 
wurden  zwar  5  beigelegt,  aber  bei  3  der  letzteren  hatte  die  Arbeiter- 
schaft bereits  vor  Einstellung  der  Arbeit  das  Vermittlungsamt,  aller- 
dings ohne  Erfolg,  angerufen,  und  erst  nachdem  in  dem  einen  Falle  8, 
in  dem  andern  40  und  in  dem  dritten  gar  48  Tage  lang  gestreikt 
worden  war,  hatte  ein  zweiter  Vermittlungsversuch  den  Erfolg,  dass 
die  schon  anlässlich  der  ersten  Vermittlungskonferenz  von  den  Arbeitern 
gestellten  Forderungen  bewilligt  wurden. 

Noch  einige  andere  Fälle  aus  diesem  Jahre  verdienen  besondere 
Beachtung,  weil  sie  deutliche  Beweise  der  wenig  glücklichen  Organi- 
sation des  Einigungsamtes  sind.  In  einem  Falle,  dem  Streik  der  Fär- 
bereiarbeiter, scheiterte  der  von  den  Arbeitern  gewünschte  Vermittlungs- 
versuch, weil  die  Fabrikbesitzer  sich  weigerten,  mit  der  Organisation 
der  Arbeiter  zu  verhandeln.  Wäre  in  der  baslerischen  Verordnung  der 
Verhandlungszwang  unter  Zulassung  auch  nicht  unmittelbar  am  Streik 
beteiligter  Arbeitervertreter  vorgesehen  gewesen,  so  hätte  das  Einigungs- 
amt nicht  unter  einem  solchen  Vorwande  beiseite  geschoben  werden 
können.  Ob  dann  allerdings  das  Vermittlungsverfahren  einen  andern 
Erfolg  gehabt  hätte,  muss  natürlich  dahingestellt  bleiben.  Immerhin 
ist  es  wahrscheinlich,  dass  die  gesetzliche  Zulassung  nicht  unmittelbar 
am  Konflikt  beteiligter  Arbeitervertreter  die  Unternehmer  mit  dem  Ge- 
danken, auch  eventuell  mit  der  Organisation  verhandeln  zu  müssen, 
vertraut  gemacht  hätte,  bevor  die  Frage  für  den  Einzelnen  praktisch 
geworden  wäre. 

Ein  charakteristisches  Gegenstück  zu  dem  eben  erwähnten  ver- 
geblichen Vermittlungsversuch  ist  ein  anderer  Konflikt,  der  wenige 
Monate  später  den  Regierungsrat  beschäftigte.  In  diesem  Falle  (Küfer) 
konnte  ein  Vermittlungsverfahren  nicht  eingeleitet  werden,  weil  die 
Meister  nicht  organisiert  waren  und  deshalb  keine  Vertreter  bestellen 
konnten.  Das  eine  Mal  wollen  die  Arbeitgeber  also  nicht  verhandeln, 
weil  auf  der  andern  .Seite  die  Organisation  steht,  und  das  andere  Mal 
können  sie  nicht  verhandeln,  weil  sie  selbst  keine  Organisation  haben. 

Endlich  sei  noch  der  letzte  Konflikt,  der  im  Jahre  1905  das  Eini- 
gungsamt beschäftigte,  erwähnt.  Bei  diesem  Streitfall  kann  von  einer 
Vermittlung  durch  das  Einigungsamt  garnicht  die  Rede  sein,  denn  die 
Anrufung  desselben  seitens  der  Arbeitgeber  hatte  nur  den  Zweck,  eine 
in  privater  Verhandlung  zwischen  den  Mühlenbesitzern  und  ihren  Ar- 
beitern bereits  abgeschlossene  Vereinbarung  offiziell  bestätigen  zu  lassen. 

Wie  gering  die  Tätigkeit  des  Einigungsamtes  im  Jahre  1906  im 
Vergleich  zu  der  Zahl  der  Lohnbewegungen  war,  wurde  bereits  erwähnt. 
Die  beiden  Konflikte,  die  zur  Einleitung  eines  Vermittlungsverfahrens 
führten,  zeigen  deutlich,  dass  das  Einigungsamt  in  den  Arbeitskämpfen 
gar  keine  Rolle  spielt  und  sich  auch  keiner  besonderen  Wertschätzung 
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bei  den  Parteien  zu  erfreuen  hat.  Der  Basler  Vorwärts  bemerkt  zu 
dem  ersten  Streitfall :  »Die  Gehilfen,  die  wegen  einer  so  lumpigen 
Forderung  einen  Ausstand  nicht  provozieren  wollten,  mussten  das  kan- 
tonale Vermittlungsamt  anrufen«,  und  zu  dem  andern  Konflikt  bemerkt 
dasselbe  Blatt:  »Als  die  Meister  sahen,  dass  es  den  Gehilfen  mit  der 
Erringung  besserer  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  ernst  war,  sind  sie 
vor  das  staatliche  Vermittlungsamt  gelaufen«^). 

Aus  alledem  geht  hervor,  dass  das  Vermittlungsamt  fast  immer 
nur  dann  angerufen  wurde,  wenn  entweder  eine  Partei  die  Machtprobe 
scheute  oder  kampfesmüde  war  oder  endlich  die  Einigung  schon  zu- 
stande gekommen  war  und  aus  taktischen  Gründen  eine  offizielle  Be- 
glaubigung gewünscht  wurde.  Doch  liegt  es  uns  fern,  daraus  dem 
Basler  Vermittlungsamt  einen  Vorwurf  machen  zu  wollen ;  denn  bei 
Errichtung  desselben  handelte  es  sich  ausgesprochenermassen  um  einen 
ersten  Versuch,  und  es  konnte  sich  auch  um  nichts  anderes  handeln, 
denn  es  fehlte  an  jeglichem  Vorbild.  Die  Kantone  Bern  und  Zürich 
hatten,  wie  erwähnt,  ebenfalls  erst  kurz  vorher,  einen  Versuch,  eine 
Instanz  zur  Lösung  von  Kollektivkonflikten  zu  schaffen,  unternommen, 
und  sonst  fand  sich  in  der  ganzen  Schweiz  —  abgesehen  von  einer 
Bestimmung  des  Gewerbegerichtsgesetzes  des  Kantons  Luzern  vom 
i6.  Februar  1892,  die  aber  nie  praktische  Bedeutung  erlangt  hatte  — 
überhaupt  kein  Vorbild,  dessen  Erfahrungen  hätten  nutzbar  gemacht 
werden  können.  Das  Genfer  »Gesetz  betreffend  die  Art  der  Feststellung 
der  üblichen  Tarife  zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern  und  be- 
treffend die  Regelung  der  Streitigkeiten,  anlässlich  der  Bedingungen 
ihrer  Anstellung«  (Loi  fixant  le  mode  d'etablissement  des  tarifs  d'usage 
entre  ouvriers  et  patrons  et  reglant  les  conflits  collectifs  pouvant  naitre 
entre  eux),  welches  das  auf  dem  Boden  der  kantonalen  Gesetzgebung 
überhaupt  Erreichbare  darstellt,  datiert  erst  vom  10.  Februar  1900. 
Höchstens  das  französische  Gesetz  sur  la  concilation  et  l'arbitrage  en 
matiere  de  differents  collectifs  entre  patrons  et  ouvriers  vom  27.  De- 
zember 1892  konnte  dem  Basler  Gesetzgeber  als  Vorlage  dienen. 
Und  in  der  Tat  ist  dieses  Gesetz  neben  der  schon  erwähnten  stadt- 
züricherischen  Verordnung  bei  der  Ausarbeitung  des  in  Rede  stehenden 
Gesetzes  zu  Rate  gezogen  worden.  Es  darf  deshalb  auch  nicht  wunder- 
nehmen, dass  sich  letzteres  ebensowenig  wie  das  französische  Gesetz 
bewährt  hat.  Allein,  ebenso  wie  man  in  Frankreich  bemüht  ist,  eine 
Reform  des  gewerblichen  Einigungswesens  in  die  Wege  zu  leiten  — 
wir  erinnern  an  die  Vorschläge  Millerands,  Constans'  und  Ri/delies  —  so 
sucht  man  auch  in  Basel  nach  einer  Form,  in  der  die  wirtschaftlichen 
Difterenzen  zwischen  Arbeitnehmern  und  Arbeitgebern  auf  gesetzlichem 
Wege  erledigt  werden  können.      In   einer  Ende  des  Jahres  1905  bereits 

l)  Jahrgang  1907  Nr.  S2. 
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im  Grossen  Rate  eingebrachten  und  behandelten  Motion  wurde  der 
Regierungsrat  aufgefordert,  »zu  prüfen  und  zu  berichten,  ob  nicht  durch 
gesetzliche  Massregeln,  wie  Einrichtung  öffentlicher  neutraler  Berufs- 
genossenschaften für  Arbeiter  und  Unternehmer  und  Einrichtung  eines 
staatlichen  Arbeitsamtes,  das  Zustandekommen  verbindlicher,  kollektiver 
Arbeitsverträge  einerseits,  andererseits  eine  schiedsgerichtliche  Erledi- 
gung von  Kollektivstreitigkeiten  zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern 
ermöglicht,  und  damit  Arbeiter  und  Unternehmer  vor  Arbeitseinstellungen 
und  Aussperrungen  könnten  geschützt  werden«. 

Diese  Motion  wurde  fast  einstimmig  für  erheblich  erklärt  und  dem 
Regierungsrat  zur  Berichterstattung  überwiesen.  Derselbe  ist  allerdings 
bisher  mit  keinem  positiven  Vorschlag  an  die  Oeffentlichkeit  getreten, 
und  das  wohl  nicht  mit  Unrecht;  denn  die  Frage  der  Errichtung  von 
Einigungsämtern  und  Schiedsgerichten  kann  im  Rahmen  der  kantonalen 
Gesetzgebung  kaum  befriedigend  gelöst  werden.  Jedenfalls  kann  die 
Gesetzgebung  im  Sinne  der  zitierten  Motion  nicht  vorgehen,  ohne  mit 
der  Bundesverfassung  in  Kollision  zu  geraten.  Die  Regelung  des  kollek- 
tiven Arbeitsvertrags  muss  ebenso  wie  die  Errichtung  obligatorischer 
Berufsgenossenschaften  —  und  nur  für  solche  könnten  obligatorische 
Schiedssprüche  verbindlich  sein  —  der  Bundesgesetzgebung  überlassen 
bleiben.  Denn  der  Art.  64  der  Bundesverfassung  vom  Jahre  1874  hat 
dem  eidgenössischen  Gesetzgeber,  nicht  dem  kantonalen,  die  Kompetenz 
zur  Regelung  des  Obligationenrechtes,  zu  welchem  Dienstvertrag  und 
Werkvertrag  gehören,  übertragen.  Die  Kantone  erwarten  daher  wirk- 
liche Fortschritte  auf  dem  Gebiet  des  gewerblichen  Einigungswesens 
nur  von  dem  Eingreifen  des  Bundes,  und  es  steht  ausser  Zweifel,  dass 
der  Bundesrat  in  absehbarer  Zeit  dem  Prc^bleme  der  friedlichen  Erle- 
digung von  Kollektivstreitigkeiten  und  der  gesetzlichen  Feststellung 
von  Tarifverträgen  näher  treten  wird  ^).  Eine  Motion,  die  den  Bundes- 
rat auffordert,  auf  diesem  Gebiete  vorzugehen,  wurde  am  21.  Juni  1906 
im  Nationalrat  beraten  und  mit  grosser  Majorität  für  erheblich  erklärt-). 
Es  ist  deshalb  wohl  begreiflich,  dass  die  Kantone  sich  abwartend  ver- 
halten. Denn  innerhalb  ihrer  Kompetenz  können  sie  für  die  Ausge- 
staltung der  Einigungsämter  und  Schiedsgerichte  in  der  Tat  nur  wenig 
tun.  Sie  können,  wie  erwähnt,  den  Erscheinungs-  und  Verhandlungs- 
zwang einführen  und  sie  können  auch,  wenn  beide  Parteien    sich    frei- 


1)  Der  Entwurf  zur  Revision  des  Schweiz.  Obligationenrechtes  berücksichtigt 
bereits  den  Tarifvertrag  insofern,  als  er  bestimmt,  dass  der  Inhalt  des  Dienstvertrages 
durch  Vertrag   des  Arbeitgebers  mit  Berufsgenossenschaften    festgestellt   werden   kann. 

2)  Motion  Scherrer  und  Mitunterzeichner  v.  20.  Juni  1906:  Der  Bundesrat  wird 
eingeladen  zu  prüfen  und  Bericht  und  Antrag  einzubringen,  ob  nicht  auf  dem  Boden 
des  Grundes  Institutionen  zur  Untersuchung,  Vermittlung  und  Austragung  von  Kollek- 
tivstreitigkeiten zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern  zu  schaffen  seien.  (Stenogra- 
phisches Bulletin    1906  Nr.   36). 
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willig  unterwerfen,  die  Sprüche  des  Schiedsgerichtes  für  vollstreckbar 
erklären;  im  übrigen  aber  stehen  ihnen  nur  moralische  oder  wirtschaft- 
liche Zwangsmittel  zu  Gebote,  um  die  Parteien  zur  Benutzung  der 
Einigungsinstanzen  zu  zwingen.  Der  kantonale  Gesetzgeber  kann  die 
Gegner  nur  zwingen,  von  einer  Gelegenheit,  sich  zu  verständigen,  Ge- 
brauch zu  machen,  aber  er  kann  sie  nicht  zur  Verständigung  überhaupt 
zwingen,  oder  ihnen  gar  den  Spruch  eines  Dritten,  des  Richters,  auf- 
zwingen. Denn  es  darf  nicht  vergössen  werden,  dass  es  sich  bei  Ar- 
beitsstreitigkeiten fast  niemals  um  Rechtsfragen,  sondern  fast  inmier 
um  Interessenkämpfe  handelt,  für  deren  Beurteilung  keine  Rechtssätze, 
sondern  nur  Billigkeitsgründe  massgebend  sein  können.  Deshalb  er- 
scheint es  auch  fraglich,  ob  die  Schiedsgerichte  mit  Erfolg  in  den 
Kampf  zwischen  Arbeit  und  Kapital  einzugreifen  vermögen.  Die  Vor- 
aussetzung dafür  ist  jedenfalls  die  rechtliche  Sicherung  des  Tarifvertrags 
und  in  Verbindung  damit  die  obligatorische  Organisation  der  Parteien. 
Das  aber  sind  Probleme,  die  nur  der  eidgenössische  Gesetzgeber  lösen 
kann.  Und  es  ist  wohl  verständlich,  wenn  dieser  hierbei  zögernd  zu 
Werke  geht,  denn  es  handelt  sich  um  die  grosse  Frage,  ob  das  Fun- 
dament unseier  heutigen  Wirtschaftsordnung,  das  Prinzip  des  freien 
Arbeitsvertrags  auf  privatrechtlicher  Grundlage,  das  Recht  des  Arbeiters 
zu  arbeiten,  wann  er  will,  und  zu  welchen  Bedingungen  er  will,  preis- 
gegeben werden  soll.  Jedenfalls  würde  die  Schweiz  eine  Kulturaufgabe 
von  grösster  Bedeutung  lösen,  wenn  sie  zeigte,  dass  auch  in  einem 
modernen,  unmittelbar  am  Konkurrenzkampf  um  den  Weltmarkt  betei- 
ligten Industriestaat  —  denn  neuseeländische  und  ähnliche  Verhältnisse 
können  hier  nicht  zum  Vergleich  herangezogen  werden  —  sich  Institu- 
tionen schaffen  lassen,  die,  ohne  den  sozialen  Fortschritt  zu  hemmen 
und  der  Arbeiterschaft  den  steigenden  Anteil  am  Produktionsertrag  vor- 
zuenthalten, an  Stelle  des  Kampfes  Aller  gegen  Alle  die  friedliche  Ent- 
wicklung   der  Arbeitsverfassung   und  Produktionsordnung    ermöglichen. 
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Mo  euer,  Dr.  jur.  Ernst  von  (Privatdozent  an  der  Univ.  Berlin),  Die 
Elendenbrüder Schäften.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Fremdenfür- 
sorge im  Mittelalter.  Leipzig,  J.  C.  Hinrichs'sche  Buchh.,  1906. 
176  S.  8". 
Die  Elendenbrüderschaften  oder  Elendengilden  waren  »Brüder- 
schaften, die  für  das  christliche  Begräbnis  und  das  Seelenheil  armer 
Fremder  sorgten  und  sich  zuweilen  auch  ihrer  Beherbergung  und  Ver- 
pflegung in  Krankheiten  widmeten«.  So  fasst  der  Verfasser  das  Er- 
gebnis seiner  Untersuchungen  über  den  Zweck  dieser  eigenartigen  kirch- 
lichen Genossenschaften  am  Schlüsse  zusammen.  Vielleicht  ist  das  et- 
was zu  eng;  denn  es  lässt  sich  durch  eine  Reihe  von  Zeugnissen  be- 
reits aus  dem  Mittelalter  beweisen,  dass  sich  ihre  Fürsorge  den  Armen 
und  Verlassenen  überhaupt  zuwandte,  und  jede  Genossenschaft  wollte 
doch  auch  etwas  für  ihre  Mitglieder.  Ebenso  scheint  es  mir  eine  Ver- 
kennung des  wirklichen  Sachverhalts,  wenn  sich  der  Verfasser  unter 
den  »Elenden«  vorzugsweise  Wallfahrer  und  reisende  Kleriker  vorstellt. 
Denn  für  diese  waren  schon  in  früherer  Zeit  eigene  Elendenherbergen 
errichtet,  und  sie  fanden  auch  allerwärts  in  den  Klöstern  willige  Pflege 
und  Unterkunft.  Ueberdies  hat  der  Verfasser  dem  Umstände  viel  zu 
wenig  Beachtung  geschenkt,  dass  die  Elenden  in  den  Quellen  meist 
als  exules,  die  Brüderschaften  schlechthin  als  fraternitates  exulum  be- 
zeichnet werden.  Man  hat  sich  aber  unter  diesen  exules  nicht  bloss 
landflüchtige  Verbrecher  zu  denken,  wie  der  Verf.  zu  glauben  scheint, 
sondern  vor  allem  die  zahlreichen  Personen,  die  infolge  bürgerlicher 
Unruhen  oder  weil  sie  sich  sonst  unbequem  gemacht  hatten,  aus  den 
Städten  auf  kürzere  oder  längere  Zeit  .in  das  elent:  gestossen,  d.  h. 
ausgewiesen    wurden.     (Vgl.   z.  B.   Gengier,    Die    Stadtrechtsaltertümer 

S.  447  ff-) 

Die  Anlage  der  Schrift  ist  nicht  durchweg  geschickt  und  übersicht- 
lich. Sie  beginnt  mit  einer  Zusammenstellung  der  Nachrichten  über 
das  Vorkommen  von  E.-B.  in  den  einzelnen  Städten :  das  Ergebnis  ist 
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interessant.  Ihre  Verbreitung  beschränkt  sich  fast  ausschUessHch  auf 
Deutschland;  innerhalb  des  letztern  aber  finden  sie  sich  vorzugsweise 
in  Norddeutschland  und  am  Rhein.  Doch  darf  man  aus  der  vom  Verf. 
aufgestellten  Liste  keine  übereilten  Schlüsse  ziehen.  Das  Material  liegt 
gewiss  bei  weitem  noch  nicht  vollständig  gedruckt  vor,  und  die  Um- 
frage, welche  der  Verfasser  bei  einer  Anzahl  von  Archiven  veranstaltet 
hat,  scheint  Süddeutschland,  aus  dem  er  bloss  8  Fälle  aufzählt,  nur  sehr 
sporadisch  berücksichtigt  zu  haben.  Auch  der  Einfluss,  den  der  Ver- 
fasser den  Bischöfen  bestimmter  Diözesen  zuschreiben  will,  bleibt  un- 
erwiesen. Keine  der  Nachrichten  geht  über  das  XIV.  Jahrhundert  zu- 
rück; im  XVT.  verschwinden  sie  aus  den  protestantischen  Ländern;  in 
katholischen  verknöchern  und  entarten  sie,  und  es  ist  unbegreiflich, 
wie  der  Verfasser  Nachrichten,  die  ihm  aus  dem  i8.  Jahrhundert  über 
solche  entartete  Brüderschaften  zugegangen  waren,  zur  Charakteristik 
der  ganzen  durch  und  durch  mittelalterlichen  Erscheinung  hat  verwen- 
den können. 

Im  zweiten  Teile  der  Arbeit  verbreitet  sich  der  Verfasser  ausführlich 
über  Organisation,  Zweck  und  Ursprung  der  E.-B.  Die  Auffassung,  die 
er  dabei  vertritt,  dass  man  es  mit  einer  rein  kirchlichen  Institution  zu 
tun  habe,  ist  ebensowenig  richtig,  als  sie  es  bei  den  Brüderschaften  der 
Handwerksgesellen  oder  den  Zünften  wäre,  die  sich  doch  auch  sehr  häufig 
Brüderschaften  nennen.  Leider  hat  der  Verfasser  hier  fast  nie  die  Steilen 
im  ursprünglichen  Wortlaut  angeführt,  auf  die  er  seine  Behauptungen 
stützt.  So  kann  man  diese  meist  nicht  nachprüfen,  auch  wo  dem  Leser  die 
ernstesten  Bedenken  aufstossen.  Lind  das  ist  nur  zu  oft  der  Fall.  Der 
Verfasser  scheint  zu  meinen,  man  könne  eine  Erscheinung  wie  die  vor- 
liegende isoliert  betrachten ;  es  ist  ihm  offenbar  gar  nicht  in  den  Sinn 
gekommen,  zu  scheiden  zwischen  denjenigen  Betätigungen  der  E,-B.,  die 
gemeinsame  Charakterzüge  aller  mittelalterlichen  Genossenschaften  sind 
(gesellige  Zusammenkünfte,  Grabgeleite,  gegenseitige  Unterstützung  der 
Mitglieder  etc.)  und  dem,  was  den  E.-B.  als  solchen  eigentümlich  ist. 
Nur  zu  oft  tritt  ein  engherziger  konfessioneller  Standpunkt  hervor. 
Werkheiligkeit  und  Ablasstheorie-  bestimmen  die  Vermögensbildung 
der  Brüderschaften  (S.  127);  >^bei  fetterem  Einkommen  hingen  sich  einer 
einzigen  Elendsgilde  5  oder  sogar  7  Altaristen  zur  Förderung  des 
Seelenheils  an«  (129);  »sie  haben  ihre  Tätigkeit  zersplittert  und  i.  d.  R. 
ihr  eigenes  Vergnügen  und  die  geistlichen  Pflichten  gegenüber  denen 
der  leiblichen  Fürsorge  zu  stark  betont,  weil  es  bequemer  ist  für  Elende 
zu  beten  und  beten  zu  lassen  als  für  Elende  zu  arbeiten«  (131).  Fort- 
gesetzt ist  die  Rede  von  »Schmausen«  und  »Gelagen«.  Der  Verfasser 
findet  es  empörend,  wenn  am  Jahresfest  einer  E.-B.  den  Mitgliedern 
zusammen  3  Tonnen  Bier  und  jedem  ein  Weck  und  ein  Stück  Käse 
spendiert  wurden  (131)  und  zählt  es  unter  den  »Extrafesten  der  Vor- 
steher« auf,    wenn  bei  der  Rechenschaftsablage    denselben  V/i  oder  V^ 
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'I'onne  Bier  zur  Verfügung  stand  (133).  Dass  das  bei  jeder  städtischen 
oder  genossenschaftlichen  Rechnungslegung  stellende  Sitte  war,  deren 
Fehlen  auffallen  müsste,  braucht  man  ja  nicht  zu  wissen.  Die  Straf- 
bestimmungen  der  Statuten  gegen  Schimpfworte  und  Rohheiten  sollen 
beweisen,  »dass  sich  die  Elendsgilden  vielfach  aus  den  niedrigsten  Be- 
völkerungsschichten rekrutierten.  Wenn  sich  der  Pöbel  selbst  erzieht, 
geht  es  ohne  derbe  Worte  nicht  ab<  (133)-  Man  sieht  daraus,  dass 
der  Verfasser  niemals  eine  Sammlung  von  Zunftordnungen  auch  nur 
oberflächlich  durchblättert  hat,  dass  ihm  die  massenhaften  Unfläte- 
reien  des  Adels,  wie  sie  in  den  Denkwürdigkeiten  des  //.  von  Sclnvei- 
nichen  und  in  der  Zimmerischen  Chronik  zu  finden  sind ,  völlig 
fremde  Dinge  sind.  Aber  wie  darf  er  den  Sittenrichter  spielen  über 
eine  Zeit,  die  er  gar  nicht  kennt?  Ganz  arg  ist,  wenn  er  S.  137 
von  einem  »Klimbim«  spricht,  der  bei  einer  Prozession  von  der  Mün- 
chener E.-B.  entfaltet  worden  sei,  und  wenn  er  S.  138  den  Münchener 
Geistlichen  vorwirft:  »Wohl  aber  war  ihnen  jedes  Mittel  recht,  um  im 
Volke  den  Glauben  zu  nähren:  Katholisch  ist  Trumpf;.  Gefährlich 
wird  die  Schrift ,  wo  der  Verfasser  ex  silentio  argumentiert.  Dafür 
nur  ein  Beispiel  (S.  150):  »Unzweifelhaft  hat  es  viele  Elendsgilden 
gegeben,  die  sich  um  das  Beherbergen  der  Elenden  überhaupt  nicht 
bekümmert  haben.  Als  selbstverständlich  lässt  es  sich  durchaus  nicht 
voraussetzen.  Das  Schweigen  mancher  Statuten  ist  in  dieser  Hinsicht 
sehr  beredt«.  Mit  derselben  Logik  könnte  aus  manchen  ma.  Hand- 
werksordnungen deduziert  werden,  dass  die  Meister,  für  die  sie  auf- 
gestellt waren,  das  betreffende  Gewerbe    gar  nicht  getrieben  hätten. 

Ausserdem  spielen  juristische  Konstruktionen  und  Verallgemeine- 
rungen dem  spröden  mittelalterlichen  Stoffe  manchmal  übel  mit.  S.  143 
verweist  der  Verf.  für  den  Begriff  des  »Elends«  auf  das  altgermanische 
Fremdenrecht.  »Heute  gibt  es  Leute,  die  in  allem,  was  ungefähr 
Menschenantlitz  trägt,  die  ewige  Menschenwürde  verehren  und  jegliche 
nähere  Beschäftigung  der  Polizei  mit  einem  Ausländer,  der  kein  Ver- 
brechen begangen  hat,  für  himmelschreiendes  Unrecht  halten.  Unser 
germanisches  Recht  war  frei  von  solcher  Zimpelei  i !)  und  ging  von 
dem  Prinzip  der  Rechtlosigkeit  der  Fremden  aus.«  Was  damit  für  die 
Rechtsstellung  der  :'Elenden«  des  XIV.  und  XV.  Jahrhunderts  gewon- 
nen werden  soll,  von  denen  der  Verf.  zugibt,  dass  sie  »vielfach  mit 
dem  Begriff  der  Ortsfremden  zusammenfallen«,  ist  nicht  leicht  ein- 
zusehen. Rechtlos  war  der  Pilger  oder  Handwerksbursche  aus  Ham- 
burg oder  Magdeburg-  in  Frankfurt  keineswegs.  S.  147:  »Schon  in 
einem  fränkischen  Kapitular  wird  die  Herbergspflicht  als  ein  Gebot 
der  Nächstenliebe  und  des  Staates  zugleich  hingestellt  .  .  .  Wo  solche 
Vorschriften  in  der  Gesetzgebung  möglich  sind,  da  bestehen  bereits 
zahlreiche  Anstalten  zur  Beherbergung  Fremder«.  Natürlich  ist  das 
Gegenteil    richtig.     Hätten  Hospize,    Elendenherbergen  u.  dgl.  in  frän- 
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kischer   Zeit    schon   bestanden,    so    bedurfte  es  nicht    der  allgemeinen 
Herbergspflicht. 

Der  grösste  Teil  der  Schrift  ist  nur  mit  Vorsicht  zu  benützen. 
Man  kann  nicht  wünschen,  dass  Ton  und  Methode  des  Verfassers 
Nachahmung  finden.  —  r. 


Salonion,  Felix,  Dr.,  ausserordentlicher  Professor  der  Geschichte  an 
der  Universität  Leipzig,  Wihiatn  Pitt  der  Jüngere.  I.  Band.  Bis  zum 
Ausgang  der  Friedensperiode  (Februar  1793)  Leipzig  und  Berlin, 
Verlag  von  B.  G.  Teubner  1906.  XIV  u.  208  u.  600  S. 

Der  Verfasser  hat  mit  seinem  Werke  eine  fühlbare  Lücke  der  hi- 
storischen Literatur  in  hervorragender  Weise  ausgefüllt  und  uns  oben- 
drein, weit  über  den  landläufigen  Rahmen  einer  Biographie  hinaus,  ein 
Werk  geboten,  das  auf  breitester  Quellenbasis,  über  die  wir  exakte 
Aufschlüsse  erhalten,  gründlichster  Forschung  und  tiefer  Gedankenarbeit 
beruhend,  unsere  Kenntnis  nicht  nur  der  englischen,  sondern  auch  der 
europäischen  Geschichte  in  einer  wie  wenig  andere  wichtigen  Epoche 
in  bedeutsamer  Weise  fördert.  .5.  fesseln  insbesondere  die  grossen 
Probleme,  namentlich  die  der  Verfassung  und  Wirtschaft,  und  hier 
liegen  m.  E.  auch  die  interessantesten  und  wichtigsten  seiner  Ergeb- 
nisse, hier  liegt  aber  doch  wohl  auch  mancher  Anlass  zum  Streit  der 
Meinungen.  Die  knappen  mir  zur  Verfügung  stehenden  Zeilen  gestatten 
keine  längeren  Auseinandersetzungen,  aber  andeuten  möchte  ich  wenig- 
stens, dass  der  Verfasser  m.  E.  zwar  über  seinen  Helden  da  und  dort 
zu  günstig  urteilt  und  sich  oft  genug  zu  mitunter  verfänglichen  Abstrak- 
tionen verleiten  lässt,  dass  ich  aber  den  Vorwurf,  der  S.  namentlich 
durch  V.  Ruville  (Gott.  Gel.  Anz.  1902  S.  626  fif.)  gemacht  worden  ist, 
er  sei  einer  spezifisch  englischen  Staats-  und  Geschichtsauffassung  er- 
legen, zum  mindesten  in  seiner  Allgemeinheit  nicht  für  gerechtfertigt 
halten  kann. 

In  dem  1.,  bereits  1901  erschienenen  und  > Grundlagen«  betitelten 
Halbband  seines  Werkes  will  S.  zeigen,  »wie  vieles  die  grosse  Persön- 
lichkeit als  Ergebnis  der  Geschichte  ihres  Landes,  ihr  den  Weg  wei- 
send und  ihr  Handeln  bestimmend  vorgefunden  hat< .  Diese  Grund- 
lagen sind  sehr  breit  geraten  und  wie  überhaupt  das  ganze  Werk  keine 
ganz  leichte  Lektüre ;  aber  ich  rechne  diese  von  einer  starken  geschichts- 
philosophischcn  Schulung  zeugenden  Auslassungen  sachlich  so  sehr  zu 
den  ergiebigsten  Partien  des  Werkes,  dass  ich  dem  Verfasser  aus  ihnen 
keinen  Vorwurf  zu  machen  vermag,  auch  wenn  sie  vielfach  vielleicht 
nur  loser  zum  Thema  gehören,  als  der  Verfasser  selbst  meint. 

Dass  Pill  schon  mit  21  Jahren  (1780  beim  Eintritt  ins  Parlament) 
»wohlvorbcrcitet  für  einen  hohen  Posten«  war,  ist  nach  S.  eine  Folge 
der  politischen  Lehren  des  älteren  Pitt  und  der  wirtschaftlichen  von 
Adam  Smith.     Um     Catham%    und    Smithf^  Svstemc    im  Zusammenhansre 
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mit  der  Geschichte  der  Zeit  zu  entwickeln,  holt  5.  sehr  weit  aus;  wir 
erhalten  förmliche  Abrisse  der  englischen  Verfassun_<js-  und  Wirtschafts- 
geschichte, in  denen  wir  viele  feine  Urteile  und  Aufklärungen,  z.  B.  über 
die  schwierige  Frage  der  Parteientwicklung,  dankbar  zu  begrüssen 
haben ;  das  Gesamturteil  über  Chatham  ist  doch  wohl  eine  Nuance  zu 
hell  gefärbt.  Aber  das  hat  uns  5'.  doch  durchaus  wahrscheinlich  ge- 
macht, dass  schon  der  Vater  angebahnt,  was  dann  dem  Sohne  voll 
gelang;  nämlich  in  gleicher  Weise  die  Ueberwindung  der  Herrschaft 
einer  korrupten  Parlamentsmajorität  wie  des  persönlichen  Königtums 
Georgs  III.  Zum  Sturze  des  letzteren  (INIini-sterium  North  im  März  1782) 
hat  Pitt  bereits  mitgewirkt,  wie  sich  zu  ihm  auch  Whigs  und  Tories  ver- 
banden. Während  der  Ministerien  Rockingham,  Shelburne  und  der  un- 
natürlichen Koalition  Fox-North,  in  der  Fox  durchaus  der  Sieger  war, 
beschränkte  Pitt  seine  Tätigkeit  im  wesentlichen  auf  das  Parlament, 
war  aber  bereits  durchaus  der  Ministerkandidat  des  Königs,  der  sich 
erst  im  Dezember  1783  entschloss,  das  verhasste  Koalitionsministerium 
zu  entlassen.  Die  Kabinettsbildung  wurde  dem  nunmehr  24jährigen 
Pitt  nicht  leicht.  Seine  erste  schwere  Aufgabe  war  ein  Kampf  bis  aufs 
Messer  mit  Fox,  der  .sich  auf  eine  starke  Parlamentsmehrheit  stützte, 
während  Pitt  in  der  öffentlichen  Meinung  eine  Stütze  fand;  es  war 
dieser  Kampf  ein  Glied  des  jahrhundertelangen  Ringens,  das  die  Ab- 
grenzung der  parlamentarischen  und  monarchischen  Gewalt  zum  Gegen- 
stand hat.  Pitt  blieb  schliesslich  Sieger;  bei  den  Neuwahlen  verloren 
die  Freunde  von  Fox  160  Sitze.  Aber  das  bedeutete  keineswegs  die 
Bildung  einer  Pittitenpartei ;  der  Minister  zählte  fortab  zwar  in  steigen- 
der Zahl  Anhänger  im  Parlament,  führte  aber  nie  ein  Parteiregiment. 
Zur  Zeit  Pitt?^  bietet  vielmehr  die  englische  Regierungsform  das  Bild 
einer  verfassungsmässig  regierenden,  nicht  parlamentarisch  beschränkten 
Monarchie  unter  starkem  Einfluss  des  Premierministers;  namentlich 
bleibt  der  Krone  das  von  der  Opposition  bekämpfte  Recht  des  Veto 
gegen  missliebige  Gesetze  und  das  der  Ministerernennung  gewahrt. 
Eine  Parlamcntsreform  durchzusetzen,  ist  Pitt  dagegen  trotz  mehrfacher 
ernstester  Versuche  nicht  gelungen ;  er  wollte  auch  schliesslich  hieran 
und  an  manchem  anderen  Misserfolg  das  Wesentlichste  seines  grossen 
Reformprogramms  nicht  scheitern  lassen. 

Noch  während  des  Kampfes  mit  der  Opposition  war  er  mit  posi- 
tiven Reformanträgen  hervorgetreten  und  bald  Hess  er  keinen  Zweifel 
darüber,  dass  er  es  durchaus  als  seine  wichtigste  Aufgabe  betrachtete, 
innerpolitisch  den  arg  darniederliegenden  englischen  Staat  auf  eine  neue 
Basis  zu  stellen.  Adam  Smith  war  sein  Lehrer,  als  er  namentlich  die 
Wirtschaftsreform  tatkräftig  und  vielseitig  in  Angriff  nahm  und  — 
eines  seiner  glänzendsten  Verdienste  —  als  ihre  notwendigste  Grund- 
lage zunächst  die  Finanzen  sanierte  (Schuldentilgungsbill).  Der  Ver- 
sailler  Friede  liess   es    angezeigt    erscheinen  ,    die  Handelsbeziehungen 
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Englands  zu  den  verschiedenen  Mächten  zu  revidieren.  NamentHch  der 
nach  langwierigen  Verhandlungen,  die  durch  S.  sehr  erwünschte  Auf- 
hellung erfahren,  zustande  gekommene  Edenvertrag  mit  Frankreich  vom 
September  1786  brachte  dem  englischen  Wirtschaftsleben  bedeutende 
Vorteile.  Vom  Mutterlande  übertrug  P///  seine  Sorgfalt  auch  auf  die 
Kolonien;  namentlich  brachte  eine  ostindischc  Bill  eine  dringend  nö- 
tige Behördenorganisation,  und  in  <ier  Herrschaft  über  Indien  betonte 
F/tf  gegenüber  den  Ansprüchen  des  Parlaments  die  ministerielle  Macht 
und  die  monarchische  Initiative.  Eingehend  werden  wir  auch  über 
Pi^ts  Behandlung  der  irischen  Frage  unterrichtet.  Nicht  von  vornherein 
lag  die  Union,  deren  Vater  er  ist,  in  seinem  Programm.  Zunächst 
sehen  wir  ihn  vielmehr  vergeblich  volle  Autonomie  Irlands  anstreben 
in  Verbindung  mit  wirtschaftlicher  Interessengemeinschaft  zwischen 
Irland  und  England  unter  Formen,  die  den  imperialistischen  Zusammen- 
hang dauernd  verbürgen  sollten. 

Die  Erkenntnis,  dass  Fä/,  den  die  Weltgeschichte  immer  noch  vor- 
nehmlich als  den  hartnäckigsten  Gegner  des  revolutionären  und  Napo- 
leonischen Frankreichs  registriert,  im  Grunde  eine  ganz  unkriegerische 
Natur  war,  erfährt  durch  ^V.  eine  weitere  Vertiefung.  Zeigte  PiU  schon 
in  seiner  Behandlung  der  kolonialen  Fragen  keineswegs  ein  Streben  nach 
Expansion,  wie  sie  dann  die  Praxis  des  gewaltigen  Völkerringens  her- 
vorbrachte, so  sehen  wir  ihn  bis  1793  ganz  allgemein  die  ausserpoliti- 
schen  Fragen  seinem  innerpolitischen  Werk  unterordnen.  Das  Erbe, 
das  Fi'/f  ausserpolitisch  nach  dem  Versailler  Frieden  antrat,  war  nichts 
weniger  als  beneidenswert.  Nur  langsam  arbeitete  er  sich  hier  ein, 
war  aber  doch,  bevor  ihn  sein  Vetter  Grenville  entlastete,  auch  hier 
der  eigentliche  Lenker.  Die  historische  Gegnerschaft  gegen  Frankreich 
ist  dabei  sein  Orientierungspunkt;  sie  bewirkt  auch  anlässlich  der  hol- 
ländischen Wirren  und  der  allgemeinen  europäischen  Krisis  der  Zeit 
die  Annäherung  an  Preussen,  die  sich  schliesslich  zur  Tripelallianz  von 
1788  (England,  Preussen,  Holland)  verdichtete,  die  zweifellos  einen  Er- 
folg Pi/fs  darstellt,  aber  doch  nur  für  kurze  Zeit  von  europäischer 
Bedeutung  war.  Fi^ts  Friedens-  und  Hertzbergs  unruhige  Expansions- 
politik Hessen  sich  auf  die  Dauer  nicht  vereinigen;  so  versagte  sich 
FiU  auch  der  von  Preussen  gewünschten  Einmischung  in  die  nieder- 
ländischen und  galizischen  Wirren.  Brachte  der  Tod  Kaiser  Josephs 
eine  grössere  Annäherung  Englands  an  Oesterreich  und  eine  Entfrem- 
dung mit  Preussen,  so  veranlasste  der  Zwischenfall  im  Nootkasund,  der 
die  Gefahr  eines  englisch-spanischen  Krieges  nahe  brachte,  /*///  wieder 
zu  grösserer  Nachgiebigkeit  gegen  Preussen,  das  seinerseits  unter  dem 
Einfluss  der  Politik,  die  mit  Reichenbach  endigte,  dafür  besonders  emp- 
fänglich war.  So  sehen  wir  Fiä  1791  eine  grosse  Aktion  Preussens 
und  Englands  betreiben,  um  auch  Russland  ein  Reichenbach  zu  bereiten 
und  ihm  die  Anerkennung  des  Status  quo  in  der  Türkei  aufzuzwingen. 


Literatur. 


387 


Mit  Recht  spricht  ,5.  von  einem  völligen  Fiasko  von  /^///s  Politik,  als 
er  unter  dem  Druck  der  einem  Kriege  abgeneigten  öffentlichen  Mei- 
nung einen  schwächlichen  Rückzug  antrat  (Ende  März  1791)-  Russ- 
land triumphierte.  Preussen  schloss  mit  Oesterreich  seinen  unnatür- 
lichen Bund  und  näherte  sich  Russland.  Ebenso  war  es  ein  verhäng- 
nisvoller Fehler  und  eine  verfehlte  Spekulation  von  Pitt,  wenn  er  in 
dem  Kriege  Oesterreich-Preussens  gegen  das  revolutionäre  Frankreich 
zunächst  nur  eine  willkommene  Bedrohung  des  englischen  Erbfeindes 
sah  und  für  England  selbst  strikteste  Neutralität  proklamierte.  Die 
Fehler  P/V/s  offenbarten  sich,  als  die  Russen  die  Gebundenheit  Oester- 
reichs  und  Preussens  im  Westen  zum  Einmarsch  in  Polen  benutzten,  für  das 
sich  Pitt  vordem  so  stark  engagiert  hatte,  als  ferner  nicht  die  Franzosen, 
sondern  die  Koalierten  Fiasko  machten  und  die  Sansculotten  in  Belgien 
eindrangen.  Recht  zaghaft  und  unsicher  sehen  wir  jetzt  Pitt  sich  aus 
seiner  erträumten  splendid  Isolation  lösen;  er  denkt  sogar  vorüberge- 
hend an  eine  Einigung  mit  Frankreich,  bevor  die  öffentliche  Meinung 
und  die  Haltung  des  Parlaments  ihn  im  Dezember  1792  die  Heraus- 
forderungen des  französischen  Konvents  aufnehmen  lässt.  Am  31.  De- 
zember ergeht  ein  Ultimatum  nach  Paris,  und  auf  die  Ausweisung  des 
französischen  Gesandten  nach  dem  Königsmord  antwortete  die  französi- 
sche Kriegserklärung  vom  i.  Februar  1793- 

Möchte  uns  S.  recht  bald  den  2.  (Schluss)-Band  seines  Werkes 
bescheren,  der  Pitt  in  dem  gewaltigen  kriegerischen  Ringen  zeigen 
wird,  das  nun  über  zwei  Jahrzehnte  die  Welt  erschütterte,  und  den 
bedeutendsten  Teil  hat  an  der  heutigen  Weltmachtstellung  Englands. 
Manche  hochbedeutsame  Probleme  und  zahllose  Einzelfragen  harren  dabei 
der  Lösung;  aber  nicht  leicht  wüsste  man  sie  in  besserer  Hand. 

Bonn.  Alfred    Herrmann. 
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Doktordissertationen  an  dieser  Stelle  zu  besprechen,  bietet  sich  nicht 
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häufig  Veranlassung.  Nachdem  aber  die  Vorbildung  der  Nationalöko- 
nomen einmal  zur  Zeitfrage  geworden  ist,  darf  man  auch  der  Gelegen- 
heit nicht  gerade  ausweichen,  wenigstens  diejenigen  unter  ihnen  der 
öfifentlichen  Kritik  zu  unterstellen,  welche  durch  ihr  Erscheinen  im 
Buchhandel  diese  geradezu  herausfordern.  Im  vorliegenden  Falle  han- 
delt es  sich  um  einen  Gegenstand,  der  an  sich  zur  monographischen 
Behandlung  wohl  geeignet  und  bei^  genügend  bestimmter  Fragestellung 
auch  für  die  Kräfte  von  Anfängern  nicht  zu  schwer  ist.  Natürlich 
dürfen  die  unerlässlichen  Voraussetzungen  nicht  fehlen,  als  da  sind  ein 
genügendes  Mass  allgemeiner  wissenschaftlicher  Kenntnisse,  methodische 
Schulung  und  Vertrautheit  mit  den  ländlichen  Verhältnissen  der  in 
Betracht  kommenden  Teile  Deutschlands  wie  mit  der  landwirtschaft- 
lichen Technik  überhaupt. 

Das  letzte  dieser  drei  Erfordernisse  besitzt  der  Verfasser  der  an 
erster  Stelle  genannten  Arbeit  zweifellos.  Er  ist  Landwirtschaftslehrer 
zu  Heppenheim  a.  d.  Bergstrasse,  und  mit  den  Allmenden  dieser  Stadt 
beschäftigt  sich  der  grösste  Teil  seiner  Arbeit.  Dagegen  fehlen  ihm 
die  beiden  andern  Voraussetzungen  in  einem  geradezu  bedauerlichen 
Masse.  Der  ganze  erste  Teil  der  Arbeit,  in  dem  sich  der  Verfasser 
auf  rechtshistorischem  Boden  bewegt,  wimmelt  von  groben  Missverständ- 
nissen. Der  Verfasser  kann  nicht  einmal  richtig  zitieren.  Er  schreibt: 
»Grimm,  Weisheiten«  (statt  Weistümer),  »Meitzen,  Ansiedl.'<  (statt  Sie- 
delung  und  Agrarwesen),  ;.Theer«  (statt  Thaer),  »Schubert«  (statt 
J.  Chr.  Schubart),  »Miaskowsky«  (statt  Miaskowski),  »von  der  Golz« 
(statt  Goltz)  u.  s.  w.  Und  erst  der  Stil!  S.  15  steht:  »Es  besteht 
kein  Zweifel,  dass  die  Allmenden  in  den  süd-,  Südwest-  und  mittel- 
deutschen Staaten  niemals  aufhörten,  ihren  öffentlich-rechtlichen  Cha- 
rakter zu  verlieren«  ;  S.  24  ist  davon  die  Rede,  dass  die  Staatsaufsicht 
»eine  Ausbeutung  der  gegenwärtigen  Generation  auf  Kosten  der  Nach- 
kommen nicht  zulässt«.  Unter  diesen  Umständen  darf  ich  mich  am 
Ende  nicht  beklagen,  dass  der  Verfasser  S.  ig  und  S.  27  mir  eine 
Aeusserung  zuschreibt,  von  der  er  wissen  musste,  dass  sie  E.  de  Lave- 
leye  getan  hat.  Man  begreift  nicht  wie  eine  solche  Arbeit  —  sei  es 
immerhin  von  einem  Landwirtschaftsprofessor  —  einer  Fakultät  hat 
zur  Approbation  empfohlen  werden  können. 

Aber  man  wird  vielleicht  sagen,  dass  dieses  Urteil  auf  die  letzten 
zwei  Drittel  der  Arbeit  sich  gründe  und  dort  seine  Berechtigung  finde. 
In  der  Tat  kommt  hier  der  Landwirt  zur  Geltung.  Der  Verfasser  will 
nachweisen,  dass  die  Ackcrallmenden  des  Städtchens  Heppenheim 
schlecht  bewirtschaftet  werden;  er  zeigt  an  einigen  Düngungsversuchen, 
wie  sehr  ihr  Ertrag  bei  rationeller  \\'irtschaft  gesteigert  werden  könnte. 
Daraus  zieht  er  dann  allgemeine  Schlüsse,  indem  er  über  das  Allmend- 
wesen  in  seiner  hergebrachten  Gestalt  überhaupt  den  Stab  bricht  und 
Verpachtung  der   seitherigen  Allmendgrundstücke  durch  die  Gemeinde 
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empfiehlt,  während  er  die  hergebrachte  Nutzung  von  Wald,  Weide  und 
Wiese  beibehalten  will. 

Das  ganze  Verfahren  ist  methodisch  in  hohem  Masse  anfechtbar. 
Die  Verhältnisse  eines  Ackerstädtchens  von  gegen  6000  Einwohner  kön- 
nen doch  nicht  als  typisch  für  die  südwestdeutschen  »Landgemeinden« 
angesehen  werden.  Die  Zahl  der  Ackerallmendlose  ist  in  H.  seit 
mehr  als  40  Jahren  unverändert  geblieben  ;  der  Eintritt  in  die  Nutzung 
derselben  erfolgt  deshalb  zu  spät,  in  der  untersten  Klasse  um  das 
42.  Lebensjahr,  in  der  obersten  erst  mit  63  oder  64  Jahren.  Der 
grössere  Teil  der  Aecker  wird  alle  4  Jahre,  die  Wiesen  jedes  Jahr  neu 
verlost.  Für  einen  grossen  Teil  der  Berechtigten  ist  die  Landwirt- 
schaft bloss  Nebenberuf.  Das  alles  sind  so  ungünstige  Umstände,  dass 
schon  ohne  jede  weitere  Untersuchung  der  Sachkundige  auf  ihre  not- 
wendige Folge,  den  Raubbau  schliessen  wird.  Gegen  die  Methode, 
nach  der  unser  Verfasser  den  letzteren  festzustellen  sucht,  muss  jedoch 
entschieden  Einspruch  erhoben  werden.  Er  hat  fünf  Düngungsversuche 
auf  Ackerallmenden  ausgeführt,  die  gegenüber  ungedüngtem  Boden 
natürlich  Mehrerträge  ergaben.  Es  ist  nichts  dagegen  zu  sagen,  wenn 
aus  ihnen  der  Verfasser  schliesst,  dass  die  betreffenden  Grundstücke 
arg  heruntergewirtschaftet  gewesen  seien,  indem  sie  die  wichtigsten 
Pflanzennährstoffe  in  ungenügender  Menge  aufwiesen.  Aber  er  hätte 
sich  doch  nicht  verdricssen  lassen  dürfen,  die  nötigen  Kontrollversuche 
auf  Privat  grundstücken  der  gleichen  Wirte  anzustellen.  Denn  vieles, 
was  er  an  der  Heppenheimer  Landwirtschaft  auszusetzen  hat,  gilt  für 
diese  ebenso  wie  für  die  Allmenden. 

Gewiss  sind  die  kurzen  Nutzungsfristen  der  Ackerallmenden  in  H- 
ein  Uebel,  das  beseitigt  werden  sollte  und  auch  durch  Abänderung  der 
Verteilungsweise  unter  Umwandlung  der  temporären  in  lebenslängliche 
Nutzung  leicht  beseitigt  werden  könnte.  Aber  der  Verfasser  ist  damit 
nicht  zufrieden.  Er  schlägt  Aufhebung  der  seitherigen  Nutzungsweise 
vor,  dergestalt,  dass  die  Gemeinde  das  ganze  AUmendland  einzieht, 
es  an  den  Meistbietenden  parzellenweise  verpachtet  und  unter  die 
Nutzungsberechtigten  vom  Pachterlös  jährlich  soviel  verteilt,  als  dem  seit- 
herigen Nutzungswerte  der  Anteile  entspricht.  Es  liegt  auf  der  Hand, 
dass  diese  Ersetzung  der  Landverteilung  durch  eine  Geldverteilung  die 
schwersten  Bedenken  gegen  sich  hat,  und  es  ist  glücklicherweise 
wohl  kaum  zu  fürchten ,  dass  die  grossh.  hessische  Verwaltung  zu 
einer    solchen  Ausartung    des  Allmendwesens  die  Hand  bieten  könnte. 

Die  Untersuchung  von  Eilering  behandelt  zunächst  die  geschicht- 
liche Entwicklung  des  badischen  Allmendwesens  bis  zum  Erlass  der 
Gemeindeordnung  von  183 1.  Die  Darstellung  leidet  etwas  unter  dem 
Umstände,  dass  der  Verfasser  es  nicht  für  nötig  gehalten  hat,  seine 
Quellen  im  einzelnen  anzuführen,  wodurch  eine  Nachprüfung  ausge- 
schlossen   wird.     Der    ganze  Zeitraum    vor  1831    wird    zudem    in    eine 
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einzige  Zustandsschilderung  zusammengefasst,  ältere  und  jüngere  An- 
gaben unterschiedslos  nebeneinander  gestellt,  sodass  die  Vorstellung 
einer  »Entwicklunge  gar  nicht  recht  aufkommen  kann.  Ueber  das 
17.  Jahrhundert  ist  der  Verfasser  nirgends  zurückgegangen  —  abge- 
sehen von  einigen  aus  Gotheins  Wirtschaftsgeschichte  des  Schwarzwalds 
herübergenommenen  Notizen.  Immerhin  ist  das  landesherrliche  Ein- 
greifen in  das  Allmendwesen,  über  das  er  unter  verschiedenen  Gesichts- 
punkten (Nutzungsberechtigung,  Aufteilung,  Besteuerung)  berichtet,  nicht 
ohne  Interesse.  Doch  hätte  eine  geübtere  Hand  wohl  mehr  aus  dem 
Stoffe  herausgeholt. 

Sehr  w  enig  Eigenes  bietet  das  zweite  Kapitel :  die  gesetzliche  Re- 
gelung des  Allmendwesens  durch  die  bad.  Gemeindeordnung  vom 
31.  Januar  1831  und  deren  Novellen.  Der  Verfasser  unterscheidet  nir- 
gends zwischen  Gesetz,  Verordnung  und  Vervvaltungspraxis,  und  lässt 
auch  sonst  an  Präzision  zu  wünschen.  Was  soll  man  z.  B.  dazu  sagen, 
wenn  S.  58  und  67  Dinge  als  »gewöhnlich«  oder  »der  Regel  nach« 
geschehend  bezeichnet  werden,  die  das  Gesetz  ausdrücklich  vorschreibt? 
Man  wird  angesichts  der  trefflichen  Kommentare  zu  den  badischen 
Genieindegesetzen  (Fröhlich,  Wiela?id),  die  der  Verfasser  hier  einfach 
ausschreibt,  seine  Arbeit  in  diesem  Kapitel  nicht  bloss  als  überflüssig, 
sondern  geradezu  als  irreführend  bezeichnen  müssen. 

Das  dritte  Kapitel  bringt  Daten  aus  der  Statistik  des  badischen 
Allmendwesens.  Neu  sind  hier  einige  noch  unveröffentlichte  Tabellen, 
die  auf  Grund  der  bekannten  Erhebung  von  1895  aufgestellt  und  vom 
badischen  statistischen  Landesamt  dem  Verfasser  zur  Verfügung  gestellt 
worden  sind.  Das  Ganze  schliesst  mit  einem  Schlusswort  über  die 
wirtschaftliche  und  soziale  Bedeutung  der  Allmenden  —  durchaus  ver- 
ständig, wenn  auch  ohne  wesentlich  neue  Gesichtspunkte. 

Ellerings  Arbeit  repräsentiert  in  typischer  Weise  die  heute  vor- 
wiegende Art  der  beschreibend -monographischen  Doktordissertation. 
Alle  Ingredienzen  sind  da :  Geschichte,  Zustandsschilderung  mit  Statistik, 
Beurteilung.  Unser  Wissen  über  die  badischen  Allemcnden  ist  durch 
sie  vervollständigt  und  übersichtlich  zusammengefasst  worden.  Auch 
mit  dem  heutigen  Zustand  der  Allmendgemeinden  erscheint  der  Ver- 
fasser im  allgemeinen  vertraut.  Dennoch  lässt  die  Arbeit  unbefriedigt. 
Wir  erfahren  weniger,  wie  die  ganze  Einrichtung  im  System  des  badi- 
schen Kleinbesitzes  wirtschaftlich  und  sozial  wirkt,  als  wie  die  Staats- 
verwaltung zu  verschiedenen  Zeiten  sich  zu  ihr  gestellt  hat. 

Vielleicht  hat  Eliasberg,  der  Verfasser  der  an  dritter  Stelle 
genannten  Abhandlung,  die  Absicht  gehabt,  die  hier  bezeichnete  Lücke 
auszufüllen.  Auch  er  befasst  sich  fast  ausschliesslich  mit  den  badi- 
schen Allmenden,  erhebt  aber  den  Anspruch,  dass  sein  durch  eine 
»Enciuetce  in  Baden  gesammeltes  Material  allgemeine  Geltung  für  alle 
Länder  mit  Allmenden  habe.     Um  diesen  Eindruck  zu  verstärken,  war 
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er  »bestrebt,  alles  spezifisch  Badische  nach  Möglichkeit  wegzulassen  und 
berücksichtigte  nur  solche  Erscheinungen,  für  die  auch  in  andern  Län- 
dern Analogien  vorhanden  und  wenigstens  wahrscheinlich  sind-  .  Ein 
sehr  befremdliches  und  bedenkliches  Verfahren,  das  auch  dadurch  nicht 
besser  wird,  dass  vereinzelt  einmal  auf  eine  Erscheinung  des  hessischen 
oder  schweizerischen  Allmendwesens  Bezug  genommen  wird.  Sonderbar 
mutet  die  vom  Verfasser  veranstaltete  »Enquete  an.  Sie  besteht 
darin,  dass  er  an  284  badischc  Allmcndgemeinden  einen  Fragebogen 
verschickt  hat,  der  von  194  derselben  beantwortet  worden  ist.  Nach 
welchen  Grundsätzen  die  befragten  Gemeinden  ausgewählt  worden  sind 
(im  ganzen  gibt  es  in  Baden  978  Gemeinden  mit  Allmendbesitz,  dar- 
unter 63S  mit  geteilten  Allmenden),  weiss  der  Verfasser  selbst  nicht 
recht  anzugeben.  Er  berichtet  in  aller  Unschuld  über  die  üblen  Er- 
fahrungen, die  er  infolge  unrichtiger  Anwendung  einzelner  technischer 
Ausdrücke  in  seinen  Fragebogen  (er  wusste  z.  B.  nicht,  was  das  Wort 
Gewann  bedeutet)  gemacht  habe.  Besondere  Schuld  komme  ihm  an 
diesen  Irrtümern  aber  nicht  zu;  keiner  der  Herren,  denen  er  den  Entwurf 
seines  Bogens  gezeigt  habe,  habe  ihn  auf  jene  Unklarheiten  aufmerk- 
sam gemacht.  >Ich  gebe  daher  jedem,  der  eine  so  eingehende  Um- 
frage erlässt,  den  Rat,  sich  vorher  mit  den  ländlichen  Ausdrücken  ver- 
traut zu  machen  und  zu  diesem  Zweck  einige  Gemeinderechnungen, 
Bittschriften,  Prozessberichte  u.  s.  w.  durchzulesen.-  Gewiss  eine  herz- 
erfrischende Naivität !  Der  Verfasser  ist  Ausländer,  wie  er  gelegentlich 
mitteilt.  Wäre  es  nicht  vielleicht  doch  ratsamer  gewesen,  wenn  er 
seine  schätzbare  Kraft  auf  einen  Gegenstand  verwendet  hätte,  bei  dem 
er  nicht  derartigen  Fehlgriffen  ausgesetzt  war? 

Ich  weiss  nicht,  ob  die  Achtung  vor  der  Wissenschaft  dadurch 
erhöht  wird,  dass  ein  so  ungenügend  beratener  Jünger  derselben  einen 
Fragebogen  von  4  engbedruckten  Seiten  landab  landauf  an  die  Orts- 
vorstände verschickt.  Jedenfalls  spricht  es  für  die'  Gutmütigkeit  der 
badischen  Bürgermeister,  dass  über  -/s  der  Bogen  beantwortet  zurück- 
kamen. Der  Verfasser  hat  die  Antworten  statistisch  verwertet  und 
die  betreffenden  Aufstellungen  zu  allen  möglichen  Schlussfolgerungen 
benutzt  —  oft  recht  gewagten.  Aber  erst  bei  einer  der  letzten  der- 
selben, S.  62  verrät  er  seinen  Lesern  in  einer  leicht  zu  übersehenden 
Anmerkung:  AVie  alle  Berechnungen  auf  Grund  meiner  Enquete 
machen  auch  die  eben  angeführten  auf  strenge  Genauigkeit  keinen 
Anspruch.  Viele  Angaben  sind  nicht  recht  klar  und  verlangen  mehr 
oder  minder  kühne  Interpretationen.  Dem  subjektiven  Ermessen  bleibt 
da  ein  weiter  Spielraum.; 

INIan  muss  es  dem  Verfasser  lassen,  er  hat  diesen  Spielraum  aus- 
zunützen verstanden.  Zunächst  wird  die  Entstehung  der  aufgeteilten 
Ahmend  behandelt.  Dabei  wird  die  von  mir  vor  bald  30  Jahren  wahr- 
scheinlich   gemachte     und     von    Ellerms'   bestätigte    Vermutung,     dass 
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die  südwestdeutschen  Allmenden  erst  seit  der  Mitte  des  i8.  Jahrhunderts 
infolge  der  Aufhebung  des  Weidegangs  entstanden  seien,  weiter  ver- 
folgt. Ein  Teil  der  befragten  Gemeinden  führt  ihre  Allmenden  auf 
die  Ausstockung  von  Waldungen  zurück,  und  da  dies  in  der  Rhein- 
ebene zufällig  häufiger  geschieht  als  im  Schwarzwald,  in  derBodensee- 
und  der  Donaugegend,  so  versucht  sich  der  Verfasser  in  allerlei  Ver- 
mutungen über  dieses  Phänomen,  bei  denen  er  leider  eine  klare  Vor- 
stellung über  die  ökonomischen  Bedingungen,  unter  denen  sich  der 
ganze  Vorgang  in  verschiedenen  Gegenden  vollzog,  vermissen  lässt. 
Die  einfache  Erwägung,  dass  man  nur  solches  Land  in  Ackerland  oder 
Wiesen  verwandeln  kann,  das  sich  von  Natur  dazu  eignet  und  dass 
wo  Wald  gerodet  wurde,  auch  Weide  im  Ersatz  aufgeforstet  sein  kann, 
hat  er  garnicht  angestellt.  An  einer  andern  Stelle  lässt  er  sich  über 
die  Verteilungsarten  in  den  verschiedenen  Gegenden  aus.  Ob  eine 
oder  mehrere  Klassen  von  Genussberechtigten  in  einer  Gemeinde  sich 
finden,  hängt  natürlich  davon  ab,  ob  bei  der  Einführung  der  Stall- 
fütterung wenig  oder  viel  Gemeindeland  vorhanden  war ,  das  zum 
Ackerbau  sich  eignete.  Im  letzten  Ealle,  der  in  der  Rheinebene  vor- 
wiegt, verbot  es  sich  von  selbst,  alles  Land  auf  einmal  zu  teilen. 
Dass  die  Verschiedenheit  der  Zahl  der  Genussberechtigten  in  den  ein- 
zelnen Klassen  auch  ihre  Erklärung  verlangt,  hat  der  Verfasser  gar 
nicht  wahrgenommen.  Statt  dessen  verbreitet  er  sich  über  Zahl  und 
Grösse  der  Gewannen  —  eine  völlig  nutzlose  statistische  Spielerei. 
Denn  die  Zahl  und  Ausdehnung  der  Gewannen  hängt  selbstverständlich 
von  den  Bodenverhältnissen  ab.  So  werden  allerlei  Fragen  angerührt 
—  an  »Ideen«  fehlt  es  dem  Verfasser  gewiss  nicht  — ,  aber  fast  niemals 
wird  eine  von  ihnen  durch  ein  geschlossenes  Beweisverfahren  zur 
klaren  Entscheidung  gebracht.  Es  i.st  ein  Gerede  über,  kein  Ein- 
dringen in  die  Dinge. 

Unter  diesen  Umständen  folgt  man  dem  Verfasser  auch  da,  wo  er 
Recht  hat,  nicht  mit  dem  Gefühle  des  von  sicherer  Hand  geleiteten 
Lesers,  sondern  mit  der  Empfindung,  einem  Führer  anheimgegeben  zu 
sein,  der  selbst  der  Führung  noch  bedürfte.  Dies  ist  um  so  schlimmer, 
als  der  Verfasser  sich  berufen  erachtet,  die  in  der  neueren  Fachlitera- 
tur vorherrschenden  Ansichten  über  die  Allmende  umzustossen.  In 
einem  vom  Verleger  unserem  Rezensionsexemplar  beigefügten  Reklame- 
zettel, der  zugleich  die  Schreibweise  des  Verfassers  kennzeichnen  mag, 
heisst  es:  »Die  Resultate,  zu  denen  der  Verfasser  gekommen  ist,  stehen 
im  schroffen  Gegensatz  zu  den  Anschauungen  aller  Schriftsteller,  die 
sich  mit  dieser  Frage  beschäftigt  haben.  Während  die  gangbare  Mei- 
nung die  tatsächlichen  Wirkungen  des  Allmcndbesitzes  überschätzt  und 
ihm  eine  bedeutung.svolle  Zukunft  prophezeit,  ist  E.  überzeugt,  dass 
der  Allmende  eine  sehr  bescheidene  Rolle  zukommt.  Eine  Zukunft  hat 
sie   seiner  Ansicht   nach   überhaupt    nicht,    geht   vielmehr    einer    mehr 
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oder  minder  gleichzeitigen,  mehr  oder  minder  raschen  Aufh'Jsung  ent- 
gegen.« 

Nun  ist  es  ganz  falsch,  wenn  hier  behauptet  wird,  alle  Schrift- 
steller bis  auf  Herrn  E.  huldigten  der  gleichen  Ansicht.  Im  Gegenteil 
hat  es  von  jeher  sehr  entschiedene  Gegner  des  Allmendwescns  gege- 
ben, und  auch  die  Anhänger  desselben  pflegen  ihm  nur  unter  ganz 
bestimmten  Voraussetzungen  überwiegend  günstige  Wirkimgen  zuzu- 
schreiben, ohne  die  möglichen  Nachteile  zu  verkennen.  Mit  ihrer  Zu- 
kunft hat  man  sich  überhaupt  nicht  beschäftigt.  Auch  Herr  Eliasberg 
bestätigt,  dass  bei  lebenslänglicher  Nutzung  die  Bewirtschaftung  der 
Allmenden  hinter  der  des  Privatlandcs  nicht  zurücksteht,  und  er  weist  — 
ausnahmsweise  einmal  überzeugend  ■ —  nach,  dass  sie  einen  ungünstigen 
Einfluss  auf  den  Stand  der  Bevölkerung  nicht  ausüben.  Er  gesteht 
auch  zu,  dass  gewisse  Uebelstände,  die  durch  zu  späten  Eintritt  der 
Nutzung  und  durch  zu  kurze  Nutzungsperioden  herbeigeführt  werden, 
sich  durch  Aenderung  des  Verteilungsmodus  leicht  beseitigen  Hessen. 
Aber  er  wirft  ihnen  vor,  dass  sie  bei  starker  Volksvermehrung  und  bei 
städtischer  Entwicklung  der  Gemeinden  unhaltbar  werden,  dass  hier 
die  Naturalnutzung  in  der  Uebergangszeit  durch  Geldrenten  ersetzt  wird, 
dass  die  Belastung  mit  Gemeindeauflagen  den  Wert  der  Nutzung  für 
den  Einzelnen  vermindert,  dass  sie  keine  Sicherung  gegen  Arbeitslosig- 
keit bilden,  die  Armenlasten  nicht  nachweisbar  erniedrigten,  Witwen 
und  Waisen  nicht  wirklich  versorgten.  Die  meisten  der  Ansichten,  die 
E.  hier  zu  widerlegen  glaubt,  existieren  nur  in  seiner  Einbildung. 
Gewiss  ist  die  Allmende  nur  eine  Institution  für  L  a  n  dgemeinden,  und 
ihre  Berechtigung  hört  auf,  sobald  eine  Landgemeinde  zur  Stadt  wird 
oder  gezogen  wird.  Aber  der  AUmendbesitz  hört  doch  auch  dann  nicht  auf, 
als  Gemeindeeigentum  eine  ausserordentliche  wirtschaftliche  und  soziale 
Bedeutung  zu  entwickeln.  Dass  einmal  alle  badischen  Allmendgemein- 
den  zu  Städten  werden  könnten,  ist  das  reine  Hirngespinst,  vor  dem 
der  Verf.  aber  freilich  nicht  zurückschreckt.  Die  Auflagen  auf  die 
Bürgernutzungen  betrugen  1905  in  ganz  Baden  kaum  9*^/0  ihres  Nutz- 
werts. Mögen  sie  aber  auch  in  manchen  Gemeinden  auf  ein  Drittel 
des  Wertes  und  höher  steigen,  liegt  darin  ein  Nachteil?  Der  Verfasser 
entrüstet  sich  darüber,  dass  der  Arme  von  seinem  Allmendlose  gleich 
viel  zahlen  müsse  wie  der  Reiche.  Würde  er  denn  besser  fahren, 
wenn  keine  Allmendnutzung  bestünde  und  der  ganze  Gemeindebedarf 
durch  Steuern  gedeckt  würde?  Dass  die  Allmende  eine  Versicherung 
gegen  Arbeitslosigkeit  bilde,  hat  noch  niemand  behauptet,  wohl  aber, 
dass  sie  die  nachteiligen  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  abschwäche,  und 
dies  kann  ebensowenig  widerlegt  werden,  als  der  Verfasser  zu  beweisen 
vermocht  hat,  dass  sie  die  Armenlasten  nicht  vermindere,  die  Lage  der 
Witwen  nicht  günstiger  gestalte  ,  als  sie  ohne  Allmenden  sein  würde. 
Eine  besonders  eingehende  Betrachtung  widmet   der  Verfasser  dem  in 
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Baden  besonders  stark  verbreiteten  Landwirtschaftsbetrieb  der  Industrie- 
arbeiter. Die  Allmenden  sollen  für  diesen  ohne  Bedeutung  sein,  weil 
in  drei  Amtsbezirken  die  Arbeiter  mehr  eignes  und  zugepachtetes  Land 
bewirtschaften  als  AUmendland.  Nun  beträgt  das  letztere  in  den  A.-ß. 
Kehl  29,  Mannheim  40,  Durlach  44  °/o  der  Betriebsfläche  der  Arbeiter. 
Hat  sich  der  Verfasser  gar  nicht  klar  gemacht,  welche  Steigerung  der 
Pachtpreise  es  bedeuten  würde,  wenn  die  Allmenden  wegfielen?  Der 
Arbeiter  soll  sich  vorwiegend  dann  der  Landwirtschaft  zuwenden,  wenn 
er  aus  einer  bäuerlichen  Familie  stamme ;  in  späteren  Generationen 
werde  sich  das  ändern.  Das  mag  beim  Uebergang  der  Orte  zu  städti- 
scher Entwicklung  der  Fall  sein.  Aber  hat  denn  der  Verfasser  hier 
ganz  vergessen,  was  er  an  anderer  Stelle  auseinandersetzt,  dass  die 
Frau  die  landwirtschaftliche  Arbeit  leistet  und  dass  darum  ein  minde- 
stens gleich  starker  Antrieb  zu  landwirtschaftlichem  Nebenerwerb  be- 
stehen muss,  wo  diese  aus  einer  bäuerlichen  Familie  stammt? 

Es  schien  nötig,  die  Arbeit  etwas  ausführlicher  zu  charakterisieren, 
weil  sie  bei  dem  Selbstgefühl,  mit  dem  der  Verfasser  auftritt,  hie  und 
da  einigen  Eindruck  machen  könnte.  Wer  die  Menschen  glauben  zu 
machen  sucht,  andere  hielten  die  Allmende  für  eine  soziale  Panacee, 
der  hat  das  Widerlegen  leicht,  zumal  wenn  er  die  Statistik  so  treibt 
wie  der  Verfasser  und  sich  in  Ermangelung  der  Sachkunde  eine  hand- 
voll  willkürlicher  Voraussetzungen  nicht  verdriessen  lässt.  Unter  sol- 
chen Umständen  muss  auch  ein  an  sich  ganz  gerechtfertigtes  wissen- 
schaftliches Verfahren,  wie  die  Zusammenfassung  der  Allmendgemeinden 
nach  geographischen  Bezirken,  unfruchtbar  bleiben,  und  es  kommt  zu 
so  unhaltbaren  Hypothesen,  wie  sie  E.  S.  59  f.  bezüglich  der  Ursache 
der  verschiedenen  agrarischen  Entwicklung  von  Nord-  und  Süddeutsch- 
land aufstellt.  Hätte  E.  Zeh  und  Geld,  welche  er  auf  seine  miss- 
glückte Enquete  verwendet  hat,  dazu  benutzt,  die  überall  in  Baden  vor- 
handenen Lokalstatuten  über  den  Bürgernutzen  zu  sammeln  und 
einige  Allmendgemeinden  in  verschiedenen  Teilen  des  Landes  durch 
längeren  Aufenthalt  genau  kennen  zu  lernen,  so  hätte  er  wohl  Nütz- 
licheres geleistet. 

Weit  bescheidener  tritt  die  Arbeit  von  Franz  Christoph  auf.  Sie 
liefert  in  ihrem  ersten  Drittel  eine  ausführliche  Beurteilung  der  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Bedeutung  der  Allmende  nach  ihren  verschie- 
denen Nutzungsarten  unter  sorgfältiger  Benutzung  der  ihm  zugänglichen 
Literatur.  Zwar  laufen  hier  und  da  kleine  Versehen  mit  unter ;  aber  im 
ganzen  hat  der  Verfasser  doch  umsichtig  und  mit  Sachkunde  gearbeitet. 
Darauf  folgt  eine  Uebersicht  über  die  Behandlung  der  Gemeinheiten 
in  der  preussischcn  Gesetzgebung  seit  dem  18.  Jahrhundert,  etwas 
äusserlich,  aber  doch  als  Unterlage  für  die  folgenden  Betrachtungen 
am  Ende  ausreichend.  Diese  behandeln  nach  einem  kurzen  Abschnitte 
über  das  Aucnrecht  die  Waldtcilungen  und  deren  Einschränkung  durch 
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die  neuere  Gesetzgebung,  wobei  die  Mängel  des  Gesetzes  vom  6.  Juli 
1875  betr.  Schutzwaldungen  und  Waldgenossenschaften  nach  den  Ver- 
handlungen des  deutschen  Forstvereins  und  die  des  Gesetzes  über  gemein- 
schaftliche Holzungen  vom  14.  März  188 1  nach  der  forstlichen  Litera- 
tur besonders  betont  werden.  Ferner  in  einer  scharfen,  aber  berech- 
tigten Kritik  die  Folgen  der  preussischen  Gemeinheitsteilungen,  durch 
welche  nach  Rodbertus  die  Bauern  zu  Edelleuten  und  die  Landarbeiter 
zu  Bettlern  geworden  seien,  ohne  dass  jedoch  ihre  günstigen  Wirkungen 
verkannt  werden.  Daran  schliesst  sich  ein  Abschnitt  über  die  jetzige 
Politik  des  preussischen  Staates  in  Bezug  auf  den  kommunalen  Grund- 
besitz. Der  Verfasser  leitet  aus  der  Landgemeindeordnung  für  die 
sieben  östlichen  Provinzen  von  1891.  den  Ansiedelungsgesctzen  und 
namentlich  den  Massnahmen  der  Ansiedelungs-  und  Rentengutskommis- 
sion die  —  hoffentlich  nicht  zu  optimistische  —  Anschauung  ab,  dass 
das  Verständnis  für  die  wichtigen  Aufgaben  des  Gemeindegrundeigen- 
tums in  den  massgebenden  Kreisen  wiedererwacht  ist. 

Im  letzten  Teile  der  Arbeit  gibt  Christoph  das  Programm  einer 
Allmendpolitik  der  Zukunft,  wobei  zwischen  den  Aufgaben  des  Staates 
und  denjenigen  der  Provinzen,  Kreise,  Landwirtschaftskammern  und 
Gemeinden  geschieden  wird.  Die  Vorschläge  gehen  z.  T.  sehr  ins 
Einzelne;  nicht  jedem  wird  man  ohne  weiteres  zuzustimmen  geneigt 
sein;  aber  sie  sind  durchweg  wohl  überlegt;  es  geht  durch  sie  ein 
frischer  einheitlicher  Zug  von  Sachkunde  und  zusammenhängendem 
Denken;  der  Verfasser  redet  nicht  wie  der  Blinde  von  der  Farbe;  er 
hat  sich  für  seinen  Gegenstand  zu  erwärmen  vermocht,  und  wenn  er 
auch  etwas  gar  zu  viel  reglementieren  und  bevormunden  will,  so  lassen 
wir  uns  doch  eine  solche  in  keckem  Jugendmut  auflodernde  Agrarpo- 
litik, die  nicht  bloss  retten  und  erhalten,  sondern  soviel  wie  möglich 
auch  wiederherstellen  will,  viel  lieber  gefallen  als  die  verständnislose 
Hyperkritik  des  Herrn  Eliasberg.  Man  kann  ja  zweifeln,  ob  ein  wirt- 
schaftspolitisches Thema  gerade  für  eine  Anfängerarbeit  sich  empfiehlt; 
man  kann  dem  Verfasser  vielleicht  auch  vorwerfen,  dass  er  dem  durch 
die  Betriebszählung  von  1895  zu  vieler  Ueberraschung  nachgewiesenen 
Vorkommen  von  Allmenden  in  manchen  Teilen  Preussens  nicht  an  Ort 
und  Stelle  weiter  nachgegangen  ist  und  dass  somit  seine  Untersuchung 
z.  T.  der  wünschenswerten  tatsächlichen  Grundlage  entbehrt:  immer 
bleibt  noch  eine  wohl  annehmbare  und  anerkennenswerte  Leistung  auch 
insofern  übrig,  als  sie  der  neuerdings  hie  und  da  auftretenden  unklaren 
AUmendschwärmerei  ein  diskutables  Programm  entgegenstellt. 

— r. 
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B  i  e  r  ??i  e  r  ,Vroi.  Dr.  Magnus,  Die  deutsche  Geldverfassung.  Sammlung 
nationalökonomischer  Aufsätze  und  Vorträge.  I.  Band ,  lo.  Heft. 
Giessen,  Emil  Roth,   1908.    48  S. 

Es  steht  uns  eine  neue  Debatte  über  Währung  und  Geldverfassung 
bevor,  die  Parteien  marschieren  auf,  und  wenn  es  auch  bei  der  ge- 
planten Enquete  zu  keiner  gefährlichen  Schlacht  kommen  dürfte,  so  be- 
ginnt doch  das  wissenschaftliche  Vorpostengefecht.  Man  wird  Heiligen- 
stadt die  Ehre  des  ersten  Schusses  zuerkennen  müssen  ,  und  jetzt  hat 
Biermer,  einer  der  Kämpen  aus  dem  grossen  Währungsstreit,  die  Ver- 
teidigung der  bestehenden. Geldverfassung  aufgenommen:  es  sind  noch 
die  alten  Waffen,  aber  sie  haben  nicht  mehr  den  alten  Glanz. 

Man  liest  nur  die  zweite  Hälfte  (S.  26  ff.)  des  kleinen  Vortrags  mit 
Zustimmung,  nachdem  die  erste  zu  steigendem  Widerspruch  gereizt 
hat.  Jene  zweite  Hälfte  schildert  sachgemäss  ohne  erhebliche  Abwei- 
chung von  der  bekannten  allgemeinen  Auffassung  die  internationalen 
Vorzüge  der  Goldwährung  und  eines  elastischen  Notensystems.  Wer 
nicht  das  agitatorische  Bedürfnis  hat,  die  bestehenden  Einrichtungen  zu 
verteidigen,  hätte  wohl  auf  die  bedenkliche  Kumulierung  von  Noten- 
deckung und  Depositendeckung  bei  der  Feststellung  des  die  Noten- 
ausgabe bestimmenden  Metallbestandes  hingewiesen.  Der  Marktzinsfuss 
folgt  auch  nicht  erst  der  Diskontherabsetzung  (S.  34),  sondern  geht 
ihr  schon  nach  unten  voran.  Nicht  nur  B.  hält  die  indirekte  Kon- 
tingentierung für  überflüssig.  Und  wer  das  Kapital  unserer  Zentralbank 
vergrössert  sehen  möchte,  hat  doch  nicht  die  ihm  von  Bienner  impu- 
tierte törichte  Meinung,  dadurch  die  Umlaufsmittel  zu  vermehren,  son- 
dern er  will  dauernd  einen  grösseren  Teil  der  vorhandenen  Umlaufs- 
mittel in  der  Funktion  als  kurzfristig  leihbares  und  als  solches  nach 
kurzem  Aussendienst  immer  wieder  zur  Bank  zurückkehrendes  Geld- 
marktgeld festhalten.  Biermer?>  Vortrag  ist  also  auch  in  dieser  besseren 
Partie  nicht  einwandfrei,  aber  doch  eine  übersichtliche  Darstellung  einer 
bekannten  Lehre. 

Ehe  aber  Biermer  in  diese  wohlvertrauten  Gebiete  gelangt,  versucht 
er  mit  dem  sehr  deutlich  betonten  Bewusstsein  des  Sachkenners  — 
vielleicht  wirkt  das  oft  wiederkehrende  »ich«  im  mündlichen  Vortrag 
nicht  ganz  so  grossgedruckt  (vgl.  S.  8,  10,  19,  21,  22,  40)  —  eine 
Analyse  der  Geldmarktsituation  des  letzten  Winters.  Schon  die  Dar- 
stellung befremdet.  Das  allzu  starke  oratorische  Pathos  sollte  auch  bei 
einer  Popularisierung  fehlen :  ganz  abgesehen  von  technologischen  Be- 
denken gegen  die  »über  Gebühr  angezogene ,  fast  heisslaufende  Dis- 
kontschraube« (S.  12,  vgl.  auch  S.  7  Z.  16  ff.)  ist  u.  a.  die  »granitene 
Grundlage«  unserer  Goldwährung  (S.  17)  kein  glückliches  Bild  und  der 
Aufruf  an  »alle  Gutgesinnten«  (S.  25)  ist  deplaziert.  Wozu  ernsthafte 
Gegner  \\\q  Beiligenstadt  verächtlich  machen  (S.  21,  43),  und  wozu  das 
Lob  der  eigenen  Voraussicht,  wenn  es  darauf  hinauskommt,  dass  Pro- 
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fessor  Biermer  1905  in  Dresden  die  Wiederkehr  von  Wirtschaftskrisen 
prophezeit  hat  (S.  8)?  Denn  trotz  seiner  besonderen  »Kennerschaft« 
hat  B.  eigentlich  keinem  aufmerksamen  Zeitungsleser  etwas  Neues 
gesagt.  Ja,  bei  einem  so  interessanten  und  mehrfach  besprochenen  Vor- 
gang, wie  der  durch  Bereitstellung  russischer  Gelder  in  London  für 
Berlin  bewirkten  Erleichterung  des  internationalen  Geldmarktes  ist  B. 
sehr  ungenügend  orientiert  (S.  17). 

Warum  wird  gleich  in  den  ersten  Sätzen  ganz  unmotiviert  das  Bör- 
sengesetz herangeholt ,  als  wenn  es  uns  im  Jahre  1907  so  viel  ge- 
schadet hätte  ?  Die  matte  Lage  der  Börse  war  doch  eher  ein  Vorteil, 
weil  deshalb  die  ersten  schlimmen  Nachrichten  von  Amerika  so  ruhig 
aufgenommen  wurden.  LTnd  wenn  nach  Biertners  eigenen  Worten  (S.  6, 
vgl.  S.  12)  die  New  Yorker  Börse  »für  alle  anderen«  tonangebend 
war,  so  kann  diese  allgemeine  Abhängigkeit  doch  unmöglich  die  Folge 
unserer  deutschen  Gesetzgebung  sein. 

Ueberhaupt  hätte  B.  nicht  so  viel  von  amerikanischen  Dingen  spre- 
chen sollen.  Es  ist  vollkommen  falsch,  das  amerikanische  Banknoten- 
wesen als  ein  »Safe  aus  Papiermache«  zu  bezeichnen.  Die  National- 
banken müssen  für  ihre  die  Banknoten  weit  übersteigenden  Depositen 
25  %  in  bar  halten,  wie  kann  man  da  vom  Fehlen  der  Vorschriften 
über  Bareinlösungsfonds  reden  (S.  13)?  Die  Einlösbarkeit  der  Papier- 
zirkulation stand  während  der  Oktoberkrisis  nicht  im  Zweifel  (S.  12), 
auch  für  Papiergeld  und  Banknoten  zahlte  man  das  Aufgeld  für  Cur- 
rency. Wie  kann  man  gar  den  Bedarf  einer  Volkswirtschaft  an  Geld 
und  Banknoten  aus  Art  und  Umfang  der  Börsenspekulation  erklären 
wollen  (S.  II  f.),  deren  Umsätze  namentlich  in  Amerika  ausschliesslich 
durch  Schecks  reguliert  werden  !  ?  Wenn  B.  in  Deutschland  die  Ausbrei- 
tung kleiner  Banknoten  dringend  befürwortet,  sollte  er  Amerika  die  Gold- 
währung nicht  deshalb  abstreiten,  weil  sich  das  in  erheblicher  Menge  vor- 
handene Gold  nicht  leibhaftig  in  der  Zirkulation  befindet.  Dass  bei  einer 
Panik  Gold  aus  dem  Auslande  herangezogen  wird,  gilt  doch  von  allen 
Ländern,  von  Deutschland  und  England  ebenso  gut,  wie  von  Amerika, 
und  sollte  nicht  als  Beweis  gegen  das  Bestehen  einer  Goldwährung  ange- 
führt werden  (S.  12),  die  doch  gerade  solche  gegenseitigen  Sendungen 
möglich  machen  soll.  B.  schildert  mit  höchster  Entrüstung  (S.  13),  dass 
in  Amerika  in  der  letzten  Panik  Geldsurrogate  an  Stelle  des  Geldes 
getreten  seien,  was  in  England,  Frankreich  und  Deutschland  nie  passie- 
ren könne,  während  er  dann  im  weiteren  Verlauf  auseinandersetzt 
(S.  29),  dass  in  der  Zeit  der  Krisis  bei  uns  ein  Mehrumlauf  von  Bank- 
noten, also  Geldsurrogat  an  Stelle  von  Geld,  dem  Bedarf  nach  Zirku- 
lationsmitteln abhelfe.  Das  sind  Widersprüche  und  Irrtümer,  die  man 
grade  in  einer  populären  Darstellung  lieber  vermisste. 

Einige  Einwendungen  B.s  gegen  die  Ausdehnung  des  Scheckver- 
kehrs   erscheinen    begründet,    blinder  Eifer,    namentlich    bei  fehlender 
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Bankpublizität,  kann  da  sehr  viel  schaden;  aber  von  einem  Kenner 
unseres  Geldwesens  sollte  man,  auch  wenn  er  ein  Uebermass  mit  Recht 
bekämpft,  gleichwohl  erwarten,  dass  er  die  prinzipielle  Bedeutung  die- 
ses notwendigen  und  nach  Umfang  und  Elastizität  den  Banknoten  min- 
destens gleichberechtigten  Geldsurrogats  mit  voller  Schärfe  durchdacht 
hat.  Aber  da  steht  z.  B.  folgender  Satz:  »Ein  Kritikbegabter  vermag 
nicht  einzusehen  ,  warum  alle  Zahlungen  bei  den  Banken  konzentriert 
werden  sollen  u.  s.  w.«  ,  als  wenn  noch  niemand  auf  die  durch  das 
Scheckwesen  mögliche  Creation  von  Geldsurrogat  hingewiesen  hätte 
(S.  19).  Wer  aber  das  Scheckwesen  nicht  will,  sollte  nicht  in  gleichem 
Atem  höhere  Verzinsung  der  Depositen  verlangen  (S.  19).  Auch  die 
Art  der  Verteidigung  der  kleinen  Noten  befremdet:  »Post  und  Staatskassen 
müssen  unter  allen  Umständen  das  etwas  verwöhnte  Publikum  wieder 
zum  Gebrauch  der  sehr  probaten  papiernen  Geldsurrogate  in  kleineren 
Abschnitten  erziehen«.  Ist  das  etwa  kein  »amerikanisches  Verfahren«  zur 
Verschlechterung  des  Umlaufes  ?  Ist  das  ohne  weiteres  wichtiger  und  ge- 
sünder als  die  Entwicklung  des  Scheckverkehrs?  Ist  die  durch  die  Emis- 
sionkleiner Noten  eintretendeLeerung  unserer  Metallzirkulation  überhaupt 
und  gerade  jetzt  zweckmässig  oder  zum  wenigsten  unschädlich?  So 
hören  wir  nur  den  alten  Trost :  unsere  Geldverfassung  ist  wunderschön. 
Das  mag  wohl  sein,  aber  es  wird  uns  vom  Verf.  nur  versichert,  nicht 
bewiesen;  die  Gegenargumente  werden  niedergeschlagen,  nicht  wider- 
legt (S.  16  Goldprämienpolitik  und  internationaler  Kredit  der  Bank- 
noten). Wir  möchten  wünschen,  dass  das  Geldproblem  in  der  weiteren 
Diskussion  mit  grösserer  Schärfe  und  Uebersicht  behandelt  wird,  und 
dass  neben  die  Wiederholung  des  Bekannten  die  vertiefte  Erörterung 
der  neuen  Probleme  tritt. 

Ein  Zusatzkapitel  zu  der  mittlerweile  erschienenen  zweiten  Auflage 
der  Bürffierschen  Schrift  behandelt  die  jüngste  Währungsdebatte  im 
Reichstag.  Daraus  ist  nur  zu  erwähnen,  dass  auch  Bürm er  mit  vollem 
Recht  gegen  eine  starke  Erhöhung  des  Scheidemünzumlaufes  und  der 
Annahmepflicht  auftritt.  P  1  e  n  g  e. 


Statistisches  Handbuch  für  das  Deutsche  Reich.     Hrsg.  vom  Kaiserlichen 
Statistischen    Amt.     2    Teile.     Berlin,    C.  Heymann,    1907.     749  und 
595  S-  g^-  S-     Zus.  INI.  10. — . 
Eine  neue  Publikation  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amts,  die  im 
Format    des    Statistischen    Jahrbuchs    für    das    Deutsche  Reich   Ueber- 
sichten  über  alle  Gebiete  der  Reichsstatistik  vom  Beginn  der  Tätigkeit 
des  Kaiserlichen  Statistischen  Amts    bis    in    die   jüngste  Zeit    zur  Dar- 
stellung bringt.     Sie    gibt  also  die  Entwicklung  des  Reiches  in  Ziffern 
seit  seinem  Bestehen  oder  doch  seit  dem  Augenblick,  wo  es  zum  ersten 
Male  auf  einem  bestimmten  Gebiete  mit  ziffermässiger  Massenbeobach- 
tung   eingegriffen    hat.      Ja    mehrfach    wird    noch    darüber    hinaus    auf 
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frühere  Zeiten  zurückgegriffen,  z.  B.  bei  der  Statistik  der  Bevölkerungs- 
bewegung bis  1841,  beim  Bergwerksbetrieb  bis  1860,  bei  der  Zucker- 
gewinnung bis  1844,  bei  der  Handelsstatistik  stellenweise  bis  1837 
(Zollvereinsstatistik).  Dafür  gibt  es  natürlich  auch  viele  andere  Ta- 
bellen, wo  die  Erhebungen  erst  geraume  Zeit  nach  der  Gründung  des 
Reiches  eingesetzt  haben  oder  die  Vergleichbarkeit  der  Ziffern  aus- 
schliessende  Aenderungen  des  Ermittlungsverfahrens  eingetreten  sind, 
also  die  Zahlenreihen  erst  wenige  Jahre  umfassen.  Auf  alle  Fälle 
bietet  das  Handbuch  in  sehr  bequemen  historischen  Uebersichten,  was 
man  seither  nur  mühsam  aus  der  langen  Reihe  der  Publikationen  des 
Statistischen  Amtes  sich  zusammensuchen  konnte.  Die  Ausstattung  ist 
zweckentsprechend,  das  Format  handlich.  — r. 


Eingesendete   Schriften. 

Zur  Beachtung!  Unter  dieser  Rubrili  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
Die  Redaktion  muss  sich  vorbehalten,  aus  ilinen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
treffen,  welche  unter  »Literatur«  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeitschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
reite Beurteiler  zu  finden  hofft.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
erfolgt  in   keinem  Falle. 

I.   Allgemeine  Staats-  und   Sozialwissenschaft.     Geschichte^ 

Revue  des  Etudes  et/i/iographiques  et  sociologiques  publice  sous  la  di- 
rection  de  Arnold  va7i  Ge?inep.  Paris,  P.  Geuthner,  igo8.  64  pp. 
Lex. -8*^.    Abonnement  (12  livr.)  France:  20  Frs.,  etranger:  22  Frs. 

Earp,  Edzijin,  L.,  Social  Aspects  of  religio us  Institutions.  New- 
York,  Eaton  &  Mains,  1908.    152  S.  8".    75  Cts. 

Fastrez,  A.  (lieutenant  adjoint  d'Etat-major),  Ce  que  T armee  peut 
ctre  pour  la  nation.  Bruxelles,  Misch  &  Thron,  1907.  294  S.  kl.  8*^. 
(Instituts  Solvay  :  Actualites  sociales.) 

Oppenheim  er,  Franz,  Der  Staat.  Frankfurt  a.  M.,  Rütten  & 
Loening,  o.  J.    175  S.  8".  M.  3.—.    (»Die  Gesellschaft«  Bd.  XIV  u.  XV.) 

Schoolmeesters,  Herma7i,  La  Mission  de  r Etat ,  Vordre 
economique,  la  rcglementaiion  du  travail.    Bruxelles,  A.  Dewit,   1907. 

Signorifio,  Vinceiizo,  Valore  giuridico  de  IIa  dottrina  della  se- 
parazione  dei  poteri.    Palermo,  A.  Reber,   1908.    178  S.  8°.    L.  4. — . 

Wale  k  er,  Dr.  Karl,  Gemässigte  utid  Radikaie.  Eine  Kritik  des 
politischen  Radikalismus.  2.  verm.  u.  umgearbeitete  Aufl.  Sondershausen, 
F.  A.  Eupel,  1908.    88  S.  8".    M.  1.80. 

Herz,  Dr.  Hugo,  Verbrechen  utid  Verbrechertmn  in  Oesterreich. 
Kritische  Untersuchungen  über  Zusammenhänge  von  Wirtschaft  und 
Verbrechen.    Tübingen,  Laupp'sche  Buchh.,  1908.    320  S.  8".    M.  6.60. 
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Spangenberg,  Hans-,  Hof-  und  Zentralverivaliung  der  Mark 
Brandenburg  im  Mittelalter.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1908.  548  S. 
8».    M.   14.40. 

B o  t he ,  Dr.  Fr  i e dr  i c h ,  Frankfurter  Patriziervermögen  im  16. 
Jahrhundert.  Berlin,  Alex.  Duncker,  1908.  189  S.  8°.  M.  7.50(1).  (IL  Er- 
gänzungsheft des  Archivs  f.  Kulturgeschichte). 

Derselbe,  Das  Testattient  des  Frankfurter  Grosskauf/nanns  Jakob 
Heller  voju  Jahre  ißig.    Berlin,  AI.  Duncker,  1907.    61  S.  gr.  8°.  M.  2.50. 

Seh  tv itz  ky  ,  Dr.  iur.  F r  ns  t ,  Der  europäische  Fürstenbund  Georgs 
von  Fodebrad.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Weltfriedensidee.  Mar- 
burg, A.  Ebel,  1907.  60  S.  8°.  (Arbeiten  aus  dem  Jurist. -staatswiss. 
Seminar  der  Univ.  Marburg,  Heft  6.) 

Lange  nb  e  ck ,  Wilhelm ,  Englands  Weltmacht  in  ihrer  Entwick- 
lung vom  17.  Jahrhundert  bis  auf  unsere  Tage.  Mit  19  Bildnissen.  Leip- 
zig. B.  G.  Teubner,  1907.  117  S.  8** ;  geb.  M.  1.25.  (-^;Aus  Natur  und 
Geisteswelt«   174.) 

Miller,  Eltner  J. ,  Ph.  D.,  The  Legislature  of  the  Province  of 
Virginia.  Its  internal  development.  New  York ,  The  Macmillan  Com- 
pany, 1907.  182  S.  8°.  $  1.50.  (Studies  in  History,  Economics  and 
Public  Law,  edited  by  the  Faculty  of  Pol.  Sc.  of  Columbia  University, 
vol.  XXVIII,  Nr.  2.) 

II.   Rechtswissenschaft.      Verwaltung. 

Grueber,  Prof.  Dr.  iur.  B.  Erwin,  Einführung  in  die  Rechts- 
7vissenschaft.  Eine  juristische  Encyklopädie  und  Methodologie.  Berlin, 
O.  Häring,   1908. 

Wenger,  Prof.  Dr.  Leopold,  Die  Stellung  des  öffentlichen  rötni- 
schen  Rechts  im  Universitätsunterrichie.  Zwei  Vorträge,  gehalten  im  Grazer 
Juristenvereine.    Wien,  Manz'sche  Buchh.,  1907.    40  S.  8".    K.  1.40. 

Kohl  er,    Prof.  Josef,    Moderne   Rechtsprobleme.    Leipzig,    B.  G. 

Teubner  1907.    105  S.  8°;  geb.  M.  1.25.    (»Aus  Natur  u.  Geisteswelt«  128.) 

Jellinek,    Georg,    Der  Kampf  des   alten   mit  dem   neuen  Recht. 

Prorektoratsrede.    Heidelberg,  C.  Winters  Univ. -Buchh.,   1907.    6t,  S.  8°. 

M.  I.—. 

Me  71  g er ,  Anton,  Das  bürgerliche  Recht  und  die  besitzloseti  Volks- 
klassen. .4.  Aufl.  Tübingen,  Laupp'sche  Buchh.,  1908.  241  S.  8".  M.  3. — , 
geb.  M.  4. — . 

Gravenhorst,  Dr.  iur.  Georg,  Der  sogenannte  Konflikt  bei 
gerichtlicher  Verfolgung  von  Beamten.  Breslau,  M.  &:  H.  Marcus,  1908. 
235  S.  8*^.  M.  6.40.  (Abh.  aus  dem  Staats-  u.  Verwaltungsrecht,  hrsg. 
von  Brie  und  Fleischmann,  Heft   15.) 

Bogeng,  Dr.  iur.  G.  A.  G.,  ErwerbsbescJiränkungcn  juristischer  Pcr- 
sonen.  Berlin  und  Leipzig,  Dr.  W.  Rothschild,  1908.  208  S.  M.  4. — . 
(»Die  Rechtseinheit«,  hrsg.  von  Kohler  u.  Posener,  Bd.  IL) 
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Bender,  Dr.  iur.  Karl,  Können  juristische  Personen  strafrecht- 
lichen Besitz  (Gezvahrsam)  haben?  Karlsruhe,  Braun'sche  Hofbuchdruk- 
kerei,  1908.  45  S.  8*'.  M.  i. — .  (Freiburger  Abb.  a.  d.  Gebiete  des 
öff.  Rechts  XIV.) 

Kuhhnanti,  Dr.  Ernst,  Das  Recht  der  gesetzlichen  Beruf sver- 
tretungen  ( Beruf skanmiern)  in  allgemeiner  Darstellung  nach  Reichsrecht, 
preussischem  und  badischem  Recht.  Karlsruhe ,  Braun'sche  Hofbuch- 
druckerei, 1908.  105  S.  8".  M.  1.80.  (Freiburger  Abh.  aus  dem  Gebiete 
des  öff.  Rechts  XIII.) 

Brodtbeck,  Dr.  K.  A.,  Schzveizerisches  Rechtslexikon.  Zürich  (1907). 
212  S.  kl.  8". 

Guhl,  Dr.  iur.  Theo,  Bundesgesetz ,  Bundesbeschluss  und  Verord- 
nung nach  schweizerischein  Staatsrecht.  Vom  schweizerischen  Juristen- 
verein preisgekrönt.  Basel,  Helbing  &  Lichtenhahn,  igo8.  in  S.  8**. 
Fr.   2. — . 

Lundborg,  Ragfiar,  Islands  staatsrechtliche  Stellung  von  der 
Freistaatszeit  bis  in  unsere  Tage.  Berlin ,  Puttkammer  &  Mühlbrecht, 
1908.    64  S.  8».    M.  2.50. 

Die  Gesetze  über  die  Begründung  der  Reichsduma  und  Umgestaltung 
des  Reichsrats  nebst  Wahlordnung,  Instruktionen  und  Senatserläuterungen. 
Ins  Deutsche  übersetzt  von  H.  v  on  Lutz  a  u.  Riga,  N.  Kymmel,  1907. 
162  S.  8". 

Ca  leb,  Albert,  Du  regime  des  capitulations  en  Turquie  par  rap- 
port  a  la  Bulgarie.    Geneve,  Ph.  Dürr  (o.  J.).    48  S.  kl.  8°. 

Landsberg,  J.  F.  (Vormundschaftsrichter  in  Lennep),  Das  Recht 
der  Zwangs-  und  Fürsorgeerziehung .  Einführung  —  Kritik  —  Vorschläge. 
Berlin  u.  Leipzig,  Dr.  W.  Rothschild,  1908.    373  S.  8°.  M.  8.-. 

Petersen,  Dr.  Johannes,  Die  öffentliche  Fürsorge  für  die  hilfs- 
bedürftige Jugend.  131  S.  8^.  —  Die  öffentliche  Fürso?'ge  für  die  sittlich 
gefährdete  und  die  gewerblich  tütige  Jugend.  136  S.  S''.  Leipzig,  B.  G. 
Teubner,  1907.  ».Aus  Natur  und  Geisteswelt«  161  u.  162;  geb.  je 
M.  1.25. 

Gemeinde-  uttd  Bezirksordnung  für  das  Königreich  Württemberg  vom 
28.  Juli  1906.  Textausgabe  mit  Anmerkungen,  Verweisungen  und  Sach- 
register von  Dr.  A.  Michel.  IL  Teil:  Vollziehungsverfügungen  und 
Gesamt-Sachregister.  Stuttgart,  W.  Kohlhammer,  1907.  S.  317 — 788 
kl.  80.    M.  4.20. 

Bericht  über  die  Veriualtung  der  Stadt  Aachen  in  der  Zeit  vom  i.  April 
1897  bis  31.  März  1906.  Mit  Abbildungen,  graphischen  Darstellungen 
und  Plänen.    Aachen  1907.    406  S.  4". 

Wickelt,  S.  Morley,  Municipal  Government  in  Canada.  Present 
Conditions.  Reprinted  from  University  of  Toronto  Studies  in  History 
and  Economics,  1907.    14  S.  gr.  8". 
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Has s er t ,  Prof.  Dr.  Kurt,  Die  Städte,  geographisch  betrachtet. 
Mit  21  Abbildungen.  Leipzig,  B.  G.  Teubner,  1907.  137  S.  8^;  geb. 
M.   1.25. 

Nussbau7fi,  Prof.  H.  Chr.,  Die  Hygiene  des  Städtebaus.  Mit 
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80  Pfg. 

Ludjuig,  Georg,  Die  Bauhesc/iräiikung  des  Strassen-  und  Platz- 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


DIE  POLIZEILICHE  LANDESVERWEISUNG  IM 
PREUSSISCHEN  STAATSRECHT. 

Von 

Dr.  iur.  KURT  WOLZENDORFF. 


Während  nach  älterem  deutschen  Recht  die  Fremden  völlig 
rechtlos  waren,  wurde  schon  von^  einigen  der  Postglossatoren  wie 
z.  B.  Bahhis  ihre  Rechtsfähigkeit  im  Prinzip  anerkannt.  Da  sie 
jedoch  stets  noch  erheblichen  rechtlichen  Beschränkungen  unter- 
worfen waren  und  mehr  an  den  Pflichten  als  an  den  Rechten 
der  Staatsbürger  teilnahmen,  so  wurden  sie  von  der  späteren  Ju- 
risprudenz im  Gegensatz  zu  jenen  als  »Untertanen  «  und  zwar  spe- 
ziell als  »zeitliche  Untertanen <-,  subditi  temporarii  bezeichnet.  Die 
allgemeine  kulturelle  Fortentwicklung  hat  dann  aber  dazu  geführt, 
den  Fremden  immer  mehr  auch  dieselben  Rechte  zu  geben  wie 
den  Staatsbürgern.  Und  so  ist  im  modernen  Staate  »auch  der 
bloss  kraft  der  Gebietshoheit  dem  Staate  verpflichtete  nicht  bloss 
subditus  temporarius,  auch  ihm  steht,  in  geringerem  Umfang  aller- 
dings als  den  bleibenden  Staatsmitgliedern,  ein  Mass  rechtlicher 
Ansprüche  an  den  Staat  zu,  er  ist  auch  civis  temporarius«  [Jelli- 
nek).  Es  herrscht  also  das,  allerdings  durch  einige  Ausnahmen 
durchbrochene  Prinzip,  dass  der  Fremde  während  seines  Aufent- 
haltes im  Staatsgebiete  dieselbe  Rechtsstellung,  denselben  Rechts- 
schutz geniesst  wie  der  Staatsbürger.  Im  allerstärksten  Gegen- 
satze zu  diesem  Prinzip  steht  der  in  unseren  Staatsrechtslehren 
als  selbstverständlich  hingestellte  Satz ,  dass  den  Fremden  ohne 
jeden  Grund,  der  sonst  Voraussetzung  des  polizeilichen  Einschrei- 
tens w^äre,  der  Aufenthalt  im  Staatsgebiet  verboten  werden  kann, 
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wenn  er  der  Polizei  »lästig«  erscheint.  Bei  Geltung  dieses  Satzes 
mag  es  vorkommen ,  dass  Guts-  oder  Fabrikarbeiter  als  lästig 
ausgewiesen  werden,  weil  ihr  Brotherr  politisch  oder  persönlich 
der  Polizeiverwaltung  missliebig  geworden  ist  und  dafür  gestraft 
werden  soll.  Und  die  Zulässigkeit  solcher  Massregel  soll  ange- 
sichts des  Prinzips  des  gleichen  Rechtsschutzes  der  Ausländer 
und  der  Staatsbürger  selbstverständlich  sein?  Ich  glaube,  das 
unbeschränkte  Ausweisungsrecht  ist  so  wenig  selbstverständlich, 
dass  sein  Bestehen  erst  nachgewiesen  werden  müsste.  Sehen  wir, 
ob  ein  solcher  Nachweis  zu  bringen  ist. 

Der  Grund  ,  aus  dem  gewöhnlich  die  Selbstverständlichkeit 
des  unbeschränkten  Ausweisungsrechtes  hergeleitet  wird,  ist  der, 
dass  die  Ausländer  kein  subjektives  Recht  auf  Aufenthalt  im 
Staatsgebiete  haben ^).  Gewiss,  ein  subjektives  öfifentliches  Recht 
dieser  Art  haben  die  Ausländer  nicht.  Das  ist  wohl  nie  bestrit- 
ten worden,  beweist  aber  doch  auch  nicht  das  Geringste  gegen 
die  banale,  schon  von  Blimtschli-)  ausgesprochene  Wahrheit,  dass 
die  Ausweisung  nach  objektivem  Recht  an  bestimmte  Voraus- 
setzungen gebunden  sein  kann.  Der  Ausländer,  der  sich  im  In- 
lande  aufhält,  übt  damit  nur  die  Freiheit  der  Bewegung  aus,  einen 
Teil  der  allgemeinen  persönlichen  Freiheit,  des  negativen  Status, 
der  im  modernen  Staatsrecht  dadurch  geschützt  ist,  dass  der  Ein- 
zelne einen  Anspruch  auf  seine  Anerkennung  hat  und  den  Staats- 
behörden jede  Störung  desselben,  d.  h.  jede  Auflegung  eines  nicht 
gesetzlich  gegründeten  Befehles  oder  Zwanges  untersagt  ist 
{JellineE).  Es  fragt  sich  also  :  ist  der  ohne  jede  Voraussetzung 
ergehende,  die  Freiheit  des  Fremden  beschränkende  Befehl,  das 
Staatsgebiet  zu  verlassen,  gesetzlich  gegründet,  und  wenn  er  dies 
nicht  ist,  hat  der  Fremde  einen  Anspruch  auf  Unterlassung  dieser 
Störung?  Zuzugeben  ist  ohne  weiteres,  dass  ihm  kein  Rechtsmittel 
zum  Schutze  eines  derartigen  Anspruches  zusteht..  Das  beweist 
zunächst  nichts  gegen  die  Existenz  dieses  Anspruchs,  hat  jedoch 
die  Folge,   dass  der  Anspruch  sich  praktisch  in  nichts  von  einem 


i)  Selbst  das  preussische  Verwaltungsgericht  deduziert  in  dieser  Weise  (Bd.  XVI 
S.  381).  Es  sagt:  indem  im  Schlusssatz  des  preuss.  LVG.  vom  28.  Juli  1883  ge- 
sagt ist,  dass  Personen,  welche  nicht  Staatsangehörige  sind  ,  die  Klage  gegen  die 
Landesverweisung  nicht  zusteht,  so  ist  damit  nur  die  selbstverständlich  notwendige 
Folge  der  staatsrechtlich  ausser  Zweifel  stehenden  Norm  zum  Ausdruck  gebracht, 
dass  Ausländern  kein  Recht  zum  Aufenthalte  im  Inlande  zur  Seite  steht. 

2)  Bluntschli,  Allgemeine  Staatslehre  S.  144. 


Die  polizeiliche  Landesverweisung  im  preussischen  Staatsrecht.  aH 

blossen  Reflex  objektiven  Rechtes  unterscheiden  wird.  Es  kann 
also  ganz  dahingestellt  bleiben,  ob  die  eventuelle  Forderung,  dass 
die  Polizei  sich  des  fraglichen  Eingriffes  in  die  Freiheit  enthalte, 
ein  Anspruch  des  Einzelnen  aus  seinem  durch  das  objektive  Recht 
bestimniten  Status  libertatis  oder  lediglich  ein  Reflex  objektiven 
Rechts  ist.  Die  Frage  ist  also  lediglich  die:  gibt  das  objektive 
Recht  der  Polizeigewalt  ein  unbeschränktes  Recht,  einen  Auslän- 
der des  Landes  zu  verweisen  } 

Vorerst  ist  zu  betonen,  dass  es  sich  hier  nicht  um  Völker- 
recht, sondern  um  Staatsrecht  handelt.  Wenn  ein  Satz 
des  Völkerrechts  die  unbeschränkte  Ausweisungsbefugnis  aller 
selbständigen  Staaten  anerkennt,  so  kann  daraus  doch  noch  nicht 
eine  staatsrechtliche  Befugnis  abgeleitet  werden,  wie  das  vielfach 
geschehen  ist.  So  haben  z.  B.  die  in  G.  MeyevSi  Staatsrecht 
(S-  795)  zur  Begründung  der  staatsrechtlichen  Ausweisungsbefug- 
nis zitierten  (besonders  die  älteren)  Schriftsteller  gar  nicht  das. 
Staatsrecht,  sondern  zunächst  nur  das  Völkerrecht  im  Auge  ^). 
Die  völkerrechtlichen  Erwägungen  müssen  hier  ganz  ausgeschaltet 
werden.  Nur  um  Staatsrecht  handelt  es  sich  hier.  Wenn  also 
vielfach  von  einem  »selbstverständlichen  Satze«  gesprochen  wird, 
so  sagt  man  damit,  wie  mir  scheint,  nichts  anderes,  als  dass  die- 
ser Satz  im  allgemeinen  Staatsrechte  begründet  sei.  Das  allge- 
meine Staatsrecht  kennt  aber  einen  solchen  Satz  nicht,  wie  daraus 
hervorgeht,  dass  im  Staatsrechte  sehr  zahlreicher  und  bedeuten- 
der Staaten  ein  Ausweisungsrecht  nur  unter  ganz  bestimmten  Vor- 
aussetzungen und  in  ganz  bestimmten  Grenzen  gegeben  ist. 

Vor  allem  hat  das  e  n  gl  ische  Recht  der  Ausweisungsbefug- 
nis sehr  genaue  Grenzen  gesetzt^).  Danach  hat  die  Regierung 
ein  Abweisungs-  und  ein  Ausweisungsrecht,  die  beide,  wenngleich 
dem  Ausländer  kein  durch  Rechtsmittel  geschützter  Anspruch  auf 
Aufenthalt  im  Lande  zusteht,  an  ganz  bestimmte  Voraussetzungen 
gebunden  sind.     Sie    sind    gegeben    nur    gegenüber    solchen  Per- 


i)  Dies  ist  bei  Mohl  S.  279  ganz  klar  ausgesprochen.  Mohl  erklärt  es  dann 
sogar  weiter  staatsrechtlich  als  unbillig  ,  »wenn  die  Regierung  ihr  Recht  anders  ge- 
brauchen würde  als  zur  Abhaltung  von  schädlichen  Fremden  ,  sowie  von  sol- 
chen, welche  der  Sicherheit  des  Ganzen  oder  der  Einzelnen,  der  Sittlichkeit,  Bildung 
oder  Religiosität  Gefahr  drohen«.  —  Aber  auch,  wenn  z.  B.  Zöpfl  sagt:  »Bayern 
hat  gleich  jedem  anderen  selbständigen  Staate  das  Recht,  Fremde  ,  .  .  aus  seinem 
Gebiete  wegzuweisen  und  sie  dem  Lande  zuzuweisen  ,  dessen  Untertanen  sie  sind«, 
so  ist  leicht   ersichtlich,  dass  hier  nur  die  völkerrechtliche  Befugnis  gemeint  sein  kann, 

2)  Vgl.   Hatsckek,  Engl.  Staatsrecht  Bd.  IL    1906.    S.  535  ff. 
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sonen,  die  i)  sich  dauernd  im  englischen  Staatsgebiet  aufhalten 
wollen  und  2)  a)  weder  für  sich  noch  für  ihre  Familienangehöri- 
gen ,  für  die  sie  unterhaltspflichtig  sind  ,  die  nötigen  Subsistenz- 
mittel  nachweisen  können  oder  b)  blöd-  oder  wahnsinnig  oder  mit 
einer  Krankheit  behaftet  sind  ,  die  sie  über  kurz  oder  lang  der 
öffentlichen  Armenpflege  aussetzen  müs'ste,  oder  c)  im  Auslande 
wegen  eines  Delikts  verurteilt  sind  ,  wegen  dessen  die  Ausliefe- 
rung verlangt  werden  könnte.  Beschränkt  wird  das  Ausweisungs- 
recht ferner  durch  den  Grundsatz  des  Asylrechts.  Aus  dem  unter 
2  a  angegebenen  Grunde  soll  derjenige  nicht  abgewiesen  werden, 
der  nachweist,  i)  dass  er  wegen  politischer  oder  religiöser  Ge- 
sinnung verfolgt  wird  und  die  Rückkehr  in  das  Vaterland  mit 
Gefahr  für  Leben  oder  Freiheit  verbunden  wäre  oder  2)  dass  er, 
auf  britischem  Boden  geboren,  einen  Vater  besitzt,  der  noch  Brite 
ist.  Endlich  darf  nicht  ausgewiesen  werden,  wer  sich  6  Monate 
im  Königreiche  aufgehalten  hat  und  nach  Ablauf  dieser  Zeit  ver- 
geblich den  Versuch  gemacht  hat,  in  einem  anderen  Lande  ein 
Asyl  zu  finden. 

Sehr  genau  ist  ferner  das  Ausweisungsrecht  im  belgi- 
schen Recht  umgrenzt  ^).  Hier  geniessen  die  Ausländer  nach 
Art.  128  der  Verfassung  in  der  Regel  den  gleichen  Schutz  für 
Person  und  Vermögen  wie  die  Inländer  ,  ihre  Ausweisung  kann 
daher  nur  auf  Grund  des  Gesetzes  erfolgen.  Die  Gründe ,  aus 
denen  das  Gesetz  die  Ausweisung  gestattet,  sind  folgende:  i)  Ar- 
menrechtliche :  wenn  der  Ausländer  bedürftig  ist  und  entweder 
keinen  Unterstützungswohnsitz  hat,  oder  einem  Lande  angehört, 
mit  dem  kein  Vertrag  über  Kostenersatz  besteht;  2)  sicherheits- 
polizeiliche :  Gefährdung  der  öffentlichen  Ruhe  ;  in  diesem  Falle 
ist  aber  ein  im  Ministerrat  beschlossener  königlicher  Erlass  er- 
forderlich. Gewisse  Sorten  von  Ausländern  dürfen  überhaupt  nicht 
ausgewiesen  werden.  Es  sind  dies  insbesondere  solche,  denen  die 
Wohnsitznahme  im  Königreich  erlaubt  worden  ist,  die  mit  einer 
Belgierin  verheiratet  sind  und  entweder  von  ihr  im  Lande  gebo- 
rene Kinder  haben  oder  seit  mindestens  fünf  Jahren  im  Lande 
ansässig  sind. 

Nach  Schweizer  Recht  ist  zu  unterscheiden  zwischen  Aus- 
weisung aus  Gründen  der  Fremdenpolizei  und  Ausweisung  aus 
Gründen  der  politischen  Polizei : 

i)  Näheres  vergl.  bei  z\  Martitz,  Internationale  Rechtshilfe  in  Strafsachen  188S 
Bd.  II  S.  627  ff.  und  Bornkak  in  der  Festgabe  für  H .  Dernburg  1900  S.  114  ff. 
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1.  Die  Ausweisung  als  politisch-polizeiliche  Massregel  steht 
zu  dem  Bunde  und  unter  dessen  Aufsicht  den  Kantonen.  Ihre 
Zulässigkeit  ist  durch  die  Bundesverfassung  Art.  70  an  ganz  be- 
stimmte Voraussetzungen  geknüpft,  nämlich  Gefährdung  der  in- 
neren oder  äusseren  Sicherheit  der  Eidgenossenschaft.  Unter 
Sicherheit  der  Eidgenossenschaft  ist  nur  die  Sicherheit  des  Staa- 
tes als  solchen  »der  Staatsgewalt  in  ihrem  Bestand  und  in  ihrer 
Entfaltung  zu  verstehen,  nicht  die  Sicherheit  der  Volksgenossen- 
schaft an  Leib,  Leben  und  Eigentum«  ^).  Diese  Bedingung  aber, 
die  Gefährdung  der  Staats-Sicherheit  muss  vorhanden  sein,  da- 
mit der  Bund  ausweisen  kann^). 

2.  Die  Ausweisung  als  Massregel  der  Fremdenpolizei  kommt 
nur  den  Kantonen  zu.  Dies  Ausweisungsrecht  ist  durch  keine 
Gesetzesbestimmung  beschränkt,  wohl  aber  durch  den  anerkannten 
staatsrechtlichen  Grundsatz,  dass »anständigenEremden  bedingungs- 
los Aufenthalt  gewährt  werden  soll«.  Nur  bestimmten  Gattun- 
gen von  Personen  gegenüber  wird  die  Ausweisung  als  zulässig  er- 
achtet, nämlich  gegenüber  Vaganten ,  mittellosen  und  übel  be- 
leumdeten Personen,  sowie  solchen,  die  keine  oder  nur  ungenü- 
gende Legitimationspapiere  haben  ^). 

Das  italienische  Recht  hat  ebenfalls  ganz  bestimmte 
Schranken  aufgestellt,  innerhalb  deren  nur  eine  Ausweisungsbe- 
fugnis gegeben  ist.  Sie  ist  gegeben  nur  in  folgenden  Fällen  : 
i)  nach  Verurteilung  für  delitti,  2)  aus  Gründen  der  öffentlichen 
Ordnung;  zuständig  ist  jedoch  hier  nur  die  oberste  Verwaltungs- 
behörde, der  Minister  des  Lmern,  in  dringenden  Fällen  der  Prä- 
fekt  einer  Grenzprovinz  unter  sofortiger  Berichterstattung  an  den 
Minister  ^). 

In  O  est  erreich  endlich  ist  nach  dem  Gesetz  vom  27.  Juli 
1871  die  Ausweisung  nur  zulässig  »aus  Rücksichten  der  öffent- 
lichen Ordnung  und  der  Sicherheit«.  Dem  Ausgewiesenen  ist  in 
dem  Rekurs  an  die  Polizeibehörde  und  das  Staatsoberhaupt  ein 
Rechtsmittel  gegen  die  Ausweisungsverfügung  gegeben. 

In  Anbetracht  dieser  zahlreichen,  das  Ausweisungsrecht  be- 
schränkenden   Vorschriften    einzelner    positiver    Staatsrechte    lässt 

1)  S.  Schollenberger ,    Bundesverfassung    der  Schweizerischen    Eidgenossenschaft 

1905   ^-  473- 

2)  Ibid.  S.  474. 

3)  Affolter,   Grundzüge   des  schweizerischen  Staatsrechts  S.  66  ff. 

4)  Vergl.  Brusa    in    Marquardsens    Handbuch    Bd.    IV,    I.    Halbbd.    7.    AbhdI. 
S.   56  ff. 
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sich  unmöglich  ein  Grundsatz  des  aligemeinen  Staatsrechts  an- 
nehmen, wonach  in  jedem  Staate  die  Befugnis  zur  Ausweisung 
von  Ausländern  unbeschränkt  ist.  Das  allgemeine  Staatsrecht 
enthält  keinen  andern  Satz  als  den,  dass  das  Recht,  Fremde  aus- 
zuweisen, zu  den  Hoheitsrechten  gehört,  die  jedem  Staate  in  dem 
durch  sein  positives  Recht  bestimmten  Umfange  zustehen.  Dem 
allgemeinen  Staatsrechte  können  wir  also  die  rechtlichen 
Grundlagen  fi-ir  die  Unbeschränktheit  der  Ausweisungsbefugnis  im 
preussischen  Staate  nicht  entnehmen.  Wir  können  sie  demnach 
nur  noch  im  positiven  preussischen  Rechte  suchen. 

Für  das  preussische  Recht  vor  dem  Allgemeinen  Landrechte 
sind  mir  besondere  preussische  Rechtsaufzeichnungen  über  das 
Recht  zur  Ausweisung  von  Staatsfremden  nicht  bekannt  gewor- 
den. Es  mögen  bis  dahin  die  diese  Frage  regelnden  Sätze  des 
gemeinen  deutschen  Staatsrechts  gegolten  haben.  Es  sind  dies 
folgende. 

Ein  Staatsfremder,  eine  »ausländische  Person«  wird,  »indem 
sie  sich  in  eines  Reichsstandes  Land  oder  Gebiet  aufhält«,  da- 
durch ein  »zeitlicher  Untertan«  dieses  Reichsstandes ^).  Die  Be- 
zeichnung »Untertan«  im  Gegensatz  zum  »Bürger«  deutet,  wie 
oben  erwähnt,  noch  auf  die  frühere  rechtlose  Stellung  des  Frem- 
den hin,  hat  aber  in  diesem  Sinne  im  i8,  Jahrhundert  ihre  eigent- 
liche Berechtigung  schon  verloren.  Denn  abgesehen  von  dem 
Geleit ,  das  alle  nicht  aus  besonderen  Gründen  geleitsunfähigen 
Fremden  von  dem  Landesherrn  verlangen  können^),  kommt  auch 
sonst  dem  Fremden  zu  dieser  Zeit  »theils  wegen  mehrerer  Auf- 
klärung, theils  wegen  entgegenstehender  kaiserlicher  Verordnun- 
gen, theils  wegen  veränderter  Sittenverfassung,  theils  aus  Kame- 
ral-  und  Polizeygrundsätzen«  fast  der  gleiche  rechtliche  Schutz 
zu  wie  den  Staatsbürgern.  Abgesehen  von  einigen  Rechtsüber- 
bleibseln, wie  dem  Wildfangsrecht,  dem  Heimfallsrecht  und  dem 
Strandrecht,  »geniessen  sie  jetzo  fast  ebendieselben  Rechte  wie 
die  Eingeborenen«,  So  lehrte  im  Jahr  1785  der  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  das  preussische  Recht  schreibende  Fischer^). 


i)  y.  y.  Moser,  Von  der  Landeshoheit  in  Ansehung  derer  Unterthanen  Personen 
und  Vermögen  1773  S.  29  §  5  mit  §  4. 

2)  y.  y.  Moser,  Nachbarliches  Staatsrecht  S.  494. 

3)  Fr.  Ch.  Fischer,  Lehrbegriff  sämtlicher  Kameral-  und  Polizeirechte.  Sowohl 
von  Deutschland  überhaupt  ,  als  insbesondere  von  den  preussischen  Staaten  1785 
Bd.  I  S.  408. 
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Die  Folge  dieses  ausgedehnten  rechtlichen  Schutzes  der 
Fremden  war  es,  dass  die  Fälle ,  in  denen  sie  ausgewiesen  wer- 
den konnten,  genau  bestimmt  waren.  Die  Ausweisung  war  nach 
Moser  zulässig  ^) : 

1.  Zur  Strafe,  dann  aber  nie  >ohne  rechtliche  Ursachen  und 
ohne  legale  Untersuchung  derselben  ,  auch  verstattete  Defension 
dagegen«  ; 

2.  gegenüber  den  Untertanen  des  durch  Reichsschluss  er- 
klärten Reichsfeindes  ; 

3-  gegenüber  dem  in  Reichsacht  befindlichen  (hier  bestand 
eine  Pflicht  zur  Ausweisung) ; 

4-  gegenüber  katholischen  Geistlichen,  denen  der  Kaiser  durch 
reichsgerichtlichen  Spruch   den  Schutz  aufgekündigt  hat; 

5-  gegenüber  Angehörigen  einer  Religion,  »welche  weder  in 
dem  Entscheidungsjahr  1624  noch  sonst  in  denen  Landesverträ- 
gen einen  Schutz  hat«  ; 

6.  gegenüber  Juden  galt  besonderes  Recht; 

7.  gegenüber  Jaunern  und  Zigeunern,  sowie  gegenüber  her- 
renlosen Soldaten. 

Die  für  uns  wichtigste  Frage,  ob  die  Ausweisung  stattfinden 
könne  »ohne  ein  begangenes  und  wenigstens  die  Landesverwei- 
sung nach  sich  ziehendes  Verbrechen  aus  geheimen  Staatsur- 
sachen« beantwortet  Moser  nicht  direkt,  er  sagt,  »es  komme  auf 
die  Umstände  an«.  Damit  ist  aber  die  Frage  auch  schon  für 
uns  entschieden,  denn  damit  ist  gesagt,  dass  nicht  aus  jedem  Grunde, 
sondern  nur  aus  einem  besonders  wichtigen  Grunde  die  Auswei- 
sung erfolgen  kann.  Das  ergibt  sich  übrigens  indirekt  auch  schon 
ohne  weiteres  aus  dem  Aufzählen  der  einzelnen  Fälle ,  in  denen 
eine  Ausweisung  zulässig  ist.  Wäre  sie  allgemein  zulässig  gewe- 
sen, so  hätte  die  Aufzählung  dieser  Fälle  gar  keinen  Sinn  gehabt. 
Welche  Gründe  nun  ausserhalb  der  besonderen  Fälle  geeignet 
sind,  die  Ausweisung  zu  rechtfertigen,  darüber  äussert  sich  Moser 
nicht,  und  eine  solche  Aeusserung  ist,  wenn,  wie  hier,  die  Sache  in 
der  Praxis  noch  nicht  zur  Kontestation  gekommen  ist,  in  seinen 
fast  nach  Art  von  Spruchsammlungen  angelegten  W' erken  gar  nicht 
zu  erwarten.  So  sagt  er  denn  nur:  »Entstehet  ein  Streit  darü- 
ber, so  qualifiziert  sich  die  Sache  zu  einer  reichsgerichtlichen  Ent- 

i)  7'  7-  Moser,  Von  der  Landeshoheit  in  Ansehung  der  Untertanen  1773  S.  220  ff. 
Ders.,  Von  der  Landeshoheit  in  Polizey-Sachen  1773  S.  352  ff.  Ders.,  Nachbarliches 
Staatsrecht   S.   341  und   S.   55  ff. 
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Scheidung«.  Er  setzt  also  unzweifelhaft  Grenzen  der  Ausweisungs- 
befugnis voraus.  Das  Resultat,  mit  dem  wir  uns  begnügen  müs- 
sen, aber  auch  begnügen  können,  ist  das,  dass  nach  älterem  deut- 
schem Staatsrecht  das  Ausweisungsrecht  nicht  unbegrenzt,  son- 
dern nur  gegeben  war  i)  in  ganz  bestimmten  Fällen,  2)  ausser- 
halb dieser  nur  aus  gewichtigen  Gründen  ,  über  deren  Vorhan- 
densein ev.  die  obersten  Reichsgerichte  zu  entscheiden    haben  ^). 

Eine  speziellere  Ausgestaltung  hat  im  preussischen  Recht 
das  Ausweisungsrecht  erhalten  durch  das  Allgemeine  Landrecht. 
Zunächst  ist  in  der  Einleitung  zum  Allgemeinen  Landrecht  §  41 
bestimmt : 

»Fremde  Unterthanen  haben  [also]  bei  dem  Betriebe  erlaubter 
Geschäfte  in  hiesigen  Landen  sich  aller  Rechte  der  Einwohner 
zu  erfreuen,  so  lange  sie  sich  des  Schutzes  der  Gesetze  nicht  un- 
würdig machen.  <' 

Zu  den  »Rechten«  der  Einwohner  gehört  aber,  nachdem  im 
Jahre  1744  die  Landesverweisung  der  Inländer  abgeschafft  ist'-^), 
die  Freiheit,  sich  im  Staatsgebiet  aufzuhalten.  So  ist  es  wenig- 
stens vom  Gesetz  gemeint  und,  wie  wir  sehen  werden,  von  der 
damaligen  Praxis  aufgefasst  worden,  und  es  ist  daher  gleichgültig, 
ob  diese  Freiheit  wirklich  ein  subjektives  »Recht«  im  Sinne  der 
modernen  Rechtswissenschaft  ist.  Der  Ausländer  hat  also  im  all- 
gemeinen Freiheit,  sich  im  Inlande  aufzuhalten.  Eine  Einschrän- 
kung dieser  Freiheit  kann  nur  stattfinden,  wenn  er  sich  »des 
Schutzes  der  Gesetze  unwürdig«  macht.  Was  heisst  das.?"  Be- 
deutet es,  dass  die  Polizei  zu  ermessen  hat,  wann  sich  der  Aus- 
länder des  Schutzes  der  Gesetze  unwürdig  macht?  Dem  Wort- 
laut nach  wäre  diese  MögUchkeit  denkbar,  die  weiteren  Bestim- 
mungen des  Allgemeinen  Landrechts  und  die  spätere  Praxis  und 
Theorie,  auf  die  ich  gleich  zu  sprechen  kommen  werde,  beweisen 
jedoch,  dass  sie  nicht  gegeben  ist.  Die  Bedeutung  des  §  4  Einl, 
ALR.  ist  vielmehr  die,  dass  das  Gesetz  selbst  die  einzelnen  Fälle, 

i)  Ebenso  sagt  Biedermann  im  Archiv  des  Kriminalrechts,  herausgeg.  von  Klein, 
Kleinschrot  und  Konopatz  Bd.  3  181  S.  76  ff.,  die  Ausvi^eisung  Fremder  könne  »schon 
bey  hinlänglichem  Verdachte  und  ohne  Begehung  eines  würklichen  Verbrechens  er- 
kannt werden«.  Dies  sei  dann  mehr  eine  polizeiliche  Massregel,  aber  auch  für  diese 
gelte,  dass  eine  Untersuchung  der  Verdachtsgriinde  und  der  Schädlichkeit,  welche 
durch  den  Aufenthalt  entstehe,  vorhergehen  und  kein  bloss  willkürliches  Verfahren 
stattfinden  muss«.  —  De  lege  ferenda  äussern  sich  gegen  die  Ausweisungen  Joh. 
Jak.  Cellas.  freimütige  Gedanken  über  Landesverweisungen,  Anspach  1784,  insbes.   S.  41. 

2)  KO.  V.  vom  4.  Januar  1744,  Mylius,  CCM.  Conc.  II  p.  169  Nr.  i. 
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durch  die  sich  der  Ausländer  des  Schutzes  der  Gesetze  unwürdig 
macht,  bestimmt ,  indem  es  genau  die  Voraussetzungen  angibt, 
unter  denen  eine  Ausweisung  zulässig  ist.  Die  Praxis  hat  dann 
daran  festgehalten,  dass  nur  gerade  in  den  gesetzlich  bestimmten 
Fällen  die  Ausweisung  zulässig  ist.  Die  einschlägigen  Bestim- 
mungen des  Allgemeinen  Landrechts   sind  folgende: 

ALR.  II.  20  §  4.  Mutwillige  Bettler,  Landstreicher  und  Müs- 
siggänger  müssen  zur  Arbeit  angehalten  und  wenn  sie  dazu  un- 
brauchbar sind,  auf  eine  billige  Art  versorgt ,  oder  als  Fremde 
aus    dem  Lande  geschafft  werden. 

§  191.  Fremde  Landstreicher,  welche  nirgends  einen  festen 
Wohnsitz  haben,  und  wovon  sie  sich  ernähren ,  nicht  glaubhaft 
nachweisen  können,  sollen,  wenn  bei  der  Untersuchung  ihres  bis- 
herigen Lebenswandels  keine  Anzeichen  eines  begangenen  Ver- 
brechens sich  hervortun,  über  die  Grenze  gebracht  und  ihnen  die 
Rückkehr  bei  Festungsstrafe  verboten  werden. 

§  195.  Vorstehende  Andeutungen  und  Strafen  (§§  191 — 194) 
finden  auch  alsdann  statt,  wenn  ein  fremder  Landstreicher  in 
hiesigen  Landen  ein  Verbrechen  begangen  und  die  erkannte  zei- 
tige Gefängnis-,  Zuchthaus-  oder  Festungsstrafe  ausgestanden  hat. 

§  708.  Wenn  [solche]  Winkelärzte  Ausländer  sind,  so  sollen 
sie  nach  ausgestandener  Strafe  über  die  Grenze  gebracht,  wenn 
sie  gleichwohl  zur  Treibung  ihres  verbotenen  Handwerks  zurück- 
kehren ,  ohne  weitere  Umstände  als  Landstreicher  behandelt 
werden. 

Das  Ausweisungsrecht  war  also  nach  Allgemeinem  Landrecht 
sehr  eng  begrenzt  und  das  entsprach  vollständig  den  Regeln  der 
älteren  preussischen  ökonomischen  Politik  oder,  wie  man  damals 
sagte,  der  Bevölkerungspolizei,  die  Sorge  trug,  das  Land  zu  »peup- 
lieren«  durch  Einlass  und  Schutz,  den  sie  Fremden  gewährte.  Die 
Begrenzung  des  Ausweisungsrechts  ist  dann  im  Laufe  der  spä- 
teren Entwicklung  des  Instituts  in  der  Praxis  noch  modifiziert 
worden. 

Im  Jahre  1796  wurde  an  einem  Kammergerichtsurteil  die 
Landesverweisung  des  Verurteilten  von  selten  des  Königs  nor- 
miert. Hiegegen  wurde  der  Instruktions-Senat  des  Kammergerichts 
in  einem  vom  i.  Dezember  1796  datierten  Schreiben  vorstellig,  in- 
dem er  folgendes  ausführte : 

»Wenngleich    in  Rücksicht    der    hiesigen    Unterthanen    die 
Landesverweisung    nicht    unter    denen    Strafen    aufgezählt     ist, 
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welche,  nach  Vorschrift  des  Landrechts,   erkannt  werden  sollen, 
so  verordnet  doch  eben  dieses  Gesetz  in  Uebereinstiminung  mit 
altern  und  neuern  Verordnungen : 
Th.  II  Tit.  20  §  45  und  §   195. 
Ed.  V.  7.  August  1743  §  XII. 
Ver.  V.  18.  April   1796. 

Dass  fremde  Landstreicher^  nach  ausgestandener ,  hier  zu 
Lande  verwirkter  Strafe  über  die  Gränze  gebracht  und  ihnen 
die  Rückkehr  nachdrücklich    untersagt    werden  soll. 

Diesen  Ausdruck :  Landstreicher,  hat  das  Kammergericht 
ununterbrochen  auf  solche  Ausländer  ausgedehnt ,  welche  im 
Lande  nicht  angesessen  sind,  oder  sich  mit  diesseitigen  Unter- 
thanen  verheiratet  haben,  welche  bis  dahin  zwar  im  Lande  ihr 
Brod  erworben,  aber  doch  im  rechtlichen  Sinne  keinen  festen 
Wohnsitz  aufgeschlagen  hatten;  welche  bis  dahin  auf  jeden 
Fall  den  Schutz  des  Staates  genossen,  sich  dessen  aber  durch 
Diebereyen  und  Betrügereien  verlustig  gemacht  hatten«. 

Darauf  erging  unterm  12.  Dezember  1796  ein  Reskript  des 
Justizministeriums  dahin,  das  »quoad  Principium  in  Ansehung  der 
Landesverweisung,  es  kein  Bedenken  habe : 

dass  gegen  Fremde,  die  in  Unsern  Landen  sich  bloss  auf- 
halten, ohne  ein  wirkliches  Domicilium  in  sensu  juris  zu  etablie- 
ren, bei  von  ihnen  begangenen  Verbrechen  ,  nach  Bewandnis 
der  Umstände,  auf  Fortschaffung  über  die  Grenze  angetragen 
werden  könne«  ^). 

Kammergericht  und  Justizminister  erkennen  also,  was  ja  auch 
dem  ALR.  unbedingt  entspricht,  als  Grundsatz  des  preussischen 
Rechts  an,  dass  Fremde  nicht  ausgewiesen  werden  dürfen;  dass 
die  Ausweisung  nur  als  Ausnahme  zulässig  ist,  und  zwar  ausser 
gegenüber  Landstreichern  gegenüber  gerichtlich  Bestraften  ^).  Dabei 
wird  jedoch  im  damaligen  preussischen  Recht  nicht,  wie  heute, 
unterschieden  zwischen  der  Ausweisung  als  rein  polizeilicher  Mass- 
regel, und  derjenigen  als  Folge  eines  gerichtlichen  Urteils.  Beide 
erscheinen  als  polizeiliche  Massregel  ,  bei  ergangenem  Urteil  wird 
nur  auf  Ausweisung  »beantragt«.  Als  auszuweisende  Fremde 
werden    vom  Kammergericht    und    dem  Minister    diejenigen  Aus- 


1)  Vgl.  V.  Rönne-Sinion,  Das   Polizeiwesen  der  preuss.    Monarchie  Bd.  II  S.  767. 

2)  Vergl.  auch  das  Archiv  des  Kriminalrechts  a.  a.  O.  S.  82 ,  wo  als  preuss. 
Recht  angegeben  ist  »Fremde  Landstreicher  werden  über  die  Grenze  gebracht«. 
Doch    auch  hier  nur  bei   »gegründeter  Besorgnis  einer  gewissen  Gefahr«. 
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länder  bezeichnet,  die  keinen  festen  Wohnsitz  im  Inland  haben. 
Blosser  dauernder  Aufenthalt  und  festes  Arbeitsverhältnis  stehen 
der  Ausweisungsmöglichkeit  noch  nicht  entgegen.  Später  hat  diese 
Rechtsauffassung  eine  Aenderung  erfahren.  Durch  Reskript  des  Ju- 
stizministers vom  28.  Mai  1810  wird  dem  Wohnsitz  im  streng  juristi- 
schen Sinne  der  dauernde  Aufenthalt  mit  fester  wirtschaftlicher 
Grundlage  gleichgeachtet.  Das  Reskript  betont,  dass  die  Auswei- 
sung nur  in  den  im  Allgemeinen  Landrecht  ausdrücklich  genannten 
Fällen  statthabe  ;  dass  auch  nicht  schlechthin  jeder  Auslän  der  in 
jenen  Fällen  ausgewiesen  werden  könne ,  denn  die  gesetzlichen 
Vorschriften  sprechen  nur  von  fremden  Landstreichern,  nicht  auch 
von  Ausländern ,  die  sich  schon  eine  Zeitlang  im  Lande  aufge- 
halten und  darin  entweder  ein  wirkliches  Domizilium  genommen 
oder  doch  ein  Gewerbe,  z.  B.  als  Handwerksgesellen  ergriffen  oder 
sich  als  Dienstboten  vermietet  haben.  In  solchen  Fällen  können 
die  Ausländer  nicht  anders  als  bisherige  Untertanen  behandelt, 
werden^). 

Dies  wird  als  geltendes  Recht  noch  1841  in  dem  für  die 
preussische  Praxis  so  bedeutsamen  Werke  von  Rönne  und  Simon 
wiedergegeben.  Die  Landesverweisung,  heisst  es  dort,  »findet  nur 
gegen  Ausländer  statt  und  zwar  i)  gegen  solche,  welche  wegen 
begangener  Verbrechen  bestraft  und  hienächst  aus  dem  Lande 
entfernt  werden  ,  2)  gegen  ausländische  Landstreicher  als  Mass- 
regel zur  Unterdrückung  des  Vagabundierens  derselben«  ^). 

Es  liesse  sich  noch  folgendes  einwenden :  die  bisher  bespro- 
chenen Entscheidungen,  sowie  die  Bestimmungen  des  Allgemeinen 
Landrechts  betreffen  nur  die  Ausweisung  als  Massregel  der  ge- 
wöhnlichen Fremdenpolizei,  nicht  aber  diejenige  aus  Gründen  der 
politischen  Polizei.  Nun  ist  zunächst  kein  Anhaltspunkt  dafür 
vorhanden,  dass  das  Allgemeine  Landrecht  überhaupt  diese  Un- 
terscheidung, die,  wie  wir  gesehen  haben,  in  anderen  Kodifikatio- 
nen sehr  bedeutungsvoll  ist,  gemacht  habe.  Aber  selbst  wenn  sie 
dies  getan  hätte,  was  ich  für  ausgeschlossen  halte,  würde  dies  an 
dem  von  uns  gewonnenen  Resultate  nichts  ändern.  Angenommen, 
auch  nach  Erlass  des  Allgemeinen  Landrechts  wäre  in  Preussen, 
etwa  gewohnheitsrechtlich ,    neben    der    von    diesem  Gesetzbuche 


i)  Vgl.  Ergänzungen  und  Erläuterungen  der  preuss.  Rechtsbücher ,  herausgege- 
ben von  Gräff  u.  a.  3.   Aufl.  Bd.  6  (1847)  S.   292. 

2)  Ronne-Simon  a.a.O.  Bd.  I  S.  518,  vgl.  auch  S.  580 ;  vgl.  ferner  Bielitz, 
Praktischer  Kommentar  zum  Allg.   Landrecht    1823    Bd.   I    S.   14S. 
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geregelten  Ausweisung  noch  eine  weitere  aus  rein  politischen  Grün- 
den zulässig  gewesen,  so  würde  auch  diese  nach  1807  nicht  mehr  zu- 
lässig gewesen  sein.     Denn  eine  solche  Ausweisung  aus  lediglich 
politischen  Gründen  würde  sich  nach  damaligem  Staatsrecht  darge- 
stellt haben  als  ein  Akt  der  hohen  oder  politischen  Polizei,  die  nur 
dem  Landesherrn  oder  seinen  höchsten  Kollegien  zusteht  1).  Diese 
sog.  hohe  Polizei  ist  im  Jahre  1807  aus  dem  preussischen  Staats- 
recht ausgeschaltet  worden.     In  der  Verordnung  vom  3.  Novem- 
ber 1817  betreffend    die    veränderte    Verordnung    der    Ministerien 
und  den  Geschäftskreis  des  gesamten  Staatsministeriums  heisst  es : 
»5.   bleibt  die  sog.  höhere  und  geheime  Polizei  gänzlich  auf- 
gehoben,  da  sie  nur  in  den  Zeiten  des  feindlichen  Druckes  und 
während  des  Krieges  ein  notwendiges  Uebel  war.  < 

Danach  muss  es  also  bei  dem  bereits  festgestellten  bewen- 
den, dass  bis  zum  Erlass  der  Verfassung  in  Preussen  das  Aus- 
weisungsrecht der  Polizei  beschränkt  war  auf  ganz  bestimmte  Fälle. 
Es  war  also  in  Preussen  für  die  Ausländer  die  Freiheit,  sich  im 
Inlande  aufzuhalten,  prinzipiell  anerkannt,  wenn  auch  nicht  als 
subjektives  Recht,  sondern  nur  als  Reflex  objektiven  Rechtes. 
Für  Preussen  ist  der  Grund,  auf  den  Otto  Mayer  das  Ausweisungs- 
recht stützt,  nicht  stichhaltig,  dass  nämlich  nach  allgemeiner  Rechts- 
überzeugung die  Verfassung  »wenn  sie  Eingriffe  in  die  Freiheit 
dem  Gesetze  vorbehielt,  unter  dieser  bei  Fremden  nicht  die  Mög- 
lichkeit begriffen«  habe,  sich  im  Inlande  aufzuhalten.  In  Preussen 
gab  es  diese  allgemeine  Rechtsüberzeugung  so  wenig,  dass  sogar 
ein  entgegengesetztes  positives  Recht  bestand^).  Man  wird  also 
annehmen  müssen,  dass  mit  dem  Erlasse  der  Verfassung  die 
durch  die  frühere  Gesetzgebung  anerkannte  Freiheit  der  Auslän- 
der, sich  im  Inlande  aufzuhalten,  unter  den  Schutz  des  Art.  5  der 
Verfassung  gestellt  ist.  Ich  halte  es  demgegenüber  für  gleich- 
gültig, dass  der  Art.  5  nur  die  »Rechte  der  Preussen«  behandelt. 
Aber  wenn  man  auch  gegen  die  Auffassung  Bedenken  hegen 
wollte,  so  wird  man  doch   immerhin  zugeben  müssen,   dass  es  sich 

i)  Vgl.  Moser,  V.  d.  Landeshoheit  in  Polizei-Sachen  1773  S.  5,  Zhntiurinann, 
Die  deutsche  Polizei  im  19.  Jahrh.  1845  ^^-  ^^  S.  1280  mit  I  S.  489.  Dass  die 
Ausweisung  ein  Akt  der  sog.  hohen  Polizei  ist,  zeigt  sich  heute  noch  darin,  dass  sie 
nach  manchen  Staatsrechten,  z.  B.  dem  französischen  und  bayrischen  nur  durch  den 
Minister  erfolgen  kann. 

2)  Die  preussische  Rechtsülierzeugung  und  das  preussische  positive  Recht  ent- 
sprachen darin  übrigens  vollkommen  den  Grundsätzen  des  gemeinen  deutschen  Staats- 
rechts, vgl.  Zimtnertnann  a.  a.  O.    Bd.  I    S.   487  ff. 
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aus  den  ganzen  in  der  Verfassung  zum  Ausdruck  gebrachten 
konstitutionellen  Grundsätzen  ergibt,  dass  bereits  durch  die  frühere 
Gesetzgebung  festgestellte  Schranken  der  Verwaltung,  insbeson- 
dere der  Polizeigewalt,  nicht  durch  die  Verfassung  haben  aufge- 
hoben werden  sollen^). 

Beiläufig  erwähnt  sei  hier,  dass  weder  der  Gothaer  Vertrag, 
noch  das  preussische  Strafgesetzbuch  die  Grundlagen  des  Aus- 
weisungsrechtes der  Polizei  geändert  haben-). 

So  kennt  Foerstemanii  noch  1869  die  rein  polizeiliche  Aus- 
weisung nur  in  den  vom  Allgemeinen  Landrecht  festgesetzten 
Fällen  der  -Unwürdigkeit  <  des  Ausländers,  die  wir  oben  geschil- 
dert haben  ^).  Um  diese  Zeit  aber  tritt  nun  eine  Aenderung  in 
der  Rechtslehre  ein.  Während  es  bis  dahin  ganz  unzweifelhaft 
war,  dass  es  in  Preussen  keine  andere  als  diese  auf  bestimmte 
Fälle  beschränkte  Ausweisungsbefugnis  gab,  setzt  nun  ungefähr 
mit  der  Gründung  des  Reichs  eine  andere  Auffassung  ein  unter 
dem  ofTenbaren  EinÜuss  der  Motive  zum  Reichsstrafgesetzbuch. 
Deutlich  erkennbar  ist  dieser  Umschwung  in  dem  bedeutsamsten 
Werke  über  preussisches  Staatsrecht,  dem  von  L.  v.  Rönne.  Die 
erste  1863  erschienene  Auflage  dieses  Werkes  kennt  auch  nur  die 
bisher  geschilderte  auf  die  von    dem  Allgemeinen  Landrecht  be- 

1)  Vgl.  hiezu  die  Ausführungen  Anschicizs,  Die  gegenwärtigen  Theorien  u.  s.  w. 
2.  Aufl.  1901  S.  12  ff.  u.  S.  19. 

2)  a)  Den  Gothaer  Vertrag  v,  15.  Juli  1851  habe  ich  nur  deshalb  herangezogen, 
weil  aus  ihm  (§  7)  ,  wie  mir  scheint ,  der  Begriff  der  »Lästigkeit«  des  Ausländers 
stammt,  der  heute  immer  als  massgebend  für  das  Ausweisungsrecht  angenommen 
wird.  Es  bedarf  wohl  keines  Wortes,  dass  ein  derartiger  völkerrechtlicher  Vertrag, 
wenn  er,  wie  in  diesem  Falle,  nicht  als  Gesetz  verkündigt  ist ,  keine  Ermächtigung 
des  inneren  Staatsrechts  ersetzen  kann.  Aber  dieser  Vertrag  regelt  überhaupt  nicht 
die  Ausweisungsbefugnis,  auch  nicht  völkerrechtlich  ,  sondern  nur  die  Verpflichtung 
zur  Uebernahme  der  Ausgewiesenen.  Er  umfasste  zudem  nur  die  deutschen  Staaten 
und  bezweckte,  wie  im  Eingang  gesagt  ist,  »ein  allgemeines  deutsches  Heiraatsrecht 
vorzubereiten«.  —  b)  Das  preuss.  Strafgesetzbuch  stellt  nur  die  Uebertretung  des 
Ausweisungsbefehls  unter  Strafe.  Das  Recht  zum  Erlass  dieses  Befehls  lässt  es  ganz 
unberührt.  Es  ist  selbstverständlich,  dass  das  bisherige  Recht  bestehen  bleibt,  wo- 
nach die  polizeiliche  Ausweisungsbefugnis  keine  andere  rechtliche  Grundlage  hat  als 
die  wiederholt  zitierten  Paragraphen  des  Allg.  Landrechts  ,  wie  dies  ausdrücklich  in 
Goltdammers  Materialien  anerkannt  ist  (Bd.  II  .S.  194). 

3)  Foerstema7i7i,  Prinzipien  des  preuss.  Polizeirechts  1S69  S.  432  gibt  zwar  auch 
die  in  der  letzten  Anmerkung  zitierte  Bestimmung  des  Gothaer  Vertrages  wieder, 
betont  aber  ausdrücklich  ,  dass  dadurch  nur  »die  kontrahierenden  Staaten  im  Ver- 
hältnis zu  einander«  ermächtigt  seien.  Dass  ich  auch  das  nicht  einmal  für  richtig 
halte,  habe  ich  bereits   begründet. 
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stimmten  Fälle  beschränkte  Ausweisungsbefugnis ^).  Die  späteren 
Auflagen  geben  dann  aber  eine  ganz  allgemeine  Ausweisungsbe- 
fugnis im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit ,  Ruhe  und  Ord- 
nung, und  zwar,  was  sehr  charakteristisch  ist,  ganz  unter  dersel- 
ben Begründung  wie  die  ganz  andere  Befugnis  in  der  ersten  Auf- 
lage; nämlich  »weil  »schon«  das  Allgemeine  Landrecht  bestimmt 
hatte,  dass  Landstreicher  ausgewiesen  werden  könnten«.  Als  neuer 
Grund  wird  dann  nur  ein  Satz  aus  den  Motiven  zum  Reichsstraf- 
gesetzbuch angeführt,  wonach  eine  allgemeine  Ausweisungsbefug- 
nis sich  nach  unbestrittenen  staatsrechtlichen  Grundsätzen  von 
selbst  verstehe  -). 

Diese  Stelle  der  Motive  zum  Reichsstrafgesetzbuch  wird  von 
da  ab  bis  in  die  neuesten  Werke  immer  wieder  zur  Begründung 
der  unbeschränkten  Ausweisungsbefugnis  angeführt.  Und  doch 
ist  sie  gänzlich  unbrauchbar  hierzu.  Zunächst  ist  ihr  Inhalt  über- 
haupt falsch,  denn ,  wie  oben  dargelegt ,  existieren  diese  »unbe- 
strittenen staatsrechtlichen  Grundsätze«  gar  nicht.  Dann  aber : 
was  kann  überhaupt  eine  derartige  rein  narratorische  Expektora- 
tion derjenigen,  die  ein  Reichsgesetz  entworfen  haben,  für  einen 
Einfluss  auf  das  positive  preussische  Recht  haben?  Selbst  wenn 
der  Satz  nicht  in  den  Motiven,  sondern  im  Gesetze  selbst  stände, 
wäre  es  sehr  zweifelhaft ,  ob  damit  eine  Ermächtigung  ,  die  im 
preussischen  positiven  Recht  nicht  enthalten  ist,  von  reichswegen 
ersetzt  werden  konnte  und  sollte.  Nun  aber  steht  der  Satz  nicht 
im  Gesetz,  er  ist  also  gar  nicht  Ausdruck  des  gesetzgeberischen 
Willens  sondern,  nur  einer  staatsrechtlichen  Ansicht  einiger  der 
zur  Mitwirkung  bei  der  Bildung  des  gesetzgeberischen  Willens  be- 
rufenen Personen.  Dass  diese  aber  das  positive  preussische  Recht 
nicht  abändern  kann,  ist  doch  denkbar  selbstverständlich. 

Wenn  nun  aber  die  auf  Grund  einer  vollständigen  Verken- 
nung dieser  Rechtslage  entstandene  Ansicht  von  der  Unbeschränkt- 
heit  der  Ausweisungsbefugnis  seit  etwa  1870  für  richtig  gehalten 
und  in  der  Praxis  als  Recht  gehandhabt    wurde  :    hat    sich   dann 


1)  Z.  V.  Rönne,  Das  Staatsrecht  der  preuss.  Monarchie  I.  Aufl.  Bd.  II  S.  508 
heisst  es  :  »Unabhängig  von  den  Fällen  ,  in  welchen  gegen  Ausländer  wegen  Ver- 
brechen und  Vergehen  neben  der  gesetzlichen  Strafe  auf  Landesverweisung  von  den 
Gerichten  zu  erkennen  und  erkannt  worden  ist,  besteht  die  Befugnis  der  Landespoli- 
zeibehörden, Ausländer,  welche  zur  Strafe  verurteilt  worden  sind  und  solche  verbüsst 
haben,  sowie  auch  ausländische  Landstreicher  und  Vagabunden  aus  dem  Lande  zu 
verweisen«. 

2)  Op.  cit.  3.  Auflage  Bd.  IV  S.  135. 
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damit  nicht  ein  Gewohnheitsrecht  gebildet,  durch  das  die  ein- 
schränkenden Vorschriften  des  Allgemeinen  Landrechts  derogiert 
sind  ? 

Ohne  weiteres  erledigt  sich  diese  Frage  im  verneinenden  Sinne 
sowohl  für  diejenigen  ,  die  dem  im  Allgemeinen  Landrecht  ent- 
haltenen Verbot  eines  derogierenden  Gewohnheitsrechtes  Rechts- 
beständigkeit zusprechen,  als  auch  für  diejenigen  ,  die  ein  dero- 
gierendes Gewohnheitsrecht  im  Staatsrecht  schlechthin  für  ausge- 
schlossen halten.  Ein  näheres  Eingehen  auf  dieses  Problem  ist 
hier  leider  unmöglich.  Es  sei  nur  folgendes  betont.  Wie  man 
auch  über  die  Möglichkeit  eines  derogierenden  Gewohnheitsrech- 
tes denken  mag,  das  eine  ist  doch  unzweifelhaft:  die  Bildung 
eines  derogierenden  Gewohnheitsrechtes  zu  gunsten  der  Verwal- 
tung widerspricht  so  sehr  den  Grundsätzen  des  konstitutionellen 
Staatsrechts,  dass  man  mit  seiner  Annahme  sehr  vorsichtig  sein 
muss.  Denn  wo  bliebe,  so  fragt  O.Mayer  mit  Recht,  der  ver- 
fassungsmässige Vorbehalt  der  Gesetzgebung ,  wenn  die  Verwal- 
tung sich  die  nötigen  Rechtssätze  durch  längere  Uebung  selbst 
erzeugen  könnte  ?  Die  Präsumption  spricht  für  das  Weiterbe- 
stehen des  Gesetzesrechts,  so  auch  in  unserem  Falle  für  das 
Weiterbestehen  der  gesetzlichen  Beschränkungen  der  Ausweisungs- 
befugnis. 

Als  allgemeines  wissenschaftliches  Ergebnis  stellt  sich 
die  Erkenntnis  dar,  dass  das  Ausweisungsrecht  keineswegs  seiner 
Natur  nach  unbegrenzt  ist.  Es  sind  vielmehr  staatsrechtliche 
Grenzen  des  Ausweisungsrechtes  sehr  wohl  denkbar  und  sie  haben 
in  der  Tat  in  Preussen  bis  zur  Gründung  des  Deutschen  Reiches 
bestanden.  Ich  glaube  aber,  dass,  wie  auch  das  Völkerrecht  die 
Tendenz  hat,  das  Ausweisungsrecht  zu  beschränken^),  so  auch  in 
Zukunft  eine  staatsrechtliche  Begrenzung  dieses  Rechts  dem  Geist 
des  modernen  Staates  allein  entsprechen  kann. 


i)  Vgl.  Ulhnann,  Völkerrecht  (Hdbch.  d.  öff.  Rechts  I.  II.  2)  ,  2.  Aufl.  1898 
S.  250.  —  Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  auf  seiner  Versammlung  in  Hamburg 
einen  Entwurf  über  die  Zulassung  und  Ausweisung  von  Staatsfremden  beraten  (An- 
nuaire  t.  XI  p.  273  5.).  Dieser  Entwurf  ist  im  folgenden  Jahre  in  Genf  angenom- 
men (ebendort  t.  XII  p.  184 — 226).  Er  beschränkt  das  Ausweisungsrecht  auf  be- 
stimmte Fälle  und  verlangt  eine  unabhängige  Instanz  für  den  Rekurs.  (Der  Entwurf 
ist  abgedruckt  bei  Nys ,  Le  droit  international  t.  II  p.  241 ;  vgl.  übrigens  auch  für 
das  Staatsrecht  ebendort  p.  240.) 


424 


ZUR  ERKENNTNISTHEORETISCHEN 
BEGRÜNDUNG   DER  RECHTS-  UND   STAATS- 
PHILOSOPHIE. 

Von 

RICHARD  V.  SCHUBERT-SOLDERN. 


II.  Die  Verselbständigung  des  Rechts. 

§  II.  Recht  und  Zwang  und  Recht  und  Sittlich- 
keit. I£s  wird  mit  wenigen  Ausnahmen^)  angenommen,  dass 
Recht  und  Zwang  zusammengehören,  dass  das  Recht  erzwingbar 
sein  muss,  weil  es  sonst  kein  tatsächliches  Recht  sein  kann.  Ich 
möchte  mich  damit  mit  einer  nicht  unwichtigen  Einschränkung 
einverstanden  erklären :  das  Recht  muss  nicht  erzwingbar  sein, 
es  muss  aber  erzwingbar  erscheinen.  Denn  da  das  Recht  auf  der 
Macht  beruht,  so  muss  es  zwingen  können,  weil  eine  Macht,  die 
nicht  zwingen  kann,  keine  Macht  ist.  Doch  der  Zwang  braucht 
kein  physischer  zu  sein,  er  kann  auch  ein  moralischer  sein ,  der 
Zwang  des  Glaubens  und  der  Meinung.  Wenn  mir  jemand  den 
Glauben  beibringt,  ich  müsse  jemandem,  dem  Häuptling  z.  B.,  in 
allen  Dingen  gehorchen ,  sonst  verfiele  ich  in  Verdammnis ,  wie 
diese  immer  gedacht  werden  mag ,  so  zwingt  er  mich  zum  Ge- 
horsam nicht  physisch,  sondern  moralisch.  So  kann  ich  moralisch 
zu  etwas  gezwungen  werden,  was  physisch  unerzwingbar  ist:  ich 
kann  zu  Gedanken,  Bestrebungen,  ja  sogar  zu  Gefühlen  gezwungen 
werden,  die  rein  innerlich  bleiben  und  deswegen  physisch  uner- 
zwingbar sind.  Dem  Recht  folgt  nun  nicht  überall  der  Zwang, 
aber  es  muss    geglaubt   werden,    dass    dieser  Zwang  ihm    folgen 


I)  Vgl.  Binding,  Die  Normen  und  ihre  Uebertretung.  I,  Bd.  S.  489  ff. 


Zur  erkenntnistheoretischen  Begründung  der  Rechts-  und  Staatsphilosophie.      ^2  ^ 

kann,  wenn  es  notwendig  ist,  sonst  verliert  das  Recht  seinen  Zau- 
ber, seine  Macht. 

Im  Urrechtszustand  nun  hat  es  kaum  einen  Glauben  an  die 
Erzwingbarkeit  des  Rechtes  gegeben,  weil  es  wohl  niemandem 
eingefallen  wäre,  darüber  nachzudenken.  Den  Anordnungen  des 
Häuptlings  wurde  blind  gefolgt,  so  lange  sie  wenigstens  für  die 
Gesamtheit  erträglich  waren  und  kein  anderer  die  Macht  besass, 
gegen  ihn  selbst  als  Häuptling  aufzutreten,  was  wohl  sehr  selten 
geschah.  Wurde  aber  der  Häuptling  gestürzt  oder  verlassen,  so 
vollzog  sich  das  wie  ein  Naturereignis  ohne  jede  Reflexion  über 
Recht  und  Unrecht.  Das  Angeordnete  geschah,  wie  es  geschehen 
musste,  wie  der  Stein  fällt,  weil  er  fallen  muss  und  nicht  weil  er 
ein  Recht  dazu  hat. 

Es  mag  wohl  lange  gedauert  haben,  ehe  dieser  Zustand  sich 
änderte,  ehe  sich  der  eine  oder  andere  fragte,  ob  es  nicht  auch 
anders  sein  könnte.  Darin  unterscheidet  sich  ja  der  Mensch  vom 
Tier,  dass  er  sich  bewusster  Weise  seiner  Gemeinschaft  in 
seinen  Meinungen  entgegenstellen  kann.  In  den  ersten  Zeiten, 
wo  die  menschliche  Gemeinschaft  noch  der  tierischen  nahe  stand, 
hat  eine  solche  Entgegensetzung  gewiss  nicht  stattgefunden :  die 
Interessengemeinschaft  war  eine  zu  innige,  die  Lebensverhältnisse 
bei  allen  viel  zu  gleichförmige,  als  dass  eine  Verschiedenheit  der 
Meinungen  hätte  entstehen  können.  Es  konnte  deswegen  aber 
auch  kein  Bevvusstsein  in  der  Uebereinstimmung  der  Meinungen 
geben,  denn  dazu  fehlte  eben  der  Gegensatz  einer  Nichtüberein- 
stimmung. Gewiss  war  zwar  eine  tatsächliche  Nichtübereinstim- 
mung bei  einzelnen  schon  vorhanden ,  aber  sie  waren  sich  ihrer 
nicht  bewusst^)  und  deswegen  auch  nicht  ihrer  Uebereinstimmung. 
Der  Häuptling  konnte  grundsätzlich  alles  regeln,  d.  h.  es  gab  kei- 
nen Grundsatz ,  der  es  ihm  verboten  hätte ,  bewusst  war  er  sich 
natürlich  dieses  Grundsatzes  nicht ;  ebenso  war  der  Gehorsam 
seiner  »Untertanen«  blind  wie  auch  die  gewiss  sehr  seltenen  Fälle 
ihres  Ungehorsams.  Es  blieb  aber  jedenfalls  ein  wenn  auch  noch 
so  kleines  Gebiet  übrig,  in  dem  jeder  tun  konnte,  was  er  wollte, 
in  dem  er  seine  eigenen  Erfahrungen  machen  konnte.  Das  war 
der  Embryo  einer  Entgegensetzung  des  Einzelnen  zur  Gemein- 
schaft. Jahrtausende  müssen  vergangen  sein,  bis  dieser  Schritt, 
der  von  der  allergrössten  Wichtigkeit  war,  getan  wurde  ;  dass  er 

i)  Es  fehlte  das,  was  man  Vergleichung  und  Aufmerksamkeit  (auf  gewisse  unter- 
schiede) nennt. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1908.    3.  28 
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getan  wurde,  ist  sicher,  wie  wir  aus  seinen  heutigen  Folgen  er- 
sehen können.  Wie  er,  gewiss  sehr  aümählich ,  erfolgte,  wird 
ebenfalls  wie  alles  Detail  der  ältesten  menschlichen  Vergangen- 
heit nicht  auszumachen  sein.  Jedenfalls  müssen  sich  Interessen- 
gegensätze zwischen  Einzelnen  und  Einzelnen  und  Allen  zuge- 
schärft haben,  die  schliesslich  zum  Bewusstsein  des  Gegensatzes 
führten.  Der  Erste,  könnte  ich  in  der  Manier  Rousseaiis,  sagen, 
der  seine  Meinung  auch  nur  in  Gedanken  der  Meinung  seiner 
Gemeinschaft  entgegensetzte,  war  der  Begründer  der  öffent- 
lichen Meinung;  nur  gab  es  wahrscheinlich  keinen  Ersten 
und  dieser  Gegensatz  entstand  sehr  allmählich.  Mit  der  bewuss- 
ten  eigenen  Meinung  eines  Einzelnen  oder  Einzelner  war  zwar 
die  öffentliche  Meinung  begründet ,  sie  war  aber  noch  nicht  da. 
So  lange  jeder  seine  Meinung  für  sich  behält,  gibt  es  keine  öffent- 
liche Meinung ,  selbst  wenn  alle  in  irgend  einer  Sache  überein- 
stimmen sollten.  Die  Meinung  muss  erst  öffentlich  werden,  d.  h. 
ihre  Träger  müssen  sich  dessen  bewusst  werden^  dass  sie  sie  ge- 
meinsam haben,  und  das  kann  nur  durch  gegenseitige  Mitteilung 
geschehen,  also  mittels  der  Aussenwelt.  Bewusst  werden  können 
sie  sich  aber  dessen  immer  nur  durch  einen  Gegensatz,  deswegen 
liegt  in  der  öffentlichen  Meinung  immer  ein  Zwiespalt  der  An- 
sichten entweder  Aller  oder  Vieler  gegen  einen  Einzelnen  oder 
Einzelne  oder  umgekehrt.  Der  »Erste« ,  der  seine  Meinung  der 
Meinung  Aller  entgegensetzte ,  wurde  sich  dadurch  erst  seiner 
Meinung  und  der  Meinung  Aller  bewusst.  Doch  auch  der  Ge- 
gensatz und  die  Oeffentlichkeit  genügt  noch  nicht  um  eine  Mei- 
■nung  zu  einer  »öffentlichen  Meinung«  im  heute  gültigen  Sinne  zu 
machen.  Wenn  drei  Personen  in  einer  Ansicht  übereinstimmen 
und  durch  Mitteilung  sich  dessen  bewusst  geworden  sind,  so  bil- 
det ihre  Ansicht  noch  nicht  eine  öffentliche  Meinung,  Wenn  sich 
aber  Tausende  finden,  die  ihnen  beistimmen,  und  selbst  Avenn  diese 
Beistimmung  in  der  gedankenlosesten  Weise  erfolgt,  wird  die  Mei- 
nung dieser  Drei  zu  einer  öffentlichen  Meinung,  weil  jetzt  hinter 
ihr  eine  Macht  steht.  Die  »öffentliche  Meinung«  im  heute  gülti- 
gen Sinne  fordert  also  nicht  nur  ihre  Oeffentlichkeit,  sondern  auch 
einen  öffentlichen  Gegensatz  und  eine  öffentliche  Macht,  die  hinter 
ihr  steht.  Worauf  beruht  diese  Macht  .r'  Sie  ist  jedenfalls  keine 
physische  (sie  kann  es  in  einer  Revolution  werden),  sondern  eine 
moralische.  Jeder  »fühlt« ,  wenn  er  sich  auch  dessen  nicht  klar 
bewusst  ist,  dass  sein  ganzes  Denken,  Fühlen  und  Wollen    nicht 
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sein  eigenstes  Produkt ,  sondern  das  Produkt  seiner  Gemein- 
schaft, der  Wechselwirkung  mit  seiner  Gemeinschaft  ist;  er  weiss 
weiter,  dass  seine  moralische  Macht  von  der  Meinung  abhängt, 
die  andere  von  ihm  haben ;  er  wird  daher  in  seiner  Meinung  stets 
beeinflusst  und  oft  erschüttert  werden,  wenn  er  erfährt,  dass  eine 
grosse  Anzahl  anderer  anders  denkt  als  er,  derart,  dass  er  sogar 
oft  gedankenlos  und  verständnislos  seine  Meinung  der  einer  gros- 
sen Zahl  anderer  unterordnen  wird,  nur  weil  sie  die  Meinung  einer 
grossen  Zahl  ist.  Deswegen  hat  auch  die  öffentliche  Meinung 
selbst  auf  die  Lenker  einer  Gemeinschaft  (Regierung)  einen  gros- 
sen Einfluss,  denn  sie  werden  erstens  in  ihrer  eigenen  Meinung 
stark  erschüttert  und  verlieren  das  Vertrauen  zu  sich  selbst,  und 
sie  wissen  zweitens ,  dass  alle  öffentlichen  Massregeln  entweder 
undurchführbar  oder  sehr  schwer  und  nur  teilweise  durchführbar 
sind^  wenn  die  öffentliche  Meinung  ihnen  entgegensteht,  und  diese 
bewirkt  das  wieder  durch  passiven  Widerstand  und  Er- 
schwerung der  Kontrolle^). 

In  den  ältesten  Gemeinschaften  hat  es  nach  meiner  Ueber- 
zeugung  gewiss  keine  öffentliche  Meinung  gegeben  und  diese  kann 
sich  auch  nicht  mit  einem  Male  entwickelt  haben.  Auf  einem  klei- 
nen Gebiet  entstanden,  konnte  sie  im  Anfang  auch  nur  eine  sehr 
geringe  Macht  haben  und  weniger  wichtige  Einzelheiten  betreffen, 
bis  sie  sich  durch  Weiterentwicklung  der  Gemeinschaft,  vor  allen 
ihrer  wirtschaftlichen  Organisation  immer  mehr  ausbreitete,  indem 
auch  die  Interessengegensätze  durch  die  verwickeitere  Organi- 
sation immer  grösser  wurden.  So  bildeten  sich  Interessengegen- 
sätze gegen  die  Leiter  und  unter  den  Geleiteten  aus  und  führten 
zu  Interessengruppen  als  Träger  der  verschiedenen  öffentlichen 
Meinungen  ;  denn  die  öffentliche  Meinung  spaltet  sich  umsomehr, 
je  verwickelter  die  Organisation  einer  Gemeinschaft  wird  ,  weil 
die  Interessen  der  unteren  Organisation  mit  denjenigen  der  oberen 
und  der  unteren  untereinander  nicht  mehr  ganz  übereinstimmen 
und  weil  die  immer  notwendiger  werdende  Bestimmung  der  im- 
mer verwickeiteren  Zukunft  verschiedene  Ansichten  erzeugt ,  die 
nicht  nur  von  den  verschiedenen  Interessen  ,  sondern  auch  von 
den  verschiedenen  Erfahrungen  abhängen. 


i)  Eine  eingehende  Analyse  des  Begriffs  der  öffentlichen  Meinung  habe  ich  in 
der  von  mir  benützten  Literatur  nicht  gefunden.  Vgl.  die  dürftigen.  Bemerkungen 
A.  Mettgers  »Neue  Sittenlehre«  2.  Abdr.  S.  10  f.  und  dessen  »Neue  Staatslehre  < 
2.  Aufl.  S.  57  f. 
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Mit  dem  Entstehen  der  öffentlichen  Meinung  entsteht  aber 
auch  die  Sittlichkeit,  im  Gegensatz  zum  Recht  scheidet  sich 
die  erste  vom  Urrecht  aus.  In  der  öffentlichen  Meinung  liegt 
nämlich  ein  Zwiespalt  zu  der  bestehenden  Ordnung;  vor  diesem 
Zwiespalt  besteht  keine  öffentliche  Meinung,  sie  hat  gar  keinen 
Anlass  hervorzutreten.  Erst  wenn  etwas  gegen  die  Uebereinstim- 
mung  »Aller«  getan  wird  von  Einem  oder  Einigen,  werden  sich 
erst  »Alle«  ihrer  Meinung  bewusst  und  durch  gegenseitige  Aeus- 
serung  wird  diese  Meinung  »Aller«  öffentliche  Meinung.  Diese 
öffentliche  Meinung  ist  oder  wird  wenigstens  stets  ein  zweischnei- 
diges Schwert  sein.  Sie  tritt  vielleicht  zunächst  dem  ihr  entge- 
genhandelnden Einzelnen  als  ein  Sollen  auf;  der  Einzelne  hätte 
so  handeln  oder  nicht  handeln  sollen ,  das  will  die  öffentliche 
Meinung,  denn  das  Sollen  besteht  immer  darin,  dass  ein  allge- 
meineres Wollen  einem  besonderen  entgegentritt  mit  einer  For- 
derung, das  besondere  Wollen  soll  sich  dem  allgemeineren  fü- 
gen^). Doch  der  Einzelne  kann  auch  der  oder  ein  Leitender  in 
der  Gemeinschaft  sein,  ein  Recht  bildender  Faktor;  mit  der  Zeit 
kann  sich  auch  die  öffentliche  Meinung  gegen  ihn  richten,  auch 
an  ihn  eine  Forderung  stellen. 

Dadurch,  dass  die  öffentliche  Meinung  als  ein  Sollen  auftritt, 
ist  auch  schon  die  Sittlichkeit  gegeben  gegenüber  dem  Einzelnen; 
der  Einzelne  muss  nun  nicht  bloss,  weil  das  Urrecht  ihn  zwingt, 
er  soll  auch,  weil  die  öffentliche  Meinung  es  fordert ;  hinter  dem 
Recht  steht  nun  die  Sittlichkeit  und  fordert  das  Recht  nicht  nur 
tatsächlich  wie  etwa  Nahrung ,  wenn  man  Hunger  hat ,  sondern 
als  ein  durch  die  öffentliche  Meinung  gerechtfertigtes  Recht,  als 
das  Gerechte.  Hier  ist  die  Sonderung  zwischen  dem  Sollen 
und  dem  Recht  noch  nicht  vollzogen,  aber  es  ist  doch  das  Recht 
am  Unrecht  und  seiner  Verurteilung  durch  die  öffentliche  Mei- 
nung erkannt,  das  Recht  tritt  bewusst  hervor,  als  Recht  dem  Un- 
recht und  als  durch  die  öffentliche  Meinung  gebilligtes  dem  durch 
die  öffentliche  Meinung  nicht  gebilligten  gegenüber. 

Doch  indem  mit  der  Weiterentwicklung-)  der  Gemeinschaft 
Interessengegensätze  zwischen  den  Lenkern  und  Geleiteten  ent- 
stehen, wendet  sich  die  öffentliche  Meinung  auch  gegen  die  Recht 
setzenden  Faktoren  und  damit  gegen  das  bestehende  Recht,  denn 
einen  Gegensatz   zwischen  Recht   und  Recht   bildenden  Faktoren 

1)  Vergl.  meine   Arbeit:   Grundlagen  zu  einer  Ethik.    Leipzig  1SS7,   S.  123  ff. 

2)  .Siehe  unten  Recht  und  Wirtschaft. 
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gibt  es  noch  nicht.  Die  öfTenthche  Meinung  stellt  nun  Forderun- 
gen an  das  Recht,  sie  tritt  dem  Recht  mit  einem  Sollen  gegen- 
über, sie  tritt  mit  dem  Anspruch  auf,  über  dem  Recht  zu  stehen. 
■Doch  damit  ist  vielleicht  ein  tatsächliches  und  ein  seinsollendes 
Recht  gegeben,  ein  unsittliches  und  ein  sittliches,  aber  eine  eigent- 
liche Scheidung  in  ein  Rechtsgebiet  und  ein  Gebiet  der  Sittlich- 
keit hat  noch  nicht  stattgefunden.  Dazu  ist  notwendig,  dass  die 
sittlichen  Forderungen  der  ötTentlichen  Meinung  sich  nicht  über- 
all durchführbar  erweisen,  dass  sich  die  öffentliche  Meinung  Bahn 
bricht,  dass  sich  nicht  alles  Sollen  erzwingen  lässt,  dass  es  ein 
Gebiet  gibt,  auf  dem  zwar  auch  das  Sollen  herrscht ,  aber  nicht 
das  Recht.  Das  Sollen,  das  Gebiet  der  Sittlichkeit,  umfasst  dann 
ausser  dem  Gebiet  des  Rechts  (des  sittlich  gerechtfertigten  Rechts, 
des  Gerechten)  auch  noch  ein  Gebiet  reinen  Sollens,  reiner  Sitt- 
lichkeit. Erst  später  bricht  sich  dann  auch  der  Gedanke  Bahn, 
dass  zwar  das  Recht  durch  die  Sittlichkeit  gerechtfertigt  sein  soll, 
dass  es  aber  als  tatsächliches  Recht  selbst  gegen  die  Sittlichkeit 
Geltung  beanspruchen  muss,  weil  sonst  die  Geltung  eines  jeden 
Rechtes  auch  des  sittlichsten  in  Frage  gestellt  wäre.  Das  führt 
auf  die  Relativität  des  S  i  t  tli  c  h  ke  its  b  egr  i  f  f  e  s.  Die 
Sittlichkeit  hängt  ab  von  der  öfifentlichen  Meinung,  von  dem,  was 
die  öffentliche  Meinung  von  Einzelnen  fordert,  damit  die  Zwecke 
der  Gemeinschaft  erreicht  werden ;  sie  hängt  also  in  letzter  Linie 
von  den  Zwecken  der  Gemeinschaft  ab.  Diese  Zwecke  sind  ja 
im  wesentlichen  die  gleichen  für  alle  Gemeinschaften  :  Schutz  nach 
aussen,  Nahrung,  Schutz  vor  der  Witterung,  Erzeugung  von  Ein- 
sicht und  Voraussicht,  Erholung.  Doch  je  nach  den  Umständen, 
nach  der  Entwicklungsstufe  der  Gemeinschaft  sind  die  Zwecke  im 
einzelnen,  ist  das  System  der  Zwecke  im  einzelnen  sehr  verschie- 
den und  deshalb  auch  die  Anforderungen ,  welche  die  Gemein- 
schaft an  den  Einzelnen  stellt.  Dazu  kommt  noch,  dass  die  An- 
forderungen sich  nicht  darnach  richten,  was  tatsächlich  zur  Er- 
reichung der  Zwecke  notwendig  ist,  sondern  danach,  was  der  Ge- 
meinschaft als  zur  Erreichung  ihrer  Ziele  notwendig  erscheint  ; 
denn  die  richtige  Einsicht  ist  nicht  mit  einem  Male  gegeben,  sie 
muss  erst  durch  lange  Erfahrungen  erworben  werden,  und  die 
Verbesserung  der  Einsicht  nimmt  kein  Ende.  So  wechseln  nicht 
nur  die  Zwecke  sondern  auch  die  Mittel  im  weitesten  Sinn,  die 
zu  ihnen  hinführen,  und  mit  den  Mitteln  ändern  sich  oft  die  Zwecke 
(wenigstens  im  einzelnen)',  wie  sich  umgekehrt  mit  den  Zwecken 
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natürlich  die  Mittel  ändern.  In  einer  Gemeinschaft  aber,  die  ein 
sehr  zusammengesetztes  Zwecksystem  hat,  haben,  wie  schon  aus- 
einandergesetzt wurde,  nicht  alle  dieselben  Zwecke  zu  verwirklichen, 
die  verschieden  verteilte  Verwirklichung  der  Zwecke  zerspaltet  die 
Gemeinschaft  in  verschiedene  einander  über- ,  unter-  und  beige- 
ordnete, vielfach  in  einander  eingreifende  Organisationen.  Dadurch 
gestalten  sich  auch  die  Anforderungen  der  Gemeinschaft  an  den 
Einzelnen  innerhalb  der  Gemeinschaft  je  nach  der  Organisation 
oder  Schichte,  der  er  angehört,  etwas  verschieden,  besonders  in 
einem  gewissen  mittlem  Entwicklungsstadium  der  Gemeinschaft. 
Die  Folge  davon  ist,  dass  die  Moral  im  einzelnen  je  nach 
Gemeinschaften,  und  innerhalb  der  Gemeinschaft  je  nach  den 
Schichten  der  Bevölkerung  wechselt ,  in  den  einzelnen  Gemein- 
schaften sogar  sehr  verschieden  und  in  Einzelheiten  entgegenge- 
setzt sein  kann.  Auch  die  einzelne  Gemeinschaft  selbst  ändert 
sich  fortwährend  in  ihren  Zwecken  und  Mitteln  und  die  Anhänger 
neu  auftauchender  Zwecke  und  Mittel  stellen  nun  an  den  Einzel- 
nen auch  andere  sittliche  Anforderungen,  es  entsteht  eine  pro- 
blematische Sittlichkeit,  die  nach  Anerkennung  ringt^). 
Dieser  stets  sich  ändernden  Sittlichkeit  kann  das  Recht  nicht 
folgen,  am  wenigsten  der  strittigen  Sittlichkeit;  das  Recht  muss 
eine  gewisse  Ständigkeit  besitzen  ,  was  einmal  als  Recht  gesetzt 
ist,  muss  aller  Sittlichkeit  gegenüber  auch  so  lange  Recht  blei- 
ben, bis  die  Recht  setzenden  Faktoren  für  gut  befunden  haben, 
es  den  neuen  Zwecken  und  Mitteln,  den  neuen  sittlichen  Anschau- 
ungen anzupassen.  Ein  sich  von  heute  auf  morgen  fortwährend 
änderndes  Recht,  oder  ein  Recht,  das  von  der  geltenden  und  sich 
ändernden  oder  gar  strittigen  Sittlichkeit  abhängig  gemacht  würde, 
müsste  jede  rechtliche  Voraussicht  unmöglich  machen,  damit  alle 
Ordnung  in  der  Erreichung  von  Zwecken  zerstören  und  sich  da- 
mit selbst  vernichten.  Was  daher  einmal  als  Recht  gesetzt  ist, 
muss  es  auch  bleiben,  bis  es  befugterweise  abgeändert  wird,  und 
diese  Abänderung  darf  in  wichtigen  Einzelheiten  nicht  zu  oft  und 
in  den  wesentlichen  Grundsätzen  nur  allmählich  erfolgen.  Wo 
freilich  die  rechtsbildenden  Faktoren  zu  lange  zögern,  um  das  Recht 
den  neuen  Zwecken  anzupassen,  da  sprengen  die  neuen  Anschau- 
ungen und  Interessen  der  Gemeinschaft  die  Fesseln  des  gegebenen 
Rechts,  und  ein  neues  Recht  wird  von  neuen  rechtsbildenden  Fak- 
toren in  einer  Revolution  creschaffen. 


i)  Vergl.  meine  Arbeit   »Das  menschliche  Glück«   etc.  S.  68  ff. 
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Diese  relative  Unabhängigkeit  des  Rechts  kann  zu  der  An- 
sicht verführen,  das  Recht  sei  ganz  unabhängig  von  aller  Sittlich- 
keit, es  hätte  ein  eigenes  nur  ihm  zukommendes  Gebiet  mit  eige- 
nen Grundsätzen  und  Regeln.  Relativ  ist  das  ja  richtig,  es  hat 
ein  eigenes  Gebiet,  es  hat  eigene  Grundsätze  und  Regeln ,  aber 
dieses  Gebiet  mit  seinen  Regeln  fällt  nicht  ausserhalb  der  Sitt- 
lichkeit, sondern  in  ihren  Umkreis,  ich  möchte  sagen,  das  Recht 
ist  die  öffentliche  Sittlichkeit,  welche  die  innerliche  SittHchkeit  im 
Urrecht  aus  sich  ausgesondert  hat.  Mit  der  innerlichen  Sittlich- 
keit muss  sich  aber  auch  die  äusserliche  mit  der  Zeit  ändern,  soll 
nicht  ihr  Konflikt  schliesslich  in   einer  Revolution  enden. 

Bevor  ich  auf  das  Verhältnis  des  Rechts  zur  Sittlichkeit  etwas 
näher  eingehe,  möchte  ich  noch  darauf  hinweisen,  dass  im  An- 
fang weder  im  Recht  noch  in  der  Sittlichkeit  ein  klares  Bewusst- 
sein  ihrer  Zwecke  und  Mittel  vorhanden  ist,  anfangs  wurden  wohl 
die  Zwecke  und  Mittel,  wie  im  Tierreich,  fast  nur  instinktiv  ver- 
wirklicht. Freilich  die  Frage,  wie  aus  dem  Instinkt  sich  ein  selbst- 
bewusstes  Handeln  entwickelte,  ist  noch  offen;  nur  so  viel  lässt 
sich  m.  E.  darüber  sagen,  dass  das  selbstbewusste  Handeln  ein 
grösseres  Heraustreten  des  Individuums  aus  der  Gemeinschaft  ver- 
langt, bis  es  sich  endlich  der  Gemeinschaft  entgegenstellt.  Instinkt 
und  Selbstbewusstsein  unterscheiden  sich  also  nur  dem  Grade 
nach,  aber  wir  sind  im  dunkeln  darüber,  welche  Umstände,  welche 
Ursachen  dieses  grössere  Heraustreten  des  Individuums  bewirkt 
haben.  Auch  das  blosse  instinktive  Handeln  lässt  aber  eine  ziem- 
lich zusammengesetzte  Organisation  zu  (Bienen ,  Ameisen)  ,  der 
nur  die  grössere  Anpassungsfähigkeit  und  der  ständige  Fortschritt 
in  der  Zusammengesetztheit  ihrer  Zwecke  fehlt.  Eine  gegensei- 
tige Mitteilung  in  der  Form  der  Beratschlagung ,  eine  Konzen- 
tration der  Erfahrung  in  Form  von  Religion  und  Wissenschaft  ist 
nicht  vorhanden,  weil  das  Individuum  als  solches  dem  Individuum 
und  der  Gemeinschaft  gegenüber  zu  wenig  hervortritt. 

§  12.  Die  Grenzen  zwischen  Recht  und  Sitt- 
lichkeit. Es  wurde  gesagt,  dass  die  öffentliche  Meinung  erst 
die  Erfahrung  machen  musste,  dass  die  Sittlichkeit  nicht  überall 
in  Recht  umgewandelt  werden  kann  ,  ehe  sie  sich  vom  Recht 
schied.  Mit  andern  Worten :  nicht  jede  Sittlichkeit  ist  erzwing- 
bar oder  vielmehr  nicht  alles  an  der  Sittlichkeit  ist  erzwingbar 
und  nicht  alles  ist  gleich  leicht  erzwingbar.  Zunächst  muss  nun 
die  Bedeutung  des  Zwanges  festgestellt  werden.     Ich   zwinge  je- 
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manden  andern,  etwas  zu  tun  oder  zu  unterlassen,  wenn  ich  ihn 
entweder  physisch  etwas  zu  tun  verhindere  oder  wenn  ich  durch 
die  Aussenwelt  auf  seine  Motivation,  auf  seine  Innenwelt  einwirke. 
Rein  physisch  kann  ich  niemanden  zwingen  ,  etwas  zu  tun  son- 
dern nur  etwas  zu  unterlassen  ^).  Ich  kann  niemanden  physisch 
zwingen,  zu  arbeiten  oder  irgend  eine  Leistung  zu  vollbringen, 
ich  müsste  ihm  denn  die  Hand  führen ;  dann  ist  aber  die  fremde 
Hand  mein  Werkzeug  und  zwar  ein  schlechtes  und  widerwilliges 
Werkzeug,  mit  dem  ich  arbeite  und  nicht  der,  dem  die  betreffende 
Hand  gehört.  Wohl  kann  ich  aber  jemanden  zwingen  ,  dass  er 
nicht  mehr  isst ,  ich  brauche  ihn  bloss  einzusperren  und  keine 
Nahrung  zu  reichen.  So  kann  ich  ihn  an  jeder  Handlung  und 
Tätigkeit  verhindern,  indem  ich  ihn  töte. 

Zu  einer  positiven  Leistung  zwingen  kann  ich  jedoch  jeman- 
den nur,  wenn  ich  durch  äussere  Mittel  gewisse  Motive  in  ihm 
hervorrufe  ,  welche  diese  Leistung  zur  Folge  haben.  Ich  sage 
durch  äussere  Mittel ,  denn  von  Innenwelt  zu  Innenwelt  gibt  es 
keine  Wirkung  ohne  Vermittlung  durch  die  Aussenwelt.  Diese 
äusseren  Mittel  können  Bewegungen,  Gebärden,  Laute  —  Hand- 
lungen, Zeichen  und  Worte  sein,  sie  müssen  jedoch  in  der  frem- 
den Innenwelt  ein  Interesse  erregen ;  was  der  Innenwelt  gleich- 
gültig ist,  kann  kein  Motiv  in  ihr  bilden.  Alles  Interesse  ist  aber 
schliesslich  zurückzuführen  auf  Lust  und  Unlust ;  soll  etwas  in  der 
Zukunft  durch  den  Menschen  bewirkt  werden,  so  müssen  in  letz- 
ter Linie  Lust  und  Unlust  in  ihm  wirksam  werden.  Veranlasse 
ich  den  Menschen  durch  eine  in  Aussicht  gestellte  Lust  zu  etwas, 
so  setze  ich  den  Hebel  des  Lohnes  in  Bewegung,  tue  ich  es 
durch  Unlust,  den  Hebel  der  Strafe^).  Recht  und  Sittlichkeit 
bedienen  sich  des  Lohnes  und  der  Strafe  ,  um  ihre  Zwecke  zu 
erreichen,  hier  kann  also  nicht  der  Grund  ihrer  Scheidung  liegen. 
In  letzter  Instanz  freilich  wirkt  das  Recht  immer  durch  Strafe; 
kann  es  durch  Belohnung  nicht  erreichen,  was  notwendig  ist,  so 
sucht  es  das  durch  Strafe  zu  erreichen.  Dasselbe  tut  aber  auch 
die  Sittlichkeit,  wo  sie  mit  der  Belohnung  nicht  auskommt,  nimmt 
sie  die  Strafe  zu  Hilfe.  Die  Wirkung  mittels  der  Belohnung  kann 
man  nicht  Zwang  nennen,  ebendeswegen  ist  auch  das  letzte  Mittel 
des  Rechts  nie  der  Lohn,  sondern  nur  die  Strafe,  denn  das,  was 
Recht  ist,  muss  erzwungen  werden  können. 


1)  Vergl.  Bindiug  1.  c.  S,  490  f. 

2)  Vergl.  Jhering  1.  c.  I.  S.  97  f. 
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Die  Grenze  zwischen  dem  Recht  und  der  Sittlichkeit  Hegt 
also  nicht  in  der  Art  der  Mittel,  die  sie  anwenden,  um  ihre  Zwecke 
zu  erreichen.  Sie  liegt  auch  nicht  darin,  dass  etwa  das  Recht 
nur  das  äusserlich  Wahrnehmbare  berücksichtigen  würde  und  nicht 
das  aus  ihm  erschlossene  Innerliche,  denn  die  Absicht  ist  et- 
was Innerliches,  und  ohne  Berücksichtigung  der  Absicht  gibt  es 
kein  Recht  (obgleich  sie  in  den  ältesten  Rechten  sehr  mangelhaft 
berücksichtigt  wird).  Ebensowenig  liegt  der  Unterschied  in  den 
Zwecken,  denn  es  ist  nicht  abzusehen  ,  welche  Zwecke  sich  die 
Gemeinschaft  nicht  setzen  könnte;  nur  das,  was  im  Innern  be- 
schlossen bleibt ,  kann  vom  Recht  nicht  als  Zweck  gesetzt  wer- 
den, aber  eigentlich  auch  nicht  von  der  Sittlichkeit ,  denn  auch 
sie  kann  nur  das  beeinflussen,  was  sich  äusserlich  kundgibt.  Recht 
und  Sittlichkeit  ruhen  also  auf  demselben  Untergrund,  und  doch 
haben  sie  sich  geschieden ;  worauf  beruht  das  ? 

Ich  glaube,  dass  die  Grenze  zwischen  dem  Rechtsgebiet  und 
dem  Nichtrechtsgebiet  durch  drei  Momente  bestimmt  wird:  i)  das 
Recht  muss  im  einzelnen  Fall  möglichst  genau  von  einem  zwei- 
ten bestimmt  werden  können,  bei  der  Sittlichkeit  ist  in  letzter 
Linie  Richter  und  Angeklagter  dieselbe  Person  und  die  Fällung 
des  Urteils  für  einen  zweiten  schwierig  und  ungenau.  2)  Das 
Recht  hat  keinen  Anlass  zu  erzwingen  oder  auch  nur  zu  beein- 
flussen, was  sich  viel  besser  ohne  Regelung  des  Rechtes  vollzieht, 
deswegen  scheidet  sich  Wirtschaft  und  Wissenschaft  aus  dem 
Recht  aus.  3)  Das  Recht  wird  nicht  bestimmen  wollen ,  was  es 
nicht  überwachen  kann  oder  wo  die  Mühe  der  Ueberwachung 
sich  mit  der  verhältnismässigen  Unwichtigkeit  des  Zweckes  nicht 
im  Einklang  befindet. 

Hier  ist  zunächst  der  erste  Fall  zu  behandeln.  Im  Rechts- 
fall haben  immer  Einer  oder  Einige  über  Einen  oder  Einige  zu 
entscheiden  ,  ein  Urteil  zu  fällen.  Dieses  Urteil  muss  ,  soll  das 
Recht  sich  nicht  durch  sein  Schwanken  selbst  illusorisch  machen, 
ein  möglichst  sicheres  und  in  ähnlichen  Rechtsfällen  gleichmässi- 
ges  sein.  Es  darf  daher  in  der  Innenwelt  auch  nur  jene  Umstände 
berücksichtigen ,  die  aus  der  Aussenwelt  mit  einiger  Sicherheit 
erschliessbar  sind.  Die  individuell  sehr  verschiedenen,  sich  in  der 
Innenwelt  des  Einzelnen  mehr  oder  weniger  verbergenden  Motive 
müssen  daher  vom  Urteil  ausgeschlossen  bleiben,  d.  h.  das  Detail 
der  individuellen  Motivierung  einer  Handlung  kann  vom  Recht 
nicht  berücksichtigt  werden,  sondern  nur  das,  was  sich  mit  einer 
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gewissen  Sicherheit  aus  äusseren  Umständen  erschliessen  lässt. 
Diese  Sicherheit  wird  nie  eine  naturwissenschaftliche,  noch  we- 
niger eine  mathematische  sein ,  sie  ist  auch  keine  Grenze  des 
Rechtsgebietes,  und  ein  Recht  kann  darin  weiter  gehen  als  das 
andere.  Nur  eines  wird  jedes  Recht,  sobald  es  wenigstens  eine 
gewisse  Stufe  seiner  Entwicklung  erreicht  hat^),  berücksichtigen 
müssen,  nämlich  die  Absichtlichkeit  oder  Unabsichtlichkeit  einer 
Tat.  Ebensowenig  wird  aber  das  Recht  bei  seinen  Zwangsmit- 
teln und  überhaupt  bei  seiner  Beeinflussung  des  Handelns  mit- 
tels Motiven  (Lohn)  ,  die  individuelle  Verschiedenheit  der  Wir- 
kung seiner  Mittel  im  Detail  berücksichtigen  können.  Es  wird 
daher  bei  Lohn  und  Strafe  nur  solche  Mittel  anwenden ,  deren 
Wirkung  mit  einiger  Sicherheit  vorauszusehen  ist,  deren  Wirkung 
also  individuell  nicht  zu  sehr  wechselt.  Auch  hier  wird  die  Grenze 
keine  feste  sein  können,  und  die  Art  der  Strafen  und  der  Beloh- 
nungen durch  das  Recht  wechselt  auch  nach  Zeiten  und  Völkern. 
Die  Sittlichkeit  dagegen  beurteilt  auch  alles  das,  was  das 
Recht  beurteilt ,  und  die  Normen  stellt  auch  nicht  der  Einzelne, 
sondern  die  Gemeinschaft  in  der  öffentlichen  Meinung  auf;  die 
öffentliche  Meinung  fällt  auch  ein  sittliches  Urteil,  aber  dieses 
sittliche  Urteil  ist  nie  ein  sicheres  und  gleichmässig  bestimmbares, 
weil  es  eben  den  ganzen  inneren  Tatbestand  mittreffen  soll,  der 
einem  zweiten  niemals  mit  voller  Sicherheit  bekannt  sein  kann. 
Dieser  Tatbestand  kann  nur  dem,  den  das  Urteil  trifft,  in  vollem 
Umfang  bekannt  sein,  er  kann  daher  das  Urteil  der  öffentlichen 
Meinung  zurückweisen  und  selbst  ein  Urteil  über  sich  fällen.  Die 
letzte  Instanz  in  sittlichen  Urteilen  bin  ich  selbst,  auch  wenn  ich 
die  allgemeinen  sittlichen  Normen  anerkenne ,  weil  nur  ich  alle 
inneren  Umstände  kenne  oder  wenigstens  kennen  kann.  Dem 
Richter  und  Publikum  gegenüber  kann  ich  freilich  heucheln,  alles 
mögliche  heucheln  ;  Absichtlichkeit  und  Unabsichtlichkeit  sind  aber 
doch  mit  cmiger  Sicherheit  festzustellen,  alle  weitern  Innern  Um- 
stände schon  immer  schwieriger.  Recht  und  Sittlichkeit  teilen 
sich  also  nicht  eigentlich  in  ein  Gebiet,  sondern  das  Recht  unter- 
zieht nur  einen  Teil  der  Sittlichkeit  seiner  Beurteilung  und  zwar 
jenen,  der  mit  einiger  Sicherheit  aus  äusseren  Umständen  zu  be- 
urteilen ist.  Denn  nur  aus  diesen  Umständen  kann  ein  zweiter 
überhaupt  über  jemanden  ein  Urteil  fällen. 

l)  Das  älteste  Recht  scheint  wohl   (hirchgehends  zwischen  dolus  und  culpa  nicht 
unterschieden  zu  haben. 
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Damit  will  icli  nur  gesagt  haben,  dass  diese  Ursache  die 
Scheidung  von  Recht  und  Sitthchkeit  allmählich  hervorgebracht 
hat:  anfangs  wurde  manches  vom  Recht  zu  beurteilen  versucht, 
was  für  dasselbe  nicht  fassbar  war  und  andererseits  manches  ver- 
nachlässigt, was  bestimmbar  war. 

Auch  die  Mittel,  welche  die  Sittlichkeit  zur  Errreichung  ihrer 
Zwecke  anwendet ,  sind  umfangreicher  und  in  der  Regel  inner- 
licher als  die  des  Rechts.  Auch  sie  wendet  zwar  äusserliche 
Mittel  an  (Rute  bei  Kindern  ,  Kirchenbusse  bei  Erwachsenen  in 
früheren  Zeiten)  ,  ihre  Mittel  sind  aber  vorzugsweise  mnerliche, 
natürlich  durch  Zeichen  und  Worte  hervorgerufene.  Sie  muss 
aber  dabei  die  Voraussetzung  machen,  dass  alle  im  wesentlichen 
die  gleiche  sittliche  Gesinnung  haben,  d.  h.  das  gleiche  Zweck- 
system zu  verwirklichen  streben.  Wo  diese  Gesinnung  nach 
Schichten  der  Bevölkerung  und  selbst  nach  Individuen  sehr  ver- 
schieden ist,  da  kann  sie  (bez.  der  sie  Verkündende)  die  Wir- 
kung ihrer  Mittel  gar  nicht  mehr  berechnen.  Deswegen  stehen 
sich  Recht  und  Sittlichkeit  um  so  näher,  bilden  um  so  mehr  eine 
Einheit,  je  mehr  man  sich  dem  Anfang  ihrer  Entwicklung  nähert, 
und  sie  treten  um  so  mehr  auseinander,  je  fortgeschrittener  die 
Kultur  einer  Gemeinschaft  ist,  ein  je  verwickelteres  Zwecksystem 
sie  verfolgt.  Das  Recht  wieder  wird  um  so  mehr  das  Detail  der 
Gesinnung  (der  Motivation)  berücksichtigen,  je  freier  es  von  Ge- 
wohnheit ist  und  je  mehr  es  im  Belieben  der  Urteilenden  liegt, 
welche  Umstände  sie  in  Berücksichtigung  ziehen,  welche  Normen 
sie  anwenden  wollen.  Dennoch  werden  im  ältesten  Recht  ver- 
hältnismässig innere  Umstände  wenig  berücksichtigt ,  nicht  weil 
sie  grundsätzlich  ausgeschlossen  wären  ,  sondern  weil  sie  noch 
sehr  mangelhaft  erkannt  sind.  Das  Aeussere  hat  das  Ueberge- 
wicht  über  das  Innere,  weil  man  noch  nicht  gelernt  hat,  das  In- 
nere aus  dem  Aeussern  zu  erschliessen.  Dagegen  bemüht  man 
sich  im  entwickelten  Recht  oft,  jenen  innern  Umständen  eine  grös- 
sere Macht  im  Rechtsurteil  einzuräumen,  indem  man  ihre  Berück- 
sichtigung innerhalb  des  Gesetzes  ermöglicht.  Es  ist  jedoch  frag- 
lich ,  ob  man  seinen  Zweck  in  wünschenswerter  Weise  erreicht. 
Es  schadet  gewiss  nichts,  wenn  mancher  Lump  durch  die  Ge- 
schworenengerichte freigesprochen  wird,  wenn  man  nur 
sicher  wäre,  dass  durch  sie  in  grösserem  Masse  die  Verurteilung 
von  Unschuldigen  verhindert  würde,  selbst  wenn  diese  Unschuld 
mehr  eine  sittliche  als  rechtliche  wäre.     Auch  das  letzte  aber  er- 
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scheint  mir  durchaus  kein  sicheres  Ergebnis  der  Geschworenen- 
gerichte zu  sein.  Es  bhebe  ihnen  dann  nur  ein  Vorteil,  dass  sie 
Rechtsgefühl  und  Rechtsverständnis  unter  der  Bevölkerung  ver- 
breiten, nur  dass  bei  mangelnder  Gesetzeskenntnis  hier  mehr  Ver- 
wirrung als  Klärung  leicht  hervorgerufen  werden  kann. 

Das  Recht  also,  um  das  Gesagte  kurz  zusammenzufassen, 
wird  in  seiner  Abgrenzung  durch  die  Feststellbarkeit  und  Bere- 
chenbarkeit der  äussern  und  innern  Umstände  bestimmt,  weil  der 
Urteilfällende  nicht  alle  besondern  innern  Umstände  kennen  und 
erschliessen  kann  und  weil  die  Sicherheit  und  Stätigkeit  des 
Rechts  verlangt,  dass  nur  das  genauer  Bestimmbare  berücksich- 
tigt werde.  Bei  der  Sittlichkeit  fallen  jene  Ursachen  der  Begren- 
zung weg,  denn  obgleich  die  öffentliche  Meinung  durch  die  Nor- 
men der  Sittlichkeit  auch  nur  zunächst  äusserlich  (Zeichen,  Sprache) 
auf  den  Unsittlichen  einwirken  kann,  so  ist  doch  in  letzter  Instanz 
der  Beklagte  und  Urteilende  eine  Person,  weil  nur  der  Beklagte 
alle  innern  Umstände  zu  erkennen  vermag,  womit  freilich  nicht 
gesagt  ist,  dass  er  sie  auch  erkennt.  Verurteile  ich  mich  sittlich 
nicht  selbst,  so  wird  die  Verurteilung  durch  die  öffentliche  Mei- 
nung wohl  mein  Handeln  lähmen  aber  meine  sittliche  Gesinnung 
nicht  ändern.  Uebrigens  kann  die  Fortentwicklung  der  Sittlich- 
keit, wie  jede  Fortentwicklung,  nur  im  Individuum  beginnen  (pro- 
blematische Sittlichkeit),  weil  die  Gemeinschaft  als  solche  keine 
Vorstellungswelt  und  keine  Gesinnung  besitzt,  in  der  eine  Aen- 
derung  platzgreifen  könnte,  deswegen  ist  das  Gewissen  eines 
jeden  der  letzte  Richter  in  sittlichen  Dingen  und  zugleich  der 
Ausgangspunkt  sittlichen  Fortschritts.  So  notwendig  ein  solcher 
sittlicher  Fortschritt  ist,  denn  auch  die  Sittlichkeit  muss  sich  den 
veränderten  Umständen  und  Zwecken  in  einer  Gemeinschaft  an- 
passen, so  gefährlich  ist  es,  wo  er  so  rasch  erfolgt,  dass  die  Re- 
lativität der  Sittlichkeit  zu  sehr  hervortritt;  dann  verschwindet 
alles  Vertrauen  zu.  sittlichen  Grundsätzen  und  sittlich  erscheint, 
was  der  Einzelne  für  sittlich  hält,  oder  die  Sittlichkeit  wird  über- 
haupt verworfen  und  nur  eine  äussere  Rechtlichkeit  verlangt,  alles 
übrige  ist  Privatsache.  Und  doch  ist  der  sichere  Untergrund  des 
Rechts,  der  Macht  und  des  Wohls  der  Gemeinschaft  nur  die 
Gesinnung,  ihr  gegenüber  ist  alle  Gesetzgebung  machtlos,  mit  ihr 
fast  allmächtig;  die  Gesinnung  verleiht  allen  Massregeln  ihre  Kraft 
und  Energie.  Deswegen  ist  Recht  ohne  Sittlichkeit  ein  Messer 
ohne   eine  Hand,    die    es  fuhrt.     Nicht  genug   kann  daher  betont 
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werden,  dass  die  Sittlichkeit,  welche  die  Macht,  Grösse  und  das 
Glück  einer  Gemeinschaft  ausmacht,  in  ihren  Grundzügen  überall 
dieselbe  ist,  nur  dass  sie  im  Anfang  ihrer  Entwicklung  erstickt 
ist  durch  die  Gewalt  der  äussern  und  die  Unkenntnis  der  äussern 
und  innern  Umstände.  Das  Recht  unterscheidet  sich  also  vor 
allem  dadurch  von  der  Sittlichkeit,  dass  in  letzter  Instanz  über  das 
erste  von  andern,  über  die  Sittlichkeit  von  mir  selbst  das  Urteil 
gefällt  wird. 

§  13.  Recht  und  Religion.  Es  ist  hier  nicht  der 
Ort,  um  auf  die  Entstehung  und  das  Wesen  der  Religion  näher 
einzugehen,  beides  kann  nur  vom  erkenntnistheoretischen  Stand- 
punkt aus  kurz  berührt  werden.  Die  '>äussere  Natur«,  und  der 
Mensch  kennt  ausser  seinem  eigenen  Innern  zunächt  nur  eine  äus- 
sere Natur,  in  ihrer  objektiven  Gesetzmässigkeit  ist  ein  Jahrtau- 
sende erforderndes  Produkt  gemeinsamer  menschlicher  Erfahrung 
und  ihrer  Verdichtung  und  Ueberlieferung.  Der  erste  Anfang,  solche 
Erfahrungen  zu  sammeln  und  zu  überliefern,  ist  die  Religion;  es 
ist  der  erste  Versuch,  die  Natur  zu  »erklären«.  Jede  »Erklärung« 
kann  aber  nur  nach  Analogien  erfolgen  und  die  zunächst  liegende 
Analogie  für  den  Menschen  waren  die  Vorgänge  in  seiner  Innen- 
welt und  der  mit  ihr  in  nächster  Beziehung  stehenden  Aussen- 
welt,  seinem  Leibe.  Wie  die  Bewegungen  seines  Leibes  entstan- 
den, das  glaubte  er  gewiss  genau  zu  wissen,  hatte  er  doch  darin  all- 
tägliche Erfahrungen.  So  beurteilte  er  denn  die  ganze  Aussen- 
welt  nach  dieser  Analogie,  er  belebte  die  Natur,  er  legte  ihrer 
Bewegung  Motive  unter,  und  diese  mussten  Wesen  angehören,  die 
analog  dem  Menschen  selbst  dachten  und  fühlten.  —  Andrerseits 
aber  war  er  noch  nicht  imstande,  bei  sich  selbst  Aussen-  und 
Innenwelt  streng  zu  sondern,  besteht  doch  ein  Teil  der  Aussen- 
welt  und  zwar  der  allergrösste  immer  nur  aus  Erinnerungen,  und 
diese  sind  Vorstellungen  und  nicht  Wahrnehmungen  und  der 
Traum  nimmt  sogar  Wahrnehmungsgestalt  an,  sodass  der  Mensch 
in  den  ältesten  Zeiten  wohl  zwei  Wahrnehmungswelten  zu  haben 
glaubte,  eine  im  wachen  Zustande,  die  andere  im  Traumzustande, 
die  vielleicht  in  unentwirrbarer  Weise  in  einander  übergingen. 
Was  er  im  Traume  sah,  war  ebenso  Wirklichkeit  für  ihn  wie  der 
wache  Zustand,  und  Verstorbene  im  Traume  erschienen,  lebten 
also  noch  (Tylor) ;  so  wurde  der  Traum  die  Verbindung  mit  ei- 
nem jenseitigen  Leben.  Das  sind  m.  E.  die  beiden  Quellen  der 
Religion,    die    dann    in    kindlicher  Weise    mit  einander  verbunden 
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die  Naturvorgänge  zu  erklären  hatten  und  nicht  nur  diese ,  son- 
dern überhaupt  alles,  was  einer  Erklärung  bedürftig  schien.  Des- 
wegen war  auch  die  erste  Begründung  des  Rechts  und  der  Sitt- 
lichkeit eine  religiöse ;  nicht  dass  der  Mensch  eine  klare  Vorstel- 
lung über  Ursache  und  Wirkung  gehabt  hätte,  er  suchte  nur  für 
alles,  was  geschah  und  wofür  er  nicht  eine  Verknüpfung  mit  sich 
selbst  unmittelbar  fand,  ein  Wesen,  das  dieses  Geschehnis  oder 
diesen  Zustand  hervorgebracht  hatte.  Dass  er  selbst  in  Gemein- 
schaft mit  andern  und  die  Gemeinschaft  seiner  Vorfahren  das 
Recht  erzeugt  hatten,  davon  hatte  er  keine  Ahnung;  es  konnte 
also  nur  ein  mächtiges  Wesen  sein,  das  diese  Satzungen  aufge- 
stellt, sie  geschaffen  hatte,  sie  schützte.  Auch  dieser  Gedanke 
wird  in  seiner  Klarheit  erst  allmählich  entstanden  sein,  denn  zu- 
nächst war  ja  der  Häuptling  der  sichtbare  Schöpfer  des  Rechts, 
was  bedurfte  es  da  einer  weiteren  Erklärung.  Doch  mit  der 
Zeit  erschien  auch  der  Häuptling  gebunden  durch  die  Gewohn- 
heit, das  Gewohnheitsrecht.  Woher  dieses?  Der  Häuptling  genoss 
göttliche  oder  fast  göttliche  Verehrung,  noch  mehr  seine  Ahnen, 
die  er  selbst  verehrte  und  fürchtete,  und  die  nach  diesem  Recht 
ihre  Urteile  gesprochen  hatten.  Sie  waren  es  daher,  die  auch 
dieses  Recht  schützten,  die  es  hervorgebracht  hatten.  Je  grösser 
aber  die  Gemeinschaft  wurde,  desto  mächtiger  auch  ihr  Stamm- 
gott, desto  geschützter  auch  das  Recht,  desto  unantastbarer.  Da 
aber  verschiedene  Gemeinschaften  sich  miteinander  vereinigten 
oder  gewaltsam  vereinigt  wurden,  so  wurden  auch  ihre  Stamm- 
götter (freilich  als  minderwertig  gegenüber  dem  herrschenden 
Stamm)  verehrt,  ja  es  konnte  auch  eine  Mischung  der  Rechte 
stattfinden,  und  die  verschiedenen  Rechte  hatten  dann  ihre  ver- 
schiedenen Stammgötter  als  Beschützer.  So  war  also  das  Recht 
begründet  und  erklärt  durch  die  Religion,  durch  die  Gottheit,  die 
Götter^).  Die  Religion  begründete  aber  nicht  nur  ein  Recht,  sie 
schuf  auch  ein  neues ;  das  Recht  verlangte  auch  eine  bestimmte 
Verehrung  der  Götter,,  sonst  versagten  sie  ihren  Schutz,  und  das 
war  ihr  Recht;  ebenso  hing  das  Fortleben  der  Verstorbenen  von 
der  Verehrung  (Ernährung)  durch  seine  Nachkommen  ab  und  auch 


l)  Auf  den  ältesten,  nicht  mehr  nachweisbaren  Stufen  der  Kulturentvvicklung 
mag  der  Häuptling  selbst  durch  die  Heiligkeit  seiner  Person  allein  das  Recht  ge- 
heiligt haben ;  später  aber  standen  wohl  immer  über  ihm  unsichtbare  heilige  Mächte, 
deren  Ausfluss  das  Recht  war.  Vergl.  die  Gesetze  Hammurabis  übers,  v.  Winckkr 
S.   10.      Marduk  lässt  dem  Lande  Rechtsschutz  zuteil  werden. 
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dafür  musste  im  Recht  vorgesorgt  werden.  So  bildete  religiöser 
Glaube,  sakrales  Recht,  öffentliches  und  Privatrecht  eine  anfangs 
unauflösliche  Einheit,  die  sich  erst  allmählich  lockerte.  Dazu  kam, 
dass  die  Religion  gleichzeitig  auch  die  Wissenschaft  vertrat;  wie 
man  daher  heute  aus  wissenschaftlichen  Grundsätzen  des  Rechts 
praktische  Folgerungen  zieht,  so  früher  aus  seiner  religiösen  Be- 
gründung. Wodurch  vollzog  sich  nun  die  Scheidung  von  Recht 
und  Religion  ? 

Zunächst  dadurch;  dass  sich  das  Wissen  vom  Glauben 
abschied.  Es  war  das  gewiss  ursprünglich  ein  sehr  langer  und 
langsamer  Prozess.  Glauben  und  Wissen  war  ursprünglich  eben- 
so eine  Einheit  wie  Religion  und  Recht;  das  ganze  Leben  wurde 
nach  dem  Glauben  geregelt  wie  heute  nach  der  Wissenschaft, 
doch  dieser  Glaube  war  eben  die  älteste  Wissenschaft,  und 
erst  mit  der  Zeit  trat  eine  Scheidung  ein.  Es  war  nämlich  nicht 
anders  möglich,  als  dass  der  Glaube  durch  die  Praxis  oft  genug 
nicht  bestätigt  wurde;  man  half  sich,  wie  man  sich  heutzutage 
auch  in  der  Wissenschaft  hilft,  man  stützt  eine  Hypothese  durch 
eine  zweite  und  dritte,  so  stützte  man  einen  Glaubensatz  durch 
weitere.  Doch  diese  stete  Stützung  eines  zweifelhaft  gewordenen 
Grundsatzes  durch  einen  zweiten,  der  bald  ebenso  zweifelhaft 
wurde,  konnte  nicht  ins  Unendliche  gehen ;  schliesslich  musste 
diese  Stützung  selbst  Zweifel  erregen  ,  je  komplizierter  das  ganze 
System  wurde,  ohne  doch  mit  der  »Wirklichkeit«  übereinzustimmen. 
So  musste  denn  schliesslich  eine  Scheidung  eintreten  zwischen  dem 
Glauben,  der  sich  bestätigte,  und  dem  Glauben,  der  sich  nicht  bestä- 
tigte :  der  erste  war  dasWissen,  der  letzte  wurde  verworfen.  Die  Bestäti- 
gung aber,  die  allein  für  alle  kontrollierbar  war,  musste  in  der  Aussen- 
welt  stattfinden,  sie  allein  war  objektiv.  Jede  Bestätigung^  die  in  der 
Innenwelt  des  Einzelnen  beschlossen  blieb,  oder  eine  Bestätigung, 
vermeintlich  oder  nicht,  die  nur  ein  Einzelner  in  der  Aussenwelt 
erfuhr  oder  erfahren  konnte,  war  subjektiv  und  bildete  nun  das 
Gebiet  des  Glaubens  im  engern  Sinn.  Auch  das  Wis- 
sen ist  ein  Glauben,  denn  es  ist  Wissen  nur  als  bestätigter  Glaube 
und  hört  mit  der  Bestätigung  auf.  Wissen  zu  sein.  So  ist  unser 
Wissen  in  fortwährender  Umbildung  begriffen  und  nur  wissen- 
schaftlicher Hochmut  hält  für  absolutes  Wissen,  was  alle  zehn 
Jahre   seine   Gestalt    verändert^).     Eine    einzige    Nichtbestätigung 

l)  In  diesen  Fehler  ist  m.   E.  Haeckel   in    seiner    Arbeit     »Das   Welträtsel«    ver- 
fallen,  abgesehen  davon,    dass   er    über    die    erkenntnistheoretischen   Grundprobleme 
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hebt  hunderttausende  von  nur  scheinbaren  Bestätigungen  auf,  oder 
es  wird  die  alte  Hypothese  wieder  durch  neue  gestützt ,  so  lange 
es  irgendwie  gehen  will.  Ein  Gebiet  des  Glaubens  aber  lässt  ent- 
weder gar  keine  Bestätigungen  zu  oder  keine  von  allen  kontrol- 
lierbaren, das  ist  das  Gebiet  des  eigentlichen  Glaubens;  zu  ihm 
gehört  besonders  das  Gebiet  vom  Jenseits  des  Todes.  Gibt  es 
kein  Leben  jenseits  des  Todes,  so  ist  die  Bestätigung  dieser 
fraglichen  Wahrheit  ein  Widerspruch  in  sich  selbst,  denn  es  kann 
niemand  wiederkommen  und  berichten,  nach  dem  Tode  sei  ein 
Nichts.  Gibt  es  aber  eine  persönliche  Fortdauer  nach  dem  Tode, 
so  ist  die  Bestätigung  dieses  Glaubens  stets  zweifelhaft,  weil  sie 
sich  auf  ein  Gebiet  zurückzieht,  das  der  allgemeinen  Kontrol- 
lierbarkeit entbehrt  und  auch  eine  grosse  Vieldeutigkeit  der  frag- 
lichen Bestätigungen  zulässt.  Visionen,  Träume,  die  der  Einzelne 
hat,  entziehen  sich  der  Kontrolle  des  Andern;  ebenso  auch  die  Füh- 
rung durch  das  Jenseits,  die  der  Einzelne  in  seinem  Leben  zu  em- 
pfinden glaubte,  auch  wer  an  die  Tatsachen  des  Spiritismus  glaubt, 
kann  nicht  wissenschaftlich  nachweisen,  dass  sie  nur  durch  die 
Annahme  einer  persönlichen  Fortdauer  nach  dem  Tode  sich  mit 
dem  übrigen  Wissensgebiet  vereinigen  lassen.  Das  in  der  Regel 
Unsichtbare ,  das  nur  zeitweilig  in  Erscheinung  treten  soll  und 
gar  keine  bestimmten  Gesetze  dieses  Erscheinens  aufweist,  wird 
wohl  immer  Sache  subjektiven  Glaubens  sein  und  niemals  zum 
objektiven  Glauben,  zum  Wissen  werden. 

Je  mehr  nun  der  Glaube  zum  Wissen  wird,  desto  mehr  löst  sich 
die  Verbindung  zwischen  Recht  und  Religion  ,  das  Recht  wird 
immer  mehr  zur  Wissenschaft  und  immer  weniger  eine  religiöse 
Forderung.  Nicht  mehr  Götter  schützen  die  einzelnen  Rechte, 
sondern  die  Staatsnotwendigkeit,  das  allgemeine  Wohl,  der  ge- 
meine Nutzen  u.  s.  w.  Nicht  mehr  die  Götter  entscheiden  im 
strafrechtlichen  und  Zivilprozess,  sondern  der  menschliche  Richter 
und  menschliche  Zeugen,  und  der  Eid  wird  immer  mehr  zur  feier- 
hchen  Erklärung,  deren  absichtliche  Unrichtigkeit  strafbar  ist,  um 
das  Vertrauen  in  öffentliche  feierliche  Erklärungen  aufrecht  zu 
erhalten. 

So  lange  aber  die  Religion  noch  als  Stütze  des  Rechts  be- 
trachtet wird,  spielt  auch  der  Glaube  und  seine  äusserlich  sicht- 
bare Organisation,  die  Kirche,   eine  oft  grosse  Rolle.  Der  Glaube 

ganz  im  unklaren  ist,  wie  es  auch  Adickes  schlagend  in  seiner  Gegenschrift  bewiesen 
hat. 
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im  eigentlichen  religiösen  Sinn  stützt  ja  in  alten  Zeiten  nicht  nur 
das  Recht,  sondern  auch  die  Sittlichkeit;  deswegen  gibt  es  auch 
sakrales  (kanonisches)  Recht  und  eine  rein  kirchliche  Sittlichkeit 
(Fasten,  Kirchenbesuch  usw.)  und,  soweit  Recht  und  Sittlichkeit 
noch  nicht  geschieden  sind,  bilden  auch  sakrales  Recht  und  kirch- 
liche Sittlichkeit  eine  Einheit  mit  weltlichem  Recht,  indem  dieses 
durch  jene  gestützt  und  gerechtfertigt  erscheint ,  zum  Gerechten 
wird.  Doch  auch  später  noch  spielt  die  Kirche  eine  Rolle  im 
Rechtsleben  und  in  der  Sittlichkeit.  Kirchlichkeit  und  Sittlich- 
keit, sakrales  und  weltliches  Recht  sind  zwar  nicht  mehr  identisch, 
aber  der  Glaube  im  engeren  Sinn  findet  seinen  Ausdruck  in  der 
Kirche  und  stärkt  seine  Ueberzeugungskraft  in  der  kirchlichen 
Gemeinschaft.  Es  ist  nun  unmöglich,  von  jemandem  zu  fordern : 
sei  überzeugt,  dass  ein  Recht  deinem  Glauben  widerspricht,  aber 
beuge  dich  demselben,  erkenne  es  unbedingt  an  ;  denn  diese  An- 
erkennung hängt  eben  von  seinem  Glauben  ab  und  dieser  Glaube 
entzieht  sich  in  seiner  Innerlichkeit  dem  Recht.  Das  Verhalten 
des  Gläubigen  dem  Recht  gegenüber  hängt  deswegen  von  der 
Stärke  und  der  Art  des  Glaubens  ab.  Ein  starker  Glaube  kämpft 
mit  dem  ihm  widersprechenden  Recht,  selbst  wo  der  Gläubige  so 
zum  Märtyrer  des  Glaubens  werden  muss ;  ein  schwacher  und 
lauer  beugt  sich  vor  dem  Recht,  ja  das  Recht  wird  schliesslich 
selbst  zu  einer  Art  gebotenen  Glaubens,  so  dass  eine  Verletzung 
dieses  Glaubens  aus  Religiosität  zum  sittlichen  Verbrechen  wird; 
doch  freilich  nur  für  denjenigen,  für  den  die  nicht  kirchliche  Sitt- 
lichkeit höher  steht  als  die  kirchliche.  Die  erste  ist  dann  die 
Stütze  des  Rechts  ,  die  letzte  steht  in  Widerspruch  zu  ihm  und 
wird  verdammt.  Ist  aber  der  religiöse  Glaube  stark  genug,  dann 
kann  kein  Recht  ihm  befehlen  ,  dann  gibt  es  (und  so  wird  es 
wahrscheinlich  auch  bleiben)  keinen  Frieden  zwischen  Kirche  und 
Staat,  sondern  nur  Waffenstillstand  auf  Zeit,  denn  es  kämpfen 
hier  die  beiden  unvereinbaren  Anschauungen,  dass  das  Recht  un- 
abhängig vom  Glauben  sei  und  sich  so  zu  entwickeln  habe  und 
dass  der  Glaube  über  dem  Recht  stehe,  dass  seinem  Urteilsspruch 
unterliege,  ob  ein  Recht  auch  gerecht  sei.  Es  ist  der  Kampf 
zwischen  Wissen  und  Glauben  auf  dem  Rechtsgebiet :  soll  das 
Wissen  allein  das  Recht  begründen  oder  auch  der  Glaube.  Der 
Glaube  wird  um  seinen  Einfluss  streiten  bis  er  stirbt,  und  wer 
kann  ihm  das  verübeln.^  Der  Glaube  wird  durch  das  Wissen  Schritt 
für  Schritt  in  ein  Gebiet  zurückgedrängt,  wohin    ihm  das  Wissen 
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nicht  folgen  kann.  Doch  auch  hier  hält  das  Wissen  nicht  still, 
indem  es  entweder  nachweist,  dass  auf  diesem  Gebiet  nichts  sicher 
und  bestimmt  ist  (Skeptizismus),  oder  indem  es  dogmatisch  ein 
Wissen  vorgibt,  wo  nur  ein  Glauben  möglich  ist^).  Doch  der 
Glaube  w^ehrt  sich  und  stellt  dem  Wissen  das  Bedürfnis  gegen- 
über. Das  metaphysische  Bedürfnis  des  Menschen  ist  unausrottbar; 
auch  der  Materialismus  ist  nur  eine  Befriedigung  dieses  Bedürf- 
nisses, nur  dass  er  mit  dem  Anspruch  auf  Wissenschaftlichkeit 
hervortritt,  die  er  nicht  besitzt.  Die  Befriedigung  des  metaphy- 
sischen Bedürfnisses  durch  den  Glauben  verleiht  dem  ganzen  Leben 
eine  Ruhe  und  Sicherheit,  die  ihm  das  stets  mehr  oder  weniger 
hypothetische  und  skeptische  Wissen  ^)  nicht  bieten  kann.  Des- 
wegen wird  der  Glaube  nie  aussterben  und  kann  mit  dem  Wissen 
keinen  endgiltigen  Frieden  schliessen.  Nur  weil  beide  schliess- 
lich ohne  die  Gemeinschaft  und  das  praktische  Leben  in  ihr 
selbst  nicht  bestehen  können,  schliessen  sie  als  soziale  Faktoren 
Waffenstillstände  und  Verträge,  bleiben  aber  theoretisch  im  Kampfe. 
§  14.  Recht  und  Wirtschaft.  Wir  haben  gese- 
hen, dass  Schutz  nach  aussen,  Nahrung  und  Schutz  gegen  Wit- 
terung und  Klima  nach  innen  Hauptziele  der  ältesten  Gemein- 
schaften sind.  Alle  diese  Ziele  werden  gemeinsam  angestrebt, 
weil  sie  stets  besser  und  vielfach  nur  allein  durch  gemeinsames 
Streben  erreicht  werden  können.  Doch  muss  hier  eine  gewisse 
Einschränkung  gemacht  werden:  gross  dürfen  die  ältesten  Ge- 
meinschaften nicht  gedacht  w^erden,  weil  die  extensive  Wirtschaft 
(ursprünglich  wohl  blosse  Sammlung  wild  gedeihender  Nahrungs- 
mittel^)) Anhäufung  einer  grössern  Menschenmenge  an  einem 
Orte  nicht  gestattet  hat.  Nahrungssuche  oder  Nahrungserzeugung, 
Schutz  vor  Witterung  bilden  das  älteste  Gebiet  der   ältesten  Ge- 


i)  Auch  das  tut  m.  E.  H'dckel  in  dem  genannten  ^Verke ;  es  ist  kaum  ein  Werk 
im  »finstern«  Mittelalter  geschrieben  worden,  das  in  seiner  Darstellung  dogmatischer 
vorgegangen  ist  als  das  H'dckeh.  Auch  dadurch  kann  der  Gegensatz  zwischen  Staat 
und  Kirche  nicht  überbrückt  werden,  dass  man  wie  Sohm  (»Das  Verhältnis  von  Staat 
und  Kirche«,  Tübingen  1873)  die  Kirche  zu  einer  öffentlichen  ,  aber  rechtlich  dem 
Staate  Untertanen  Korporation  macht,  die  ihre  Heilsangelegenheiten  selbst  zu  besor- 
gen berechtigt  ist,  denn  es  handelt  sich  eben  darum,  ob  die  Kirche  als  Heilsanstalt 
nicht  in  Gegensatz  gerät  zur  Kirche  als  öffentliche  Korporation  und  sogar  in  Gegen- 
satz zur  ganzen  Rechtsentwicklung. 

2)  Vergl.  H.  Kleitipeter,  Das  Prinzip  der  Exaktheit  in  der  Philosophie  (Zeitschr. 
f.  Philosophie  und  philosophische  Kritik)  S.  40. 

3)  Vergl.  K.  Bücher,  Die  Wirtschaft  der  Naturvölker,  Dresden   1898,  S.  9. 
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biete  der  menschlichen  Wirtschaft.  Auch  die  Wirtschaft 
musste  mit  dem  Urrecht  eine  Einheit  gebildet  haben,  denn  sie 
konnte  als  gemeinsame  Arbeit  nur  durch  eine  oberste  Leitung 
betrieben  werden  und  diese  Leitung  (der  Häuptling)  war  eben 
die  Quelle  des  Urrechts.  Später  fand  eine  teilweise,  aber  immer 
mehr  um  sich  greifende  Scheidung  von  Wirtschaft  und  Recht 
statt  ,  und  es  werden  nun  die  Gründe  zu  erwägen  sein,  die  zu 
dieser  Scheidung  führten.  Ich  glaube,  es  sind  hier  zwei  Gründe 
anzunehmen:  i.  Die  Vermehrung  der  Bevölkerung 
und  2.  die  grösste  Triebkraft  egoistischer  Motive  auf 
wirtschaftlichem  Gebiete.  Beide  zusammen  unterstützten  sich  ge- 
genseitig und  schufen  das  Privateigentum. 

Die  Vermehrung  der  Bevölkerung  ist  m.  E.  der  Hauptgrund 
für  die  Fortentwicklung  der  Kultur  ^).  So  lange  freilich  noch  Boden 
genug  zur  extensivsten  Bewirtschaftung  (oder  blossen  Sammlung 
von  Nahrungsmitteln)  da  ist,  kann  sich  die  Gemeinschaft  spalten 
und  die  extensive  Wirtschaft  weiter  treiben,  diese  Spaltung  kann 
bis  zu  verhältnismässig  kleinen  Sonderfamilien  fortgehen.  Tritt 
aber  relativer  (im  Verhältnis  zur  Extensität  der  Wirtschaft)  Mangel 
an  Boden  ein,  so  muss  die  Wirtschaft  in  demselben  Masse  inten- 
siver werden.  Diese  Intensität  kann  und  muss  in  doppelter  Weise 
erfolgen:  i.  indem  auf  denselben  Teil  des  Bodens  mehr  Arbeit 
verwendet  wird  und  2.  indem  die  innere  Triebkraft  dieser  Arbeit 
vermehrt  wird  ;  denn  durchschnittlich,  von  Ausnahmen  abgesehen, 
wird  nach  aussen  nicht  mehr  Arbeit  geleistet  als  innerer  Zwang 
dazu  (durch  drohende  Unlust)  oder  Freude  daran  (durch  bevor- 
stehende Lust)  vorhanden  ist.  Soll  also  die  Wirtschaft  intensiver 
werden,  so  müssen  auch  die  in  ihr  wirksamen  Motive  stärker 
werden.  Die  ursprünglich  auf  wirtschaftlichem  Gebiet  wirksamsten 
Motive  sind  aber  die  egoistischen,  weil  sie  die  unmittelbarsten 
sind,  die  altruistischen  bedürfen  der  Reflexion^  der  Erschliessung 
in  höherem  Masse  und  können  deswegen  erst  später  wirksamer 
werden.  Die  egoistischen  Motive  führen  aber  dahin,  dass  niemand 
gern  Arbeit  für  jemanden  andern  verrichtet,   dass  jeder  gern    die 


l)  Eine  Begründung  im  einzelnen  zu  geben,  ist  hier  nicht  meine  Absicht.  Be- 
nutzt habe  ich  besonders :  E.  de  Laveleye,  Das  Ureigentum,  übers,  v.  Bücker,  Leipzig. 
1879.  ^-  ^^-  ^-  Inama-Sternegg ,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  I.  Bd.  A.  v. 
Miaskowski,  Das  Problem  der  Grundbesitzverteilung  in  geschichtl.  Entw.  (Antrittsvor- 
lesung). Leipzig  1890.  K.  Bücher,  Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft.  Tübingen 
1893. 
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Früchte  seiner  Arbeit  für  sich  behält  d.  h.  aber  dann  eben,  dass 
jeder  für  sich  arbeitet  und  das  Erarbeitete  geniesst;  dazu  kommt 
es  aber  nicht,  weil  ein  gewisses  Mass  übereinstimmender  und 
gemeinsamer  Arbeit  notwendig  ist,  um  erstens  den  Schutz  nach 
aussen  aufrecht  zu  erhalten  und  zweitens  durch  Teilung  der 
Arbeit  diese  fruchtbarer  zu  machen.  So  drängen  die  egoisti- 
schen Motive  einerseits  dazu,  die  Arbeit  durch  Privateigentum  zu 
isolieren,  denn  für  sich  selbst  arbeitet  jeder  am  besten;  anderer- 
seits aber  fordert  die  Aufrechthaltung  der  Gemeinschaft  nach 
aussen  und  die  Fruchtbarkeit  der  Arbeit  eine  Beziehung  der  Ein- 
zelarbeiten aufeinander,  in  dem  der  eine  zwar  die  Arbeit  für  sich 
macht,  aber  ihre  Früchte  nicht  unmittelbar  geniesst,  weil  seine 
Arbeit  kein  vollendetes  oder  selbst  schon  geniessbares  Produkt 
liefert,  sondern  nur  ein  Halbprodukt,  das  wieder  durch  andre 
vollendet  oder  zur  Erzeugung  von  Genussmitteln  verwendet  wird. 
So  kann  das  Eisen  anderswo  gewonnen,  anderswo  verarbeitet 
und  endlich  als  Pflug  zur  Erzeugung  von  Genussmitteln  verwendet 
werden.  Ein  Einzelner  und  auch  eine  Sonderfamilie  kann  das 
alles  zusammen  nicht  leisten,  sobald  die  Wirtschaft  intensiver 
wird  und  mit  komplizierten  Werkzeugen  arbeitet.  So  ringt  die 
isolierte  Arbeit  mit  der  gemeinsamen  und  schliesst  unzählige 
Kompromisse  mit  ihr,  weil  einerseits  der  Egoismus  lieber  für  sich 
allein  arbeitet,  andrerseits  aber  eine  gewisse  Gemeinsamkeit  der 
Arbeit  (durch  Teilung)  ihre  grössere  Fruchtbarkeit  bedingt.  Die 
Teilung  der  Arbeit  aber,  sobald  ein  Arbeiter  kein  selbständiges 
Produkt  mehr  liefert,  sondern  ein  für  sich  nicht  brauchbares  Teil- 
produkt, bedarf  wieder  einer  Leitung,  die  entweder  staatlich  sein 
kann  oder  durch  einen  Privatmann  ausgeübt  wird.  Auch  hier 
aber  ist  die  Leitung  umso  intensiver,  je  mehr  sie  dem  Leitenden 
selbst  unmittelbar  Früchte  trägt  und  nicht  erst  durch  die  Gemein- 
schaft, den  Staat  hindurch.  So  kämpfen  das  Privateigentum,  be- 
ruhend auf  der  Arbeit  für  sich  selbst,  mit  dem  Gemeineigentum, 
der  Arbeit  für  eine  Gemeinschaft  und  dadurch  erst  für  sich  selbst, 
mit  einander.  Das  Privateigentum  als  Prinzip  ringt  nach  Loslö- 
sung der  Arbeit  vom  Recht,  das  Gemeineigentum  nach  Unter- 
ordnung der  Arbeit  unter  das  Recht.  Auch  der  Fabrikant  be- 
darf des  Rechts  seinen  Arbeitern  gegenüber,  der  Einzelbauer  unter 
einfachen  Umständen  nur  des  Schutzes  gegen  aussen  ;  nur  dieses 
hält  ihn  an  der  Gemeinschaft,  sonst  arbeitet  und  geniesst  er  für 
sich  und  seine  Familie  und  bedarf  des  Rechts  nicht.     Die  tatsäch- 
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lieh  vorhandene  Wirtschaft  ist  stets  ein  Kompromiss  zwischen 
Privateigentum  und  Gemeineigentum,  denn  der  industrielle  und 
gewerbliche  Arbeiter  hat  kein  Privateigentum,  sondern  nur  einen 
Anteil  am  gemeinsamen  Produkt  in  Form  des  Lohnes;  der  Fa- 
brikeigentümer und  Meister  hat  wohl  Privateigentum,  aber  ge- 
schmälert durch  die  Rechte  seiner  Arbeiter,  welche  durch  die 
Gemeinschaft  mehr  oder  weniger  garantiert  erscheinen  —  nur  der 
Sklave  hat  kein  Recht,  er  ist  Sache,  Werkzeug  und  wird  behan- 
delt wie  ein  Werkzeug.  Nur  wo  Arbeit  für  sich  geleistet  wird, 
kann  auch  Privateigentum  im  reinsten  Sinn  vorhanden  sein,  doch 
soll  damit  nicht  gesagt  sein,  dass  Privateigentum  und  Arbeit  für 
sich  allein  gleichbedeutend  seien  ;  es  ist  recht  gut  Arbeit  für  sich 
allein  denkbar  ohne  Privateigentum  (Mir)  und  Privateigentum  ohne 
Arbeit  für  sich  allein.  Aber  Arbeit  für  mich  allein  strebt  nach 
Privateigentum  und  Privateigentum  nach  Arbeit  für  mich  allein. 
Da  aber  das  Ursprüngliche  nach  fast  allgemeiner  Ansicht 
Gemeineigentum  war,  so  fragt  es  sich,  was  führte  zum  Privateigen- 
tum ;  denn  eine  Erkenntnis  der  eben  angegebenen  Grundsätze 
konnte  nicht  dazu  führen,  weil  sie  ursprünglich  gewiss  nicht  vor- 
handen war.  Es  konnte  nicht  einmal  das  Bewusstsein  vorhan- 
den sein,  dass  Gemeineigentum  herrscht,  weil  der  Gegensatz 
zum  Privateigentum  fehlte.  Wie  sich  dieser  Gegensatz  entwickelt 
hat,  kann  man  auch  wieder  nur  vermutungsweise  nach  Analogien 
erschliessen,  denn  die  Anfänge  des  Privateigentums  sind  jetzt 
bei  allen  Völkern  vorhanden.  M.  E.  ist  es  die  Anpassung  einer 
Sache  an  individuelle  Bedürfnisse,  die  zum  ersten  unbewussten 
Privateigentum  geführt  hat.  Das  Werkzeug,  die  Waffe,  der 
Schmuck  gehen  mit  dem  Individuum  einen  engen  Bund  ein,  das 
Individuum  passt  sich  ihnen  und  sie  passen  sich  dem  Individuum 
an.  Ein  andres  Werkzeug,  eine  andere  Waffe,  vielleicht  von  einem 
andern  verfertigt,  kann  schlechter  gehandhabt  werden,  der  Schmuck 
oft  nicht  einmal  angelegt  werden ;  übrigens  geht  der  Schmuck 
oft  eine  physische  Einheit  mit  dem  Leibe  ein,  er  wird  Teil  oder 
fast  Teil  des  Leibes.  So  ist  das  Privateigentum  tatsächlich  eine 
Erweiterung  des  Ich  und  seines  Leibes  ^) ;  was  sich  meinen  indi- 
viduellen Bedürfnissen  derart  angepasst  hat,  dass  es  mit  ihnen 
eine  Einheit  bildet,  das  bin  ich  nicht  geneigt,  einem  andern  weder 
zum  dauernden  noch  zeitweiligen  Gebrauch  und  daher  Verbrauch  zu 

l)  Vergl.  auch  A.  Lasson^  System  der  Rechtsphilosophie.  Berlin  u.  Leipzig  1882 
S.  595- 
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überlassen.  Der  Grund  und  Boden  aber  wird  anfangs  nie  den 
Bedürfnissen  eines  Individuums  angepasst,  sondern  jenen  der  Ge- 
meinschaft; einen  Teil  des  Grund  und  Bodens  nach  eigenen  Be- 
dürfnissen zu  bebauen,  ist  in  den  ältesten  Zeiten  wohl  nieman- 
dem eingefallen,  weil  niemand  in  dieser  Beziehung  individuelle 
Bedürfnisse  kannte.  Dagegen  konnte  ein  Stab,  eine  Keule  dem 
einen  zu  schwer,  dem  andern  zu  Teicht  sein,  dem  einen  handlich 
dem  andern  unhandhch  erscheinen.  So  bildete  sich  das  Privat- 
eigentum zuerst  bei  den  bewegUchen  Sachen  aus  und  dann  erst 
bei  den  unbeweglichen.  War  aber  einmal  der  Widerwille  da, 
irgend  eine  bewegliche  Sache  der  Verfügung  und  dem  Gebrauche 
eines  andern  zu  überlassen,  so  war  auch  der  Anfang  des  Privat- 
eigentums gegeben  ;  es  bedurfte  dazu  nur  noch  der  Anerkennung 
der  Gemeinschaft,  dann  sprach  das  Recht  Verfügung  über  eine 
Sache  und  ihren  Gebrauch  einem  bestimmten  Individuum  zu  un- 
ter Ausschluss  aller  andern,  und  damit  war  das  Privateigentum 
geschaffen.  Seine  Ausbreitung  von  einer  Art  beweglicher  Sachen 
auf  andre  war  dann  nur  eine  Frage  der  Zeit;  denn  hatte  man 
einmal  gelernt,  Sachen  eigener  Verfügung  allein  vorzubehalten, 
so  musste  man  auch  bald  die  Erfahrung  machen,  dass  die  Verfügung 
über  viele  solche  Sachen  Ansehen  und  Macht  verlieh,  wenn  man 
sie  andern  überliess  und  schenkte  und  sie  dadurch  verpflichtete ; 
doch  bis  dahin  war  jedenfalls  ein  langer  Weg. 

Grund  und  Boden  blieb  vorläufig  vom  Privateigentum  aus- 
geschlossen ;  die  Benützung  und  Bearbeitung  war  eine  gemein- 
same und  deswegen  war  eine  Anpassung  an  eigene  Bedürfnisse 
nicht  möglich,  während  Waffe,  Werkzeug  und  Schmuck  jeder  für 
sich  verfertigen  konnte  und  für  sich  benutzen  musste.  Jagd-  und 
Weidegebiet ,  Jagdtiere  und  Weidetiere ,  Getreidefelder  blieben 
deswegen  lange  Gemeineigentum  und  sind  es  zum  Teil  noch.  Hier 
trat  in  den  ältesten  Zeiten,  wie  ich  glaube ,  durch  Zunahme  der 
Bevölkerung  eine  Aenderung  ein.  Kleinere  Menschengruppen 
können  ein  Gebiet  gemeinsam  benutzen  und  bebauen ;  sie  können 
es  nicht  mehr,  wenn  sie  zu  gross  geworden  sind.  Dann  müssen 
sie  sich  spalten  und  mit  ihnen  ihr  Gebiet;  aber  sie  bleiben  doch 
mit  einander  in  Zusammenhang ,  sie  bilden  eine  Schutzgemein- 
schaft nach  aussen,  eine  Friedensgemeinschaft  nach  innen.  Damit 
ist  zwar  noch  nicht  Privateigentum  geschaffen,  aber  es  steht  doch 
innerhalb  der  grössern  Gemeinschaft  ein  Eigentum  dem  andern 
gegenüber,  rechtlich  geschützt,  während  es  früher  ausserhalb  der 
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nicht  gespaltenen  Urgemeinschaft  überhaupt  kein  Eigentum  gab, 
sondern  nur  faktischen  Besitz,  und  auch  das  Gebiet  einer  jeden 
Urgemeinschaft  war  eben  faktischer  Besitz  und  nichts  anderes. 
Durch  eine  solche  Spaltung  allein  entstand  also  der  Begriff  des 
Eigentums  überhaupt  gegenüber  dem  blossen  Besitz :  rechtlich 
gesicherte  alleinige  Verfügung  über  Grund  und  Boden  einer  Ge- 
meinschaft. 

Je  dichter  aber  die  Bevölkerung  wurde  ,  desto  intensiver 
musste  der  Boden  genützt  werden ;  an  die  Stelle  von  Jäger-  und 
Hirtengemeinschaft  (wobei  Ackerbau  nicht  ganz  ausgeschlossen 
war),  trat  der  Ackerbau,  d.  h.  eine  Wirtschaftsform  ,  in  der  die 
Bebauung  des  Bodens  in  den  Vordergrund  tritt,  Jagd  und  zahme 
Herdenwirtschaft  nur  eine  Ergänzung  oder  notwendige  Unter- 
stützung der  ersten  bildet.  Damit  ist  aber  auch  Sesshaftigkeit 
geboten  ,  man  kann  den  Boden  nicht  verlassen ,  den  man  mit 
Mühe  urbar  gemacht  hat.  Steigt  nun  die  Bevölkerung  immer 
mehr,  so  erfordert  die  Bearbeitung  des  Grund  und  Bodens  eine 
immer  grössere  Sorgsamkeit ;  diese  ist  aber  nur  da  am  intensiv- 
sten vorhanden,  wo  die  eigene  Arbeit  dem  Arbeitenden  unmittel- 
bar zugute  kommt.  Es  wird  sich  deswegen  die  Tendenz  ent- 
wickeln der  Teilung  des  Bodens  unter  kleinste  Gruppen  (Fami- 
lien in  wirtschaftlichem  Sinn)  ,  denen  dann  die  Bearbeitung  un- 
mittelbar zunutze  kommt.  Das  braucht  jedoch  nicht  eine  Teilung 
des  Bodens  selbst  zu  sein  ,  es  kann  auch  nur  eine  Zuteilung  des 
Bodens  zur  Bearbeitung  sein,  die  periodisch  immer  von  neuem 
erfolgt,  besonders  da  die  Urbarmachung  ursprünglich  wohl  jeden- 
falls eine  gemeinsame  war.  Findet  endlich  innerhalb  des  gemein- 
sam urbar  gemachten  Bodens  eine  wirtschaftliche  Familie  keinen 
Raum  mehr,  so  mag  sie  sich  ausserhalb  desselben  in  Wald  oder 
Weide  selbst  ein  Feldgebiet  urbar  machen;  das  gehört  dann  ihr 
allein.  So  kann  Privateigentum  des  Bodens  und  Gemeineigentum 
neben  einander  bestehen,  wobei  freilich  das  Privateigentum ,  ich 
möchte  sagen,  Zufallsprivateigentum  ist.  Der  Einöder  hat  noch 
nicht  den  vollen  Begriff  des  Privateigentums  und  seine  Entfernung 
von  der  gemeinsamen  Flur  gibt  ihm  zufällig  eine  Art  der  Verfü- 
gung über  den  Boden,  die  noch  rechtlich  gar  nicht  anerkannt  ist. 
Doch  die  Gewohnheit  und  Häufigkeit  selbständiger  Ansiedlung 
von  kleinen  Wirtschaftsfamilien  macht  diese  Verfügung  schliess- 
lich zum  Recht  und  schafft  damit  das  Privateigentum  einer  wenig- 
stens engern  Gemeinschaft.     Von  hier  zum  Privateigentum  ist  nur 
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ein  Schritt,  aber  ein  schwerwiegender  und  wohl  auch  sehr  lang- 
sam erfolgender.  Er  erfolgt  damit,  dass  Privateigentum  nur  ein 
Einzelner  und  nicht  die  unterste  Gemeinschaft  besitzt ;  denn  wenn 
auch  das  Haupt  einer  solchen  untersten  Gemeinschaft  das  »un- 
bedingte« Verfügungsrecht  über  Grund  und  Boden  besitzt,  so 
braucht  er  es  nicht  als  Einzelner  zu  besitzen,  sondern  eben  als 
Haupt  der  Gemeinschaft.  Die  weitere  Entwicklung  des  Privat- 
eigentums hängt  dann  von  der  Entwicklung  der  S  o  n  d  e  r  fa  mi- 
1  i  e  ab.  Diese  Entwicklung  hängt  aber  wieder  von  der  immer 
grössern  Loslösung  des  Individuums  von  der  Gemeinschaft  ab 
und  diese  wieder  von  dem  grössern  Wert,  den  das  Individuum 
mit  seinen  individuellen  Eigenschaften  für  die  Gemeinschaft  ge- 
winnt. Die  Konzentration  des  Wissens  und  Könnens  einer  Ge- 
meinschaft kann  nur  individuell  erfolgen,  im  Individuum  liegt  da- 
her auch  jeder  Fortschritt  der  Gemeinschaft,  denn  sie  kann  sich 
als  solche  nie  ändern  ausser  durch  ihre  Individuen,  so  sehr  diese 
von  einander  und  von  den  vorhergehenden  Generationen  abhängig 
sind.  Gilt  deswegen  das  Individuum  in  den  ältesten  Gemein- 
schaften fast  nichts,  so  wird  es  immer  wichtiger  und  wertvoller, 
je  komplizierter  die  Gemeinschaft  wird.  Sein  Wert  und  seine 
Selbständigkeit  als  Individuum  hängt  aber  von  seiner  wirtschaft- 
lichen Selbständigkeit  ab.  Wer  wirtschaftlich  in  steter  Abhängig- 
keit von  andern  lebt,  kann  nicht  zum  Bewusstsein  und  zur  P3nt- 
wicklung  seines  individuellen  Wertes  gelangen.  So  nimmt  das 
Eigentum  immer  mehr  die  Entwicklung  nach  dem  Individuum 
hin,  weil  das  Individuum  wirtschaftlich,  kulturell  und  endlich  auch 
rechtlich  eine  immer  grössere  Rolle  spielt. 

Auch  jene  grössern  Gemeinschaften ,  die  im  Gemeineigen- 
tum von  Grund  und  Boden  leben,  wurden  schliesslich  in  die  Ent- 
wicklung der  Einödbauern  hineingezogen.  Denn  findet  aus  wirt- 
schaftlichen Gründen  die  Zuteilung  des  Grund  und  Bodens  zur 
Nutzniessung  an  kleinere  Gemeinschaften  (Sonderfamilien)  statt, 
so  wird  diese  ebenfalls  aus  wirtschaftlichen  Gründen  eine  gemein- 
same Wohnstätte  beziehen  unter  einem  gemeinsamen  Oberhaupte, 
sich  an  diese  gewöhnen  und  sie  niemandem  andern  überlassen 
wollen,  bis  diese  Gewöhnung  rechtlich  geworden  ist.  Sie  wird 
endlich  auch  um  die  gemeinsame  Wohnstätte  herum  ihre  eigenen 
Bedürfnisse  in  der  Bodenbebauung  befriedigen,  Bedürfnisse,  die 
nicht  notwendig  sind,  aber  wünschenswert;  es  wird  ein  Garten 
(zasadba)  entstehen  ,    der  Privateigentum    der  untersten  Gemein- 
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Schaft  wird.  Jetzt  braucht  nur  das  Individuum  ,  seiner  bewusst 
werdend,  nach  wirtschafthcher  Unabhängigkeit  zu  streben,  und  die 
periodischen  Teilungen  werden  allmähhch  abnehmen  und  schhess- 
hch  aufhören,  der  Getreideboden  (nicht  Wald  und  Weide)  wird 
Privateigentum  der  kleinsten  Gemeinschaften  werden  und  schliess- 
lich einzelner  Individuen.  Dass  auf  diesen  Prozess  dann  noch 
die  Entstehung  der  Geldwirtschaft  einwirkt,  ist  sicher,  gehört  aber 
einer  späteren  Entwicklungsperiode  an ,  die  hier  nicht  zu  behan- 
deln ist.  Zu  betonen  bei  diesem  ganzen  Prozess  ist  aber,  dass 
das  Privateigentum  nie  fertig  als  Eigentum  eines  einzelnen  Indi- 
viduums auftritt  und  auch  heute  noch  vom  Familieneigentum 
rechtlich  und  sittlich  nicht  völlig  getrennt  ist. 

Das  Privateigentum  fordert  aber  eigene  Arbeit,  wenigstens 
als  Leitung  im  eigenen  Interesse  (erst  sehr  spät  ist  auch  das 
nicht  notwendig  und  m.  E.  eine  Entartung  des  Privateigentums) ; 
d.  h.  die  Arbeit  kommt  dem  Arbeitenden  unmittelbar  zugut.  Es 
liegt  daher  im  eigenen  Interesse  des  Arbeitenden,  gut  zu  arbeiten, 
und  das  Recht  hat  nicht  notwendig  ,  die  Arbeit  rechtlich  zu  re- 
geln. Das  Privateigentum  löst  sich  möglichst  vom  Recht  ab,  es 
verlangt  nur  Schutz  nach  aussen,  keine  Regelung  nach  innen. 
Mit  der  Entstehung  des  Privateigentums  löst 
sich  die  Wirtschaft  vom  Recht.  Doch  dieser  Prozess 
kann  sich  nicht  bis  zu  Ende  entwickeln.  Das  Privateigentum 
bleibt  immer  beschränkt  durch  Forderungen  der  Gemeinschaften, 
und  andrerseits  walten  immer  Rücksichten  für  gegenwärtig  oder 
in  der  Zukunft  Mitbesitzende.  Soweit  aber  das  Privateigentum 
der  Arbeit  anderer  bedarf  (und  das  ist  bei  ausgedehntem  Privat- 
eigentum immer  der  Fall)  ,  bedarf  es  auch  der  Regelung  durch 
das  Recht,  sei  es,  dass  die  arbeitenden  Sklaven  also  rechtlich 
Sachen  sind  oder  freie  Arbeiter.  Hier  nämlich  sind  die  egoisti- 
schen Motive  nicht  unmittelbar  wirksam,  weder  der  Sklave  noch 
der  freie  Arbeiter  hat  ein  unmittelbares  Interesse  an  der  Arbeit, 
und  das  Recht  muss  daher  hier  einen  Zwang  einräumen  und 
selbst  ausüben.  Insoweit  aber  der  Privateigentümer  sein  Eigen- 
tum selbst  verwaltet  mid  selbst  arbeitet ,  hat  das  Recht  keinen 
Anlass  einzugreifen,  da  hier  das  unmittelbare  egoistische  Interesse 
des  Einzelnen  besser  wirksam  ist  als  das  Interesse  der  Gemein- 
schaft, das  immer  nur  mittelbar  den  Einzelnen  zur  Arbeit  veran- 
lassen kann.  Nur  wo  das  Interesse  des  Einzelnen  in  Konflikt 
gerät  mit  dem  Interesse  der  Gemeinschaft,   ist   das  Recht  genötigt 
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einzugreifen,  um  das  letzte  zu  schützen.  Natürlich  hat  sich  dieser 
Prozess  nicht  so  vollzogen  ,  wie  er  hier  geschildert  wurde  ,  weil 
die  Einsicht  in  die  Wirksamkeit  des  Privateigentums  besonders 
anfangs  keine  bewusste  sondern  eine  instinktive  war.  Deswegen 
die  mannigfachen  Eingriffe  des  Rechtes  in  die  Industrie  im  i8. 
Jahrhundert,  die  nicht  geeignet  waren,  die  Industrie  zu  schützen, 
sondern  nur  zu  hemmen. 

Dabei  ist,  wie  schon  erwähnt,  das  Privateigentum  m.  E.  immer 
ein  relativer  Begriff  gewesen  (der  römische  Begriff  desselben  ist 
reine  Fiktion):  das  Familieneigentumsrecht  war  dem  Dorf-  oder 
Markeigentumsrecht,  dieses  dem  Eigentumsrecht  des  Staates  ge- 
genüber Privateigentumsrecht.  Der  Begriff  des  Privateigentums 
in  diesem  relativen  Sinn  entstand  also  durch  Gliederung  der  selb- 
ständigen Gemeinschaft  in  Untergemeinschaften  mit  eigenem  Be- 
sitz, mag  diese  Gliederung  wie  immer  entstanden  sein.  Das  Pri- 
vateigentum an  Immobilien  wurde  dabei  wahrscheinlich  sehr  rasch 
Individualeigentum,  wie  ich  die  höchste  Potenz  des 
Privateigentums  nennen  möchte,  während  das  Eigentum  an  Grund 
und  Boden  erst  sehr  allmählich  prinzipiell  Individualeigentum 
wurde  und  praktisch  es  niemals  vollständig  war  und  ist.  Durch 
die  Entwicklung  der  Geldwirtschaft  wurde  freilich  das  Individual- 
eigentum bedeutend  gefördert ,  andererseits  aber  wieder  durch 
den  Begriff  des  Pflichtteils  als  Individualeigentum  ebenso  be- 
schränkt wie  der  Grund  und  Boden  durch  die  Rechte  der  Mit- 
besitzenden in  Gegenwart  und  Zukunft. 

Die  Verwendung  fremder  Arbeit  am  relativen  Privateigentum 
konnte  anfangs  nur  Sklavenarbeit  sein.  Den  Begriff  des  Lohnes 
konnte  es  ja  ursprünglich  nicht  geben ;  wer  arbeitete,  arbeitete 
ursprünglich  als  Glied  einer  Gemeinschaft  mittelbar  für  sich  ohne 
Lohn,  seine  Arbeit  kam  ihm,  je  kleiner  die  besitzende  Gemein- 
schaft war,  um  so  unmittelbarer  zugute,  und  eines  Lohnes  bedurfte  es 
nicht.  Für  eine  fremde  Gemeinschaft  zu  arbeiten,  konnte  ihm 
nicht  in  den  Sinn  kommen,  ausser  er  wurde  dazu  gezwungen. 
Der  erste  Gefangene,  der  nicht  getötet,  sondern  als  Sklave  ver- 
wendet wurde,  war  daher  auch  der  erste  Arbeiter  an  fremdem 
Eigentum.  Wie  sich  die  Sklaverei  entwickelt  hat,  wird  auch  eine 
schwer  zu  beantwortende  Frage  sein.  In  der  Gemeinschaft,  die 
noch  von  der  Hand  zum  Mund  lebt,  war  Sklaverei  nicht  denkbar, 
hier  konnte  der  Gefangene  höchstens  als  neues  Glied  der  Gemein- 
schaft   aufgenommen    werden,    wenn    er    geschont   werden    sollte. 
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Waren  jedoch  Vorräte,  eine  gewisse  materielle  Kultur  schon  vor- 
handen, dann  wollte  man  wohl  nicht  dem  Gefangenen,  der  ge- 
schont wurde,  dieselben  Rechte  einräumen,  wie  dem  Gliede  der 
eigenen  Gemeinschaft.  Er  musste  als  minderberechtigt  arbeiten 
und  mehr  arbeiten  als  der  Vollberechtigte  und  bekam  wohl  nur, 
was  er  notwendig  zum  Leben  bedurfte.  Je  mehr  aber  der  Wert 
der  Arbeit  bei  sich  steigernder  Kultur  stieg,  desto  mehr  lag  es 
im  Interesse  der  Vollberechtigten,  die  Arbeit  des  Gefangenen  aus- 
zunützen, bis  er  schliesslich  zum  menschlichen  Arbeitstier  herab- 
sank. Eben  durch  diesen  Zwang  wurde  es  aber  möglich,  eine 
grössere  materielle  Kultur  zu  schafifen ,  natürlich  nicht  für  die 
Sklaven,  sondern  für  die  Herren.  Und  nun  wiederholte  sich  der- 
selbe Prozess  wie  beim  Privateigentum  ;  man  musste  nur  die  Er- 
fahrung machen,  dass  das  unmittelbar  eigene  Interesse  an  der 
Arbeit  besser  wirkt  als  die  Peitsche,  um  dem  Sklaven  einen  An- 
teil am  Gewinn  der  Arbeit  zu  sichern,  das  war  der  Lohn  in 
irgendwelcher  Form,  nur  zunächst  nicht  als  Geld  ;  war  einmal  der 
Lohn  da,  so  konnten  sich  mit  der  Zeit  auch  freie  Männer  finden, 
die  arbeiteten  gegen  Lohn,  es  entsteht  gleichsam  Privateigentum 
an  eigener  Arbeit,  das  nun  verpachtet  wurde.  Ebenso  konnte 
aber  auch,  wo  mit  dem  Menschen  auch  das  Land  erobert  wurde, 
das  Land  durch  den  eroberten  Menschen  für  den  Eroberer  aus- 
genützt werden,  besonders  wenn  der  Eroberer  (Hirt,  Jäger)  die 
Wirtschaft  des  Eroberten  (Ackerbau)  selbst  nicht  verstand  und 
verachtete;  so  entstand  das  Hörigkeitsverhältnis. 

Aus  dem  Gesagten  erhellt  meines  Erachtens,  dass  sich  das 
Privateigentum  aus  dem  Gemeineigentum  in  dem  Masse  entwickelte, 
als  die  Erfahrung  zunahm,  dass  das  unmittelbare  Interesse  an  der 
Arbeit  im  Privateigentum  besser  wirksam  ist  als  das  mittelbare 
Interesse  an  der  Arbeit  im  Gemeineigentum.  Dasselbe  gilt  von 
der  Arbeit  des  P'reien  gegenüber  dem  Sklaven :  der  Freie  arbeitet 
wenigstens  mittelbar  für  sich;  der  Sklave  nur  für  den  Herrn,  ob 
er  besser  oder  schlechter  arbeitet,  die  Frucht  seiner  Arbeit  kommt 
nur  seinem  Eigentümer  zugute,  nie  ihm  selbst.  —  Den  Sklaven 
treibt  nur  die  Peitsche,  wo  sein  Herr  nicht  klug  genug  auf  irgend 
w^elche  Weise  das  Sklaveninteresse  mit  dem  Herreninteresse  ver- 
bindet. Das  führt  aber  zum  Privateigentum  an  eigener  Arbeit: 
zur  freien  Arbeit. 

Dass  das  unmittelbare  eigene  Interesse  an  der  Arbeit  dieser 
allein    die  volle  Intensität  verleihen    kann,  wird    auch   stets    einen 
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Einwand  gegen  die  vollständige  Sozialisierung  aller  Arbeit  und 
alles  Eigentums  bilden.  In  dem  Masse,  indem  ein  jeder  nicht  un- 
mittelbar für  sich  arbeitet,  arbeitet  er  schlechter,  sowohl  was  Kraft- 
aufwand als  Einsicht  anbelangt,  wenn  ihn  nicht  gewaltige  mora- 
lische Triebfedern  oder  der  Eigennutz  in  Gestalt  von  Ehrgeiz  zu 
grösserer  Anspannung  seiner  Arbeitskraft  bewegen.  Die  sozial- 
demokratische Gesellschaft  darf  aber  den  »unmoralischen«  Ehrgeiz, 
der  über  andere  herrschen  und  mehr  sein  will  als  andere,  nicht 
aufl-commen  lassen;  der  »erlaubte<'  Ehrgeiz,  es  den  andern  gleich 
tun  zu  wollen,  wird  aber  keinen  Erfolg  haben,  wenn  viele  gradatim 
in  ihrer  Arbeitsintensität  herabgehen,  denn  dann  werden  sie  das 
Mass  des  erlaubten  Ehrgeizes  bilden.  Welche  »moralische«  Trieb- 
federn will  denn  aber  die  Sozialdemokratie  sonst  noch  anwenden? 
Religion  ist  nicht  ihre  Sache;  auf  das  ideale  Menschheitsglück  würde 
aber  derjenige  bald  pfeifen,  dem  man  Hass  und  Neid  gelehrt  hat 
gegenüber  allem,  was  nicht  eigenes  Glück  ist,  um  die  sozialdemokra- 
tische Gemeinschaft  zu  errichten.  Doch  auch  die  allgemeine 
Menschenliebe  kann  den  Egoismus  nicht  ersetzen,  weil  die  Be- 
glückung anderer  nicht  unmittelbares  Resultat  meiner  Arbeit  ist, 
sondern  nur  auf  sehr  vermittelte  Weise.  Eine  Idee  wirkt  jedoch 
umso  schwächer,  je  vermittelter  sie  wirkt,  deswegen  wird  der  un- 
mittelbare Egoismus  bei  der  Arbeit  nicht  zu  entbehren  sein  und 
die  allgemeine  Menschenliebe  stets  nur  als  Korrektiv  des  Egoismus 
und  seine  Krönung  wirken  können. 

Für  die  Ausbildung  und  Entstehung  des  Privateigentums,  was 
gleichbedeutend  mit  der  Loslösung  der  Wirtschaft  vom  Recht 
(Urrecht)  ist,  war  also  folgendes  massgebend:  Zunächst  entwickelte 
sich  das  Privateigentum  an  Mobilien  durch  ihre  Anpassung  an  in- 
dividuelle Bedürfnisse,  dann  ein  relatives  Privateigentum  an  Grund 
und  Boden  durch  das  Entstehen  von  Untergemeinschaften  (sei  es 
durch  Teilung  oder  Angliederung)  bei  vermehrter  Bevölkerung. 
Das  Eigentum  dieser  Untergemeinschaften  war  Privateigentum  der 
umfassenden  Gemeinschaft  gegenüber.  Die  umfassende  Gemein- 
schaft hatte  keinen  Anlass,  in  dieses  relative  Privateigentum  irgend- 
wie einzugreifen ,  sie  überliess  es  der  Verwaltung  der  Unter- 
gemeinschaft, die  ja  ein  viel  unmittelbareres  Interesse  an  seiner 
ausgiebigen  Nutzbarmachung  besass  als  die  umfassende  Gemein- 
schaft. Die  Vermehrung  der  Bevölkerung  in  Verbindung  mit  der 
immer  grösser  werdenden  Wertung  der  Individualität,  die  daher  nach 
wirtschaftlicher  Unabhängigkeit  strebte,  näherte  das  relative  Privat- 
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eigentum  immer  mehr  dem  absoluten  Privateigentum  als  Individual- 
eigentum  an,  ohne  dass  jemals  das  absolute  Privateigentum  irgendwo 
wirkliche  Gestalt  errungen  hätte.  Das  Gemeineigentum  der  Mark- 
genossenschaft, der  Dorfgemeinden  usw.  ist  deswegen  kein  eigent- 
liches Gemeineigentum,  sondern  relatives  Privateigentum  den  um- 
fassenderen Gemeinschaften  gegenüber,  sonst  müsste  das  Kapital 
einer  Aktiengesellschaft  auch  als  Gemeineigentum  gelten,  was  es 
ja  im  gewissen  Sinn  auch  ist,  nämlich  dem  Privateigentum  im 
engern  Sinn  seiner  Aktionäre  gegenüber.  Gemeineigentum  im 
eigentlichen  (absoluten)  Sinn  ist  nur  das  Eigentum  der  umfassend- 
sten Gemeinschaft,  von  da  gibt  es  dann  eine  Reihenfolge  von 
immer  engern  Gemeinschaften,  die  Eigentum  besitzen,  bis  herab 
zum  Individualeigentum,  das  aber  niemals  absolut  ist;  nur  finden 
sich  die  verschiedenen  Arten  des  relativen  Privateigentums  (oder 
auch  relativen  Gemeineigentums)  nie  gleichzeitig  in  einer  selb- 
ständigen Gemeinschaft  in  vollkommen  ausgebildeter  Form. 

§  5.  Das  subjektive  Recht.  Jede  Rechtsordnung  muss 
in  dem  schon  erörterten  Sinn  (S.  424  f.)  erzwungen  werden  können, 
sie  lässt  aber,  und  das  tut  auch  das  Urrecht,  dem  Individuum 
stets  einen  grössern  oder  kleinern  Kreis  seines  Handelns  offen,  in 
dem  es  etwas  tun  oder  unterlassen  kann.  Dieser  Kreis  seines 
Handelns  ist  sein  subjektives  Recht.  Wo  das  Individuum 
etwas  zu  tun  oder  zu  unterlassen  rechtlich  verpflichtet  ist,  kann  man 
nicht  von  seinem  subjektiven  Recht  sprechen,  sondern  nur  von 
seiner  R  echtspflicht.  Ein  zweites  Erfordernis  des  subjektiven 
Rechtes  ist,  dass  ihm  der  Kreis  seines  Handelns  rechtlich  gewähr- 
leistet wird,  dass  das  Individuum,  soweit  sein  subjektives  Recht 
reicht,  in  seiner  Wahlfreiheit  rechtlich  gesichert  erscheint^). 
Jedem  subjektiven  Recht  steht  aber  eine,  ich  möchte  sagen, 
wenigstens  latente  Rechtspflicht  eines,  mehrerer  oder  aller  in  der 
Gemeinschaft  entgegen ;  darin  besteht  eben  die  Garantie,  welche, 
um  hier  vorzugreifen,  das  objektive  Recht,  die  Rechtsordnung 
dem  subjektiven  Recht  bietet.  Wenn  ich  rechtlich  etwas  tun  oder 
unterlassen  kann,  so  ist  ein  andrer  oder  sind  andre  verpflichtet 
mir  gegenüber  etwas  zu  tun  oder  zu  unterlassen.  Ich  will  das 
noch  an  einigen  einfachen  Beispielen  klar  zu  legen  suchen. 

Es  steht  mir  frei,  früh  ein  Glas  Wasser  zu  trinken;  so  lange 
mich  niemand    daran  hindert,    fällt  es  weder  mir  noch  einem  an- 


l)  Vergl.  Jellinek  1.  c.  S.   379. 
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dem  ein,  darin  ein  Recht  zu  sehen ;  erst  wenn  irgend  jemand 
mich  daran  hindern  wollte  oder  wenn  mir  wenigstens  der  Gedanke 
kommt,  es  könnte  mich  jemand  daran  hindern  wollen,  erscheint 
mir  jene  Handlung  als  mein  gutes  Recht.  Ein  Recht  meinerseits 
ist  es  aber  nur  insofern,  als  die  Rechtsordnung  meine  Wahlfrei- 
heit in  der  genannten  Beziehung  gewährleistet  d,  h.  insofern  die 
andern  die  latente  Rechtspflicht  haben,  mich  nicht  daran  zu  hin- 
dern. Diese  Pflicht  ist  hier  latent,  sie  tritt  erst  in  dem  Augen- 
blick hervor,  in  dem  irgend  jemand  an  eine  Hinderung  jener 
Wahlfreiheit  denkt ;  so  lange  das  nicht  der  Fall  ist,  denkt  nie- 
mand weder  an  ein  Recht  noch  an  eine  Pflicht,  beide  sind  nur 
latenterweise  vorhanden.  Der  Sklave  aber,  wenn  er  voller  Sklave 
d.  h.  reine  Sache  ist,  hat  nicht  das  Recht,  früh  nach  Belieben 
ein  Glas  Wasser  zu  trinken  oder  nicht,  er  hängt  darin  von  seinem 
Herrn  ab ;  man  kann  freilich  eigentlich  auch  nicht  sagen,  der 
Sklave  habe  die  Rechtspflicht,  je  nachdem  das  Glas  Wasser  zu 
trinken  oder  nicht,  da  er  überhaupt  kein  Recht  hat,  weder  etwas 
zu  fordern  noch  etwas  zu  unterlassen.  Das  Recht  kann  zwar 
seinem  Herrn  verbieten,  ihn  zu  töten ;  doch  auch  damit  hat  im 
strengen  Sinn  des  Wortes  der  Sklave  nicht  das  Recht  auf  sein 
Leben  gewonnen,  denn  die  Rechtsordnung  kann  dem  Herrn  auch 
verbieten,  sein  Haus  anzuzünden,  und  das  Haus  gewinnt  damit 
doch  kein  Recht  auf  Existenz.  Freilich  wird  sich  naturgemäss 
jede  Rechtspflicht  des  Herrn  dem  Sklaven  gegenüber  in  ein  Recht 
des  letzten  umwandeln,  weil  der  Sklave  ein  denkender  und  han- 
delnder Mensch  ist,  was  ihm  kein  Recht  nehmen  kann;  er  kann 
deswegen  sich  auf  die  Pflicht  des  Herrn  berufen  und  wird  das 
auch  tun.  In  dem  Augenblick,  wo  die  Rechtsordnung  seine  Be- 
rufung beachtet,  sie  anerkennt,  hat  er  auch  ein  Recht  erworben, 
hört  dann  aber  auch  auf,  voller  Sklave  zu  sein.  Zunächst  aber 
braucht  die  Rechtsordnung  die  Berufung  des  Sklaven  nicht  zu 
beachten,  dann  kann  der  Herr  ihn  töten,  wenn  er  auch  nach- 
träglich gestraft  wird.  Im  ersten  Fall  hat  der  Sklave  ein  subjek- 
tives Recht  erworben,  denn  er  kann  das  Recht  anrufen  oder  nicht, 
im  zweiten  Fall  hat  der  Herr  eine  Rechtspflicht,  aber  der  Sklave 
kein  subjektives  Recht.  Das  Haus  aber  kann  niemals  ein  sub- 
jektives Recht  gewinnen,  weil  es  dieses  nicht  geltend  machen,  also 
auch  nie  die  Wahlfreiheit  besitzen  kann,  es  geltend  zu  machen 
oder  nicht.  So  kann  es  eine  Rechtspflicht  eines  Individuums 
geben,  der  kein  subjektives  Recht    eines    andern   gegenübersteht. 
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Bedroht  freilich  der  Brand  meines  Hauses  das  des  Nachbars,  so 
hat  der  Nachbar  das  subjektive  Recht,  mich  daran  zu  hindern, 
mein  Haus  in  Brand  zu  setzen;  steht  jedoch  mein  Haus  in  einer 
Einöde,  so  hat  niemand  ein  subjektives  Interesse  und  daher  auch 
kein  subjektives  Recht,  mich  an  der  Brandlegung  zu  hindern. 
Meine  Rechtspflicht  bezieht  sich  hier  nicht  auf  einen  Einzelnen, 
sondern  auf  die  ganze  Rechtsgemeinschaft,  in  der  ich  lebe; 
diese  erscheint,  wie  die  Rechtsordnung  voraussetzt,  durch  eine  Hand- 
lungsweise geschädigt  durch  mutwillige  Vernichtung  eines  Gutes, 
das  zum  Nationalvermögen  einer  Gemeinschaft  gehört,  so  wenig- 
stens könnte  diese  Rechtspflicht  gerechtfertigt  werden.  Kann  es 
also  eine  Rechtspflicht  geben,  der  kein  subjektives  Recht  einer 
Einzelperson  oder  selbst  eines  Rechtssubjekts  gegenübersteht,  so 
muss  doch  stets  einem  subjektiven  Recht  eine  Rechtspflicht  eines 
Rechtssubjektes  gegenüberstehn,  sonst  entsteht  kein  subjektives 
Recht. 

Nicht  jedes  subjektive  Recht  und  nicht  jede  Rechtspflicht  ist 
aber  latent.  Wenn  mir  jemand  eine  Summe  Geldes  schuldet, 
so  habe  ich  das  Recht,  die  Zahlung  dieser  Schuld  (unter  Ein- 
haltung der  eingegangenen  Bedingungen)  zu  fordern,  und  ich 
kann  auch  diese  Forderung  unterlassen.  Insofern  ich  also  hier 
Wahlfreiheit  habe,  etwas  zu  tun  oder  zu  unterlassen,  und  mir 
diese  Wahlfreiheit  rechtlich  gewährleistet  ist,  habe  ich  ein  subjek- 
tives Recht  und  zwar  hier  ein  offenbares  und  nicht  latentes. 
Mein  Schuldner  aber  hat  nicht  das  subjektive  Recht,  die  Schuld 
zu  zahlen,  weil  es  nicht  von  seinem  Belieben  abhängt,  er  muss 
sie  zahlen,  er  hat  eine  Rechtspflicht,  aber  kein  subjektives  Recht. 
Diese  Rechtspflicht  kann  sich  aber  in  ein  subjektives  Recht  um- 
wandeln, wenn  ich  als  Gläubiger  auf  meine  Schuldforderung  ver- 
zichte; jetzt  kann  mein  Schuldner  diese  Verzichtleistung  annehmen 
oder  nicht  (falls  die  Rechtsordnung  es  gestattet) ;  er  kann  zu 
stolz  sein,  sie  anzunehmen  und  die  rechtliche  Forderung  an  mich 
stellen,  die  Zahlung  anzunehmen.  Erkennt  die  Rechtsordnung 
diese  Forderung  an,  dann  ist  mein  subjektives  Recht  eine  Rechts- 
pflicht geworden  und  die  Rechtspflicht  meines  Schuldners  ein 
subjektives  Recht  seinerseits. 

Mein  subjektives  Recht  im  allgemeinen  besteht  also  in  der 
mir  von  der  Rechtsordnung  gewährleisteten  Wahlfreiheit  in  meinen 
Handlungen;  soweit  geht  auch  mein  subjektives  Recht.  Dieses 
subjektive  Recht  kann  in  einer  Unterlassung  oder    in    einer  posi- 
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tiven  Leistung    eines    andern    begründet   sein,    es    kann  auch  ein 
offenbares  oder  ein  latentes  Recht  sein. 

Auf  dem  subjektiven  Recht  beruht  auch  der  Begriff  der 
Freiheit  des  Individuums  in  der  Gemeinschaft.  Bei  der 
vollkommenen  Freiheit  des  Individuums  würde  jede  Beschränkung 
seiner  Wahlfreiheit  durch  das  Recht  fortfallen  und  damit  auch 
jede  Rechtsordnung;  die  vollkomnaene  Wahlfreiheit  der  Individuen 
in  einer  Gemeinschaft  hebt  jede  Rechtsordnung  in  ihr  auf,  denn 
das  Recht  kann  nicht  nur  dann  diese  absolute  Wahlfreiheit  des 
Individuums  nicht  mehr  gewährleisten,  es  kann  überhaupt  keine 
Forderung  an  irgend  ein  Individuum  stellen.  Damit  hört  aber 
dann  auch  jede  Gemeinschaft  der  Individuen  auf.  Es  wäre  zwar 
(ausser  für  die  ältesten  Zeiten)  ein  freiwilliges  Uebereinkommen 
aller  im  Anstreben  gemeinsamer  Zwecke  denkbar,  die  irgend  je- 
mand festgestellt  und  die  von  allen  als  gemeinsame  angenommen 
wurden;  es  wäre  jedoch  in  einer  grössern  Gemeinschaft  und  bei 
grösserer  Kompliziertheit  der  Zwecke  unmöglich,  die  notwendige 
Uebereinstimmung  aller  im  Handeln  herzustellen  ohne  ein  oberste 
Leitung,  der  sich  die  andern  zu  fügen  hätten  d.  h.  eben  ohne 
eine  Rechtsordnung.  Wäre  aber  der  ganze  Plan  so  genau  her- 
gestellt, dass  jeder,  ohne  eine  Leitung  notwendig  zu  haben,  von 
selbst  wüsste,  was  er  zu  tun  hat,  so  müsste  dieser  Plan  ein  für 
allemal  festgelegt  sein  und  eine  Abänderung  und  Anpassung  an 
veränderte  Umstände  wäre  nicht  möglich.  Man  müsste  denn  eine 
so  hohe  Einsicht  des  Einzelnen  und  des  ganzen  Planes  voraussetzen, 
dass  auch  jede  mögliche  Veränderung  der  Umstände  und  die  dar- 
aus sich  ergebende  Veränderung  des  ganzen  Planes  bis  ins  ein- 
zelnste vorgesehen  wäre  ;  das  ist  m.  E.  unmöglich  und  wird  es  auch 
bleiben.  Deswegen  wird  eine  oberste  Leitung  in  einer  Gemein- 
schaft und  damit  eine  Rechtsordnung  in  ihr  stets  notwendig  sein 
und  deswegen  wird  auch  stets  die  Wahlfreiheit  des  Individuums 
beschränkt  sein  müssen  und  daher  auch  seine  subjektiven  Rechte  ^). 

l)  Vergl.  Schuppe,  »Grundzüge  der  Etliik  und  Rechtsphilosophie«  S.  294.  Hegel 
(Enzyklopädie,  Kirchmann.  Biblioth.  S.  413  f.)  identifiziert  in  gewissem  Sinn  Recht 
(subjektives)  und  Pflicht,  weil  er  den  moralischen  und  den  Rechtsstandpunkt  zu  wenig 
scheidet.  Diese  Ansicht  geht  auf  Kant  zurück ,  der  das  Recht  (als  Befugnis)  auf 
den  moralischen  Imperativ  zurückführt  (vergl  Metaph.  d.  Sitten  ,  Kirchmann  ,  Bibl. 
1870  S.  42).  Vergl.  auch  Zöpfl  (Grundr.  zu  Vorlesungen  über  Rechtsphilosophie, 
Berlin  1879  S.  40  f.),  der  auf  Hegel  zurückgeht.  Dann  Lasson  (System  d.  Rechts- 
philosophie 1882,  S.  207  K^,  der  umgekehrt  die  Befugnis  für  das  ursprüngliche,  die 
Norm   für  eine  Begrenzung  der  Befugnis  hält.     M.  E.  sind   beide  korrelative  Begriffe, 
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Der  Begriff  der  W  a  h  1  f  r  e  i  h  e  i  t  selbst  ist  zwar  im  allgemeinen 
nicht  leicht  misszuverstehen,  nichtsdestoweniger  wird  eine  kurze 
Analyse  desselben  von  Vorteil  sein.  Die  Wahl  ist  eine  Ent- 
scheidung in  der  Zielsetzung,  was  natürlich  keine  Definition  sein 
soll.  Sind  mehrere  Ziele  möglich,  so  kann  ich  mich  für  das  eine 
oder  andere  Ziel  meines  Handelns  entscheiden,  d.  h.  ich  kann 
wählen ;  auch  ein  Ziel  genügt,  insofern  ich  es  wählen  oder  auch 
nicht  wählen  kann.  Der  Begriff  der  Wahlfreiheit  hängt  daher 
von  der  Möglichkeit  der  Ziele  des  Handelns  eines  Individuums  ab. 
Es  gibt  jedoch  eine  doppelte  Möglichkeit  dieser  Ziele:  die  phy- 
sische und  die  psychische.  Physisch  ist  die  in  der  Aussen- 
welt  begründete  Möglichkeit  oder  Unmöglichkeit  eines  Zieles; 
psychisch  die  in  der  Motivation  begründete.  Es  ist  unmöglich, 
auf  den  Mond  zu  reisen,  möglich  mich  nach  Amerika  zu  begeben, 
unmöglich  zu  fliegen  (ohne  durch  eine  Vorrichtung  getragen  zu 
werden),  möglich,  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  zu  gehen; 
für  den  Gefangenen  ist  es  physisch  unmöglich,  seine  Zelle  zu  ver- 
lassen, möglich,  sich  innerhalb  seiner  Zelle  zu  bewegen.  —  Was 
aber  physisch  möglich  ist,  kann  psychisch  unmöglich  sein,  nicht 
aber  umgekehrt,  denn  was  physisch  unmöglich  ist,  kann  nicht 
psychisch  möglich  sein ;  man  kann  zwar  glauben,  dass  man  die 
Wahl  eines  physisch  Unmöglichen  hat,  tatsächhch  ist  sie  aber 
nicht  vorhanden.  Die  psychische  Unmöglichkeit,  die  physische 
Möglichkeit  vorausgesetzt,  ist  aber  nie  eine  absolute:  alles  phy- 
sisch Mögliche  kann  ich  wollen.  Es  kann  also  immer  nur  eine 
sehr  grosse  Wahrscheinlichkeit  vorhanden  sein,  dass  gewisse  Mo- 
tive wirken  oder  nicht  wirken,  und  diese  Wahrscheinlichkeit  kann 
wieder    individuell    oder    allgemein    sein.      Dass     ein    bestimmter 


denn  es  kann  keine  Befugnis  ohne  Norm  geben  und  jede  Norm  gibt  eine  Befugnis. 
Aber  auch  als  von  der  Rechtsordnung  geheiligte  subjektive  Beziehung  {Kohler,  Ein- 
führung in  die  Rechtswissenschaft  S.  8)  und  als  rechtlicher  Schutz  subjektiver  In- 
teressen {Ihering,  Zweck  im  Recht  1884  S.  66)  scheint  mir  das  subjektive  Recht 
nicht  genügend  gekennzeichnet.  Die  Steuerpflicht  schützt  indirekt  auch  meine  In- 
teressen, trotzdem  habe  ich  nicht  das  subjektive  Recht,  Steuer  zu  zahlen,  sondern  die 
Pflicht.  Ohne  Wahlfreiheit  gibt  es  kein  subjektives  Recht.  Ausnahmslos  gilt  das 
freilich  nur  für  das  Privatrecht  ,  denn  im  öffentlichen  hat  die  Regierung  z.  B.  die 
Befugnis,  eine  bestimmte  Steuer  zu  erheben  ,  aber  keine  Wahl  sondern  die  Pflicht. 
Im  öffentlichen  Recht  wird  oft  die  Befugnis  zur  Pflicht ,  die  Wahlfreiheit  erscheint 
so  aufgehoben  ;  vom  rechtsphilosophischen  Standpunkt  aber  kann  ich  jene  Befugnis 
kein  subjektives  Recht  nennen,  vielmehr  muss  man  von  diesem  Standpunkt  aus  unter- 
scheiden zwischen  der  Befugnis ,  die  zugleich  Pflicht  ist,  und  der  Befugnis  ,  die  mit 
Wahlfreiheit  verbunden  ist,  dem  subjektiven  Recht  im  eigentlichen  Sinn. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    190S.    3.  ßO 
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Ehrenmann  stehlen  wird,  ist  sehr  unwahrscheinlich  d.  h.  die  Mög- 
lichkeit, dass  er  sich  gegebenenfalls  für  den  Diebstahl  entscheidet, 
ist  ausserordentlich  gering,  doch  diese  Unmöglichkeit  ist  individuell. 
Dass  dagegen  der  damit  verbundene  Ehrverlust  vom  Stehlen  ab- 
schreckt, also  die  innere  Wahlfreiheit  beschränkt,  ist  ebenso  wahr- 
scheinlich; die  Möglichkeit  bez.  Unmöglichkeit  ist  aber  hier  all- 
gemein und  nicht  nur  individuell.  Es  gibt  freilich  Motive,  die  fast 
unfehlbar  wirken  und  die  Wahlfreiheit  fast  aufheben  z.  B.  sein 
Leben  zu  erhalten  ,  und  doch  gibt  es  auch  hier  sehr  bedeutende 
Ausnahmen.  Die  innere  Wahlfreiheit  wird  also  darin  be- 
stehen ,  dass  gewisse  Motive  wirken  können,  und  dieses  Können 
kann  individuell  oder  allgemein  sein. 

Das  Recht  wirkt  einesteils  durch  Beschränkung  der  Innern 
Wahlfreiheit,  indem  es  abschreckt  und  aneifert,  andererseits  lässt 
es  gewisse  Beschränkungen  der  Wahlfreiheit  als  Rechtsgründe 
gelten.  Wo  nämlich  fast  ausnahmslos  angenommen  werden  kann, 
dass  gewisse  Motive  stets  mit  aller  Macht  wirken  müssen,  da  er- 
scheint die  Wahlfreiheit  beschränkt  und  damit  die  Zurechnungs- 
fähigkeit der  Tat.  Die  Wahlfreiheit  kann  aber  auch  dadurch  be- 
schränkt erscheinen,  dass  die  Kenntnis  der  Wahlmöglichkeiten, 
die  mit  einander  oft  eng  zusammenhängen,  eine  sehr  mangelhafte 
ist;  dann  ist  freilich  nicht  eigentlich  die  Wahlfreiheit,  sondern  nur 
die  Einsicht  beschränkt,  die  Wirkung  ist  aber  dieselbe:  gewisse 
Motive  würden  zwar  sicher  wirken,  aber  sie  wirken  nicht,  weil  sie 
nicht  da  sind  und  nicht  da  sein  können.  Solche  Beschränkungen 
der  Innern  W^ahlfreiheit  sind  besonders  im  Strafrecht  wirksam  und 
können  Aufhebung  oder  Milderung  der  Sträflichkeit  bewirken, 
sie  können  jedoch  auch  im  Zivilrecht  (Verträge,  Testierungen) 
Einfluss  gewinnen.  Die  weiteren  Ausführungen  der  rechtlichen 
Wirkungen  der  Innern  Wahlfreiheit  gehört  nicht  hierher,  dagegen 
sind  noch  einige  Worte  über  das  Verhältnis  der  physischen  zur 
psychischen  oder  innern  Wahlfreiheit  zu  sagen. 

Auch  hier  entzieht  sich  das  Innere  des  Menschen  teilweise 
dem  Recht  und  das  gilt  besonders  für  die  individuelle  Wahlfreiheit, 
welche  das  Recht  unberücksichtigt  lassen  muss,  weil  es  nicht  für 
ein  Individuum,  sondern  für  alle  geschaffen  ist.  Eben  weil  das 
Innerste  des  Menschen  sich  der  rechtlichen  Beurteilung  entzieht, 
beachtet  das  Recht  nur  den  äussersten  innern  Wahlzwang,  sei  es, 
dass  in  einem  Fall  ein  Motiv  wirken  musste,  sei  es,  dass  es  nicht 
wirken  konnte.    Auch  hier  kann  das  Recht  nur  durch  die  Aussen- 
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weit  hindurch  wirken,  daher  wiegt  die  Beeinflussung  der  äussern 
(physischen)  Wahlfreiheit  gegenüber  der  innern  vor.  Auch  das 
Recht  will  einen  innern  und  nicht  bloss  einen  äussern  Zustand 
schaffen,  aber  es  kann  das  nur  durch  Beschränkung  der  äussern 
Wahlfreiheit  tun.  Todesstrafe,  Körperstrafen,  Kerker,  Geldstrafen 
und  Zwangsvollstreckungen  überhaupt  sind  Beschränkungen  der 
äussern  Wahlfreiheit;  sollen  sie  nun  abschreckend  oder  erziehend 
wirken?  Auch  Orden,  Belohnungen  aller  Art  können  als  Erwei- 
terungen der  äussern  Wahlfreiheit  aufgefasst  werden,  um  gewisse 
innere  Wirkungen  (Beschränkungen  der  innern  Wahlfreiheit)  her- 
vorzubringen. Dass  gewisse  Motive  wirken  und  gewisse  Motive 
nicht  wirken  sollen,  ist  schliesslich  auch  der  letzte  Zweck  einer 
Rechtsordnung ;  aber  diese  Beschränkung  der  innern  Wahlfreiheit 
ist  nur  durch  Beschränkungen  der  äussern  Wahlfreiheit  erreichbar 
und  das  Recht  beschränkt  auch  die  innere  Wahlfreiheit  nur,  so- 
weit sie  es  mit  einiger  Sicherheit  tun  kann  oder  wenigstens  tun 
zu  können  glaubt.  Nicht  identisch  mit  der  Wahlfreiheit  ist  die 
Willensfreiheit.  Ich  kann  hier  nicht  auf  eine  Erörterung  dieses 
schwierigen  Problems  eingehen  und  möchte  hier  nur  folgendes  be- 
merken :  Entweder  das  Wollen  ist  durch  seine  Motive  vollständig 
bestimmt  und  dann  decken  sich  die  Begriffe  der  Willens-  und 
Wahlfreiheit ;  oder  der  .Wille  wirkt  noch  selbst  als  Faktor  (was 
mir  sinnlos  erscheint)  für  oder  gegen  alle  Motive,  und  dann  weiss 
ich  nicht,  wie  das  Recht  ihm  beikommen  soll,  denn  es  kann  auf 
eine  Person  nur  durch  Erregung  von  Motiven  wirken,  und  diese 
sollen  ja  vom  freien  Willen  ausgeschlossen  sein.  Der  freie  Wille 
im  zweiten  Sinn  ist  m.  E.,  wenn  er  besteht,  durch  das  Recht  un- 
beeinflussbar  und  überhaupt  ein  unberechenbarer  Faktor.  Jede 
Einwirkung  auf  den  Willen,  jede  Absicht  kann  sich  nur  auf  Mo- 
tive stützen.  Auch  für  die  Strafrechtslehre  reicht  m,  E.  die  äussere 
und  innere  Wahlfreiheit  vollkommen  aus,  worauf  ich  hier  jedoch 
nicht   einzugehen  habe. 

Dem  subjektiven  Recht  gegenüber  ist  das  objektive  Recht 
die  geltende  Rechtsordnung  in  einer  Gemeinschaft,  durch  die  die 
Wahlfreiheit  der  Einzelnen  sowohl  beschränkt  als  auch  zugleich 
gewährleistet  wird  ;  denn  worin  die  Wahlfreiheit  des  Einzelnen 
(im  entwickelten  Rechtsleben  des  Rechtssubjekts  überhaupt)  nicht 
beschränkt  wird  durch  die  Gemeinschaft  (die  gesetzgebende  Ge- 
walt in  ihr),  darin  muss  sie  geschützt  werden,  soll  nicht  der  Willkür 
unter  den  Einzelnen  Tür  und  Tor    geöffnet  werden.     Freilich    ist 
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das  nicht  gleich  von  Anfang  an  so,  wo  gar  vieles  der  individuellen 
Willkür  überlassen  wird,  ehe  es  durchs  Recht  geregelt  erscheint. 
Auf  solchen,  vom  Recht  nicht  geregelten  Gebieten  gibt  es  aber 
dann  weder  subjektives  noch  objektives  Recht.  Wo  z.  B.  die  Blut- 
rache ganz  freisteht,  kann  man  nicht  eigentlich  von  einem  Recht 
der  Blutrache  reden ;  das  Recht  gewährleistet  nicht  die  Blutrache 
und  straft  sie  nicht.  Wer  die  Blutrache  hindern  kann,  der  hindert 
sie,  wer  es  nicht  kann,  muss  sie  über  sich  ergehen  lassen,  und 
umcrekehrt,  wer  sie  ausüben  kann,  übt  sie  aus  und  wer  es  nicht 
kann,  muss  auf  die  Ausübung  verzichten:  die  Blutrache  erscheint 
weder  als  subjektives  noch  als  objektives  Recht.  Erst  von  dem 
Augenblick  an,  wo  das  Recht  sich  um  die  Beilegung  der  Blutrache 
im  allgemeinen  Interesse  bemüht,  wird  die  Blutrache  zum  Recht, 
während  sie  früher  nur  das  Ueberbleibsel  eines  rechtlosen  Zu- 
standes  war. 

Die  geltende  Rechtsordnung  erkennt  ein  gewisses  Mass  der 
Wahlfreiheit  der  unter  ihr  lebenden  Individuen  an,  die  Sittlichkeit 
kann  diese  Wahlfreiheit  prinzipiell  eigentUch  nicht  anerkennen.  Es 
gibt  kaum  ein  Gebiet  menschlichen  Handelns,  das  keine  Beziehung 
zur  Sittlichkeit  hätte;  denn  besteht  die  Sittlichkeit  in  jener  Ge- 
sinnung, welche  die  öffentliche  Meinung  zur  Erreichung  der  Zwecke 
der  Gemeinschaft  für  notwendig  hält,  so  gibt  es  kaum  eine  Hand- 
lung, die  nicht  in  entfernter  Beziehung  zu  einer  solchen  Gesinnung 
steht.  Das  Recht  gewährleistet  mir  die  Freiheit,  früh  ein  Glas 
Wasser  zu  trinken,  die  Sittlichkeit  vielleicht  nicht,  wenn  es  meiner 
Gesundheit  nicht  zuträglich  ist,  denn  es  ist  meine  sittliche  Pflicht, 
für  meine  Gesundheit  zu  sorgen,  weil  körperliche  und  geistige 
Kraft  (Einsicht  und  Selbstbeherrschung)  zur  Erreichung  aller  Zwecke 
beitragen.  Ausserdem  beschränkt  sich  die  Sittlichkeit  nicht  auf 
einen  bestimmten  Umfang  menschlicher  Gesinnung  und  mensch- 
lichen Handelns,  das  durch  die  Aussenwelt  kontrollierbar  ist, 
sondern  sie  unterwirft  den  ganzen  Umfang  des  Handelns  und  der 
Gesinnung  ihrem  Urteile ;  deswegen  kennt  die  Sittlichkeit  eigent- 
lich keine  Wahlfreiheit,  sie  kennt  nur  Pflichten,  nicht  einmal  ein 
sich  zeitweiliges  Gehenlassen.  Nur  weil  der  Zusammenhang 
mancher  Handlungen  mit  den  sittlichen  Normen  nicht  ersichtlich 
ist,  erscheinen  sie  sittlich  indifferent,  sie  hören  es  in  dem  Augen- 
blick auf  zu  sein,  wo  dieser  Zusammenhang  sichtbar  wird,  und  es 
gibt  kein  Gebiet  menschlichen  Handelns,  von  dem  man  behaupten 
könnte,  dass    es    niemals    im  Zusammenhang    mit    den    sittlichen 
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Normen    stehen    könnte.     So    gewährt    die  Sittlichkeit    eigentUch 
keine  Wahlfreiheit,  sie  duldet  sie  nur  aus  Mangel  an  Einsicht. 

Dennoch  hat  die  Sittlichkeit  einen  Grund  mit  dem  Recht 
gemein,  eine  gewisse  Wahlfreiheit  anzuerkennen  und  zu  schützen. 
Beide  bezwecken,  bestimmte  (nicht  immer  bewusste)  gemeinschaft- 
liche Ziele  zu  erreichen.  Diese  können  sich  nicht  immer  gleich- 
bleiben, we'ü  sowohl  die  äussern  Umstände  der  Gemeinschaft 
wechseln,  als  auch  die  innere  Kultur,  in  steter  Umwandlung  be- 
griffen, sich  den  neuen  Verhältnissen  anpassen  muss.  Wie  aber 
schon  öfters  hervorgehoben  wurde,  kann  eine  Gemeinschaft  sich 
als  solche  nicht  ändern,  weil  sie  nicht  denken,  fühlen  und  han- 
deln kann.  Der  Anstoss  zu  irgend  einer  Aenderung  muss  von 
einem  Individuum  ausgehen,  auch  gleichzeitig  von  mehrern,  und 
die  andern  Individuen  folgen  ihnen  dann  je  nach  Einsicht  und 
Bedürfnis  nach,  und  oft  erst  nach  langen  Kämpfen  bricht  sich  die 
neue  Aenderung  schaffende  Idee  Bahn.  Das  Individuum  selbst 
aber  kann  sich  nicht  ändern,  wo  ihm  gar  kein  Gebiet  der  Wahl- 
freiheit offen  gelassen  ist,  wo  es  in  seinem  Denken,  Fühlen  und 
Handeln  bis  ins  einzelnste  hinein  gebunden  erscheint.  Da  wird 
auch  das  Ganze  mit  den  Einzelnen  zur  blossen  Maschine,  die  bloss 
in  Gang  gesetzt  zu  werden  braucht,  sich  selbst  aber  nicht  ändern 
kann.  Nur  wo  dem  Einzelnen  soviel  Wahlfreiheit  gelassen  wird, 
dass  er  die  Erfahrungen,  die  er  in  seiner  Gemeinschaft  und  in 
der  Welt  überhaupt  macht,  in  seiner  eigenen  Weise  verarbeiten 
und  wenigstens  teilweise  auch  anwenden  kann,  wird  er  neue  An- 
regungen geben  und  empfangen,  und  in  der  Gemeinschaft  wird  es 
eine  Fülle  neuer  Gedanken  geben,  die  zum  Teil  latent,  zum  Teil 
offenbar  sein  werden.  Ergibt  sich  dann  die  Notwendigkeit  von 
Aenderungen  in  Kultur,  Recht  und  Sitte,  so  werden  die  Ideen 
dazu  wie  Athene  aus  dem  Kopf  des  Zeus  hervorspringen.  Die 
Variabilität  der  Gemeinschaft  im  guten  Sinn  wird  daher  abhängen 
von  dem  Mass  der  Verschiedenartigkeit  der  Individuen  in  einer 
Gemeinschaft  und  dieses  wieder  von  der  Art  und  dem  Umfang 
der  Wahlfreiheit  der  Individuen.  Unter  Variabilität  verstehe  ich 
natürlich  nicht  Veränderlichkeit  im  schlechten  Sinn  d.  h.  ein  Um- 
springen aus  einem  Extrem  ins  andre;  das  kann  auch  bei  Gemein- 
schaften stattfinden,  deren  einzelne  Glieder  recht  wenig  Individualität 
besitzen,  denn  nichts  ist  einfacher,  wenn  es  mit  einem  Grundsatz 
nicht  geht,  als  an  sein  Gegenteil  zu  denken.  Ich  verstehe  unter 
Variabilität    eine    derartige    Verschiedenheit    der    Individualitäten 
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einer  Gemeinschaft ,  dass  dadurch  ihre  Anpassungsfähigkeit  an 
neue  Verhältnisse  gesichert  erscheint,  ebenso  wie  ein  Entstehen 
stets  neuer  Bedürfnisse  als  Antrieb  zu  energischem  Handeln;  denn 
Bedürfnislosigkeit  mag  einem  Diogenes  gut  gestanden  haben,  mag 
den  Spartanern  Kraft  und  Tapferkeit  gegeben  haben,  aber  sie  gibt 
keine  Antriebe  zu  energischem  Handeln,  zu  politischer  und  kul- 
tureller Einsicht.  So  sind  auch  die  Spartaner  an  ihrer  eigenen 
politischen  und  überhaupt  kulturellen  Energielosigkeit  zugrunde 
gegangen :  wer  keine  Bedürfnisse  hat,  hat  auch  kein  Streben.  Es 
ist  daher  im  Interesse  der  Sittlichkeit  und  des  Rechts  gelegen, 
die  Wahlfreiheit  des  Individuums  nicht  mehr  zu  beschränken,  als 
zur  Erreichung  der  gesteckten  Ziele  notwendig  ist;  notwendig  ist 
aber  die  Unterordnung  unter  eine  Leitung  überall  da,  wo  die  Er- 
reichung des  Zieles  nicht  im  unmittelbaren  Interesse  der  Handeln- 
den liegt,  und  auch  da  kann  die  Leitung  um  so  lockerer  sein,  je 
weniger  es  darauf  ankommt,  wie  die  Ziele  erreicht  werden  und 
dass  genau  überall  dieselbe  Art  des  Zieles  erreicht  wird  (Self- 
government). 

In  einer  andern  Beziehung  aber  treten  Sittlichkeit  und  Recht 
auseinander.  Das  Recht  wird  nicht  weiter  in  der  Beschränkung 
des  Einzelnen  gehen,  als  Kontrolle  geübt  werden  kann,  die 
Sittlichkeit  kennt  diese  Schranke  nicht,  sie  fordert  vom  Einzelnen 
Unterordnung  unter  die  sittliche  Norm  bis  in  die  geheimsten  Fal- 
ten seines  Herzens  und  sie  beurteilt  auch  diese  unbarmherzig, 
wo  sie  an  den  Tag  kommen,  während  das  Recht  vielleicht  dazu 
schweigt.  Was  sich  nicht  kontrollieren  lässt ,  muss  das  Recht 
unbeachtet  lassen ,  Gedanken  sind  zollfrei  und  im  allgemeinen 
auch  hasserfüllte  Mienen  und  geballte  Faust ;  auch  wo  die  Kon- 
trolle sich  nicht  lohnen  würde,  hört  das  Recht  auf.  In  alledem 
musste  das  Rechtsleben  aber  erst  Erfahrungen  machen,  es  suchte 
zu  kontrollieren,  was  nicht  zu  kontrollieren  möglich  war,  und  es 
kontrolliert  heute  noch  manches,  was  sich  kaum  zu  lohnen  scheint. 

§i6.  Der  Begriff  des  allgemeinen  Wohls.  Es 
gibt  wenige  Begriffe,  die  öfters  gebraucht  worden  sind,  als  der 
Begriff  des  allgemeinen  Wohls,  aber  auch  wenige,  um  deren  ge- 
nauere Analyse  man  sich  so  wenig  kümmerte.  Die  Gemeinschaft, 
ein  Gemeinwesen  als  solches  kann  weder  Wohl  noch  Wehe  em- 
pfinden, es  hat  keinen  eigenen  Leib,  keine  eigenen  Vorstellungen^ 
keine  eigenen  Gefühle.  Wohl  und  Wehe  können  nur  Einzelne 
empfinden  ;  deswegen  suchte  man  das    allgemeine  Wohl   in    dem 
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grösstmöglichen  Wohlbefinden  der  grösstmöglichen  Zahl  einer 
Gemeinschaft.  Diese  Auffassung  des  Begriffes  ist  aber  nicht  nur 
sehr  nichtssagend,  denn  sie  gibt  absolut  keine  Direktive,  wie  dieses 
Wohlbefinden  zu  erreichen  sei ,  sie  ist  auch  sehr  einseitig  und 
kann  zu  einer  sehr  flachen  Auffassung  dieses  Begriffes  führen.  Es 
ist  nämlich  durchaus  nicht  ausgemacht,  dass,  wenn  sich  alle  Glie- 
der einer  Gemeinschaft  sehr  glücklich  fühlen,  diese  Gemeinschaft 
selbst  auch  am  besten  bestellt  sein  muss.  Nehmen  wir  an,  ein 
Gemeinwesen  hätte  seinen  ganzen  Betrieb  so  eingerichtet,  dass 
drei  Stunden  tägliche  Arbeit  genügten,  um  nicht  nur  die  ganze 
materielle  Kultur  zu  erhalten ,  sondern  auch  ihre  Mitglieder  in 
Saus  und  Braus  und  in  lauter  Vergnügungen  leben  zu  lassen. 
Dann  könnten  ja  alle  glücklich  sein,  es  wäre  nur  die  Frage,  durch 
wie  viel  Generationen  hindurch  würde  dieses  Glück  andauern 
und  wie  würde  sich  ein  solches  Gemeinwesen  weniger  glücklichen 
gegenüber  verhalten. 

Um  eine  Kultur  dauernd  zu  erhalten  und  fortzuentwickeln, 
dazu  ist  eine  gewisse  Arbeitskraft  des  Körpers  und  des  Geistes 
notwendig,  diese  zu  erhalten  ist  die  Vorbedingung  eines  dauern- 
den Glücks  der  Einzelnen.  Wie  sie  in  einem  Gemeinwesen  er- 
halten werden  kann,  darüber  wissen  wir  sehr  wenig,  und  was  wir 
wissen,  ist  sehr  selbstverständlich  und  doch  sehr  wenig  beachtet. 
Jeder  weiss,  dass  die  Arbeitskraft  nur  durch  Uebung,  also  durch 
Arbeit  erhalten  und  ausgebildet  werden  konnte,  dass  durch  auf 
dem  Faulbette  liegen  weder  die  körperliche  noch  die  geistige 
Kraft  gestählt  wird;  jeder  weiss  auch,  dass  ein  Uebermass  von 
Arbeit  höchstens  für  kurze  Zeit  die  Arbeitskraft  scheinbar  erhöhen 
kann  ,  dass  dann  aber  früher  oder  später  eine  Herabminderung 
derselben  eintreten  muss,  die  schliesslich  bei  fortwährender  Ueber- 
anspannung  die  Arbeitskraft  gänzlich  zerstört.  Nicht  unterrichtet 
sind  wir  aber  darüber,  wie  viel  Arbeit  ein  Gemeinwesen  in  seinen 
Individuen  leisten  muss  und  wie  dieses  Arbeitsmass  unter  seine 
Individuen  verteilt  sein  muss,  damit  die  höchste  Spannkraft  des 
Geistes  und  des  Leibes  in  diesem  Gemeinwesen  erreicht  werde. 
Gewiss  ist  es  das  letzte  Ziel  jedes  Einzelnen  ,  sein  Glück  zu  er- 
reichen ,  er  kann  es  aber  nicht  ohne  Vorbedingungen  erreichen, 
und  diese  Vorbedingungen  liegen  zum  grössten  Teil  in  seiner 
Gemeinschaft  mit  andern ,  ohne  die  er  nicht  Mensch  und  daher 
auch  nicht  menschlich  glücklich  sein  kann.  Es  wäre  zwar  denk- 
bar, dass  sich  die  einzelnen  Individuen  durch  eine  oder  zwei  Gene- 
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rationen  persönlich  sehr  glücklich  fühlten  bei  so  wenig  Arbeit, 
dass  die  Spannkraft  des  Geistes  und  des  Leibes  verloren  ginge; 
die  nachfolgenden  Generationen  müssten  es  aber  dann  büssen 
durch  den  Rückgang  der  geistigen  und  materiellen  Kultur.  Will 
also  ein  Gemeinwesen  nach  dem  Grundsatz  handeln  apres  nous 
le  deluge,  so  handelt  es  wie  ein  Vater,  der  sein  Vermögen  durch- 
bringt, so  dass  seine  Kinder  später  darben  müssen.  Die  Vorbe- 
dingungen des  dauernden  Einzelwohls  durch  Generationen  hin- 
durch sind  also  eine  gewisse  innere  Spannkraft  in  jener  Ge- 
meinschaft, in  der  die  Einzelnen  leben.  Die  Bedingungen  der  Er- 
haltung jener  Spannkraft  können  unter  Umständen  dem  eigent- 
lichen Genuss,  der  Lust  des  Einzelnen  sehr  enge  Grenzen  ziehen 
und  zeitweilig  können  sie  sogar  alle  Lust  Einzelner  verschlin- 
gen. Aber  auch  dann  bleibt  noch  die  Freude  am  Ringen  und 
Streben,  nur  darf  dieses  nicht  gänzlich  erfolglos  sein  und  nie- 
mals Ruhepausen  des  Genusses  bieten^).  Auch  über  die  Er- 
haltung dieser  Spannkraft  im  einzelnen  lässt  sich  manches  sagen. 
Jede  menschliche  Kraft  wird  gesteigert  und  gestählt  im  Wett- 
kampf, in  der  Konkurrenz;  deswegen  wird  ein  gewisses  Mass  von 
VVettkampf  in  jeder  Gemeinschaft  herrschen  müssen,  die  kräftig 
emporblühen  soll ;  aber  das  bestimmte  Mass  kann  nicht  angege- 
ben werden.  Wettkampf  ist  aber  ohne  Ehrgeiz  nicht  möglich 
und  auch  dieser  muss  in  genügendem  Masse  in  einer  Gemein- 
schaft vorhanden  sein,  um  die  Triebfedern  zur  Arbeit  zu  stärken. 
Wettkampf  und  Ehrgeiz  werden  dann  von  selbst  jenes  Mass  der 
Arbeit  vollenden,  das  zur  Erhaltung ,  Stählung  und  Fortbildung 
der  Arbeitskraft  notwendig  ist.  Damit  will  ich  nicht  sagen,  dass 
nicht  Pflichtgefühl ,  Einsicht  in  die  Notwendigkeit  der  Arbeit, 
Menschenliebe  ihren  vollen  Anteil  haben  sollen  an  der  Ausbil- 
dung der  Arbeitskraft  einer  Gemeinschaft,  nur  wird  m.  E.  ihre 
notwendige  Ergänzung  immer  der  Wettkampf  bilden,  der  der 
Arbeit  die  notwendige  Energie  und  Spannkraft  verleiht.  Die 
Energie  wird  bestimmt  durch  die  Arbeitsleistung  in  einer  bestimm- 
ten Zeit,  die  Spannkraft  durch  die  Fähigkeit,  lange  Zeit  in  einer 
bestimmten  Energie  zu  verharren.  Jedenfalls  würde  m.  E.  ein 
Himmelreich  auf  Erden  sehr  bald  alle  materielle  und  geistige 
Kultur  zugrunde  richten,  indem  es  der  Arbeit  ihre  Kraft  benähme. 
Wahrscheinlich  würde  aber  das  Himmelreich  nur  sehr  kurze  Zeit 


l)  Vergl.  »Das  menschl.  Glück  und  die  soziale  Frage«  p.  19  f.     Hier  wäre  auch 
noch  zu  erörtern,   dass  ein  gewisses  Mass  von   Glücksgefühl  zur  Arbeit  notwendig  ist. 
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dauern  und  das  darauffolgende  Elend  die  Kultur  wieder  aufrich- 
ten und  auffrischen.  Ueberhaupt  glaube  ich,  dass  zur  Erhaltung 
und  Fortbildung  der  Kultur  stets  ein  gewisser  Zwang  notwendig 
ist,  der  teils  in  der  Vermehrung  der  Bevölkerung  liegt,  die  gleich- 
sam zur  Vermehrung  der  materiellen  Kultur  antreibt ,  damit  der 
Standard  of  life  des  Einzelnen  nicht  sinke  ,  teils  in  dem  Druck, 
den  die  leitenden,  teilweise  auch  bloss  geniessenden  Kreise  nach 
unten  hin  ausüben.  Dass  auch  der  Luxus  der  oberen  Kreise  an- 
spornend auf  die  Arbeit  der  unteren  wirkt  ist  wohl  sicher,  doch 
ebensosehr  wohl ,  dass  der  Luxus  der  Vermögenden  nicht  das 
Hauptziel  der  Arbeit  der  Nichtvermögenden  werden  darf,  ohne 
die  Kraft  der  Leitung  einerseits  und  die  Lust  zur  Arbeit  andrer- 
seits zu  sehr  herabzumindern. 

Last  not  least  ist  endlich  noch  ein  Faktor  der  Erhaltung  und 
Fortbildung  der  Kultur  geltend  zu  machen  :  Der  Kampf  der  ver- 
schiedenen Gemeinschaften  untereinander.  Versinkt  eine  Gemein- 
schaft wirklich  durch  Wohlleben  in  Kraftlosigkeit,  so  haben  bisher 
die  ärmern  und  daher  kräftigern  Gemeinschaften  immer  dafür  ge- 
sorgt, jene  erste  Gemeinschaft  aufzurütteln  oder  sie  haben  sie 
unterworfen  und  dadurch  einen  gewissen  Druck  zur  Arbeit  auf 
sie  ausgeübt.  Jede  Gemeinschaft  ist  gezwungen,  in  den  Wett- 
kampf mit  andern  Gemeinschaften  einzutreten ;  es  ist  das  anfangs 
vorzugsweise  ein  Wettkampf  in  Waffen,  später  im  Handel,  in 
Erfindungen  und  geistigen  Erzeugnissen,  der  aber  von  Zeit  zu 
Zeit  stets  zum  Kriege  führt.  Im  Kriege  aber,  soweit  er  für  not- 
wendige Lebensbedürfnisse  einer  Gemeinschaft  geführt  wird,  voll- 
zieht sich  ihre  höchste  Kraftanspannung,  Alle  angesammelte 
vielfach  latente  Kraft  in  einer  Gemeinschaft  wird  nun  zur  Nieder- 
werfung des  Gegners  verwendet;  gelingt  es,  so  dienen  die  trotz- 
dem erlittenen  Verluste  an  Menschen  nur  zum  Antrieb  gesteigerter 
Arbeit  der  übrig  gebliebenen  und  ihre  Arbeit  wird  umso  frucht- 
barer, als  das  Ansehen  der  Gemeinschaft  nach  aussen  und  damit 
ihr  Handel  gestiegen  ist;  gelingt  es  nicht,  so  kann  auch  das  ein 
neuer  Antrieb  zu  innerer  Arbeit  sein,  wenn  die  Energie  und 
Spannkraft  nicht  zu  sehr  gesunken  ist;  dann  tritt  Verfall  ein  und 
meistens  wohl  ein  Aufgehen  in  der  oder  den  siegenden  Gemein- 
schaften. Besonders  aber  im  Anfang  historischer  Entwicklung 
ist  dieser  Kampf  der  Gemeinschaften  untereinander  ein  steter 
Antrieb,  ihre  Kraft,  auch  ihre  innere  Arbeitskraft  zu  stählen,  denn 
nur  jene  Gemeinschaft  vermag  sich  zu  erhalten,  die  mächtig  und 
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gefürchtet  dasteht.  Das  instinktive  Gefühl  für  die  Notwen- 
digkeit einer  machtvollen  Gemeinschaft  bringt  einen  Kultus  der 
Macht  hervor:  Der  machtvolle  Häuptling  und  Heerführer,  so  grau- 
sam und  hart  er  ist,  ja  weil  der  die  Macht  hat,  grausam  und  hart 
zu  sein,  wird  wie  ein  Gott  verehrt.  Ohne  diese  ständigen  Kriege 
in  alten  Zeiten  hätte  m.  E.  der  stärkste  Antrieb  zur  Ausbildung 
der  Kultur  gefehlt,  denn  teilweise  hängt  die  Kriegsmacht  von  der 
materiellen  und  geistigen  Kultur  einer  Gemeinschaft  ab,  teilweise 
lehrt  der  Sieg  neue  Bedürfnisse  kennen,  stärkt  das  Selbstbewusst- 
sein  und  wird  Anlass  zur  Förderung  von  Literatur  und  Kunst  ^). 
Das  Gemeinwohl  oder  allgemeine  Wohl  wurzelt  also  ge- 
wiss in  letzter  Linie  in  dem  möglichst  grossen  Wohl  einer  mög- 
lichst grossen  Zahl  Einzelner  in  einer  Gemeinschaft.  Die  Vorbe- 
dingungen dazu  liegen  aber  in  der  Arbeitskraft  der  Gemeinschaft, 
in  ihrer  sich  daraus  ergebender  Macht  nach  innen  und  aussen. 
Anfangs  ist  deswegen  die  salus  reipublicae  fast  gleichbedeutend 
mit  der  potestas  und  majestas  reipublicae ;  erst  später  tritt  das 
Einzelwohl  mehr  in  den  Vordergrund.  Wo  aber  das  Einzelvvohl 
zum  Hauptgrundsatz  wird,  so  dass  die  Macht  des  Gemeinwesens 
nach  innen  und  aussen  darunter  leidet,  da  ist  auch  m.  E.  der 
Verfall  da,  der  staatliche  Verfall,  denn  nur  in  einem  ausgebilde- 
ten Staat  wird  ein  solcher  Fall  eintreten. 

Anhang. 

L 

Zur  Scheidung  des  Rechts  von  der  Sittlich- 
keit. Die  Sicherheit  und  Genauigkeit  in  der  Beurteilung  des 
Tatbestandes  ist  nicht  der  einzige  Grund  der  Scheidung  von  Recht 
und  Sittlichkeit,  er  ist  nur  m.  E.  derjenige,  der  das  Verhältnis 
beider  allein  trifft.  Die  andern  Gründe  für  die  Absonderung  des 
Rechts  von  der  Sittlichkeit  sind  zugleich  auch  solche  der  Ab- 
sonderung des  Rechts  von  anderem  Nichtrechtlichen.  Da  die 
vorliegende  Arbeit  nur  eine  Skizze  ist,  so  will  ich  auf  dieselben 
hier  mehr  nur  hinweisen  und  kann  sie  nicht  einer  eingehenderen 
Behandlung  unterziehen. 

I.  Entwicklung  der  Individualität.  Der  Aus- 
gangspunkt alles  Fortschritts  in  einer  Gemeinschaft  ist  das  Indivi- 


i)  Vergl.  meine  Arbeit    »Die  Notwendigkeit    des  Krieges«   (Philosophische  Wo- 
chenschrift und  Literaturzeitung,  herausg.  v.  H.  Ren7ter  Bd.  I  Nr.   4). 
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duum,  wenn  auch  bis  ins  einzelnste  bedingt  durch  seine  Wechsel- 
beziehungen (mittelbaren  und  unmittelbaren)  zu  allen  andern  Indi- 
viduen seiner  Gemeinschaft.  Die  Individualität  kann  aber  nicht 
anerzogen  werden,  das  wäre  ein  Widerspruch  in  sich  selbst,  sie 
kann  nur  dadurch  entstehen,  dass  man  den  einzelnen  Individuen 
einen  Spielraum  in  ihrem  Handeln  und  Denken  offen  lässt,  in  dem 
weder  physisch  noch  moralisch  ein  Druck  auf  sie  ausgeübt  wird. 
Eine  Regelung  des  ganzen  Handelns  und  Denkens  durch  das  Recht, 
selbst  wenn  es  möglich  wäre,  würde  daher  die  Entwicklung  der 
Individualität  (die  Differenzierung  der  Individualitäten)  verhindern 
und  damit  jedem  Fortschritt  den  Weg  verstopfen.  Auch  die 
sittlichen  Normen  müssen  der  Individualität  einen  Spielraum  lassen, 
wenn  sie  nicht  den  sittlichen  Fortschritt  unterbinden  wollen.  Mir 
ist  oft  der  Gedanke  aufgestiegen,  dass  die  starke  Gebundenheit 
der  heutigen  sogenannten  Naturvölker  durch  Recht,  Sitte,  Religion 
und  wirtschaftliche  Gewohnheiten  in  ihrer  noch  vielfach  unge- 
schiedenen Einheit,  die  Ursache  ihres  Zurückbleibens  im  kulturel- 
len Fortschritt  war,  weil  sie  die  Entwicklung  der  Individualität 
von  vornherein  verhinderte.  Damit  sind  natürlich  die  Ursachen 
dieser  Gebundenheit  nicht  aufgedeckt  und  bleiben  noch  ein  zu 
lösendes  Problem. 

Die  Sittlichkeit  schnürt  jedoch  durch  ihre  Normen  den  Menschen 
fester  ein  als  das  Recht,  weil  sie  eben  nicht  nur  das  allgemein 
feststellbare,  sondern  auch  das  Innerliche,  in  letzter  Linie  nur  der 
eigenen  Beurteilung  Unterworfene  trifft.  Eben  dadurch  lässt  sie 
aber  doch  andrerseits  einen  Spielraum  offen,  indem  sie  es  dem 
einzelnen  überlassen  muss,  sowohl  ihre  Normen  anzuerkennen  als 
auch  nach  diesen  Normen  ein  sittliches  Urteil  über  sich  selbst  zu 
fällen.  Das  Recht  überlässt  dem  einzelnen  kein  Urteil  über  sich 
selbst,  sondern  lässt  es  durch  den  Richter  sprechen  und  ist  daher 
auf  das  allgemein  und  sicher  feststellbare  im  Urteil,  in  der  Strafe, 
in  der  Belohnung,  in  der  Entscheidung  in  allen  bürgerlichen  Ver- 
waltungsangelegenheiten und  staatsrechtlichen  Verhältnissen  an- 
gewiesen. 

2.  Die  Kontrollierbarkeit.  Auch  wo  die  Entwicklung  der 
Individualität  durch  das  Recht  nicht  gefährdet  erscheint,  kann  es 
auf  Regelung  einer  Sache  ihrer  schweren  (oder  unmöglichen)  Kon- 
trollierbarkeit wegen  verzichten.  Sie  verzichtet  z.  B.  auf  eine  all- 
zugenaue Untersuchung  der  Reisenden  des  Zolles  wegen,  weil  sich 
eine  solche  Kontrolle  nicht  auszahlen  würde.     In    der  Regel    fällt 
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aber  hier  wohl  die  schwere  KoiitrolUerbarkeit  zusammen  mit  einer 
zu  starken  Beschränkung  der  Individuahtät.  Denn  die  Kontrolle 
ist  überall  da  schwer  durchführbar,  wo  sie  die  Handlungen  der 
Menschen  bis  ins  einzelnste  überwachen  will,  und  eben  da  wirkt  sie 
auch  in  der  Regel  hemmend  auf  die  Entwicklung  der  Individua- 
lität ein. 

3.  Das  Eigeninteresse.  Wo  das  Recht  voraussetzen  kann, 
dass  das  Interesse  der  einzelnen  auch  ohne  jeden  Zwang  das 
Wünschenswerte  und  Notwendige  zuwege  bringen  wird,  da  wird 
es  vernünftigerweise  auch  nicht  eingreifen.  Das  gilt  aber  nicht 
nur  für  den  Egoismus,  sondern  auch  für  den  Altruismus,  Dass 
die  Eltern  für  die  Kinder  so  gut  als  möglich  sorgen,  kann  im  all- 
gemeinen vorausgesetzt  werden.  Das  Recht  greift  deswegen  nur  ein, 
wo  dieser  Voraussetzung  in  der  schwersten  Weise  entgegengehandelt 
wird.  Doch  auch  hier  spielt  die  Rücksicht  auf  die  Entwicklung  der  In- 
dividualität und  die  allgemeine  Kontrollierbarkeit  mit  eine  Rolle. 
Auch  dass  ich  mein  Vermögen  so  gut  als  möglich  verwalte,  kann 
im  allgemeinen  vorausgesetzt  werden,  und  es  ist  auch  trotz  der 
Sozialdemokratie  durchaus  noch  nicht  entschieden,  ob  der  Staat 
das  Nationalvermögen  besser  verwalten  würde,  als  die  Privateigen- 
tümer es  durchschnittlich  tun.  Jedenfalls  hängt  von  der  Beant- 
wortung dieser  Frage  die  Entscheidung  zwischen  Privateigentum 
und  Gemeineigentum  ab.  Doch  nicht  ganz;  auch  hier  wird  die 
Rücksicht  auf  die  Entwicklung  der  Individualität  mitzusprechen 
haben  sowie  das  Glück,  das  wirtschaftliche  Selbständigkeit  (im 
Privateigentum)  mit  sich  bringt.  Allgemeine  Uniformierung  unter- 
drückt den  Fortschritt  und  wirtschaftliche  Unselbständigkeit  jenes 
Glücksgefühl,  das  den  grössten  Antrieb  zum  Fortschritt  bildet. 
Ist  es  nun  vorteilhaft  für  eine  Gemeinschaft,  das  Glück  wirtschaft- 
licher Selbständigkeit  gänzlich  zu  unterdrücken,  weil  es  nicht  alle 
haben  können?  Die  Entwicklung  der  Individualität  bei  allen  zu 
hemmen,  weil  viele  sie  nicht  entwickeln  oder  wenigstens  nicht 
geltend  machen  können  } 

4.  Die  Erzwingbarkeit.  Gewiss  kommt  Erzwingbarkeit 
nicht  dem  Recht  allein  zu,  auch  Sittlichkeit  kann  durch  ausser- 
rechtliche  Mittel  (Urteil  andrer,  Furcht  vor  dem  Jenseits)  erzwungen 
werden,  wobei  es  hier  nicht  darauf  ankommt,  ob  eine  solche  Sitt- 
lichkeit auch  »wahre«  Sittlichkeit  sei.  Andrerseits  zwingt  das  Recht 
nicht  bloss  physisch,  sondern  auch  moralisch  wie  die  Sittlichkeit 
selbst;   jede  Strafe,  jede  Belohnung  würde   ohne  Mitwirkung    des 
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moralischen  Moments  immer  starke  Einbusse  iiirer  Wirksamkeit 
erleiden,  oft  sie  ganz  verlieren. 

Ein  Recht  aber,  von  dem  geglaubt  wird,  dass  es  seiner  Natur 
nach  nicht  erzwungen  werden  kann,  wäre  kein  Recht.  Im  ein- 
zelnen Fall  kann  ein  Recht  nicht  erzwingbar  sein,  wo  nichts  ist, 
hat  der  Kaiser  das  Recht  verloren ;  doch  im  allgemeinen  ihrem 
Begriff  nach  ,  ist  die  Abtragung  der  Schuld  erzwingbar  ,  ob  sie 
auch  im  einzelnen  Fall  erzwungen  werden  kann,  geht  das  Recht 
als  solches  nichts  an.  Das  Recht  muss  erzwingbar  sein,  nicht 
aber  immer  und  überall    erzwungen    werden   können. 

Was  vom  Recht  gilt,  kann  aber  unmöglich  von  den  Quellen 
des  Rechts  gelten.  Herrscher  und  Parlament,  oft  der  Konsul  und 
Präsident  einer  Republik  im  Amt  können  rechtlich  zu  nichts  ge- 
zwungen werden.  Das  ist  aber  sehr  natürlich ,  ihre  rechtliche 
Stellung  hängt  nicht  davon  ab,  dass  sie  rechtlich  gezwungen  wer- 
den können,  sondern  davon ,  dass  sie  rechtlich  zwingen  können. 
So  wie  sie  allein  oder  gemeinsam  mit  der  Volksvertretung  nicht 
mehr  die  Macht  haben  ,  das  Recht  zu  erzwingen  und  zu  geben, 
haben  sie  auch  alles  Recht  verloren.  Die  Legitimität  des  Herr- 
schers ist  nur  ein  Recht,  wo  hinter  ihr  die  Macht  steht,  sie  geltend 
zu  machen,  sei  es,  dass  der  Herrscher  als  absoluter  Herrscher 
selbst  diese  Macht  besitzt,  sei  es  ,  dass  sie  ihm  durch  das  Volk 
oder  die  Volksvertretung  oder  durch  beide  gewährleistet  worden 
ist.  Kann  der  Herrscher  selbst  seine  Legitimität  nicht  aufrecht 
erhalten  ,  verliert  er  alle  Macht  und  gibt  es  auch  sonst  nieman- 
den, der  für  seine  Legitimität  eintritt,  so  hat  er  sie  verloren.  An 
seine  Stelle  tritt  jetzt  der  Usurpator  als  Quelle  des  Rechts  oder 
die  Volksversammlung  oder  die  Volksvertretung.  Das  Recht  hört 
eben  auf,  wo  es  entsteht.  Deswegen  hat  die  Legitimität  sich  stets 
noch  nach  einer  andern  Stütze  seiner  Macht  als  das  Recht  um- 
gesehen und  nannte  sich  von  Gottes  Gnaden.  Das  Recht  muss 
seiner  Natur  nach  erzwungen  werden  können,  die  Faktoren  aber, 
die  in  letzter  Linie  das  Recht  schaffen ,  stehen  ausserhalb  des 
Rechts  und  sie  haben  nur  ein  Recht,  insofern  sie  es  schaffen  d.  h. 
erzwingen  können.  Die  Erzwingbarkeit  des  Rechts  ist  daher  ein 
Kennzeichen  desselben,  es  ist  aber  nicht  das  Kennzeichen. 

II. 

Zum  Begriff  des  subjektiven  Rechtes.  Es  wurde 
der  Versuch  gemacht ,    das    subjektive  Recht    auf  das  durch  das 
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Recht  geschützte  (subjektive)  Interesse  zurückzuführen ,  wie  mir 
scheint  mit  Unrecht.  Jedes  Recht  beruht  auf  einem  Interesse 
der  Allgemeinheit  oder  des  Einzelnen  ,  das  Recht  schützt  nie, 
woran  niemand  ein  Interesse  hat.  Andrerseits  habe  ich  auch  ein 
subjektives  Interesse  daran,  dass  A  dem  B  seine  Schuld  richtig 
abtrage,  insofern  die  Aufrechthaltung  der  allgemeinen  Rechtsord- 
nung auch  mir  zugute  kommt;  aber  nur  wenn  ich  ein  unmittel- 
bares Interesse  an  der  Abtragung  der  Schuld  des  A  an  B  habe, 
kann  ich  (je  nach  der  Rechtsordnung)  auch  ein  subjektives  Recht 
haben,  diese  Abtragung  zu  verlangen.  Worin  besteht  aber  ein 
unmittelbares  Interesse?  M.  E.  ist  das  unmittelbare  Interesse  ein 
Interesse,  über  das  ich  allein  zu  entscheiden  habe,  das  mich  allein 
angeht.  Das  ist  aber  nichts  anderes  als  ein  Interesse  ,  über  das 
zu  entscheiden  ich  die  Wahlfreiheit  habe.  Auch  das  ändert  daran 
nichts,  dass  jemand  ein  Interesse  haben  kann,  ohne  die  Fähigkeit 
zu  besitzen,  frei  darüber  entscheiden  zu  können,  so  dass  ein  andrer 
für  ihn  die  Wahlfreiheit  ausüben  muss.  Denn  was  das  Recht 
zum  subjektiven  macht,  ist  auch  hier  die  Wahlfreiheit ,  weil  wo 
z.  B.  der  Vormund  keine  Wahlfreiheit  hat,  über  ein  Interesse  des 
Mündels  zu  entscheiden,  auch  das  Mündel  kein  subjektives  Recht 
besitzt.  Doch  will  ich  nicht  darüber  entscheiden,  ob  vom  juristi- 
schen Standpunkt  die  Wahlfreiheit  genügt ,  um  das  subjektive 
Recht  zu  charakterisieren,  denn  der  Jurist  hat  der  Rechtsanwen- 
dung wegen  ein  Interesse  daran,  sowohl  einen  lückenlosen  Zu- 
sammenhang zwischen  allen  Rechtssätzen  herzustellen  ,  als  auch 
alle  Rechtssätze  unter  oberste  Grundsätze  zu  subsumieren ,  also 
ein  lückenloses  System  des  Rechtes  herzustellen.  Es  geschieht 
das  der  sichern  und  verlässlichen  Rechtsanwendung  wegen  ,  die 
bei  schwankenden  und  fiiessenden  Rechtsbegrififen  und  Rechtsgrund- 
sätzen unmöglich  wäre.  Die  Rechtsphilosophie  nimmt  einen  ganz 
andern  Standpunkt  ein;  sie  erkennt  und  bestimmt  nicht  nur  den 
historischen  Fluss  der  Rechtsbegriffe,  sondern  sie  wird  sich  auch 
dessen  bewusst,  dass  der  Rechtszusammenhang  einer  Rechtsord- 
nung nie  ein  lückenloser  sein  kann  und  dass  ihre  Rechtssätze  dem 
praktischen  Leben  gegenüber  mehr  oder  weniger  willkürliche 
Klassifizierungen  und  Einschachtelungen  enthalten,  mit  denen  die 
dem  Recht  unterworfenen  Tatsachen  nie  ganz  übereinstimmen. 

M.  E.  beruht  nun  vom  rechtsphilosophischen  Standpunkt 
aus  das  subjektive  Recht  auf  der  durch  die  Rechtsordnung  dem 
Einzelnen  gewährleisteten  Wahlfreiheit ,    wobei  es  selbstverständ- 
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lieh  erscheint,  dass  es  sich  hier  um  Wahlfreiheit  in  der  Entschei- 
dung über  Interessen  handelt,  die  von  der  Rechtsordnung  als  zu 
schützende  anerkannt  sind  (wenigstens  dem  Prinzipe  nach),  denn 
um  menschliche  Interessen  handelt  es  sich  bei  jedem  Recht  von 
jedem  Standpunkt  aus.  Dass  es  zu  einer  nach  Personen  statt- 
findenden Trennung  von  Interessen  und  Wahlfreiheit  kommen 
kann,  so  dass  der  eine  rechtlich  für  einen  andern  (für  sein  Rechts- 
interesse) die  Wahlfreiheit  aus  welchen  Gründen  immer  ausübt, 
hebt  doch  die  Wahlfreiheit  als  das  Charakteristische  des  subjek- 
tiven Rechts  nicht  auf,  weil  auch  in  diesem  Fall  mit  der  Auf- 
hebung der  Wahlfreiheit  das  subjektive  Recht  als  solches  auf- 
hört. 
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Von 
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Inhalt:      i.   Ursprung  und  ältere  Bedeutungen  des  Worts  Finanz  (S.   472).      2.   Die 

späteren   üblen   Nebenbedeutungen  dieses  Worts,     ihre  Ursachen    und  ihr  späteres 

Dahinschwinden  (S.   492).      3.   Die  Befestigung    des  Wortes  Finanzen    als    beson- 

'    deren  Ausdrucks  für  Staatseinnahmen  und  -ausgaben,    zunächst  in  Frankreich 

(S.  500). 

I.  Ursprung  und  ältere  Bedeutungen  des  Worts  Finanz. 

Dass  das  Wort  Finanz  in  der  deutschen  wie  in  manchen 
anderen  Sprachen,  z.  B.  der  französischen,  itaUenischen  und  eng- 
lischen, in  recht  verschiedenen  Bedeutungen  gebraucht  wird,  ist 
bekannt.  Aus  welchen  Ursachen  aber  und  in  welcher  Weise  sich 
diese  Vielgestaltigkeit  entwickelte,  und  wie  man  sich  ihr  gegen- 
über heute,  insbesondere  in  der  Wissenschaft,  kritisch  zu 
verhalten  hat,  ist  nicht  ganz  leicht  zu  zeigen.  Und  doch  erscheint 
es  notwendig,  hierauf  näher  einzugehen,  nicht  nur  um  zu  gewissen 
Dissonanzen  Stellung  zu  nehmen,  die  sich  in  diesen  Dingen  schon 
seit  geraumer  Zeit  zwischen  Sprachforschung  und  finanzwissen- 
schaftlichen Annahmen  ergeben  haben,  sondern  auch  um  manche 
tatsächliche  Vorgänge  älterer  Zeit  ausreichend  verstehen  und  für 
die  Gegenwart  in  diesen  Dingen  überhaupt  feste  Stellung  ein- 
nehmen zu  können. 

Danach  aber  erscheint  es  geboten,  ähnlich  wie  das  früher 
Röscher  vorgeschlagen  hat,  vor  allem  mehrere  Perioden,  oder  —  bes- 
ser vielleicht —  mehrere  En t wicke  1  ungsst ufen   zu  scheiden, 
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die  allerdings  nicht  bloss  nach,  sondern  zum  grossen  Teile  auch 
neben  einander  das  Feld  behauptet  haben ,  sodasa  man  z.  B. 
in  Deutschland  noch  in  der  Gegenwart  die  Spuren  von  allen 
nebeneinander  verfolgen  kann. 

In  einer  ältesten  Periode  (I)  erstand  aus  dem  lateinischen 
Wort  finire,  das  schon  nach  weniger  beachteter  römischer  Rechts- 
sprache auch  soviel  wie  entscheiden  bedeutet  hatte,  das 
mittelalterliche  Verbum  finare  in  gleicher  Bedeutung,  und  hier- 
aus finatio,  allerdings  in  recht  verschiedenen  Auffassungen,  näm- 
lich : 

i)  im  Sinn  von  Entscheidung  oder  Feststellung 
durch  Richterspruch  oder  gerichtliches  Ueberein- 
kommen,  sodann 

2)  im  Sinne  von  durch  Richterspruch  oder  gericht- 
liches Uebereinkommen  festgestellter  Zahlung  oder 
Leistung;   und  endlich, 

3)  auch  im  Sinne  von  festgestellter,  jemand  auferlegter  oder 
jemand  obliegender  Zahlung  oder  Leistung  überhaupt. 

Daran  aber  schloss  sich  ,  da  jene  fremdländischen  Aus- 
drücke zuerst  vorzugsweise  mit  Bezug  auf  gewisse  damals  neue 
Geld-,  Zins-  und  Bankgeschäfte  gebraucht  wurden,  die  z.  B.  in 
Deutschland  und  England  namentlich  durch  italienische  und 
französische  Geschäftsleute  Eingang  fanden,  in  einer  etwa  mit  dem 
dreizehnten  und  vierzehnten  Jahrhundert  beginnenden 
zweiten  Periode  (II)  eine  Reihe  übler  Nebenbedeu- 
tungen von  Finanz,  die  an  Wucher,  Ränke,  Schliche, 
Betrug  und  Uebervorteilung  erinnerten  und,  wie  es 
scheint,  eine  besondere  Befestigung  noch  dadurch  gewannen,  dass 
man  jene  Worte  auch  mit  Bezug  auf  Zahlungen  verwendete,  die 
in  oft  höchst  ungerechter  Weise  zu  Gunsten  landesherrli- 
cher Kassen  erhoben  wurden. 

Und  endlich  haben  sich  in  einer  dritten  und  vierten 
Periode  (III  und  IV)  jene  Worte  zwar  von  üblen  Nebenbedeutungen 
der  berührten  Art  wieder  mehr  und  mehr  befreit,  sind  gleichzeitig 
aber  immer  mehr  die  ausschliessliche  Bezeichnung  für  Staats- 
bez.  Staats-  und  Gemeinde  einnahmen  und  -ausgaben  gewor- 
den ,  was  dem  heutigen  Interesse  der  Finanzwissenschaft  als  der 
Lehre  vom  Staats-  bez.  Staats-  und  Gemeindehaushalt  natürlich 
vorzugsweise  entspricht. 

Besonders  grosse  Schwierigkeiten  macht  nun  namentlich  das 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.      1908.    o.  ^  I 
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Verständnis  jener  ersten,  ältesten  Entwicklungsperiode.  Denn 
gerade  darüber,  was  sich  in  dieser  vollzog,  gehen  die  Ansichten 
nicht  nur  der  Sprachforscher  unter  einander,  sondern  namentlich 
auch  der  Sprachforschung  und  der  Finanzwissenschaft  noch  im- 
mer auseinander.  Indessen  wenn  es  auch  vielleicht  niemals  ge- 
hngen  wird,  das  hierüber  schwebende  Dunkel  ganz  zu  beseitigen, 
so  erleichtern  es  doch  jetzt  manche  Ergebnisse  neuerer  deutscher, 
englischer  und  französischer  philologischer  Forschung,  etwas  tiefer 
als  bisher  in  diese  Dinge  zu  dringen  und  das  wahrschein- 
lich Richtige  zu   finden. 

Eines  ist  heute  klar:  Wie  schon  das  Gesagte  ergibt,  zweifelt 
man  kaum  noch  an  der  romanischen  Abstammung  des 
Wortes  Finanz,  während  früher  auch  hierüber  die  Ansichten  aus- 
einandergingen. 

Lange  hat  man  an  germanische  Abstammung  von  Finanz, 
und  eine  Zeit  lang  sogar  an  griechischen  Ursprung  gedacht. 

Annahmen  letzterer  Art  fanden  sich  z.  B.  noch  in  jenem 
von  Weigand'^)  einst  als  ein  Werk  von  »seltener  Fülle«  ge- 
rühmten deutschen  » Sprachlexikon  - ,  das  im  Jahre  i6i6  Heniscli 
in  Augsburg  als  Thesaurus  linguae  et  sapientiae 
Germaniae  herausgab.  Denn  der  »Finantzer«  wird  dort 
geradezu  als  ein  »Betrüger«  charakterisiert,  der  ^allenthalben  Geld 
auf  Nimmerwiedersehen«  aufnehme,  und  sich  solcher  schlechten 
Künste  befleissige,  »als  unter  Kaufleuten,  Juristen  und  Hofschran- 
zen gesehen  wird«.  Von  Finantzerei  aber  wird  gesagt,  dass 
sie  so  viel  sei  wie  Fälschung,  fraudatio,  fallacia, 
1  u  d  i  f  i  c  a  t  i  o  ,  und  bezüglich  der  Ableitung  beider  Worte  heisst 
es  schliesslich:  Der  Finanzer  sei  impostor  a  cpeva^,  deceptor,  fuci 
artifex:    hinc  cpevoxat^SLV,    imponere,    ludificari.  — 

Von  so  kühnen  Annahmen  war  man  dann  freilich  schon  im 
Laufe  des  siebzehnten  Jahrhunderts  wieder  zurückgekommen. 
Man  glaubte,  wie  sich  aus  anderen  Wörterbüchern  dieser  Zeit 
ergibt,  nicht  mehr  an  Zusammenhänge  mit  cpsva^  (Lügner,  Be- 
trüger) und  dem  nicht  minder  gut  griechischen  cpsvi/wa^siv  (betrü- 
gen, hintergehen).  Aber  man  glaubte  um  so  fester  an  eine 
germanische  Abstammung  des  Wortes  Finanz,  und  das  nicht 
nur  in  der  deutschen  Literatur,  sondern  namentlich  auch  in  der 
französischen,  englischen  und  italienischen. 


i)  Deutsches  Wörterbuch,  dritte  Autl.   von   1878.     Einleitung. 
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In  Deutschland  enthielt  z.  B.  jener  ebenfalls  von  Weigand 
gerühmte  »Teutsche  Sprachschatz«,  den  Spaten  oder,  wie 
er  :  mit  seinem  rechten  Namen«  hiess :  Kaspar  von  Stieler, 
1691  zu  Nürnberg  erscheinen  Hess,  die  aus  mancherlei  Gründen 
bedeutsamen  Worte,  auf  die  unten  noch  zurückzukommen  sein 
wird,  dass  das  verbum  Finanz,  »quod  Galli  quoque  finances  dicunt«, 
von  Franzosen  und  Deutschen  in  sehr  verschiedener  Weise  ge- 
braucht werde,  insofern  die  ersteren  dieses  Wort  »in  bonam  par- 
tem  interpretantur«,  während  die  Deutschen  an  besserer  alter 
Auffassung  festhielten.  In  Frankreich  wären  nämlich  —  sagt 
Stieler  —  finances  so  viel  wie  facultates  et  pecuniae 
aerarii,  sodass  z.  B.  Maitre  des  finances  dort  wäre:  quaestor 
et  praefectus  aerarii.  Aber  wir  Deutschen  —  fährt  er  fort  — 
»g  e  n  u  i  n  a  m  v  o  c  i  s  s  i  g  n  i  f  i  c  a  t  i  o  n  e  m  r  e  t  i  n  u  i  m  u  s « 
signat  enim  nobis  »Finanz« :  v  e  r  s  u  r  a  m  ,  i  m  p  o  s  t  u  r  a  m  und 
das  sei  das  richtige.  Denn  »Finanz«  sei  auf  »veinsen«  und  »finden« 
zurückzuführen  ^),  quemadmodum  hodie  collectae  et  tributa 
variis  artibus  a  pauperrimis  subditis  extorq  ueri  solent, 
atque  ita  »Finanz«  nobis  esset  extorsio  pecuniae  cum  Simu- 
lation e  et  hypocrisi.  Daher  sei  denn  auch  f  i  n  a  n  z  e  n 
(als  verbum)  in  Deutschland  soviel  wie  foenerari,  usuras  infligere, 
versuram  facere;  und  Finanzer  so  viel  wie  foenerator,  impo- 
stor  u.  s.  w. 

Dass  aber  Vorstellungen  dieser  Art  auch  ausserhalb  Deutsch- 
lands verbreitet  waren,  erweist  schon,  was  Du  Gange  in  seinem 
mit  Recht  hoch  angesehenen  Glossarium  ad  scriptores  mediae 
et  intimae  latinitatis  hierüber  -)  beibringt :  Finare  —  so  heisst  es 
da  —  habe  im  mittelalterlichen  Latein  so  viel  wie  financiam 
praestare  bedeutet,  und  finacio  so  viel  wie  compositio  de  certa 
pecunia  solvenda,  desgl.  financia  so  viel  wie  praestatio  pecuniaria 
usw.  Indessen  sei  der  Ursprung  dieser  Ausdrücke  in  Dunkel  ge- 
hüllt. Denn  es  könne  dieses  Wort  von  finis  stammen,  nach 
der  Ansicht  anderer  aber  stehe  es  mit  dem  germanischen 
finanz,  und  dieses  mit  usura,  foenus  in  Zusammenhang:  quia  pro 
foenere  componi  solet. 

Ohne  solches  Schwanken  trat  man  dann  für  den  germani- 
schen Ursprung  jenes  Wortes  namentlich  in  Italien  ein,    und 

i)  Veinsen    »in  prisca   Germanorum  lingua«    bedeute    nämlich   fraudem  et  simu- 
lationem,  womit  z.  B.  »Finte«  zusammenhänge. 
2)  Paris  1687   (siebente  Auflage.    Paris   1883). 
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gerade,  was  dort  gesagt  wurde,  ist  oft  wiederholt  worden. 

Insbesondere  der  als  eifriger  Verteidiger  merkantilistischer 
Anschauungen  einst  viel  genannte  Genovesi  (erster  Professor 
der  Politischen  Oekonomie  auf  dem  1753  hierfür  zu  Neapel  ge- 
schaffenen Lehrstuhl)  trat  hiefür  ein. 

In  seinen  zuerst  1769  erschienenen  Lezioni  di  l'economia 
civile  führte  er  zur  Erklärung  des  Wortes  Finanz  aus,  dass  im 
Mittelalter  die  Haupteinnahmequellen  der  Fürsten  zwar  Domänen, 
Forsten  und  Regalien  gewesen  wären,  dass  diese  aber  vielfach 
nicht  ausgereicht  hätten,  den  Bedarf  zu  decken,  und  dass  hienach 
ein  grosses  Gewicht  auch  auf  Einnahmen  aus  Strafen,  Bussen 
und  Lösegelder  gelegt  worden  wäre.  Derartiges  sei  z.  B.  in 
England  und  Irland  geschehen.  Da  aber  p  e  n  a  p  e  c  u  n  i  a  - 
r  i  a  —  fährt  Genovesi  fort  —  dicesi  in  lingua  del  S  e  1 1  e  n- 
trione  fine,  sei  der  Gebrauch  entstanden,  die  aus  solcher 
Quelle  fliessenden  Einnahmen  überhaupt  als  finanze  zu  be- 
zeichnen und  die  publici  collettori  delle  multe  als 
f  i  n  a  n  z  i  a  r  i  e^). 

Also  sollte  es  eine  nordische,  die  englische  Sprache 
gewesen  sein,  die  das  Wort  Finanz  erstehen  Hess  —  zunächst 
für  Einnahmen  aus  Strafen ;  dann  für  öffentliche  Einnahmen  über- 
haupt. Und  Annahmen  derselben  Art  sind  dann  später  bis  auf 
die  neueste  Zeit  noch  dadurch  unterstützt,  dass  man  sich  zum 
Erweise  des  germanischen  Ursprungs  des  Ausdrucks  Finanz  z.B. 
auf  Worte  wie  »findig«  oder  »Finten«,  desgleichen  auf  das  schwe- 
dische '>finna«  oder  das  isländische  »findinn«  bezog,  womit  eben- 
falls etwa  so  viel  wie  findig,  spitzfindig,  erfinderisch,  listig,  schlau 
usw.  bezeichnet  wäre  —  welche  Eigenschaften  für  die  »Finanzer« 
besonders   charakteristisch   gewesen  sein  sollten. 

Heute  denkt  man   anders. 

Will  man  nicht  oberflächlich  sein,  so  muss  man  ja  freilich 
zugeben,  dass  in  diesen  Dingen  auch  eine  zwiefache  >  Vater- 
schaft«, ein  zwiefacher  Ursprung  desselben  Wortes  m  ö  g  1  i  c  h  ist, 
da  gewisse  Dinge  z.  B.  Anlass  zum  Entstehen  eines  Worts, 
andere  Anlass  zur  Verbreitung  und  Befestigung  des- 
selben in  dieser  oder  jener  Aufi"assung  gegeben  haben  können  ^). 


i)  S.  161  der  Ausgabe  vor.  1803. 

2)   Um  zunächst   nur  eines  Beispiels  aus   anderen  Gebieten  zu  denken    —    wie  oft 
hat   man    vom     »Mittelrhein«    anscheinend    sehr    weise    bemerkt  ,    dass    er    gar  nicht 
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Fragen  wir  hier  aber  nach  e  r  s  t  e  r  e  m  ,  so  steht  roma- 
nischer Ursprung  ausser  Zweifel.  Und  gerade  was  Genovesi 
zum  Erweise  germanischer  Abstammung  beigebracht  hat,  versagt 
vollständig.  Denn  das  von  ihm  herangezogene  Wort  fine  war 
ja  romanischen  Ursprungs,  ist  nachweislich  erst  mit  der  Erobe- 
rung durch  die  Normannen  nach   England  gekommen.   — 

Um  es  nun  also  kurz  zu  sagen,  stehen  sich  heute  im  Grunde 
nur  noch  z  w  e  i  Vorstellungen  gegenüber,  die  beide  die  lateini- 
schen Worte  finis  und  finire  zum  Ausgangspunkte  haben. 

Nach  der  einen,  vorzugsweise  in  der  Finanz  Wissenschaft 
vertretenen,  die  sich  auf  Analogien  w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  n  Cha- 
rakters stützt,  sollte  sich,  ähnlich  etwa  wie  aus  »Ziel«  als  Zah- 
lungszeit oder  Zahlungstermin  im  Deutschen  der  Ausdruck  »Zieler« 
erstand,  und  wie  man  namentlich  in  Süddeutschland  wohl  von 
zu  zahlenden  »Zielern«  oder  zu  erledigenden  »Quartalen«  oder 
»Terminen«  spricht  —  so  auch  aus  finis  im  Sinne  von  Zahlungs- 
t  e  r  m i  n  :  finatio,  financia  und  finance  im  Sinne  von  zu  bestimm- 
tem Termin  fälliger  Zahlung,  und  dann  erst  als  Zah- 
lung oder  Leistung  überhaupt  ergeben  haben.  Und  während 
man  sich  längere  Zeit  noch  darauf  beschränkte  ,  derartiges  nur 
als  Möglichkeit  oder  Hypothese  zu  bezeichnen,  für  die 
man  eine  besondere  Stütze  noch  in  ähnlichem  Zusammenhang 
zwischen  teXo^  als  Termin  und  xeXog  als  Abgabe  gefunden  zu 
haben  glaubte,  —  ist  man  später  auf  diesem  Wege  sogar  weiter 
und  weiter  gegangen,  und  ist  jetzt,  wie  bemerkt,  namentlich  in  der 
Finanz  Wissenschaft  sehr  allgemein  geneigt,  Lösungen  dieser  Art 
als  die  einzig  richtigen  hinzustellen. 

Ein  gewisses  Schwanken  war  z.  B.  noch  bei  solchen  Autori- 
täten wie  Ran  und  Garnier  zu  beobachten.  So  hiess  es  bei  Rau 
noch    in     der     dritten    Auflage     von    1855:      »Am     natürlichsten« 


»Mittelrhein«  sondern  Rhein  von  Medels  hiesse  und  als  »Mittelrhein«  nur  »missver- 
ständlich«  bezeichnet  werde.  Aber,  so  muss  man  doch  fragen,  hätte  sich  der  Namen 
»Mittelrhein«  wirklich  so  befestigt,  wie  dies  tatsächlich  der  Fall  ist,  wenn  jener  Fluss- 
lauf nicht  zugleich  etwa  in  der  Mitte  zwischen  Vorderrhein  und  Hinterrhein  läge. 
Und  ist  hienach  der  Ursprung  des  Worts  »Mittelrhein«  und  seine  Verbreitung  nicht 
auch  auf  jene  Lage  zurückzuführen  ?  —  Das  sind  Erwägungen  ,  die  auch  manche 
finanzwissenschaftliche  Ausdrücke  nahe  legen.  So  z.  B.  Pfundbücher  und  Fundbü- 
cher ,  desgl.  Kataster  nach  Savig7iy%i:\\G.x  und  nach  üblicher  Ableitung  usw.  Und 
ähnlich  mögen  zur  Verbreitung  des  Worts  Finanz  in  der  Tat  Anklänge  au  ger- 
manische Worte  der  berührten  Art  beigetragen  haben,  wenn  auch  der  sprachliche 
Ursprung  nicht  germanisch  war. 


^78  ^'''  J"  ^eumann; 

werden  Ausdrücke  wie  finatio  und  financia  von  finis  hergeleitet 
—  »entweder  (!)  weil  dies  Wort  oft  einen  Zahlungstermin  be- 
deutete, wie  man  durch  eine  ähnliche  Metonymie  des  Sprachge- 
brauchs öfter  sagt,  einen  Termin  oder  ein  Quartal  bezahlen  — 
»oder  (!)  weil  in  der  älteren  Kanzleisprache  finis  auch  der  einen 
Rechtsstreit  beendigende  Vertrag  und  die  daraus  herrührende 
Zahlung  hiess«. 

Mit  diesem  »entweder  ....  oder  .  .  .<;  hatte  nun  Ran  aber  — 
wie  man  heute  wohl  sagen  darf  —  nach  dem  damaligen  Stande 
der  Erkenntnis  noch  das  Richtige  getroffen.  Er  hatte  eben  vor- 
sichtig neben  einander  gestellt  einerseits,  was  finanzwissenschaftlich 
gewisse  Analogien  wirtschaftlicher  Art  zu  ergeben  schienen, 
und  andererseits,  was  die  auf  »ältere  Kanzleisprache«  sich  stützende 
philologische  Forschung  annahm,  und  hatte  es  gewissermassen 
fortschreitender  Erkenntnis  überlassen ,  sich  so  oder  so  zu  ent- 
scheiden. 

Leider  hat  sich  dann  aber  gerade  Rmi  später  für  einen 
der  von  ihm  angedeuteten  beiden  Wege  entschieden  ,  ohne  den 
richtigen  zu  wählen. 

Noch  in  seinem  Aufsatz  über  »Finanzwesen«  in  der  dritten 
Auflage  von  Rottecks  und  ]]elckers  Staatslexikon  (1861)  war  er  un- 
gefähr bei  dem  früheren  Standpunkte  verblieben.  Anders  aber 
lautete  es  z.  B.  in  der  letzten  von  ihm  selbst  besorgten  Auflage 
der  Finanzwissenschaft  (von  1865). 

Denn  hier  ist  nun  nicht  mehr  von  einem  »entweder«  —  »oder« 
die  Rede.  Vielmehr  heisst  es  wörtlich  :  »Das  Wort  Finanz  stammt 
aus  dem  Latein  des  Mittelalters.  Im  13.  und  14.  Jahrhundert  ver- 
stand man  unter  finatio,  financia  ....  eine  schuldige  Geldleistung. 
Diese  Worte  stammen  von  finis  ab,  welches  oft  einen  Zahlungs- 
termin (!)  bedeutete ,  wie  man  durch  ähnliche  Metonymie  des 
Sprachgebrauchs  öfters  sagt :  einen  Termin,  ein  Quartal,  ein  Ziel 
bezahlen.  Mit  dem  griechischen  Wort  xsXo;,  Ziel,  Zweck  verhält 
es  sich  in  ähnlicher  Weise  usw.«  Und  wenn  daneben  auch  eine 
Bezugnahme  auf  Du  Gange  beibehalten,  und  die  von  diesem  ge- 
gebenen Ausführungen  in  gewissem  Sinne  sogar  noch  durch  Hin- 
weise auf  Gneista  Geschichte  der  Aemter  in  England  ergänzt  wa- 
ren —  immerhin  war  die  Entscheidung  nunmehr  doch  zu  gunsten 
jener  Alternative  gefallen,  nach  der  finatio  und  financia  von  einem 
finis  stammen  sollten  ,  das  oft  einen  Zahlungstermin  bedeute. 
Und  dieser  Auffassung    ist    man  dann  auch  nach  Ra2c  in  der  Fi- 
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nanzwissenschaft  im  allgemeinen  gefolgt,  wie  dies  nach  der  diesem 
Lehrbuch  bis  zur  Gegenwart  gebührenden  allgemeinen  Wert- 
schätzung ja  auch  leicht  zu  erklären  ist. 

Einige  freilich,  wie  namentlich  Adolf  Wagner  (in  der  von  ihm 
besorgten  neuen  Auflage  jenes  Werks),  taten  dies  noch  mit  Re- 
serve, indem  Wagner  selber  z.  B.  die  von  ihm  festgehaltenen  Worte 
Raus  noch  vorsichtig  in  Anführungsstrichelchen  klammerte. 

Andere  aber  und,  wie  man  wohl  sagen  darf,  die  meisten, 
gingen  denselben  Weg,  ohne  solche  Beschränkung,  ja  mit  noch 
viel  bestimmter  ausgesprochener  Entscheidung. 

So  hiess  es  z.  B.  bei  Röscher  in  seinem  durch  eine  Fülle  be- 
lehrenden historischen  Materials  ausgezeichneten  System  der  Finanz- 
wissenschaft in  aller  Kürze  ,  das  Wort  Finanz  stamme  her  von 
finis,  was  ja  auch  speziell  für  Zahlungstermin  gebraucht  werde, 
wie  man  auch  im  gemeinen  Leben  sage :  »einen  Termin  be- 
zahlen«, und  wie  auch  das  Wort  liXoq  für  Termin  und  Steuern 
zugleich  gebraucht  werde^). 

Noch  bestimmter  lautet,  was  in  Schönbergs  Handbuch  der  Politi- 
schen Oekonomie  über  den  Ursprung  des  Wortes  Finanz  von  Geffkeii 
gesagt  ist:  »Das  Wort  Finanz  stammt  aus  dem  Latein  des  Mittelalters, 
finatio,  financia,  eineschuldigeGeldleistung,  kommt  von  finis,  im  Sinne 
von  Zahlungstermin,  wie  man  ja  auch  wohl  noch  heute  kurzweg  sagt, 
ein  Quartal  bezahlen,  statt  des  dann  fälligen  Betrages«  (S.  9)- 
Etwas  vorsichtiger  sagt  im  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft 
z.  B.  V.  Heckel ,  das  Wort  Finanz  werde  abgeleitet  von  finare, 
einem  Ausdruck  der  Gerichtssprache,  der  einen  Rechtsstreit  bei- 
legen, bezahlen,  quittieren  bedeutet.  Aus  diesen  Gründen  habe 
man  unter  finatio,  financia  .  .  .  eine  Zahlungsleistung  verstan- 
den, durch  die  ein  Schuldverhältnis  gelöst  wurde.  »W^eiterhin 
aber«  —  so  heisst  es  —  »wurde  der  Terminus  financia  auch  für 
jede  Zahlung  oder  Summe  gebraucht.  Denn  (!)  alle  die  ein- 
schlägigen Redewendungen  gehen  auf  den  Sprachstamm  finis  zu- 
rück, was  speziell  Zahlungstermin  (!)  .  .  heisst  usw.«    Und  ähnlich 


l)  Seite  3  z.  B.  der  Auflage  von  1889.  Allerdings  folgt  auch  da  wieder  eine 
Bezugnahme  auf  die  hiermit  nicht  ganz  harmonierenden  Annahmen  von  Du  Gange. 
Aber  dieser  Disharmonie  selber  wird  nicht  gedacht.  Und  an  jener  Auffassung  hat 
dann  Gerlack  in  den  umsichtig  ergänzten  neuen  Auflagen  des  Werks  von  Röscher 
festgehalten,  indem  er  nur  noch  den  Zusatz  beifügte,  dass  man  heute  den  Ausdruck 
»Finanz«  so  verwendet,  dass  er  den  Haushalt  der  öffentlichen  Verbände  überhaupt 
bezeichnet,   also  den  der  Provinzen,   Kreise,    Gemeinden   usw.   einschliesst. 
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äussert  sich  derselbe  Verfasser  im  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft 
(1907  S.  6)  —  indem  er  wieder  noch  jener  Analogie  mit  dem 
griechischen  teXo;  gedenkt,  das    »Zahlungstermin«   bedeutet  habe. 

Ja  selbst  einzelne  Sprachforscher  haben  sich  verleiten  lassen, 
diesen  Wegen  zu  folgen.  So  z.  B.  Moritz  Heyne,  der  in  guter 
Harmonie  mit  den  Annahmen  von  Raii,  Röscher,  Gejfken  usw.  in 
seinem  Wörterbuch  (Band  I,  1890)  vorzugsweise  die  Abstammung 
des  Wortes  Finanz  aus  dem  »mittellateinischen  financia«  hervor- 
hebt, und  hinzufügt :    Termin  Zahlung   von  finis. 

Die  meisten  Philologen  denken  anders. 

Bei  Jakob  Griviin  z.  B.  hiess  es  —  ohne  Bezugnahmen 
jener  Art  —  das  Wort  Finanz  stamme  aus  einem  neben  finire  im 
Mittelalter  aufkommenden  finare,  praestare,  componere  de  pecunia 
solvenda,  quittieren,  bezahlen,  und  der  Pluralis  Finanzen  habe 
Geldangelegenheiten,  Zahlungen  oder  Einkünfte  an  sich  bezeichnet, 
bis  etwa  seit  dem  16.  Jahrhundert  sich  üble  Nebenbedeutungen 
an  jene  Worte  geknüpft  hätten. 

Aehnlich  auch    Weigajtd  im  Deutschen  Wörterbuch. 

Der  bereits  aus  der  ersten  Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts 
nachgewiesene  kölnische  Plural,  die  finantie,  stamme  —  sagt  Wei- 
gand  —  aus  dem  mittellateinischen  finantia  financia  =  öffentliche 
Leistung  besonders  in  Geld,  welches  seinen  Ursprung  gehabt  im 
»Partizipium  des  Präsens  des  vom  lateinischen  finis  =  Ende,  End- 
zweck (!)  abgeleiteten  romanischen  Verbums  finare  =  beendigen, 
aufhören,  und  im  Italienischen  so  viel  als  quittieren  (eine  Sache 
abschliessen  (!)),  im  Altfranzösischen  so  viel  als  bezahlen«  be- 
deute. 

Von  einer  Ableitung  von  finis  als  Zahlungstermin  ist  da  eben- 
sowenig die  Rede,  wie  von  einer  Analogie  mit  dem  Verhältnis 
von  Ziel  und  Zielern,  Quartal  und  Quartalzahlung  us^v.  Und  die- 
selbe Vorsicht  lässt  Khige  walten.  Finanzen  —  so  sagt  er  — 
sei  seit  Heniscli  (»pecunia  publica«)  und  Stieler  (»Steuern,  Ein- 
kommen einer  königlichen  und  fürstlichen  Kammer«)  allgemein 
gebucht,  sei  im  16. — 17.  Jahrhundert  zunächst  für  »Wucher,  Be- 
trügerei, Unterschleif«  geläufig  geworden  und  in  dieser  Bedeutung 
schon  in  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  als  finantie  in 
den  Kölner  Eidbüchern  .  .  vereinzelt  bezeugt.  Bezüglich  der 
Abstammung  aber  folgt  dann  bei  Kluge  nur  noch  ein  Hinweis 
auf  die  französischen  und  italienischen  Worte  »finances«  und 
»finanze«.      Der  Abstammung  von    finis    als  Zahlungstermin  wird 
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ebensowenig  gedacht  wie  der  Analogie  mit  »Zielern«    oder  xeXo? 
usw.^). 

In  der  Tat  erheben  sich  nun  aber  auch,  ganz  abgesehen 
von  allem,  was  die  Philologen  sagen,  gegen  Annahmen  und  Ana- 
logien der  oben  berührten  Art  von  vornherein  sehr  wesentliche 
allgemeine  Bedenken,  bei  denen  hier  zunächst  verweilt  wer- 
den mag,   da  sie  weniger  hervorgehoben  zu  werden  pflegen. 

So  steht  z.  B.  mit  der  Annahme,  dass  Worte  wie  finis,  fine, 
finatio  oder  financia  usw.  ursprünglich  auf  solche  Zahlungen  be- 
zogen worden  wären,  die  zu  bestimmten  Terminen  fällig  gewesen 
wären,  schon  die  Tatsache  in  Widerspruch,  dass,  wo  Ausdrücke 
jener  Art  auftauchen,  es  sich  regelmässig  gerade  um  andere 
Leistungen  als  um  Terminzahlungen  handelt,  nämlich,  wie  schon 
berührt,  um  Strafen,  Bussen,  Lösegelder,  und  namentlich  um  Ge- 
bühren oder  andere  Entgelte,  die  sich  direkt  an  einzelne  Vor- 
gänge als  solche  schliessen. 

Das  ist  ein  Entwicklungsgang,  den  wir  jetzt  auf  Grund  reich- 
lichen Quellenmaterials  namentlich  gut  für  England,  aber  auch  in 
manchen  romanischen  Gebieten  des  Festlands  deutlich  verfolgen 
können. 

Wie  nach  dem  Bemerkten  schon  Geuovesi  hervorhob,  spiel- 
ten in  England  unter  den  Staatseinnahmen  die  fines  zunächst  als 
Strafen  eine  grosse  Rolle.  Aber  vielleicht  noch  wichtiger  waren, 
wie  Gneist  das  später  gezeigt  hat,  die  fines  als  Entgelte.  Sie 
waren,  wie  derselbe  ausführt,  »Gebühren«  im  weitesten  Sinne, 
und  mussten  von  grosser  Bedeutung  schon  insofern  sein,  als  dem 
König  eine  »lange  Reihe  arbiträrer  Gewalten«  zustand,  wonach  er 
in  unendlich  vielen  Fällen  bewilligen  oder  versagen  konnte,  wie 
es  ihm  beliebte,  und  als  es  zugleich  fast  unabänderliche  Maxime« 
war,  dass  nichts,  was  versagt  werden  konnte,  von  der  Krone 
ohne  Gebühr,  ohne  fine  gewährt  wurde. 

Danach  erschienen  als  fines  also  z.  B.  unendlich  viele  Zah- 
lungen für  eingeräumte  liberties  and  franchises  in  Sachen  der 
Rechtsprechung  und  Verwaltung,  also  z.  B.  für  Bestätigung  und 
Verleihung  grundherrlicher  Rechte  auf  Lehns-  oder  Patrimonial- 
gerichte  oder  für  die  Erlaubnis,  an    der  Wahl    der  Sherifs    teilzu- 


l)  Noch  vorsichtiger  ist  z.  B.  Paul,  der  es  —  wohl  mit  Recht  —  für  g^eboten 
erachtete,  in  seinem  besonders  angesehenen  »Deutschen  Wörterbuch«  (von  1896)  des 
Wortes  Finanz  überhaupt  nicht  zu  gedenken,  da  es  eben   Icein  deutsches  Wort  ist. 
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nehmen,  oder  für  die  Exemtion  von  dem  Gerichte  Anderer,  oder 
für  Beschleunigung  oder  Aufschub  gerichthchen  Verfahrens,  oder 
für  Verleihung  des  Rechts  auf  Selbstverwaltung  an  Städte  usw. 
usw.  Aber  nicht  minder  zahlte  man  fines  für  die  gelegentliche 
Bewilligung  von  Bevorzugungen  wirtschaftlichen  Charakters,  also 
z.  B.  für  die  Verleihung  dieser  oder  jener  Gewerbeprivilegien, 
oder  für  die  Verleihung  des  Rethts  zum  Betriebe  dieses  wie 
jenes  einzelnen  Gewerbes  an  sich,  oder  für  Bewilligung  des  Rechts 
zur  Ausfuhr  oder  Einfuhr  einer  Ware  usw.  Während  man  aber 
alle  solche  nicht  periodisch  fälligen,  überhaupt  nicht  an  Ein- 
haltung bestimmter  Termine  gebundenen,  sondern  bei  Gelegenheit 
dieses  oder  jenes  Anlasses  zu  leistenden  Zahlungen  öffentlichen 
oder  halböffentlichen  Charakters  als  fines  bezeichnete,  wurden 
gerade  andrerseits  regelmässig  zu  bestimmten  Terminen  fällige 
Zahlungen,  mochten  sie  nun  von  öffentlichem  oder  halböffent- 
lichem Charakter  sein,  wie  Domänenpachtzinse  oder  aides  und 
tallagia,  oder  privatrechtlicher  Art  wie  Gülten,  Renten  usw.,  nicht 
so  charakterisiert. 

Und  ähnlich  in  Frankreich  und  anderen  romanischen  Ge- 
bieten. 

Nach  vielen  Belegen,  die  sich  z.  B.  bei  Hatzfeld  und  Darm- 
steter (Dictionnaire  general  de  la  langue  frangaise  de  XVII  siecle 
jusqu'ä  nos  jour)  befinden,  gehörte  zu  den  ältesten  französischen 
Auffassungen  von  finance  die,  dass  es  eine  Bezahlung  für  gelei- 
stete Dienste^)  war  und  später  namentlich  so  viel  wie  une  somme 
payee  au  roi  pour  acquerir  une  Charge.  Und  mit  Bezug  auf 
romanische  Gebiete  überhaupt  ist  zu  beachten ,  dass  nach  Diez 
(Etymolog. Wörterbuch  der  romanischen  Sprachen  4.  Aufl.  1878) 
gerade  die  Auffassung  von  finance  als  einer  Geldsumme,  die  man 
dem  Könige  für  den  Genuss  von  Pfründe  oder  dergl.  ge- 
zahlt habe,  zu  den  ältesten  Auffassungen  dieses  Worts    gehört. 

Auch  dem  gegenüber  drängt  sich  doch  wieder  die  Frage  auf, 
weshalb  man  denn  solche  offenbar  nicht  an  bestimmte  Termine 
gebundene  Zahlungen  als  »Terminzahlungen<'  (finationes  in  diesem 
Sinne)  bezeichnet  haben  soll,  während  die  wirklich  zu  gewissen 
Terminen  periodisch  fälligen  Zinsen,  Renten,  Gülten  usw.  nicht 
so  genannt  wurden. 

Und  nicht  viel  anders  steht  es   in  Deutschland,    obwohl  dort 


l)   Per  legiere  finange   fju'il   faisait  —  Worte  des   dreizehnten  Jahrhunderts. 
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das  Wort  Finanz  besonders  früh  schon  in  anderer  Auffassung  auf- 
taucht, indem  es  aus  sogleich  zu  berührenden  Gründen,  namentUch 
am  Niederrhein  nachweisbar  z.  B.  schon  im  vierzehnten  Jahr- 
hundert in  Verbindung  mit  Geld-  und  Wechselgeschäften  gebraucht 
wird. 

»Döt  ist  die  niorgensprache  von  woichger  (Wucher)  und 
finantien«  —  heisst  es  im  Cöhier  Stadtbuch  von  1341^).  Und 
wenn  dort  z.  B.  vorgeschrieben  wird,  »dat  gheyn  man  noch  wyff 
—  —  —  wocheren  ensuelen,  noch  nyemant  von  yhren  wegen 
gut  verkouffen  tzu  finantien,  of  dat  finantie  heyßschen 
mach,  noch  gelt  lenen  up  brieve,  die  dat  upslach  heißschen 
mach  usw.  —  so  sollten  damit  offenbar  nicht  etwa  solche  Ge- 
schäfte verboten  werden,  die  es  (wie  z.  B.  der  Gült-  oder  Rent- 
kauf) mit  späteren  Terminzahlungen  zu  tun  haben.  Vielmehr 
richteten  sich  jene  Verbote  ,  wie  auch  aus  der  Bestimmung  der 
bezüglichen  Strafen  ersichtlich  ist  ,  gegen  gewisse  damals  in 
Deutschland  noch  weniger  übliche  Geld-  und  Handelsgeschäfte 
an  sich,  und  zwar  namentlich  gegen  jene  von  Ausländern  (ins- 
besondere Lombarden  und  Franzosen)  dort  versuchten  Spekula- 
tionen auf  diesen  Gebieten  -). 

Ganz  verkehrt  aber  ist  es  endlich,  in  einer  Analogie  mit  dem 
griechischen  tsXo;,  das  ebenfalls  einerseits  Ziel ,  Termin ,    andrer-  _ 
seits  Zahlung  bezeichnet  habe,  eine  Stütze  dafür  zu    suchen,  dass 
Finanz  mit  Zahlungstermin  zusammenhänge. 

Denn  es  ist  ja  ganz  unrichtig,  davon  auszugehen,  dass  xeXo? 
gleich  finis  ursprünglich  etwa  soviel  wie  Ende  im  Sinne  von  Ter- 
min bedeutet  habe.  xiXoc,  war  Ende  im  Sinne  von  Vollendung, 
da  dieses  Wort,  wie  in  sehr  ausführlicher  Erörterung  dieser  Dinge 
schon  von  WacJisniuth  nachgewiesen  ist  ^),  von  xsXXo)  im  Sinne 
von:  zum  Dasein  kommen,  hervorwachsen,  reifen  —  stammt. 
Deshalb  z.  B.  tcXeacpopo;  fruchtbringend,  und  xsXos  selber  etwa 
gleich  Frucht,  deshalb  aber  auch  xsXo;  TioXejjLou  nicht:   Ende  des 


1)  Vgl.  A.  Fahne,  Forschungen  auf  dem  Gebiete  der  rheinischen  und  west- 
phälischen  Geschichte.  Band  II.  Heft  2  (1867).  Auf  diese  Dinge  ist  später  noch 
zurückzukommen. 

2)  Auf  weiteres  ist  unten  einzugehen.  Das  meiste  ist  jetzt  den  Werken  von 
Schanz  ,  Inama-Sternegg  und  Schaube  (Handelsgeschichte  der  roman.  Völker  1906) 
zu  danken.  Auf  die  nahen  Beziehungen  zwischen  Finanz  und  Wucher  verwies  schon 
Max  Neuinaun,  Geschichte  des  Wuchers  {1S65).  Vgl.  z.  B.  S.  370.  —  Bei  Falme 
a.  a.  O.   vgl.   namentlich  S.   24  und   122. 

3)  IVachsmuth,  Hellenische  Altertumskunde.     2.  Aufl.  T.  I  (1844).  S.  813  ff. 
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Kriegs,  sondern  Ziel  desselben,  xiXoz  s/s'.v  nicht:  ein  Ende  haben, 
sondern  das  Ziel  erreicht  haben,  und  namentlich  deshalb  tsXo; 
als  gleichbedeutend  mit  der  (gewissermassen  als  Vollendung  ein 
Geschäft  abschliessenden)  Zahlung,  Bezahlung,  kurz  als  Entgelt, 
Preis,  Gebühr,  Abgabe,  z.  B.  für  die  Berechtigung  zur  Ein-  und 
Ausfuhr,  also  als  Zoll  usw. 

Dem  entsprechend  war  xsasüv  also  soviel  wie  Vollenden,  Voll- 
führen, Vollbringen,  z.  B.  eines  Wunsches,  Gebetes  —  aber 
auch  geschäftlich  zu  verstehen,  und  dann  soviel  wie  bezahlen 
oder  als  Entgelt,  als  Preis,  als  Abgabe  entrichten,  immer 
(wie  WacJismutJi  sagt)  mit  der  Nebenbedeutung,  dass  man  zur 
Zahlung  verpflichtet  sei,  dass  dadurch  dieser  oder  jener  Ve  rb  in  d- 
lichkeit  entsprochen  wird  —  aber  natürlich  ohne  alle  Rücksicht 
darauf,  ob  gewisse  Termine  einzuhalten  waren  oder  nicht. 

Für  die  Auffassung  von  finis  als  Terminzahlung  erweist  teXg? 
also  garnichts.  Aber  die  Analogie  mit  xeXos,  in  anderer  Weise 
benützt,  kann  in  der  Tat  zum  richtigen  Ziele  führen. 

Denn  auch  finire  bedeutete  ja  nicht  nur  zum  Ende  führen, 
sondern  zugleich:  zum  Ziele  führen,  und  finiri :  zum  Ziele  ge- 
führt, entschieden,  d.h.  ausser  Streit  gesetzt  sein.  Ja, 
es  entsprach  das  nicht  allein,  wie  man  nach  Du  Gange  annehmen 
möchte,  der  mittelalterlichen  Kanzleisprache,  sondern  har- 
monierte, wie  man  weniger  beachtet  hat,  im  Grunde  schon  mit 
der  Redeweise  der  klassischen  Juristen  des  römischen 
Rechts  und  des   Corpus  juris. 

Finita ,  so  führte  schon  Brissonius  \)  bei  Erläuterung  der 
Quellen  des  römischen  Rechts  aus,  sunt,  quae  decisa  sunt. 
Und  was  er  hiemit  meinte ,  erhellt  noch  deutlicher  aus  den 
von  ihm  zum  Belege  angeführten  Stellen  der  Digesten  und  des 
Codex.  So  heisst  es  z.  B.  in  den  Digesten :  Quod  ait  Sena- 
tus:  Quae  judicata,  transacta,  finitave  sunt,  rata 
maneant  —  ita  intelligendum  est,  ut  j  u  d  i  c  a  t  a  accipere  debe- 
amus  ab  eo,  cui  judicandi  jus  fuit,  transacta,  scilicet  bona 
fide,  ut  valeat  transactio,  finita  vel  consensu  vel  longo  silentio 
sopita -).;  und  anderen  Orts:  Transacta  fi  n  it  a  v  e  intelligere  debe- 
mus  non  solum  quibus  controversia    fuit,    sed    etiam    quae    sine 


i)  De  verbonim  quae  ad   jus    civile  pertinent  significatione    (Halae  1743).    s.  v. 
Finire. 

2)    1.    I.   §  ult.   Dig.   38.   17   ad   Senatus  cons.  TertuUianum. 
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controversia  sunt  possessa^). 

Allerdings  wird  die  letztere  Stelle  hie  und  da  auch  anders 
aufgefasst.  Und  so  lautet  sie  z.  B.  in  der  Uebersetzung  von  Schilling 
und  Sintenis  so:  -Als  verglichen  oder  beendigt  (!)  müssen  wir 
nicht  bloss  das  ansehen,  worüber  Streit  gewesen  ist,  sondern  auch 
das,  was  ohne  Streit  besessen  wurde«.  Aber  hiemit  dürfte  das 
Richtige  nicht  getroffen  sein.  Denn  wo  von  Streit  keine  Rede 
w'ar  und  der  Besitz  fortdauerte  —  was  konnte  denn  in  solchem 
Falle  »beendigt«  sein.? .  Richtiger  dürfte  es  sein,  wie  es  schon 
Brissoniiis  tat,  das  Wort  »finita«  anders  zu  verstehen,  nämlich  so, 
dass  gemeint  war,  nicht  was  »beendigt«,  sondern  was  als  fest- 
stehend, ausser  Zweifel  befindlich  angesehen  wird  — 
gleich  als  ob  darüber  durch  Urteil  oder  Vergleich  entschieden 
worden  wäre  (transacta  finita ve  in  diesem  Sinn). 

Und  vielleicht  noch  deutlicher  ergibt  sich  die  Richtigkeit 
solcher  Auffassung  aus  einer  ebenfalls  von  Brissoniiis  a.  a.  O.  zi- 
tierten Stelle,  die  die  Digesten  aus  Ulpian  (Tit.  IX)  übernommen 
haben,  und  in  der  es  heisst:  Si  adversarius  vel  ipse  procurator 
dicat  dominum  mentiri,  apud  Praetorem  hoc  finiri  oportet 
(i.  25  De  procur.  Dig.  3.  3)  —  was  ja  schon  Schill iug  und 
Sintenis  mit  den  Worten  übersetzten:  »Wenn  der  Gegner  oder 
Geschäftsträger  sagen  sollte,  der  Herr  lüge,  so  muss  dies  beim 
Prätor  entschieden  werden«. 

War  das  nun  schon  römisch-rechtlicher  Sprachgebrauch ,  so 
ist  es  leicht  erklärlich,  dass  unter  dem  Einfluss  dieses  auch  ausser- 
halb Italiens  und  ausserhalb  des  einstigen  Gebietes  römischen 
Reiches  sich  befestigenden  Rechts  Auffassungen  jener  Art  gerade 
im  Mittelalter  weite  Verbreitung  fanden.  Und  es  musste  das 
namentlich  durch  einen  Umstand  begünstigt  werden,  der  damals 
von  grosser  Bedeutung  war,  durch  die  Tatsache  nämlich,  dass  es 
mehr  als  früher  Bedürfnis  geworden  war,  sich  seine  Rechtsan- 
sprüche unter  Mitwirkung  von  Richtern  sicher  zu  stellen, 
weil  andere  Beweismittel  nicht  ausreichten.  Wie  sehr  derartiges 
z.  B.  in  Deutschland  Bedürfnis  war,  ist  in  der  deutschen  Rechtsge- 
schichte oft  gezeigt. 

Von  ausserordentlicher  Bedeutung  —  sagt  z.  B.  Schröder'^) 
—  war  im  Mittelalter  das  Gerichtszeugnis,  das  entweder  als  amt- 
liches Zeugnis    des  Richters    oder    der  Urteiler    oder    als    blosses 


1)  1.   229.     D.   de  verbor.   signif.   50.   16. 

2)  Schröder,   Deutsche  Rechtsgeschichte    Vierte  Auflage.    1902.    S.  545  ff.  u.  764  fF. 
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Dienstmannenzeugnis  vorkam,  indem  die  Partei  zur  Bekräftigung 
ihrer  Aeusserung  einige  Gerichtspersonen  als  Zeugen  zuzog.  Und 
die  Unscheltbarkeit  des  Gericlitszeugnisses  war  zumal  seit  der 
Einführung  der  Stadtbücher  und  Gerichtsbücher  ein  Hauptbeweg- 
grund für  die  Ausbildung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit. 

Aehnlich  wie  in  Deutschland  stand  es  aber  damals  —  wie  von 
vielen  Seiten  bezeugt  wird  —  auch  in  anderen  Ländern. 

Auch  dort  musste  die  Schwierigkeit,  sich  für  seine  Rechts- 
ansprüche, namentlich  bezüglich  des  Grundbesitzes  für  längere 
Zeit  ein  ausreichendes  Beweismaterial  zu  sichern,  dahin  führen, 
dass  man  Dinge  von  Bedeutung,  bezüglich  deren  man  Zweifel  oder 
Anfechtungen  befürchtete,  entweder  zur  Entscheidung  des 
Richters  brachte  oder  diesen  doch  anscheinend  wenigstens 
darüber  befinden  Hess,  um  eine  von  der  Gerichtskanzlei  ausge- 
stellte Urkunde  zu  erhalten,  die,  hie  und  da  nocli  durch  ge- 
wisse besondere  Formen  gesichert,  später  unzweifelhaft  zum 
Ausdruck  bringen  konnte ,  was  Rechtens  war.  Und  dass  das  in 
Frankreich  und  England  eine  grosse  Rolle  spielte,  lässt  sich  durch 
ein  auch  hier  interessierendes  reiches  Quellenmaterial  erweisen. 

Ein  solches,  den  Streit  »für  alle  Zeit«  ausschliessendes  Ver- 
fahren hiess  dort  in  der  Gerichtssprache  finire  (ursprünglich: 
»Streit  erledigen«),  und  die  hierauf  bezügliche  Urkunde:  f  i  n  i  s  , 
mochte  sie  nun  wirklich  aus  Prozessen  oder  aber  aus  nur  ad  hoc 
provozierten!,  scheinbarem  Streit  hervorgegangen  sein. 

Daher  denn  z.  B.  schon  bei  Du  Gange  a.  a.  O.  solche  Worte 
wie:  Finire  sei  im  Mittelalter  überhaupt  so  viel  gewesen  wie 
vor  Gericht  litem  intentatam  dimittere  oder  com- 
p  o  n  e  r  e  de  1  i  t  e  ^).  Und  daher  auch  z.  B.  bei  Dierj'^)  die  Bemer- 
kung ,  dass  proven  galisch-alt  französisch  fin  (gleich 
finis)  soviel  gewesen  wäre  wie  finalis  concordia  oder 
a  m  i  c  a  b  i  1  i  s  c  o  m  p  o  s  i  t  i  o  ;  und  faire  fin  oder  f  i  n  e  m  f  a  - 
cere  soviel  wie  componere  de  lite  oder  componerede 
crimine.  Ja  selbst  ein  Verbum  finer  scheint  damals  etwa 
gleichbedeutend  mit  s'accorder  oder  c  o  n  c  1  u  r  e  u  n  a  c  c  o  r  d 
gebraucht  worden  zu  sein,  sodass  z.B.  »II  finera  ä  son  adver- 
saire«  soviel  hiess,  wie:    »Er  vertrug  sich  mit  seinem  Gegner«^). 


1)  Vgl.  oben  Seite  475,  Anm.    und    auch   Godefroy  ,    Dictionnaire    de  l'ancienne 
langue  fran^aise  du  IX  au  XV  siccle.  T.   IV.   1S85. 

2)  Etymologisches  Wörterbuch   der  romanischen  Sprachen.    4.   Aufl.   1878. 

3)  Vgl.  Diez  und  Codefroy  a.  a.  O. 
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Und  daher  denn  auch  dort  solche  Worte  wie  z.  B.  in  einer  schon 
von  Du  Gange  mitgeteilten  gerichtlichen  Urkunde  von  1128:  Facio 
tibi  p  1  e  n  a  r  i  a  m  f  i  n  e  m  de  omnibus  quaerimoniis  et  petitionibus, 
desgleichen  in  anderen  Urkunden  Ausdrücke  wie  fi  nable  re- 
ponse  und  finable  jugement  gerade  mit  Bezug  auf  ge- 
richtliche Einigun  gen  jener  Art. 

Aehnlich  aber  auch  in  England,  wo  sich  Dinge  dieser  Art 
für  etwa  dieselbe  Zeit  sogar  noch  besser  verfolgen  lassen.  F  i  n  e 
— ,  so  führt  z.  B.  quf  Grund  grösseren  Urkundenmaterials  Murray 
aus  ^)  —  hatte  in  der  nach  England  übernommenen  Gerichts- 
sprache ursprünglich  the  sense  ofending  of  a  dispute  or 
settlement,  wurde  dann  aber  dort  einerseits  soviel  wie  a 
coinpromissofafictitious  or  collusive(!)suit  for 
the  possession  of  land  —  formerly  in  use  as  a  mode  of  con 
veyence  in  cases  where  the  ordinary  modes  were  not 
available  or  n  o  t  e  q  u  a  1 1  y  e  f  f  i  c  a  c  i  o  u  s.  Auch  dort  wurde 
fine  dann  aber  zugleich  der  Ausdruck  für  die  über  solche 
Vorgänge  ausgestellte  gerichtliche  Urkunde,  so  dass 
z.  B.  »Fuss  einer  Urkunde«  (foot  of  a  fine)  jener  untere  Abschnitt 
einer  dreifach  geteilten  Urkunde  (of  a  tripartite  indenture)-)  war, 
von  der  zwei  Teile  bei  den  Parteien,  der  dritte  aber  bei  Gericht 
verblieb,  um  über  die  »particulars«  der  bezüglichen  Abrede  jeder- 
zeit Beweise  liefern  zu  können  ^).  Deshalb  hiess  es  auch  z.  B.  in 
jenem  einst  vielgefeierten  Werke  Glanvilles  (De  legibus  et  con- 
suetudinibus  Regni  Angliae),  das  sich  vorzugsweise  mit  dem  Ge- 
richtsverfahren des  zwölften  Jahrhunderts  beschäftigt :  F  i  n  i  s  sei 
amicabilis  compositio  et  finalis  concordia  ex  con- 
sensu  et  licentia  Domini  Regis  vel  ejus  Justitiarum.  Und  ähn- 
lich sagt  Blackstone :  Fine  sei  gewesen  ein  final  agreement, 
an  amicable  compositionor  agreement  ofa  suit  either 
actual  or  fictions  by  leave  of  the  King  or  his  justices.  Auch 
wird  alles  das  gerade  für  England  noch  direkt  bestätigt  durch 
Urkundenmaterial.  So  heisst  es  z.  B.  in  einer  Akte  König  Eduards  I. 
von  1299  :  F  i  n  e  s  in  curia  nostra  levati  f  i  n  e  m  1  i  t  i  b  u  s  d  e  b  e  n  t 
imponere  et  ideofinesvocantur,  maxime  cum  post  duellum 


1)  Murray- Bradky,  Dictionary.    Vol.  IV.   1901. 

2)  D.   h.   einer  durch  gewisse  gleichmässige   »Auszahnungen«    oder    »Einkerbun- 
gen« (indentures)   besonders  sicher  gestellten,    »dreiteiligen«    Urkunde. 

3)  Speziell  dieser  Teil  hiess  sogar  foot  of  fine,  wenn  er  >remained  with 
the  court,   the  other  two   being  retained  by   the  parties. 


.gg  Fr.  J.  Neumann: 

et  magnam  assisam  in  suo  casu  ultimum  locum  et  finalem  teneant 
et  perpetuum.  Und  ohne  Beschränkungen  letzterer  Art  wird  an 
anderer  Stelle  gesagt :  F  i  n  e  m  1  e  v  a  r  e  et  p  r  o  s  e  q  u  i  dicitur  in 
jus  de  re  aliqua  vocatus,  cum  causae  suae  agnito  detectu  a  judi- 
cibus  concordiae  licentiam  impetrat,  pactumque  quod 
cum  actore  super  controversia  init,  coram  eisdem  judicibus  reco- 
gnoscit  usw.  —  ^ 

Im  allgemeinen  scheinen  es  nun  aber  zwei  Kategorien 
von  Fällen  gewesen  zu  sein,  für  die  Einrichtungen  dieser  Art  vor- 
zugsweise Bedürfnis  wurden^):   einerseits: 

I.  jene  p  r  i  v  a  t  r  e  c  h  1 1  i  c  h  e  n  ,  die  sich  insbesondere  auf 
Rechte  an  Grundbesitz  bezogen,  und  sodann 

II.  Fälle  mehr  öffentlich-rechtlicher  Art,  bei  denen  es 
sich  um  Gebühren  im  oben  schon  berührten  weitesten  Sinne 
dieses  Worts  oder  aber  um  Buss-,  Sühne-  und  Lösegelder 
und  namentlich  um  Strafen  handelte-). 

Und  gerade  mit  Bezug  auf  diese  beiden  Arten  von  Fällen 
scheint  nun  die  Entwicklung  der  hier  in  Rede  stehenden  Dinge, 
welche  zur  Entstehung  des  Ausdrucks  Finanz  im  modernen 
Sinne  Anlass  gab,  folgende  gewesen  zu  sein. 

War  es  im  bezüglichen  —  wirklichen  oder  fingierten  —  Streite 
zu  einem  final  agreement  der  geschilderten  Art  vor  dem 
Richter  gekommen,  so  setzte  die  Geltung  der  auf  solcher  Abrede 
beruhenden   Ansprüche  natürlich  zweierlei  voraus  : 

i)  die  Rechtsgültigkeit  der  bezüglichen  Einigungs-  oder  Ent- 
scheidungsurkunde selber,  und 

2)  eine  den  Rechtsansprüchen  genügende  Zahlung  oder 
andere  Leistung. 

Man  nahm  also  z.  B.  Besitzrechte  in  Anspruch  nicht  nur  nach 


1)  So  unterschied  auch  bereits  z.  B.  Miirray  a.  a.  O.  einerseits  fine  —  als 
a  fee  paid  by  the  tenant ,  z.  B.  on  some  alteration  of  the  tenancy  und  andrerseits 
fee  as  a  sum  of  money  offered  or  paid  for  exemtion  from  punishment  or  by  way 
of  compensation  for  injury  resp.  a  certain  sum  of  money  imposed  as  penalty  etc. 
Und  ähnlich  wird  auch  jetzt  noch  z.  B.  bei  Werthheim  im  Wörterbuch  des  englischen 
Rechts  (1899)  unterschieden  zwischen  fine  als  Busse,  Strafe  etc.  und  fine  als  Geld- 
summe für  Erneuerung  eines  Privilegiums  und  z.  B.  die  Erneuerung  eines  Pachtver- 
trages. Früher  sei  —  so  heisst  es  da  —  fine  of  lands  ein  Vergleich  in  einem  ^Schein- 
prozess  gewesen,  den  jemand  anstrengte  ,  um  Grundstücke  zu  erlangen  in  Fällen,  in 
welchen  die  gewöhnlichen  Formen  der  Veräusserung  nicht  anwendbar  waren.  Dieses 
aber  sei  beseitigt  durch  die  Eines  and  Recoveries  Act  von  1833. 

2)  Vgl.  auch  oben  Seite  481  ff. 
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dem  Wortlaute  der  bezüglichen  Urkunde,  sondern  auch  weil  man 
den  bezüglichen  Preis  gezahlt  oder  die  entsprechende  Gebühr  ent- 
richtet hatte.  Man  war  befreit  von  tallagien  nicht  nur  nach  der 
entsprechenden  Akte,  sondern  auch  wegen  Entrichtung  des  be- 
züglichen Loskaufgeldes.  ]\Ian  war  im  Besitz  von  Handelsrechten 
oder  Gewerberechten,  wenn  neben  dem  bezüglichen  Privilegium 
auch  die  Entrichtung  der  bezüglichen  fines  nachgewiesen  war. 
Und  eben  weil  hienach  zur  finatio,  zum  settlement  usw.  auch  die 
entsprechenden  Zahlungen  oder  anderen  Leistungen  sel- 
ber gehörten,  erweiterte  sich  demgemäss  der  Begriff  der 
finatio:  Was  man  später  so  nannte,  war  mehr  als  gerichtliche 
Einigung  oder  Entscheidung.  Es  umfasste  auch  mehr  als  die 
hierauf  bezügliche  Urkunde:  Es  schloss  zugleich  die  bezügliche 
Zahlung  ein.  Und  damit  wäre  das  hier  in  Rede  stehende  Rätsel 
gelöst:  Nicht  finis  als  Zahlungstermin,  sondern  finis  als 
Abrede,  Vertrag  oder  gerichtliche  Entscheidung 
war  der  Ausgangspunkt  dafür,  dass  finatio,  finacio  und  financia 
schliesslich  der  Ausdruck  für  Geldzahlungen  oder  andere 
Leistungen  und  auch  für  das  Gezahlte  oder  Geleistete  selber 
wurden  ^). 

Daher  denn  auch  der  schon  in  Urkunden  des  drei- 
zehnten Jahrhunderts  nachweisbare  Gebrauch,  dass  finare 
nicht  allein  »abschliessen-  oder  »Streit  erledigen«,  sondern  in 
der  Tat  auch  soviel  wie  :  zahlen,  leisten  bedeutete,  so  dass 
z.  B.  ad  f  i  n  a  n  d  u  m  cogere  hiess :  zum  Zahlen  zwingen  (so 
schon  in  Urkunden  von  1234,  1235  und  1265  nachweisbar);  daher 
desgleichen  die  Tatsache,  dass  finatio  im  Sinne  von  Zah- 
lung z.  B.  schon  in  Urkunden  von  1277  und  1302  zu  finden  ist, 
und  ebenso  financia  im  Sinne  von  praestatio  pecuniaria 
schon  im  dreizehnten  Jahrhundert,  namentlich  aber  in  Urkunden 
von  1302,  1305,  1358  usw.-),  so  dass  sogar  financia  im  Sinne 
\on  Versorgung  einer  Kirche  mit  Brennmaterial 
schon  in   einer  Urkunde  von    1382   zu  konstatieren  ist  usw.  ^). 

Leicht    erklärlich    ist    nach    alledem    ab^r    auch,     dass,     wie 


i)  Vgl.  auch  oben  Seite  482  S. 

2)  Vgl.  Du  Gange  a.  a.  O.  T.  III.  S.  501.  Wie  speziell  das  Wort  financia  ent- 
stand aus  dem  lateinischen  (ähnlich  wie  expectans,  Observanz,  petulanz,  ähnlich  und 
auch  wie  aus  .  .  .  entia  excellenz ,  audienz  u.  s.  w.)  ,  führte  schon  Jacob  Grimm 
a.  a.  O.  aus, 

3)  Vgl.  Godefroy  a.  a.  O. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.   1908.  3.  ■2  2 
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schon  angedeutet  wurde,  Worte  wie  finatio  und  financia  nicht 
bloss  auf  die  Tätigkeiten  des  Leistens,  sondern  auch  auf  das 
Geleistete  selber,  namentlich  also  auf  Geldbeträge  als 
solche  bezogen  wurden. 

Schon  als  das  Wort  fine  aus  dem  Französischen  nach  Eng- 
land übernommen  wurde  —  hatte  es  nach  M  u  r  r  a  y  nicht  mehr 
allein  die  Bedeutung  von  ending  \of  a  dispute,  sondern  auch  die 
von  payment.  Und  um  z.  B.  auszudrücken,  dass  man  einen 
Gefangenen  sich  frei  kaufen  Hess,  sprach  man  nach  D  i  e  z  im 
Altfranzösischen  jener  Zeit  bereits  von  demander  de  im  prisonnier 
finansa  d'argent.  Murray  hebt  auch  als  alte  Bedeutung  von 
fine  —  neben  fine  als  agreement  —  bereits  fine  als  a  sum  of 
money  paid  or  offered  by  way  of  composition  oder  for  exemtion 
hervor.  Ja  fine  und  finance  scheinen  frühzeitig  bereits  als  gleich- 
bedeutend Verwendung  gefunden  zu  haben.  Man  gebrauchte  in 
diesem  Sinne  nach  Gode/roj'  z.  B.  Worte  wie:  sur  peyne  de  fin 
oder  sprach  davon,  dass  jemand  n'ait  plus  de  fin,  oder  dass 
etwas  wäre  de  grand  fin  (von  hohem  Werte  oder  Preise)'). 
Aber  man  sagte  zu  ungefähr  derselben  Zeit  d.  h.  etwa  im  13.  oder 
14.  Jahrhundert  auch  z.  B. :  me  faut  de  finance  für:  es  fehlt 
mir  an  barem  Gelde,   oder  payer  finance  für  Zahlen  von  Geld. 

Und  nach  alledem  erklären  sich  nun  auch  leicht  jene  oben 
berührten  Tatsachen,  die  sich  mit  der  Herleitung  von  Finanz  aus 
finis  als  Zahlungstermin  durchaus  nicht  in  Einklang  bringen 
Hessen.     Es  wird  nun  ersichtlich, 

i)  weshalb  W^orte  wie  finis,  finatio,  financia  usw.  weniger  für 
die  zu  gewissen  Terminen  fälligen  Zahlungen,  wie  Renten,  Gülten 
usw.  als  für  solche  Leistungen  gebraucht  werden,  denen  je- 
weilig Geleistetes  entsprach,  die  sich  an  einzelne  Vor- 
gänge, z.B.  der  Verleihung  dieser  oder  jener  Rechte,  oder  des 
Dispenses  von  diesen  oder  jenen  Pflichten  usw.  anschlössen.  P2s 
wird  aber  gerade  aus  der  Bedeutung,  welche  gerichtliche 
Vorgänge  und  gerichtliche  Urkunden  in  den  hier  in  Rede 
stehenden  Dingen  behaupteten, 

2)  auch  klar,  weshalb  man  jene  Ausdrücke  wie  fin,  fine, 
finatio,  financia  namentlich  für  Zahlungen  gebühren-  bussen- 
oder  strafartigen,  d.  h.  ganz  oder  halb  öffentlich-rechtlichen 
Charakters  gebrauchte.     Und  es  wird  endlich  auch 

i)  T.  IV  (1885). 
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3)  ersichtlich,  wie  sich  an  jene  Worte  leicht  üble  Nebenbe- 
deutungen knüpfen  konnten. 

Denn  die  Entwickelung  ,  welche  nunmehr  die  Verbreitung 
jener  Worte  nahm,  scheint  folgende  gewesen  zu  sein. 

Wenn  oben  unterschieden  wurde  ^)  zwischen  jenen  beiden 
Kategorien  von  Bedeutungen: 

I. .  denjenigen,  die  sich  auf  Dinge  privatrechtlicher  Natur 
und 

II.  denjenigen,  die  sich  auf  öffentlich-rechtliche  wie 
insbesondere  fines  d.  h.  Strafen,  Bussen  und  Gebühren  aller  Art 
bezogen,  so  ist  es  jetzt  leicht  zu  zeigen,  dass  auch  die  nunmehr  sich 
vollziehende  Verbreitung  jenes  Worts  zwei  Wege  einschluo-; 

Einerseits  lag  es  nahe ,  dass ,  wo  jene  fines  z.  B.  zu  den 
wichtigsten  Einnahmequellen  des  Landes  gehört  hatten,  ähnliche 
Ausdrücke  sich  auch  für  andere  öffentliche  Einnahmen  be- 
festigten. 

Namentlich  aber  war  es  leicht  erklärlich,  dass  financia  und 
finatio  u.  s.  w.  in  jenem  anderen  Sinn  (I)  immer  mehr  ein  Aus- 
druck für  obliegende  oder  geschehene  Zahlung  überhaupt 
und  schliesslich  auch  für  auf  Zahlung  üb  er  ha  upt  bezügliche, 
d.h.  für  Geld-gesc  hafte  wurden. 

In  ersterer  Richtung  vollzogen  sich  diese  Dinge  natürlich 
namentlich  in  Frankreich  und  unter  dem  Einflüsse  französischer 
Sprache  in  England,  wo  die  fines  von  so  grosser  Bedeutung 
waren ;  in  der  anderen  Richtung  aber  insbesondere  in  Deutsch- 
land, als  romanische  Geschäftsleute,  Italiener  und  Franzosen,  wie 
sogleich  zu  zeigen  sein  wird,  auf  deutschem  Boden  gewissen 
neueren  Arten  von  Geldgeschäften  Verbreitung  gaben,  die  man 
hier,  wegen  mehr  noch  als  anderen  Orts  vorherrschender  Natural- 
wirtschaft ,  weniger  gekannt  und  weniger  geachtet  hatte.  Nun 
bürgerten  sie  sich  zum  grossen  Teil  mit  romanischen  Bezeich- 
nungen ein  und  wurden  schliesslich  auch  in  ihrer  Gesamtheit 
romanisch  als  finantie,  finanzien,  Finanzgeschäfte  u,  s.  w.  be- 
zeichnet. Nur  musste  sich  hieran  auch,  wie  bemerkt,  manche 
üble  Nebenbedeutung  knüpfen,  die  früher  weniger  hervorgetreten 
war  oder  ganz  gefehlt  hatte-). 


1)  Vgl.  oben   Seite   486  ff. 

2)  Vgl.  zum  folgenden  G?-iin/n,    Weigattd,  Heyne  und  Kluge  a.  a.  O. 
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Fr.   J.  Neumann  : 


2.   Die  üblen  Nebenbedeutungen  des  Wortes  Finanz. 


Etwa  seit  dem  l6.  Jahrhundert,  meint  GriviDi,  habe  das 
Wort  Finanz  in  Deutschland  üble  Nebenbedeutungen  gewonnen, 
indem  es  für  Betrug,  List  und  böse  Ränke  verwendet  wurde. 
Und  jedenfalls  waren  solche  üblen  Bedeutungen  damals  zu  ganz 
besonderer  Schärfe  und  weiter  VeVbreitung  gelans^t. 

Damals  hiess  es  in  Geiler?,  von  Kaisersberg  Predigten  zu 
Seb.  Brants  Narrenschiff: 

Wüchse  der  Leib  und  auch  das  Gras 
als  untreu,   finanz,   neid  und  hass, 
so  hätten  die  schaf  und  rinder 
heuer  das   Jahr  guten   Winter  usw. 

Hans  Sachs  dichtete:  »Finantzer  und  Schmeichler  alle  Zeit 
hindern  die  Gerechtigkeit«  und  Btirkard  Waldis  stellte  (im 
Esopus  von  1548)  Finanz  mit  Raub  und  Diebstahl  zusammen. 

Auch  LiitJier  scheint  zur  Verbreitung  solcher  Auffassungen 
nicht  wenig  beigetragen  zu  haben. 

Jene  die  römischen  Zustände  schildernde  Stelle  in  dem 
Briefe  des  Apostel  Paulus  an  die  Römer  z.  B.,  die  später  Weiz- 
säcker mit  den  Worten  wiedergab :  »Verläumder,  Gottesfeinde, 
frech,  hoffärtig,  prahlerisch,  Böses  ersinnend,  Elternverächter« 
usw.  übersetzte  Z?/^//^r  mit :  »Verläumder,  Gottesverächter,  Frev- 
ler,   hoffärtig.    Ruhmredige,  Finanzer^)  u.  s.   w. 

Und  damit  harmonierte  es  ja  auch,  wenn  Luther  z.  B.  vom 
Papst  sagte :  Er  habe  sich  zum  Regiment  .  .  .  eingekauft  mit 
»heimlichen  Listen,  allerlei  Finantzen,  bösen  Tücken  und 
anderen  Anschlägen«,  oder  an  anderer  Stelle  die  Finanzer  direkt 
charakterisierte  als     Gorgelstecher«   oder  »Kehlstecher«  usw. 

Was  sich  nach  alledem  aber  im  sechzehnten  Jahrhundert 
befestigt  hatte,  erhielt  sich  auch  noch  im  siebzehnten^  um  erst 
im  Laufe  des  achtzehnten  langsam  wieder  mehr  und  mehr  zu 
schwinden.  So  spricht  z.  B.  der  schlesische  Dichter  Logaii  (ge- 
storben 1655)  von  Leuten  als  Füchsen  »zum  Schleichen  und 
Schmügen,  Vortheilen,  Berücken,  Finanzen  und  Lügen«.  Und 
Opitz  (gestorben  1639)  rühmte  von  Jemand,  er  wisse  nichts,  von 
Wechselbank,  von  Wucher  und  Finanz«.  Von  den  Verfassern 
von    Wörterbüchern    der    deutschen    Sprache    aber    erklärte  z.  B. 


l)  Später  durch  :     Schädliche  ersetzt  (vgl.  Heyne  a.   a,  O.   914). 
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ScJiotteliiis  (1663)  Finanz  kurz  mit  Schinderei,  Wucher,  ver- 
sura  und  impostura,  während  Carl  von  Stieler  (unter  dem 
Namen  Spaten  schreibend)  in  seinem  deutschen  Sprachschatz,  wie 
schon  bemerkt,  es  rühmte,  dass  im  Gegensatz  zu  den  Franzosen 
wir  Deutschen  genuinam  vocis  significationem  .  .  .  retinuimus, 
signat  enim  nobis  —  so  sagt  er  —  Finanz:  versuram,  impo- 
sturam,   nimirum  ä  veinsen,  Finten  usw.  ^). 

Ja  noch  im  achtzehnten  Jahrhundert  hielten  gerade  die 
deutschen  Wörterbücher-)  zum  grössten  Teil  an  den  ungünstig- 
sten Auffassungen  von  Finanz  und  Finanzen  fest,  wenn  sie  auch 
daneben  bereits  hie  und  da  zugleich  anderer  Auffassungen  ge- 
dachten. 

So  z.  B.  Nehring  in  seinem  historisch-politisch-juristischen 
Lexikon  von  17 10  und  Frisch  im  Teutsch-lateinischen  Wörter- 
budi  von   1741. 

Nach  Nehring  sollte  Finances  bedeuten : 

i)  die  Einkünfte  der  fürstlichen  oder  andern  Potentaten, 
Kammern,  aber  daneben  auch 

2)  Wucher,  Betrug,  Griffe  und  Praktiken. 

Und  bei  Frisch  heisst  es  ähnlich:  Finanzen  seien  einmal  die 
Einkünfte  eines  Fürsten,  reditus  principis,  und  Finanzwesen 
soviel  wie  res  aerarii  (stammend  aus  dem  französischen  finance, 
l'argent  du  Roy  provenant  de  tailles  et  gabelles).  Aber  »insge- 
mein«, so  fügt  er  hinzu,  werde  Finanz  in  ;>schlimmem  Verstand« 
gebraucht,  sodass  finanzen  so  viel  sei  wie  »Wucher  treiben 
oder  auf  andere  schlimme  Art  Geld  zusammenbringen,  foene- 
rari,  versuram  facere  usw.,  und  Finanzerei  so  viel  wie 
extorsio  pecuniae  cum  simulatione,  stellionatus  usw., 
was  aus  dem  französischen  fin,  fein   oder  listig  zu  erklären  sei. 

Ja,  Anklänge  an  so  üble  Nebenbedeutungen  haben  sich  noch 
viel  länger,  haben  sich  bis  zum  neunzehnten  Jahrhundert  und, 
wie  man  weiss,  hie  und  da  bis  zur  Gegenwart  erhalten,  wie  das 
namentlich  durch  Vergleich  von  Fremdwörterbüchern  verschie- 
dener Zeiten  leicht  zu  erweisen  ist. 

So  wurde  z.  B.  noch  in  Lehnijtger's  Deutsch-italienischem 
Wörterbuch  von  1763:  P'inantz  als  Schinderei  mit  usura 
übersetzt,   »finantzen:  mit  usurare,    »Fin  an  tze  r  ei«   aber  sogar 


i)  Vgl.  oben  Seite  475. 

2)  Die  englischen,   französischen  und  italienischen   haben  solcher  Dinge  zu  allen 
Zeiten  viel  weniger  gedacht. 


AOA  '  Fr.  J.   Neumann  : 

mit  astuzia  (Verschlagenheit,  Listigkeit,  Bosheit,  Arglistigkeit) 
und  mit  inganno  (Betrug!)^).  Und  Christian  Ludwig  über- 
setzte im  Teutsch-englischen  Lexikon  von  1789  (4.  Aufl.)  Finanzerei 
noch  mit  raking  and  scraping    for    to   gather    an  estate  usw. 

Beachtenswert  aber  erscheint  namentlich,  dass  selbst  in  Frank- 
reich, wo  man  —  wie  sogleich  berührt  werden  soll  —  früher  als 
andern  Orts  Anlass  hatte,  über  solche  schlechte  Nebenbedeu- 
tungen hinwegzusehen-),  diese  sich  dennoch  bis  zur  neuesten 
Zeit  in  gewissem  Sinne  erhalten  haben,  sodass  z.  B,  noch 
Littre,  der  sich,  wie  seine  Histoire  de  la  langue  frangaise  (9.  Aufl. 
1889)  erweist,  besonders  viel  auch  mit  der  Geschichte  der  franzö- 
sischen Sprache  beschäftigt  hat,  bemerkte  :  In  Frankreich  sei 
financier  un  terme  familier  für  debourser  de  l'argent 
avec  lidee  qu'on  paye  un  peu  ou  trop  ou  malgre 
soi,  wie  es  z.  B.  im  Diable  boiteux  von  Lesage  heisse:  Moi 
meme,  si  j'avais  le  malheur  d'etre  entre  les  griffes  de  la  justice, 
je  ne  pourrais  m'en  tirer  qu'en  f  i  n  a  n  c  a  n  t ,  oder  bei  Voltaire: 
Les  juifs  ont  toujours  finance  pour  obtenir  la  permission  d'avoir 
des  synagogues  usw. 

Erst  in  der  allerneuesten  Zeit  scheint  auch  in  Frankreich 
(ähnlich  wie  in  Italien  und  England)  derartiges  fast  vollständig 
abgestorben  zu  sein^).  Und  bezeichnend  dürfte  es  sein,  dass 
noch  jetzt  z.  B.  ein  so  gutes  Wörterbuch  wie  das  von  Saclis- 
Mllatte  Anklänge  jener  Art  eher  f  ü  r  D  e  u  tsch  la  n  d  als  für 
Frankreich  anzunehmen  scheint,  indem  es  im  französisch- 
deutschen Teile  (T.  I.  1905)  z.  B.  ausführt:  finance  und  finances 
bedeuten  i)  Barschaft,  2)  Vermögensstand,  3)  Staatseinkünfte, 
4)  Finanzwissenschaft  und  5)  Finanzwelt  (homme  de  finance), 
ohne  hiebei  irgend  welcher  übler  Nebenbedeutungen  des  Worts 
im  französischen  zu  gedenken,  während  im  deutsch-französischen 
Teil  auf  dem  Gebiet  der  deutschen  Sprache  z.  B.  noch  zwischen 
»Finanzpächter«      im    guten     Sinn     und      »Finanzpächter<      im 


i)  Daneben  auch  mit  Finanza, 

2)  Und  wo  diese,  wie  schon  bemerkt,  ähnhch  wie  in  Italien  und  England  von 
jeher  nur  viel  geringere  Bedeutung  hatten. 

3)  So  wird  z.  B.  übler  Nebenbedeutungen  nicht  gedacht  im  Italienisch-deut- 
schen Wörterbuch  von  Rigutiiii  und  Bulle  (I,  1896),  und  ebensowenig  im  Vocabulario 
degli  Acadeniici  della  Crusca  (VI.  Fic.  1539).  Unterschieden  werden  re- 
gelmässig vielmehr  nur  jene  beiden  Gattungen  von  Bedeutungen,  die  man  im  deut- 
schen auch  scheidet,  indem  man  von  Staats-,  aber  auch  von  P  r  i  v  a  t  finanzen 
spricht.  —  Und  ähnlich  in  England.     Davon  später. 
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schlechten  Sinne  unterschieden  wird.  Für  ersteren  wird  die 
Bezeichnung  financier ,  fermier  —  für  den  anderen  traitant 
oder  p  a  r  t  i  s  a  n  empfohlen. 

Fragen  wir  nach  alledem  nun  aber  nach  dem  Ursprünge 
jener  namentlich  seit  dem  sechzehnten  Jahrhundert  zu  so  gros- 
ser Schärfe  gelangenden  Erscheinungen  ,  so  liegt  es  ja  nahe  ,  in 
dieser  Beziehung  auf  »welsche«  Spuren  zu  deuten  ,  zumal  das 
Wort  Finanz  eben  romanisch,  und  seine  Verbreitung  in  Deutsch- 
land in  der  Tat  vorzugsweise  italienischem  und  französischem  Ein- 
fluss  zuzuschreiben  sein  möchte.  Wenn  also  in  dieser  Beziehung 
Grinun  namentlich  darauf  verwies,  dass  »der  Verkehr  mit  gewinn- 
süchtigen welschen  Kaufleuten  und  Unterhändlern«  wohl  den  Ein- 
druck hinterlassen  haben  möchte,  dass  ihre  Finanz-  und 
Geldgeschäfte  »auf  Wucher,  Knifife  und  Trug  ausgingen«, 
so  wird  das  zum  grossen  Teile  heute  noch  zu  unterschreiben  sein. 
Ja  vieles,  was  früher  weniger  bekannt  war,  scheint  Auffassungen 
dieser  Art  noch  zu  bestätigen.  Denn  ähnlich  wie  die  Juden  von 
der  ihnen  gewährten  Erlaubnis,  Zinsen  zu  nehmen,  oft  sehr  be- 
denklichen Gebrauch  machten  und  sich  dadurch  arge  Feindschaft 
zuzogen  —  ähnlich  scheinen  in  der  Tat  viele  italienische 
Kaufleute  und  Wechsler  gehandelt  zu  haben  ,  so  weit  zu  ihren 
Gunsten  —  aus  diesen  oder  jenen  Gründen  —  von  den  im  übrigen 
christlichen  »Wucherern«  drohenden  Strafen  abgesehen  wurde. 
Und  dass  einzelne  dieser  »Lombarden«  oder  —  wie  man  sie  auch 
nannte  —  Lamparten,  Walen  ^)  oder  Kawertschen-)  es  in  dieser 
Beziehung  sogar  sehr  schlimm  getrieben  haben,  beweist,  abge- 
sehen von  allen  Einzelheiten,  schon  die  Tatsache,  dass  man  sie 
vielfach  gleich  den  Juden  aus  dem  Lande  trieb  ,  wie  das  z.  B. 
1256,  1268  und  1277  in  Frankreich  und  zu  etwa  derselben  Zeit  in 
Aragonien  geschah,  und  wie  es  namentUch  häufig  auch  für  Eng- 
land dringlich  erbeten  wurde  ^). 

xA.ehnliche  Stimm.ungen  mögen  damals  und  später  auch  in 
Deutschland  verbreitet  gewesen  sein,  wo,  wie  wir  jetzt  wissen, 
namentlich   im  vierzehnten  Jahrhundert  die  fremden  Wechsler  und 


i)  D.  h.  Wallonen. 

2)  D.  h.  Wechsler  aus  der  französischen  Stadt  Cahors  ,  auch  Caorcini  genannt. 
Beispiele  bei  Max  A'eu/namt,   Geschichte  des  Wuchers  (1865)  S.   368  ff. 

3)  Vgl.  zum  folgenden  namentlich  Sckattz ,  Englische  Handelspolitik  I.  1881  und 
Schaube,  Handelsgeschichte  der  romanischen  Völker  1906,  auch  Endematin,  Studien 
zur  romanisch-kanonist.  Wirtschafts-    und  Rechtslehre    und    Max  Neumann  a.   a.  O. 


Anß  i* >■•  J-  Neumann : 

Kaufleute  schon  eine  grosse  Rolle  spielten.  Und  eben  ihr  Ge- 
bahren  mag  viel  dazu  beigetragen  haben,  alle  »Finanzgeschäfte« 
in  diesem  neueren  Sinn  in  üblen  Ruf  zu  bringen. 

Zu  beachten  dürfte  aber  daneben  noch  zweierlei  sein, 
was  oben  schon  berührt  ist:  erstens  nämlich,  dass  in  derselben 
Richtung,  ganz  abgesehen  von  »welschen  Tücken«  auch  gewisse 
allgemeine  Erscheinungfen  wirksam  sein  mussten,  und 
sodann,  dass  von  grosser  Bedeutung  in  diesen  Dingen  auch  arge 
Missbräuche  und  Ungerechtigkeiten  in  jenem  öffentlichen  Abga- 
benwesen waren  ,  das  man  zum  Teile  ja  schon  seit  alters 
ebenfalls  zum  Finanzwesen  gerechnet,  d.  h.  z.  B.  als  fines,  finances 
usw.   charakterisiert  hatte  ^). 

Was  ersteres  betrifft,  so  bedarf  es  ja  kaum  noch  der  Erwäh- 
nung und  Erklärung,  dass  schon  der  in  Deutschland  etwa  seit 
dem  dreizehnten  Jahrhundert  sich  vollziehende  Uebergang  von 
naturalwirtschaftlichen  Verhältnissen  alter  Art  zu  intensiverer  Geld- 
wirtschaft auch  dazu  Anlass  geben  musste,  manchem  Handels- 
und manchem  Bank-  und  Wechselgeschäfte  Verbreitung  zu  geben, 
das  man  früher  für  damnabile,  ja  geradezu  für  unanständig  ge- 
halten hatte,  und  das  man  hienach  in  weiten  Kreisen  auch  später 
noch  so  zu  beurteilen  geneigt  war,  als  es  bereits  weite  Ver- 
breitung gefunden  hatte.  So  lange  Darlehensgeschäfte  z.  B.  tra- 
ditionell vorzugsweise  in  Zeiten  der  Not  als  Mittel  der  Ret- 
tung aus  grosser  Verlegenheit  oder  Gefahr  angezeigt  erschienen, 
konnte  allein  schon  das  Verlangen  von  Zinsen  für  »geliehenes« 
Geld  an  sich  nicht  minder  verwerflich  erscheinen,  als  etwa  das 
Verlangen  von  ii — 12  Broten  statt  früher  geliehener  10.  Und 
einer  Verurteilung  aus  gleichen  Gründen  musste  bei  Uebergängen 
jener  Art  auch  z.  B.  die  Erhöhung  des  Kaufpreises  wegen  spä- 
terer Zahlung  und  manches  Aehnliche  ausgesetzt  sein,  was  später 
niemand  mehr  tadelte  oder  gar  als  Betrug  bezeichnete.  Das  liegt 
in  der  natürlichen  Entwickelung  dieser  Dinge.  Und  diese 
allein  musste  also  schon  dahin  führen,  dass  man  als  »Finanz- 
geschäft« im  üblen  Sinn -)  manches  ansah,  was  mit  »welscher  List« 

i)  Vgl.  oben  Seite  481. 

2)  Im  einzelnen  ist  die  Befestigung  dieser  späteren  Bedeutung  von  Finanz  ,  ins- 
besondere im  Sinne  von  Wuchergeschäften  für  Niederdeutschland  jetzt  namentlich  seit 
der  Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  nachweisbar,  so  in  dem  zweiten  Cölner  Eid- 
buch (vgl.  oben  S.  483)  und  in  einer  Reihe  von  Belegen  (z.  B.  von  1353,  1356  und 
470)  bei  Schiller  und  Lühbe^i  ,  Mittelniederdeutsches  Wörterbuch.  Teil  V  (1880). 
Daneben  für  England  zu  vergleichen  namentlich  Murray  u.  Diez  a.  a.  O. 
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oder  »welscher  Tücken  gar  nichts  zu  tun  hatte.  Auch  Hegt  es  ja 
auf  der  Hand  ,  dass  alles  das  noch  in  hohem  Masse  gerade  in 
Deutschland  durch  die  höchst  üblen  M  ün  z  Verhältnisse  jener  Zeit 
begünstigt  werden  musste.  Denn  mit  diesen  Dingen  muss  es 
bei  Uebergängen  der  hier  in  Rede  stehenden  Art  schon  an  sich 
im  allgemeinen  schlecht  stehen,  insofern  die  neuen  Verhältnisse 
natürlich  ein  ihnen  entsprechendes  Geldwesen  verlangen,  das  erst 
auf  Grund  gewonnener  Erfahrungen  zu  schaffen  möglich  ist.  Aber 
ganz  besonders  ungünstig  mussten  sich  diese  Dinge  natürlich  auf 
deutschem  Boden  gestalten,  wo  sehr  viele,  ja  schliesslich  fast  alle 
grösseren  und  mittleren  Gebiete  ihr  eigenes  ungeordnetes 
und  vielgestaltiges  Münzwesen  hatten. 

Wie  sehr  musste  das  einerseits  wirklichen  Uebervorteilungen 
aller  Art  Tür  und  Tor  öffnen,  andrerseits  und  namentlich  aber 
auch  das  Misstrauen  und  den  Verdacht  erwecken ,  dass 
man  in  jenen  Geschäften,  die  man  nun  als  Finanzgeschäfte  bezeich- 
nete M,  übervorteilt  würde. 

Schliesslich  aber  kamen  als  bedeutsam  auch  die  üblen  A  b- 
ga  b  en  Verhältnisse  jener  Zeit  hinzu. 

Denn  einerseits  wurden  jene  ^Finanz«leute  vielfach  auch  die 
Verwalter  oder  Pächter  von  Landeseinnahmen,  wobei  Missbräuche 
nicht  ausblieben-).  Namentlich  aber  musste  dieses  Abgaben- 
wesen selbst  zu  den  grössten  Beschwerden  führen,  insofern  es  der 
Gerechtigkeit  und  dem  Landeswohl  sehr  wenig  entsprach.  So 
namentlich  jene  f  i  n  e  s  und  ihnen  ähnliche  Zahlungen. 

Gerade  sie  waren,  wie  schon  bemerkt  ,  viel  leichter  auszu- 
dehnen als  andere  Einnahmen,  und  erfuhren  solche  Ausdehnung 
auch  fort  und  fort,  aber  zum  grossen  Schaden  des  Landes  und 
unter  arger  Beeinträchtigung  des  Ansehens  der  mit  der  Verwal- 
tung dieser  Einnahmen  betrauten  Beamten,  z.  B.  durch  Bewilli- 
gung von  Handels-  und  Gewerbevorrechten,  Begünstigungen  die- 
ser oder  jener  Partei  bei  gerichtlichen  Streitigkeiten  usw.  ^). 

Und  wie  man  die  üblen  Folgen  dieser  Dinge  in  England 
beklagte,  ähnlich  stand  es  andern  Orts,  und  namentlich  in 
Deutschland.  Auch  da  Klagen  über  Käuflichkeit  und 
Bestechlichkeit,  die  weit  zurückreichten ,  aber  im  Laufe 
der  Zeit  und  gerade  in  den  hier  in  Rede  stehenden    Jahrhunder- 

1)  Vgl.  oben  Seite  491. 

2)  Vgl.  Schanz  und   Schaube  a.   a.   O, 

3)  Vgl.  oben  S.  481. 


^gg  Fr.   J.   Neumann  : 

teil  sich  immer  mehr  steigerten. 

Wer  nichts  zum  Hofe  brachte  —  so  klagte  man  in  Deutsch- 
land schon  zur  Zeit  der  Heinriche^)  —  der  trug  auch  nichts 
heim.  Und  ein  Zeitgenosse  König  Heinrichs  III.  schrieb :  Der 
königliche  Weg  ist  der,  dass  »Wohltaten  verhandelt  werden«. 
Selbst  Gerichte  nahm  man  nicht  aus,  sodass  es  z.  B.  unter  Otto  III. 
hiess ; 

Otto  rex  tua  lex  semper  venditur  auro.  Hie  gentes  frustra 
quaerunt  judicia  justa.  Otto  dum  regnas,  regnat  pecunia  tecum. 
Und  ähnlich  unter  Heinrich  IV.: 

Nummum  colunt  principes, 

Nummus  regit,   nummus  regnat 

Nummus  et  justificat. 

Ad   mensuram  nunimi  fiunt 

Omnia  judicia  etc. 

Aehnlich  stand  es  im  Deutschen  Reich ,  aber  auch  ausser- 
halb des  königlichen  Hofes.  Was  zu  jener  Zeit  an  Vogtei, 
Gericht,  Verwaltung  usw.  überhaupt  bestand,  wurde  tunlichst  zur 
Quelle  von  Einkünften  gemacht.  Das  galt  auf  deutschem  Boden, 
ganz  ähnlich  wie  in  England,  schon  seit  alter  Zeit  fast  als  selbst- 
verständlich -).  Damit  hing  ja  auch  z.  B.  der  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert sich  immer  mehr  befestigende  Missbraucii  der  Erhebung 
sog.  »Umgelds«  zusammen.  Da  man  über  Verkehr  und  Verkehrs- 
recht gebot,  glaubte  man  auch  durch  Verkehrsabgaben  aller  Art 
beitreiben  zu  können,  was  auf  direktem  Wege  zu  gewinnen 
schwieriger  erschien.  Und  in  Mainz  z,  B.  wurde  schon  1235 
geklagt,  dass  Domini  et  civitates  praetextu  faciendarum  municio- 
num  vel  alia  quacumque  causa  telonia  vel  exactiones  instituunt, 
quae   vulgo  dicuntur  ungelt,  in  homines  .   .   .  vel  bona  etc. 

Ganz  besonders  aber  schädigte  man  Gewerbe  und  Handel, 
wie  bekannt,  damals  durch  Ausbildung  jenes  R  e  g  alsystems,  das 
sogar  manche  Schriftsteller  auf  dem  Gebiete  der  Finanzwissen- 
schaft befürworteten. 

Wo  der  Satz  galt:  nulle  terre  sans  seigneur,  und  wo  hienach 
das  Gewerbe  der  Landwirtschaft  gewissermassen  nur  mit 
Staatskonzession  getrieben  werden  konnte,  da  lag  es  ja,  wie  schon 

1)  Vgl.    IVaiiz,   Deutsche  Verfassung.sgeschichte.  Band  VIII   (1878),   S.  411  ff. 

2)  Vgl.  Inama-Stej-negg,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  in  den  letzten  Jahrhun- 
derten des  Mittelalters.  Teil  I  (1899)  S.  114:  »Wohl  ist  Gericht  und  Vogtei,  in  de- 
nen sich  in  der  Hauptsache  die  öffentliche  Verwaltung  konzentrierte  ,  noch  durch- 
weg als  Einkommensquelle  angesehen«. 


Finanz   und  Finanzwissenschaft. 


499 


Röscher  treffend  hervorhob,  allerdings  nahe,  dieselbe  Abhängigkeit 
auf  Industriegewerbe  zu  übertragen^).  Und  so  kann  es  nicht 
Wunder  nehmen  ,  dass  wie  in  Frankreich  und  England,  auch  in 
vielen  deutschen  und  italienischen  Gebieten  die  »hohen  Obrig- 
keiten«, wie  man  später  klagte,  gerade  die  ertragreichsten  Ge- 
werbe ;  privative«  an  sich  zogen,  um  sie  für  sich  auszubeuten, 
dass  das  aber  alle  diejenigen  ,  die  es  mit  Ausführung  solcher 
Schliche  zu  tun  hatten,  in  hohem  Grade  verhasst  machte.  Quasi 
fraude  —  sagte  von  ihnen  Besold  —  a  subditis  pecuniani  extor- 
quere  fas  licitumque  esse  putant  -).  Und  Schröder  verglich  ihr 
Treiben  mit  den  Verwüstungen  wilder  Schweine,  die  nicht  nur 
Vorhandenes  zerstören,  sondern  auch  die  Wurzeln  des  Gedeihens 
schädigen.  Nach  alledem  aber  ist  es  denn  auch  leicht  erklär- 
lich, wie  üble  Nebenbedeutung  das  Wort  Finanz  damals  gewinnen 
konnte,  und  dass  z.  B.  Stieler  (»Spaten«)  darauf  bestehen  konnte: 
Gerade  in  Deutschland  habe  man  an  der  richtigen  Auffassung 
von  Finanz  (in  diesem  Sinn)  festgehalten,  indem  man  diese 
Worte  gleichbedeutend  mit  versura  und  impostura 
gebrauche,  da  ja  gerade  Finanzleute  coUecta  et  tributa  variis 
artibus  a  pauperrimis   subditis  extorquere  (!)  solent  etc.  ^). 

Fassen  wir  alles  zusammen,  so  scheinen  es  also  vorzugs- 
weise drei  Dinge  gewesen  zu  sein ,  denen  jene  üblen  Nebenbe- 
deutungen des  Worts  zu  denken  war : 

1.  der  fortschreitende  Uebergang  zum  Geld-  und  Kreditver- 
kehr mit  den  hieran  sich  knüpfenden  Erscheinungen  des  Zinses 
und  ähnlicher  bisher  wenig  anerkannter  Kapitalnutzungen, 
sodann 

2.  mancherlei  Ausartungen  ,  Kniffe  und  Ränke  ,  deren  sich 
bei  solchem  Uebergange  manche  und  insbesondere  ausländische 
Geschäftsleute,  der  dieser  Dinge  weniger  kundigen  deutschen  Be- 
völkerung gegenüber,  schuldig  machten ,  und  die  in  den  damals 
recht  argen  deutschen  Münzzuständen  noch  eine  Stütze  fanden, 
endlich  und  namentlich  aber  auch 


1)  Röscher,   Geschichte  der  Nationalökonomik  in  Deutschland   1S74   S.   161. 

2)  De   aerario  1610. 

3)  Noch  V.  Thile  (Nachricht  von  der  Churmärkischen  Contributions-  und  Schoss- 
Einrichtung.  Neue  Aufl.  176S),  der  als  kgl.  preussischer  Kriegsrat  selber  mit  diesen 
Dingen  zu  tun  hatte,  klagte,  dass  man  die  Kameralisten  »wenig  estimiere«,  und  sich 
früher  »Leute  von  Extraktion«  gescheut  haben  ,  »Kammerräte  oder  Finanziers  zu 
werden«.  Nach  v.  Seckendorf  (Fürstenstaat  1655)  erinnerte  das  Wort  »Staat«  an 
»Untreue,  Schandtat  und  Leichtfertigkeit« . 
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Fr.    y.  Neumann : 


3.  der  Umstand,  dass  man  zu  den  als  fines,  finances  oder 
Finanzen  bezeichneten  Zahlungen,  ebenfalls  zum  Teil  infolge 
ausländischer  Einflüsse,  auch  Leistungen  öffentlich-  oder  halb- 
öffentlich-rechtlichen Charakters  rechnete,  über  die  man 
sich  in  mancher  Beziehung  noch  mehr  zu  beklagen  Anlass  hatte,  als 
über   »welsche«    Händler  oder  Wechsler. 

Wie  indessen  diese  Erscheinungen  selber  zum  grossen  Teile 
von  Frankreich  ausgingen,  so  auch  ihre  Heilung,  da  gerade  in 
Frankreich  das  Wort  finances  immer  mehr  ausschliesslich  für 
Staats-Einnahmen  verwendet  wurde,  und  gerade  von  Frank- 
reich aus  auch  jene  Bewegung  ihren  Ursprung  nahm ,  die 
darauf  ausging,  mit  den  alten  Listen  und  Tücken  zur  Erzielung 
von  Einnahmen  zu  brechen  und  des  Satzes  eingedenk  zu  sein, 
dass  »juvandi  prius  privati  sunt,  ut  juvent  post  rempublicam«. 
Hievon  im  folgenden  Abschnitt. 

3,  Die  Befestigung  des  Wortes  Finanzen  als  besonderen  Aus- 
drucks   für    Staats-Einnahmen    und    -Ausgaben ,     zunächst    in 

Frankreich. 

Dass  man  alle  Staatseinnahmen-)  als  solche  mit  dem  Worte 
finances  bezeichnete,  wird  schon  im  sechzehnten  Jahrhundert 
vom  Florentiner  Guic  ciardini -)  als  ein  Vorgang  bezeichnet, 
den  man  auf  Frankreich  zurückzuführen  habe.  Era  proposto  — so 
heisst  es  dort  von  jemand —  dell'  amministrazione  dell'  entrate 
regia  che  in  Francia  dicono  .  .  .  .  finanze.  Und  dass 
man  vulgaramente  diesen  Ausdruck  ähnlich  auch  in  Italien 
bereits  im  sechzehnten  Jahrhundert  gebraucht  habe ,  steht  nicht 
minder  fest^). 

Fragen  wir  aber  nach  dem  Ursprung  jener  Vorgänge ,  so 
überzeugen  wir  uns,  dass  dieser  mit  gewissen  Wandlungen  fran- 
zösischer Verwaltung  und  insbesondere  auch  mit  gewissen 
Differenzen  zwischen  französischer  und  deutscher  Verwaltungs- 
organisation zusammenhing,  die  von  allgemeiner  Bedeutung  waren 
und  deren  Folgen  zum  Teil  sogar  bis  zur  Gegenwart  zu  reichen 
scheinen. 


i)  Dass  das  früher  nur  bezüglich  einzehier  Kategorien  geschah ,  ist  oben  ge- 
zeigt (S.  482). 

2)  Storia  d'Italia  (zuerst  1562   erschienen)    I.   31. 

3)  Nach  Davila,  Storia  della  guerre  civili  di  Francia,  zuerst  1559 — 159S  in  Vene- 
dig erschienen.  Weiteres  im  oben  zitierten  Vocabulario  degH  Academici  della  Crusca 
(1889)  T.  VI. 
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Im  Deutschen  Reiche  war  nämhch  herkömmlich  schon  seit 
der  »fränkischen  Zeit«  die  Verwaltung  der  öffentlichen  Einnahmen 
und  Ausgaben  durch  einen  einzigen  Beamten:  den  im  Kreise 
hoher  Würdenträger  keineswegs  besonders  hochgestellten  Came- 
rarius  oder  Kämmerer  —  so  genannt  nach  camera,  da  ja 
Camera ,  wie  damals  gesagt  wurde ,  locus  est  in  quem  thesaurus 
colligitur. 

Indessen  mit  dem  Steigen  des  Umfangs  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  erwies  sich  diese  auch  in  den  einzelnen  Landesgebieten 
nachgebildete  Einrichtung ,  an  die  noch  heute  manche  amtliche 
Bezeichnung  erinnert^),  nicht  als  ausreichend.  Und  deshalb  ver- 
breitete sich  seit  dem  sechzehnten  Jahrhundert  in  Deutschland 
—  zuerst  unter  den  Kaisern  Maximilian  und  Ferdinand  —  eine 
aus  dem  N  e  u  b  u  r  g  u  n  d  i  s  c  h  e  n  Reiche  übertragene  Einrich- 
tung :  jene  Organisation  von  K  a  m  m  e  r  n  k  o  1 1  e  g  i  e  n  nämlich, 
die  sich  später  namentlich  in  Brandenburg-Preussen  in  hohem 
Masse  bewähren  sollte,  wo  unter  dem  sog.  Generaldirektorium 
in  Berlin  eine  grosse  Zahl  von  Kriegs-  und  Domänenkammern  ^)^ 
die  Vorgänger  der  heutigen  Regierungen  wurden.  Gerade  hier 
aber  wurde  die  für  jene  Zeiten  vortreffliche  Organisation,  wie  be- 
kannt, noch  dadurch  unterstützt,  dass  Friedrich  I.  an  den  Uni- 
versitäten zu  Halle  und  Frankfurt  a.  O.  besondere  Lehrstühle 
für  diejenigen  Zweige  des  Wissens  einrichtete,  in  denen  die  an 
jenen  Kammern  später  anzustellenden  Beamten  wohl  unterrichtet 
sein  sollten.  Und  da  diesem  Vorgehen  entsprechend  in  Deutsch- 
land bald  viele  ähnliche  Lehrstühle  für  Kameralwissenschaft  ein- 
gerichtet wurden,  schloss  sich  hieran  auch  bald  eine  grosse  Litera- 
tur der  »C  a  m  e  r  a  lwissenschaften'5-  d.  h.  insbesondere  eine  Flut 
hierauf  bezüglicher  »Cameral-Magazine«,  Cameral-Encyklopädien« 
und  Lehrbücher  »der  Cameral«-  oder  der  »Polizei-  und  Cameral- 
wissenschaft«  usw.  —  was  alles  dazu  beitrug,  solche  ausserhalb 
Deutschlands  durchaus  ungebräuchliche  Ausdrücke  wie  Cameral- 
wissenschaft  und  Cameralien  hier  für  jene  Zweige  des  Wissens 
zu  befestigen ,    die  uns  heute  etwa  als  Finanz-   oder  Finanz-   und 


1)  Man  denke  nur  an  den  Ausdruck  »Stadtkämmerer«  z.  B.  in  der  preussischen 
Siädteordnung   für  die  östlichen   Provinzen  von   1853. 

2)  Ihrerseits  hervorgegangen  aus  den  sog.  Amtskammern,  den  schon  von 
Joachim  I.  (1499 — 1535)  eingesetzten  »Behörden«  zur  Verwaltung  der  Domanialein- 
künfte  ,  vereinigt  mit  den  sog.  Kriegs  kommissariaten  zu  Kriegs-  und  Do- 
mänenkammern  durch  den  Grossen  Kurfürst. 


ro2  F""'    J-   Neuniann  : 

Polizeiwissenschaft  erscheinen.  Ja  ,  es  miifassten  eben  diese 
»Camerahvissenschaften«  neben  den  auf  Finanz-  und  PoUzeisachen 
bezügUchen  Dingen,  wie  nach  dem  Gesagten  leicht  erklärlich  ist, 
auch  die  Lehren  von  der  besten  Bewirtschaftung  von  Domänen, 
Forsten  und  Bergwerken  und  hie  und  da  sogar  die  Anfänge  des- 
sen, was  man  heute  als  Volkswirtschaftspolitik  bezeichnet.  Immer- 
hin blieb  Hauptobjekt  dieser  Deutschland  eigentümlichen  Litera- 
tur die  Lehre  vor  den  Staats-  oder  Landes- Ein  nahmen 
und  -Ausgaben.  Und  so  hatte  denn  auf  deutschem  Boden 
gerade  der  Ausdruck  Cameralwissenschaft  lange  Zeit  dasjenige 
zu  ersetzen,  was  man  ausserhalb  Deutschlands  als  Finanzwissen- 
schaft bezeichnete,  und  was  d  ie  se  Bezeichnung  namentlich  unter 
dem  Einflüsse  anders  gestalteter  französischer  Behördenorganisa- 
tion behielt. 

In  F  r  a  n  k  r  e  i  c  h  war  nämlich  die  Entwicklung  dieser 
Dinge  schon  seit  dem  vierzehnten  Jahrhundert  eine  ganz  andere 
gewesen  ^). 

Nicht  ein  besonderer  Schatzmeister  oder  Kämmerer  hatte 
die  Landes-Einnahmen  und  -Ausgaben  unter  sich,  sondern  jener 
höchste  aller  Hofbeamten  und  Würdenträger 
des  Reichs,  den  man  als  den  Seneshall  oder  provengalisch 
als  S  e  n  e  s  c  a  1  d.  h.  als  den  ältesten  und  höchsten  der  Beamten 
(von  senex,  senior  und  scalch,  Schalk,  Knecht,  Beamten)  bezeich- 
nete, und  der,  wie  man  annimmt,  einst  an  die  Stelle  des  aus 
karolingischer  Zeit  bekannten  Major  D  o  m  u  s  (Maire  du  palais) 
getreten  war.  Als  dann  König  Philipp  August  im  Jahre  1191  diese 
Einrichtung  aufhob,  kam  es  zwar  zunächst  auch  in  Frankreich 
zu  einer  dem  Amte  des  deutschen  Camerarius  entsprechend  neuen 
Würde :  der  des  G  r  a  n  d  c  h  a  m  b  e  1 1  a  n  (Grosskämmerer),  aber 
nicht  auf  lange  Zeit.  Denn  schon  Philipp  IV.  der  Schöne 
(1283 — 1309)  —  »voulant  accompagner  de  formes  solennelles 
l'augmentation  successive  des  revenues«  erhob  den  Grand-Cham- 
bellan  de  M  a  r  o  g  n  y  zur  Würde  eines  Surintendant  des 
F  i  n  a  n  c  e  s.  Und  damit  war  dieser  Titel  als  ein  besonders  an- 
gesehener geschaffen.  Bei  dieser  Einrichtung  verblieb  es  auch, 
ohne  dass  es  zu  einer  der  deutschen  ähnlichen  kollegialen  Ver- 
fassung der  Finanzbehörde  gekommen  wäre ,  sehr  lange  Zeit. 
Denn  als  König  Heinrich  IV.  eine  Einrichtung    letzterer  Art  ver- 


l)  Vgl.    zum    folgenden    namenllich  Brcssoi  ,    Histoire    financiere  de  la  France. 
2.  Ausgabe  1843. 
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suchte  und  dementsprechend  an  Stelle  eines  Surintendant  des 
Finances  einen  Conseil  des  Finances  einsetzte,  er- 
wiesen sich ,  wie  berichtet  wird ,  die  vielen  conseillers 
noch  viel  weniger  zuverlässig  und  Weniger  ungefährlich  als  ein 
einziger  höchster  Finanzbeamter,  der  als  solcher  die  ganze  Ver- 
antwortung zu  tragen  hatte.  Ja,  man  klagte  wohl,  dass  die  vielen 
conseillers  nur  viele  depredateurs  wären.  Und  so  kehrte  man 
zur  alten  Einrichtung  zurück  :  Sully  wurde  wieder  Surintendant 
des  Finances,  und  bei  dieser  Einrichtung  verblieb  es,  wenn 
auch  der  Name  wechselte ,  indem  z.  B.  an  die  Stelle  jenes 
Surintendant  mit  Colbert  ein  Controleur  general  des 
Finances,  und  seit  1795  ein  M  i  n  i  s  t  r  e  des  Finances 
eingesetzt  wurde. 

Am  Worte  Finances  hielt  man  also ,  im  Gegensatz  zu 
Deutschland,  in  Frankreich  schon  seit  dem  12.  Jahrhundert  fest, 
um  die  Spitze  der  ganzen  Einnahme-  und  Ausgabe-Ver- 
waltung zu  charakterisieren.  Und  damit  harmonierte  denn  dort 
auch  die  bei  literarischer  Behandlung  dieser  Dinge  gewählte 
Ausdrucksweise.  Nicht  von  Kameralwissenschaft ,  Kameral- 
lehren,  Kameralaufgaben  usw.  sprach  man  ,  sondern  von  Lehren, 
Projekten  oder  Theorien  des  finances.  Und  so  erschien  z.  B. 
schon  1581  unter  dem  Titel  Le  secret  des  finances  de  France  ein 
seiner  Zeit  viel  besprochenes ,  für  Finanztheorie  und  auch  für 
Finanz-  und  Sozialstatistik  bedeutsames  Werk  von  Fi'omnenteau^ 
worin  dieser,  wie  er  selber  sagt,  mit  Bezug  auf  Frankreich  dar- 
legen wollte:  l'Estat  auvrai  des  deniers  ordinaires  et 
extraordinaires  levez  .  .  a  fin  qu'il  plaise  a  La  Majeste 
consi-direr,  qu'il  est  con  table  äDieu  du  grand  des- 
ordre,  exces  et  confusion  tenu  au  maniement 
et    dispensationdeses    finances«. 

Bei  alledem  konnte  es  aber,  da  man  unter  finance  in  Frank- 
reich ,  wie  in  England ,  Italien,  Deutschland  hergebrachterweise 
auch  ganz  andres  verstand^)  gar  nicht  vermieden  werden,  dass 
in  Einzelausführungen  dieses  Wort  zu  gleicher  Zeit  in  recht  ver- 
schiedener Auffassung  gebraucht  wurde.  Und  dasselbe  lässt  sich 
denn  auch  in  dem  ungefähr  gleichzeitig  erschienenen  bedeutsamsten 
st  aats  wissenschaftlichen  Werke  des  sechzehnten  Jahr- 
hunderts: den  Six  livres  de  la  Republique  von  Bodin  konstatieren, 


i)  Vgl.  oben  S.   489. 
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das  zuerst  1577  und  dann  wesentlich  erweitert  in  lateinischer 
Sprache  1584  herausgegeben  wurde.  Das  ganze  mit  der  Ueber- 
schrift  Des  Finances  versehene  zweite  Kapitel  des  sechsten 
Buches  dort  ist  z.  B.  fast  ausschliesslich  der  Erörterung  der  Finan- 
zen in  jenem  neueren  Sinne  gewidmet  ^).  Dementsprechend 
führt  dieses  Kapitel  in  der  lateinischen  Ausgabe  auch  die  Ueber- 
schrift:  De  aerario.  Und  wenn  dort  z.  B.  gehandelt  wird  von 
den  sept  moyens  en  gdneral  de  faire  fonds  aux  finances,  so  sind 
eben  damit  nur  die  Haupteinnahmequellen  des  Staats  gemeint. 
Wo  aber  z.  B.  von  den  Beziehungen  des  Staats  zum  Geldwesen 
im  übrigen,  also  namentlich  vom  Münzen,  z.  B.  von  Münzver- 
schlechterungen und  ihren  Folgen  die  Rede  ist,  wird  dasselbe  Wort 
finance  in  ganz  anderem  Sinne  gebraucht,  was  in  der  lateini- 
schen Ausgabe  z.  B.  auch  darin  zu  Tage  tritt,  dass  dort  finances 
teils  mit  a  e  r  a  r  i  u  m  teils  mit  o  p  e  s  übersetzt  wird.   — 

In  Deutschland  konnten  Schwierigkeiten  dieser  Art,  wie 
sich  aus  dem  Gesagten  ergibt,  erst  später  zu  Tage  treten.  Finanz 
blieb  hier  eben  länger  der  Ausdruck  für  Geldzahlungen 
und  Geldwesen  überhaupt,  da  für  finances  im  anderen  Sinne 
Ausdrücke  wie  K  a  m  e  r  a  1  i  e  n  oder  K  a  m  e  r  a  1  w  e  s  e  n  usw. 
das  Feld  behaupteten.  Und  als  man  dann  begann,  das  Wort 
Finanz  allgemein  auch  in  letzterem  Sinne  zu  verwenden,  sah  man 
sich  noch  bis  gegen  die  Mitte  des  neunzehnten  Jahrhunderts  ver- 
anlasst, um  Missverständnisse  zu  vermeiden,  von  dem  Hilfsmittel 
Gebrauch  zu  machen,  dass  man  sich  bei  Erörterung  von  Staats- 
haushaltssachen ,  um  nicht  zu  umständlichen  Umschreibungen-) 
seine  Zuflucht  nehmen  zu  müssen,  solcher  Ausdrücke  wie 
Staatswirtschaftslehre  oder  Staatsfinanz  Wissen- 
schaft bediente. 

Ersteres  geschah  z.  B.  von  seiten  Baumstarks,  der  bereits 
Bürgerliche  Wirtschaftslehre,  G  e  m  e  i  n  d  ewirtschaftslehre  und 
Staats  wirtschaftslehre  von  der  Volks  wirtschaftslehre^)  unter- 
schied,   das    andere    aber  z.  B.   bei    v.  Soden   (Staatsfinanzwissen- 

1)  sodass  in  diesem  .Sinn  es  z.  B.  schon  heisst :  les  finances  sont  les  nerfs 
de   la  Republique. 

2)  Dahin  gehörte  es  wenn  manche  im  Titel  niclit  von  Finanzwissenschaft  spra- 
chen, sondern  von  »Lehren  der  Staatshaushaltung«  [von  Soden  1812)  oder  von  der 
»Lehre  von  der  Wirtschaft  des  Staates«  {^Bee?-  1822)  oder  von  »Abgabenkunde« 
[Kessler  1818)  oder  von  der  Begründung  eines  gerechten  Auflagesystems  [v.  Sei/Her 
1823)  oder  von  den   »Einnahmequellen  des  Staats«   (Graf  Moltke)  usw. 

3)  Cameralist.  Encyklopädie  1835. 
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Schaft  1812)  und  bei  Jakob  und  Eisele  sogar  noch  1821  und  1837 
(Die  Staatsfinanzwissenschaft,  theoretisch  und  praktisch  von  L.  Z. 
von  Jakob,  2.  Auflage  von  Eisele  1837).  Indessen  war  der  Aus- 
druck Staatswirtschaftslehre  natürlich  manchem  Missverständnis 
ausgesetzt,  da  dieses  Wort,  als  Uebersetzung  von  Economie 
politique  oder  Political  economy,  früher  vorzugsweise  für  Volks- 
wirtschaftslehre gebraucht  wurde  ^).  Und  später  glaubte 
man  sich  auch  die  Silbe  »Staats«  vor  Finanzwissenschaft  sparen  zu 
dürfen,  da  der  Gebrauch  des  Ausdrucks  Finanzen  für  Anderes 
als  für  Staatseinnahmen  ,  Staatsausgaben  oder  Staatshaushaltung 
überhaupt,  nach  dem  Vorgange  Frankreichs,  auch  in  Deutschland 
mehr  und  mehr  obsolet  wurde  ^),  sodass  also  der  Ausdruck 
»Finanz«   zu  genügen  schien. 

In  solcher  Auffassung  war  dieser  Ausdruck  freilich  früher 
bereits  zur  Bezeichnung  einzelner  Teile  jener  C  am  e  ra  1  Wissen- 
schaft gebraucht,  die  zugleich  die  Lehre  von  der  »Privatökono- 
mik« und  von  der  »Polizei«  umschloss^).  Nunmehr  aber  wurde 
Finanzwissenschaft ,  ähnlich  wie  in  Frankreich,  auch  in  Deutsch- 
land der  selbständige  und  spezielle  Ausdruck  für  die  Lehren 
von  den  Staats-Einnahmen  und  -Ausgaben.  So  zunächst  insbeson- 
dere in  den  Werken  von  Stockar  v.  Nejiforni  (Handbuch  der  Finanz- 
wissenschaft 1807),  Harl  (Handbuch  der  Staatswirtschaft  und  Finanz 
1811),  Fulda  und  Malchus  (Handbuch  der  Finanzwissenschaft 
1826  bez.  1830),  Schön  (Grundsätze  der  Finanz  1832)  usw.,  und 
hat  so  namentlich  seit  den  trefflichen  Grundsätzen  der  Finanz- 
wissenschaft von  Carl  Heinrich  Rau  (zuerst  ebenfalls  1832)  das 
Feld  behauptet. 

Nur  hat  sich  seit  einigen  Jahrzehnten  wiederum  ein  Wandel 
vollzogen.      Denn    immer    dringlicher    stellte    sich    das  Bedürfnis 


i)  Z.  B.  bei  Scklözer,  Anfangsgründe  der  Staatswirtschaft  1805  ;  Hufeland,  Neue 
Grundlegung  der  Staatswirtschaftskunst  1807  ;  Lotz,  Handbuch  der  Staatswirtschafts- 
lehre 1821,  2.  Ausgabe  1837  ;  Hermann,  Staatswirtsch.  Untersuchungen  1832  (2.  Aufl. 
1870);     Röscher,   Grundriss   zu   X'orlesungen   über   Staatsw.   1843. 

2)  Während  es  in  England  mehr  als  in  Frankreich  und  in  Deutschland  dabei 
geblieben  ist,  auch  in  der  Wissenschaft  das  Wort  Finanz  —  ähnlich  wie  nach  deut- 
schem allgemeinem  Sprachgebrauch  —  auch  z.  B.  auf  Bank-,  Geld-  und  Bör- 
sengeschäfte zu  beziehen.  So  schon  von  Röscher  hervorgehoben  unter  Bezugnahme 
z.  B.  auf  Giffen  ,  der  in  seinen  Essays  on  finance  vorzugsweise  volkswirtschaftliche 
Fragen  behandeil  habe.  Vgl.  auch  Mtirray-Bradley ,  Dictionary.  Vol.  IV  (1901)  s. 
V.  finance. 

3)  Vgl.  oben  Seite  502. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft.  1908.    3.  33 


CQß  Fr.  J.  Neumann:    Finanz  und  Finanzwissenschaft. 

heraus  ,  neben  dem  Haushalt  des  Staats  auch  den  der  Ge- 
meinden wissenschaftlicher  Erörterung  zu  unterziehen  und 
diese  Erörterung  mit  jenen  des  Staatshaushalts  zu  verbinden. 
Und  so  ist  die  Finanzwissenschaft  nach  jetziger  Auffassung  die 
Lehre  vom  Staats-  und  Gemeindehaushalt  geworden,  mit  der 
Massgabe,  dass  unter  Gemeinde  hiebei  zugleich  auch  die  sog. 
höheren  Kommunalverbände:  Kreise,  Provinzen  usw.  zu  ver- 
stehen sind. 

Doch  hat  sich  auch  die  Gestaltung  dieser  Dinge  stufen- 
weise vollzogen.  Und  zwar  waren  es  zunächst  süddeutsche 
bayrische  und  dann  namentlich  b  a  d  i  s  c  h  e  Bedürfnisse,  die 
hiezu  Anlass  gaben.  Und  da  diese  Dinge  mit  der  Ausgestaltung 
dortiger  kommunaler  Rechtsverhältnisse  (insbesondere  dem  ba- 
dischen Gemeindegesetz  von  1831  und  seiner  Vorgeschichte)  in 
Zusammenhang  standen,  wird  eben  hiebei  noch  in  besonderem 
Abschnitt  zu  verweilen  sein. 
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II.   MISZELLEN. 


Der  Zahlungsverkehr  im  Wollhandel. 

Von 

Dr.  iur.  Bernhard  Hecke. 

Nicht  nur  in  der  Leinen-,  auch  in  der  WolHndustrie  ist  neben 
dem  Verlagsystem  das  Hauswerk  ^),  (d.  h.  Produktion  der  Garne  oder 
Gewebe  im  Hause  für  den  eigenen  Bedarf  aus  selbst  gewonnenen  Roh- 
stoffen) noch  verbreiteter,  als  man  im  allgemeinen  wohl  annimmt,  z.  B. 
in  Ost-  und  Westpreussen  und  in  Schleswig-Holstein.  Diese  Wirt- 
schaftsform geht  jedoch  schnell  zurück.  Die  kleinen  Wollproduzenten 
finden  kein  Dienstpersonal  mehr,  das  bereit  wäre,  nach  vielstündiger 
schwerer  Landarbeit  sich  hinter  den  Webstuhl  zu  stellen  oder  ans 
Spinnrad  zu  setzen.  Mithin  sind  sie  gezwungen,  die  Wolle  den  Fabri- 
kanten zu  bringen ;  das  geschieht  jedoch  nicht  gegen  Geld.  Ihre  Vor- 
fahren haben  Kleider  aus  eigener  Wolle  getragen,  dabei  wollen  auch 
sie  bleiben.  Sie  beauftragen  also  den  Fabrikanten ,  aus  ihrer  Wolle 
Stoff  herzustellen.  Gewöhnlich  ist  das  wegen  der  viel  zu  kleinen  Mengen 
technisch  unmöglich.  Diejenigen  jedoch,  die  hartnäckig  auf  ihrem 
Wunsche  bestehen,  erhalten  nach  einer  Zeit,  in  der  etwa  ein  Stück 
Tuch  fertiggestellt  werden  kann,  ein  Stück  wollenen  Stoffs;  vielfach 
soll  überhaupt  wenig  Wolle  dabei  sein,  die  Wolle,  die  sie  eingeliefert 
haben,  auf  keinen  Fall.  Einsichtsvollere  Wollproduzenten  wählen  sich 
an  Zahlungsstatt  aus  einem  Musterkatalog  beliebigen  Stoff  aus.  Und 
so  finden  wir  in  diesem  Teile  des  Wollhandels  noch  die  unterste  Form 
des  Zahlungsverkehrs,  den  Tauschverkehr. 

Noch  reiner  ist  dieser  Tauschhandel  in  der  Kapkolonie  erhalten. 
Die  Krämer  nehmen  dort  die  Wolle  der  abseits  von  den  Hauptver- 
kehrsstrassen  wohnenden  Farmer  an  Zahlungsstatt  für  alle  möglichen 
Waren  entgegen  und  geben  wieder  ihrerseits  die  Wolle  ihren  Lieferanten 
in  Zahlung,  bei  der  Mannigfaltigkeit  der  Wollsorten  fürwahr  ein 
schwieriger  Zahlungsverkehr ! 


I)  K.  Bücher,  Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft.  6.  Aufl.  Tübingen  1908.  S.  158. 
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In  Deutschland  findet  sich  der  Tausch  der  Wolle  gegen  Stoff  nur 
ganz  vereinzelt.  Vorwiegend  verkaufen  die  kleinen  Schafzüchter  ihre 
Wolle  an  Fabrikanten  oder  umherreisende  Händler  gegen  bar.  Es 
findet  sich  jedoch  im  Kleinhandel  noch  eine  andere  Form  des  Verkaufs. 
In  Schleswig-Holstein  besteht  von  alters  her  eine  besondere  Neigung 
der  Landbevölkerung,  sich  zur  Erlangung  wirtschaftlicher  Vorteile  ge- 
nossenschaftlich zu  vereinigen.  Hat  die  Vereinigung  ihren  Zweck 
erreicht,  löst  sie  sich  formlos  auf  An  der  Westküste  Schleswig-Hol- 
steins übernehmen  die  Gemeindevorsteher  der  Dörfer  die  Bildung 
solcher  Vereinigungen  von  Schafzüchtern,  um  die  Wolle  in  der  nächsten 
Stadt  Ende  Mai  oder  Anfang  Juni  zu  verkaufen.  Die  Vorsteher  lassen 
einen  Bogen  in  der  Gemeinde  umlaufen.  Durch  Eintragung  der  Menge, 
die  der  Züchter  liefern  will,  erklärt  er  seinen  Beitritt.  Meistens  schliessen 
sich  mehrere  Gemeinden  zusammen.  Der  Verkauf  ist  ein  ungewöhn- 
lich unkaufmännischer ,  schleppender.  Oft  vergehen  4 — 5  Wochen- 
markttage, ehe  sich  die  Verkäufer  zum  Abschluss  eines  Geschäfts  ent- 
schlossen haben.  Die  Lieferung  erfolgt  im  Kirchspielkrug,  das  Zu- 
wiegen  unter  Hilfeleistung  von  3  bis  4  Gemeindemitgliedern,  die  für 
Rechnung  des  Käufers  beköstigt  werden.  Auch  Arbeitslöhne  hat  der 
Käufer  zu  bezahlen.  Die  durch  diese  schwerfällige  Art  des  Handels 
entstehenden  Spesen  betragen  2  Pfennig  und  mehr  für  ^/2  Ko.  In- 
folgedessen wird  die  Zahl  der  Käufer  von  Jahr  zu  Jahr  kleiner  und 
der  Preis  der  Wolle  um  die  Spesen  gedrückt.  Auf  diese  Weise  werden 
jährlich  etwa  18000  Ko.  der  sogenannten  »Kommunenwolle«  zum  Ver- 
kauf gestellt.     Die  Zahlung  erfolgt  bei  der  Abnahme  in  bar. 

Die  Kleinhändler  liefern  dem  Fabrikanten  oder  Grosshändler  eben- 
falls gegen  bare  Zahlung. 

Die  deutschen  Wollgrosshändler  und  Fabrikanten  kaufen  die  Wolle, 
wenn  wir  von  den  geringen,  vom  Kleinhändler  aufgenommenen  Posten 
absehen,  entweder  auf  den  Gütern,  auf  Wollmärkten,  oder  auf  Auktionen. 

Auf  den  Gütern  w^erden  ^/i  aller  im  Schweiss  geschorenen  Wolle 
gekauft  und  zwar  gegen  Barzahlung  bei  sofortiger  Lieferung  oder  im 
sogenannten  Kontraktgeschäft,  d.  h.  die  Wolle  wird  schon  lange 
vor  der  Schur  auf  spätere  Lieferung  geschlossen  gegen  hohe  Baran- 
zahlung, die  bei  der  Ablieferung  verrechnet  wird.  Die  Zahlung  ge- 
schieht hier  technisch  durch  Barsendung. 

Auf  den  W  o  1 1  m  ä  r  k  t  e  n  zu  Berlin,  Breslau,  Posen,  Güstrow, 
Neubrandenburg,  Stettin,  Augsburg,  Ulm  und  noch  einigen  anderen 
süddeutschen  Plätzen  wird  zum  Teil  Schweisswolle,  hauptsächlich  aber 
rückengewaschene  Wolle  verkauft.  Der  Zahlungsausgleich  der  auf  den 
Märkten  umgesetzten  Wolle  vollzieht  sich  an  Plätzen,  wo  ein  öffent- 
liches Lagerhaus  fehlt,  in  der  Weise,  dass  zunächst  nach  erfolgtem 
Abschluss  ein  Spediteur  die  Wolle  »zu  treuen  Händen  in  Gewicht  und 
Besitz«  nimmt.     Gegen  den  Gewichtsschein  des  Spediteurs  oder  gegen 
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Ratswageschein  erfolgt  sofort  Barzahlung.  In  Neubrandenburg  kauft 
man  »Einlagerungsgewicht  der  öffentlichen  Lagerhäuser«.  Zug  um 
Zug  gegen  Auslieferung  des  indossierten  Lagerscheins  (siehe  das  Bei- 
spiel) leistet  der  Käufer  Barzahlung. 

Lagerbuch 

Fol  ...  .     216  ...  . 

Neubrandenburger    Woll  markt    1907. 
No.  7. 
Lagerschein    an    Order. 
Li  die  VVollniederlage  von  C.  J.  Tiedt  sind  vom  Herrn  Rittergutsbesitzer 
Schult 

Flausch    200    Kilo    Wolle ,    Netto     

schreibe  Netto  Zweihundert  Kilo 

Wolle  eingeliefert  unter  den  nachstehenden  Bedingungen : 

1.  C.  J.  Tiedt  ist  zur  ordnungsmässigen  Aufbewahrung  der  Wolle  ver- 
pflichtet und  haftet  für  die  Richtigkeit  der  Flausch-  oder  Sackzahl, 
nicht  jedoch  für  Gewichtsverlust.  Wird  bemerkt,  dass  die  eingelieferte 
Wolle  feucht  oder  nass  ist  und  Sterblingswolle  etc.  enthält ,  so  wird 
solches  im  Lagerbuch  und  Lagerschein  notiert. 

2.  Der  Eigner  trägt  die  Gefahr  der  gelagerten  Wolle.  Dieselbe  wird  von 
C.  J.  Tiedt  für  Rechnung  des  Eigners  gegen  Feuersgefahr  für  die  Dauer 
der  Lagerung  versichert. 

3.  Die  Dauer  der  Lagerung  hängt  vom  Eigner  ab.  Das  Jahr  wird  vom 
I.   Juni  bis  31.  Mai  kommenden  Jahres  berechnet. 

4.  Die  Auslieferung  der  Wolle  geschieht  an  den  Einlieferer  oder  an  dessen 
Order  (siehe  die  Rückseite)  nur  gegen  Rückgabe  des  quit- 
tierten Lagerscheins,  event.  nach  Amortisation  des- 
selben, und  gegen  Zahlung  der  nicht  berichtigten  Kosten  und  Auslagen. 

Neubrandenburg,  den  15.  Mai  1907. 

Der  Inhaber  der  Wollniederlage 
(Unterschrift) 
Versichert  ist  die  Wolle  gegen  Feuersgefahr  Der  beeidigte  Wäger 

für  den  laufenden  Monat  mit  M.  ^  (Unterschrift) 

Rü  ckseite: 

Für  mich  an  die  Order  d  Herr  

in 

,    den  1907. 

Die  Wollmärkte  wurden  zum  Schutze  der  Produzenten  gegen 
Uebervorteilungen  durch  die  Händler  geschaffen.  Tatsächlich  werden 
auf  den  Märkten  auch  höhere  Preise  erzielt,  da  aber  die  Anwesenheit 
der  Produzenten  notwendig  ist,  wird  der  Vorteil  im  Preise  durch  die 
grösseren  Unkosten  aufgewogen,  falls  nicht  bedeutende  Posten  zum 
Verkauf  gestellt  werden.  Infolge  des  Rückganges  der  Wollproduktion 
sind  daher  viele  Schafzüchter  gezwimgen,  die  Wolle  wieder  auf  ihren 
Gütern  zu  verkaufen  oder  die  Auktionen  zu  beschicken.    Die  Auk- 
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tionen  nehmen  deshalb  auf  Kosten  der  Märkte  an  Bedeutung  zu,  be- 
sonders die  in  Berlin  und  Güstrow  abgehaltenen. 

Die  Eigenart  des  landwirtschaftlichen  Betriebes,  die  lange  Um- 
schlagsperiode der  meisten  landwirtschaftlichen  Produkte,  nötigt  die 
Landwirte,  langfristigen  teueren  Kredit  in  Anspruch  zu  nehmen  und 
ihre  Produkte  zu  lombardieren.  Im  Wollhandel  findet  sich  das  reine 
Lombardgeschäft  erst  an  den  Auktionsplätzen.  Man  kann  drei  Ab- 
stufungen unterscheiden : 

i)  Das  schon  erwähnte  Kontraktgeschäft.  Der  Händler  sucht  den 
Produzenten  auf  und  gewährt  ihm  eine  Anzahlung  auf  die  noch  nicht  ge- 
schorene Wolle  ; 

2)  ein  Uebergang  zum  eigentlichen  Lombardgeschäft :  die  am  Orte 
der  Auktion  eingelagerte  Wolle  wird  von  der  die  Auktion  abhaltenden 
Firma  bevorschusst,  doch  mehr  in  der  Form  einer  Anzahlung. 

3)  Das  eigentliche  Lombardgeschäft. 

Die  unter  2)  erwähnte  Art  der  Bevorschussung  findet  sich  z.  B. 
in  Güstrow.  Die  Wollen  werden  in  den  Lagerhäusern  der  Stadt 
Güstrow  eingelagert.  Die  Wollmarktdirektion  schreibt  für  Schweiss- 
wollen  einen  amtlichen  Interimslagerschein,  der  nicht  indossabel  ist, 
aus,  für  Rückenwäschen  einen  indossablen  Lagerschein  (siehe  das 
Beispiel). 


Lagerbuch 
Seite   


No. 


Lagerraum 

No 


Lagerschein. 

In  die  städtische  Wollniederlage  sind  zur  Verfügung  der  Firma  Greiner  Sz  Schmidt 
von    Bandelsdorf      


Sack    Flausch 


Gattung 


Amtliches 
Gewicht 
in  Pfd. 


Tara 


Versichert 
mit  M. 


gewaschene  feine 


halbfeine 


Wolle 

Locken 

Lamm 

Bock 

Wolle 

Locken 

Lamm 

Bock 


Summa  Pfd. 


=  M 


schreibe 


eingeliefert  unter  den  nachstehenden  Bedingungen  : 

1.  Die  Direktion  ist  zur  ordnungsmässigen  Aufbewahrung  der  Wolle  verpflichtet 
und  haftet  für  die  Richtigkeit  der  Flausch-  und  Sackzahl,  nicht  jedoch  für 
Gewichtsverlust.  Wird  bemerkt,  dass  die  eingelieferte  Wolle  feucht  oder  nass 
ist,  so  wird  solches  im   Lagerbuch  und   Lagerschein  vorgemerkt. 

2.  Der  Eigner  trägt  die  Gefahr  der  gelagerten  Wolle.     Dieselbe    wird    von    der 
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Direktion  für  Rechnung    des  Eigners    gegen  Feuersgefahr    für    die  Dauer    der 
Lagerung  versichert;     diese  hängt  vom  Eigner  ab. 

3.  Bei  der  Einlieferung  sind  entrichtet  : 

Lagergeld   i   M.  vom  Zentner  M, Pf. 

Versicherung  für  den  laufenden  Monat  von  M.      '/e  °/oo »   > 

Gebühr  für  den  Lagerschein  >      25   » 

Sa M Pf. 

4.  Bei  der  Auslieferung  sind  zu  entrichten:  Die  Versicherungsgebühr  für  jeden 
angefangenen  weiteren  Monat  mit  '/e  "/oo  und ,  wenn  die  Auslieferung  erst 
nach  dem  30.  September  geschieht,  an  den  Einlieferer  oder  in  dessen  Auf- 
trage (s.  die  Rückseite)  nur  gegen  Rückgabe  des  quittierten  Lagerscheins, 
bezw.  nach  Ungültigkeitserklärung  desselben  ,  und  gegen  Zahlung  der  nicht 
berichtigten  Kosten  und  Auslagen. 

Güstrow  den  .    1907. 

Die  Wollmarkts-Direktion 

(Unterschrift)  Der  beeidigte  Wäger 

(Unterschrift). 
Rückseite. 
Für  mich  im  Auftrag  an  Herrn 

(Name    des  Käufers)    

in    (Wohnort    des    Käufers)   

,    den  .  190... 

(Name  des  Verkäufers). 

Diese  Lagerscheine  erhält  die  die  Auktion  leitende  Firma  G.  und 
S.,  die  den  Eignern  eine  einfache  schriftliche  Bestätigung  über  die 
erfolgte  Einlagerung  gibt.  Schweisswollen  werden  nach  erfolgtem 
Auktionsverkauf  gewogen  und  über  das  jetzt  ermittelte  Gewicht  wird 
ein  endgültiger  indossabler  Lagerschein  ausgestellt. 

Da  die  Firma  G.  u.  S.  sowohl  den  Verkäufern  wie  den  Käufern 
gegenüber  als  Selbstkontrahentin  auftritt  und  ihr  als  Inhaberin  der 
Lagerscheine  das  Verfügungsrecht  über  die  Wolle  zusteht,  ist  sie  in 
der  Lage,  Bevorschussungen  in  der  Form  einfacher  Anzahlungen  vor- 
zunehmen. Sie  leistet  solche  Anzahlungen  bis  zu  80  Prozent  des 
Wertes  und  bedient  sich  zur  Finanzierung  dieser  Geschäfte  wie  über- 
haupt zur  Regelung  des  gesamten  Zahlungsverkehrs  der  Vermittlung 
einer  Güstrower  Bankfiliale. 

An  anderen  Orten  wird  die  Wolle  sowohl  den  Verkäufern  wie  den 
Käufern  lombardiert,  und  zwar  zum  Lombardzinsfuss  der  Reichsbank 
bis  etwa  60  Prozent  des  Wertes  (so  in  Forst)  oder  bis  ^/s  des  Wertes, 
^/2  Prozent  über  Bankdiskont  mindestens  zu  5  Prozent  für  das  Jahr 
(so  in  Berlin).  Den  Gutsbesitzern  wird  der  Vorschuss  lediglich  gegen 
Verpfändung  der  Wolle  gewährt,  während  Wollhändler  ausserdem  ihr 
Akzept,  das  eine  Laufzeit  von  höchstens  3  Monaten  haben  darf, 
hinterlegen  müssen.  Die  Domizilierung  des  Akzepts  bleibt  der  den 
Vorschuss  leistenden  Firma  vorbehalten.     Li  Forst  geschieht  die  Finan- 
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zierung  durch  die  die  Auktionen  abhaltende  Firma  selbst.  Sinkt 
während  der  Dauer  des  Darlehens  der  Preis  des  Unterpfandes  derart, 
dass  nach  der  seitens  der  Firma  G.  u.  S.  festgesetzten  Beleihungs- 
grenze  hinreichende  Deckung  für  das  Darlehen  nicht  vorhanden  ist,  so 
ist  der  Verpfänder  verpflichtet,  binnen  drei  Tagen  nach  erfolgter  Auf- 
forderung der  Firma  G.  u.  S.  die  vorschriftsmässige  Sicherheit  dadurch 
wieder  herzustellen,  dass  er  das  Unterpfand  auf  das  vorgeschriebene 
Verhältnis  erhöht,  oder  eine  verhältnismässige  Abzahlung  des  Darlehens 
leistet. 

Wollauktionen  werden  entweder  im  Frühjahr  oder  im  Herbst  ab- 
gehalten, d.  h.  zu  einer  Zeit,  in  der  die  Landwirtschaft  ohnehin  den 
grössten  Geldbedarf  hat.  Die  Kosten  für  die  Schur  und  den  Woll- 
transport vermehren  diesen  Bedarf.  Um  den  Gutsbesitzern  in  dieser 
bedrängten  Lage  zu  Hilfe  zu  konnnen,  kauft  die  Reichsbank,  weit  ab- 
weichend von  den  allgemeinen  Grundsätzen  ihrer  Diskontpolitik,  in 
diesen  Zeiten  von  Gutsbesitzern  auch  solche  Wechsel  an ,  »welche 
aus  dem  landwirtschaftlichen  Gewerbe  nicht  hervorgegangen,  sondern 
nur  zur  Befriedigung  vorübergehender  Geldbedürfnisse  ausgestellt  sind':  ^). 
Solche  Wechsel  kauft  sie  allerdings  nur  dann,  wenn  auf  ihren  Eingang 
bei  Fälligkeit  bestimmt  gerechnet  werden  kann.  Wenn  nun  auch  die 
Käufer  die  auf  den  Märkten  oder  den  Auktionen  gekaufte  Wolle  bar 
bezahlen  müssen,  so  wird  doch  je  nach  der  Qualität  der  zum  Verkauf 
gestellten  Ware  oder  nach  der  Lage  des  deutschen  Wollmarktes  nicht 
immer  mit  Sicherheit  auf  den  Eingang  solcher  Wechsel  gerechnet 
werden  können.  Deshalb  werden  die  Landwirte,  zumal  an  Orten,  an 
denen  Lagerhäuser,  die  zur  Ausgabe  indossabler  Lagerscheine  ermächtigt 
sind,  fehlen,  genötigt  sein,  teuern  Lombardkredit  in  Anspruch  zu 
nehmen.  Eine  Aenderung  hierin  kann  erst  eintreten,  wenn  wir  in 
Deutschland  ein  Warrantgesetz  haben  werden,  das  der  Reichsbank  ge- 
stattet ,  Warrants  wie  Wechsel  anzukaufen ,  wie  dies  die  Bank  von 
Frankreich  schon  seit  vielen  Jahren  tut.  Es  ist  auch  dringend  wün- 
schenswert, dass  die  oben  erwähnten  reinen  Finanzwechsel  der  Land- 
wirtschaft verdrängt  werden,  denn  »man  wird  einsehen,  dass  in  dem 
Warrant  ein  solideres  Element  liegt  als  im  Wechsel,  welchem  der 
Ursprung  aus  unsoliden  Geschäftsoperationen  oft  schwer  anzusehen 
ist,  und  das  Papier  wird  seinen  Weg  selbst  in  das  Portefeuille  der 
grossen  Banken  finden ,  wenn  ihm  das  Gesetz  die  richtigen  Eigen- 
schaften beilegt«  2). 

Ungleich  günstiger  sind  die  kapitalkräftigen  Wollkäufer,  die  Fabri- 
kanten, gestellt.  Auch  sie  sind  zwar  genötigt,  beim  Wollkauf  hohe 
Kapitalbeträge  in  der  Ware  festzulegen,  denn  die  Zahlungsbedingungen 

i)  >Die  Reichsbank  1876 — 1900«,  Jena.     Seite  79. 

2)  Dr.  R.  Koch  ,  Vorträge  und  Aufsätze  aus  dem  Handels-  und  Wechselrecht. 
Berhn  1892.     Seite  334. 
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lauten  :  Zahlung  des  Kaufpreises  in  verlustfreier  Kasse.  Die  Zahlung  ge- 
schieht daher  meistens  in  bar  oder  durch  Giroüberweisung.  Es  kommen 
auch  Schecks  auf  Banken  am  Orte  der  Auktion  und  erste  Kunden- 
wechsel vor,  die  keine  oder  nur  ganz  unbedeutende  Spesen  verursachen. 

Aber  die  kreditwürdigen  Fabrikanten  können  das  so  festgelegte  Kapi- 
tal leicht  wieder  flüssig  machen.  Nach  dem  kaufmännischen  Grund- 
prinzip :  Benutzung  des  billigsten  Weges,  werden  sie  durch  diese  strengen 
Zahlungsbedingungen  dazu  gedrängt,  Bankakzeptkredit  in  Anspruch 
zu  nehmen. 

Sie  zahlen  V4^/o  Akzeptprovision  und  können  die  Bankakzepte 
zum  Privatdiskontsatz  oder  Vie  ^is  ^js  über  Satz  begeben ;  denn  die 
Banken  werden  auf  Grund  von  Waren  kaufen  gern  Akzeptkredit  zu 
den  kulantesten  Bedingungen  gewähren,  bez.  solche  Akzepte  diskon- 
tieren. Da  diese  Bankakzepte  usancemässig  dreimonatig  ausgestellt 
werden,  ergibt  sich  die  Notwendigkeit,  je  nach  der  Menge  der  ge- 
kauften Wolle  die  Akzepte  ein-  bis  zweimal  zu  prolongieren,  ohne  dass 
sie  dadurch  ihren  warenwechselähnlichen  Charakter  verlieren,  während 
sie  doch  äusserlich  als  Prolongationen  von  Finanzwechseln  erscheinen. 

Auf  den  Wollmärkten  erfolgt  der  Zahlungsausgleich  sofort  nach 
Kaufabschluss  überwiegend  in  bar.  Die  auf  den  Auktionen  erstandene 
Wolle  muss  seitens  der  Käufer  7 — 8  Tage  nach  der  Auktion  an  die 
auktionsleitende  Firma  bar  bezahlt  werden ,  was  vornehmlich  im  Wege 
der  Giroüberweisung  geschieht,  da  als  Käufer  Fabrikanten  und  Gross- 
händler in  Betracht  kommen.  Um  die  Erfüllung  der  Zahlungsbe- 
dingungen sicher  zu  stellen,  behalten  sich  die  die  Auktion  vermitteln- 
den Firmen  das  Recht  vor,  unmittelbar  nach  dem  Zuschlag  eine  An- 
zahlung von  etwa  10  "/o  des  Wertes  der  erstandenen  Wolle  zu  fordern, 
Die  vermittelnde  Firma  zahlt  ihrerseits  an  die  Verkäufer,  die  Gutsbe- 
sitzer, IG — 14  Tage  nach  der  Auktion  und  zwar  grösstenteils  durch 
Barsendung;  nur  den  Grossproduzenten  oder  den  landwirtschaftlichen 
Vereinigungen  wird  der  Gegenwert  im  Girowege  überwiesen. 

An  Kommission  sind  wechselnde  Sätze  zwischen  Mk.  3. —  und 
Mk.  3.50  für  100  Kilo  zu  entrichten.  Für  Säcke  wird  entweder  ein 
gewisser  Prozentsatz  vom  Gewicht  als  Tara  in  Abzug  gebracht,  oder  sie 
werden  mit  Mk.  — .50  bis  Mk.   1.50  in  Rechnung  gestellt. 

Falls  der  Konsument  die  Wolle  vom  Grosshändler  direkt  bezieht, 
erfolgt  der  Zahlungsausgleich  entweder  nach  vereinbartem  Ziel,  welches 
bei  deutschen  Wollen  zwischen  30  und  120  Tagen  schwankt,  per  Kasse, 
und  zwar  in  den  verschiedensten  Formen,  z.  B.  durch  Giroüberweisung, 
Scheckrimesse ,  Uebersendung  kurzfälliger  Wechsel  u.  a.  m. ,  oder 
durch  Annahme  einer  Tratte  des  Händlers,  die  drei  oder  vier  Monate 
nach  dem  Kaufabschluss  fällig  ist.  Beim  Verkauf  von  Kolonialwolle 
lautet  häufig  die  Zahlungsbedingung  »3/3  Monate, '<  d.  h.  nach  drei 
Monaten  vom  Kaufabschluss  ab  ist  ein  Dreimonatakzept  zu  liefern  oder 
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auch  dreimonatige  Kundenwechsel. 

Im  Kammzughandel  ^)  findet  der  Zahlungsausgleich  gewöhnlich 
nach  einem  Ziel  von  30  Tagen  per  Kasse  statt. 

Anders  geartet  isl;  die  Zahlungstechnik  naturgemäss  beim  Woll- 
import. Die  wichtigsten  Wolllieferanten  unter  den  Ländern  des 
europäischen  Kontinents  sind  für  Deutschland :  Belgien,  Frankreich 
und  Ungarn.  Der  belgische  Handel  erfolgt  über  Antwerpen  -),  der 
französische  und  ungarische  auf  den  Auktionen  zu  Reims  und  Budapest. 
Die  den  Zahlungsausgleich  betreffenden  Auktionsbedingungen  für 
Reims  lauten  : 

»§7.  Le  paiement  se  fera  dans  les  bureaux  du  Marche  Central  des  Laines  de 
Reims  et  Roubaix  sans  escompte  avant  livraison  des  lots.  L'enlevement  des  mar- 
chandises  aura  Heu  dans   les  deux  jours  de  la  remise  de  la  facture. 

§  8.  Le  Courtage  de  1%  et  l'enregistrement  de  fr.  1,25  par  1000  Francs  seront 
ä  la  Charge  des  acheleurs  ,  qui  auront  egalement  ä  siipporter  fr.  — ,10  de  frais  de 
pesage  par  balle  ä  la  sortie  et  fr.  — ,10  pour  bagnage  par  balle  pour  les  expedilions 
par  fer  et  par  eau. « 

Die  Zahlungsbedingungen  lauten  also  netto  Kasse,  ohne  Abzug 
von  Skonto.  Die  Zahlung  erfolgt  meistens  in  bar,  so  dass  für  den 
Zahlungsverkehr  an  Spesen  nur  die  Bankprovision  von  gewöhnlich 
•'/s  °/o  für  die  Barentnahme  von  Geldern  zur  direkten  Auszahlung  an 
die  die  Auktion  vermittelnde  Firma  und  eventuell  die  Spesen  für  die 
Barsendung  in  Betracht  kommen.  Zuweilen  wird  auch  durch  Scheck 
beglichen  oder  durch  Entgegennahme  von  Kundenwechseln. 

Von  besonderem  Interesse  ist  der  Zahlungsverkehr  auf  den  Auk- 
tionen in  Budapest^).  Die  Auktionen  werden  von  dem  durch  das 
Handelsministerium  beaufsichtigten  »Wolle  -  Auktions  -  Unternehmen, 
M.  Heller  u.  Co.'<  abgehalten.  Das  Unternehmen  gewährt  den  Woll- 
produzenten Vorschüsse  bis  80  Prozent  des  von  einer  unparteiischen 
Schätzungskommission  ermittelten  Wertes  der  bei  ihm  eingelagerten 
Wollen  und  berechnet  hierfür  an  Zinsen  i  ^o  über  dem  jeweiligen 
Zinsfusse  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank.  Den  Erlös  aus  dem 
Verkauf  der  Wollen  überweist  das  Unternehmen  dem  Produzenten 
spätestens  8  Tage  nach  deren  Uebergabe  an  den  Käufer,  abzüglich  der 
darauf  lastenden  Gebühren  und  Vorschüsse,  im  Wege  des  Giro-  oder 
des  Postscheckverkehrs. 

Für   das  Verhältnis   zwischen   dem  Auktionsunteinehmen   und  den 


i)  Der  Kammzug  ist  ein  auf  dem  Wege  der  Fabrikation  von  der  Wolle  zum 
Garn  gewonnenes  Zwischenprodukt  ;  die  W^oUe  wird  durch  Entfernen  von  Kletten 
und  Staub  und  durch  das  Auskämmen  zu  kurzen  Fasern  in  ein  gleichmässiges,  langes 
Band  geformt  und  eignet  sich  nun  wegen  der  Gleichmässigkeit  ganz  besonders  als 
Handelsartikel.      Vgl.  Pietsch,  Warenkunde,   Leipzig,  J.  J.  Weber.     Seite  152. 

2)  Siehe  weiter  unten. 

3)  Gewöhnlich  linden  im  Jahre  2   Auktionen  statt,  bei  Bedarf  auch  mehr. 
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Käufern  gelten  folgende  Bestimmungen  der  Geschäftsordnung: 

»§  18.  Der  Verkauf  geschieht  losweise  auf  Grund  des  Katalogs  an  den  Meist- 
bietenden in  Kronenwährung  per  netto  100  Ko.  mit  2  0/q  Gutgewicht  (Einwage)  ab 
Lager.  Der  Zuschlag  erfolgt  nur  an  Firmen,  welche  am  Budapester  Platze  vertreten 
sind  oder  geeignete  Referenzen  für  ihre  Zahlungsfähigkeit  angeben. 

§  19.  Das  Gewicht  der  Säcke  (Tara)  ist  vor  der  Verpackung  der  Wolle  vom 
Produzenten  festgestellt  worden  und  wird  bei  Erteilung  der  Rechnung  vom  Brutto- 
gewichte, wie  im  Kataloge  angegeben ,  abgezogen  (netto  Tara).  Säcke  erhält  der 
Käufer  gratis. 

§  20.  Das  Auktionsunternehmen  wiegt  die  Wollen  den  Käufern  zu  und  erteilt 
denselben  Rechnung  auf  Grund  des  von  ihm  ermittelten  Gewichts.  Als  Waggebühr 
haben   die  Käufer  20  Heller  per  100   Ko.   Bruttogewicht   der   Wollen  zu  vergüten. 

Andere   Kosten   fallen    den   Käufern  nicht  zur  Last. 

§  21.  Die  Käufer  haben  die  erstandenen  Lose  bis  längstens  10  Tage  nach  der 
Auktion  zu  übernehmen  und   auf  ihre    Kosten  aus  dem  Magazin  wegzuführen. 

§  22.  Die  Wollen  lagern  vom  Augenblicke  des  Zuschlags  auf  die  Gefahr  der 
Käufer.  Die  Feuerversicherung  bis  zur  festgesetzten  Ablieferungszeit  tragen  aber  die 
Verkäufer. 

§  23.  Die  Auslieferung  der  erstandenen  W^ollen  erfolgt  nur  gegen  Barzahlung 
ohne  Skonto.  Auf  Verlangen  des  Auktionsunternehmens  haben  die  Käufer  während 
der  Auktion  oder  nach  derselben  einen  unverzinslichen  Einschuss  bis  zu  20  O/q  des 
W^ertes  der  erstandenen  Wollen  zu  leisten ,  welcher  nach  der  Uebergabe  vom  Fak- 
turenbetrage  abgerechnet  wird.« 

Damit  die  Zahlungsbedingungen  zweifelsfrei  festgestellt  sind,  tauscht 
das  Auktionsunternehmen  mit  den  Käufern  Kauf-  und  Verkaufsbriefe 
nach  folgendem  Schema  aus  : 

Herren 

M.  Heller  &  Co. 

Budap  est. 


ich 
Auf  der  heute  staltgehabten  Wolle-Auktion  kaufte  —  laut  den  hierfür  gültigen, 

wir 

mit  Ministerial- Verordnung   Zahl  34  936    vom    Monat    April    1901    genehmigten    Be- 
dingungen folgende  Wolle-Partie  des  Kataloges  Nr.         

Los-Nr.  So  BlI.  zum  Preise  von  K    . 


per  100  Ko.   netto  Tara  mit  2  Wq  ,    sage  zwei  Perzent  Gutgewicht,     Die  Zahlung  er- 

ich 
folgt  bei  Rechnungserteilung  per  Kassa    ohne  Skonto.     Als  Angabe    erlegte   — r 

K  .    d.  i Kronen,    welche 

bei  Uebergabe  der  W^are  und  Rechnungserteilung  in  Abzug  gebracht  werden. 

Im  Falle  von  Differenzen  unterwerfe gleich  Ihnen  dem  Schiedsgerichte 

wir  uns 

der  Budapester  Waren-   und  Effektenbörse  ohne  weitere  Appellation. 

Budapest,    am  190  


5i6 


Miszellen. 


Wolle- Auktions-Unternelimen 

M.  Heller  &  Co.                                      Budapest,    am  190-. 

Budapest. 
Telegramme :     Emheller               Herrn 
Telephon  No.  16  —  19.  


Auf  der  heute  stattgehabten  Wolle-Auktion  kauften  Sie  durch  Zuschlag  laut 
den  hierfür  gültigen ,  mit  IMinisterialverordnung  Zahl  34  396  vom  Monat  April 
1901  genehmigten  Bedingungen  folgende  Wollpartie  des  Katalogs  Nr 

Los  Nr So.    Ell.   zum  Preise  von  K.  


per  100  Ko.  netto  Tara  mit  2%,  sage  zwei  Perzent  Gutgewicht.  Wir  bitten 
um  freundliche  sofortige  Benachrichtigung,  ob  Sie  der  Abwäge  beizuwohnen  wün- 
schen und  diesfalls,    wann  dieselbe innerhalb    der    hierfür    vorgesehenen 

Frist  —  vorgenommen  werden  soll. 

In  Gemässheit  des  §  15  der  Geschäftsordnung  bitten  wir  uns  morgen  K.  

zu  erlegen ,  welche  bei  Uebergabe  der  Ware  und  Rechnungserteilung  in  Abzug 
gebracht  werden. 

Im  Falle  von  Differenzen  unterwerfen  wir  uns  gleich  Ihnen  dem  Schiedsgericht 
der  Budapester  Waren-  und  Effektenbörse  ohne  weitere  Appellation. 
Hochachtungsvoll 

M.  Heller  &  Co. 

Die  Technik  des  Zahlungsausgleichs  zeigt  die  Ueberlegenheit  des 
österreichisch-ungarischen  Zahlungsverkehrs  gegenüber  dem  deutschen. 
Der  Giroverkehr  der  Oestereichisch-ungarischen  Bank,  in  Verbindung 
mit  dem  Postscheckverkehr,  der  indirekt  durch  das  Abkommen  der 
österreichischen  Postsparkasse  mit  der  Deutschen  Bank,  Berlin,  auch 
an  den  Giroverkehr  der  deutschen  Reichsbank  angeschlossen  ist,  hat 
die  Barzahlung  vollständig  verdrängt.  Durch  diese  moderne  Ausbildung 
des  Zahlungsverkehrs  ist  der  Zahlungsausgleich  vereinfacht  und  zugleich 
erheblich  verbilligt  worden.  Uebertragungen  im  Giroverkehr  erfolgen 
kostenlos.  Die  Ueberweisung  durch  Vermittlung  der  Postsparkasse 
kostet  V*  7oo  bis  Kronen  6000,  ^/s  °loo  für  den  6000  Kronen  über- 
steigenden Betrag.  Die  bei  der  Deutschen  Bank  für  die  Postsparkasse 
geleisteten  Zahlungen  kosten  ausserdem  noch  bis  2000  Kronen  V*  7oo 
und  für  den  2000  Kronen  übersteigenden  Betrag  V?  "/oo-  Sie  sind  also 
billiger  als  Uebersendung  durch  Postanweisung,  die  der  offizielle  Um- 
rechnungskurs ,  der  im  Verhältnis  zum  durchschnittlichen  Stand  des 
Devisenkurses  sehr  hoch  ist,  stark  verteuert.  Zum  grossen  Teile  ver- 
mitteln Banken  diese  Ueberweisungen,  wofür  den  Käufern  gewöhnlich 
V2  "/oo  Urasatzprovision  berechnet  wird. 

Die  Spesen,    die    der  An-  und  Verkauf    der  Wolle   auf  den  Auk- 
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tionen  verursacht,  sind  bedeutend  höher,  a]s  die  Spesen  des  Zahkmgs- 
verkehrs.  Die  Geschäftsordnung  des  Wolle-Auktions-Unternehmens 
bestimmt  darüber: 

§  13.  Die  kgl.  ungarischen  Staatsbahnen  überlassen  den  Auktionsunlernehmern 
jeweilig  vom  i.  Mai  bis  30.  September  Auktionslager  aus  ihren  am  Donauufer-Frachten- 
bahnhofe  gelegenen  Magazinen.  Für  alle  dorthin  adressierten  und  bis  zum  30.  Sep- 
tember verkauften  Wollen  werden  keine  Zustreifung,  Wiegegelder  ,  Einlagerung  oder 
Lagermiete  berechnet. 

Dagegen  erhebt  das  Auktionsunternehmen  folgende  Gebühren: 

a)  für  Auktionsprovision  ^2  %  vom  Brutto-Erlöse  der  in  der  Auktion  verkauften 
Wollen  ; 

b)  für  Kommission   einschliesslich  Sensarie  ^)   i'^j->  O/^. 

§  14.  Fällt  eine  Auktion  in  einen  Zeitpunkt,  zu  welchem  die  kgl.  ungarischen 
Staatsbahnen  dem  Unternehmen  keinen  Lagerraum  überlassen  können,  so  sind  ausser 
den  im  §   13  festgesetzten   Gebühren  noch  zu  bezahlen  : 

a)  für  Lagergeld  und  Versicherung  i  Krone  per  100  Ko.   Brutto, 

b)  für  Zustreifung  ins  Magazin  und  Einlagerung  inkl.  Waggebühr  60  Heller 
per  100  Ko.  Brutto. 

Diese    Gebühren  belasten  auch 

i)  solche  Wollen,  welche  zufolge  verspäteter  Anmeldung  keinen  Raum  in  dem 
von  den  kgl.   ungarischen  Staatsbahnen  überlassenen  Magazin  finden,   oder 

2)  solche  Wollen  ,  welche  von  einer  Auktion  auf  eine  andere  ,  für  welche  ein 
Magazin  der  kgl.   ungarischen  Staatsbahnen  nicht  zur  Verfügung  steht,   zurückbleiben, 

§  16.  Falls  für  die  Wolle  der  von  ihrem  Einsender  stipulierte  niedrigste  Ver- 
kaufspreis nicht  zu  erreichen  war  ,  steht  es  dem  Einsender  frei ,  dieselbe  aus  dem 
Auktionsmagazin  wegführen  zu  lassen,  jedoch  ist  er  verpflichtet,  die  unter  §  13  a  be- 
zeichneten Gebühren   voll  und  von  den   unter   §   13  b    angeführten    i  ^/q    zu  bezahlen. 

Wünscht  der  Einsender  nach  der  Auktion  den  kommissionsweisen  Verkauf  seiner 
Wolle  —  womit  sich  das  Auktionsunternehmen  befassen  muss  —  so  hat  er  dafür  die 
im  §  13  angeführten  Auktionsgebühren  unter  dem  Titel  des  kommissionsweisen  Ver- 
kaufs zu  entrichten. 

Wünscht  der  Einsender  seine  in  einer  Auktion  unverkauft  gebliebene  Wolle  in 
die  nächste  Auktion  zu  bringen  ,  so  hat  er  die  unter  §  13  a  angeführten  Gebühren 
nochmals,   die  unter   §   13  b  angeführten  jedoch  nur  einmal  zu  entrichten. 

Bleibt  ein  Los  wegen  zu  hoher,  nicht  marktgemässer  Forderung  unverkauft ,  so 
muss  das  Unternehmen   den  Teilnehmern  an  der  Auktion  hievon  Mitteilung    machen. 

§  17.  Wird  angemeldete  Wolle  bis  zum  festgesetzten  Zeitpunkte  nicht  gelie- 
fert, so  hat  der  Anmelder  i^/q  Vergütung  vom  Schätzungswerte  des  angemeldeten 
Quantums  an  das  Auktionsunternehmen  zu  leisten.« 

Ganz  andere  Formen  hat  der  Zahlungsverkehr  im  überseeischen 
Wollhandel  angenommen. 

Es  ist  unstreitig  richtig,  dass  mit  der  Entwicklung  des  Dampf- 
schiffverkehrs ^)     die     Erdteile    näher     aneinandergebracht,    die    über- 


1)  Maklergebühr. 

2)  Eine  glänzende  Darstellung  dieser  Entwicklung  gibt  das  Werk  »Der  Nord- 
deutsche Lloyd.  50  Jahre  der  Entwicklung  1857  — 1907  von  Dr.  F.  Xeubauer.  Zwei 
Bände  Text  und  ein  Illustrationsband.  Leipzig  1907.    Verlag   von    Fr.   Wilh.   Grunow. 


518 


Miszellen. 


seeischen  Wollproduktionsländer  den  europäischen  Industriezentren 
»gleichsam  vor  die  Tore  gerückt«^)  wurden.  Es  ist  aber  ebenso  wahr, 
dass  dadurch  gleichzeitig  Wollproduzent  und  Konsument  weit,  anfangs 
fast  unerreichbar  weit,  getrennt  wurden.  Früher  war  der  Ankauf  der 
Wolle  im  Inlande  oder  doch  in  Europa  im  persönlichen  Verkehr  zwi- 
schen dem  Produzenten  und  dem  Konsumenten  oder  Händler  ge- 
schehen und  die  Zahlung  bar  oder  durch  Wechsel  geleistet  worden. 
Beide  Parteien  kannten  sich  genau.  Jetzt  sollte  die  Lieferung  und 
Zahlung  über  See  an  unbekannte  Kontrahenten  erfolgen.  Es  mussten 
also  gänzlich  neue  Zahlungsweisen  geschaffen  werden. 
Man  unterscheidet : 

1.  Kolonialwollen  (Australien,  Neuseeland  und  Kapkolonie), 

2.  La  Plata-Wollen  (Südamerika,  bes.  Argentinien), 

3.  Ostindische  Wollen, 

4.  Mittelmeerwollen  (Türkei,  Syrien,  Persien,  Aegypten,  Marokko). 
Die  Wolle    wird    entweder    für    feste  Rechnung    der   europäischen 

Konsumenten  über  England,  Frankreich  und  Belgien  oder  für  eigene 
Rechnung  der  Kommissionäre  nach  den  Auktionen  an  den  Hauptmärk- 
ten London,  Liverpool  und  Antwerpen  importiert.  Für  die  nach  den 
Auktionen  von  London  und  Liverpool  eingeführten  Kolonial- 
wollen  scheint  nicht  in  erheblichem  Masse  trassiert  zu  werden,  son- 
dern die  australischen  und  die  südafrikanischen  Banken  scheinen  den 
englischen  Importeuren  Vorschuss  zu  gewähren.  Auf  den  Auktionen 
wird  die  Wolle  nur  gegen  bar  verkauft. 

Die  nicht  für  die  Auktionen  bestimmte  australische  Wolle 
wird  durch  60  Tage  Sicht-Tratten  auf  englische  Banken,  die  Kapwolle 
durch  60  oder  90  Tage  Sicht-Tratten  ebenfalls  auf  englische  Banken 
bezahlt.  Sowohl  von  Australien,  wie  von  Kap  werden  den  Tratten  in 
der  Regel  die  Dokumente  beigefügt. 

La  Plata-Wollen  werden  fast  ausschliesslich  durch  90  Tage  := 
Rembourstratten  mit  und  auch  ohne  Dokumente  bezahlt.  Die  Tratten 
sind  sowohl  auf  deutsche,  wie  auf  englische,  französische  und  belgische 
Banken  gezogen.  Etwa  ^/lo  der  Gesamtproduktion  kommt  nach  Eng- 
land, ein  weiteres  Zehntel  auf  die  Auktionen  in  Amsterdam  zum  Ver- 
kauf gegen  Kasse.  80  Prozent  werden  direkt  nach  den  Verbrauchs- 
ländern geführt,  doch  kommt  von  diesen  80  Prozent  ein  Teil  in  Ant- 
werpen freihändig  zum  Verkauf  und  zwar  gegen  Kasse  oder  sehr  ver- 
schiedenes Ziel. 

Zahlung  durch  Rembours. 
Der  Ladeschein  des  Seefrachtverkehrs,  das  Konnossement,  bot  die 
Möglichkeit,    durch  Vermittlung  von  Banken  die  Wolle   auch  an  unbe- 
kannte Käufer  gefahrlos    zu  verladen.     Das  an  Order    gestellte    indos- 

l)  V.  ywaschek.  Uebersichten  der  Weltwirtschaft,  Bd.  6.    Berlin  1895. 
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sable  Konnossement  berechtigt  den  durch  eine  ununterbrochene  In- 
dossamentenkette legitimierten  Inhaber  zur  Empfangnahme  der  Ware. 
Der  Wollproduzent  übergab  früher  die  Dokumente,  d.  h.  das  Konnos- 
sement in  mehreren  Exemplaren  nebst  Versicherungspolice  Faktura  und 
verschiedenen  die  Qualität  und  die  Quantität  garantierenden  amtlichen 
Urkunden  einem  Bankier  seines  Landes.  Dieser  gab  die  Dokumente 
weiter  an  seine  Bank  im  Bestimmungslande,  und  diese  lieferte  sie  dem 
Käufer  gegen  Zahlung  des  Kaufpreises  aus. 

Später  hat  sich  aus  dem  Wunsche  des  Produzenten  heraus,  den 
Kaufpreis  sofort  nach  dem  Verladen  der  Ware  zu  erhalten,  das  heutige 
Remboursgeshäft  entwickelt.  Das  Instrument  dieses  Verkehrs  ist  der 
Wechsel.  Der  Käufer  räumt  dem  überseeischen  Lieferanten  einen 
Kredit  bei  einer  europäischen  Bank  ein,  den  dieser  realisiert,  indem 
er  auf  die  Bank  trassiert.  Die  Tratte  begibt  er  mit  angehefteten  Do- 
kumenten an  seinen  Bankier,  der  die  Tratte  durch  Vermittlung  eines 
europäischen,  meist  englischen  Geschäftsfreundes  der  bezogenen  Bank 
zur  Annahme  vorlegen  lässt.  Die  Bezogene  behält  die  Dokumente, 
während  sie  das  Akzept  zurückgibt.  Der  Geschäftsfreund  verwendet 
das  Akzept  entweder  zugunsten  der  Ueberseebank,  oder  er  hält  es  zur 
Verfügung  der  in  Umlauf  gesetzten  Sekunda  ^).  Die  Akzepte  werden, 
verschieden  nach  dem  Ursprungslande,  entweder  60  oder  90  Tage  nach 
Sicht  fällig  gestellt.  Der  Käufer  löst  das  Akzept  bei  Fälligkeit  oder 
schon  bei  Ankunft  der  Ware,  die  gewöhnlich  etwas  vor  Fälligkeit  des 
Akzepts  erfolgt,  ein.  Die  bezogene  Bank  bez.  diejenige  Bank,  die 
das  Akzept  bei  Fälligkeit  der  Bezogenen  präsentiert ,  remittiert  den 
Betrag  meistens  in  einem  Scheck  auf  London. 

Die  Möglichkeit,  das  Konnossement  zu  indossieren,  gestattet  dem 
Käufer,  die  Wolle  noch  vor  ihrer  Ankunft  weiter  zu  verkaufen.  Der 
Zahlungsausgleich  geschieht  dann  in  der  Weise ,  dass  die  Bank  die 
Dokumente  an  ein  Bankhaus  am  Wohnsitze  des  neuen  Käufers  sendet 
zur  Verfügung  desselben  gegen  Zahlung  des  Kaufpreises. 

Angenommen,  die  Firma  Herz  u.  Co.  in  Hamburg  habe  70  Ballen 
Wolle  Cape  Lastern  ex.  sup.  sn.  white  von  der  Firma  N.  N.  u.  Co.  in 
Port  Elizabeth  gekauft.  N.  N.  u.  Co.  trassieren  auf  die  X-Bank  in 
Berlin.  Die  X-Bank  gibt  der  Firma  Herz  u.  Co.  folgende  Mitteilung 
von  der  Trassierung: 


l)  Näheres  über  Wege  und  Usancen  bei  der  Regulierung  der  Geschäfte  im 
Ueberseeverkehr  vergl.  bei  Dr.  Ha7is  Kühn  ^  Der  Ausfuhrzwischenhandel  im  Ueber- 
seeverkehr,  Berlin  1908,  Seite  85  ff.  u.  Seite  57,  Ferner  bei  Dr.  Richard  Rosendorff, 
Die  deutschen  Ueberseebanken  und  ihre  Geschäfte.    Berlin  1908. 
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Berlin  ,    den  7.  Februar  190S. 
Herren 

Herz  &  Co. 

Hamburg. 
Rembours- Korrespondenz. 

Wir  teilen  Ihnen  hierdurch  mit,   dass  die  Herren  N.  N.  &  Co.,   Port  Elizabeth 

für  Ihre  Rechnung  gegen  Verschiffung  von  70  Ballen 

Wolle  per  S/S   »Victoria«   (Ladeschein,  I^'aktura,   Polize  und  Ursprungsattest  anbei) 

£  1000,   —  .  —  Wert  II.   April  (60  Tage  Sicht  von  heute) 
auf  uns  entnommen  haben,   wofür   wir  Sie  wie  vorstehend  belasten. 

Wir  bitten,   uns  den  Empfang   der  Dokumente  zu  bestätigen  und  zeichnen 

Hochachtungsvoll 

X-Bank. 

Verkauft  nun  die  Firma  Herz  u.  Co.  die  Wolle  noch  vor  der  .A.n- 
kunft  weiter  an  die  Firma  Peter  Petersen  in  Stockholm,  so  sendet  die 
X-Bank  im  Auftrage  von  Herz  u.  Co.  die  Dokumente  an  ihre  Ge- 
schäftsverbindung in  Stockholm  etwa  mit  folgendem  Schreiben : 

Berlin  ,    den  15.   März  190S. 
Skanes  Enskilda  Bank 

S  t  o  c  k  h  o  1  m. 
Einliegend  überreichen  wir  Ihnen   die  Dokumente  über 

70  Ballen  Cape  Eastern,  ex.  sup.  sn.  white 
nämlich 

1.  das  indossierte  Konnossement, 

2.  die  Versicherungspolize, 

3.  das  Ursprungsattest 

und  bitten  Sie ,    diese    dem  Herrn  Peter  Petersen  ,    dort    für    Rechnung    der    Herren 
Herz  &   Co.,   Hamburg   gegen  Bezahlung  der  anliegenden  Faktura  über 

M.  21  ooo,  —  zuzüglich  Ihrer  Spesen 
auszuliefern. 

Hochachtungsvoll 
X-Bank. 

Bei  Remboursgeschäften  treten  überwiegend  Banken^)  als  Ver- 
mittler auf,  da  die  Wollproduzenten  Prima-Bankakzepte  als  Zahlung 
fordern.  Denn  diese  können  zum  Parisatze  oder  doch  wesentlich 
günstiger  begeben  werden  als  die  Akzepte  selbst  erstklassiger  Textil- 
firmen  (sogen.  Kommerzwechsel).  Die  Notierungen  für  australische 
60  Tage-Sichttratten  betrugen  z.  B.  im  Jahre  1906/07  anfangs  ^/ibis  ^8% 
Prämie,  im  Dezember  stieg  der  Satz  auf  iVs  %,  im  Februar  auf  1-^/1%. 


i)  Die  Banken  pflegen  das  Remboursgeschäft  mit  besonderer  Sorgfalt,  weil  es 
ihnen  die  hohe  Provision  ohne  das  Risiko  des  gewöhnlichen  Akzeptkredits  bringt. 
Denn  Remboursakzepte  sind,  da  ihnen  ein  Warenkauf  zu  Grunde  liegt  und  sie  mei- 
stens mit  der  Kaufsumme  eingelöst  werden,  nicht  als  reine  Kreditwechsel  zu  charak- 
terisieren. Beispielsweise  dürfte  der  Umlauf  der  Deutschen  Bank,  Berlin,  an  Rem- 
boursakzepten erheblich  über  die  Hälfte  des  gesamten  Akzeptumlaufs  in  Höhe  von 
263  Millionen  (am  31.   Dez,  1907)   ausmachen. 
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Die  Finanzierung  der  grossen  Wechsel  bot  oft  Schwierigkeiten,  und  der 
Mangel  eines  deutschen  Bankinstituts  machte  sich  stark  fühlbar.  (Vgl. 
Berichte  über  Handel  und  Industrie  ,  zusammengestellt  im  Reichsamt 
des  Innern,  Bd.  XI,  Heft  2,  vom  22.  Nov.  1907:  Der  Wollhandel  Austra- 
liens im  Jahre  1906/07,  S.  212.)  Dennoch  kommen  auf  dem  Wech- 
selmarkte neuerdings  Ziehungen  von  Australien  auf  europäische  Spin- 
nereien in  zunehmender  Zahl  vor.  Das  mögen  Tratten  sein  aus  direk- 
ten Ankäufen  der  Spinnereien  in  Australien  durch  eigene  dorthin  ge- 
sandte Angestellte.  Das  Ansehen  dieser  Tratten  ist  beständig  im  Wach- 
sen begriffen ,  je  mehr  die  Kapitalkraft  der  Spinnereien  infolge  von 
Konzentration  und  Ausdehnung  zunimmt^).  Im  allgemeinen  bedienen 
sich  jedoch  die  europäischen  Konsumenten  der  Vermittlung  von  Kom- 
missionshäusern ,  die  Filialen  im  Aaslande  haben  oder  die  selbst 
Filialen  ausländischer  Häuser  sind. 

L  o  m  b  a  r  d. 

Nicht  immer  wird  der  Preis  bei  Fälligkeit  des  Akzepts  beglichen, 
vielmehr  schliesst  sich  an  das  Remboursgeschäft  zuweilen  ein  Lombard- 
geschäft an.  Eine  sichere  Kalkulation  zwingt  den  Fabrikanten,  mög- 
lichst grosse  Mengen  Wolle  auf  einmal  zu  kaufen.  Um  aber  nicht 
zuviel  Kapital  im  Rohmaterial  festzulegen,  lagert  er  die  Wolle  bei 
einem  Spediteur  oder  in  einem  Lagerhaus  gegen  Lagerschein  ein. 
Den  Lagerschein  zediert  oder  giriert  er  dem  Bankier,  der  die  Wolle 
etwa  zu  60  bis  80  Prozent  beleiht.  Eine  vorsichtige  Beleihung  ist  not- 
wendig, da  die  Wolle  starken  Preisschwankungen  unterliegt-). 

Von  der  eingelagerten  Wolle  entnimmt  der  Fabrikant  nach  Bedarf 
und  zahlt  so  in  entsprechenden  Raten  das  Lombarddarlehen  zurück. 

Zahlung  durch  Scheck. 

Auf  den  Auktionen  wird  die  Wolle  durch  Vermittlung  eines  Mak- 
lers für  Rechnung  des  Importeurs  verkauft,    der  mit    dem  vom  Makler 


i)  Vgl.  rr.  Prion,  Uas  deutsche  Wechseldiskontgeschäft ,   Leipzig  1907,   S.  120  ff. 
2)  Auf  den   heimischen   Märkten  leostete  */'j   Ko.   Wolle 
im  Jahre   1902   ca.   M. — ,55 
»        »       1906    »       »       1,35. 
An  der  Antwerpener  Börse  schwankte    die  Notierung    für    »La   Plata   Kammzug 
Type  B«   im  Jalire  1903   zwischen  frcs.   4,75   und  frcs.   5,40  für  i  Ko. 

Der  Durchschnittswert  für  Kolonialwolle    (das   sind   australische  und  Kapwollen) 
betrug  in  London 
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1897 

.    iiV. 
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» 
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erhaltenen  Geld  entweder  die  Tratte  seines  überseeischen  Hauses  oder 
den  diesem  seitens  einer  Bank  gewährten  Vorschuss  bezahlt.  Der 
Käufer  zahlt  auf  den  Auktionen  per  Kasse  d.  h.  also  in  England  selbst- 
verständlich mit  Scheck  oder  Sichttratte.  Ausnahmsweise  nimmt  der 
Makler  mit  Rücksicht  auf  besondere  Beziehungen  zwischen  ihm  und 
dem  Käufer  Wechsel  entgegen. 

In  Liverpool  kommen  hauptsächlich  ostindische  und  Mittelmeer- 
wollen durch  Liverpooler  Kommissionsfirmen  zum  Verkauf;  der  Import 
dieser  Wollen  scheint  vorwiegend  unter  Vorschussgewährung  der 
Banken  der  Produktionsländer  an  die  Exporteure ,  bez.  Importeure 
zu  erfolgen.  Die  Bezahlung  der  auf  den  Auktionen  verkauften  Wolle 
erfolgt  auch  hier  durch  Scheck. 

In  den  6  Liverpooler  Auktionen  des  Jahres  1907   wurden 

TT    1       r         ,  ,,,  verkauft  und  durch 

aus  zum   Verkaui   gestellt 

Ostindien 

La  Plata-Staaten 

Türkei,   Syrien,   Persien 

Aegypten 

Marokko 

Portugal  und   Spanien 

Peru,   Paraguay,   Chile 

Verschiedenen  Ländern 

Das    Verhältnis    der    R  e  m  b  o  u  r  s  z  a  h  1  u  n  g  e  n    zu    den 
Scheckzahlungen. 

Für  den  folgenden  Versuch,  festzustellen,  in  welchem  Verhältnis 
die  Rembourszahlungen  zur  Scheckzahlung  stehen,  stand  keinerlei 
statistisches  Material  zur  Verfügung.  Weder  die  Exporteure  der  Export- 
länder, noch  die  Banken  oder  die  Kommissionshäuser  der  Importländer 
veröffentlichen  Angaben  hierüber.  Es  lassen  sich  deshalb  lediglich 
auf  Grund  von  Beobachtungen  im  We  c  h  s  el  m  arkte  unter  Be- 
rücksichtigung der  Zahlungsgebräuche  Schlüsse  ziehen,  die  also  nur 
eine  Schätzung  sein  können. 

Der  von  einer  Autorität  auf  statistischem  Gebiete  ^)  zusammenge- 
stellte »Annual  Report  on  Wool  for  1907«  vom  9.  Januar  1908  enthält 
folgende  Angaben; 

Von  den  im  Jahre  1907  nach  Europa  und  Amerika  importierten 
2  390  000  Ballen  Kolonialwolle  wurden  in  der  Saison  vom  20.  Novem- 
ber 1906  bis  18.  November  1907  nach  England  1584000  Ballen  ein- 
geführt.    Auf  die  Londoner  Auktionen  kamen  807  000  Ballen,  von  denen 

456  000   Ballen  für  den  englischen  Konsum 
351  000        »  »        »      fremden  » 

verkauft  wurden. 


J-Ulll      V  ClKilL 

1      ^CSLClll 

Scheck  bezahlt 
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Ballen 

123  600  Ballen 
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l)  Helmuth  Schwartze  u.    Co.,  Wool  Brokers,  London. 
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Australische  Wolle  wurde  eingeführt  während  der  Saison  1907 

Ballen 

nach  England  i  338  Ö31 

und  zwar  für  den  Londoner  Markt  782  000 

das  Innere  von  England   (d.  h.  für  Vorkshire)  345  000 

den  Kontinent  y    145000 

Amerika  j      67  000 

nach  dem  Kontinent   direkt  |  720  232 

»       Amerika  >»  '■  44  278 

zusammen  2  103  14 1 

K  a  p  w' o  1 1  e  wurde  eingeführt  während  der  Saison  1907 

Ballen 

nach  England  245463 

und  zwar   für  den  Londoner  Markt  37  500 

Yorkshire  ^       56  300 

den  Kontinent 
Amerika 
nach   dem  Kontinent  direkt 
Amerika 

zusammen  286  950 

La  Plata-Wolle  wurde  eingeführt  vom  i.  November  1906  bis. 

31.  Oktober  1907 

Ballen 

nach  Europa  452  000 

»      Amerika  26  000 

zusammen  478  000 

davon  kamen  nach  England  direkt   57  146  Ballen,    von    denen    20000 
in  England  selbst  verkauft  wurden. 

Nach  den  vorstehend  aufgeführten  Zahlen  hat  also  Australien 
während  der  Saison  ca.  2  103  ooo  Ballen  exportiert,  die  sich  nach  einer 
geringen  Aenderung  in  der  Gruppierung  der  Zahlen  folgendermassen 
verteilen : 

976  000  Ballen   direkt  für  den  Kontinent   und  Amerika 
345  000        »  !>         »    Yorkshire 

782  000        »        für  den  Londoner  Markt. 

Nimmt  man  den  Durchschnittspreis  per  Ballen  für  die  direkt  im- 
portierte Wolle  zu  rund  ^  i4\'2  und  denjenigen  für  die  in  den  Auktionen 
verkaufte  zu  etwa  £  16^/2  an,  so  ergibt  sich,  dass  der  Kontinent,  Amerika 
und  Yorkshire  für  direkt  importierte  australische  Wolle  etwa  .^  19  100  000 
zu  zahlen  hatten,  während  die  für  die  Auktionen  bestimmte  Wolle  einen 
Wert  von  etwa  ä?  12900000  repräsentiert.  Von  den  782  000  per  Kasse 
bezahlten  Ballen  haben  nach  den  oben  mitgeteilten  Zahlen  etwa 
442000  Ballen  im  Werte  von  ca.  J"  7  293  000  für  den  englischen  und 
340000  Ballen  im  Werte  von  ^  5610000  für  den  ausländischen  Konsum 
A^erwendung  gefunden. 

Für  Kapwolle  stellt  sich  das  Verhältnis  wie  folgt: 
193  200  Ballen  für  den  Kontinent  und  Amerika  )      x'      ^ 

Zi  ,  -vr      1     T_-  >       i     3  600  000 

56  300        »  »     Yorkshire  J  -^ 

37  500        »  »     den  Londoner  Markt  ;=  j£      600  000. 

34* 
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Es  Hesse  sich  also  nach  den  gegebenen  Daten  folgende  Tabelle 
aufstellen  : 

Direkter  Export  nach  dem  Kontinent,  Yorkshire  und  Amerika, 
bezahlt  durch  Rembours: 

von  Australien  i  321  000  Ballen  ^  j£   ig  looooo  (60  Tage  Sicht) 

vom  Kap  249  500        »        =    »       3  600  000  (60  u.  90  Tage  Sicht) 

vom  La  Plata  458  000        »        =    »       6  600  000  (90  Tage  Sicht) 

cas  £  29  300  000 
Londoner  Auktionen,  bezahlt  per  Kasse  (Scheck): 

von  Australien  782000  Ballen  =  <£    12  900  000 

vom  Kap  37  500        »        =    »  600  000 

vom  La  Plata  20  000       »        =    »  300  000 

ca,  £   13  800  000 
Als  Ergebnis  lässt  sich  dem  nach  seh  ätzen,  dassetwa 
^/s    der    Wolle    seitens    der    Importländer    per    Kasse    in 
London  bezahlt  wird  und  ''js  durch  Rembours. 

Der  Verkäufer  der  durch  Rembours  beglichenen  Wolle  macht  sich 
bezahlt,  indem  er  sofort  nach  Verladung  der  Ware  die  Banktratte  dis- 
kontiert, während  die  unter  Vorschussgewährung  überseeischer  Banken 
für  die  Londoner  Auktionen  eingeführte  Wolle  durch  Scheckrimesse 
bezahlt  wird. 

Der  letzte  Zahlungsausgleich  im  Remboursgeschäft 

durch 
kurz  London    oder    Auszahlung. 

Der  letzte  Ausgleich  der  Reniboursgeschäfte  erfolgt  durch  Rimesse 
in  »kurz  London«.  Denn  diese  Devise  ist  die  einzige,  die  überall  am 
internationalen  Geldmarkt  marktgängig  ist,  auch  werden  die  meisten 
Rembourstratten  durch  englische  Banken  vorgelegt.  Während  heute 
im  internationalen  Zahlungsverkehr  im  allgemeinen  die  Auszahlung 
zwei-  bis  achttägig  überwiegt,  wird  zur  Deckung  von  Verschiffungs- 
wechseln fast  ausschliesslich  kurz  London  angeschafft.  Itnmerhin 
kommen  natürlich  telegraphische  und  briefliche  Auszahlungen  auch  vor. 
Auch  die  direkt  auf  die  Spinnereien  gezogenen  Wechsel  werden  durch 
kurz  London  beglichen:  Auszahlung  und  Scheck  London  eignen  sich 
nicht,  weil  sie  fast  immer  teurer  sind  als  kurze  Wechsel ;  Scheck  London 
bedingt  oft  bis  2^/2  Pfennig  mehr.  Der  Grund  für  die  LTngebräuch- 
lichkeit  des  Schecks  ist  wohl  in  erster  Linie  darin  zu  suchen,  dass 
das  Regressrecht  bis  zum  i.  April  1908  noch  nicht  gesetzlich  festgelegt 
war.  Deshalb  konnte  auch  eine  offizielle  Notierung  an  der  Berliner 
Börse  noch  nicht  durchgesetzt  werden. 

Die  Höhe  der  im  überseeischen  Wollhandel  üblichen  Provisions- 
sätze zuverlässig  festzustellen,  war  nicht  möglich.  Sicher  ist,  dass  auf 
dem  Wollhandel  ganz  bedeutende  Spesen  ruhen.  Den  Löwenanteil  der 
nach  vielen  Millionen  Mark  zählenden  Provisionen  erhält  England,  dessen 
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Macht  ja  zum  grossen  Teil  auf  seiner  Stellung  als  Kommissionär  der 
Welt  beruht.  Die  Wollimporteure  erhalten  2  bis  4  Prozent,  die  Banken 
für  60  bis  90  tägige  Rembourstratten  V*  bis  V^,  die  Makler  auf  den 
Auktionen  7^%  Provision.  Auf  den  Londoner  Auktionen  besteht 
Maklerzwang;  nur  ein  Makler  darf  Gebote  abgeben  und  annehmen. 
Auch  in  Antwerpen  müssen  die  Gebote  von  ortsansässigen  Firmen  ab- 
gegeben werden. 

Die  vorstehenden  Ausführungen  haben  gezeigt,  dass  die  Barzahlung 
im  deutschen  Wollhandel  noch  eine  grosse  Rolle  spielt.  Im  Klein- 
handel lässt  sich  auch  keine  Abhilfe  schaffen,  solange  wir  nicht  den 
Postscheckverkehr  haben ^),  der  auf  Grund  des  §  2  des  Gesetzes,  betr. 
die  Feststellung  eines  zweiten  Nachtrags  zum  Reichshaushaltsetat  für 
das  Rechnungsjahr  1908  (vom  18.  Mai  1908)  auch  bei  uns  eingeführt 
werden  soll. 

Dass  aber  auch  im  Wollgrosshandel  in  Deutschland  die  Barzahlung 
noch  von  Bedeutung  ist  da,  wo  sie  leicht  vermieden  werden  könnte, 
ist  eine  unbegreifliche  Rückständigkeit,  begreiflich  nur  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  bei  uns  der  Scheck  vor  dem  Inkrafttreten  eines  Scheck- 
gesetzes seine  volle  Verkehrsfähigkeit  noch  nicht  erlangt  hatte-).  In  Eng- 
land per  Kasse  gehandelte  Wolle  wird  ^selbstverständlich  durch  Scheck« 
beglichen,  so  lauten  die  Auskünfte  ;  in  Deutschland  dagegen  »kommt 
Scheckzahlung  auch  vor«. 

Der  Zahlungsverkehr  im  überseeischen  Wollhandel  ist  mit  hohen 
Spesen  belastet,  die  wir  hauptsächlich  an  England  zahlen.  Wir  könnten 
die  Provision  teils  ganz  ersparen,  teils  erheblich  vermindern,  wenn  wir 
die  Wolle  in  unseren  eigenen  Kolonien  produzieren  würden.  Der 
Zahlungsausgleich  über  See  erfolgt  in  vollendeter  Form.  Da,  wo  die 
Leistungen  der  Dampfschiffahrt  im  Uebervvinden  der  Entfernung 
zwischen  den  Erdteilen  ihr  Ende  finden,  setzt  die  Wirksamkeit  des 
Wechsels  ein,  Raum  und  Zeit  in  vollkommener  Weise  überbrückend. 
Obwohl  die  Wolle  wochenlang  bis  zum  Bestimmungsort  unterwegs  ist, 
verschafft  der  Wechsel  dem  Verkäufer  im  Augenblicke  der  Verladung 
den  Gegenwert,  gleich,  als  handele  es  sich  um  ein  Geschäft  unter 
Anwesenden,  Zug  um  Zu^. 


1)  Vgl.  die  vortrefflichen  Ausführungen   der  »Frankfurter  Zeitung«   vom  i6.  Febr. 
und   7.   und  8.  März  1907  und  vom  iMärz   und  April   1908. 

2)  Vgl.  Riesser  in  Nr.  2  der  Leipziger  Zeitschrift   für  Handels-,  Konkurs-  und   Ver- 
sicherungsrecht:    »Das  Bedürfnis  nach   einem   deutschen  Scheckgesetze«. 
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Zur  Statistik  der  deutschen  Zeitschriften. 

Von 

Robert    Kootz. 

Die  deutschen  Zeitschriften,  vor  allem  die  Fachzeitschriften,  haben 
seit  Eintritt  der  Gewerbefreiheit  und  der  in  den  Gewerbebetrieben  immer 
mehr  entwickelten  wissenschaftlich-technischen  Richtung  einen  bedeu- 
tenden Aufschwung  genommen ;  besonders  stark  tritt  diese  Entwicklung 
in  den  achtziger  und  neunziger  Jahren  des  ig.  Jahrhunderts  hervor.  Es 
lässt  sich  daher  wohl  sagen,  dass  die  deutsche  Fachpresse  mit  Eintritt 
des  letztgenannten  Zeitabschnittes  die  Jahre  der  Kinderkrankheiten 
überstanden  hatte  und  sich  von  nun  an  bis  zum  Schluss  des  Jahrhun- 
derts in  stetigem  Wachsen  befand.  Dies  erhellt  am  besten  aus  der 
grossen  Zahl  der  Zeitschriften,  die  in  dem  gegenwärtigen  Zeiträume 
ihr  fünfundzwanzigjähriges  Bestehen  feiern  können.     Es  waren  dies : 

im  Jahre  75jährige  50jährige  25jährige 

1906  6  19                      90 

1907  7  19                      76 

1908  2  20                      90 

Dazu  kam  1907  und   1908  je  ein  hundertjähriges  Jubiläum. 

In  einzelnen  Wissenszweigen,  so  in  der  Landwirtschaft,  der  Natur- 
kunde, setzt  das  Erscheinen  von  Fachblättern  schon  viel  früher  ein  als 
bei  den  verschiedenen  Industrien,  dem  Handel  und  Verkehr,  sowie  der 
Frauenbewegung.  Dies  wird  weiterhin  aus  den  bei  jeder  Gruppe  an- 
gegebenen Gründungsjahren  erhellen,  über  die  indes  von  den  benutz- 
ten Quellen,  ebenso  wie  über  die  Auflagenhöhe  fast  nur  das  Speriing- 
sche  Adressbuch  deutscher  Zeitschriften  Auskunft  gibt.  Auch  die  Mili- 
tärwissenschaft weist  einige  ältere  Blätter  auf;  bei  den  meisten  fällt  das 
Gründungsjahr  erst  in  die  siebziger  Jahre.  Die  Anregung  zu  dem  stär- 
keren Hervorschiessen  militärwissenschaftlicher  Blätter  haben  offenbar 
die  Kriege  von  1864,  1866  und  1870/71  gegeben. 

Entgegen  dem  stetigen  Fortschreiten  der  eigentlichen  Fachpresse 
weisen  einige  Gruppen  einen  wesentlichen  Rückgang  auf;  derselbe  ist 
überall  stärker  als  die  Zunahme,  welche  einzelne  Gruppen  aufzuweisen 
haben,  ja,  aus  der  Uebersicht  der  verschiedenen  Jahre,  welche  sich 
am  Schlüsse  der  Gruppenübersicht  befindet,  geht  hervor,  dass  die  nicht 
politische  deutsche  Fachpresse,  soweit  die  Anzahl  der  erscheinenden 
Blätter  in  Frage  kommt,  zu  Anfang  des  20.  Jalirhunderts  den  Höhepunkt 
ihrer  Entwickelung  zu  überschreiten  begonnen  hat.  In  den  Kreisen  der 
Zeitschriftenverleger  scheint  man  sich  mit  dieser  Tatsache  abgefun- 
den zu  haben  und  richtet  sein  Augenmerk  auf  den  weiteren  Ausbau 
des  Bestehenden.  Es  ist  unter  solchen  Umständen  kein  Wunder,  dass 
auch    unter    den  Fachblättern    der    gegenseitige  Wettbewerb    schärfere 
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Formen  angenommen  hat,  da  ja  das  Verbreitungsgebiet  der  eigentlichen 
Fachpresse  ohnehin  ein  eng  begrenztes  ist,  viel  enger  als  das  der  po- 
litischen Zeitungen   und  der  Unterhaltungsblätter. 

Wie  das  Verbreitungsgebiet  der  Fachpresse  ein  begrenztes  ist,  so 
steht  es  auch  mit  ihrem  Anzeigenteil,  der  für  jede  Zeitung  und  Zeit- 
schrift einen  wesentlichen  Untergrund  für  ihre  Daseinsfähigkeit  abgibt. 
Er  besteht  zumeist  aus  den  Anzeigen  der  Fabrikanten  und  Lieferanten 
des  betreffenden  Gewerbes;  diese  sind  ja  in  der  Vergebung  von  Annon- 
cen ziemlich  liberal,  da  es  ihnen  möglich  ist,  die  Ausgaben  für  diesel- 
ben durch  Aufschläge  auf  ihre  Erzeugnisse  zu  decken.  Durch  dieses 
Verfahren  fristet  freilich  manches  Fachblatt  ein  Scheindasein  und  füllt 
seinen  Textteil  mit  den  literarischen  Brosamen,  die  von  dem  Tische 
irgend  eines  Gönners  fallen.  Wenn  daher  viele  Schriftsteller  sich  ent- 
schliessen,  Beiträge  nur  gegen  Bezahlung  zu  liefern,  so  handeln  sie  nicht 
nur  im  Interesse  ihrer  selbst  und  ihrer  Standesgenossen,  vor  allem  derer, 
die  auf  die  Erträgnisse  ihrer  Feder  angewiesen  sind,  sondern  sie  graben 
auch  einem  ungesunden  Wettbewerb  auf  dem  Gebiete  des  Zeitschriften- 
verlags den  Boden  ab.  Für  die  Fachpresse  bedeutet  dies  ja  immerhin 
eine  Erleichterung,  während  "es  den  politischen  Zeitungen  gegenüber 
ein  ziemlich  zweckloses  Beginnen  wäre,  ihnen  durch  Vorenthaltung  von 
Beiträgen  ihr  Dasein  zu  erschweren.  Die  Anzeigen  für  den  Arbeits- 
markt wandern  meist  in  die  Spalten  sogenannter  Offertenblätter,  die 
gratis  an  die  in  Betracht  kommenden  Geschäftsbetriebe  gesandt  werden, 
allerdings  eine  höhere  Auflage  haben  als  die  eigentlichen  Fachblätter, 
aber  auch  weniger  sorgfältig  gelesen  werden  als  letztere,  deren  Auflage 
häufig  1000  nicht  übersteigt.  Ausserdem  gibt  es  für  verschiedene  Gewerbe, 
besonders  in  solchen,  für  die  organisierte  Vereinigungen  bestehen,  zur 
Beschaffung  von  Arbeitskräften  Arbeitsnachweise,  deren  Benutzung  den 
Angehörigen  der  Organisation,  wenn  es  sich  nicht  um  besondere  Ar- 
beitsgattungen (Beamte  und  dergl.)  handelt,  meistens  zur  Pflicht  gemacht 
wird. 

Durch  die  Gewerkschaftspresse,  die  sich  in  den  letzten  zwanzig 
Jahren  mächtig  entwickelt  hat,  wird  zwar  den  eigentlichen  Fachblättern 
wenigstens  nicht  unmittelbar  das  Dasein  erschwert,  da  die  erstere  tech- 
nische Artikel  nur  selten  bringt,  dieses  Gebiet  vielmehr  den  letztgenann- 
ten Blättern  überlässt,  wohl  auch  gelegentlich  empfehlend  auf  dieselben 
hinweist.  Ein  besonderes  Interesse  für  die  Fachpresse  hat  die  Ent- 
wickelung  der  Gewerkschaften  bei  den  Angehörigen  derselben  gerade 
nicht  gezeitigt.  Diese  werden  vielmehr  durch  Gewerkschaftsblätter  der- 
art in  Anspruch  genommen,  dass  sie  für  das  Halten  der  Fachpresse 
weder  Zeit  noch  Geld  übrig  haben.  Es  ist  den  Fachblättern  daher 
ein  gleiches  Schicksal  beschieden  wie  den  grossen  selbständigen  Unter- 
haltungsblättern :  Das  Absatzgebiet  der  ersteren  beschränkt  sich  haupt- 
sächlich auf  Vereinsbibliotheken  und  Lesezirkel,  das  der  letzteren  zum 
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kleinen  Teile  ebenfalls  auf  die  Lesezirkel  und  auf  die  öffentlichen  Lo- 
kale. Aus  den  P'amilienkreisen  sind  die  letzteren  verdrängt  worden 
durch  die  vielen  Unterhaltungsbeilagen,  welche  die  politischen  Zeitungen 
im  Deutschen  Reiche  ihren  Lesern  und  zwar  mit  wenigen  Ausnahmen 
unentgeltlich  liefern.  Diese  illustrierten  Unterhaltungsbeilagen  werden 
in  den  letzten  Jahren  von  verschiedenen  Verlagsanstalten  fabrikmässig 
hergestellt,  nachdem  im  Jahre  1872  4er  Verlagsbuchhändler  und  Buch- 
druckereibesitzer Hermann  Schönlein  in  Stuttgart,  dessen  Unternehmen 
nach  seinem  Tode  an  die  Union,  Deutsche  Verlagsgesellschaft,  über- 
ging, mit  deren  Herausgabe  den  Anfang  gemacht  hatte.  Wo  diese  Beila- 
gen in  der  eigenen  Druckerei  hergestellt  werden,  da  geschieht  die  Füllung 
derselben  mit  Lesestoff  aus  den  billigen  Feuilletonkorrespondenzen,  die 
ja  allerdings  der  sogenannten  Hintertreppenliteratur  gegenüber  den  Vor- 
zug haben,  dass  sie  sittenrein  sind.  Was  etwa  an  »Originalarbeiten« 
hineinkommt,  wird  selten  honoriert;  denn  das  »gratis«  gilt  nicht  nur 
den  Lesern,  sondern  auch  den  Mitarbeitern  gegenüber.  Einem  solchen 
Wettbewerb  können  die  grossen  selbständigen  Unterhaltungsblätter 
natürlich  nicht  standhalten.  Hätten  dieselben  den  gleichen  Entwick- 
lungsgang genommen  wie  die  politischen  Zeitungen,  von  denen  einige 
heute  die  looooo  überschritten  haben,  dann  müsste  beispielsweise 
»Die  Gartenlaube«,  die  im  Jahre  1867  in  den  Zeitungskatalogen  ein- 
schliesslich der  Monatsausgabe  mit  einer  Auflage  von  400000  verzeich- 
net stand,  eine  Auflage  von  annähernd  1000000  aufweisen.  Tatsache 
ist  aber  wohl  jedenfalls,  dass  ihre  jetzige  Auflage  gegen  damals  zurück- 
gegangen ist,  —  ein  Schicksal,  das  auch  manche  andere  Blätter  ihres 
Schlages  teilen  müssen. 

Wie  gross  der  Umfang  der  Gratisbeilagen,  nicht  nur  der  für  Unter- 
haltungszwecke, sondern  auch  für  andere  Gebiete  ist,  dafür  gibt  die 
amtliche  Postzeitungsliste  einen  Anhalt.  Im  Jahre  1902,  welches  auch 
den  übrigen  statistischen  Berechnungen  in  der  Hauptsache  zu  Grunde 
gelegt  worden  ist,  waren  von  den  in  der  Postzeitungsliste  enthaltenen 
Blättern,  welche  unter  den  Begriff  politische  Zeitungen  fielen,  von  3833 
Blättern  3053  mit  Beilagen  versehen  und  nur  780  ohne  solche;  im 
Jahre  1908  beträgt  letztere  Zahl  sogar  nur  433  bei  einer  Gesamtzahl 
von  ungefähr  3838!  Der  Gattung  nach  gliedern  sich  die  Beilagen  für 
1902  folgendermassen:  LTnterhaltungsbeilagen  2769,  Haus-,  Land-  und 
Forstwirtschaft  884,  Mode-  und  Frauenblätter  132,  Sport  102,  Beilagen 
verschiedenen  Inhalts  (Verlosungslisten,  Fahrpläne  usw.)  131,  Rechts- 
wissenschaft 79,  CJesundheitspflege  58,  Beilagen  für  die  Jugend  31,  für 
gewerbliche  Zwecke  23.  Von  Fachzeitschriften  haben  169  Beilagen, 
von  letzteren  sind  25  gewerblichen  Inhalts.  Es  sind  hier  aber  nur 
solche  Beilagen  berücksichtigt,  die  eine  entschieden  andere  Richtung 
vertreten  als  das  Hauptblatt.  Als  Beilage  für  Gesundheitspflege  kommt 
hauptsächlich  »Die  Neue  Gesundheits warte«  in  Betracht,  während  unter 
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den  Beilagen  für  Rechtswissenschaft  mehrfach  »Das  Bürgerliche  Gesetz- 
buch« vertreten  ist,  das  bekanntlich  am  i.  Januar  1901  eingeführt  wurde. 
Erhöhte,  durch  die  Beilagen  bedingte  Preise  traten  nur  bei  113  Zei- 
tungen ein.  In  Oesterrcich  hatten  von  36g  politischen  Zeitungen  34 
Beilagen,  in  der  Schweiz  von   169  nur  i. 

Wenn  man  von  den  Beilagen  für  Rechtswissenschaft  die  auf  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  bezüglichen,  die  ja  nur  eine  vorübergehende 
Erscheinung  waren  und  den  Zweck  hatten,  die  Leser  mit  dem  Inhalt 
des  neuen  Gesetzwerks  bekannt  zu  machen,  abzieht,  dann  bleibt  zwar 
an  derartigen  Beilagen  nicht  viel  übrig,  und  auch  die  Beilagen  für  die 
Jugend  erreichen  nur  eine  unbedeutende  Höhe;  aber  es  handelt  sich 
hier  nur  um  gesonderte  Beilagen.  Im  Hauptblatt  selbst  wird 
diesen  Gegenständen  häufig  ein  besonderer  Abschnitt  gewidmet.  Es 
ist  nicht  nur  ein  besonderer  Rechtsrat  in  den  Spalten  der  Zeitungen 
vertreten,  sondern  grosse  Blätter  veranstalten  für  ihre  Abonnenten  auch 
noch  Sprechstunden  durch  einen  Juristen.  Dass  die  Einführung  von 
besonderen  Abschnitten  oder  Beilagen  für  Kinder,  wobei  oft  Verlosungen 
und  dergleichen  veranstaltet  werden,  mit  den  Aufgaben  der  Schule 
schwer  vereinbar  ist,  ist  wohl  kaum  zu  leugnen.  Auch  die  sogenann- 
ten Gerichtszeitungen,  die  besonders  in  den  achtziger  Jahren  des  vori- 
gen Jahrhunderts  sich  grosser  Verbreitung  erfreuten  und  einen  belieb- 
ten Kolportageartikel  bildeten,  so  dass  fast  in  jeder  Provinzialhaupt- 
stadt  eine,  in  einzelnen  deren  sogar  zwei  erschienen  ,  sind  durch  die 
politischen  Zeitungen  fast  gänzlich  aufgerieben  und  zu  ziemlicher  Be- 
deutungslosigkeit herabgesunken.  Wenn  sich  in  letzter  Zeit  auch  an 
einigen  Orten  neue  Blätter  dieser  ein  Mittelding  zwischen  juristischen 
Fachzeitschriften  und  politischen  Zeitungen  bildenden  Erzeugnisse  her- 
vorgewagt haben,  so  dürfte  ihnen  doch  kaum  eine  grosse  Zukunft  be- 
vorstehen. Es  wäre  aber  unzutreffend,  zu  behaupten,  sie  hätten  sich 
selbst  ihr  Grab  gegraben,  weil  ihre  Darstellungsweise  mitunter  die 
Moral  gefährde  und  das  Volk  sich  deshalb  von  ihnen  abgewendet 
habe.  In  den  Spalten  der  politischen  Zeitungen  wird  in  dieser  Hin- 
sicht, besonders  bei  Sensationsprozessen,  wohl  ebensoviel  gesündigt  wie 
in  den  sogenannten  Gerichtszeitungen,  ohne  dass  sich  die  Leser  des- 
halb von  ihnen  abwenden.  Das  Zugestehen  dieser  Tatsache  würde  zu- 
dem für  gewisse  Sittlichkeits-  und  ähnliche  Vereine,  die  auf  ihren  Ver- 
sammlungen mitunter  in  Bezug  auf  L^eberwachung  der  Presse  und  dergl. 
eine  Tätigkeit  entfalten,  die  geeignet  ist,  die  Polizei  aus  dem  Sattel  zu 
heben,  einen  neuen  Sporn  zu  ihrer  ganz  fruchtlosen  Tätigkeit  bilden  ; 
als  fruchtlos  muss  man  die  Tätigkeit  dieser  Vereine  schon  deshalb  be- 
zeichnen, weil  ihnen  jedes  Mittel  fehlt,  ihren  Ansichten  und  Beschlüssen 
Nachdruck  zu  verleihen.  Für  die  von  ihnen  bei  den  Behörden  als  un- 
sittlich zur  Bestrafung  angezeigten  nicht  periodischen  Presserzeugnisse 
bildet  ihre  Tätigkeit  oft  nur  eine  Reklame,  und  zwar  eine  ganz  unverdiente ; 
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denn  wenn  das  Gericht  meistens  auch  nicht  zu  einer  Bestrafung  der 
Verleger  derartiger  Drucksachen  zu  gelangen  vermag,  ganz  einwandsfrei 
pflegen  sie  nicht  zu  sein.  Je  mehr  Tätigkeit  die  Angehörigen  der  ge- 
dachten Vereine  auf  diesem  und  anderen  Gebieten  der  Polizei  entfalten, 
um  so  vernachlässigter  erscheinen  diejenigen,  aufweichen  sie  zu  Hause 
sein  sollten  und  wohin  die  Machtbefugnisse  der  Polizei  nicht  reichen ; 
es  sei  hier  nur  an  das  Kapitel  der  Eheirrungen  erinnert. 

Dass  die  politische  Presse  Deutschlands  mit  einem  weniger  von 
Ballast  an  Beilagen,  als  sie  sich  tatsächlich  aufbürdet,  sehr  gut  auszu- 
kommen vermöchte,  wenn  man  dabei  bestrebt  wäre,  den  Wert  des  ge- 
botenen Lesestoffes  zu  erhöhen,  wird  man  ebensowenig  bestreiten  wollen 
wie  die  Tatsache,  dass  die  Steigerung  des  Wertes  des  Inhaltes  der  poli- 
tischen Zeitungen  mit  ihrem  Papierumfange  nicht  gleichen  Schritt  ge- 
halten hat.  Dieser  Ansicht  werden  vor  allem  diejenigen  beipflichten, 
welche  zwar  nicht  selbst  »in  der  Front«  der  politischen  Presse  stehen, 
aber  deren  Entwickelung  aufmerksam  verfolgt  haben.  Damit  soll  nicht 
geleugnet  werden,  dass  die  politische  Presse  einen  bedeutenden  Macht- 
faktor darstellt;  allein  das,  was  von  gewissen  Heilmitteln  gilt,  dass  sie 
nämlich  nur  in  der  Hand  des  erfahrenen  Arztes  heilbringend  wirken, 
darf  man  füglich  auch  hier  gelten  lassen, 

Die  Unterbringung  bestimmter  Teile  des  Inhalts  einer  Zeitung  in 
gesonderten  Beilagen,  vor  allem  von  Unterhaltungsstoff,  hat  seine  be- 
sonderen Gründe.  Einesteils  geschieht  es  mit  Rücksicht  auf  die  billige 
Herstellung  dieser  Beilagen  durch  fabrikmässige  Betriebe  ,  andernteils 
auch  aus  technischen  Gründen.  Der  Anzeigenteil  der  politischen  Zei- 
tungen wächst  zu  gewissen  Zeiten  und  Tagen  derart  an,  dass  für  Feuil- 
leton und  ähnlichen  Stoff  kein  Raum  übrig  bleibt  und  die  Leser  die 
Zeitung  oft  mit  knapp  einer  Seite  Text  erhalten.  Diesem  LTebelstande 
helfen  die  Sonderbeilagen ,  die  entweder  von  auswärts  bezogen  oder 
unabhängig  vom  Hauptblatt  hergestellt  werden  können,  ab.  In  Oester- 
reich  sind  diese  Beilagen  weniger  in  Aufnahme  gekommen,  weil  man 
dort  der  Ansicht  ist,  dass  die  Anzeigen  eine  grössere  Wirkung  erzielen, 
wenn  sie  mit  Text  abwechseln;  infolgedessen  haben  sich  dort,  nament- 
lich in  Wien,  halbseitige  Anzeigen,  die  man  in  den  politischen  Zeitungen 
im  Deutschen  Reiche  nur  selten  trifft,  stark  eingebürgert,  die  andere 
halbe  Seite  wird  mit  Text,  am  liebsten  mit  Unterhaltungsstoff,  ausgefüllt, 
den  man  also  bei  Herstellung  der  Hauptzeitung  nötig  braucht. 

Den  politischen  Teil  vom  Anzeigenteil  zu  trennen  und  reine  An- 
zeigenblätter zu  gründen,  wie  sie  früher  in  den  sogenannten  Intelligenz- 
blättern bestanden,  würde  die  Wirksamkeit  der  Zeitungsanzeigen  wesent- 
lich herabmindern,  weil  reine  Anzeigenblätter  wenig  gelesen  werden. 
Der  grossen  Masse  würde  zugleich  der  Brotkorb,  aus  welchem  sie  ihre 
tägliche  literarische  Kost  erhält ,  bedeutend  höher  gehängt  werden ; 
denn  der  Wegfall  der  Einnahmen  aus  den  Anzeigen  würde  eine  bedeutende 
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Steigerung  des  Bezugspreises  der  politischen  Zeitungen  zur  Folge  haben. 
Zudem  darf  man  nicht  vergessen:  die  Zeitung  ist  eines  derjenigen 
Reklamemittel ,  welche  Augen  und  Ohren  am  wenigsten  belästigen. 
Andererseits  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  der  Anzeigenteil  der  Zeitungen 
häufig  die  Achillesferse  bildet,  an  der  man  den  Verleger  zu  verwunden 
sucht,  indem  man  ihm  mit  Entziehung  der  Anzeigen  droht,  sofern  er 
sich  in  dem  einen  oder  anderen  Sinne  nicht  gefügig  zeigt.  Es  kommt 
daher  zuweilen  vor,  dass  man  den  Teufel  zur  Vordertür  hinaustreibt, 
zur  Hintertür  aber  Beelzebub  wieder  hineinlässt.  Mit  anderen  Worten  : 
dass  man  in  demjenigen  Teil  der  Zeitung,  für  welchen  die  Schrift- 
leitung »nur  die  pressgesetzliche  Verantwortung«  trägt,  gegen  bestimmte 
Lokale  einen  Hexensabbat  aufführen  lässt,  im  örtlichen  Teile  aber  für 
dieselben  Lokale  trinkfeste  Leute  sucht. 

Gegen  die  LTnterhaltungsbeilagen  Hesse  sich  wohl  nichts  einwenden, 
wenngleich  ein  dreifaclies  Vorhandensein  derselben,  wie  es  häufig  in 
einzelnen  Zeitungen  anzutreffen  ist ,  schon  etwas  viel  bedeutet.  Auch 
die  Beilagen  für  Land-  und  Hauswirtschaft  werden  vielfach  ihre  Zwecke, 
namentlich  für  den  kleineren  Landwirt,  der  noch  oft  genug  in  Unkennt- 
nis über  die  praktische  Ausnutzung  seines  Grund  und  Bodens  ist,  und 
der  schwerlich  eine  selbständige  landwirtschaftliche  Zeitung  hält,  ihren 
Zweck  erfüllen  können ,  wenn  ihr  Inhalt  nicht  häufig  ein  schablonen- 
hafter wäre.  Von  den  Landwirtschaftskammern  oder  ähnlichen  An- 
stalten herausgegebene  Blätter,  die  den  Bodenverhältnissen  der  ein- 
zelnen Bezirke  Rechnung  tragen,   würden  besser  ihren  Zweck  erfüllen. 

Der  Rückgang  der  Anzahl  der  in  Gruppe  9,  Geschichte  und  Erd- 
beschreibung, erscheinenden  Zeitschriften  ist  entschieden  auf  die  un- 
günstigen finanziellen  Ergebnisse  dieses  Verlagszweiges  zurückzuführen. 
Um  ein  Unternehmen  dieser  Richtung  einigermassen  lebensfähig  zu  erhal- 
ten, muss  der  Verleger  seine  Erwartungen  in  Bezug  auf  etwaigen  Gewinn 
von  vornherein  bedeutend  einschränken,  die  Leser  hingegen  müssen 
sich  bequemen,  recht  tief  in  den  Geldbeutel  zu  greifen;  das  Interesse 
für  Lesestoff  dieser  Art  ist  zudem  ein  sehr  geringes.  Es  gilt  daher 
hier  die  Parole :  Kleine  Auflagen  —  hohe  Bezugspreise.  Die  meisten 
Fachzeitschriften  bringen  aus  diesem  Grunde  Artikel  geschichtlichen 
Inhalts  nur  ganz  selten.  Die  Folge  ist,  dass  bei  den  Zeitschriften 
für  Geschichte ,  deren  Zahl  zum  Verhältnis  dieses  Wissensgebietes 
nur  eine  bescheidene  genannt  werden  muss,  der  Stofifandrang  ein  ganz 
bedeutender  ist  und  sie  auf  viele  Jahre  hinaus  mit  Vorrat  versehen  sind. 

Trotz  der  grossen  Ausdehnung,  welche,  wie  schon  gesagt,  das 
deutsche  Zeitschriftenwesen  in  den  letzten  Jahren  genommen  hat,  fehlt 
es  doch  auf  diesem  Gebiete  noch  an  einem  geeigneten  Führer,  der  die 
Zahl  der  erscheinenden  Zeitschriften  wenigstens  annähernd  angibt.  In 
dem  Sj>er/ingschen  Adressbuch,  welches  in  Bezug  auf  Zeitschriften  wohl 
die  grösste  Vollständigkeit  besitzt,  fehlen  doch  noch  gegen  3000  Zeit- 
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Schriften.  Dasselbe  enthält  in  der  Ausgabe  für  1902  gegen  5556,  für 
1908  dagegen  5562  Zeitschriften  in  deutscher  Sprache,  in  dem  Katalog 
der  Anzeigenexpedition  von  Rudolf  Mosse  vom  gleichen  Jahre  sind  4464 
und  in  dem  von  Haasenstein  &  Vogler  4004  enthalten.  Wer  sich 
daher  über  die  wirkliche  Zahl  der  erscheinenden  Zeitschriften  unter- 
richten will,  der  wird  nicht  nur  die  vorhandenen  Postzeitungslisten  des 
Deutschen  Reiches,  Oesterreichs  und  der  Schweiz,  sondern  auch  die 
Kataloge  der  privaten  Anzeigenexpeditionen  gründlich  durchsehen  und 
miteinander  vergleichen  müssen,  — •  eine  Arbeit,  die  monatelange  Zeit 
erfordert  und  die  auch  dem  Verfasser  dieser  Statistik  nicht  erspart 
blieb,  um  der  Wirklichkeit  in  Bezug  auf  die  Anzahl  der  Zeitschriften 
annähernd  nahezukommen.  Ein  Vergleich  der  amtlichen  Postzeitungs- 
liste des  Deutschen  Reiches  mit  dem  S/>er/t»gschen  Adressbuch  förderte 
beispielsweise  gegen  870  Zeitschriften  zutage ,  die  in  dem  letzteren 
nicht  enthalten  waren,  ein  Vergleich  mit  einem  der  von  einer  privaten  An- 
zeigenexpedition herausgegebenen  Kataloge  lieferte  gegen  953  Zeit- 
schriften, die  in  beiden  genannten  Quellenwerken  nicht  enthalten  waren. 
Schliesslich  ergab  die  österreichische  Postzeitungsliste  für  1902  noch 
gegen  550  Zeitschriften  in  deutscher  Sprache,  davon  478  für  Oester- 
reich ,  von  denen  auf  Gruppe  11,  Handel  und  Verkehr,  allein  77  (!), 
auf  Gruppe  21,  Rechts-  und  Staatswissenschaft  54,  Gruppe  10,  Ge- 
werbe, 48,  entfielen;  die  Postzeitungsliste  der  kleinen  Schweiz  förderte 
für  diese  noch   161  Zeitungen  in  deutscher  Sprache  ans  Tageslicht. 

So  unvollständig,  wie  die  genannten  Quellen  m  Bezug  auf  die  An- 
zahl der  vorhandenen  Zeitschriften  sind,  so  sind  sie  es  auch  in  mancher 
anderen  Hinsicht :  die  amtlichen  Postzeitungslisten  genügen  eben  den 
Anforderungen  des  Schalterdienstes ,  die  Zeitungslisten  der  privaten 
Anzeigengeschäfte  enthalten  zwar  bei  den  politischen  Zeitungen  die 
Angabe  der  Einwohnerzahl  des  Erscheinungsortes  neben  der  des  An- 
zeigenpreises, nicht  aber  die  des  Abonnementspreises.  Man  muss  aber 
bedenken,  dass  im  Deutschen  Reiche  das  Mitlesen  von  Zeitungen  und 
Zeitschriften  ziemlich  häufig  und  vor  allem  von  der  Höhe  des  Abonne- 
mentspreises abhängig  ist.  Wo  dieser  bei  politischen  Zeitungen  in  der 
Provinz  vierteljährlich  2  Mark  übersteigt,  da  darf  man  darauf  gefasst 
sein ,  dass  das  betreffende  Blatt  in  nur  einem  Exemplar  von  vier  bis 
sechs  Familien  gelesen  wird.  Die  Auflageziffer  dieser  Blätter  ist 
demnach  verhältnismässig  niedrig,  und  sie  erscheinen  in  den  Augen  der 
Inserenten  als  wenig  wirksame  Anzeigeblätter,  während  ihre  Leserzahl, 
die  doch  bei  der  Wirksamkeit  der  Anzeigen  eine  Rolle  spielt,  gewöhn- 
lich vier-  bis  fünfmal  so  hoch  als  die  Bezieherzahl  ist.  Ist  dem  Inserenten 
der  Abonnementspreis  bekannt,  dann  ist  er  auch  in  der  Lage,  Schlüsse 
auf  die  Zahl  der  Mitleser  zu  ziehen.  Die  Angabe  der  Auflagenhöhe 
lassen  die  privaten  Anzeigenexpeditionen  bei  den  Zeitschriften  in  ihren 
Katalogen    ganz    weg,    und    ich    habe   hierin  in  neuerer  Zeit  nur  eine 
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Ausnahme  feststellen  können,  bei  dieser  aber  erreichen  die  Auflagen- 
angaben kaum  ein  Viertel  der  darin  enthaltenen  Zeitschriften.  Wenn 
es  gelang,  in  der  vorliegenden  Statistik  bei  den  Uebersichten  der  Auf- 
lagenhöhe, deren  Aufstellung  nach  dem  Sperling?,c\\Qx\  Adressbuch  deut- 
scher Zeitschriften,  Jahrgang  1902,  erfolgt,  die  Zahl  der  Zeitschriften 
mit  Auflagenangabe  annähernd  auf  die  Hälfte  der  im  genannten  Quellen- 
werk enthaltenen  Zeitschriften  zu  bringen,  so  war  dies  nur  dadurch  möglich, 
dass  bei  mehreren  hundert  derselben  die  Ermittelung  der  Auflagenhöhe 
nach  späteren  Jahrgängen  dieses,  des  vorher  erwähnten  anderen  Kata- 
loges,  sowie  durch  direkte  Ermittelung  bei  den  Verlegern  bewirkt  wurde. 
Ein  Teil  der  auf  letztere  Art  ermittelten  Zeitschriften  wurde  dem  Sper- 
lingschen  Adressbuch  gutgeschrieben.  Man  darf  annehmen ,  dass  der 
Verlag  des  Sper/mgscheu  Adressbuches  redlich  bemüht  gewesen  ist, 
die  Auflagenangaben  zu  vervollständigen,  dass  dies  aber  an  dem  Wider- 
stände der  Verleger  scheiterte. 

Für  den  Zeitungsstatistiker  ist  die  Kenntnis  der  Auflagenhöhe  der 
einzelnen  Blätter  ein  wesentliches  Erfordernis,  da  ohne  sie  dem  Ope- 
rieren mit  den  gewonnenen  Zahlen  enge  Grenzen  gezogen  sind ;  er 
braucht  dabei  die  Auflagengeheimnisse  der  einzelnen  Zeitungen  und 
Zeitschriften  gar  nicht  preiszugeben;  bei  letzterer  genügt  es,  wenn  die 
Auflagenhöhe  der  einzelnen  Gruppen,  wie  sie  in  vorliegender  Statistik 
dargelegt  ist,  sowie  die  Zahl  der  in  denselben  erscheinenden  Zeit- 
schriften bekannt  gegeben  wird.  Mit  Hilfe  der  Berufsstatistik,  wie  sie 
im  Deutschen  Reiche,  in  Oesterreich-Ungarn  und  der  Schweiz  von  Zeit 
zu  Zeit  veranstaltet  wird,  wird  aus  einer  solchen  Uebersicht  auch  der 
Zeitschriftenverleger  Nutzen  ziehen  können.  Eine  solche  Uebersicht  wird 
ihm  sagen,  ob  ein  neues  Unternehmen  auf  diesem  oder  jenem  Wissens- 
gebiet Aussicht  auf  gesunde  Entwickelung  bietet  oder  ob  es  sein  Da- 
sein nur  auf  Kosten  der  übrigen  Blätter  der  betreffenden  Gruppe  zu 
fristen  vermag.  Sie  wird  ferner  lehren,  ob  das  Nichtgedeihen  einzelner 
Zeitschriften  auf  ein  Ueberniass  der  vorhandenen  Blätter  oder  aufTeil- 
nahmlosigkeit  der  Berufsangehörigen  zurückzuführen  ist.  Eine  solche 
Statistik,  von  privater  Seite  veranstaltet,  würde  natürlich  von  vornherein 
mit  dem  schon  erwähnten  Misstrauen  der  Verleger  zu  kämpfen  haben. 
Man  müsste  also  derartige  Einrichtungen,  Verbindung  der  Zeitschriften- 
statistik mit  der  Berufsstatistik,  von  staatlicher  Seite  ins  Leben  rufen 
oder  die  Erhebung  derselben  den  Handelskammern  oder  ähnlichen 
.Anstalten  übertragen,  so  dass  ein  Verdacht,  es  könnte  mit  den  von 
den  Verlegern  gemachten  vertraulichen  Mitteilungen  Missbrauch  ge- 
trieben werden,  ausgeschlossen  erscheint.  Bei  einer  solchen  Statistik 
muss  man  aber  in  der  Lage  sein,  den  Berufsangehörigen  nicht  nur  die 
Zahl  der  erscheinenden  Zeitschriften ,  sondern  auch  von  deren  Be- 
zieher gegenüberstellen  zu  können. 
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Als  Quellenmaterial  für  die  nachstehenden  Angaben^)  über  die  im 
Deutschen  Reiche,  in  Oesterreich-Ungarn  und  der  Schweiz  im  Jahre 
1902  in  deutscher  Sprache  erschienenen  Zeitschriften  wurden  benutzt: 
das  Sperängsche  Adressbuch  der  deutschen  Zeitschriften,  die  amtlichen 
Postzeitungslisten  für  das  Deutsche  Reich  und  für  Oesterreich-Ungarn, 
die  Zeitungskataloge  der  bekannteren  Anzeigengeschäfte,  sämtlich  für 
das  Jahr  1902,  sowie  die  von  der  Schweizer  Postverwaltung  für  das 
Jahr  1905  herausgegebene  Preisliste  der  Zeitungen  und  Zeitschriften 
der  Schweiz.  Die  aus  dem  Sperli/igsch&n  Adressbuch  gewonnenen  Zah- 
len mussten  jedoch  bei  der  Statistik  von  den  aus  den  anderen  Quellen 
gewonnenen  Zahlen  getrennt  werden,  da  ersteres  allein  Angaben  über 
das  Gründungsjahr,  die  Auflagenhöhe  der  Blätter  u.  s.  w.  macht,  sodass 
das  Bild  bei  einer  Vermischung  der  Zahlen  in  dieser  Hinsicht  ein  sehr 
ungünstiges  geworden  wäre.  Näheres  darüber  ergeben  die  Erläuterun- 
gen zu  den  Aufstellungen. 

Als  Quellen  zu  der  mit  herangezogenen  Berufsstatistik  dienten:  für 
das  Deutsche  Reich  die  vom  Jahre  1895,  enthalten  im  Jahrgang  1907 
des  Statistischen  Jahrbuches  für  das  Deutsche  Reich,  und  Berufsstati- 
stik für  das  Deutsche  Reich  im  ganzen.  Erster  Teil;  für  Oesterreich- 
Ungarn  die  vom  Jahre  1900,  enthalten  in  Bd.  LXVI,  Heft  i  der  Oester- 
reichischen  Statistik,  und  für  die  Schweiz  ebenfalls  die  vom  Jahre  1900, 
enthalten  in  »Die  Ergebnisse  der  eidgenössischen  Volkszählung  vom 
I.  Dezember  1900,3.  Band:  Die  Unterscheidung  der  Bevölkerung  nach 
dem  Berufe.«  Hier  fehlt  jedoch  die  Unterscheidung  der  Berufsange- 
hörigen nach  der  Umgangssprache,  wie  sie  bei  der  Statistik  Oester- 
reichs ,  allerdings  nur  nach  den  Hauptberufsgruppen ,  vorhanden  ist. 
Für  das  Deutsche  Reich  war  diese  Unterscheidung  nicht  nötig. 

Die  einzelnen  Gruppen  gliedern  sich  folgendermassen : 

Gruppe  I  :  Bau-,  Ingenieur-,  Maschinen-  und 
Eisenbahnwesen.    279  (*97)  +54  =  333  Stück.      Die  Aufl.    (115) 


1)  Zur  Erläuterung  derselben  diene  folgendes  :  Die  erste  Zahl  bei  den  einzelnen 
Gruppen  bezeichnet  die  Anzahl  der  nach  Spejiiiigs  Adressbuch  ermittelten  Zeit- 
schriften ,  die  ihr  folgende ,  mit  (*)  bezeichnete  die  Zahl  der  mit  Illustrationen  ver- 
sehenen und  die  dritte  die  aus  anderen  Quellen  ermittelten  Zeitschriften.  Die  nach 
dem  abgekürzten  Worte  Aufl,  =  Auflage  in  Klammern  wiedergegebene  Zahl  bezieht 
sich  auf  die  Zeitschriften,  deren  Auflage  ermittelt  ist.  Der  Bezugspreis  gilt  überall 
für  den  vollen  Jahrgang.  Die  Gratisblätter  zerfallen  in  völlig  und  bedingt  kosten- 
lose, d.  h.  solche,  welche  nur  an  Mitglieder  bestimmter  Vereine  abgegeben  werden, 
die  Zahl  vor  dem  /  bezeichnet  die  ersteren  ,  die  nach  ihm  die  letzteren.  Bei  der 
Durchschnittsberechnung  der  auf  eine  Zeitschrift  entfallenden  Berufsangehörigen  sowie 
in  der  Uebersicht  in  Tabelle  III  sind  bei  Oesterreich  nur  die  der  deutschen  Um- 
gangssprache sich  bedienenden  in  Betracht  gezogen  worden.  Abkürzungen:  Ab.  = 
Abonnement,  n.  =  niedrigstes,  h.  =  höchstes,  J.  :=  Jahre,  w.  =  wöchentlich,  hm.  = 
halbmonatlich,   m.  ^  monatlich,  j.  =  jährlich,  t.  =  täglich. 
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beträgt  bei  9  unter  1000,  bei  ebensoviel  über  10  000,  n.  400,  h.  45000 
(Führer  durch  die  deutsche  Maschinenindustrie,  BerHn).  Das  n.  Ab. 
beträgt  50  Pfg.  (Anzeigenblatt  für  Maschinen-  und  Metallindustrie, 
Frankfurt  a.  M.),  das  h.  Ab.  hat  der  in  Charlottenburg  \v.  einmal  er- 
scheinende, 1901  gegründete  Fabrikant  und  Lieferant,  Bautennachweis 
für  ganz  Deutschland,  der  in  der  amtlichen  Postzeitungsliste  für  1902 
mit  einem  Jahresabonnementspreis  von  200  Mk.,  im  Sperh'/igschen 
Adressbuch  für  1904  aber  nur  mit  70  Mk.  eingetragen  ist,  dann  aus 
den  Listen  ganz  verschwindet;  ihm  folgt  mit  60  Mk.  der  Möbelarchi- 
tekt, Berlin.  Grat.  7/12.  Das  älteste  Blatt  ist  Dinglers  Polytechni- 
sches Journal,  Stuttgart  (1820),  ihm  schliesst  sich  die  Allgemeine  Bau- 
zeitung, Wien  (1836)  an.  Aus  den  folgenden  Jahrzehnten  stammen 
40er  50er  60er  70er  80er  90er  J.  1900—02 
2  7  10  10  32  90  30. 

Erscheinungsweise:  w.  99,  dreimal  m.  11,  hm.  85,  m.  60,  j.  11,  t.  4. 
Von  den  333  Blättern  entfallen  auf  das  Deutsche  Reich  287,  davon  89 
mit  einer  Aufl.  von  zusammen  473  150,  auf  Oesterreich  35,  davon  20 
mit  zusammen  47550  auf  die  Schweiz  11,  davon  6  mit  zusammen 
35  900  Exemplaren. 

Den  333  Blättern  stehen  Berufsangehörige  gegenüber:  im 
Deutschen  Reiche:  i  512475  m.,  26385  w. ;  in  Oesterreich:  450377  m., 
12825  '^^'■'  davon  mit  deutscher  Umgangssprache  223857  m.,  6938  w., 
in  der  Schweiz:  183962  m.,  2138  w.  =  1920294  m.,  35461  w.  Auf 
eine  Zeitschrift  entfallen  also  5873  Berufsangehörige. 

Gruppe  2  :  Bergbau  u  n  d  H  ü  1 1  e  n  k  u  n  d  e.  41  (*i 5) 
-1-  7  =:  48  Stück.  Aufl.  (24)  unter  100  und  über  10  000  je  5.  Ab.  n. 
30  Pfg.  (Allgemeiner  Anzeiger  für  Berg-,  Hütten-  und  Maschinenindu- 
strie, Strassburg  i.  E.)  über  20  Mk.  2,  30  Mk.  (Allgemeiner  Anzeiger  für 
Berg-,  Hütten-,  Metall-,  Maschinen-  und  die  gesamte  Grossindustrie, 
Leipzig).  Grat.  /  2.  Aelteste  Zeitschrift  ist  das  Jahrbuch  für  das  Berg- 
und  Hüttenwesen  im  Königreich  Sachsen,  Freiberg  i.  S.  (1827).  Es 
entstammen  weiter  aus  den 

40er        50er        60er        70er        80er        90er  J.        1900 — 02 
I  2  4  2  II  II  2. 

Erscheinungsweise:  w.  26,  dreimal  m.  i,  hm.  11,  m.  4,  j.  5,  t.  3. 
Von  den  48  Blättern  entfallen  auf  das  Deutsche  Reich  40,  davon  21 
mit  einer  Aufl.  von  zusammen  208  200,  auf  Oesterreich  7,  davon  3  mit 
zusammen  5800  Exemplaren,  auf  die  Schweiz  i. 

Den  48  Blättern  stehen  Berufs  an  gehörige  gegenüber :  im 
Deutschen  Reiche  552176  m.,  15577  ^-i  '^  Oesterreich:  174020  m., 
8196  w. ,  davon  mit  deutscher  Umgangssprache  69423  m.  ,  2902  w. ; 
in  der  Schweiz:  5452  m.,  23  w.  =  627051  m.,  18602  w.  Auf  eine 
Zeitschrift  entfallen  mithin  13451  Berufsangehörige. 

Gruppe3:  Buchhandel,  allgemeineBibliographie, 
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Buchgewerbe  und  Presse.  52  (*6)  4-  4  =;  56  Stück.  Aufl. 
(37)  unter  1000  5  Stück,  n.  200.  Ab.  n.  75  Pfg.,  h.  20  Mk.  Grat.  12/2. 
Aeltestes  Blatt  ist  das  1834  gegründete  Börsenblatt  für  den  deutschen 
Buchhandel.     Ihm  schliessen  sich  an  aus  den 

40er        50er        60er        70er        80er        90er  J.        1900 — 20 
2  I  2  5  II  19  7. 

Erscheinungsweise:  w.  13,  hm.  .^,  m.  23,  j.  3,  t.  i.  Von  den  56 
Blättern  entfallen  auf  das  Deutsche  Reich  46,  davon  33  mit  einer  Aufl. 
von  zusammen  136  450,  auf  Oesterreich  9,  davon  3  mit  zusanmien  2950, 
auf  die  Schweiz  i   mit  1800  Exemplaren. 

G  r  u  p  p  e  4 :  Chemie,  Pharmazie,  Physik.  56  (*26)  -|- 
10  =z  66  Stück.  Aufl.  (32)  unter  1000  9,  10  000  erreicht  kein  Blatt.  Die 
n.  Auflagezififer  mit  450  hat  der  Jahresbericht  der  Pharmazie,  Ab.  n. 
2  Mk.,  über  20  Mk.  10,  h.  60  Mk.,  welchem  sich  solche  von  40  und 
38  Mk.  anschliessen.  Grat.  i/i.  Den  Vorrang  im  Alter  haben  hier  die 
1799  gegründeten,  bei  Ambrosius  Barth  in  Leipzig  erscheinenden  An- 
nalen  der  Physik,  die  38  Mk.  jährlich  kosten,  während  sich  der  Preis 
von  40  Mk.  auf  die  Berichte  der  Deutschen  Chemischen  Gesellschaft 
bezieht,  60  Mk.  hat  das  Chemische  Zentralblatt,  Berlin,  das  jährlich  in 
zwei  Bänden  zu  je  30  Mk.  erscheint.  Das  Zweitälteste  Blatt  ist  das 
1821  gegründete  und  im  Verlage  des  Deutschen  Apothekervereins  in 
Berlin  erscheinende  Archiv  für  Pharmazie.  Hieran  schliessen  sich  an 
aus  den 

30er      40er      50er      60er      70er      80er      90er  J.      1900 — 02. 
3  3  3  6  5  10  II  9. 

Erscheinungsweise:  w.  24,  dreimal  m.  i,  hm.  12,  m.  16,  j.  15.  Von 
den  66  Blättern  entfallen  auf  das  Deutsche  Reich  50,  davon  24  mit 
einer  Aufl.  von  zusammen  57  300,  auf  Oesterreich  15,  davon  7  mit  zu- 
sammen  15  100,  auf  die  Schweiz   i   mit   1000  Exemplaren. 

Diesen  66  Blättern  stehen  an  B  e  r  u  f  s  a  n  g  e  h  ö  r  i  g  e  n  gegen- 
über: im  Deutschen  Reiche  88202  m.  ,  14  721  w. ;  in  Oesterreich 
33463  m.,  7420  w.,  davon  mit  deutscher  Umgangssprache  18377  ™' 
3984  w. ;  in  der  Schweiz  8796  m.,  734  w.  rzr  1x5355  ™-'  18649  '^^'-  ^^^^ 
eine  Zeitschrift  entfallen  also  2030  Berufsangehörige. 

Gruppe  5  A  :  E  r  z  i  e  h  u  n  g  s  -  und  U  n  t  e  r  r  i  c  h  t  s  w  i  s  s  e  n- 
schaft.  264  (*29)  -f  43  =  307  Stück.  Ungefähr  12  davon  sind  für 
Taubstumme,  i  zugleich  für  Blinde  imd  i  für  letztere  allein  bestimmt. 
Aufl.  (204)  unter  1000  66,  über  10 000  5  Stück,  n.  250  (Blindenfreund, 
Düren).  Ab.  n.  i  Mk.,  h.  je  i  zu  30  und  20  Mk.  Grat.  2/4.  Aeltestes 
Blatt  bis  zum  Jahre  1902  waren  die  1827  von  Moritz  Diesterweg  in 
Frankfurt  a.  M.  gegründeten  Rheinischen  Blätter  für  Erziehungs-  und 
Unterrichtswesen,  die  aber  noch  im  Berichtsjahre  eingegangen  sind.  Ge- 
arründet  wurden  in  den 
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30er       40er       50er       60er       70er       80er       90er  J.       1900 — 02 
2  6  20         20  46  57  74  26. 

Erscheinungsweise:  w.  70,  dreimal  m.  7,  hm.  4g,  m.  iii,  j.  24,  t.  i. 
Von  den  307  Blättern  kommen  auf  das  Deutsche  Reich  240,  davon 
171  mit  einer  Aufl.  von  zusammen  313735,  auf  Oesterreich  52,  davon 
26  mit  zusammen  51  970,  auf  die  Schweiz  15,  davon  7  mit  zusammen 
33  600  Exemplaren. 

Den  307  Zeitschriften  stehen  B  e  r  u  f  s  a  n  g  e  h  ö  r  ige  gegenüber: 
im  Deutschen  Reiche  153367  m.,  67046  w.,  in  Oesterreich  94454  m., 
34427  w.,  in  der  Schweiz  11  288  m.,  10  212  w.,  zusammen  370794.  Auf 
eine  Zeitschrift  entfallen  also  1206  berufsmässig  ausgebildete  Angehörige. 
(Siehe  die  Erläuterung  am  Schluss.) 

Gruppe  5B:  Zeitschriften  für  die  Jugend,  a)  All- 
gemeines: 41  (*24)  +  21  :r=  62  Stück.  Aufl.  (20)  unter  1000,  2  n. 
500  (Der  Jugendfreund,  Berlin),  über  10  000  7,  je  80  000  (Monika,  Zeit- 
schrift für  katholische  Mütter  und  Hausfrauen,  Donauwörth),  70  000 
(Der  Jugendfreund,  Stuttgart,  1906:  90000).  Ab.  n.  50  Pfg.  (Illustrierte 
Zeitschrift,  der  Jugend  zur  Belehrung,  den  Erwachsenen  zur  Anleitung, 
Oberdollendorf  a.  Rh.),  h.  13  Mk.  (Jugend-Kunst,  Wiesbaden).  Grat.  i. 
—  Aeltestes  Blatt  sind  die  von  Isabella  Braun  1854  in  München  ge- 
gründeten Jugendblätter,  denen  sich  aus  den 

60er  70er  80er  90er  J.  1900 — 02 

3  8  14  22  II 

anreihen.  Erscheinungsweise:  w.  5,  hm.  5,  m.  18,  j.  2.  Von  den  62 
Blättern  erscheinen  im  Deutschen  Reiche  43,  davon  16  mit  einer  Aufl. 
von  zusammen  209  450,  in  Oesterreich  9,  davon  2  mit  zusammen  6000, 
in  der  Schweiz  10,  davon  2  mit  zusammen  6200  Exemplaren. 

b)  Evangelische.  30  (*25)  Stück.  Aufl.  (23)  unter  1000 
keine,  über  10  000  11,  h.  64  000  (Komm  mit,  Berlin;  für  1906  mit  87  000 
angegeben).  Ab.  n.  18  Pfg.  (Jugend-Missionsblatt,  Neukirchen,  Aufl. 
30  000) ;  bei  je  zwei  Blättern  beträgt  das  Ab.  25  und  80,  bei  drei  75  Pfg.  j. 
Aeltestes  Blatt  sind  die  in  Stuttgart  bei  Steinkopf  seit  1836  erscheinenden 
Jugendblätter.     Es  stammen  aus  den 

40er        50er        60er        70er        80er        90er  J.        1900 — 1902 
213842  2. 

Erscheinungsweise:  w.  15,  hm.  i,  m.  18.  Von  den  30  Blättern  kom- 
men auf  das  Deutsche  Reich  29,  davon  22  mit  einer  Aufl.  von  zusam- 
men 352700  und  I   mit  11  000  Exemplaren  auf  die  Schweiz. 

c)  Katholische.  15  (*i2)  Stück.  Aufl.  (10)  n.  2500,  über 
10  000  5,  h.  115  000  (Der  Schutzengel,  Donauwörth,  bei  einem  Abon- 
nementspreise von  80  Pfg.  jährlich).  Ab.  n.  60  Pfg.  (Das  kleine  Ave 
Maria,  Linz  a.  D.,  Aufl.  15  000).  Aeltestes  Blatt  ist  der  schon  genannte, 
seit  1874  erscheinende  Schutzengel;  ausser  ihm  stammt  noch  i  aus  den 
70er,  4  aus  den  80er  und  5  aus  den  90er  Jahren.     Erscheinungsweise: 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     19<i8.    3.  T.C 
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w,  5,  hm.  5,  m.  2.  Von  den  15  Zeitschriften  entfallen  auf  das  Deutsche 
Reich  12,  davon  8  mit  einer  Aufl.  von  zusammen  188900,  auf  Oester- 
reich  i  mit  15000,  auf  die  Schweiz  2  mit  zusammen  14000  Exem- 
plaren. 

Bei  5b  a  und  c)  sind  bei  je  i,  bei  b)  bei  12  Blättern  Geistliche 
Redakteure. 

Gruppe  6:  Frauen-,  Haus-  und  INIodeblätter  (ohne 
Herrenmodeblättcr).  132  (*7o)  -(-  64  =  196  Stück.  Aufl.  (40)  unter 
1000  I,  über  10  000  22  Stück,  davon  3  mit  je  über  50000;  zwischen 
40  000  und  50  000  bewegt  sich  die  Auflage  bei  einer  ganzen  Anzahl 
von  Zeitschriften,  namendich  den  Frauenmodezeitungen.  Die  in  Pest 
erscheinende  Dienstbotenzeitung  gibt  ihre  Aufl.  mit  45  000  und  die 
Notburga,  Zeitschrift  für  Dienstboten  und  Bürgerstöchter,  in  Passau 
erscheinend,  mit  43500  an;  die  höchste  Aufl.,  »über  100  000«,  hat  die 
Sonntagszeitung  für  Deutschlands  Frauen  (jetzt  als  Sonntagszeitung  fürs 
deutsche  Haus  erscheinend),  die  n.  Aufl.  ist  mit  650  angegeben.  Auf- 
fallend ist  das  häufige  Fehlen  der  Auflagenangaben  gerade  in  dieser 
Gruppe.  Ab.  n.  i  Mk.,  bei  13  Zeitschriften  beträgt  er  über  30  Mk., 
h.  50  Mk.;  am  meisten  kommen  die  Angaben  mit  3  Mk.,  4  Mk.  und 
6  Mk.  vor.  Grat.  2/ — .  Das  Amt  eines  Gruppenältesten  nimmt  hier, 
nachdem  die  1798  gegründete,  im  Dürrschen  Verlage  in  Leipzig  er- 
schienene Allgemeine  Modenzeitung  im  Jahre  1903  eingegangen  ist,  der 
1855  gegründete  Bazar  ein.  Die  weitere  Altersfolge  ist: 
60er  70er  80er  90er  J.        1900 — 02 

6  13  20  52  13. 

Erscheinungsweise:  w.  75,  hm.  51,  m.  41,  j.  2,  t.  2.  Von  den  196 
Zeitschriften  entfallen  auf  das  Deutsche  Reich  152,  davon  28  mit  einer 
Auflage  von  zusammen  539900,  auf  Oesterreich  27,  davon  6  mit  zu- 
sammen 156 150,  auf  die  Schweiz  17,  davon  6  mit  zusammen  56900 
Exempl.  Bei  27  Blättern  wird  die  Schrifüeitung,  soweit  sich  dies  aus 
den  Angaben  entnehmen  lässt ,  von  weiblichen  und  bei  2  von  geist- 
lichen Personen  besorgt. 

Gruppe  7:  Freimaurer-  usw.  Logenblätter.  15  (*i) 
H-  3  r:^  18  Blätter.  Aufl.  (10)  unter  1000  4,  n.  650  (Freimaurerzeitung, 
Leipzig),  h.  12000.  Ab.  n.  3  Mk.,  h.  12  Mk.  Grat,  keine.  Aeltestes 
Blatt  ist  die  seit  1847  in  Leipzig  erscheinende  Freimaurerzeitung.  Ihr 
schliessen  sich  an  aus  den 

50er  70er  90er  J.  1900 — 02 

144  I. 

Erscheinungsweise:  w.  4,  dreimal  m.  i,  hm.  4,  m.  9.  Von  den  18  Blät- 
tern entfallen  auf  das  Deutsche  Reich  14,  davon  8  mit  einer  Aufl.  von 
zusammen  22350,  auf  Oesterreich  2,  davon  i  mit  800,  auf  die  Schweiz  2, 
davon  1  mit  4  500  Exemplaren. 

Gruppe  8:  Gartenbau,  Blumenzucht,  Obstzucht,  Binde- 
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kunst.  46  (*35)  -)-  16  =  62  Stück.  Aufl.  (35)  unter  1000  i  (400), 
über  10 000  7,  h.  25  500.  Ab,  n.  20  Pfg.  (Der  Obstbaumfreund,  Stuttgart), 
h.  15  Mk.  (Zeitschrift  für  Pflanzenkranklieiten,  ebenda).  Grat.  4/2.  Die 
älteste  Zeitschrift  sind  hier  die  Vereinigten  Frauendorfer  Blätter,  ge- 
gründet iSig  und  in  Frauendorf  (Hessen)  erscheinend.  Weiter  folgen 
im  Alter : 

40er        50er        60er        70er        80er        90er  J.        1900  —  02 
""  I  2  3  4  12  5  2. 

Erscheinungsweise:  w.  16,  dreimal  m.  i,  hm.  13,  m.  26,  j.  i.  —  Von  den 
62  Blättern  kommen  auf  das  Deutsche  Reich  46,  davon  28  mit  einer 
Aufl.  von  zusammen  183400,  auf  Oesterreich  12,  davon  4  mit  zusammen 
23000,  auf  die  Schweiz  4,  davon  3  mit  zusammen  4900  Exemplaren. 

Ueber  die  Berufsstatistik  zu  dieser  Gruppe  vergl.  die  Uebersicht  in 
Gruppe  14:  Land-,  Forstwirtschaft  usw. 

Gruppe  9:  Geschichte  und  Erdbeschreibung  (mit  Aus- 
schluss der  Reiseblätter).  214  (*67)  -j-  18  =  232  Stück.  Aufl.  (96) 
unter  1000  49,  darunter  6  Stück  mit  400,  3  mit  300,  über  10  000  3, 
h.  54000  (Mitteilungen  des  Deutschen  und  üesterreichischen  Alpenver- 
eins, München).  Ab.  unter  1  Mk.  keins,  über  20  Mk.  6  Stück,  h.  30  Mk., 
Grat.  1/7.  Als  ältestes  Blatt  darf  wohl  das  seit  1824  in  Görlitz  er- 
scheinende Neue  Lausitzer  Magazin  angesehen  werden,  ihm  schliesst 
sich  die  in  Innsbruck  seit  1825  erscheinende  Zeitschrift  des  Ferdinan- 
deums  für  Tirol  und  Vorarlberg  an.  Als  dritte  im  Bunde  dürfte  das 
in  Königsberg  i.  Pr.  seit  1866  unter  dem  Titel  Altpreussische  Monats- 
schrift erscheinende  Blatt  zu  betrachten  sein,  wenn  man  die  von  1826 
bis  1866  in  69  Bänden  herausgegebenen  Preussischen  Provinzialblätter 
als  ihren  Vorgänger  ansieht.  Das  Speriingsc\\Q  Adressbuch  für  1902 
gibt  für  die  Altpreussische  Monatsschrift  als  Gründungsjahr  allerdings 
das  Jahr  1795  an.  Diese  Angabe  ist  jedoch  nicht  zutreffend;  vor  den 
Provinzialblättern  erschien  wohl  das  Preussische  Archiv,  aber  bereits 
seit  1790  (bis  1798).  Dem  Alter  nach  schliessen  sich  diesen  Blättern 
an  aus  den 

30er      40er      50er      60er      70er      80er      90er  J.      1900 — 02. 
I  2  6         19        29         34  57  II. 

Erscheinungsweise:  w.  11,  hm.  12,  m.  49,  j.  93,  und  zwar  einmal  30, 
zweimal  11,  dreimal  3,  viermal  34,  sechsmal  14,  achtmal  i.  Von  den 
232  Zeitschriften  erscheinen  im  Deutschen  Reiche  183,  davon  75  mit 
einer  Aufl.  von  zusammen  181  275,  in  Oesterreich  41,  davon  17  mit  zu- 
sammen 16650,  in  der  Schweiz  8,  davon  4  mit  6150  Exemplaren. 

Gruppe  10:  Gewerbe,  Kunstgewerbe  und  Industrie. 
A.  Allgemeines.  140  (^46)  -(-  13  r=  153  Stück.  Aufl.  (57)  unter 
1000  4,  n.  400  (Tirol-Vorarlberger  Gewerbezeitung),  über  10  000  4, 
h.  41000  (Deutsche  Werkmeisterzeitung,  Düsseldorf).  Ab.  unter  i  Mk.  3, 
n.  60  Pfg  ,  über  20  Mk.  4,  h.  30  Mk.     Grat.   3/7.     Der  in  München  er- 
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scheinende  Bayerische  Industrieanzeiger  und  Gewerbeblatt  ist  hier  die 
älteste  Zeitschrift,  sie  wurde  1815  gegründet.  Altersangabe  und  Er- 
scheinungsweise :  siehe  die  Aufstellung  am  Schlüsse  von  Gruppe  10. 
Von  den  153  Blättern  entfallen  auf  das  Deutsche  Reich  117,  davon  42 
mit  einer  Aufl.  von  zusammen  288  200,  auf  Oesterreich  26,  davon  9  mit 
zusammen  14 100,  auf  die  Schweiz  10,  davon  6  mit  zusammen  24500 
Exemplaren. 

Hier  sind  noch  zu  erwähnen  die  von  den  Handwerks-  und  Ge- 
werbekammern herausgegebenen  Vereinsschriften  dieser  Anstalten.  Im 
Jahre  1905  belief  sich  deren  Zahl  nach  einer  Zusammenstellung  der 
Mitteilungen  des  deutschen  Handwerks-  und  Gewerbekammertages  auf 
30,  von  denen  jedoch  nur  18  im  Selbstverlage,  die  anderen  in  Kom- 
mission erschienen.  Die  Handwerkskammern  von  Detmold,  Hamburg, 
Lübeck  und  Schwerin  in  M.  besitzen  kein  eigenes  Blatt  und  9  Blätter 
sind  für  mehrere  Kammern  bestimmt.  Der  Abonnementspreis  schwankt 
zwischen  i  und  4  Mk.  Ein  Blatt  erscheint  monatlich,  die  anderen 
wöchentlich,  teils  ein-,  teils  zweimal. 

loB.  Einzelne  Gewerbe.  667  (*307)  -|-  190  =  857  Stück. 
Ueber  Auflage,  Bezugspreis  usw.  vergl.  die  folgende  Uebersicht.  Grat. 
16/17.  Die  Altersverhältnisse  bei  Gruppe  10  gestalten  sich  folgender- 
massen : 

20er    30er    40er    50er    60er    70er    80er    90er  J.    1900 — 02 
I         3         6       15       34       88      214      258  59. 

Erscheinungsweise :  Ueber  die  Altersverhältnisse  sei  noch  folgendes 
mitgeteilt:  Bei  a)  wurde  das  älteste  1875,  bei  b)  1859  (Der  Bierbrauer, 
Worms),  bei  d)  1834  (Journal  für  Buchdruckerkunst,  Gross-Lichterfelde) 
gegründet,  bei  e)  geschah  dies  in  den  80  er,  bei  f)  und  g)  in  den  50  er, 
bei  h)  in  den  70  er,  bei  i)  bis  m)  in  den  60  er  J.  des  vorigen  Jahrhun- 
derts, bei  n)  ist  das  älteste  (Schuh  und  Leder,  Berlin)  1857,  bei  o)  ge- 
schah die  Gründung  des  ältesten  Blattes  erst  1880,  bei  p)  in  den  70  er, 
bei  q)  in  den  60  er  J.  Bei  r)  (Papierfabrikation)  ist  das  in  Biberach 
(Württemberg)  seit  1870  erscheinende  Wochenblatt  für  Papierfabrikation 
das  älteste,  nachdem  das  seit  1850  erschienene  Zentralblatt  für  Papier- 
fabrikation, Dresden,  inzwischen  eingegangen,  s)  Die  Photographische 
Korrespondenz,  Wien,  und  Photographische  Mitteilungen,  Berlin,  sind 
hier  die  ältesten,  sie  wurden  beide  1864  gegründet,  bei  t)  geschah  dies 
mit  dem  ältesten  (Journal  für  Tapezierer,  Tischler  usw.,  Wien)  1843, 
bei  u)  (Phönix,  Dresden)  1845,  bei  v)  1867,  bei  w)  1878.  In  der  Textil- 
industrie (x)  ist  das  seit  1868  in  Grünberg  i.  Schi,  erscheinende  Deutsche 
Wollengewerbe  das  älteste  Blatt,  während  in  der  Uhrmacherkunst  (y) 
zwei  Blätter  (Allgemeines  Journal  der  Uhrmacherkunst,  Halle  a.  S.  und 
Allgemeine  Deutsche  Uhrmacherzeitung ,  Berlin)  dieses  Ranges  teil- 
haftig werden,  beide  wurden  1876  gegründet.  In  der  Zuckerindustrie 
(z)    kommt    dieser    Rang    der    in  Berlin    seit  185 1    erscheinenden  Zeit- 
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Schrift  des  Vereins  der  deutschen  Zuckerindustrie  zu.  Erscheinungs- 
weise: w.  289,  dreimal  m.  ß^,  hm.  269,  m.  163,  j.  26,  t.  3.  Von  den  ge- 
samten 857  Zeitschriften  erscheinen  im  Deutschen  Reiche  635,  in 
Oesterreich  162,  in  der  Schweiz  60  (Tab.  I). 

Tabelle  I. 

Uebersicht  über  Auflage,    Bezugspreis    usw.   der  in  Gruppe    10  B  enthaltenen 

Zeitschriften  der  einzelnen   Gewerbe. 


Anzahl  der  Blätter 

Auflage 

Bezugspreis 

Bezeichnung  des  Gewerbes 

1906 

1902 

illustriert 

ange- 
geben 

n. 

h. 

n. 

Mk. 

h. 

Mk. 

a)  Bäcker 

46 

19 

6 

9 

1000 

7  000 

1,08 

20,— 

b)  Bierbrauer 

38 

39 

14 

23 

800 

8  000 

2, — 

24,54 

c)  Buchbinder 

48 

13 

9 

8 

1600 

10000 

2, — 

9  — 

d)  Buchdrucker 

— 

32 

15 

23 

600 

23000 

2,— 

24  — 

e)  Elektrotechnik 

20 

20 

14 

5 

700 

8  000 

2,40 

12,— 

f)    Färberei 

49 

9 

6 

3 

1500 

2  000 

6  — 

20,— 

g)  Feuerwehr 

25 

23 

10 

9 

450 

7  000 

2,15 

7,20 

h)  Fleischerei  usw. 

57 

40 

5 

17 

400 

17  000 

2, — 

12, — 

i)    Friseure 

13 

13 

4 

8 

600 

20000 

I,— 

8  — 

k)   Glas-,  Tonwaren  usw. 

61 

31 

19 

15 

400 

10700 

1,50 

12, — 

1)    Holzindustrie  usw. 

58 

45 

19 

18 

1300 

73000 

I, — 

60,— 

m)  Hutmacher 

8 

5 

3 

I 

— 

3  000 

4.— 

10, — 

n)  Lederindustrie 

29 

32 

II 

18 

900 

21  000 

1,60 

20, — 

0)  Malerei 

14 

8 

3 

3 

1500 

17300 

6,— 

12, — 

p)  Metallwaren 

57 

61 

30 

33 

250 

39000 

0,50 

16  — 

q)  Müller 

— 

16 

13 

12 

700 

8  000 

2, — 

15,— 

r)    Papierindustrie 

21 

21 

II 

13 

IIOO 

10  000 

2, — 

16  — 

s)   Photographie 

27 

27 

21 

13 

1500 

8  700 

I, — 

24.40 

t)   Sattler  und  Tapezier 

17 

12 

IG 

4 

1000 

8  000 

2,40 

20, — 

u)  Garderobe  und   Mode 

32 

40 

21 

16 

1000 

30000 

2, — 

60,— 

v)  Seifensiederei  usw. 

II 

6 

3 

4 

600 

2  500 

9,60 

18,— 

w)  Tabak  und  Zigarren 

13 

6 

2 

4 

1500 

19  000 

2, — 

12,— 

x)  Textilindustrie 

41 

9 

18 

600 

22  000 

I, — 

65,- 

y)   Uhrmacher 

8 

II 

10 

7 

600 

8800 

2,— 

7  — 

z)   Zuckerindustrie 

9 

16 

4 

6 

300 

I  000 

5  — 

45  — 

a)  Vermischtes 

67 

85 

35 

37 

240 

100  000 

2, — 

20, — 

628 

672 

307 

227 

Bei  102  Zeitschriften 
zwischen  10  und  20  Mk. 
vereinigt. 


in   dieser  Gruppe  bew 
Für    das  Jahr   1906 


egt  sich  der  Bezu 
sind  a    mit  q,    c 


gspreis  des  weiteren 
mit  d   und  f  mit  x 


Die  Verteilung  der  auf  Gruppe  10  A  (140)  und  10  B  (667)  —  ohne  die 
anderweit  ermittelten  —  entfallenden  Zeitschriften  auf  die  in  Betracht 
kommenden  drei  Staaten  ergibt  sich  aus  Tabelle  II.  Von  den  auf 
Gruppe  10 B  entfallenden  857  Zeitschriften  erscheinen  im  Deutschen 
Reiche  635,  in  Oesterreich  162  und  in  der  Schweiz  60). 

Ueber  die  Berufsstatistik  der  in  Gruppe  10  B  vertretenen  Gewerbe 
und  Industrien  gibt  Tabelle  III  Auskunft. 
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Tabelle    III. 
Berufsstatistik  in  Gruppe   lo  B  vertretener  Gewerbe. 


Bezeichnung  des 
Gewerbes 


Berufsangehörige 


2  "ü 


<J   11 


Bekleidung  (einschliessl.  56 
Frauen -Modenblätter  aus 
Gruppe  6)  (u) 


Beleuchtungsstoffe ,    Seifenin- 
dustrie usw.  (v) 


Holzindustrie 


(0 


Leder-  und  Pappindustrie  (n) 


Metallverarbeitung 


(P) 


Nahrungs-    und  Genussmittel 
(a,  b,  h,  q,  w,  z) 


Graphische  Gewerbe  (c,  d,  s) 


Steine  und  Erden 


Textilindustrie 


(k) 


(X) 


Deutsches  Reich 

Oesterreich 

Schweiz 

Summa 

Deutsches  Reich 

Oesterreich 

Schweiz 

Summa 

Deutsches   Reich 

Oesterreich 

Schweiz 

Summa 

Deutsches  Reich 

Oesterreich 

Schweiz 

Summa 

Deutsches  Reich 

Oesterreich 

Schweiz 

Summa 

Deutsches  Reich 

Oesterreich 

Schweiz 

Summa 

Deutsches  Reich 

Oesterreich 

Schweiz 

Summa 

Deutsches  Reich 

Oesterreich 

Schweiz 

Summa 

Deutsches  Reich 

Oesterreich 

Schweiz 

Summa 


800  103 

156003 

40  210 


996  316 

38709 
3  000 
I  323 


43032 

616  673 

106  150 

35625 


758448 

158335 
8750 
I  543 


168628 

825  825 
13481S 
IOC  909 


I  061  552 

737830 

100  300 

47  494 


885  624 

144732 
28678 
12293 


185  703 

461  779 
60  656 
23885 


546  320 

517230 

141  383 

61  168 


713  021 

108  629 
92417 


914  067 

4288 
800 
195 


5283 

30  346 

7  034 

473 


37853 

10  023 

600 

I  526 


12  149 

36  210 
10  860 
19  716 


66786 

140333 
26  000 
II  848 


17S  iSi 

18995 
7487 
2  217 


28  699 

39  555 
14  491 

305 


54351 

427  961 
129  415 
102  982 


719  781  I     660358 


Siehe  auch  die  Zusammenstellung  am  Schluss  (S.   558  f.' 


87 
14 

7 

108 

5 
I 


17  782 


8  052 


45 

25 
5 
2 


32 

52 
8 
6 


17  696 


5324 


66 

96 
29 
I- 


138 

57 
16 
12 


85 

35 
4 
I 


16944 


7528 


2413 


40 

43 
12 

_7 
62 


15016 


22  26<» 
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Gruppe  ii:  Handel  und  Verkehrswesen.  306  (*i3o) 
-|-  232  =  538  Stück.  Aufl.  (115)  unter  i  000  2  Stück,  n.  800,  über  10  000 
ig  Stück,  h.  63000  (Verbandszeitung  für  die  Vereine  Kreditreform, 
Leipzig),  die  Mitteilungen  aus  Berliner  Spezialgeschäften  haben  eine 
Aufl.  von  60000,  die  Deutsche  Handelswacht  50000  (im  Jahre  1907 
105000)  und  die  Deutsche  Kolonialzeitung  40000.  Ab.  unter  i  Mk.  3, 
n.  40  Pfg.  (Postblatt  des  Reichsanzeigers) ,  über  20  Mk.  26,  h.  60  Mk. 
Grat.  28/11.  Das  älteste  Blatt  war  biä  zu  ihrer  im  Jahre  1904  erfolg- 
ten Vereinigung  mit  dem  Hamburgischen  Korrespondenten  und  des 
dadurch  bedingten  Aufgebens  der  Selbständigkeit  die  1804  gegründete 
Hamburger  Börsenhalle.  Die  Altersverhältnisse  der  bestehenden  Blätter 
sind  folgende : 

50er        60er        70er        80er        90er        1900 — 02. 

5  14  35  49  90  40- 

Erscheinungsweise:  w.  223,  dreimal  m.  20,  hm.  98,  m.  125,  j.  15,  t.  45^ 
Von  den  538  Blättern  entfallen  auf  das  Deutsche  Reich  346,  davon  82 
mit  einer  Aufl.  von  zusammen  600  130,  auf  Oesterreich  142,  davon  24 
mit  zusammen  80250,  auf  die  Schweiz  50,  davon  g  mit  zusammen 
36000  Exemplaren. 

Ausser  den  hier  genannten  Zeitschriften  geben  von  den  Handels- 
kammern im  Deutschen  Reiche  noch  34  eigene  Organe  heraus,  deren 
Inhalt  sich  zumeist  mit  der  Tätigkeit  der  Handelskammern  befasst,  so- 
dann berichten  sie  über  wichtige  Vorkommnisse  auf  dem  Gebiet  des 
Handels.  Vier  von  diesen  Handelskammerblättern  stammen  aus  den 
70er  J.  des  vorigen  Jahrhunderts,  und  zwar  das  der  Handelskammer 
in  München  (187 1),  Frankfurt  a.  M.  (1877),  Berlin  (1878)  und  Heiden- 
heim (1879);  ^^^  ^^^  80  er  J.  stammen  2,  aus  den  90  er  5,  die  übrigen 
aus  dem  laufenden  Jahrhundert.  Näheres  über  diese  Zeitschriften 
enthält  Heft  7  (Handelskammerheft)  der  Volkswirtschaftlichen  Blätter 
(Berlin)  vom  Jahre  1907. 

In  Oesterreich  besitzt  nur  das  Wiener  Handelsgremium  ein  eigenes 
Blatt,  in  der  Schweiz  die  Handelskammer  in  Genf;  letzteres  erscheint 
unter  dem  Titel  Bulletin  commercial  Suisse  halbmonatlich  zum  Preise 
von  5  Frs.  für  die  Schweiz,  6.50  Frs.  für  die  ausserschweizerischen  Länder. 

Den  538  Blättern  im  Handels-  und  Verkehrsgewerbe  stehen  an 
Berufsangehörigen  gegenüber:  im  Deutschen  Reiche:  1502875  m., 
317  589  w.,  in  Oesterreich:  605506  m.,  164  128  w.,  davon  mit  deutscher 
Umgangssprache  319032  m.,  11 1825  w. ;  in  der  Schweiz:  114 956  m., 
28471  \\'.  =  1936883  m.,  510  188  w.  Auf  eine  Zeitschrift  entfallen  also 
4721  Berufsangehörige. 

Gruppe  12:  Heil  wis  sensch  aft.  352  (*i28)  -\-  11 1  =  463 
Stück,  darunter  71  volkstümliche,  dem  Naturheilverfahren  sind  ungefähr 
31,  der  Homöopathie  15  und  der  Zahnheilkunde  16  gewidmet,  ausser- 
dem befinden  sich  darunter  6  Blätter  für  Hebammen.    Aufl.  (152)  unter 
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I  ooo  46  Stück,  über  10 000  10  Stück,  h.  100 000  (Der  Natuiarzt).  Ab. 
unter  i  Mk.  2,  über  20  ]\Ik.  30  Stück.  Grat.  ^jj.  Das  älteste  Blatt  ist 
das  (nach  Sperling!)  seit  1830  in  Stuttgart  erscheinende  Korrespondenz- 
blatt des  1876  gegründeten  württembergischen  ärztlichen  Landesvereins; 
aus  den  30  er  J.  stammen  ferner  noch  2,  die  weiteren  Altersstufen  sind; 
40er        50er         60er        70er        80er        90er  J.        1900 — 02 

6  10  21  43  60  128  31. 
Erscheinungsweise:  w.  d^,  dreimal  m.  4,  hm.  100,  m.  178,  j.  89.  Von 
den  463  Blättern  entfallen  auf  das  Deutsche  Reich  367,  davon  126  mit 
einer  Aufl.  von  zusammen  517  130,  auf  Oesterreich  60,  davon  20  mit 
zusammen  77360,  auf  die  Schweiz  36,  davon  6  mit  zusammen  13000 
Exemplaren. 

Den  463  Zeitschriften  stehen  Berufsangehörige  gegenüber: 
im  Deutschen  Reiche  30935  m.,  28130  w.,  in  Oesterreich  12290  m., 
251  w.,  in  der  Schweiz  4750  m.,  4746  w.,  zusammen  81  102.  Auf  eine 
Zeitschrift  entfallen  also  173  berufsmässig  ausgebildete  Vertreter. 

Gruppe  13:  Kunst  und  Künstler.  51  (*33)  +  2  :^  53 
Stück.  Aufl.  (29)  unter  i  000  3  Stück,  n.  300  (Ver  Sacrum,  Mitteilungen 
der  Vereinigung  bildender  Künstler  Oesterreichs),  h.  8000.  Ab.  n.  2  Mk., 
über  20  Mk.  11,  h.  42  Mk.     Altersverhältnisse: 

50er        60er        70er        80er         90er  J.        1900 — 02 
2  4  5  14  22  7. 

Erscheinungsweise:  w.  6,  dreimal  m.  2,  hm.  7,  m.  26,  j.  6.  Von  den  33 
Zeitschriften  erscheinen  im  Deutschen  Reiche  42,  davon  24  mit  einer 
Aufl.  von  zusammen  39700,  in  Oesterreich  10,  davon  4  mit  zusammen 
4300,  in  der  Schweiz   i   mit  1000  Exemplaren. 

Gruppe  14:  Land-  und  Forstwirtschaft,  Geflügelzucht, 
Weinbau.  332  1^*104)  -j-  191  :=  523  Stück.  Davon  sind  etwa  26 
der  Bienenwirtschaft,  20  dem  Weinbau,  3  der  Kanarien-,  2  der  Kanin- 
chen- und  I  der  Ziegenzucht  gewidmet.  Aufl.  (243)  unter  1000  21  Stück, 
n.  400,  über  loooo  54  Stück,  h.  125000  (Bund  der  Landwirte).  Ab. 
unter  i  Mk.  10  Stück,  n.  75  Pfg.,  h.  24  Mk.  (Wiener  landwirtschaftliche 
Zeitung).  Bei  160  Zeitschriften  dieser  Gruppe  beträgt  der  Abonnements- 
preis unter  4  !Mk.,  bei  den  übrigen  meist  wenig  über  4  Mk.  Grat.  12/18. 
Was  das  Alter  anbelangt,  so  weisen  mehrere  Blätter  ein  verhältnis- 
mässig hohes  auf.  Das  älteste  Blatt  ist  das  in  München  seit  181 1  er- 
scheinende Wochenblatt  des  landwirtschaftlichen  Vereins  in  Bayern ; 
ihm  folgt  je  eins  mit  1812,  1819  und  1824  als  Gründungsjahr.  Es 
schliessen  sich  an : 

30er      40er      50er      60er      70er      80er      90er  J.      1900 — 02 

7  6  14        26        41         52  86  14. 
Erscheinungsweise:  w.  143,  dreimal  m.  27,  hm.  129,  m.  119,  j.  19,  t.  2. 
Von    den  523  Blättern    entfallen   auf  das  Deutsche  Reich   z^"^,    davon 
200  mit  einer  Aufl.  von  zus.  2015  260,  auf  Oesterreich  98,  davon  31  mit 
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ZUS.   108000,  auf  die  Schweiz  42,  davon  12  mit  zus.  37600  Exempl. 

Was  die  Berufsstatistik  dieser  Gruppe  anbelangt,  so  ist  dieselbe  in 
Verbindung  mit  den  62  Zeitschriften  der  Gruppe  8  (Gartenbau  usw.) 
wiederzugeben.  Den  insgesamt  585  Zeitschriften  beider  Gruppen  stehen 
an  Berufsangehörigen  gegenüber:  im  Deutschen  Reiche  5539538  m., 
2753154  w.;  in  Oesterreich  1926522  m.,  258789  w.,  davon  mit  deut- 
scher Umgangssprache  900584  ra. ,  137004  w. ;  in  der  Schweiz 
401  271  m. ,  80348  w.  =  6  83i403^m.  ,  3092291  w.  Auf  eine  Zeit- 
schrift entfallen  somit  16  981  Berufsangehörige. 

Gruppe  15:  Literatur blätter,  Revuen,  akademi- 
sche Blätter  und  Zeitungswesen.  198  (*37)  -p  115  =  313 
Blätter.  Aufl.  (78)  unter  1000  15  Stück,  n.  300,  über  10  000  7  Stück, 
h.  120000  (Literarische  Neuigkeiten).  Ab.  unter  i  Mk.  8,  über  20  Mk.  7, 
h.  30  Mk.  Grat.  4/2.  Das  älteste  Blatt  sind  die  in  der  Weidmann- 
schen  Buchhandlung  in  Berlin  erscheinenden  Göttingischen  gelehrten 
Anzeigen,  welche  1739  gegründet  wurden.  Zwischen  diesem  und  dem 
Zweitältesten,  dem  1832  gegründeten  Magazin  für  die  Literatur  liegt  fast 
ein  volles  Jahrhundert.     Weiter  wurden  gegründet  in  den 

30er      40er      50er      60er      70er      80er      90er  J.      1900 — 02 
312  4  13        20  62  53. 

Erscheinungsweise:  w.  64,  dreimal  m.  10,  hm.  49,  m.  119,  j.  2^,  t.  i. 
Von  den  313  Zeitschriften  erscheinen  im  Deutschen  Reiche  236,  davon 
64  mit  einer  Aufl.  von  zus.  274050,  in  Oesterreich  59,  davon  12  mit 
ZUS.  28500,  in  der  Schweiz  18,  davon  2  mit  2900  Exemplaren. 

Gruppe  16:  Mathematik  und  Astronomie.  19  (*4) 
Stück.  Aufl.  (9)  unter  1000  7  Stück,  n.  400  Stück,  h.  2380.  Ab.  unter 
I  Mk.  keine,  h.  20  Mk.  Das  älteste  Blatt  sind  die  in  Kiel  seit  1823 
erscheinenden  Astronomischen  Nachrichten,  das  Zweitälteste  das  in 
Leipzig  erscheinende  und  1826  gegründete  Journal  für  reine  und  ange- 
wandte Mathematik.     Von  den  übrigen  wurden  gegründet  in  den 

40er  50er  öoer  70er  Soer         90er  J.         1900 — 02 

I  I  4  21  II  27  3. 

Erscheinungsweise:  hm.  4,  m.  4,  j.  11.  Von  den  19  Blättern  entfallen 
auf  das  Deutsche  Reich  14,  davon  7  mit  einer  Aufl.  von  zus.  4650,  auf 
Oesterreich  5,  davon  2  mit  2880  Exemplaren. 

Gruppe  17:  Militär-  und  M  a  r  i  n  e  w  e  s  e  n.  94  (*29) 
-j-  18  ^  112  Stück.  Aufl.  (38)  unter  1000  8  Stück,  n.  250  (Mitteilun- 
gen für  die  evangelischen  Geistlichen  der  Armee  und  Marine,  Magde- 
burg), über  10  000  7  Stück,  h.  280000  (Die  Flotte,  Berlin),  die  gratis 
bez.  für  40  Pfg.  jährlich  erhältlich  ist,  sonst  beträgt  der  Bezugspreis 
bei  keinem  Blatt  unter  i  Mk.,  über  20  Mk.  beläuft  sich  derselbe  bei 
8  Zeitschriften.  Grat.  1/ — .  Das  älteste  Blatt  ist  das  1816  gegründete 
Militärwochenblatt  in  Berlin.     Ihm  schliessen  sich  an  aus  den 
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20er     30er     40er     50er     60er     70er     80er     90er  J.     1900 — 02 
2  2  I  I  4  21  II  27  3. 

Erscheinungsweise:  w.  42,  dreimal  m.  7,  hm.  14,  m.  33,  j.  11,  t.  4. 
Von  den  112  Blättern  erscheinen  im  Deutschen  Reiche  80,  davon  22 
mit  einer  Aufl.  von  zus.  447510,  in  Oesterreich  21,  davon  9  mit  zus. 
23800,  in  der  Schweiz   11,  davon  7  mit  zus.  86000  Exemplaren. 

Gruppe  18:  Musik.  94  (^24)  +  32  =  126  Stück.  Aufl.  (52) 
unter  1000  8  Stück,  n.  400,  über  10  000  2  je  12000.  Ab.  unter  i  Mk. 
2:  20  und  60  Pfg.  (Literarischer  Handweiser  für  Freunde  katholischer 
Kirchenmusik,  Regensburg,  viermal  jährlich,  bez.  Gregoriusbote  für 
katholische  Kirchensänger,  Düsseldorf),  h.  40  und  18  Mk.  (Musikalische 
Rundschau,  St.  Petersburg,  bez.  Musikalisch-literarischer  Monatsbericht, 
Leipzig).  Grat.  4/3.  Als  Gruppenälteste  tritt  hier  die  1834  gegründete 
und  in  Leipzig  erscheinende  Neue  Zeitschrift  für  Musik  auf.  Weiter 
folgen  ihr  aus  den 

40er        60er        70er        80er        90er  J.        1900 — 02 
2  5  14  15  30  12. 

Erscheinungsweise:  w.  34,  dreimal  m.  3,  hm.  22,  m.  53,  j.  7,  t.  3.  Von 
den  126  Zeitschriften  entfallen  auf  das  Deutsche  Reich  104,  davon  41 
mit  einer  Aufl.  von  zus.  iioioo,  auf  Oesterreich  15,  davon  8  mit  zus. 
18400,  auf  die  Schweiz  7,  davon  3  mit  zus.  4800  Exemplaren. 

Gruppe  19:  Naturwissenschaften.  136  (^72)  -(-  22 
=  158  Stück,  darunter  14  volkstümliche.  Aufl.  (72)  unter  1000  6t,  Stück, 
davon  die  meisten  nicht  über  400,  n.  200,  über  10  000  (15  250)  hat  nur 
ein  Blatt.  Ab.  n.  i  Mk.  (nur  in  einem  Fall).  Als  Folge  der  niedrigen 
Auflagen  ist  es  wohl  anzusehen ,  dass  die  Bezugspreise  ziemlich  hohe 
sind,  bei  einzelnen  Zeitschriften  sind  sie  als  »verschieden«  mit  32  bis  50, 
40  bis  108,  7  bis  108  oder  mit  60  und  70  Mk.  angegeben,  über  20  Mk. 
steigt  der  Bezugspreis  bei  21.  Grat.  1/ — .  Imponieren  uns  die  Blätter 
dieser  Gruppe  auch  nicht  durch  hohe  Auflagen,  so  doch  durch  hohes 
Alter,  das  älteste,  das  Neue  Jahrbuch  für  Mineralogie,  Geologie  und 
Paläontologie  (Stuttgart)  wurde  1807  gegründet,  ihm  folgen  die  in 
Marburg  i.  H.  erscheinende  Flora  (1808)  und  Carinthia  II,  Mitteilungen 
des  naturhistorischen  Landesmuseums  für  Kärnthen  (Klagenfurt),  ge- 
gründet 1810.     Dann  folgen  aus  den 

20er     30er     40er     50er     60er     70er     Soer     90er  J.     1900 — 02 
I  8         13       16        13        17        31         30  7. 

Erscheinungsweise:  w.  9,  dreimal  m.  2,  hm.  37,  m.  45,  j.  70,  t.  7.  Von 
den  158  Blättern  erscheinen  im  Deutschen  Reiche  119,  davon  56  mit 
einer  Aufl.  von  zus.  62  265,  in  Oesterreich  t^t,,  davon  14  mit  zus.  5590, 
in  der  Schweiz  6,  davon  2  mit  zus.   iioo  Exemplaren. 

Gruppe  20:  Philosophie.  20  [* — )  -(-  i  =  21  Stück. 
Aufl.  (7)  unter  1000  6  Stück,  n.  300,  h.  1000.  Ab.  n.  3  Mk.  Wie  bei 
den  meisten  Zeitschriften,  die  jährlich  nur  ein-  bis  achtmal  erscheinen, 
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die  Preise  für  die  einzelnen  Bände  oder  Hefte  verschieden  angegeben 
sind,  so  ist  dies  auch  hier  der  Fall.  Das  älteste  Blatt  ist  die  seit  1837 
in  Leipzig  erscheinende  Zeitschrift  für  Philosophie  und  philosophische 
Kritik.     Dann  folgen  aus  den 

70er  80er  90er  J.  1900 — 02 

I  12  2  I. 

Erscheinungsweise:  hm.  i,  m.  i,  j.  11.  Die  übrigen  erscheinen  in  zwang- 
loser Folge.  Von  den  21  Blättern  erscheinen  im  Deutschen  Reiche  20, 
davon  7  mit  einer  Aufl.  von  zus.  3400  und  i  in  Oesterreich. 

Gruppe  21:  Rechts-  und  Staatswissenschaft,  Po- 
litik, Sozialpolitik,  Statistik,  Volkswirtschaft  und 
öffentliche  Wohlfahrt.  407  (*2i)  -|-  188  =  595  Stück.  Aufl. 
unter  1000  47  Stück,  n.  300,  über  10  000  15,  h.  30000.  Ab.  unter 
I  Mk.  8,  über  20  Mk.  15  Stück,  h.  120,  76,  60  und  36  Mk.,  meist  für 
Zeitungskorrespondenzen.  Die  Preise  für  die  gedruckten  stenographi- 
schen Berichte  über  die  Sitzungen  der  gesetzgebenden  Körperschaften 
der  einzelnen  Bundesstaaten,  für  deren  Herausgabe  und  Umfang  ebenso 
wie  für  die  Gesetzsammlungen  die  Angaben  meist  »unbestimmt«  lauten, 
bewegen  sich  in  folgenden  Grenzen:  Bayern:  Abgeordneten-  und  Reichs- 
ratskammer je  2,70  Mk.,  Deutscher  Reichstag  16  Mk.,  Oldenburg  2,50  Mk., 
Preussen:  Herrenhaus  7,  Abgeordnetenhaus  Stenographische  Protokolle 
und  Drucksachen  je  21  Mk.,  Reuss  j.L.  2Mk.,  Sachsen  27  Mk.,  S. -Weimar 
5  M.,  Württemberg  »unbestimmt«.  Für  die  Gesetzsammlungen  lauten  die 
Preise:  Baden  7,10,  Bayern  5,  Braunschweig  3,  Bremen  1,25,  Elsass- 
Lothringen  i  Mk.,  Lippe-Detmold  1,50,  Oldenburg  i  M.,  Reuss  ä.  L.  1,80, 
Reuss  j.  L.  I  Mk.,  Rudolstadt  1,50.  Grat.  9/6.  Was  das  Alter  anbelangt,  so 
stehen  die  Regierungsamtsblätter  verschiedener  kleiner  Bundesstaaten 
an  der  Spitze.  Das  Alter  des  S.-Altenburgischen  lässt  sich  bis  in  das 
Jahr  1755  zurückverfolgen,  noch  älter  ist  das  Amtsblatt  der  früheren 
kurhessischen  Regierung  in  Kassel  (jetzt  Amtsblatt  der  königlich  preus- 
sischen  Regierung  daselbst),  es  wurde  1731  als  Polizei-  und  Commer- 
zienzeitung  gegründet:  das  von  S. -Meiningen  besteht  seit  1763,  das  von 
Reuss  ä.  L.  seit  1774,  die  Anzeigen  für  das  Fürstentum  Schaumburg- 
Lippe  seit  1794,  die  Regierungsamtsblätter  von  S. -Coburg  und  Würt- 
temberg wurden  1807  gegründet  (das  Sperätigscht  Adressbuch  gibt  die 
Gründungsjahre  bei  diesen  beiden  Blättern  irrtümlich  mit  1800  bez. 
1806  an;  ersteres  wurde  übrigens  schon  in  den  60er  Jahren  des  18. 
Jahrhunderts  gegründet,  erschien  aber  bis  1807  als  politische  Zeitung). 
Die  Mitteilungen  der  ökonomischen  Gesellschaft  im  Königreich  Sachsen 
erscheinen  auch  nicht  seit  1764,  sondern  erst  seit  1874.  Als  nächst- 
ältestes kommt  das  1818  gegründete  Archiv  für  die  zivilistische  Praxis 
in  Tübingen  in  Frage.     Hieran  schliessen  sich  aus  den 

30er      40er      50er      60er      70er      80er      90er  J.      1900 — 02 
5  7         18         28        42         59        109  46. 
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Erscheinungsweise:  w.  153,  dreimal  m.  16,  hm.  113,  m.  135,  j.  79,  t.  4. 
Von  den  595  Blättern  erscheinen  im  Deutschen  Reiche  460,  davon  199 
mit  einer  Aufl.  von  zusammen  520370,  in  Oesterreich  108,  davon  26 
mit  zusammen  75  250,  in  der  Schweiz  27,  davon  6  mit  zusammen  12  950 
Exemplaren. 

Gänzlich  unberücksichtigt  geblieben  sind  in  dieser  Gruppe  wie  in 
der  Statistik  überhaupt  die  Amtsblätter  nebst  deren  Oeffentlichen  An- 
zeiger der  preussischen  Regierungen,  die  durch  eine  Verfügung  vom 
28.  März  1811  ins  Leben  gerufen  wurden,  deren  erstes  in  Breslau  er- 
schien, sowie  die  Kreisblätter  der  preussischen  Landratsämter ,  deren 
erste  Anfang  der  30er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  ins  Leben  traten. 
Ihre  Zahl  deckt  sich  mit  denen  der  Kreise  in  den  preussischen  Landes- 
teilen. Da  wo  ihr  Verlag  sich  in  Privatbesitz  befindet,  ist  ihnen  häufig 
ein  politischer  Teil  angehängt;  ihre  Erscheinungsweise  ist  demgemäss 
eine  verschiedene,  während  die  Regierungsamtsblätter  durchweg  wö- 
chentlich einmal  erscheinen.  Ferner  sind  unberücksichtigt  gelassen  die 
Bezirksamtsblätter  in  Bayern  (reine  Amtsblätter  bestehen  hier  79), 
Mecklenburg ,  Württemberg ,  Oesterreich  usw. ,  sowie  die  Kantons- 
blätter in  der  Schweiz. 

Gruppe  22:  Reise-  und  Badeblätter,  Zeitschriften 
für  Gastwirtschaften  usw.  107  (*37)  -|-  244  =  351  Stück. 
Aufl.  (47)  unter  1000  6  Stück,  n.  400,  über  10  000  9  Stück,  h.  100  000 
und  75  000  (Mittelrheinischer  Fremdenführer  und  Eisenbahnzeitung, 
Wiesbaden,  und  Rügensche  Bade-  und  Hotelzeitung,  Sassnitz ;  letzteres 
ist  Gratisblatt).  Ab.  unter  i  Mk.  2,  über  20  Mk.  4.  Grat.  10/2.  Das 
älteste  Blatt  ist  die  seit  1700  erscheinende  Kur-  und  Fremdenliste  von 
Pyrmont,  während  aus  den 

60er  70er  Soer  goer  J.  1900 — 02 

3  8  21  34  17 

stammen.  Erscheinungsweise :  Die  meisten  Reise-,  Bade-  und  ähnliche 
Blätter  erscheinen  nur  während  der  Badezeit.  Das  wirkliche  Ver- 
hältnis ist:  w.  115,  dreimal  m.  8,  hm.  32,  m.  26,  t.  25.  Von  den  351 
Blättern  erscheinen  im  Deutschen  Reiche  271,  davon  37  mit  einer  Aufl. 
von  zus.  363  250,  in  Oesterreich  55,  davon  6  mit  zus.  31  900,  in  der 
Schweiz  25,  davon  4  mit  zus.  11  300  Exempl.  Die  grosse  Zahl  der  in 
dieser  Gruppe  als  aus  anderen  Quellen  ermittelt  aufgeführten  Zeit- 
schriften erklärt  sich  daraus,  dass  das  Sper/ingsche  Adressbuch  Bade- 
blätter, Fremdenlisten  usw.  nicht  enthält. 

Zu  einer  Gegenüberstellung  der  Berufsstatistik  wird  man  hier  nur 
die  für  das  Gastwirtsgewerbe  besonders  bestimmten  Zeitschriften  heran- 
ziehen können ;  denn  die  Badeblätter,  Fremdenführer  usw.  sind  eben 
für  die  Badegäste  und  Reisenden  bestimmt.  Die  Zahl  der  Blätter  für 
das  Gastwirtsgewerbe  und  ähnliche  Betriebe  beträgt  ungefähr  63.  Die 
Berufsstatistik   weist   für  Beherbergung  und  Erquickung  auf:    im  Deut- 
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sehen  Reiche  231  213  m.,  261  450  w.;  in  Oesterreich  105373  m., 
56o53\v.,  davon  55100  m.,  28  000  w.  mit  deutscher  Umgangssprache; 
in  der  Schweiz  20362  m.,  36492  w.  =  306  675  m.,  353  995  w.  Auf  eine 
Zeitschrift  entfallen  also  10487  Berufsangehörige. 

Gruppe  23:  Sport,  Spiele,  Sammelwesen  usw.  153 
(*73)  -|-  68  ::^  221  Stück,  a)  Allgemeines  24;  b)  Briefmarken-  und 
Ansichtskartensport  19;  c)  Hundesport  8;  d)  Jagd-  und  Schützenwesen  27  ; 
e)  Pferdesport  19;  f)  Radfahr-  und  Kraftwagensport  57;  g)  Schach  9; 
h)  Turnwesen  21;  i)  Verschiedenes  13  Blätter.  Aufl.  (79)  unter  1000  5, 
n.  450,  über  10  000  6,  h.  50000.  Ab.  unter  i  Mk.  4,  n.  50  Pfg.,  über 
20  Mk.  7,  h.  40  Mk.  Grat.  4/10.  Das  Gründungsjahr  des  ältesten 
Blattes,  der  in  Leipzig  in  jährlich  12  Heften  erscheinenden  Deutschen 
Schachzeitung,  ist  1846.     Dann  folgen  aus  den 

50er        60er        70er        80er        90er  J.        1900 — 02 
16  8  30  65  18. 

Erscheinungsweise:  w.  93,  dreimal  m.  2,  hm.  59,  m.  65,  j.  5,  t.  5.  Von 
den  221  Blättern  entfallen  auf  das  Deutsche  Reich  148,  davon  61  mit 
einer  Aufl.  von  zus.  339  090,  auf  Oesterreich  57,  davon  16  mit  zus. 
46950,  auf  die  Schweiz   16,  davon  2  mit  zus.  6300  Exempl. 

Im  Deutschen  Reiche  sind  sportlich  u.  a.  vereinigt:  Touristik  206  485, 
Radfahrsport  115  507,  Rudersport  37038,  Scharfschützen  24310,  Lawn 
Tennis  16  163,  Fussballsport  13644,  Segelsport  10  013  usw. 

Gruppe  24:  Sprachwissenschaft  und  Altertums- 
kunde. 94  (*io)  -j-  6  =:  100  Stück.  Aufl.  (56)  unter  1000  41  Stück, 
n.  250  (Zeitschrift  für  ägyptische  Sprache  und  Altertumskunde,  Leipzig), 
über  10  000  I  (Zeitschrift  des  Allgemeinen  deutschen  Sprachvereins, 
deren  22  000  Aufl.  gratis  an  die  Mitglieder  genannten  Vereins  zur  Ver- 
teilung gelangt),  sonst  keine  Gratisblätter  in  dieser  Gruppe.  Ab.  über 
20  Mk.  6  Stück,  h.  32  Mk.  Die  beiden  ältesten  Blätter,  das  Neue 
Jahrbuch  für  das  klassische  Altertum  usw.  (Leipzig)  und  das  Archiv 
für  das  Studium  der  neueren  Sprachen  und  Literaturen  (Braunschweig) 
stammen  aus  dem  Jahre  1831  bez.  1838,  die  übrigen  wie  folgt: 
40er  50er  60er  70er  80er  90er  J.  1900 — 02 
4  3  4  18  22  32  7. 

Erscheinungsweise:  w.  i,  hm.  2,  m.  3,  j.  ein-  bis  achtmal  50.  Von 
den  100  Zeitschriften  erscheinen  im  Deutschen  Reiche  94,  davon  53  mit 
einer  Aufl.  von  zus.  70  150,  in  Oesterreich  5,  davon  3  mit  zus.  4000 
Exempl.,  in  der  Schweiz  i. 

Gruppe  25:  Stenographie.  85  (^15)  4-  8  =  93  Stück, 
Aufl.  (48)  unter  1000  13  Stück,  n.  275,  über  10  000  1  (18000),  Ab. 
unter  i  Mk.  2  (40  und  50  Pfg.),  über  20  Mk.  i.  Das  in  Berlin  er- 
scheinende Archiv  für  Stenographie,  welches  1848  gegründet  wurde, 
ist  das  älteste  Blatt  in  dieser  Gruppe,  während  sich  von  den  anderen 
fols:endermassen  anschliessen : 
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60er  70er  80er  90er  J.  1900 — 02 

8  7  18  30  6. 

Erscheinungsweise:  w.  7,  dreimal  m.  i,  hm.  13,  m.  74.  Von  den 
93  Blättern  erscheinen  im  Deutschen  Reiche  82,  davon  45  mit  einer 
Aufl.  von  zus.  91  900,  in  Oesterreich  10,  davon  2  mit  zus.  3500,  in  der 
Schweiz  i   mit  3290  Exemplaren. 

Gruppe  26:  Theater.  36  (*3) -[- 37  =  73  Stück.  Aufl.  unter 
1000  3  Stück,  n.  300,  über  10  000  Stück  i  (Das  moderne  Brettl,  Berlin, 
30000).  Ab.  n.  I  Mk.,  über  20  Mk.  2,  h.  26  Mk.  Grat.  1/ — .  Das  äl- 
teste Blatt  (Charivari)  ist  i  Jahr  jünger  als  das  der  vorhergehenden 
Gruppe,  bei  den  anderen  stellt  es  sich  wie  folgt: 

70er  Soer  90er  J-  1900 — 02 

3  4  14  9- 

Erscheinungsweise:  w.  15,  hm.  19,  m.  12,  j.  i,  t.  16.  Von  den  73  Zeit- 
schriften erscheinen  im  Deutschen  Reiche  57,  davon  ii  mit  einer  Aufl. 
von  51300,  in  Oesterreich  11,  davon  i  mit  1500,  in  der  Schweiz  5, 
davon  i  mit  800  Exempl.  Die  amtlichen  Postzeitungslisten  führen  auch 
eine  Anzahl  Theaterzettel  als  »Zeitungen«  auf. 

Gruppe  27:  Theologische  Schriften  und  christliche 
Volksblätter,  a)  Evangelisch- protestantische.  398  (*77) 
-f- 81  ^  479  Stück,  darunter  ungefähr  85  (*53)  Volksblätter.  Aufl. 
(271)  unter  1000  50  Stück,  n.  150,  über  10000  63,  darunter  je  i  zu 
150000,  125000,  115000,  112000,  Aufl.  von  50000  bis  looooo  haben 
ausserdem  noch  5  Blätter.  Ab.  unter  i  Mk.  34  Stück,  darunter  solche 
zu  8,  12,  20  und  25  Pfg.,  h.  30  Mk.,  dann  je  i  zu  18,  16,  15  und  14  Mk, 
Grat.  4/2.  Als  älteste  Blätter  kommen  hier  zwei  in  Basel  erscheinende 
Zeitschriften  in  Betracht,  und  zwar  Sammlungen  für  Liebhaber  christ- 
licher Wahrheit  (1783)  und  Evangelisches  Missionsmagazin  (1816),  viele 
der  übrigen  haben  ein  recht  stattliches  Alter  aufzuweisen,  wie  nach- 
stehende AltersHste  beweist.     Es  stammen  aus  den 

20er     30er     40er     50er     60er      70er     Soer     90er  J.      1900 — 02 
6         5         20       27       31       46       66        114  17. 

Erscheinungsweise:  w.  221,  dreimal  m.  2,  hm.  41,  m.  160,  j.  28,  und 
zwar  17  viermal,  i  fünfmal,  8  sechsmal,  je  i  acht-  und  zehnmal.  Von 
den  bei  Sperling  vermerkten  398  Zeitschriften  dieser  Gruppe  werden, 
soweit  sich  ermitteln  liess,  164  von  Geistlichen  herausgegeben.  Von 
den  479  Blättern  erscheinen  im  Deutschen  Reiche  454,  davon  263  mit 
einer  Aufl.  von  zusammen  2610775,  in  Oesterreich  14,  davon  5  mit  zu- 
sammen 6200,  in  der  Schweiz  il,  davon  3  mit  zusammen  10850  Exempl. 

In  den  in  Betracht  kommenden  drei  Staaten  wohnen  nach  Kürsch- 
ners Jahrbuch  für  1908  evangelisch-protestantische  Glaubensgenossen: 
im  Deutschen  Reiche  35  231  104,  in  Oesterreich  49401 1,  in  der  Schweiz 
I  916  157,  zusammen  37641272. 

b)  Katholische.      209  (^48)  -|-  40  ^  249  Stück,    darunter  un- 
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gefähr  35  Volksblätter.  Aufl.  (48)  unter  1000  11  Stück,  11.400  über 
loooo  38,  darunter  je  i  zu  180000,  150000,  100  000,  vier  haben  eine 
Aufl.  von  50000  bis  100  000.  Ab.  unter  i  Mk.  5  Stück,  h.  16  Mk, 
Grat,  i/ii  (8  von  letzteren  werden  an  die  katholische  Geistlichkeit  ver- 
sandt). Das  älteste  Blatt  (Tübinger  Quartalsblatt)  stammt  aus  dem 
Jahre  18 19,  ihm  folgt,  1821  gegründet.  Der  Katholik,  darauf  aus  den 
40er  50er  60er  70er  80er  90er  J.  1900—02 
6         15         12         23    ^    39         72  9. 

Erscheinungsweise:  w.  81,  dreimal  m.  2,  hm.  29,  m.  113,  j.  20,  und  zwar 
viermal  12,  sechsmal  6,  acht-  und  zehnmal  je  i.  t.  i.  Von  geistlichen 
Personen  werden  nach  obiger  Quelle  66  Blätter  geleitet.  Von  den 
249  Zeitschriften  erscheinen  im  Deutschen  Reiche  198,  davon  23  mit 
einer  Aufl.  von  zusammen  1477225,  in  Oesterreich  38,  davon  19  mit 
zusammen  86350,  in  der  Schweiz  13,  davon  6  mit  zusammen  21 600 
Exempl. 

Katholische  Religionsangehörige  sind  in  den  drei  Staaten  vorhan- 
den: im  Deutschen  Reiche  20321  441,  in  Oesterreich  23136535,  in  der 
Schweiz  1379664,  zusammen  44837640. 

c)  Blätter  für  Anhänger  anderer  Bekenntnisse.  48  (*6) 
-|-  3  =:  51  Stück,  darunter  2  Volksblätter.  Aufl.  (30)  unter  1000  5  Stück, 
n.  300,  über  10  000  6  Stück,  darunter  je  i  mit  45000  und  40000.  Ab. 
unter  i  Mk.  6,  n.  30  Pfg.,  h.  14  Mk.  Grat,  keine.  Das  1837  gegründete 
Missionsblatt  der  Brüdergemeinde  ist  das  älteste,  ferner  stammen  aus  den 

40er       50er       60er       70er       80er       90er  J.       1900 — 02 
I  2  3  8  15  9  2. 

Erscheinungsweise:  w.  19,  hm.  9,  m.  14,  j.  4.  Geistliche  Personen  wir- 
ken an  6,  weibliche  an  2  Blättern  als  Herausgeber.  Von  den  51  Blät- 
tern entfallen  auf  das  Deutsche  Reich  48,  davon  27  mit  einer  Aufl.  von 
zusammen  211  600,  auf  Oesterreich  3,    davon  i  mit  10  000  Exemplaren. 

d)  J  ü  d  i  s  c  h  e.  25  (*3)  -(-  20  :=  45  Stück,  darunter  ungefähr 
10  Volksblätter.  Aufl.  (11)  unter  1000  i  (500),  h.  5000.  Ab.  n.  3, 
h.  20  Mk.  Grat.  i/i.  Das  älteste  Blatt  ist  die  Allgemeine  Zeitung  des 
Judentums,  welche  in  Berlin  seit  1837  erscheint,  weiter  folgen  aus  den 

50er         60er         70er         80er         9oei- J.         1900  —  02 
12276  2. 

Erscheinungsweise:  w.  11,  dreimal  m.  3,  hm.  4,  m.  3,  j.  6,  t.  2.  Von 
den  Herausgebern  sind  3  geistliche  Personen.  Von  den  45  Blättern  er- 
scheinen im  Deutschen  Reiche  36,  davon  7  mit  einer  Aufl.  von  zu- 
sammen 18  500,  in  Oesterreich  8,  davon  4  mit  zusammen  8400,  in  der 
Schweiz  I. 

Jüdische  Religionsangehörige  sind  vorhanden:  im  Deutschen  Reiche 
586833,  in  Oesterreich  1224899,  in  der  Schweiz  12264,  zusammen 
I  823996. 

Gruppe  28 :    Tierheilkunde,    Tierschutz   und  Tier- 
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z  u  c  h  t.  41  (*i5)  +  II  ^52  Stück.  Aufl.  (15)  unter  1000  3  Stück, 
n.  650,  h.  10  000.  Ab.  n.  40  Pfg.,  h.  20  Mk.  Grat. — /i.  Die  in  Wien 
seit  1847  erscheinende  Monatsschrift  des  Wiener  Tierschutzvereins  ist 
hier  die  älteste  Zeitschrift,  ferner  sind  vorhanden,  aus  den 

50er  60er  70er  80er  goer  J.  1900 — 02 

2  I  6  5  13  3. 

Erscheinungsweise:  w.  8,  dreimal  m.   i,  hm.  4,  m.   22,  j.   14.     Von  den 

52  Blättern  erscheinen  im  Deutschen  Reiche  34,  davon  7  mit  einer  Aufl. 
von  zusammen  77  350,  in  Oesterreich  15,  davon  6  mit  zusammen 
40  500,  in  der  Schweiz  3,  davon  2  mit  zusammen  5000  Exemplaren. 
Dem  Tierschutzwesen  sind  von  diesen  Zeitschriften  12,  der  Tierheil- 
kunde  14  gewidmet. 

Gruppe  29  :  U  n  t  e  r  h  a  1 1  u  n  g  s  b  1  ä  t  t  e  r.  285  (*  1 50)  -|- 
194  =  479  Stück.     Aufl.  (118)  unter  1000  16  Stück,  n.  800,   über  10  000 

53  Stück,  darunter  6  über  100  000,  über  50000  bis  100  000  10  Stück. 
Für  1906  lauten  die  Angaben  der  Auflagen  für  einzelne  Zeitschriften 
folgendermassen :  Berliner  illustrierte  Zeitung  300000  (1902  136000), 
Der  wahre  Jakob  185000  (1908  240000),  Nach  Feierabend  160000, 
Simplizissimus  90000  bis  100  000,  Münchener  Fliegende  Blätter  94000, 
Meggendorfer  Blätter  54  000,  Leipziger  Illustrierte  Zeitung  26  000.  Die 
Gartenlaube,  Ueber  Land  und  Meer,  Illustrierte  'W^elt,  Die  Woche  und 
ähnliche  Blätter  schweigen  sich  dabei  über  ihre  Aufl.  völlig  aus.  Ab. 
unter  i  Mk.  16  Stück,  n.  80  Pfg.  Ueber  20  Mk.  11  Stück,  h.  32  Mk. 
Grat.  6/ — .  Das  älteste  Blatt  ist  das  1818  gegründete  Oesteneichische 
illustrierte  Familienblatt,  ferner  ist  noch  i  aus  den  20er  Jahren  vor- 
handen, von  den  anderen  folgen : 

40er       50er       60er        70er       80er       90er  J.        1900 — 02 
5  8  13  23         49  81  31. 

Erscheinungsweise:  w.  279,  dreimal  m.  15,  hm.  56,  m.  76,  j.  2,  t.  i. 
Von  den  479  Blättern  erscheinen  im  Deutschen  Reiche  334,  davon  76 
mit  einer  Aufl.  von  zusammen  i  229  560,  in  Oesterreich  105,  davon  ;^6 
mit  zusammen  196  310,  in  der  Schweiz  40,  davon  6  mit  zusammen  52  300 
Exemplaren. 

Gruppe  30 :  Versicherungswesen.  57  (* — )  -)-  6  =  63 
Stück.  Aufl.  (8)  unter  1000  3,  n.  400,  h.  10  000.  Ab.  n.  i  Mk.  über 
20  Mk.  5,  h.  60  Mk.  Gratis  1/ — .  Das  älteste  Blatt  im  Versicherungs- 
wesen ist  die  1860  in  Berlin  gegründete  Deutsche  Versicherungszeitung. 
Ihr  folgen  aus  den 

70er  80er  90er  J.  1900 — 02 

8  8  II  2. 

Erscheinungsweise:  w.  12,  dreimal  m.  i,  hm.  8,  m.  10,  j.  2.  Von  den 
6^  Blättern  erscheinen  im  Deutschen  Reiche  51,  davon  6  mit  einer 
Aufl.  von  zusammen  25600,  in  Oesterreich  12,  davon  2  mit  4500 
Exemplaren. 
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Gruppe  31:  Vermischtes.  55  (*7)  -j-  147  =  202  Stück. 
Aufl.  (31)  unter  1000  5  Stück,  n.  500,  über  10  000  4  Stück,  h.  30000 
Ab.  unter  i  Mk.  3,  über  20  Mk.  2  Stück,  n.  50  Pfg.,  h.  32  Mk.  Grat. 
4/1.     Altersverhältnisse: 

80er  90er  J.  1900 — 02 

6  20  15. 

Erscheinungsweise:  w.  32,  dreimal  m.  4,  hm.  50,  m.  37,  t.  5.  Von  den 
202  Blättern  erscheinen  im  Deutsclren  Reiche  169,  davon  26  mit  einer 
Aufl.  von  zusammen  167  100,  in  Oesterreich  23,  davon  2  mit  zusammen 
1700,  in  der  Schweiz   10,  davon  3  mit  zusammen  7600  Exemplaren. 

Von  den  in  dieser  Gruppe  genannten  Zeitschriften  sind  u.  a. :  Ent- 
haltsamkeits-  und  Mässigkeitsblätter  13,  Hausbesitzer-  und  Wohnungs- 
zeitungen 28,  Zeitschriften  für  Vereinszwecke  6,  Fechtzeitungen  5,  ferner 
solche  für  Feuerbestattung,  für  Verbesserung  des  Bestattungswesens, 
spiritistische  Zeitschriften  (5),  Zeitschriften  für  Verlobte  und  Heirats- 
anzeiger (7)  u.  s.  w. 

* 

Die  Verteilung  der  in  vorstehenden  31  Gruppen  aufgeführten  Zeit- 
schriften, mit  ihren  Auflagen  auf  die  einzelnen  Staaten  in  der  Haupt- 
sache nach  dem  Sperlingsc\\ei\  Adressbuch  zusammengestellt,  veran- 
schaulicht Tabelle  IV,  die  Entwicklung  nach  Altersstufen  Tabelle  V 
und  den  Stand  der  einzelnen  Gruppen  in  verschiedenen  Jahren  Tab.  VI, 
wobei  für  das  Jahr  1902  die  in  Klammern  gesetzten  Zahlen  die  An- 
zahl der  einschliesslich  aus  anderen  Quellen  ermittelten  Zeitschriften 
wiedergeben. 

Von  den  Zeitschriften  im  Jahre  1902  erschienen: 


1856   (Gesamtzahl   iioi)  381 

Unter   i  Mk.   betrug   das  Ab.   bei  107 

1856  26 

Ueber   10  000  Aufl.   hatten  361 

1856  II 

Ueber    20   M.   betrug  das  Ab.  bei  177 


wöchentHch  2220 

dreimal  monatlich  181 

halbmonatlich  1398 

monatlich  1817 

jährlich  einmal  bis  zehnmal  629 

täglich  89 

Unter  1000  Auflage  hatten  5 1 1 

Völlige  Gratisblätter  waren  134 

Bedingte  102 

Von  den  134/102  Gratisblättern  entfallen  57/34  auf  Oesterreich. 

An  der  Gesamtsumme  von  7814  in  den  drei  Staaten  erscheinenden 
Zeitschriften,  welche  hier  aufgeführt  sind,  entfallen  auf: 
Deutsches  Reich  6041 

Oesterreich  1306 

Schweiz  467 

7814 

Um  jedoch  ein  möglichst  vollständiges  Bild  von  dem  Zeitschriften- 
wesen dieser  Staaten  zu  erhalten,  muss  man  auch  die  in  anderen  als 
deutscher  Sprache  erscheinenden  Zeitschriften,  von  denen  das  Deutsche 
Reich  nur  eine  geringe  Zahl  aufzuweisen  hat,  hinzurechnen. 
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Nach  den  amtlichen  Postzeitungslisten  der  betreffenden  Staaten  er- 
scheinen fremdsprachliche  Zeitschriften  (die  Anzahl  derer,  welche  drei- 
mal und  öfters  wöchentlich  erscheinen,  ist  in  Klammer  angegeben) : 


im  Deutsch 

len  Reich 

in  Oesterreich 

in  der   Schweiz 

Czechische 

2 

— 

968 

(24) 

— 

Kroatische 



— 

50 

(2) 

— 

Dänische 

21 

(13) 

— 

Enghsche 

i8 

(0 

2 

— 

6 

Französische 

21 

(4) 

3 

— 

246  (42) 

Hebräische 

5 

I 

— 

— 

Italienische 

5 

— 

73 

(17) 

25     (2) 

Lateinische 

I 

— 

3 

— 

— 

Lithauische 

7 

— 

— 

— 

Polnische 

95 

(48) 

230 

(19) 

— 

Rumänische 

— 

— 

II 

(5) 

— 

Russische 

2 

— 

I 

— 

Ruthenische 



— 

41 

(3) 

— 

Schwedische 

3 

— 

— 

— 

— 

Serbische 

— 

6 

(0 

— 

Slovakische 

— 

— 

5 

(I) 

— 

Slovenische 

— 

— 

59 

(5) 

— 

Spanische 

9 

— 

I 

— 

— 

Türkische 

— 

I 

— 

— 

Ungarische 

— 

— 

22 

(15) 

— 

Wendische 

7 

— 

— 

— 

196     (66)  1477     (92)  277   (44) 

Für  das  Deutsche  Reich  bezieht  sich  diese  Zusammenstellung  auf 
das  Jahr  1908,  für  Oesterreich  auf  1902  und  für  die  Schweiz  auf  1905. 
Unter  Hinzurechnung  der  oben  genannten  Zeitschriften  in  deutscher 
Sprache  ergibt  sich  nach  Weglassung  der  als  politische  Zeitungen  an- 
zusehenden, dreimal  und  öfters  wöchentlich  erscheinenden  fremdsprach- 
lichen Blätter  für  die  drei  Staaten  folgendes  Bild : 

Deutsches  Reich  6170   Blätter  bei     60641278  Einw. 

Oesterreich  2696        »  »        47  688  001      > 

Schweiz  703       »  >  ^  4^3  609     » 


9569  Blätter  bei   iii  792  8x8  Einw. 

Die  Gesamtzahl  von  7814  Zeitschriften  in  deutscher  Sprache,  welche 
sich  nach  obiger  Zusammenstellung  für  die  drei  Staaten  ergeben,  ent- 
spricht indes  keineswegs  dem  wirklichen  Stande,  dieser  dürfte  sich  viel- 
mehr zwischen  8300  und  8600  bewegen  und  sich  hierbei  die  fehlenden 
Zeitschriften  hauptsächlich  auf  die  umfangreicheren  Gruppen  verteilen. 
Unter  den  als  im  Deutschen  Reiche  erscheinend  aufgeführten  Zeit- 
schriften dürften  sich  annähernd  100  befinden,  deren  Verlagsort  sich 
ausserhalb  seiner  Grenzbezirke,  in  den  russischen  Ostseeprovinzen,  in 
Amerika  usw.  befindet. 

Als  Verlagsorte  für  die  Zeitschriften  kommen  mit  Ausnahme  der 
Zeitschriften  für  Landwirtschaft  hauptsächlich  die  Grossstädte  in  Betracht. 
Von  den  in  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  erscheinenden 
Zeitschriften  z.  B.  verlassen  mehr    als  die  Hälfte  in  Wien  die  Pressen. 

36* 
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Tab  eile 
Uebersicht  der  in  den  einzelnen  Gruppen  und  Staaten   erscheinenden 


Deutsches 

Reich 

Aufl 

age 

Gruppe 

c  c 

, 

Höhe  der 

\ 

ä| 

Auflage 

rC       bO 

S  i> 

0    V 

'^    OÄ 

I 

2 

3 

4 

I.  Bau-,  Ingenieur-,  Eisenbahnwesen  usw. 

158 

89 

473  150 

2.   Bergbau-  und  Hüttenkunde 

16 

21 

208  200 

3.  Buchhandel,   Buchgewerbe  usw. 

12 

33 

136450 

4.  Chemie,   Pharmazie,   Physik 

21 

24 

57300 

5.  A.  Erziehung  und  Unterricht 

54 

171 

313735 

B.    Jugendschriften  : 

a)  Allgemeines 

19 

16 

209  450 

b)  Evangelische 

7 

22 

352700 

c)   Katholische 

4 

8 

188  900 

6.  Frauen-  und  Kausblätter 

80 

28 

531  900 

7.  Freimaurerei 

5 

8 

22350 

8.   Gartenbau  usw. 

18 

28 

183  400 

9.   Geschichte,  Erdbeschreibung 

99 

75 

181  275 

10.   Gewerbe  und  Industrie 

397 

309 

I  761  150 

1 1 .   Handel  und  Verkehr 

166 

82 

600  130 

12.   Heilwissenschaft 

178 

126 

517  130 

13.   Kunst  und   Künstler 

17 

24 

39  700 

14.   Land-,   Forstwirtschaft  usw. 

69 

200 

2  015  260 

15.   Literaturblätter  usw. 

107 

64 

274050 

16.   Mathematik  und  Astronomie 

7 

7 

4650 

17.   Militär-  und  Marinewesen 

47 

22 

447  510 

18.   Musik 

38 

41 

IIo  100 

19.   Naturwissenschaften 

50 

56 

62  265 

20.   Philosophie 

12 

7 

3400 

21.   Rechts-  und  Staatswissenschaft  usw. 

13S 

199 

520370 

22.  Reise-,  Bäder-,   Gasthausblätter  usw. 

53 

37 

363250 

23.   Sport,    Spiele  usw. 

66 

61 

339  090 

24.   Sprachwissenschaft,   Altertum 

36 

53 

70  150 

25.   Stenographie 

33 

45 

91  900 

26.  Theater 

21 

II 

51  300 

27.   a)  Evangelische  Theologie  usw. 

118 

263 

2610775 

b)  Katholische  Theologie  usw. 

152 

23 

I  474  225 

c)  Andere  Bekenntnisse 

17 

27 

21 1  600 

d)  Jüdische  Theologie  usw. 

12 

7 

18  500 

28.   Tierheilkunde  usw. 

24 

7 

57350 

29.   Unterhaltungsblälter 

144 

76 

I  229  560 

30.   Versicherungswesen 

42 

6 

25  600 

31.   Vermischtes 

20 

26 

167  100 

Summa 


2457 


2302 


15  713325 


Nach  den  betreffenden  Adressbüchern  ergibt  sich  für  einzelne  Gross- 
städte folgendes  Bild,  wobei  die  Tageszeitungen  in  Klammern  wieder- 
gegeben sind: 
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IV. 


Zeitschriften  mit  Angabe  der  ermittelten  Auflage 

n. 

Zahl  der 

Oes 

terreich -Ungarn 

Schweiz 

Illu- 
striert 

Zeitschriften 

Auflage 

Höhe  der 

Auf 

age 

Höhe  der 

über- 

Sp. 3, 

Auflagen- 
höhe 
Sp.  4,  7,  10 

c   c 

n'.    G 

k  s 

-'    c 

i=^ 

Auflage 

11  s 

Auflage 

haupt 

6,9 

—    6Ä 

5  ij 

-ä       C/) 

C    11 

.y  <u 

<«    tJ3 

0   <u 

rt    ö/) 

C    60 

'5  ^ 

5 

6 

7 

8 

9 

IG 

II 

12 

13 

14 

4 

20 

47550 

2 

6 

35900 

97 

279 

"5 

556  600 

I 

3 

5  800 



— 

— 

15 

41 

24 

214  000 

3 

3 

2950 

— 

I 

I  800 

6 

52 

37 

141  200 

3 

7 

15  100 

— 

I 

I  000 

26 

56 

32 

73400 

4 

26 

51  970 

2 

7 

33  600 

29 

264 

204 

399  305 

I 

2 

6  000 

I 

2 

6  200 

24 

41 

20 

221  650 

— 

— 



— 

I 

II  000 

25 

30 

23 

363  700 

— 

I 

15  000 



2 

14  000 

12 

15 

IG 

217300 

8 

6 

156  150 

4 

6 

56  900 

70 

132 

40 

744950 

— 

I 

800 

— 

I 

4  500 

I 

15 

IG 

27  650 

8 

4 

23  000 

I 

3 

4  900 

35 

46 

35 

21 1  300 

i6 

17 

16  650 

3 

4 

6  150 

67 

214 

96 

204075 

42 

61 

159025 

17 

19 

32700 

281 

845 

389 

I  952 S75 

19 

24 

80  950 

6 

9 

36  000 

130 

306 

"5 

717  080 

19 

20 

77360 

3 

6 

13  000 

128 

352 

152 

607  490 

5 

4 

4300 

— 

I 

I  000 

33 

51 

29 

45  600 

12 

31 

108  000 

8 

12 

37  600 

104 

332 

243 

2  160  860 

II 

12 

28  500 

2 

2 

2  900 

37 

198 

78 

305  450 

3 

2 

2  S80 

— 

— 

— 

4 

19 

9 

7450 

7 

9 

23  800 

2 

7 

86  000 

29 

94 

38 

557  310 

3 

8 

18  400 

I 

3 

4  800 

24 

94 

52 

132  300 

II 

14 

5590 

3 

2 

I  100 

72 

136 

72 

68955 

I 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

20 

7 

3400 

29 

26 

75250 

9 

6 

12950 

21 

407 

251 

608  570 

4 

6 

31  900 

3 

4 

II  300 

37 

107 

47 

406  450 

II 

16 

46950 

3 

2 

6  300 

73 

153 

79 

392  340 

I 

3 

4  000 

I 

— 

— 

10 

94 

56 

74150 

4 

2 

3500 

— 

I 

3  200 

15 

85 

48 

98600 

2 

I 

I  500 

— 

I 

800 

3 

36 

13 

53  600 

6 

5 

6  200 

3 

3 

10  850 

77 

398 

271 

2  627  825 

7 

19 

86350 

2 

6 

21  600 

48 

209 

48 

I  585  175 

— 

I 

IG  000 

I 

2 

3  100 

6 

48 

30 

224  700 

2 

4 

8  400 

— 

— 

— 

2 

25 

II 

26  900 

2 

6 

40  500 

— 

2 

5000 

15 

41 

15 

102  850 

l8 

36 

196310 

5 

6 

52300 

150 

285 

iiS 

I  478  170 

7 

2 

4  500 

— 

— 

— 

— 

57 

8 

30  100 

3 

2 

I  700 

I 

3 

7  600 

7 

55 

31 

176  400 

269 

404 

1366835 

82 

131 

526  050 

1712 

5632 

2866 

17  821  730 

Berlin 

Dresden 

Frankfurt 

Hamburg 

Köln 


M. 


1404 

(86) 

Leipzig 

148 

(") 

München 

152 

(16) 

Stuttgart 

169 

(13) 

Wien 

lOI 

(8) 

Zürich 

608 

(8) 

381 

(32) 

183 

(9) 

II30 

(35) 

381 

(32) 
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Tabelle   V. 
Die  ermittelten  Gründungsjahre  der  Blätter,  nach  Jahrzehnten  geordnet. 


1800  181 0 

" 

" 

IQOO 

Gruppe 

vor  1   ,  .       ,  . 
0         bis     bis 
1800'    „ 

20er 

30er 

40er 

50er 

60er 

70er 

80er 

90er 

bis 

11809  1819 

Ja 

Ire 

1902 

I.  Bau-  und   Ingenieurwesen  usw. 

1   



I 

I 

2 

7 

10 

10 

32 

90 

30 

2.   Bergbau  und  Hüttenkunde 

—      — 

— 

I 

— 

I 

2 

4 

2 

II 

II 

2 

3.   Buchhandel,   Bibliographie  usw. 

—   i   — 

— •'^ 

— 

I 

2 

I 

2 

5 

" 

19 

7 

4.   Chemie  usw. 

I       — 

— 

I 

3 

3 

3 

6 

5 

10 

II 

9 

5  A  Erziehung  und  Unterricht 

—       — 

— 

I 

2 

6 

20 

20 

46 

57 

74 

26 

5  B  Jugendzeitschriften 

a)  Allgemeines 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

I 

3 

8 

14 

22 

II 

b)   Evangelisch 

— 

— 

— 

— 

I 

2 

I 

3 

8 

4 

2 

2 

c)  Katholisch 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

4 

5 

— 

6.  Frauen-   und  Hausblätter 

I 

— 

— 

— 

— 

— 

I 

6 

13 

20 

52 

13 

7.  Freimaurerei 

— 

— 

— 

— 

— 

I 

I 

— 

4 

— 

4 

I 

8.   Gartenbau  usw. 

— 

— 

I 

— 

— 

I 

2 

3 

4 

12 

5 

2 

9.   Geschichte  usw. 

— 

— 

— 

3 

I 

2 

6 

19 

29 

34 

57 

II 

10.   Gewerbe  und   Industrie 

— 

— 

I 

1 

3 

6 

15 

34 

88 

214 

258 

59 

II.  Handel  und  Verkehr 

— 

— 

— 

— 

— 

5 

14 

35 

49 

90 

40 

12.   Heilwissenschaft 

— 

— 

— 

— 

3 

6 

10 

21 

43 

60 

128 

31 

13.   Kunst  und   Künstler 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

4 

5 

14 

22 

7 

14.  Land-,   Forstwirtschaft  usw. 

— 

— 

2 

I 

7 

6 

14 

26 

41 

52 

86 

14 

I  5.  Literaturblätter  usw. 

— 

—      — 

— 

3 

I 

2 

4 

13 

20 

62 

53 

16.   Mathematik  und  Astronomie 

— 

1 

2 

I 

I 

3 

I 

2 

3 

I 

17.  Militär-  und  Marinewesen 

— 

—         I 

2 

2 

I 

I 

4 

21 

II 

27 

3 

18.   Musik 

— 

—      — 

— 

I 

2 

— 

5 

14 

15 

30 

12 

19.   Naturwissenschaften 

— 

2   !      I 

I 

8 

13 

16 

13 

17 

31 

30 

7 

20.   Philosophie 

— 

— 



— 

I 

— 

— 

I 

12 

2 

I 

21.   Rechts- und  Staat swissensch.usw. 

5 

2 

I 

— 

5 

7 

18 

28 

42 

59 

109 

46 

22.   Reise-,   Bäder-  usw.  Blätter 

I 

— 

— 

— 

I 

— 

3 

8 

21 

34 

17 

23.   Sport,   Spiele  usw. 

— 

— 

— 

— 

— 

I 

I 

6 

8 

30 

65 

18 

24.   Sprachwissenschaft  usw. 

— 

— 

— 

— 

2 

4 

3 

4 

18 

22 

32 

7 

25.   Stenographie 

— 

— 

— 

— 

— 

I 

8 

7 

18 

30 

6 

26.  Theater 

— 

— 



— 

— 

I 

— 

— 

3 

4 

14 

9 

27.  Theologische  Schriften  usw. 

— 

— 

I 

7 

7 

27 

45 

49 

83 

137 

205 

32 

28.  Tierheilkunde  usw. 

— 

— 



— 

— 

I 

2 

I 

6 

5 

13 

3 

29.  Unterhaltungsblätter 

— 

— 

I 

I 

— 

5 

8 

13 

23 

49 

81 

31 

30.   Versicherungswesen 

— 

— 



— 

— 

— 

I 

8 

8 

II 

2 

31.  Vermischtes 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

6 

20 

15 

8 

4 

9 

22 

51   1 

104 

188 

317 

621 

1048 

1704 

528 

In  Berlin  erschienen  (1906)  u.  a.  Zeitschriften  für  Gewerbe  256, 
Medizin  92,  Rechts  und  Staatswissenschaft  88,  Handel  und  Schiffahrt  86 
(1907  :  102),  Land-  und  Forstwirtschaft  44  u.  s.  w. 

Wiederholen  und  ergänzen  wir  die  Vergleiche  der  Berufsstati- 
stik mit  der  Zahl  der  Fachzeitschriften  in  den  einzelnen  Gruppen,  so 
ergibt   sich  folgendes  Bild.     Es  entfallen  auf  eine  Fachzeitschrift  in 


Gruppe 


I 

Bauwesen   usw. 

5873 

2 

Bergbau   und  Hüttenkunde 

13451 

4 

Chemie  usw. 

2  030 

SA 

Erziehung   und  Unterricht 

I   206 

10 

Gewerbebetriebe  : 

I.   Bekleidung 

17782 

2.  Graphische  Gewerbe 

2  413 

Berufsangehörige 
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Tabelle  VI. 
Der  Stand  des  Zeitschriftenwesens   in  verschiedenen  Jahren. 


Gruppe 

I 

n  den   Jahren 

1 

1867  1894 

1902 

1904 

1906 

I.   Bau-,    Ingenieur-,   Eisenbahnwesen  usw. 

9 

94 

279   (333) 

253 

206 

2.   Bergbau  und  Hüttenwesen 

10 

28 

41      (48) 

44 

45 

3.   Buchhandel,   Buchgewerbe  usw. 

38 

45 

52      (56) 

55 

51 

4.   Chemie,   Pharmazie  und  Physik 

13 

42 

56     (66)- 

66 

54 

5.   A.  Erziehung  und   Unterricht 

75 

237 

264  (307) 

283 

274 

B.   Jugendschriften 

13 

35 

86   (107) 

84 

91 

6.  Frauen-  und  Hausblätter 

26 

76 

132   (196) 

148 

154 

7.   Freimaurerei 

30 

9 

15     (18) 

16 

18 

8.   Gartenbau,   Blumen-  und  Obstzucht 

13 

57 

46     (62) 

60 

79 

9.   Geschichte  und  Erdbeschreibung 

68 

127 

214  (232) 

218 

173 

10.   Gewerbe  und  Industrie 

83 

506 

845    (lOIO) 

816 

728 

II.  Handel  und   Verkehr 

40 

207 

306   (538) 

334 

344 

12.   Heilwissenschaft 

72 

207 

352    (463) 

259 

335 

13.   Kunst  und  Künstler 

45 

31 

51      (53) 

51 

59 

14.  Land-  und   Forstwirtschaft  usw. 

103 

291 

332  (523) 

332 

329 

15.  Literaturblätter  usw. 

27 

85 

198  (313) 

187 

128 

16.  Mathematik  und  Astronomie 

8 

13 

19     (19) 

23I     21 

17.   Militär-   und  Marinewesen 

16 

62 

94  (112) 

87 

70 

18.   Musik 



53 

94    (126) 

95 

85 

19.   Naturwissenschaften 

35 

105 

136   (158) 

137 

126 

20.   Philosophie 

3 

9 

20     (21) 

17 

32 

21.  Rechts-     und    Staatswissenschaft,     Volkswirt- 

schaft usw. 

74 

270 

407   (595) 

415 

466 

22.   Reise-,   Bäder-,   Gasthausblätter  usw. 

— 

64 

107  (351) 

III 

105 

23.   Sport,   Spiele  usw. 

— 

96 

153   (221) 

166    178 

24.   Sprachwissenschaft  und  Altertum 

— 

84 

94  (loo) 

96      59 

25.  Stenographie 

34 

68 

85      (93) 

84 

81 

26.  Theater 

45 

20 

36     (73) 

35 

35 

27.  a)  Theologie  und  Volksblätter,   evangelische 

95 

286 

398   (479) 

421 

417 

b)  Desgleichen,  katholische 

46 

154 

209   (249) 

206 

186 

c)   Desgl.,   anderer  Bekenntnisse 

9 

94 

48     (51) 

48 

52 

d)   Desgl.,  jüdische 

— 

22 

25      (45) 

26 

31 

28.  Tierheilkunde  usw. 

7 

25 

41      (52) 

36 

30 

29.   Unterhaltungsblälter 

81 

96 

285   (479) 

286 

249 

30.  Versicherungswesen 

— 

38 

57     (63) 

38'     43 

31.   Vermischtes 

22      60 

55  t'202) 

79      — 

1140 

3776 

5632    7814 

5112 

5034 

3.   Holzindustrie 

17  690 

4.  Lederindustrie 

5324 

5.   Metallwaren 

16  944 

6.  Nahrungs-  und  Genussmittel 

7528 

7.   Papier-   und   Pappir 

dustrie 

7  434 

8.   Sattler  und  Tapezier 

10  248 

9.  Seifen,  Oele,  Fette 

usw. 

8  052 

10.   Steine  und   Erde 

15  016 

II.  Textilindustrie 

22  260 

12.   Uhrmacher 

5277 

Gruppe 

II  : 

Handel  und  Verkehr 

4721 

» 

12: 

Heilkunde 

184 

» 

14: 

Landwirtschaft 

16981 

» 

22  : 

Gastwirtschaft 

10487 

» 

30: 

Versicherung 

570 

56o 
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Von  den  Gruppen  5A  und  12  abgesehen  erscheint  das  Bild  auf 
den  ersten  Blick  ein  ziemlich  günstiges  zu  sein,  doch  muss  hierbei  er- 
wogen werden,  dass  in  der  Zahl  der  Berufsangehörigen  bei  der  Schweiz 
eine  Unterscheidung  nur  nach  der  Umgangssprache  nicht  gemacht  worden 
ist.  Von  den  3315949  Bewohnern,  welche  die  Schweiz  nach  der 
Volkszählung  von  1900  aufzuweisen  hat,  sind: 

deutsch. sprechend  2312949  \  romanisch  sprechend  38  651 

französisch  sprechend  730917  sonstige   Sprachen  11  744 

italienisch  sprechend  221  182 

Rechnet  man  bei  den  Aerzten  die  volkstümlich  gehaltenen  Fachzeit- 
schriften und  diejenigen  für  Naturheilkunde  ab,  so  würden  immer  noch 
gegen  338  verbleiben  und  die  Zahl  der  auf  eine  Fachzeitschrift  entfallen- 
den Berufsangehörigen  auf  nur  215  steigen.  Von  den  im  Deutschen  Reiche 
befindlichen  männlichen  Heilbeflissenen  sind  2740,  von  den  weiblichen 
2490  als  Verwalter  oder  Leiter  von  Heil-  oder  Wohltätigkeitsanstalten 
tätig:  in  Oesterreich  2874  bez.  60,  in  der  Schweiz  2275  bez.  4665;  beim 
Unterricht:  im  Deutschen  Reich  1539  m.,  865  w.,  in  Oesterreich  8594  m., 
9882  w.,  in  der  Schweiz  1418  m.,  2227  w.  im  Verwaltungsdienste  tätig. 
Bei  manchen  anderen  Gruppen  muss  man  die  in  dieses  Fach  einschla- 
genden, den  politischen  Zeitungen  beiliegenden  Gratisbeilagen  in  Be- 
tracht ziehen.  Rechnet  man  bei  der  Landwirtschaft  (Gruppe  14)  die 
871  Beilagen  zu  politischen  Zeitungen  für  200  Fachzeitschriften,  so  sinkt 
die  Zahl  der  auf  eine  Zeitschrift  entfallenden  Berufsangehörigen  fast 
auf  die  Hälfte  herab 

Dass  die  Berufsstatistik  in  mancher  Beziehung  den  Verhältnissen 
erst  angepasst  werden  muss ,  soll  sie  auf  dem  hier  angedeuteten  Ge- 
biete praktische  Verwendung  finden,  darf  schliesslich  nicht  unerwähnt 
bleiben.  So  ist  z.  B.  in  der  österreichischen  Statistik  die  Getränkein- 
dustrie mit  »Beherbergung  und  Erquickung«  vereinigt,  im  Deutschen 
Reiche  aber  unter  »Nahrungs-  und  Genussmittel«  verzeichnet;  bei  er- 
sterem  die  Leder-  mit  der  Papierindustrie  ,  während  unter  den  Zeit- 
schriften der  ersteren  Gattung  sich  auch  solche  für  Schuhmacher  be- 
finden, die  besser  unter  der  Bezeichnung  -Bekleidungsindustrie«  einzu- 
reihen wären. 
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Salomaji,  Prof.  Dr.  Felix,  Die  deutschen  Parteiprogramme.  Heft  I :  von 
1844— 1871,  Heft  II:  von  1871 — 1900.  Leipzig,  B.  G.  Teubner,  1907. 
132  und  136  S.  8*^.  Mk.  3. —  (Quellensammlung  zur  deutschen 
Geschichte,  hrsg.  von  Brandenburg  und  Seeliger.) 

Eine  systematisch  geordnete  Sammlung  der  deutschen  Parteipro- 
gramme, einsetzend  mit  dem  Beginn  der  konstitutionellen  Aera  in  Preussen 
und  bis  zum  Schlüsse  des  19.  Jahrhunderts  fortgeführt,  entspricht  einem 
Bedürfnisse  des  Historikers  und  Politikers.  Die  Aufgabe  ist  in  den 
vorliegenden  handlichen  Bändchen  mit  aller  wünschenswerten  Umsicht 
und  Objektivität  gelöst.  Der  Herausgeber  hat  nicht  bloss  die  Partei- 
programme i.  e.  S.,  sondern  auch  gelegentliche  Kundgebungen  (Wahl- 
aufrufe u.  dgl.)  der  Parteien  aufgenommen;  leider  sind  die  Unter- 
schriften aus  Gründen  der  Raumersparnis  weggelassen.  Das  entspricht 
wenig  dem  dokumentarischen  Charakter  der  ganzen  Sammlung,  auf 
dessen  Wahrung  sonst  so  ängstlich  Bedacht  genommen  ist.  Vielleicht 
zu  ängstlich.  Bei  der  grossen  Zahl  und  den  mancherlei  Verschiebungen 
der  Parteien  wären  kurze  sachliche  Erläuterungen  zum  Verständnis 
der  einzelnen  Dokumente  doch  recht  erwünscht.  Ueber  den  in  der 
Sammlung  festgehaltenen  Begriff  der  Partei  hat  der  Herausgeber  sich 
nicht  ausgesprochen  ;  da  er  aber  auch  politische  Richtungen  berücksichtigt 
hat,  die  es  zur  eignen  parlamentarischen  Aktionsfähigkeit  nicht  gebracht 
haben,  sondern  nur  in  Anlehnung  an  andere  Parteiorganisationen  wirk- 
sam geworden  sind  (Alldeutscher  Verband,  Antisemiten,  National-Sozialer 
Verein,  Bund  der  Landwirte),  so  ist  er  ziemlich  weitherzig  verfahren. 
Warum  dann  aber  Richtungen  wie  der  Handwerkerbund,  der  Bund  der 
Industriellen ,  die  Mittelstandspartei ,  die  wirtschaftliche  Vereinigung 
leer  ausgehen  mussten,  ist  nicht  recht  zu  verstehen.  Da  die  Sammlung 
fortgeführt  werden  soll  und  wohl  auch  auf  neue  Auflagen  rechnen  darf, 
so  ist  eine  Ergänzung  und  Vervollständigung  glücklicherweise  nicht 
ausgeschlossen,  die  gewiss  auch  den  Zwecken  des  akademischen  Unter- 
richts, denen  die  Büchlein  in  erster  Linie  dienen  sollen,  zugute  kommen 
wird. 

— r 
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Wirtschaftliche  Annalen.  Ein  Kalendarium  der  Wiitschafts-,  Sozial-  und 
Finanzpolitik  der  Kulturstaaten,  ihrer  Kolonien  und  Dependenzen. 
Erster  Jahrgang  1906.  Hrsg.  von  F7-iedrich  Glaser.  Stuttg.  u.  Berlin, 
Cottasche  Buchh.  Nachf.  1907.     468  S.     8''. 

Ein  wirtschaftspolitischer  »Geschichtskalender«  ist  ein  Bedürfnis. 
Man  wird  es  auch  billigen  müssen,  wenn  der  Herausgeber  neben  den 
Massnahmen  der  Gesetzgebung  in  den  verschiedenen  Staaten,  neben 
internationalen  Verträgen  über  volkswirtschaftliche  Angelegenheiten, 
die  Meinungsäusserungen  von  Kongressen,  einzelnen  Staatsmännern, 
Parlamentariern,  Berufsorganisationen  und  hervorragenden  Fachleuten 
berücksichtigt.  Ueber  das  Ausmass  des  einen  und  des  andern  kann  man 
verschiedener  Meinung  sein.  In  dem  vorliegenden  Bande  sind  von 
Gesetzen  und  Verordnungen  häufig  nur  die  blossen  Titel  mitgeteilt 
ohne  nähere  Inhaltsangabe.  Das  ist  zu  wenig  zur  Orientierung.  Dafür 
sind  die  Auszüge  aus  Parlamentsreden  vielleicht  zu  reichlich  bemessen. 
Dass  die  verschiedenen  Staaten  ungleichmässig  bedacht  sind,  liegt  in 
der  Natur  der  ganzen  mühevollen  Aufgabe,  die  erst  im  Laufe  einer 
längeren  Jahresreihe  vollkommen  gelöst  werden  kann.  —  Vielleicht 
würde  es  sich  künftig  empfehlen,  internationale  Vereinbarungen,  an 
denen  eine  Mehrzahl  von  Staaten  beteiligt  ist ,  nicht  bloss  bei  einem 
derselben  namhaft  zu  machen,  sondern  sie  in  eine  besondere  Rubrik 
zu  verweisen.  — r. 


Sc  hu  »i  acher.  Prof.  Dr.  Hermann,  Die  Ursachen  der  Geläkrisis.  Neue 
Zeit  und  Streitfragen,  herausgegeben  von  der  Gehestiftung  zu  Dres- 
den, V.  Jahrgang,  6.  und  7.  Heft.  Dresden,  v.  Zahn  und  Jaensch, 
1908.     65  S. 

Es  liegt  im  Interesse  der  Deutschen  Sozialökonomik,  dass  wir 
über  die  Vorgänge  der  jüngsten  Vergangenheit  im  Wirtschaftsleben 
der  grossen  kapitalistischen  Völker  schnell  unterrichtet  werden.  Wer 
sich  anspruchslos  einer  solchen  Vermittlertätigkeit  unterzieht,  darf  auf 
lebhafte  Anerkennung  rechnen ,  auch  wenn ,  wie  bei  gegenwärtiger 
Kritik,  auf  Grund  besonderer  Bedingungen  die  Möglichkeit  besteht,  im 
grossen  und  kleinen  andere  Lösungen  beizubringen.  Schumacher  hat  sich 
durch  sein  inhaltsreiches  kleines  Schriftchen,  in  dem  er  den  amerikanischen 
Verhältnissen  mit  dem  Blick  des  Kenners  gegenübertritt  (vgl.  Si  10 
und  II,  namentlich  S.  37  über  den  »waste«)  ein  Verdienst  erwor- 
ben, zumal  gerade  über  amerikanisches  Geld-  und  Bankwesen  selbst 
bei  manchen  deutschen  Fachgelehrten  merkwürdige  Irrtümer  bestehen. 
Und  wenn  auch  die  Disposition  (vgl.  die  Einschiebung  der  Reform- 
pläne S.  28  ff.,  S.  36  ff.,  S.  43  f.,  die  doppelte  Besprechung  der  inter- 
nationalen Goldbewegung  u.  s.  w.)  die  Uebersicht  nicht  ganz  leicht 
macht,  so  sei  doch  das  kleine  Heft  wegen  der  Bedeutung  seines  Gegen- 
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Standes  und  wegen  der  nüchternen  sachlichen  Darstelhing  der  Be- 
achtung empfohlen. 

Das  Thema  der  Arbeit  wäre  etwas  enger  zu  umgrenzen  gewesen, 
als  es  der  Titel  verheisst.  Das  wirkliche  Problem  war:  der  Zusammen- 
hang der  amerikanischen  Panik  von  Oktober  1907  mit  der  amerika- 
nischen Geld-  und  Bankverfassung  und  ihre  Weiterwirkung  auf  den 
internationalen  Geldmarkt,  namentlich  auf  England  und  Deutschland. 
Und  der  Kritiker  muss  zur  näheren  Kennzeichnung  hinzusetzen :  be- 
trachtet unter  dem  Zwange  einer  stark  dogmatischen  Meinung. 
Denn  Seh.  glaubt  so  unbedingt  an  die  überragende  Bedeutung  der  Elasti- 
zität der  Banknoten ,  dass  er  die  amerikanischen  Vorgänge  so  gut 
wie  ausschliesslich  durch  deren  dortiges  Fehlen  erklärt.  So  wäre  die 
Panik  dadurch  zustande  gekommen,  dass  bei  der  Herbstanspannung 
1907  der  Geldumlauf  nur  mit  Unterschreitung  der  gesetzlichen  Reserven 
der  New  Yorker  Clearinghouse  Banken  ausgedehnt  werden  konnte, 
was  zu  Misstrauen  führte,  sodass  ein  »run«  entstand  (vgl.  S.  26).  Das 
ist  nun  gewiss  nicht  richtig.  Das  Schwinden  der  Reserve  der  Ne^v 
Yorker  Banken  hat  durchaus  nicht  die  Bedeutung,  wie  sie  die  Ent- 
leerung der  Reserve  der  Bank  von  England  in  der  Krisengeschichte 
gehabt  hat,  ein  »Bankdefizit«  ist,  was  Seh.  nicht  erwähnt,  in  New  York  eine 
wohlbekannte  Erscheinung,  die  an  sich  keine  besondere  Angst  erregt 
und  m.  W.  allein  1906  zu  fünf  verschiedenen  Zeiten  (nicht  etwa  nur  in 
fortlaufender  Reihe  von  5  Wochen)  dagewesen  ist.  Wenn  der  Geld- 
bedarf für  die  Ernte  die  Beunruhigung  hervorgerufen  hätte,  dann  wären 
die  Erntedistrikte  der  V.  St.  durch  die  wie  am  heiteren  Himmel  in 
New  York  einsetzende  Krisis  wohl  nicht  so  vollkommen  überrumpelt 
worden,  wie  es  die  Evening  Post  während  der  Panik  täglich  berichtete. 
Der  amerikanische  Herbstbedarf  ist  wichtig  und  interessant,  und  es  ist 
ein  alter  Satz  der  Krisenlehre,  dass  der  Herbst  mit  seinem  Geldbedarf 
in  allen  Ländern  die  gefährlichste  Konjunktursaison  ist;  aber  er  ist  nur 
der  geeignete  Termin  der  Panik ,  und  war  diesmal  weniger  als  je 
ihre  Hauptursache.  Auch  bei  einem  viel  geringeren  Herbstbedarf  wäre 
es  1907  durch  die  bekannten  Zusammenbrüche  in  New  York  zu  einem 
»run«  gekommen  und  ohne  diese  New  Yorker  Vorgänge  hätte  auch 
ein  sehr  viel  grösserer  regulärer  Herbstbedarf  zu  keiner  Panik  geführt, 
selbst  wenn  der  New  Yorker  Bankausweis  mehrere  Wochen  ein  Defizit 
aufgewiesen  hätte.  Wir  haben  nicht  jeden  Herbst,  sondern  nur  in 
ganz  aussergewöhnlichen  Zeiten  durch  den  erratischen  Gang  der 
Panik  eine  Wiederholung  der  Vorgänge  des  letzten  Jahres  zu  besorgen. 

Wegen  seiner  Leittheorie  ist  Seh.  die  richtige  Analyse  der  die 
Panik  auslösenden  Vorgänge  nicht  gelungen,  ja,  die  einseitige  Betonung 
des  automatischen  Wechsels  von  »spring  boom«  und  »autumn  stringency« 
S.  36,  38)  mit  seinen  angeblichen  Vorteilen  für  das  die  Kursschwankungen 
wahrnehmende  Grosskapital  ist  sogar  geeignet,  die  lehrreichen  Konjunktur- 
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Vorgänge  von  1907  völlig  zu  entstellen  und  die  für  die  Krisentheorie 
entscheidende  Einsicht  von  dem  Ineinandergreifen  von  Rückgang,  Panik 
und  Geldklemme  unmöglich  zu  machen.  Denn  im  Frühjahr  1907 
(März)  war  in  Amerika  durchaus  kein  »spring  boom«  im  Gange,  sondern 
es  war  eine  Zeit  des  schärfsten,  in  Europa  mit  empfundenen  Niedergangs 
an  der  New  Yorker  Börse,  die  sich  im  August  mit  neuen  Verlusten  ge- 
rade für  die  Grossspekulanten  wiederholte ;  und  wegen  dieser  fortge- 
setzten notorischen  Verluste  bestimmter  mächtiger  Cliquen ,  nicht 
aus  den  von  Sc/i.  S.  30  angeführten  Gründen  spricht  man  von  >a  rieh 
man's  crisis«.  Wegen  dieser  Liquidation  fürchtete  man  sich  kaum  vor 
dem  Herbst:  die  Panik  kam  erst,  als  man  das  Schlimmste  längst  vor- 
über glaubte;  es  war  trotz  Sc/i.  (S.  30)  gar  nicht  leicht,  sie  vorauszusagen, 
und  kaum  einer  der  regelmässigen  Beobachter  des  amerikanischen 
Geldmarktes  hat  es  getan.  Ganz  im  allgemeinen  endlich  ist  es  nicht 
richtig,  die  Geldkrisis  vor  der  Kreditkrisis  eintreten  zu  lassen  (S.  3), 
denn  bei  der  Panik  verflüchtigt  gerade  die  Erschütterung  des  Kredits  die 
G'eldsurrogate  und  lässt  die  ümlaufsmittel  einschrumpfen.  Die  Verdienste 
Sc/i.s  sind  also  nicht  in  seinen  Beiträgen  zur  Konjunkturlehre  zu  suchen. 

Für  den  Geldtheoretiker  hätte  es  bei  Schu7)iacher%  Leittheorie  viel- 
leicht nahe  gelegen,  diese  Lehre  von  der  Elastizität  näher  zu  prüfen. 
Aber  die  Elastizität  des  Depositenvvesens  wird  trotz  der  Formulierungen 
der  amerikanischen  Geldtheoretiker  verkannt  (S.  11)  und  von  den  Bank- 
noten hören  wir ,  ihre  Elastizität  sei  wichtiger  für  die  Bedürfnisse 
des  Herbstbedarfs  als  für  die  Schwankungen  der  Konjunkturperioden 
(S.  7).  Aber  1907  war  doch  gerade  ein  Jahr,  wo  eine  Zentralnoten- 
bank mit  elastischem  Notenrecht  in  Amerika  am  Platze  gewesen  wäre, 
um  einem  aussergewöhnlichen  Bedarfnach  Umlaufsmitteln  zu  entsprechen. 
Nicht  so  sehr  die  Versorguncr  des  amerikanischen  Herbstbedarfes  ,  als 
die  Versorgung  des  Krisenbedarfes  mit  Banknoten  hätte  dem  inter- 
nationalen Geldmarkt  die  schweren  Erschütterungen  ersparen  können. 
Man  kann  doch  mit  reichlichem  Banknotenkredit  das  entstandene  Miss- 
trauen eindämmen.  Es  ist  auffällig ,  dass  Seh.  dies  durch  A.  Wagner 
klassisch  erörterte  Argument  für  die  elastische  Notenausgabe  durch  eine 
Zentralbank  im  Interesse  der  Krisenverhütung  sich  ganz  hat  entgehen 
lassen.  Das  Recht  zur  elastischen  Notenausgabe  muss  weiterhin  e  f  f  e  k- 
ti  V  sein:  ist  der  Bankstatus  der  Grenze  der  Drittelsdeckung  dauernd  nahe, 
so  ist  keine  effektive  Elastizität  mehr  vorhanden  und  jede  etwaige  Ent- 
ziehung von  Barmitteln  verringert  im  Gegenteil  zum  allgemeinen 
Schrecken  den  geringen  Spielraum  der  Leihfähigkeit,  den  die  Bank  noch 
besitzt,  um  den  dreifachen  Betrag.  Diese  Kehrseite  der  Elastizität  scheint 
mir  gerade  für  die  Reichsbank  die  wichtigste  Lehre  der  letzten  Geld- 
krisis   zu    sein  und  wäre  der  Beachtung  Sch.%  wert  gewesen. 

So  liegt  der  eigentliche  Nutzen  der  Arbeit  Sch.'s.  in  ihren  tatsäch- 
lichen Informationen,  von  denen  wir  freilich  die  Schilderung  des  Ver- 
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laufes  der  Geldklemme  zusammenhängender  und  vollständiger  gewünscht 
hätten  (»run«  ,  »hoarding«  Notgeld  und  Hilfsaktionen  boten  interes- 
sante Details),  ebenso  wie  die  Schilderung  der  Beziehungen  der  inter- 
nationalen Geldmärkte  sich  zu  sehr  auf  die  grobenVorgänge  der  Gold- 
bewegung beschränkt.  Die  amerikanischen  Finanzwechsel  sind  übrigens 
nicht  erst  neueren  Datums  (S.  34) ,  sondern  werden  schon  bei  Goschen 
gebührend  hervorgehoben  ,  und  die  geringe  Krediteinschränkung  der 
Nationalbanken  gegenüber  1893  bekommt  ein  ganz  anderes  Gesicht, 
wenn  man  an  die  veränderte  Bedeutung  der  Trustcompanies  denkt  (S.  28). 

»Die  Geldkrisis  wurzelt  in  konkreten  Organisationsfehlern  im  Wirt- 
schaftsleben der  Vereinigten  Staaten«  (S.  7),  damit  formuliert  sich  Seh. 
seine  engste  und  nützlichste  Aufgabe.  Die  Vereinigten  Staaten  haben 
keinen  inneren  Trattenverkehr,  keine  Wechselordnung,  kein  liquides 
Wechselportfeuille  für  ihre  Banken ,  kein  grosses  Diskontgeschäft 
(S.  IG  ff.).  Sie  haben  keine  Zentralbank  mit  Girosystem,  elastischer 
Notenausgabe  und  Diskontpolitik,  sondern  ein  völlig  zersplittertes  Bank- 
wesen (24000  Banken)  ohne  Filialsystem  (S.  13  f.l.  Die  Notenausgabe 
ist  in  der  bekannten  Weise  unelastisch  und  an  die  Menge  und  den 
Kurs  der  Staatspapiere  geknüpft.  Die  gesetzlichen  Deckungsreserven 
(S.  20  ff.)  für  die  Depositen  werden  von  den  Landbanken  (i5°/o)  zu 
^5  in  den  40  Reservestädten  konzentriert  und  ebenso  von  den  Banken 
dieser  Städte  (25  7o)  zur  Hälfte  in  den  drei  Zentralreservestädlen,  nament- 
lich New  York  angelegt,  sodass  jeder  starke  Geldbedarf  im  Lande  einen 
Schwund  dieser  vkünstlichen«  New  Yorker  Zentralreserve  herbeiführt, 
was  sich  sofort  und  energisch  in  dem  allerdings  unvollständigen  und 
»frisierbaren«  New  Yorker  Wochenausweis  als  Verminderung  des  leih- 
baren Ueberschusses  oder  sogar  als  Gefahr  verkündendes  Defizit  spiegelt. 

Das  ist  nicht  neu,  aber  in  seiner  knappen  Klarheit  lehrreich.  Der 
Kritiker  hat  anzumerken,  dass  das  merkwürdig  zersplitterte  Diskont- 
geschäft in  »promissory  notes«  erheblich  grösser  ist,  als  Seh.  annimmt, 
und  bei  der  Krisis  namentlich  den  durch  allerhand  Umwegen  daran  be- 
teiligten westlichen  Landbanken  zu  schaffen  gemacht  hat.  Vor  allem 
aber  ist  die  Zentralisierung  aller  Bankreserven  an  wenigen  Plätzen 
nichts  spezifisch  Amerikanisches  oder  Künstliches.  Durch  die  gesetz- 
lichen Deckungsvorschriften  ist  Amerika  sogar  besser  daran  als  wir ; 
denn  die  effektiven  Deckungsbestände  der  einzelnen  europäischen 
Banken  dürften  geringer  sein  als  die  am  Platz  gehaltenen  Kassenbestände 
der  amerikanischen  Banken,  und  die  Ausbildung  eines  einzigen  Zentral- 
geldreservoirs für  das  ganze  Land  ist  bei  uns  noch  vollständiger.  Leider 
hat  Seh.  auch  nicht  hervorgehoben,  dass  der  New  Yorker  Bankausweis 
seit  Anfang  1908  einen  sehr  viel  zuverlässigeren  Charakter  bekom- 
men hat. 

Bei  einem  weiteren,  sehr  eigenartigen  Gliede  der  amerikanischen 
Wirtschaftsorganisation  häufen  sich    diese    kritischen    Bedenken  gegen- 
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Über  Seh.?,  Darstellung :  der  Börse  und  dem  täglichen  Börsengeld- 
markte  (money  on  call).  Gewiss  ist  der  Satz  für  call  money  der  sicht- 
barste Zinssatz,  der  in  Amerika  notiert  wird ;  aber  der  Geschäftsmann, 
der  Geld  für  kurzfristige  Anlagen  braucht,  wendet  sich  nicht,  wie  Seh.  S.  40 
angibt,  an  die  Börse,  sondern  an  eine  Bank.  Nicht  einmal  der  Speku- 
lant, der  nicht  Börseaner  ist,  niinmt  direkt  Geld  an  der  Börse  auf,  sondern 
in  der  Hauptsache  nur  der  Börsenmakler,  der  seinerseits  seinen  Kunden 
vielfach  dauernd  andere  und  zwar  niedrigere  Sätze  berechnet,  als  die 
Börse  vorübergehend  für  den  Tag  notiert.  Der  Broker  hat  in  Amerika 
das  ganze  Börsen-Kommissionsgeschäft.  Die  Banken  haben  es  nicht, 
und  darum  dient  ihnen  das  marktmässig  ausgeliehene  Börsengeld  als 
die  liquide  Anlage  ,  die  sie  nicht  nach  deutscher  Art  durch  direkte 
Vorschüsse  auf  die  Effekten  der  durch  ihre  Vermittlung  spekulieren- 
den Kunden  haben  können. 

Deswegen  ist  der  Geldbedarf  der  Börse  z.  T.  nur  äusserlich  in 
New  York  so  besonders  stark,  weil  alles  durch  die  Broker  vermittelt 
werden  muss,  deswegen  ist  aber  auch  das  New  Yorker  Börsengeschäft 
in  einer  Panik  so  besonders  bedroht  ,  weil  die  Banken  nicht  ihrer 
eigenen  Kundschaft  zu  kündigen  brauchen,  sondern  einfach  zur  Ver- 
stärkung ihrer  Mittel  den  Brokern  die  Erneuerung  der  Darlehen  ver- 
weigern. Das  ist  die  Erklärung,  warum  in  einer  New  Yorker  Panik 
gerade  die  Börse ,  d.  h.  die  Börsenmakler  gestützt  werden  müssen. 
Seh.  hat  die  Wirkung  der  Arbeitsteilung  im  amerikanischen  Bank- 
wesen nicht  beachtet  und  kommt  dadurch  zu  einer  falschen  Auf- 
fassung. 

Zu  der  eigentümlichen  »Krisenrüstung«  der  amerikanischen  Bankor- 
ganisation, den  Verfahren,  mit  denen  man  sich  über  die  Geldklemme  hin- 
weggeholfen hat,  gehört :  Beschränkung  der  Barzahlung  und  indirekter 
Zwang  des  Scheckumlaufs ;  Clearinghousezertifikate  zur  Begleichung  der 
Salden  unter  den  abrechnenden  Banken;  Notgeld  in  Gestalt  zertifizierter 
Schecks  verschiedener  Art  auf  runde  Summen  (z.  T.  als  weitere 
Ausbildung  der  Clearinghousezertifikate),  um  »Zählgeld«  für  den  Um- 
laufsverkehr zu  haben;  Agio  auf  »currency«  (nicht  nur  auf  Gold); 
Massnahmen  des  Treasury  mit  seiner  gefüllten  Staatskasse.  Das  alles 
wird  von  Seh.  instruktiv,  wenn  auch  naturgemäss  recht  kurz,  geschildert. 
Er  unterstreicht  aber  zu  sehr  die  Seltsamkeit  dieser  Auskunftsmittel ; 
mir  erscheint  es  merkwürdiger,  wie  sich  das  amerikanische  Wirtschafts- 
leben auch  mit  einem  schlechten  Bankwesen  durch  drastische  Mittel 
noch  leidlich  abzufinden  weiss ,  so  dass  nur  wenige  Bankkatastrophen 
erfolgt  sind  und  das  Publikum  mit  einem  erträglichen  Schaden  davon- 
gekommen ist.  Bei  so  wohlgelungenen  Stützversuchen«  kann  man  auch 
nicht  von  einem  völligen  Zusammenbruch  des  Scheckwesens  sprechen, 
das  vielmehr  auch  ohne  Zentralbank  die  Panik  überdauert  hat. 

Vollkommen    einig    bin    ich    mit   Sehu??iaeher   darüber,   dass    diese 
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Dinge  für  uns  von  grosser  Bedeutung  sind.  Wir  haben  unter  der  »Geld- 
krisis«  gelitten  und  können  wieder  darunter  leiden.  Deswegen  ist  es 
dankenswert,  dass  Seh.  die  sorgfältige  Diskussion  des  merkwürdigen 
Vorgangs  in  Anregung  gebracht  hat.  Mögen  andere  folgen  und  mag 
auch  diese  Kritik  der  Erkenntnis  nützen.  PI e nee. 


Dr.  Paul  Hei  dem  a  Hfl,  Kaiserlicher  Postinspektor,  Zur  Entwicklung 
des  deutsehen  Sparkassenwesens  unter  besonderer  Berücksie htigung  der 
Postsparkassen/rage.  Halle  a.  S.  1907.  Druck  und  Verlag  von  C.  A. 
Kaemmerer  &  Co. 

Die  etwa  120  Seiten  umfassende  Schrift  gibt  nach  einigen  ein- 
leitenden Bemerkungen  einen  allgemeinen  Ueb  erblick  über 
die  Entwicklung  des  Sparkassen wesens  und  schliesst 
daran  kritische  Betrachtungen  über  die  Guthaben- 
höhe, die  Zugänglich  keit  der  Sparkassen  in  zeitlicher 
und  örtlicher  Beziehung,  das  Sparmarken wesen,  den 
Uebertragungs  verkehr,  und  die  Abarten  der  Spar- 
kassen —  unter  letzteren  versteht  der  Verfasser  die  Pfennig-  und 
Volkssparkassen,  Fabrik-,  Steuer-,  Schul-  (Jugend-)  und  INIietzinsspar- 
kassen  und  die  Postsparkassen;  auch  die  Spar-  und  Darlehnsvereine, 
die  Konsumvereine,  Einkaufs-  und  Baugenossenschaften  und  die  länd- 
lichen Kreditgenossenschaften  auf  dem  flachen  Lande  usw.  werden  von 
ihm  dorthin  gerechnet.  In  dem  zweiten  Teile  wird  speziell  das 
Postsparkassen  wesen  behandelt  und  zwar  werden  zunächst  die 
Postsparkassen  in  den  europäischen  Staaten  (Eng- 
land, Belgien, Italien,  Rumänien,  Niederlande, Frank- 
reich, Oesterreich,  Schweden,  Ungarn,  Russland  ge- 
schildert, sodann  der  Gesetzentwurf  von  i885  betr.  die 
Errichtung  von  Postsparkassen  im  Gebiete  der  deut- 
schen Reichspost  erörtert.  Dann  folgen  eine  S  c  h  1  u  s  s  b  e- 
t  r  a  c  h  t  u  n  g  und  ein  Anhang,  enthaltend  statistisches  Material  und 
die  Angabe  der  benutzten  Literatur. 

Nach  dem  Vorwort  will  der  Verfasser  eine  systematisch  kritische 
Darstellung  der  Entwicklung  und  des  gegenwärtigen  Standes  des 
deutschen  Sparkassen  wesens  geben.  Da  die  Entwicklung 
des  Sparkassenwesens  im  Auslande  nicht  ohne  Einwirkung  auf  das 
deutsche  Sparkassenwesen  geblieben  sei,  so  hätte,  wie  der  Verfasser 
bemerkt,  naturgemäss  auch  das  ausländische  Sparkassenwesen  —  aller- 
dings mit  Beschränkung  auf  die  europäischen  Länder  —  zum  Vergleich 
und  zum  Verständnis  herangezogen  werden  müssen,  soweit  es  im  Rah- 
men des  beabsichtigten  Zweckes  der  Arbeit  erforderlich  erschien. 
Der  Tätigkeit  der  Postsparkassen  in  europäischen  Ländern  hat  der  Ver- 
fasser einen  etwas  breiteren  Raum  gewidmet,   weil    die  Frage   der  Er- 
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richtung  von  Postsparkassen  in  Deutschland  während  der  siebcnziger 
und  achtziger  Jahre  des  neunzehnten  Jahrhunderts  Gegenstand  lebhafter 
Erörterungen  gewesen,  vorläufig  aber  von  der  Tagesordnung  verschwun- 
den sei.  Verfasser  hofft  in  dieser  Richtung  »eine  kleine  Anregung« 
gegeben  zu  haben. 

Die  Schrift  enthält  m.  E.  eine  gründliche  statistische  Bearbeitung 
des  Sparwesens  der  öffentlichen  Sparkassen  in  Deutschland  und  ferner- 
hin eine  ebenso  gewissenhafte  Bcatbeitung  des  Postsparkassenwesens 
einer  Reihe  .anderer  europäischer  Staaten,  welche,  als  auf  amtlichen 
Quellen  beruhend,  als  besonders  verdienstlich  bezeichnet  werden  muss, 
umsomehr  als  meines  Wissens  in  diesem  Umfange  eine  derartige  über- 
sichtliche Darstellung  sonst  noch  nicht  gegeben  worden  ist. 

Dagegen  hat  der  Verfasser  für  seine  durchaus  verdienstvolle  Schrift 
einen  Titel  gewählt,  der  nach  meiner  Auffassung  sich  mit  dem  Inhalt 
nicht  deckt :  er  will  die  Entwicklung  des  deutschen  Sparwesens 
darstellen,  hat  sich  aber  tatsächlich  nur  auf  die  Schilderung  und  Erör- 
terung des  Sparwesens  beschränkt.  Die  Sparkassen  sind  für  ihn 
anscheinend  nur  Sparanstalten,  die  andere  Seite  ihrer  Tätigkeit;  die 
Anlage  der  Sparkapitalien  und  die  Bedeutung,  welche  deren  Verwer- 
tung in  der  Kreditwirtschaft  und  dem  Wirtschaftsleben  der  Gegenwart 
hat,  wird  von  ihm  nur  ganz  kurz  berührt,  sie  scheint  ihm  gegenüber 
der  Tätigkeit  der  Sparkassen  als  Sparanstalten  nur  eine  untergeordnete 
Rolle  zu  spielen. 

Zutreffend  weist  der  Verfasser  auf  eine  Reihe  von  Mängeln  hin, 
die  dem  deutschen  Sparkassenwesen  noch  anhaften :  die  vielfach  noch 
nicht  genügende  Zugänglichkeit,  die  unzureichende  Entwicklung  des 
Sparmarkenwesens,  die  noch  ausstehende  Verallgemeinerung  des  Ueber- 
tragbarkeitsverkehrs.  Aber  die  grossartige  Entwicklung,  welche  unsere 
deutschen  Sparkassen  als  Grundkreditinstitute  genommen  und  die  Be- 
deutung, welche  sie  dadurch  auf  dem  Hypothekenmarkte  im  Wettbe- 
werbe mit  anderen  Instituten  und  privaten  Geldgebern  erlangt  haben, 
ihren  Einfluss  auf  eine  entsprechende  Zinsregulierung  und  Grundstücks- 
bewertung, die  zunehmenden  Erfolge  in  der  Pflege  des  Personalkredites, 
namentlich  in  einzelnen  vom  Wucher  ganz  besonders  bedrohten  Gebiets- 
teilen, ihre  kreditwirtschaftliche  Hilfsaktion  in  der  Wohnungsfrage  und 
auf  verwandten  Gebieten  der  sozialen  Fürsorge,  berührt  der  Verfasser 
in  der  Hauptsache  nur  mit  den  kurzen  Worten:  »es  muss  anerkannt 
werden,  dass  sie  für  den  Geld-  und  Kreditverkehr  ein  nicht  zu  unter- 
schätzendes Anregungsmoment  bilden«  (S.  90),  wie  er  auch  auf  die 
Bedeutung,  welche  die  Sparkassen  durch  die  Verwendung  ihrer  Ueber- 
schüsse  auf  sozialem  Gebiete  erlangt  haben,  nicht  weiter  eingeht. 

Hieraus  ergibt  sich  auch  der  grundsätzliche  Gegensatz  zwischen 
der  Auffa-ssung  des  Verfassers  und  der  meinigen.  Der  Verfasser  gelangt 
in    seiner    Schlussbetrachtung    zu    der    dringenden    Forderung 
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von  Postsparkassen  in  Deutschland.  Nach  meiner  Ansicht 
enthielte  die  Verwirklichung  dieser  Forderung  geradezu  eine  nationale 
Gefahr  für  Deutschland,  selbst  wenn  die  Einrichtung  nur  neben  den 
kommunalen  Sparkassen  erfolgte.  Ich  sehe  diese  Gefahr  nicht  sowohl 
in  einer  Schädigung  der  letzteren,  als  vielmehr  in  einer  hierdurch  be- 
dingten Entziehung  von  wirtschaftlich  fördernd  wirkenden  Kreditkapi- 
talien aus  Privathänden  und  in  einer  Verquickung  der  staatlichen 
Kreditwirtschaft  mit  dem  Kredite  der  Sparkassen,  welcher  einen  grossen 
Teil  des  Volksvermögens  ausmacht  (nach  der  neuesten  Statistik  be- 
tragen die  in  den  preussischen  Sparkassen  lagernden  Einlegerguthaben 
8790  Millionen  Mark!);  m.  E.  kann  in  dieser  Beziehung  nicht  genug 
auf  Frankreich  hingewiesen  werden  ,  wo  die  grosse  Pariser  Sparkasse 
im  Jahre  1848  infolge  des  Rückganges  ihrer  Einlagenguthaben  von  80 
auf  IG  Millionen  Franken  die  Barzahlungen  einstellen  und  ihren  Gläu- 
bigern statt  deren  Staatsrenten,  welche  64  wert  waren,  zum  Zwangs- 
kurse von  8°  geben  musste.  Soviel  hier  über  diese  wichtige  Frage 
nur  andeutune:sweise !  Seidel. 


Lab  and,  Prof.  Dr.  Paul,  Direkte  Reichssteuern.  Ein  Beitrag  zum 
Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches.    Berlin,  O.  Liebmann  1908.  70  S. 

In  der  Finanzreform  sind  finanzpolitische  und  verfassungspolitische 
Fragen  zu  einer  untrennbaren  Einheit  verknüpft,  und  es  geht  bei  einer 
grundsätzlichen  Erörterung  nicht  an,  eins  ohne  das  andere  zu  behan- 
deln. Man  darf  sich  nicht  gar  zu  sehr  spezialisieren,  weder  im  Prak- 
tischen noch  im  Theoretischen.  Weder  ein  Reichskanzler ,  der  sich 
auf  das  Auswärtige  beschränkt,  noch  der  Finanzspezialist,  der  nur  von 
seinen  Steuern  redet,  macht  heute  eine  gute  Figur.  Die  Politik  ist 
ein  Ganzes,  wie  das  Gesellschaftsleben  ein  Ganzes  ist. 

Darum  hat  Laband  vollkommen  recht,  wenn  er  als  Staatsrechtstheo- 
retiker seine  Stimme  zu  den  schwebenden  Finanzfragen  vernehmen 
lässt ;  wenigstens  im  Prinzip  müssen  wir  diesen  jugendkräftigen  Vor- 
stoss  des  Siebzigjährigen  billigen ,  wenn  wir  auch  an  seinen  Zielen 
mannigfachen  Anstoss  nehmen. 

Dabei  sind  die  finanzwissenschaftlichen  Bedenken,  so  gross  sie 
sind,  noch  die  geringsten.  Laband  scheint  den  Steuerzahler  überhaupt 
nicht  zu  kennen  und  hat  ganz  vergessen  ,  dass  die  Steuerzahler  für 
Reich  und  Einzelstaat  trotz  aller  äusserlichen  Trennung  der  Einnahme- 
quellen dieselben  sind:  es  gibt  also  sachlich  keine  so  reine  Scheidung 
von  Reichs-  und  Staatsfinanz,  wie  er  sie  sich  begrifflich  vorstellt.  Es 
handelt  sich  nicht  darum,  den  Bundesstaaten  Steuerquellen  zu  nehmen 
oder  zu  geben,  sondern  es  ist  die  Aufgabe ,  die  gemeinsame  Steuer- 
bevölkerung, die  für  beide  zahlt  und  auf  jeden  Fall  jeden  stärkeren 
Steuerdruck  auf  sich  nehmen  muss,  jeweils  am  gerechtesten  und  zweck- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1908.    3.  '2  7 
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massigsten  zu  belasten.  Diese  finanzpolitische  Cirundeinsicht  fehlt. 
Ausserdem  stört  eine  ungenügende  Trennung  des  Defizits  im  Ordina- 
rium  oder  im  Extraordinarium  (S.  17);  ungenügende  Hervorhebung  der 
Schwankungen  der  Matrikularbeiträge,  nicht  ihrer  absoluten  Höhe 
als  ihres  Hauptmangels  (S.  27);  Uebersehen  der  Tatsache,  dass  städti- 
sche Häuser-  und  Gewerbesteuern  indirekt  und  wesentlich  als  Belastung 
des  Massenkonsums  wirken  u.  a.  m,  Dass  das  System  der  direkten 
Steuern  in  jedem  Staat  historisch  entwickelt  und  seinen  Verhältnissen 
genau  angepasst  sei,  gilt  doch  nur  cum  grano  salis  —  man  kann  sogar 
sehr  viel  Salz  nehmen  — ■,  eine  Reichseinkommensteuer  wäre  gewiss  keine 
»Gleichmacherei«.  Vor  allem  befremdet  die  Verteidigung  der  Matri- 
kularbeiträge gegen  den  Vorwurf  der  kopfsteuerartigen  Wirkung:  ge- 
wiss werden  sie  in  den  Einzelstaaten  je  nach  dem  Steuersystem  umge- 
legt, aber  in  einem  Staat  A.  mit  armer  Bevölkerung  wird  trotzdem  der 
einzelne  im  Verhältnis  zu  seiner  Leistungsfähigkeit  mehr  für  Reichs- 
zwecke zahlen,  als  in  einem  Staat  B.  mit  reicher  Bevölkerung,  und  es 
macht  darin  keinen  Unterschied ,  wenn  gleichzeitig  im  Staat  B.  das 
Steueraufkommen  für  die  Einzelstaatszwecke  wegen  der  grösseren  Be- 
dürfnisse und  der  grösseren  Leistungsfähigkeit  höher  ist.  Es  bleibt 
dabei :  die  gleiche  Zahl  der  ärmeren  Thüringer  hat  für  das  Reich  die 
gleiche  Last  unter  sich  zu  teilen  ,  wie  dieselbe  Zahl  der  wohlhaben- 
deren Hamburger. 

Indessen  wird  man  solche  Fehler  ausserhalb  des  eigentlichen  Fach- 
gebietes bei  der  prinzipiellen  Berechtigung  der  La/m/idschen  Schrift 
gern  entschuldigen.  Man  wird  aber  auch  der  finanzpolitischen  Kritik 
das  Recht  zugestehen  müssen,  Laband  mit  allem  Vorbehalt  auf  seinem 
eigenen  Felde  zu  begegnen. 

Laband  spricht  sich  in  seiner  Schrift  mit  Entschiedenheit  gegen 
direkte  Reichssteuern ,  gegen  die  Veredelung  der  Matrikularbeiträge, 
gegen  eine  starke  Ausdehnung  der  Matrikularbeiträge  aus :  also  für  die 
ausschliessliche  Ausdehnung  der  Aufwandbesteuerung.  Seine  Sprache 
lässt  alle  Ueberzcugungskünste  spielen,  die  schrecklichsten  Bilder  des 
Kulturverfalls  werden  für  die  grossen  politischen  Kinder  in  Deutsch- 
land an  die  Wand  gemalt  (S.  },(>  ff.).  Ist  das,  wie  der  Titel  verheisst, 
»ein  Beitrag  zum  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches«  r 

Unterscheiden  wir  zwischen  Verfassungs  recht  und  Verfassungs- 
p  o  1  i  t  i  k.  Es  ist  ein  Unterschied,  ob  man  Werdendes  mit  schaften. 
Kommendes  verhüten  will,  oder  ob  man  die  Tragweite  des  Geltenden 
in  scharfen  Linien  abzugrenzen  sucht.  Laband  als  Interpret  der  Ver- 
fassung und  Laband  als  politischer  Führer  haben  einen  sehr  verschie- 
denen Anspruch  auf  unseren  Respekt.  Das  geschriebene  Wort  der 
Verfassungsurkunde  bleibt  und  die  rühmlichst  erworbene  Kennerschaft 
seiner  Bedeutung  wird  fort  und  fort  neues  Ansehen  gewinnen ,  aber 
das  politische  Bedürfnis  und  die  politische  Notwendigkeit  sind  durch- 
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aus  Kinder  der  Zeit,  und  Ziele,  die  man  vor  30  Jahren  als  endgültig 
ansah ,  erscheinen  heute  als  die  Durchgangsstufe  einer  vergangenen 
Gegenwart.  Wer  sich  gar  ein  für  allemal  auf  Aeusserungen  Bismarcks 
festlegen  will,  hätte  vor  ihm  selber  von  vornherein  verspielt  gehabt, 
denn  kein  »Realpolitiker«  beansprucht  für  seine  Sätze  Geltung  für  alle 
kommenden  Jahrzehnte. 

Was  hätte  Laband  als  Verfassungspolitiker  tun  sollen  und  was  hat 
er  getan  r  Zunächst  war  wohl  das  Problem  aufzunehmen ,  das  Triepel 
in  seiner  vortrefflichen  Schrift  über  »Unitarismus  und  Föderalismus  im 
Deutschen  Reiche«  behandelt  hat.  Unser  Verfassungsleben  ist  ein 
Werden  und  ein  Kampf,  denn  der  Bandesstaat  ist  der  niemals  end- 
gültige, in  steter  Bewegung  befindliche  Kompromiss  von  Einheitsstaat 
und  Staatenbund,  und  bei  uns  nähert  sich  die  Entwickelung  trotz  ge- 
legentlicher Rückschläge  dem  Einheitsstaat,  ohne  ihn  darum  erreichen 
zu  müssen.  So  oder  so  ist  die  Reichsfinanzfrage  nur  eine  Etappe  in 
diesem  fliessenden  Prozesse.  Das  war  zu  betonen,  und  es  wäre  trotz- 
dem noch  möglich  gewesen,  wenn  man  das  für  richtig  hielt,  vor  einer 
weiteren  Annäherung  an  den  Einheitsstaat  zu  warnen ,  allerdings  in 
diesem  besonderen  Falle  nicht ,  ohne  die  finanzpolitischen  Vorzüge 
des  von  Treiischke  wegen  seiner  Billigkeit  gepriesenen  Einheitsstaates 
hervorzuheben.  Das  alles  fehlt.  Laband  will  vielmehr  das  Prinzip  un- 
serer Verfassung  kennen  (S.  5)  und  behauptet  eine  »feststehende,  bereits 
geschichtlich  gefestigte  Rechtsordnung  des  Reiches«  (S.6).  Dann  braucht 
man  freilich  keine  Verfassungspolitik  mehr  zu  treiben. 

Das  nächste  Problem  wären  die  Finanzfragen  gewesen  :  wie  ist  die 
Gesamtsteuerbelastung  der  deutschen  Bevölkerung  am  besten  zu  verstär- 
ken und  welche  Anforderungen  sind  an  die  Reichseinnahmen  im  In- 
teresse der  Sicherheit  des  Reiches  zu  stellen  ?  Wir  haben  schon  er- 
wähnt, dass  Laband  diese  Fragen  nicht  kennt. 

Dann  kam  die  Frage ,  kann  sich  unser  Bundesstaat  ein  finanz- 
politisch praktisches  und  richtiges  Einnahmesystem  erlauben?  Er  hat 
als  solcher  unzweifelhaft  den  Nachteil,  dass  der  Ressortpartikularismus 
in  der  verschärften  Form  der  Ressortverteilung  auf  verschiedene  Staats- 
körper auftritt:  ist  es  darum  auch  unvermeidlich,  dass  statt  eines  Ge- 
samtsteuersystems konkurrierende  Steuersysteme  ohne  organische  Ein- 
heit auf  Grund  einer  schematischen  Verteilung  der  Steuertypen  auf 
Reich  und  Staat  ausgebildet  werden?  Die  Antwort  lautet:  das  Wesen 
des  Bundesstaates  verlangt  nur,  dass  Zentralstaat  und  Einzelstaat  jeder 
quan  titativ  genügende  Einnahmen  haben ,  dass  sie  qualitativ 
verschiedene  Steuerformen  haben,  ist  irrelevant.  Laband?,  Beweis  des 
Gegenteils  (S.  3g)  beruht  auf  dem  logisch  unhaltbaren  stillschweigenden 
Uebergang  von  der  Forderung  der  genügenden  Einnahmen  zur 
Forderung  des  s  e  1  b  s  t  ä  n  d  i  g  e  n  E  i  n  n  a  h  m  e  g  e  b  i  e  t  e  s.  Man  kann  im 
Ernste  nicht  behaupten,  dass  ein  notwendiger  Zusammenhang  zwischen 
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der  Höhe  der  Reichsausgaben  und  dem  Aufkommen  der  Aufwandsteuern 
bestehen  muss.  Auch  Laband\\z.\.  sich  durch  das  Sophisma  täuschen  lassen, 
dass  die  Masse  der  Bürger  den  Reichsaufwand  bestreiten  müsse,  weil  er 
»allen«  zu  gut  kommt  (S.  57).  Darf  denn  darum  die  Gerechtigkeit  bei 
Seite  gesetzt  und  die  Leistungsfähigkeit  ausser  Acht  gelassen  werden? 

So  blieb  noch  zu  überlegen ,  ob  durch  eine  solche  Veränderung 
in  der  Reichsfinanz  die  Einzelstaatei^  ihre  »Souveränität«  verlieren 
würden,  und  wie  alle  die  Schlagworte  lauten :  es  hätte  sich  ergeben, 
dass  eine  im  richtigen  Masse  erfolgende  Einführung  direkter  Reichs- 
steuern zwar  bestimmt  den  Steuerdruck  erhöht  und  bestimmt  den 
weiteren  Steuerspielraum  für  alle  Beteiligten,  Reich  und  Staat,  verringert 
hätte ,  aber  doch  neben  der  entsprechenden  Erhöhung  der  Aufwand- 
steuern und  der  Erbschaftsteuer  die  beste  Lösung  unserer  Finanzpro- 
bleme w^äre  und  bei  Licht  besehen  ,  die  Einzelstaaten  in  wesentlich 
derselben  Selbständigkeit  Hesse,  die  sie  jetzt  haben,  —  als  untergeordnete 
Glieder  des  bundesstaatlichen  Ganzen.  Das  Weitere  war  den  Möglich- 
keiten der  praktischen  Politik  anheimzustellen. 

Einen  solchen  Weg  hätte,  bei  aller  Möglichkeit  abweichender 
Ergebnisse,  der  Verfassungspolitiker  einschlagen  müssen ,  der  sich  den 
Vorwurf  einer  dogmatischen  Stellungnahme  ersparen  wollte:  des 
dogmatischen  Glaubens  an  den  Bundesstaat  der  Bismarckischen 
Periode  und  der  dogmatischen  Abneigung  gegen  direkte  Reichs- 
steuern. 

Und  nun  müssen  v/ir  noch  einen  Schritt  weiter  gehen  und  sogar 
einige  verfassungsrechtliche  Beschwerden  gegen  Laband  vorbringen. 
Dabei  wollen  wir  die  Laienbedenken  gegen  die  merkwürdige  »Tradition^« 
auf  S.  41  f.  und  ihre  Rechtsbedeutung  ganz  verschweigen  ,  und  auch 
die  Zweifel  nur  andeuten  ,  ob  bei  der  Verfassungskompetenz  des  Rei- 
ches die  Einzelstaaten  bis  1906  das  »unbeschränkte«  Recht  auf  die 
Erbschaftssteuer  hatten  (S.  31),  und  ob  nicht  trotz  Laband  alle  Lan- 
dessteuern ,  von  denen  nur  ein  Teil  für  das  Reich  genommen  wird, 
unter  den  Kompetenzartikel  fallen  (S.  45).  Ebenso  gehört  es  nur  zur 
Vollständigkeit,  wenn  wir  monieren,  dass  Laband  S.  38 ,  ohne  des  Ar- 
tikel 38  RV.  zu  gedenken,  die  auf  Grund  der  Zoll-  und  Steuergesetze 
notwendigen  Einzelstaatsbehörden  zu  den  Pflichtausgaben  rechnet,  die 
selbständige  Einnahmen  der  Einzelstaaten  notwendig  machen.  Aber  wir 
widersprechen  durchaus  der  Behauptung;  die  Matrikularbeiträge  seien 
»ein  wesentliches  Stück  der  verfassungsmässigen  Gestaltung  des  Reichs- 
finanzwesens« (S.  18,  im  starken  Widerspruch  dazu  S.  41).  Wie  Gerloff 
neuerdings  mit  Recht  ausführt,  widersprechen  sie  viel  mehr  als  direkte 
Reichssteuern  dem  alten  Buchstaben  und  dem  Geiste  der  Verfassung 
und  auch  Bismarck  hat  sie  mit  den  stärksten  Worten  verdammt. 

Mehr  aber  wie  alles  andere  scheint  Laband  den  Artikel  58  der  Reichs- 
verfassung zu  vergessen,  obwohl  er  sein  »weises  Prinzip«  ausdrücklich 
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anerkennt  und  in  der  Anm.  zu  S.  26  unter  Berufung  auf  vielfache  Zu- 
stimmung betont,  dass  sein  Grundsatz  auch  sonst  der 
Reichsverfassung  und  denReichsgesetzen  zu  Grunde 
liegt.  Dieser  merkwürdige  zu  wenig  zitierte  Artikel  58  lautet:  »Die 
Kosten  und  Lasten  des  gesamten  Kriegswesens  des  Reiches  sind  von 
allen  Bundesstaaten  und  ihren  Angehörigen  gleich  massig 
zu  tragen,  so  dass  weder  Bevorzugungen  noch  Prägrava- 
tionen  einzelner  Staaten  oder  Klassen  grundsätzlich  zulässig 
sind.  Wo  die  gleiche  Verteilung  der  Lasten  sich  in  natura  nicht  her- 
stellen lässt,  ohne  die  öffentliche  Wohlfahrt  zu  schädigen,  ist  die  Aus- 
gleichung nach  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  im 
Wege  der  Gesetzgebung  festzustellen«.  Keine  Prägravation  und  Grund- 
sätze der  Gerechtigkeit  bei  der  Lastenverteilung:  das  sind  die  For- 
derungen der  Reichsverfassung  und  das  erscheint  neben  dem  auch  von 
Laband  unumwunden  anerkannten  prinzipiellen  Recht  des  Reiches  auf 
direkte  Steuern  als  der  wichtigste  Satz  ,  den  das  Deutsche  Staatsrecht 
zur  Reichsfinanzreform  beizubringen  hat.  P  1  e  n  g  e. 


V.  Eheberg,  Prof.  Dr.  K.  Th.,  Das  Reichsßnanzwese>i,  seine  Entwick- 
lung ,  sein  heutiger  Zustand  ,  seine  Ausgestaltung.  Bonn ,  Verlag : 
Deutsche  Vereinigung,   1908.    56  S. 

Das  Schriftchen  spiegelt  die  Vorzüge  und  Nachteile  des  bekannten 
Eheberg?,c\\tn  Lehrbuches  wider,  und  gerade  bei  dieser  Gelegenheit, 
wo  E.  sich  an  der  praktischen  Diskussion  einer  finanzpolitischen  Frage 
von  folgenschwerster  Bedeutung  beteiligt,  fragt  man  sich  ,  wer  zu  uns 
spricht  und  was  diesen  Autor  zur  Finanzwissenschaft  hingeführt  hat.  Es 
ist  nicht  die  politische  Seite  der  Finanz  :  nicht  der  aktive  Drang,  das 
Finanzgebahren  von  Staat  und  Reich  als  wichtige  Grundlage  ihres  Ge- 
deihens zu  überwachen  und  in  neue  bessere  Wege  zu  bringen,  nicht  der 
Wunsch,  sich  für  ein  sozialpolitisch  gerechteres  oder  volkswirtschaftlich 
zweckmässigeres  Steuerwesen  einzusetzen  oder  endlich  die  besondere 
angeborene  Begabung ,  gerade  Finanzfragen  mit  ihrem  besonderen 
technischen  Reiz  zu  durchdenken  und  einfache  und  zweckmässige 
Lösungen  für  sie  zu  ersinnen.  Dies  dreifach  abgestufte  Pathos  des 
staatspolitischen,  sozialpolitisch-volkswirtschaftlichen  oder  rein  finanz- 
politischen Literesses  an  den  Finanzen  hören  wir  bei  Eheberg  nur 
leise  und  gedämpft ,  und  das  ist  der  ungetrübten  Ruhe  seines  Lehr- 
buches ebenso  zugut  gekommen,  wie  der  nüchternen  Gedankenführung 
des  vorliegenden  Schriftchens.  Es  sind  wohl  die  bekannten  metho- 
dischen Vorzüge  der  Finanzwissenschaft ,  die  man  neben  der  be- 
täubenden Vielseitigkeit  der  allgemeinen  Wirtschaftslehre  immer  wie- 
der so  angenehm  empfindet,  die  auch  Eheberg  gereizt  haben  müs- 
sen :    ein   Arbeitsgebiet    von    klarer  Abgrenzung ,    eine  Systematik  von 
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wenigen  sicheren  und  deutlichen  GHedern ,  eine  Fülle  bunter  Einzel- 
heiten in  den  Unterabteilungen,  und  ein  Urmaterial  von  Gesetzen  und 
Finanzstatistik,  das  sich  in  seiner  Vermehrung  übersehen  lässt,  und  dem 
nachzuspüren  einfacher  ist  als  etwa  die  Aufgabe ,  die  Veränderungen 
im  Bankwesen  zu  beobachten.  Wer  sich  diesen  Vorzügen  mit  Müsse 
hingibt,  wird  ein  nüchternes,  klares  Lehrbuch  schreiben  können  ,  das 
für  den  Studenten  brauchbar  ist,  und  es  könnte  scheinen,  dass  er  auch 
der  gegebene  Mann  ist,  um  weitere  Laienkreise  für  die  Reichsfinanzen 
zu  interessieren.  Denn  es  ist  kein  Zweifel,  dass  wir  ein  eindringliches 
und  klares  Buch  über  die  Reichsfinanz,  das  die  Leser  fesselt  und  Ver- 
ständnis und  nachhaltiges  Interesse  weckt,  dringend  notwendig  haben, 
noch  dringender  als  die  manchen  anderen  politischen  Bildungsmittel, 
die  uns  fehlen. 

Den  kritischen  Massstab  gibt  also  nicht  die  Wissenschaft,  sondern 
das  nationalpolitische  Bedürfnis  des  Augenblicks,  und  danach  hat  iE//^^i?/-^ 
nicht  das  Buch  geschrieben ,  das  wir  brauchen.  Seine  Schrift  kann 
weder  für  den  Gegenstand  begeistern  ,  da  ihr  jenes  lebendige  Pathos 
fehlt,  noch  führt  sie  so  recht  in  das  Innerste  der  konstruktiven  Auf- 
gaben der  Reichsfinanzreforni  hinein,  sondern  es  bleibt  bei  der  posi- 
tiven ,  aber  äusserlichen  Zusammenstellung  der  Daten  und  Fakten. 
Wer  nur  diese  in  knapper  Zusammenfassung  sucht,  kommt  wohl  auf 
seine  Rechnung,  nur  muss  er  kein  völliger  Laie  sein,  da  die  Fachaus- 
drücke nicht  erklärt  werden  (»Grundsatz  der  Spezialisierung  der  Vo- 
tane«  (!)  unerklärt  in  einer  »populären«  Schrift!).  Die  Brutto-  und 
Nettoausgaben  des  Reiches  in  ihrem  Anwachsen,  die  Entwicklung  der 
eigenen  Einnahmen  mit  den  vielen  missglückten  Steuerprojekten ,  das 
seltsame  System  von  Matrikularbeiträgen  und  Ueberweisungen,  und  die 
Entwicklung  der  Reichsschulden  werden  nach  einander  in  korrekter 
Aufzählung  der  Haupttatsachen  geschildert.  Dann  folgt  der  gleichfalls 
»korrekte«  Abschnitt  über  die  Ausgestaltung  der  Reichsfinanzen  :  keine 
Reichseinkommenssteuer  oder  Reichsvermögenssteuer,  dafür  Tabak- 
banderollesteuer, Spiritusmonopol  nach  den  Vorschlägen  der  Regierung, 
Erbschaftssteuer  für  Deszendenten  und  ausserdem  einen  Ausgleichsfonds 
für  die  Schwankungen  der  Matrikularbeiträge  nach  dem  alten  Miquelschen 
Vorschlage.  Man  kann  die  Sachlichkeit  anerkennen  ;  aber  das  alles  bleibt 
gar  zu  akademisch  und  gar  zu  elementar,  gar  zu  prinzipienlos  und  gar  zu 
»positiv«.  Wäre  Eheberg  doch  nur  ein  klein  wenig  Doktrinär  mit  guten 
Grundsätzen,  statt  allen  Doktrinarismus  so  kurzsichtig  abzulehnen.  Es 
fehlt  jede  Verbindung  der  Entwicklung  von  Ausgaben  und  Einnahmen 
des  Reiches  mit  seinen  politischen  Klrlebnissen  ;  es  fehlt  die  grundsätz- 
liche Besprechung  direkter  und  indirekter  Steuern,  die  doch  die  Klä- 
rung für  die  wünschenswerte  Weiterentwicklung  unseres  deutschen  Ge- 
samtsteuersystems geben  muss;  es  fehlt  eine  kritische  Erörterung  des 
Verteilungsproblems  in    der  Bundesstaatsfinanz ,    denn    mit    dem    »von 
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einem  Wort  beherrschten  Prinzip«  (S.  51)  »organische  Scheidung«  ist  es 
nicht  getan  ;  es  fehlt  eine  die  Hauptfragen  genügend  andeutende  Orien- 
tierung über  die  Probleme  des  ausserordentlichen  Bedarfs  und  der 
Staatsschulden;  es  fehlt  eine  ernsthafte  Abwägung  der  konkreten  ver- 
fassungspolitischen Konsequenzen  etwaiger  direkter  Reichssteuern ;  es 
fehlt  eine  deckungspolitische  Erörterung  über  die  Matrikularbeiträge 
als  »beweglichen  Faktor«  ;  es  fehlt  die  Berücksichtigung  der  »Kriegs- 
finanz« ,  der  bekannten  Frage  ,  wieweit  das  Reich  mit  seinen  gegen- 
wärtigen Einnahmen  für  ausserordentliche  Zeiten  gerüstet  ist.  Kurz 
es  fehlt  das  meiste,  das  über  die  blosse  Kenntnisnahme  von  den  Tat- 
sachen und  Zahlen  hinaus  gerade  bei  Laien  ein  wirkliches  finanzpo- 
litisches Verständnis  und  finanzpolitisches  Interesse  erst  wecken  kann. 
Die  reinen  Tatsachen  sind,  wie  gesagt ,  richtig  und  ziemlich  voll- 
ständig. Bei  der  Angabe  des  etatsmässigen  Defizits  für  1908  ist  die 
Zuschussanleihe  (64  000  000  M.)  für  die  einmaligen  Ausgaben  des  Marine- 
ordinariums  vergessen:  es  beträgt  also  mindestens  189,  nicht  125  Mil- 
lionen Mark.  Die  abkühlende  Nebeneinanderstellung  der  bisherigen 
Gesamtzififern  von  Matrikularbeiträgen  und  Ueberweisungen  hätte  nicht 
fehlen  dürfen.  Es  wird  nicht  hervorgehoben,  dass  die  berühmte  Stun- 
dung der  übernormalen  Matrikularbeiträge  auf  2  Jahre  zwar  für  die 
Einzelstaaten  ein  Vorteil,  aber  für  die  Reichskasse  durch  Vermehrung 
der  schwebenden  Schuld  ein  schwererNachteil  war.  Wie  kann  E.  eigentlich 
eine  einheitliche  Einkommensteuer  in  Preussen  für  zulässig  halten,  wenn 
er  sie  im  Reich  wegen  der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  für  unmög- 
lich hält?  Vollends  muss  man  sich  mit  scharfem  Widerspruch  dagegen 
wenden,  dass  E.  das  Spiritusmonopolprojekt  dieses  Frühjahrs  als  »wohl- 
durchdacht und  zweckmässig«  bezeichnet ,  ohne  auch  nur  mit  einem 
Worte  die  gefährlichen  volkswirtschaftlichen  Rückwirkungen  und  die 
bedenkliche  Möglichkeit  der  Interessenpolitik  anzudeuten.  Gerade 
solche  Wahrnehmungen  lassen  den  Gedanken  nicht  zur  Ruhe  kom- 
men, dass  Eheberg  mit  seinen  knappen  und  verständlichen  Ausfüh- 
rungen sich  und  seinen  Lesern  die  Finanzpolitik  gar   zu  leicht  macht. 

P  1  e  n  g  e. 

Bericht  über  die  Verwaltung  der  Stadt  Aachen  in  der  Zeit  vom 
I.  April  1897  bis  31,  März  1906.  Aachen  1907.  La  Ruelle'sche 
Akzidenzdruckerei.     406  S.     8". 

Die  löbliche  Sitte  der  Veröffentlichung  von  Verwaltungsberichten 
nimmt  unter  den  deutschen  Grossstädten  von  Jahr  zu  Jahr  zu.  Leider 
erfahren  dieselben  aber  in  wissenschaftlichen  Kreisen  noch  nicht  die 
ihnen  gebührende  Beachtung  und  Wertschätzung.  Es  liegt  das  wohl 
zu  einem  Teile  darin  begründet,  dass  man  sich  in  den  Kreisen,  welchen 
die  Abfassung  der  Berichte  obliegt ,  über  ihren  Zweck  und  die  Be- 
handlungsweise  des  Stoffes  noch  nicht   völlig:    klar   geworden   ist.     Zu- 
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nächst  handelt  es  sich  gewiss  immer  um  eine  Rechenschaftsablage, 
welche  die  Organe  der  Selbstverwaltung  ihren  Mitbürgern  und  den 
vorgesetzten  Staatsbehörden  schuldig  zu  sein  glauben.  Man  redet  viel 
von  dem,  was  auf  den  verschiedenen  Gebieten  des  Gemeindelebens 
erstrebt  und  erreicht  worden  ist.  Weiterhin  aber  sollen  diese  Berichte 
doch  auch  den  Fernerstehenden  Aufschluss  darüber  geben,  wie  unter 
bestimmten  lokalen  Umständen  die  allerwärts  wiederkehrenden  kommu- 
nalen Fragen  zu  lösen  versucht  wurden,  welche  Schwierigkeiten  die 
Durchführung  bestehender  Gesetze  gefunden  hat,  welche  Erfahrungen 
mit  dieser  oder  jener  Einrichtung  des  städtischen  Gemeinscliaftslebens 
gemacht  worden  sind. 

So  aufgefasst  können  die  Berichte  zu  einer  Fundgrube  für  die 
städtische  Verwaltungspraxis  und  die  wissenschaftliche  Verwaltungs- 
lehre werden.  Sollen  sie  das  aber,  so  ist  es  nötig,  dass  sie  mit  -weit 
mehr  Umsicht  und  Sorgfalt  erstattet  werden,  als  es  gemeinhin  bei  den- 
jenigen Städten  geschieht,  welche  jährlich  ihre  Berichte  veröffentlichen. 
Nur  zu  oft  überwiegen  hier  die  äusserlichen  Gesichtspunkte;  es  wird 
viel  leeres  Stroh  gedroschen,  viel  unfruchtbare  Statistik  getrieben,  und 
nur  selten  begegnet  einmal  der  Vorsteher  einer  Verwaltung,  der  sich  zu 
emem  überschauenden  Standpunkte  erhebt  und  der  den  Leser  ahnen 
lässt,  dass  er  das  Stück  Sozialgeschichte  begreift,  an  dem  er  suo  loco 
mitzuwirken  berufen  ist  ,  und  dass  er  sich  vor  sich  selber  über  den 
höheren  Sinn  seines  Tuns  Rechenschaft  gibt.  Berichte  dagegen,  welche 
wie  der  vorliegende  für  Aachen  sich  auf  eine  längere  Jahresreihe  er- 
strecken, zwingen  fast  von  selbst  ihre  Verfasser  zu  einem  anderen  Ver- 
fahren.   Sie  lassen  deshalb  auch  den  Fernerstehenden  nicht  unbefriedigt. 

Im  Beginn  der  Berichtsperiode  erfolgte  die  Vereinigung  der  beiden 
Gemeinden  Aachen  und  Burtscheid,  an  ihrem  Ende  die  Eingemeindung 
von  Forst.  Von  1897  bis  1905  wuchs  die  Bevölkerung  um  1470,  wäh- 
rend die  städtischen  Ausgaben  um  47^0  stiegen.  Schon  darin  bekundet 
sich  die  bedeutende  Ausdehnung  der  kommunalen  Verwaltungstätigkeit. 
Neue  Arbeitsgebiete  sind  inzwischen  durch  die  Gesetzgebung  ihr  über- 
wiesen worden  ;  die  öffentliche  Gesundheitspflege  erhob  ihre  Anforde- 
rungen ;  gewerbliche  Betriebe  (Elektrizitäts-\verk,  Fuhrwesen,  Tiefbau- 
arbeiten) wurden  in  Eigenbetrieb  genommen,  das  fachliche  Unterrichts- 
wesen weiter  ausgebaut,  mancherlei  öffentliche  Bauwerke  errichtet.  Dem- 
gemäss  wissen  die  Sonderberichte  über  die  einzelnen  Verwaltungszweige 
von  gedeihlichen  Fortschritten  an  manchen  Stellen  zu  erzählen.  Frei- 
lich auch  an  ungeeigneten.  So  in  dem  sonst  etwas  dürftigen  statisti- 
schen Ueberblick  S.  4,  wo  behauptet  wird ,  das  Sinken  der  Sterblich- 
keitsziffer in  der  Berichtsperiode  >  sei  zum  grössten  Teil  auf  die  Ent- 
wickelung  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  zurückzuführen  und 
zeige  dadurch,  dass  die  erheblichen  finanziellen  Aufwendungen  der  Stadt 
für  Gesundheitspflege   Erfolg  erzielt  hätten«.     Die    mitgeteilten    Ziffern 
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geben  zu  einer  solchen  Behauptung,  die  übrigens  auch  in  vielen  andern 
Städten  als  Beschwichtigungsniittel  für  Stadtverordnete  benutzt  wird, 
keinen  begründeten  Anlass.  Es  handelt  sich  einfach  um  die  in  allen 
durch  Zuzug  stark  anwachsenden  Städten  zu  beobachtende  Erscheinung, 
dass  Natalitäts-  und  Mortalitätsziffern  sinken,  weil  die  Basis  ihrer  Be- 
rechnung, der  Bevölkerungsstand  in  seiner  Zusammensetzung  sich  ge- 
ändert hat.  Doch  sind  dergleichen  Versehen  selten,  und  ebenso  darf 
man  die  Ressort-Berichte  zu  den  Ausnahmen  rechnen,  die  als  das  wich- 
tigste Ergebnis  einer  Verwaltung  die  Zahl  der  Registraturnummern,  der 
anhängig  gewordenen  und  der  erledigten  Fälle  und  dgl.  mitteilen. 
Meist  zeigt  sich  ein  sorgfältiges  Eingehen  auf  die  sachlichen  Grund- 
lagen der  Verwaltung  und  die  von  ihr  zu  lösenden  Fragen.  Besonders 
eingehend  sind  die  Berichte  über  das  Unterrichtswesen,  die  Anstalten 
für  Kunst  und  Wissenschaft,  das  Bauwesen,  die  Gesundheitspolizei,  das 
Badewesen.  Sehr  dankenswert  ist  dabei  die  Mitteilung  des  Wortlauts 
ortsstatutarischer  Vorschriften  über  einzelne  Verwaltungszweige  (Armen- 
ordnung, städtische  Arbeiterordnung,  Steuerordnungen).  Ein  spezielles 
Interesse  nehmen  die  Nachweisungen  über  die  städtischen  Betriebe  in 
Anspruch.  Es  sei  besonders  auf  die  günstigen  Erfahrungen  beim  Eigen- 
betrieb des  Tiefbauamtes  (S.  141  f.)  und  auf  die  Ausführungen  über 
die  Stadtapotheke  (S.  346  ff.)  verwiesen.  Vom  Standpunkte  der  kommu- 
nalen Sozialpolitik  werden  noch  die  Ergebnisse  der  1902  eingeführ- 
ten Polizeiverordnung  über  die  Beschaffenheit  und  Benutzung  von 
Wohnungen  und  die  Wirksamkeit  der  Wohnungsinspektion  interessieren 
(S.  360  ff.).  Die  städtischen  Schulden  sind  von  1897  — 1906  um  67  % 
gestiegen;  sie  betrugen  am  31.  März  1906  fast  26  Millionen  und  er- 
forderten für  Verzinsung  und  Tilgung  eine  Jahresaufwendung  von 
1546735  Mk.  Die  Darstellung  des  Gemeindehaushalts  leidet  unter 
dem  Umstände,  dass  der  gesamte  Geldumsatz  der  Sparkasse  in  den- 
selben einbezogen  ist;  dagegen  ist  die  Darstellung  des  Steuerwesens 
sehr  übersichtlich  und  lehrreich.  —  Der  Band  ist  gut  ausgestattet  und 
mit  zahlreichen  Abbildungen,  Plänen  und  graphischen  Darstellungen 
illustriert.  — r. 


Eingesendete  Schriften. 

Zur  Beachtung!  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
Die  Redaktion  muss  sich  vorbehalten,  aus  ihnen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
treffen,  welche  unter  »Literatur«  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeitschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
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KRITISCHES   UND    POSITIVES     ZUR    PREIS- 
LEHRE. 

I.  Subjektivismus  und  Objektivismus  in  der  Preislehre. 

Von 

Dr.  OTTO  V.  ZWIEDINECK 

(Karlsruhe). 
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Preisphänomens.  Die  übergreifende  Bedeutung  jeder  Preisbildung  für  alle  übrigen. 
Historische  Bedingtheit  der  Preisbildungs-Grundlagen,  Der  heuristische  Wert  hypo- 
thetischer und  provisorischer  Begriffsdeterminatoren.  —  Exkurs  :  Die  Anwendbarkeit 
physikalischer  Analogien.  S.  587.  —  2.  Unzulänglichkeit  der  absolut 
Subjekt  ivistischen  Theorie:  Der  kongregale  Charakter  des  Preisphäno- 
mens zu  wenig  berücksichtigt.  Die  Unerklärbarkeit  der  PreiszifFer.  Die  Wert- 
schätzung des  Geldes,  Bedeutung  seines  Grenznutzens.  Wertschätzung  des  Verkäu- 
fers für   seine  Ware    unterscliätzt.     Das  Verhalten   der  Kollektivsubjekte.    S.   601.     — 

3.  Die  Verirrungendes  Objektivismus:  a)  Zur  Kausalität  zwischen 
Preisbewegung  und  Kostenänderung.  S.  616.  I.  Verminderung  der  Kosten.  Einfluss  des 
technischen  Fortschrittes.  II.  Kostenerhöhung  ;  ihre  Weiterwälzung  an  sich  be- 
schränkt und  an  subjektive  Voraussetzungen  geknüpft,  b)  Ergänzendes  Material  zum 
Induktivbeweis  gegen  die  Kostentheorie.  S.  633.  i.  Spannweite  zwischen  Kosten  und 
Preis.      2.   Verkehrspreisbildung.      3.    Produktionsfortsetzung    bei    unrentabeln  Preisen. 

4.  Zeitablauf  bleibt  unberücksichtigt.  5.  Fehlschlagen  der  Spekulation.  6.  Unkenntnis 
über   Produktionskosten ;    die   Preishöhe  primär  gegenüber  den  Kosten. 

I.  Zur  Methodologie. 

Der  Streit  um  und  über  die  Eestimmungsgründe  der  Preis- 
bildung hält  trotz  mancher  recht  weitgehenden  »Verständigung«, 
also  trotz  mancher  Fortschritte  in  der  Richtung  einer  Einigung 
ziemlich  ungeschwächt    an.     Nach  wie  vor  werden  immer  wieder 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1908.    i.  '20 
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extrem  subjektivistische  und  absolut  objektivistische  Theorien  ver- 
fochten. Die  Beständigkeit  dieses  Gegensatzes  an  und  für  sich 
könnte  zu  der  Annahrne  verleiten,  dass  tatsächlich  für  jede  der 
beiden  prinzipiellen  Auffassungen  einwandfreie  Grundlagen  in  dem 
Beobachtungsmaterial  funktioneller  Beziehungen  der  Erscheinungs- 
welt gegeben  sind.  Dann  wäre  also  jene  schroffe  Gegensätzlich- 
keit in  erster  Linie  mit  der  UnvoUkommenheit  der  von  den  ein- 
zelnen Theoretikern  herangezogenen  Beobachtungsreihen  zu  erklären 
und  bei  umfassenderer  Berücksichtigung  müsste  sich  mindestens 
eine   Annäherung  beider  Auffassungen  ergeben. 

So  liegen  aber  die  Dinge  bekanntlich  nicht.  Die  Divergenz 
der  xAuffassung  bleibt  bestehen  gegenüber  denselben  Beobachtungs- 
reihen, fusst  also  nicht  auf  der  Verschiedenheit  solcher,  ja  im 
Gegenteil,  die  Argumentation  spielt  in  der  Regel  in  das  Exempli- 
fikations-Material der  gegnerischen  Beweisführung  hinüber^).  Die 
Erklärung  für  die  Möglichkeit  der  gleichzeitigen  Vertretung  von 
dermassen  konträren  Auffassungen  wäre  dann  zunächst  in  einer 
weitgehenden  Zweideutigkeit  der  Beobachtungsobjekte  selbst  zu 
suchen.  Das  trifft  auch  zweifellos  in  vieler  Hinsicht  zu.  Man 
braucht  sich  nur  zu  vergegenwärtigen,  dass  die  Kausalreihen,  um 
die  es  sich  handelt  ,  keineswegs  bloss  aus  Ziffern  oder  zififer- 
mässigen  Funktionen  sich  zusammensetzen,  sondern  dass  sie  auch 
Aeusserungen  menschlichen  WoUens  einschliessen  und  ,  da  die 
Entstehung  des  Preises  immer  oder  wenigstens  nur  ausnahms- 
weise nicht  aus  einer  Mehrheit  von  komplementären  Willens- 
äusserungen (kongregal)  erklärt  werden  muss  und  da  ferner  diese 
in  einer  Mehrheit  wirksamen  Willensäusserungen  keineswegs  von- 
einander unbeeinflusst  oder  absolut  zur  Geltung  kommen,  so 
stellt  sich  das  Beobachtungssubstrat  von  vornherein  schon  als  ein 
Komplex  von  Kräften  dar,  innerhalb  dessen  offenbar  Wechsel- 
wirkungen bestehen,  deren  »Anfang  oder  Ende«,  wie  PhilippovicJi 
sagt,  unbestimmbar  ist,  mit  anderen  Worten;  die  Primarität  der 
Energierichtung  ist  aus  den  Phänomenen  der  Verkehrswelt  an 
und  für  sich  noch  nicht  zu  entnehmen,  und  eben  dadurch,  dass 
es  eine  Vielheit  von  in  verschiedenen,  aber  auch  in  gleichen 
Richtungen  wirksamen  Kräften  ist,  die  Tag  für  Tag  vor  unseren 
Augen  Bedeutung    erlangen,    stellt    sich  allmählich   eine   wechsel- 


l)  So  auch  neuestens  wieder  Oldenberg  (Zur  Preistheorie  in  Festgaben  für  Adolf 
Wagner^  gegen  Böhm-Bawerk  ,  ebenso  Lief  mann  (Ertrag  und  Einkommen  ,  Jena 
1907)  passim  insbes.  S.  62   f. 
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seitige  Anpassung  der  Kraftauslösungen  ein,  durch  die  wieder 
die  Erkennbarkeit  der  Originarität  einer  der  vielen  Kräfte  als  einer 
an  sich  unbedingten  ausserordentlich  erschwert  wird. 

Fast  könnte  man  geneigt  sein,  an  die  Worte  von  Lagrange 
sich  erinnert  zu  fühlen,  mit  denen  er  die  Schwierigkeit  des  von 
Galilei  so  genial  gelösten  Grundproblems  der  Mechanik  hervor- 
hebt: »Les  decouvertes  des  satellites  de  Jupiter,  des  phases  de 
Venus,  des  taches  du  Soleil  etc.  ne  demandaient  que  des  teles- 
copes  et  de  l'assiduite  ,  mais  il  fallait  un  genie  extraordinaire 
pour  demeler  les  lois  de  la  nature  dans  des  phenomenes  que 
Ton  avait  toujours  eu  sous  les  yeux,  mais  dont  l'explication  avait 
neanmoins  toujours  echappe  aux  recherches   des    philosophes«  ^). 

Allein  die  Schwierigkeit,  über  diesen  mit  der  Starrheit  eines 
Weltanschauungs-Gegensatzes  vertretenen  Prinzipienkampf  einmal 
hinauszukommen,  wurzelt  noch  mehr  in  einem  anderen  Boden. 
Die  Urheberschaft  dieser  Schwierigkeit  ist  jedenfalls  mit  in  der 
methodischen  Behandlung  des  Preisproblems  zu  suchen. 

Zugegeben  immerhin,  dass  der  Begriff  des  Preises  richtig 
und  gleichmässig  sowohl  von  Seite  der  Subjektivisten  wie  der 
Objektivisten  erfasst  und  nach  Inhalt  wie  Umfang  unzweideutig 
einheitlich  verstanden  sein  mag,  —  im  einzelnen  scheint  mir  die 
Frage  jedenfalls  weitaus  nicht  gründlich  genug  untersucht  zu 
sein-)  —  so  erübrigt  noch  ein  so  weites  Feld  methodologischer 
Divergenzen,  dass  vollständig  verschiedene  Formulierungen  und 
einseitige  Beobachtungsreihen  zu  stände  kommen  und  zur  Ab- 
leitung mindestens  unvollkommener  Schlüsse  führen  müssen.  Die 
Frage  nach  der  grösseren  oder  geringeren  Berechtigung  der  ab- 
strakten oder  der  konkreten  Wirtschaftstheorie  soll  in  diesem 
Zusammenhange  nicht  erörtert  werden,  obgleich  sie  mit  spezieller 
Beziehung  auf  das  Preisproblem  wohl  ihre  Bedeutung  besitzt. 
Allein  im  Vordergrunde  der  Erörterungen  sollte  überhaupt  die 
erschöpfende  Problemstellung    stehen.     Eine  solche  hängt  freilich 

1)  Lagrange,  Mecanique  analytique,   3.  ed.  Tome  premier  Paris   1853,   p.  207. 

2)  Wundt?,  Auffassung,  dass  die  meisten  der  sogenannten  Theorien  der  Volks- 
wirtschaftslehre in  Wahrheit  gar  nicht  Theorien  sondern  Definitionen  sind  (Metho- 
denlehre 2.  Abteilung,  2.  Aufl.  S.  518  f.)  ist  wohl  nur  mit  der  Einschränkung  an- 
nehmbar, dass  die  sogen.  Theorien  nur  Determinationen  der  Funktionsbegriife  sind. 
Bei  der  Werttheorie  z.  B,  ,  die  Wundt  heranzieht  ,  handelt  es  sich  vor  allem  um 
Gegensätze  in  der  Erfassung  des  Wertmasses.  Soweit  hat  also  W.  Recht,  aber  die 
Anwendung  der  Grenznutzentheorie  hat  explikative  Bedeutung  und  hat  m.  E.  evident 
nomothetischen  Charakter. 

39* 
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aufs  engste  mit  dem  Begriffsinhalt  zusammen.  Die  geläufigen 
Begriffsbestimmungen  sind  einerseits  weit  und  umfassen  (nebst 
dem  Genusbegriff,  der  regelmässig  als  Preis  zu  denkenden  Sub- 
stanz) als  Determinatoren  einmal  den  Hinweis  auf  die  Beschränkt- 
heit der  Menge  der  Substanz  und  dann  den  Bewegungsvorgang, 
der  sich  in  der  Tauschhandlung  abspielt. 

»Der  Preis  ist  die  Menge  von  Gütern,  die  man  im  Tausch- 
verkehr für  ein  Gut  erhält«  {Fhilippovich  und  Ztickerkandl)  oder 
das  »Mass  oder  der  Grad,  in  dem  für  ein  Ding  andere  einge- 
tauscht oder  einzutauschen  sind«  [Neumanti)  oder  der  Gegenwert, 
den  man  zur  Erlangung  eines  Sachgutes  hingibt  [Lexis]  usf. 

Die  Begriffsbestimmungen  sind  aber  anderseits  doch  wieder 
eng  oder  genauer  gesagt  einseitig.  Die  Preislehre  erschöpft  sich 
bis  heute  in  der  Hauptsache  in  den  Erörterungen  genereller  Ten- 
denzen, die  sich  aus  der  Masse  der  Individualerscheinungen  er- 
kennen lassen  und  erkennen  zu  lassen  scheinen ;  sie  vernachlässigt 
darüber  zweifellos  die  Untersuchung  mancher  wichtigen  kongre- 
galen  Funktionalbeziehung ^),  oder  um  einem  Ausdrucke  Wundts 
zu  folgen,  kollektivischer  Wirkungen,  die  aus  der  Masse  der  Preis- 
phänomene heraus  zur  Grundlage  des  Verhaltens  der  Individuen 
werden.  Die  Aufgabe  ist  aber  mit  der  Feststellung  der 
Kausalreihen  —  es  handelt  sich  nämlich  um  mehrere 
Kausalreihen  —  nach  rückwärts  nicht  erschöpft  und  es 
ist  mindestens  zu  dürftig,  den  Preis  als  nichts  an- 
deres denn  als  Entgelt  schlechthin  aufzufassen. 
Einer  höheren  Auffassung  von  der  Preislehre  entspricht  es  schon, 
wenn  der  Preis  als  Anpassungsvorgang  zu  erklären  gesucht  wird,-) 
Man  ist  damit  dem  p  oly  genetischen  Charakter  des  Preis- 
Phänomens,  vor  allem  aber  auch  der  dynamischen  Bedeutung 
desselben  näher  gerückt. 

Die  Preislehre  steht,  was  ihre  Aufgaben  anlangt,  ganz  im 
Zeichen  der  kausalen  Methode:  sie  zeigt,  welche  die  Tatsachen 
sind ,  die  überhaupt  auf  die  Preisgestaltung  Einfluss  gewinnen 
können,  welche  Tatsachen  also  als  Faktoren  der  Preisbildung 
gelten    können,    sie  weist  so  weit  als  möglich  nach,    mit  welcher 


1)  Ich  verwende  diesen  von  Spann  (Der  logische  Aufbau  der  Nationalökono- 
mie und  ihr  Verhältnis  zur  Psychologie  und  zu  den  Naturwissenschaften  S.  i  ff.  dieses 
Jahrganges  der  Z.  f.  d.  g.  St.)  geprägten  Terminus  in  einem  etwas  weiteren  Ver- 
Stande,  als  er  ihn   scheinbar  verstanden   wissen  will. 

2)  In   Spanns  eben  zit.   Aufsatze  S.   34  u.   44. 
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Energie  diese  einzelnen  Faktoren  wirksam  sind,  und  günstigen- 
falls noch,  unter  welchen  Bedingungen  und  Voraussetzungen  die 
einzelnen  Tatsachen  zu  Preisbestimmungsgründen  werden  und 
mit  dieser  oder  jener  Energie  auftreten.  Ohne  nun  aber  etwa 
der  finalen  Methode  das  Wort  reden  zu  wollen^),  nuiss  dennoch 
die  Unvollkommenheit  solcher  kausalen  Betrachtungsweise,  die 
den  Preis  selbst  nur  als  Wirkung  betrachtet,  betont  werden  und 
gerade  das  genetische  Problem,  die  Erklärung  der  Preisbildung, 
ist  unter  der  Tendenz,  die  teleologische  Betrachtungsweise  auszu- 
schalten ^),  zu  kurz  gekommen. 

Es  ist  der  Zusammenhang  des  einzelnen  Preisbildungsvor- 
ganges mit  dem  Ganzen  des  sozialen  Geschehens  zu  erfassen  und 
damit  ist  eine  weitere  Aufgabe  gestellt :  die  Erforschung  und 
weitestgehende  Berücksichtigung  der  Funktionalbeziehnngen^).  So 
wie  der  Funktionsbegriff  der  Familie  den  Wirkungswert  im  Zu- 
sammenhang der  Gesellschaft  angibt  (besondersartige  Erzeugung 
und  Erziehung  neuer  Bevölkerungselemente),  so  wären  mit  dem 
Funktionsbegrifif  Preis  auch  die  mit  der  Preisbildung  Leben  ge- 
winnenden Kräfte  und  Wirkungen  in  die  Determinatoren-Reihe 
einzubeziehen.  Die  organische  Betrachtung  ist  nicht  nur  für  die 
Volkswirtschaft  als  Ganzes  im  Rahmen  der  Staats-  und  Gesell- 
schaftslehre zu  fordern,  sondern  auch  für  jedes  einzelne  volks- 
wirtschaftliche Teilproblem.  Sei's  mit,  sei's  ohne  Analogien, 
gleichviel,  die  Hauptsache  ist,  dass  die  »übergreifende  P'unktion«  *) 


1)  Selbstverständlich  vor  allem  nicht  in  dem  Sinne  einer  Methode  mit  ethischem 
Beigeschmack  ! 

2)  Ueber  die  Präponderanz  der  Zweckerklärung  in  der  Nationalökonomie  vgl. 
Wenzel,  Beiträge  zur  Logik  der  Sozialwiitschaftslehre  (Phil.  Studien  X,  S.  446).  Ich 
bemerke  jedoch  hier  ausdrücklich,  dass  der  Terminus  »teleologisch«  im  Sinne 
der  Sigwarischen  Terminologie  gebraucht  ist,  also  mit  rein  formaler  Anwen- 
dung des  Zw  eckbegriffe  b.  »Die  Betrachtung  unter  dem  Gesichtspunkte 
des  Zwecks  nimmt  den  Erfolg  zum  Ausgangspunkt  und  fragt ,  weiche  Kombination 
oder  welcherlei  Kombinationen  von  Ursachen  gerade  diesen  Erfolg  hervorbringen 
konnten«  {Sigwart,  Logik  i.  Aufl.  IL  Bd.  §  78,  insbes.  S.  213  ff.  u.  221).  Der  Zweck- 
begriff ist  heuristisches  Prinzip  für  die  Aufdeckung  der  Kausalbeziehungen.  Trotz 
der  Anwendung  dieses  Terminus  in  einem  anderen  als  dem  von  M.  Weber  gemeinten 
Sinne  teile  ich,  wie  aus  dem  folgenden  noch  zu  ersehen  ist,  seinen  methodologischen 
Standpunkt  in  allen  wesentlichen  Punkten  (Die  Objektivität  sozialwissenschaftlicher 
und  sozialpolitischer  Erkenntnis.     Arch.  f.   Soziahv.   XIX.   S.    57  ff.). 

3)  Soweit  ich  sehe  von  Wtitidt  a.  a.  O.  S.  526  wohl  berührt,  aber  m,  E.  im 
Vergleich  zur  Wichtigkeit   zu  wenig  eingehend  erörtert. 

4)  Vgl.   Spann    a.  a.  O.   S.   28  ff.     ;  Uebergreifende  Funktion«    im  weitesten  Sinne 
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jedes  noch  so  isolierten  ökonomisch  relevanten  Geschehens  er- 
kannt und  beachtet  werde.  Es  ist  auch  zunächst  irrelevant,  ob 
die  idiographische  Kausalbetrachtung  oder  die  nomothetische  ^) 
zu  überwiegen  haben  wird  —  denn  entbehrlich  ist  keine  —  vor 
allem  handelt  es  sich  darum,  dass  die  Preislehre  nicht  bei  dem 
Ergebnisse  des  Zusammenwirkens  komplementärer  Kräfte  stehen 
bleibt  und  dieses  Ergebnis  auf  \  die  individualen  Funktional- 
beziehungen zurückzuführen  sucht,  sondern  es  ist  die  kongre- 
gale  Funktionalbeziehung  der  Preisphänomene  aufzudecken,  d.  h. 
die  Bedeutung  des  Preises  als  Kollektiv-Phänomen.  Die  Preis- 
theorie darf  also  nicht  in  der  Betrachtung  der,  wenn  auch  noch 
so  gehäuften,  dennoch  isolierten  Preisphänomene  stecken  bleiben  ^). 
Die  sozialwissenschaftliche  Behandlung  muss  die  Funktion  der 
Preise  im  Gesamtzusammenhang  als  Teil  der  Gesamt-Funktional- 
beziehungen  erfassen^). 

Dann  erscheint  aber  eben  der  Preis  nicht  mehr  bloss  als 
Gegenwert,  als  sachliche  Komplementär-Grosse,  überhaupt  nicht 
substanziell,  sondern  ausschliesslich  als  Verhältnismässigkeit 
von  Quantitäten,  in  denen  Güter  und  Leistungen  gegeneinander 
getauscht  werden.  Für  die  kollektive  Funktion  des  Preises 
scheidet  der  Charakter  des  Geldes  als  stoffliches  Element  aus. 
Das  Geld  funktioniert  nur  als  Repräsentant  abstrakter  flüssiger 
Wertbeträge  und  spielt  gewissermassen  die  Rolle  eines  gemein- 
schaftlichen Nenners  für  die  zahllosen  echten  Brüche,  in  die  einer- 
seits die  Gesamtheit  der  nationalen  Güter  und  Leistungen,  an- 
dererseits die  Gesamtheit  nationaler  Kaufkraft,  sei's  für  einen 
Augenblick,  sei's  für  einen  bestimmten  Zeitraum,  gespalten  er- 
scheinen. 

Die  Funktion,  die  durch  die  Preisbildung  zu  erfüllen  ist, 
bietet    immer    mehr    Schwierigkeiten,    je    grösser    die    Fülle    von 


zu  verstehen,  nämlich  nicht  nur  Uebergreifen  über  die  unmittelbar  Beteiligten  ,  also 
insbesondere  im  Sinne  der  Bedeutung  für  den  sozusagen  »komplementär«  betroffenen 
Gegenpart,  sondern  der  Bedeutung  im  Gesamtzusammenhang  der  sozialvvirtschaft- 
lichen  Kongregalgebilde. 

i)  Terminologie  im  Anschluss  an  Winde/band  (Geschichte  und  Naturwissen- 
schaft, Rektoratsrede,  Strassburg  1894)  und  Rickert  (Kulturwissenschaft  und  Natur- 
wissenschaft, Freiburg  1899,  insbes.   S.  38). 

2)  Was  z.  B.  Diekl  ausdrücklich,  u.  z.  noch  mit  erheblicher  Einschränkung  der 
kausalen  Aufgaben  fordert.      Vgl.   unten  S.   598,  Note  3. 

3)  Am  frühesten,  so  weit  ich  sehe,  von  Schäffle  gefordert  (Das  gesellschaftliche 
System   §   86)  ohne   eine  Fortführung  des  Gedankens. 
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Verkehrsobjekten  wird,  die  gegeneinander  getauscht  werden  sollen. 
Sie  ist  infolgedessen  natürlich  vor  allem  schon  komplizierter  ge- 
worden mit  der  »Ueberwindung«  der  autarkischen  Wirtschafts- 
organisation, wie  viel  mehr  mit  der  ausserordentlichen  Steigerung 
der  Genussmöglichkeit,  mit  der  ganzen  Variabilität  der  Töne  und 
Farben,  in  denen  die  Genüsse  möglich  sind.  Und  dieser  gegen- 
über die  Modulations-  und  Variationsfähigkeit  des  Geschmackes 
und  der  Genusslust :  ihnen  allen  gerecht  zu  werden  ist  ein  Problem, 
das  mit  der  zunehmenden  Spezialisation  der  Erwerbstätigkeit  einer- 
seits, mit  der  zunehmenden  Isolierung  des  Einzelnen  in  seiner 
Lebenstätigkeit  gegenüber  dem  Riesenmechanismus  der  gesamten 
Produktionsarbeit  andererseits  immer  schwieriger  wird.  Die  mög- 
liche Lebensausstattung  und  Lebensbereicherung  soll  Tatsache 
werden,  und  sie  ist  bedingt  durch  die  Verhältnismässigkeit  zwischen 
Kaufkraft  begründendem  Vermögen  und  Einkommen,  mit  einem 
Wort  flüssigen  Wertbeträgen  einerseits,  Güter-  und  Leistungs- 
preisen anderseits.  Das  Ineinanderpassen  der  beiden  Grössen 
ist  mit  eine  durch  Preisbildung  zu  lösende  Funktion ;  eine  Funktion, 
die  ohne  Aenderung  der  liquiden  Wertbeträge  (die  schlechthin 
als  Kaufkraft  gedacht  werden  können)  einerseits,  ohne  gleichzeitige 
Ausschliessung  so  und  so  vieler  Interessenten  von  dem  und  jenem 
Besitz  und  Genuss  eben  durch  den  Preis  andererseits  nicht  mög- 
lich wäre.  Diese  Ausschliessung  ist  dann  also  eine  aus  den 
Preisen  folgende  Tatsache,  deren  »Notwendigkeit«  aber  selbst- 
verständlich die  Preiserklärung  nicht  angehen  kann^). 

Die  übergreifende  Bedeutung  jeder  Preisbildung  ist 
durchaus  nicht  bloss  in  der  .wechselseitigen  Anpassung  der  sich 
komplementär  ergänzenden  Tätigkeiten  zweier  Kaufparteien  zu 
suchen,  sondern  weit  darüber  hinaus  in  der  Einwirkung  nicht 
nur  auf  andere  Preisgestaltungen,  ja  geradezu  auf  alle  anderen 
Preisgestaltungen-),  sondern  insbesondere  auch  auf  die 
Gestaltung  der  Konsumtions-  und  Erwerbswirtschafts- 


i)  Der  Preis  ist  in  seiner  konkreten  Gestalt  so  und  so  oft  auch  die  notwendige 
Konsequenz  aus  Kräften,  die  auf  eine  bestimmte  Gestaltung  der  Realeinkommen, 
der  Güterverteilung  gerichtet  sind.  Finale  Bestimmungsgründe  werden  aber  i.  d.  R. 
nur  durch  idiographische  Forschungsweise  richtig  ausgelöst  werden  können  (z.  B. 
Diskontogestaltung  mit  Rücksicht  auf  die  Goldpolitik  der  Bank),  die  ausgelöste  Er- 
scheinungsmenge wird  dann  Objekt  für  selbständige  nomothetische  Betrachtungsweise 
liefern,   deren  Methode   selbst  kausal   und  formal  teleologisch   sein   kann. 

2)  Darauf  besonders  klar  hingewiesen  zu  haben,  ist  das  Verdienst  Cassels  (Grund- 
riss   einer  elementaren   Preislehre,  Z.   f.   d.  g.  St.    55.  Jahrg.   S.   412). 


594 


Dr.  Otto  V.  Zwiedineck  : 


Pläne.  Eine  Funktion  der  Preisbildung  besteht  ebenso  in  der 
Anpassung  der  individuellen  Konsumtionsordnung  an  die  Bedürfnis- 
ordnung wie  in  der  Innervierung  der  Erwerbstätigkeit,  insbeson- 
dere der  produktiven  Unternehmertätigkeit.  Das  Augenblicks- 
ereignis der  Preisvereinbarung  hat  demnach  in  seinen  Funktional- 
beziehungen nicht  nur  Augenblicksvvirkung  (selbstverständlich  ab- 
gesehen von  der  Besitzwechselwirkung),  sondern  es  strahlt  sozu- 
sagen Energie  aus,  die  dauernd,  also  mindestens  auf  grössere 
Zeiträume,  dynamischen  Effekt  haben  muss,  bis  eine  Gegen- 
energie sie  aufhebt.  Die  Preise  als  kausales  Element  in  dieser 
Richtung  zu  erfassen,  in  der  sie  auch  durch  das  soziale  Ganze 
hindurch  wieder  treibende  Kraft  für  die  nächste  Preisgestaltung 
werden,  darin  liegt  die  Bedeutung  der  formal  teleologischen  Be- 
trachtungsweise in   der  Preistheorie. 

Nur  flüchtig  andeuten  möchte  ich  hier  die  bisher  viel  zu  wenig  beachtete 
Wirkung  der  Börsenpreisbildung  auf  die  Gestaltung  von  Preisen,  die  mit  diesen  Bör- 
senpreisen zunächst  gar  nichts  zu  tun  haben.  Das  Medium  stellt  das  Vermögen  bez. 
die  Aktiven-Zusammensetzung  von  Besitzern  der  Börsenwerte  dar,  es  wirkt  unmittel- 
bar auf  die  Einkommengestaltung,  also  die  Schaffung  abstrakter  Wertbeträge,  die  zu- 
nächst flüssig  gedacht  sind,   ohne  es  freilich  real  zu   sein. 

Indem  aber  über  jene  beschränkt-kausale  Problemstellung 
hinausgegangen  wird,  verschärft  sich  das  Postulat,  der  historischen, 
idiographischen  Behandlungsweise  einen  gebührenden  Spielraum 
und  Einfluss  zuzugestehen.  Auch  die  Preistheorie  hat  neben  der 
systematisch-kausalen  ganz  ähnlich  der  Wissenschaft  der  orga- 
nischen Natur  eine  zweite  Aufgabe,  eine  entwicklungsgeschicht- 
liche ^).  Wie  für  diese  Disziplin  ist  auch  für  die  Sozialwirtschafts- 
lehre  nicht  nur  die  Zweckmässigkeit,  sondern  auch  die  Notwen- 
digkeit des  Nebeneinander  beider  Forschungswege  und  Forschungs- 
ziele   längst    erkannt ').     Dem    nomothetischen  Denken    hat  aber 


1)  Windelband  a.  a.  O.   S.   27. 

2)  Zu  vgl.  insbes.  Wundt  a.  a.  O.  S.  524  und  eingehender  Wenzel,  Beiträge 
zur  Logik  der  Sozialwirtschaftslehre  in  Philos.  Studien  X,  S.  608  ff.  Auch  Menger 
(Untersuchungen  über  die  Methode  der  Sozialwissenschaften  und  der  politischen  Oekono- 
mie  insbesondere,  Leipzig  1883)  betont  die  Selbstverständlichkeit  beider  Methoden 
(S.  46  u.  130  ff.).  Aber  gerade  die  Anhänger  der  ausschliesslich  abstrakten  Methode 
sind  von  dem  Vorwurfe  nicht  ganz  freizusprechen ,  dass  sie  die  wertvollen  psycho- 
logischen Grundlegungen  ihrer  Theorien  nicht  nach  der  Seite  hin  verfeinert  haben, 
dass  sie  die  historische  Bedingtheit  jener  Grundlegungen  selbst  mehr  —  denn  es 
fehlt  ja  daran  nicht  ganz  —  beachtet  hätten.  Eine  weitergehende  Berücksichtigung 
hätte  diese  schon  bei  Knies  (Die  politische  Oekonomie  vom  Standpunkt  der  geschieht- 
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gerade  in  der  Preislehre,  die  für  so  umfassende  Gebiete  des  so- 
zialen Geschehens  den  Schlüssel  zum  Verständnis  liefern  soll,  das 
idiographische   die  Hand  zu  reichen. 

»Was  innerhalb  sehr  grosser  Zeiträume  keine  unmittelbar 
merkliche  Veränderung  erleidet  und  deshalb  auf  seine  unverän- 
derlichen Formen  hin  nomothetisch  behandelt  werden  darf,  kann 
sich  darum  doch  vor  einem  weiteren  Ausblick  als  etwas  nur  für 
einen  immerhin  doch  begrenzten  Zeitraum  gültiges,  d.  h.  als  etwas 
Einmaliges  erweisen«  ( Windelband).  Dann  stellt  sich  aber  die 
Theorie  des  Preises  auch  als  eine  Art  von  Entwickelungsge- 
schichte  dar,  insofern  sie  die  Reihenfolge  der  Preisphä- 
nomene als  einen  im  Lauf  der  Zeit  sich  abspielenden 
P  r  o  z  e  s  s  aufzeigt,  in  dem  sich  die  Anpassung  der  produktiven  Ener- 
gien an  die  Wertschätzungen  der  Energieprodukte  zu  immer 
neuen  zweckmässigeren  und  dem  reicheren  Kulturleben  besser 
entsprechenden  Formen  ausreift.  Die  nomothetische  Behandlung 
der  Preislehre  ist  viel  zu  absolut  über  die  historische  Bedingtheit 
der  Preisbildungsgrundlagen  hinweg  fortgeschritten  und  bat  viel- 
leicht gerade  deshalb  einen  der  wichtigsten  Faktoren  fast  unbe- 
achtet gelassen,  auf  den  in  einer  folgenden  Abhandlung  noch  be- 
sonders eingegangen  werden  soll. 

Eine  historische  Betrachtungsweise  gegenüber  den  Preisphä- 
nomenen hätte  in  dem  Sinne  zu  erfolgen,  dass  die  Tendenzen  der 
Preisbildung,  dieser  oder  jener  preisbestimmenden  Kraft  zu  folgen, 
Aenderungen  unterworfen  sind,  dass  sie  stärker  und  schwächer 
auftreten,  dass  sie  überhaupt  erst  im  Laufe  der  Entwickelung, 
aber  immerhin  auch  in  dem  verkehrswirtschaftlich  organisierten 
Wirtschaftsleben  entstehen  und  ebenso  vollständig  überwunden 
werden  können.  Der  Charakter  zusammengesetzter  Einheiten, 
der  den  sozialen  Organismen  innewohnt,  ist  nur  historisch  bedingt 
denkbar.     Darüber  besteht  wohl  kein  Zweifel. 

Insoweit  aber  diese  Zusammensetzungsweise,  in  der  die  Ein- 
heiten sich  gruppieren,  auf  das  Verhalten  der  Einheiten  Einfluss 
hat,  ist  auch  mit  dem  fortschreitenden  Verlust  an  Autarkie  der  Wirt- 
schaftseinheiten eine  Aenderung  in  dem  Verhalten  dieser  auf  dem 
Markt  unvermeidlich.  Einerseits  wird  der  Markt  immer  mehr  be- 
herrscht von  der  augenblicklichen  Einkommen-Struktur,  andererseits 
ist  aber  auch  eine  stärkere  Rückwirkung  der  Marktverhältnisse  auf 


liehen  Methode  insbes.   S.    338)  vorhandene   Kritik    gerade    bei    einzelnen  Problemen 
doch  wohl  verdient. 
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die  Bedürfnisordnung  und  damit  implicite  eigentlich  auch  schon 
auf  die  WertvorsteUungen  unverkennbar.  All  das  aber  sind 
Werdeprozesse! 

Mit  dem  Glauben  an  die  Beständigkeit  und  Allgemeingültig- 
keit irgend  einer  Preislehre  ist  daher  überhaupt  zu  brechen.  Auch 
hier  ist  alles  Sein  Entwicklung,  und  der  volkswirtschaftlichen  Theorie 
erstehen  auch  auf  diesem  engsten  Raum  stets  neue  Aufgaben. 
So  wie  die  naturalwirtschaftliche  Verfassung  von  ganz  anderen  Wert- 
vorstellungen ihrer  Menschen,  von  ganz  anderen  Tauschinteressen 
(weil  von  anderen  Tauschbedürfnissen)  getragen  war,  mussten  mit 
dem  Herauswachsen  aus  dieser  Verfassung  auch  neue  Gesichts- 
punkte für  die  Tauschparteien  leitend  werden,  die  treibenden 
Kräfte  sind  mit  dem  Verlust  der  Autarkie  und  dem  immer  allge- 
meineren Uebergang  zu  verkehrsmässiger  Bedürfnisbefriedigung 
notwendig  andere  geworden.  Und  wenn  Adam  Smith  von  einer 
Ausgleichungstendenz  der  Unternehmergewinne  —  wie  wir  wohl 
annehmen  dürfen,  keineswegs  auf  Grund  flüchtiger  Beobachtung  — 
schreiben  und  sie  mit  zur  Grundlage  seiner  Preislehre  machen 
konnte,  während  wir  zur  Zeit  mindestens  mit  einer  gewaltigen 
Abschwächung  dieser  Ausgleichungstendenz  rechnen  müssen,  so 
hat  das  eben  Ursachen,  die  offenbar  auch  für  die  Gestaltung  der 
Preisbestimmungsgründe  nicht  gleichgültig  sein  können.  Es  ist 
gegenüber  der  Fixierung  ungeheurer  Kapitalien  in  gewissen  Unter- 
nehmungskategorien mit  dem  Wirksamwerden  einer  neuartigen 
Kraft  in  der  Preisbestimmung  zu  rechnen,  die  von  der  Kontinuität 
der  Betriebe  auch  bei  ungünstigen  Geschäftsverhältnissen  ihren 
Ausgang  nimmt.  Sie  bedingt  Erscheinungen  in  der  Preisgestal- 
tung, die  nicht  mehr  bloss  als  ephemäre  Abweichungen,  als  Aus- 
nahmen sich  einschätzen  lassen,  sondern  als  typische  Tendenzen 
sich  darstellen. 

Damit  kann  sich  aber  offenbar  auch  eine  Wandlung  in  den 
subjektiven  Grundlagen' der  Wertschätzung  und  der  Preisbildung 
vollziehen.  Unser  Urteil  gewöhnt  sich  an  eine  Vorstellung  der 
Notwendigkeit  und  Unvermeidlichkeit  gewisser  Preisminima,  unsere 
Wertvorstellung  akkomodiert  sich  und  —  was  das  wichtige  ist  — 
es  wird  die  Preisgestaltung  immer  mehr  zum  treibenden  Element 
für    die    Einkommen-Bestrebungen    grosser    Bevölkerungskreise  ^). 


l)  Ja  es  ist  schliesslich  die  Möglichkeit  einer  vollständigen  Umkehr  gewisser 
Kausalzusammenhänge  gegeben,  wie  z.  B.  in  der  Auffassung  vom  Zweck  der  Unter- 
nehmung ,    insofern    statt  Bedarfsbefriedigung    der  Konsumenten  die  Erwerbsbeschaf- 
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Für  die  Preistheorie  ist  also  ausser  der  spezifisch  soziologischen 
auch  die  historische  vergleichende  Betrachtungsweise  nicht  zu 
entbehren.  Nun  könnte  damit  freilich  ein  Bedenken  auftauchen : 
Wenn  die  historische  Bedingtheit  der  Preisbildungsfaktoren  (und 
zwar  gleichviel,  ob  einzelne  von  ihnen  überhaupt  oder  nur  die 
Bedingtheit  wechelseitiger  Abhängigkeit  oder  allenfalls  jene  der 
Gesamtgruppierung)  erkannt  ist,  wird  dann  nicht  mindestens  die 
heuristische  Kraft  der  auf  dem  Wege  abstrakter  Betrachtungs- 
weise gewonnenen  Funktionalbeziehungen  beeinträchtigt?  und 
fusst  nicht  gerade  in  der  Wirtschaftswissenschaft  der  Wert  einer 
Methode  ganz  besonders  in  der  heuristischen  Bedeutung  der  durch 
sie  gewonnenen  Erkenntnis  ?  ^) 

Dass  die  teleologische  Betrachtungsweise  jedenfalls  zu  ganz 
anderen  Ergebnissen  führen  muss,  einerseits  wenn  die  im  Tausch- 
verkehr als  Partei  auftretende  Wirtschaftseinheit  nicht  als  Glied 
eines  wirtschaftlichen  Ganzen,  sondern  etwa  nur  als  Glied 
eines  polititischen  Ganzen  erscheint,  andererseits  w  e  n  n 
ein  solcher  höherer  Wirtschafts-Ziisammenhang  besteht,  ich  meine, 
darüber  kann  wohl  kein  Zweifel  bestehen.  Allein  die  für  bestimmte 
Voraussetzungen  aus  dem  Erfolg  heraus,  d.  h.  teleologisch  ge- 
wonnenen Funktionsbegriffe  behalten  auch  heuristisch  ihre  Bedeu- 
tung unter  allen  Umständen,  auch  dann,  wenn  die  Begriffs-Deter- 
minatoren  lediglich  hypothetischen  und  provisorischen  Charakter 
haben.  Ja  im  Gegenteil,  durch  die  historische  Kategorisierung 
und  die  Vervollständigung  des  analytischen  Materials ,  und  durch 
die  Tatsache,  dass  man  auf  solchem  Wege  zu  organischen  Ent- 
wicklungsreihen gelangt  ^),  steigt  die  Möglichkeit,  die  hypotheti- 
schen und  provisorischen  Begriffs-Bestimmungen  selbst  klarer  zu 
determinieren    und    damit    die   heuristische   Kraft    der  Begriffe   zu 


fung  für  den  Unternehmer  in  den  Vordergrund  tritt.  Das  Bewusstsein,  dass  die  Unter- 
nehmung der  Bedürfnisbefriedigung  zu  dienen  hat  und  erst,  sofern  sie  diesen 
Zweck  erfüllt,  berechtigte  Erwerbsgrundlage  sein  kann,  das  ist  in  weiten  Kreisen 
des  Geschäftslebens  verblasst,  nicht  nur  beim  Kleingewerbe  ,  auch  in  der  Grossin- 
dustrie (Kartell-Ausartung!).  Die  Versuchung,  davon  ausgehend  eine  finale  Betrach- 
tungsweise in  der  Preislehre  einzuschlagen,  liegt  nahe  ,  aber  es  handelt  sich  da  nur 
um  die  bewussten,  von  Zwecken  geleiteten  Handlungen  der  Individuen,  und  es  er- 
übrigt dann  doch,  die  Kollektiveinheit  Volkswirtschaft  als  Wirkung  »der  nach  psycho- 
logischen Gesetzen  denkenden  ,  wollenden  und  handelnden  Individuen«  also  kausal 
zu  begreifen  (J/.    Weher  a.  a.  O.   S.  67). 

i)  Mettg  er  a.  a.   O.  S.   33. 

2)  Vgl.    Wenzel  a.  a.   O.  S.  613. 
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erhöhen.  Und  umgekehrt  bedürfen  ja  freilich  die  historischen 
Untersuchungen  der  Kenntnis  jener  Funktionsbegriffe,  die  durch 
die  nomothetische  Forschungsweise  erworben  wurden^).  Aber 
so  wie  man  auf  tunhchst  vollständige  Begriffsbestimmungen  nicht 
verzichten  kann,  um  überhaupt  an  die  Reduktion  (nicht  bloss 
Induktion  -)  ökonomischer  Erscheinungen  heranzutreten,  so  be- 
darf es  ebenso  der  Ergänzung  der  Determinationen  der  Preis- 
lehren durch  die  Beschränkung  derselben  und  insbesondere  der 
Funktionalbeziehungen  im  Sinne  einer  Periodizität,  deren  Gliede- 
rung durch  verschiedenste  Elemente,  vor  allem  aber  offenbar 
durch  die  Gesamtstruktur  der  wirtschaftlichen  Organisation  ge- 
geben ist. 

Dann  ist  aber  natürlich  auch  die  Robinsonade  keineswegs 
schlechthin  aus  dem  Beobachtungsmateriale  auszuscheiden  — 
wenn  auch  selbstverständlich  das  Preisproblem  in  der  Robinsonade 
nicht  auftauchen  kann  — ,  denn  die  Entwicklungsreihe  für  die 
Erklärung  der  Preisentwicklung  setzt  eben  doch  bei  der  autarki- 
schen  isolierten  Wirtschaftseinheit  ein.  Das  Nachspüren  solcher 
Entwicklungsreihen  bedeutet  noch  durchaus  keine  Verirrung  in 
eine  andere  Wissenschaft,  wie  D  i  e  h  1  behauptet,  sondern  ist,  wie 
wir  gesehen  haben,  geradezu  KoroUar  des  Postulates,  die  »sozial- 
wirtschaftlichen Verkettungen  des  Marktes«  ^)  aufzudecken. 

Mit  den  im  vorstehenden  für  notwendig  erklärten  Ergän- 
zungen der  Methodologie  der  Preislehre  handelt  es  sich  keines- 
wegs —  das    sei    hier    noch    ausdrücklich    hervorgehoben   —   um 


1)  Vgl.    Windelband  a.   a.   O.  S.   37. 

2)  Im  Sinne  Sigwarts  Logik  Bd.   II,   S.   250. 

3)  Diehl  (Sozialwissenschaftliche  Erläuterungen  z\x  David  Ricardos  Grundgesetzen 
der  Volkswirtschaft  I.  S.  70)  geht  allerdings  von  der  Wertlehre  aus ,  er  will  sie 
darauf  beschränkt  \^issen,  die  letzten  Ursachen  der  Preisbildung  in  den  subjektiven 
Schätzungen  der  Wirtschaftssubjekte  aufzudecken,  und  er  spricht  ihr  die  Aufgabe  ab, 
die  zur  Preisbildung  führenden  »durchaus  willkürlichen  Vorgänge  auf  irgend  einen 
Generalnenner  bringen  zu  wollen  und  diesen  zum  Massstab  des  Wertes  zu  erheben«. 
Leider  wird  man  aus  D.s  Ausführungen  nicht  gewahr,  wie  sich  D.  eigentlich  die  »er- 
schöpfende Erläuterung  einer  Freistheorie«  vorstellt  ,  wenn  die  Nationalökonomie 
»kein  Interesse  hat,  die  treibenden  Motive,  die  die  Menschen  bei  ihrem  (wirtschaft- 
lichen) Handeln  leiten,  kennen  zu  lernen«.  Dann  ist  »Preistheorie«  zu  einem  Rechen- 
exempel  herabgedrückt.  Wie  wenig  D.  die  Grenzen  zwischen  Nationalökonomie 
einerseits  und  Psychologie  zu  erfassen  vermag,  hat  Spann  mit  dem  Nachweis  des 
funktionalen  (nicht  psychologischen)  Charakters  der  subjektiven  Wertlehre  kürzlich 
hier  dargetan  (a.  a.  O.  S.  23).  Die  geringe  Tiefe  des  Z^/V/i/schen  Gedankenganges 
bedarf  kaum   einer  weiteren   Beweisführung. 
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eine  aprioristische  Befehdung  irgend  einer  bestimmten  Preistheorie. 
Aber  wesentliche  Modifikationen  der  bislang  erreichten  Erkennt- 
nisse können  und  werden  sich  aus  den  methodologischen  Ergän- 
zungen ergeben.  Die  Mehrzahl  der  Lehrsätze  ist  ja,  wie 
ScJiumpeter  m.  E.  richtig  betont  ^),  unter  mehr  oder  weniger 
Voraussetzungen  logisch  einwandfrei,  sowohl  die,  um  mit  Menger 
zu  reden  ^)  ,  realistisch-empirischen  ,  als  auch  die  exakten.  Nur 
wird  der  Fortschritt  der  wissenschaftlichen  Forschung  nicht  (wie 
Schuinpeter  meint)  etwa  bloss  in  dem  Uebergang  zu  allgemeine- 
ren und  einfacheren  Formeln  an  Stelle  der  spezielleren  und 
komplizierteren  zu  erkennen  sein,  sondern  eine  Bereicherung  der 
Wissenschaft  wird  es  zweifellos  auch,  ja  sogar  vor  allem  sein, 
jene  Voraussetzungen,  unter  denen  die  schon  formulierten  Theo- 
rien Bestand  haben,  bis  auf  Differentialquotienten  zu  determinieren, 
sie  mehr  und  mehr  selbst  als  Objekt  nomothetischer  Formulierung 
aufzufassen,  gewissermassen  als  Komponenten  eines  Kräftesystems, 
dessen  Resultierende  dann  eben  erst  ein  der  Theorie  entsprechen- 
des Preisphänomen  sein  muss.  Die  umfassendste  und  genaueste 
Beschreibung  dieses  Kräftesystems  kann  aber  begreiflicher  Weise 
fürs  erste  nicht  zu  einfacheren,  sondern  wird  voraussichtlich  zu 
komplizierteren  Formeln  führen,  deren  mehr  oder  minder  wesent- 
liche Grundlage  eine  bereits  bestehende  Theorie  sein  dürfte. 

Noch  eine  Frage  ist  hier  kurz  zu  erörtern,  die  im  vorstehen- 
den schon  gestreift  wurde.  Die  Betonung  des  soziologischen 
Charakters  des  Preisphänomens  legt  es  besonders  nahe,  an  die 
Anwendung  der  phsysikalischen  Methode  gerade  etw'a  im  Sinne 
der  Comte%z\^&\\  Unterscheidung  zwischen  sozialer  Statik  und 
Dynamik  zu  denken.  Tatsächlich  ist  seit  J.  St.  Mill  und  beson- 
ders auch  in  neuerer  Zeit  der  Versuch,  mindestens  auf  mechanische 
Phänomene  als  Parallelerscheinungen  zur  Erklärung  der  Wirtschafts- 
vorgänge hinzuweisen,  wiederholt  unterommen  worden.  Von 
treibenden  Kräften  des  Wirtschaftslebens  wird  ja  allgemein  ge- 
sprochen, aber  freilich  in  einer  Vagheit  und  mit  offenbar  so  unklaren 
Vorstellungen,  dass  selbstverständlich  von  einer  wissenschaftlichen 
Analogie  dabei  keine  Rede    sein   kann.     Eine    etwas    regere    Be- 


1)  Das    Rentenprinzip    in    der    Verteilungslehre.     Jahrb.   f.  G.  u.  Verw,    XXXI, 
S.    592. 

2)  Obwohl  mir  /r?/;/(//s  Bemängelung  dieser  Terminologie  (Methodenlehre  a.  a.  O. 
S.   507   Note  l)   begründet  erscheint. 
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Ziehung  zu  physikalischen  Vorgängen  sucht  Jl/ars/ia//  zu  ge- 
winnen '^),  schärfer  umrissen  tritt  einem  der  Parallelismus  bei 
Clark  entgegen ,  ja  es  lässt  sich  von  seinem  Werk  »The  dis- 
tribution  of  wealth«  geradezu  die  Anwendung  einer  physikalischen 
Methode  behaupten  -). 

Es  ist  in  diesem  Zusammenhang  nicht  weiter  darauf  einzu- 
gehen, ob  für  die  Untersuchung,  für  die  Clark  die  Auffassung  der 
Wirtschaftsvorgänge  als  eines  mechanischen  Geschehens  anwendet, 
eine  solche  mechanische  Betrachtungsweise  anwendbar  ist,  oder 
überhaupt  zweckmässig.  Gegen  die  Anwendung  der  physikalischen 
Methode  hat  Wiindt  Einsprache  erhoben,  es  sei  die  Voraus- 
setzung, von  der  dabei  ausgegangen  werde,  falsch,  es  seien  eben 
nicht  alle  Eigenschaften  einer  Gemeinschaft  aus  den  Eigenschaften 
der  Individuen,  die  ihr  angehören,  abzuleiten,  es  seien  im  Gegenteile 
empirisch  gegebene  soziale  Erscheinungen  immer  nur  teilweise 
durch  das  Zurückgehen  auf  die  psychischen  Eigenschaften  des 
einzelnen  Menschen  verständlich  zu  machen.  Es  müsste  immer 
noch  erst  die  Erwägung  der  Bedingungen  hinzukommen,  die  aus 
dem  Zusammenleben  der  Einzelnen  entstehen  und  durch  deren 
Rückwirkung  auf  den  Einzelnen  auch  in  diesem  neue  psychische 
Eigenschaften  entbunden  werden  ^).  Das  ist  insoweit  absolut 
richtig  und  stimmt  zu  der  oben  ausgeführten  Forderung,  die  Preis- 
lehre durch  Erfassung  kongregaler  Funktionalbeziehungen  zu 
ergänzen.  Allein  gegen  die  Anwendbarkeit  einer  Art  mechani- 
stischer Methode  ist  damit  wenig  gesagt.  (Ebensowenig  wie  mit 
Wundts  weiterem  Bedenken,  dass  man  es  bei  den  Geisteswissen- 
schaften im  Gegensatz  zu  den  Naturwissenschaften  mit  einer 
]\lodifikation  der  induktiven  Methode  zu  tun  habe,  dass  der  eigen- 
tümliche Charakter  der  logischen  Interpretation  darin  liege,  dass 
sie  Induktion  und  Deduktion  zugleich  sei).  Es  ist  noch  nicht 
erwiesen,  dass  nicht  auch  für  die  Erklärung  sozialwirtschaftlicher 
Phänomene    eine    systematische    Dynamik    wertvolle    Aufschlüsse 


1)  Handbuch  der  Volkswirtschaftslehre.  Marshall  bezweckt  zwar,  ausdrücklich 
den  wesentlich  organischen  Charakter  der  grösseren  und  allgemeineren  Probleme  im 
Gegensatze  zu  einer  mechanischen  Behandlung  hervorzuheben,  übersieht  aber  dabei, 
wie  sehr  doch  seine  Gedanken  einer  mechanistischen  Methode  Untertan  sind. 

2)  Clark  beschränkt  sich  nicht  darauf,  nur  einen  statischen  Zustand  durch  das 
Fehlen  von  dynamischen  Elementen  zu  konstruieren  ,  vielmehr  zeigt  die  Methode, 
zu  analysieren  und  insbesondere  die  in  ihren  Wirkungen  zu  untersuchenden  Kräfte 
zu  beobachten,   eine   offenbare  Anlehnung  an   die  Methode  der  Mechanik. 

3)  Wiindt  a.   a.   O.   S.   99  u.  483. 
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liefern  kann.  Freilich  handelt  es  sich  aber  dann  darum,  d  i  e 
Isolierung  von  Kräften  einerseits,  von  Systemen,  auf  die  die 
Kräfte  wirksam  vorgestellt  werden  sollen,  anderseits,  so  einfach 
als  möglich  und  in  stengster  Systematik  vorzunehmen.  Und 
wenn  man  ferner  erwägt,  in  welchen  langen  Perioden  die  Mechanik 
nur  Fortschritte  machen  konnte,  so  stellt  sich  die  Anwendung  der 
mechanischen  Methode  als  recht  wenig  verheissungsvoU  dar. 

Man  braucht  aber  gar  nicht  so  weit  zu  gehen,  es  ist  zunächst 
nur  die  Zweckmässigkeit  der  blossen  Analogie  mit  mecha- 
nischen Gesetzmässigkeiten  in  Erwägung  zu  ziehen. 
Und  diese  Zweckmässigkeit  ist  mindestens  schon  durch  das 
Interesse  an  einer  gewissen  Reihenordnung  der  Gedanken  gegeben. 
Die  Preislehre  bedarf  längst  einer  Klärung  des  Verhältnisses  der 
Preisbestimmungsfaktoren  untereinander,  insbesondere  eines  Fort- 
schrittes in  der  Erkenntnis  der  Primarität  eines  Bestimmungsgrun- 
des vor  den  anderen.  Dazu  kommt  der  didaktische  Zweck  der 
Veranschaulichung  von  Zusammenhängen". 

Es  ist  aber  gar  nicht  ausgeschlossen,  dass  solche  Analogien 
auch  heuristische  Bedeutung  gewinnen  können,  insofern  aus  der 
Analogie  heraus  die  Aufmerksamkeit  auf  bisher  weniger  oder 
gar  nicht  beobachtete  Einflüsse  und  Begleitumstände,  treibende 
oder  retardierende  Kräfte  gelenkt  wird,  und  das  auch  wieder 
nicht  nur  an  und  für  sich  ,  sondern  namentlich  mit  besonderer 
Beziehung  gewissermassen  auf  den  Zeitpunkt  ihrer  Einfluss-Ge- 
winnung,  also  auf  die  zeitliche  Folge  der  treibenden  Kräfte.  Mit 
einem  Wort,  die  Analogie  kann  wesentlich  zur  beschleunigten 
Erfassung  des  nomothetischen  Charakters  der  Variabilität  des 
Geschehens  beitragen.  Es  wird  daher  in  einer  folgenden  Abhand- 
lung auch  der  Versuch  gemacht  werden,  da  und  dort  auf  Ana- 
logien aus  dem  Gebiete  der  Dynamik  die  Aufmerksamkeit 
zu  lenken. 

2.  Unzulänglichkeit  der  absolut  subjektivistischen  Theorie. 

Als  Grössenausdruck  für  die  Austauschkraft  eines  Gutes 
gegenüber  anderen  bleibt  der  Preis  nach  wie  vor  gegenüber 
dem  Wert  unter  allen  Umständen  ein  sekundäres  Phänomen, 
denn  sein  Bestand  und  seine  Grösse  sind  Wirkungen  einer  Mehrheit 
subjektiver  Vorstellungen,  Urteile  und  des  Verhaltens  einer  Mehr- 
heit von  Subjekten.     Das  ergibt  sich  mit   Notwendigkeit    aus  der 
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Anerkennung  des  Willens-Primates  überhaupt  ^).  Die  Wertschätzung 
des  Käufers  behält  ihre  Bedeutung  auch  gegenüber  objektiven 
Tatbeständen  und  Bedingtheiten.  Natürlich  kann  nicht  jede  Frau, 
die  das  Besitzinteresse  für  einen  echten  Perlenschmuck  hätte, 
in  diesem  Interesse  oder  Verlangen  befriedigt  werden,  ebenso- 
wenig ist  es  möglich,  dass  jeder  Familienvater,  dessen  Wollen 
auf  den  Besitz  eines  Häuschens  mit  Garten  und  sonstigem  modernem 
Komfort  gerichtet  ist,  ein  solches  Besitztum  erlangt.  Die  objektive 
Voraussetzung,  nämlich  die  Existenz  solcher  Objekte  in  entsprechen- 
der Anzahl,  ist  nicht  erfüllt. 

Tatsächlich  gibt  nun  die  subjektivistische  Preislehre  diejenigen 
Aufschlüsse,  die  es  erklärlich  machen,  auf  welche  Weise  und  damit 
auch  weshalb  die  Ausschliessung  so  und  so  vieler  Besitzinteressenten 
von  dem  Erwerb  dieser  und  jener  Objekte  durch  den  Preis  bewirkt 
wird.  Es  ist  in  der  subjektivistischen  Preislehre  dann  aber  eben 
kein  objektiver  Tatbestand  mehr,  der  wirksam  wird,  sondern  das 
gegnerische  sozusagen  komplementär  subjektive  Element,  das  sich 
als  stärker  erweist  als  die  subjektive  Gebrauchswertschätzung  der 
grossen  Zahl  imbefriedigt  bleibender  Begehrender.  Die  Erklärung 
ergibt  sich  durch  die  Bedachtnahme  auf  den  Rang  der  einzelnen 
Begehrenden  untereinander  nach  Massgabe  der  Tauschfähigkeit, 
d.  h.  der  Verfügungsgewalt  über  Wertbeträge,  auf  deren  Erwerb 
das  wirtschaftliche  Interesse  der  Verkäufer  gerichtet  ist.  Es  ist 
also  die  Berücksichtigung  des  kongregalen  Charakters  des  Preis- 
phänomens und  das  Erkennen  der  Preisbildung  als  eines  »polygene- 
tischen funktionellen  Systemes  ineinandergreifender  Handlungen,« 
in  der  subjektivistischen  Preislehre  insoweit  erreicht.  Wenn  dennoch 
diese  Preistheorie  nicht  ganz  zu  befriedigen  vermag,  so  hat  das 
andere  Gründe.  Das  eine,  was  nicht  befriedigt,  ist  die  zu  wenig 
weitgehende  Bedachtnahme  auf  den  kongregalen  Charakter  des 
Preises:  die  subjektivistische  Preislehre  fasst  trotz  mancher  Ansätze 
zu  einer  gegenteiligen  Auffassung  (wie  insbesondere  bei  Philippo- 
vicJi  ^)  den  einzelnen  Preisbildungsvorgang  zu  absolut,  zu  isoliert. 
Das  ist  schon  oben  berührt  worden. 

Die  Analyse  der  Konkurrenzpreis-Bildung,  wie  sie  vom  streng 
subjektivistischen  Standpunkte  und  speziell  auf  der  Grundlage 
der    Grenznutzentheorie    aufgebaut    wird,    leistet    aber    überhaupt 

1)  Von    Cassel  allerdings   ganz  unbeachtet    gelassen,    wenn   er  (a.   a.   O.   S.  444) 
einen   Vorrang  subjektiver  vor   objektiven  Faktoren   leugnet. 

2)  In  der  Einkommenlehre,   Griindriss  I.   6.   Aufl.   §   130. 
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weniger,  als  man  anzunehmen  geneigt  wäre.  Sie  geht  aus  von 
Höchstwerten,  die  die  Kauflustigen,  von  Mindestvverten,  die  die 
Verkaufslustigen  zuzugestehen  entschlossen  sind  ^).  Es  handelt 
sich  also  bei  dieser  Analyse  schon  nicht  mehr  um  absolute  Wert- 
schätzungen, sondern  bereits  um  die  Resultierenden  aus  jenen 
Komponenten,  die  als  Grundlage  für  das  Verhalten  des  einzelnen 
Marktbesuchers  bezeichnet  werden.  Dann  ist  aber  der  Begriff 
»Wertschätzung«,  mit  dem  seitens  der  Grenznutzen-Theoretiker 
operiert  wird,  nicht  ganz  einwandfrei.  Die  Ziffern  der  Wert- 
schätzungen sind  dann  entweder  nichts  anderes  als  Preislimite 
auf  beiden  Seiten  (für  die  Käufer  Höchst-,  für  die  Verkäufer 
Mindest  preise)  oder  aber  sie  sollen  Ausdrücke  für  absolute 
Wertschätzungen  sein  und  eine  Relation  der  Wertschätzungen 
der  verschiedenen  Kauflustigen  und  der  Verkauflustigen  gegen- 
einander darstellen  -). 

Die  Ziffer  bedeutet  also  entweder  erstens  einen  Ausdruck 
für  ein  Vergleichsurteil  zwischen  Objekten,  für  einen  von  jedem 
einzelnen  vollzogenen  Vergleich  zwischen  Preis-  und  Kaufgut, 
oder  aber  zweitens  sie  bedeutet  einen  Ausdruck  für  die  Stellung 
jeder  der  subjektiven  Wertschätzungen  in  der  Gesamtskala  der 
Wertschätzungen   der  Interessenten  untereinander. 

Im  ersten  Falle  bietet  die  Theorie  überhaupt  nichts  anderes 
als  eine  Formulierung  des  Vorganges,  den  die  Börsenmakler  Tag 
für  Tag  zu  verwirklichen  haben,  also  nichts  als  eine  Darlegung, 
wie  die  Resultante,  der  Marktpreis,  aus  all  den  Komponenten 
sich  ergibt,  die  als  Bestimmungsgründe  gelten  ^).  Da  aber  unter 
diesen  kein  Element,  das  eine  Ziffer  begründen  könnte,  aufgezählt 
wird,  so  erweist  sich  diese  Theorie  zwar  nicht  als  falsch,  aber 
jedenfalls  solange  als  unzureichend  zur  Erklärung  konkreter  Preise, 
als  die     subjektive    Wertschätzung«    nichts  anderes    sein    soll   als 


i)  Das  ist  ja  mit  dem  -Superlativ  »Tauschfähigsie«  implicite  ausgesagt;  bei 
Böhm  und  Ztickerkandl  ist  es  auch  ausdrücklich  bemerkt ,  bei  Philippovich  sind  es 
absolute  Ziffern  und  damit  natürlich  ökonomisch  auch   Grenzziffern. 

2)  Bei  Böhm  sind  es  ja  direkt  Geldziffern.  Kapitalzinstheorie  II,  S.  21 1  ff.  ebenso 
bei  Zuckerkand/,  H.  d.  St.  VI,  187.  Bei  Philippovich  sind  es  offenbar  Verhältnisse 
der  Wertschätzungen,  also  einfach  Koeffizienten.  Bezüglich  des  apriorischen  Charakters 
der  Ziffern  als  Preis  verweise  ich  auf  den  zweiten,  im  nächsten  Jgg.  erscheinenden  Aufsatz. 

3)  I.  Umfang  des  Angebotes.  2.  Subjektive  Wertschätzung  der  Ware,  3.  sub- 
jektive Wertschätzung  des  Geldes  (Preisgutes)  seitens  der  Kauflustigen  und  4.  und  5. 
seitens  der  Verkauflustigen  ,  endlich  6,  Umfang  der  Nachfrage.  Zuckerkandl  und 
Philippovich  im  Anschluss  an  Böhm. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1908.  4.  ^O 
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der  psychische  Effekt  > Nutzen«,  beziehungsweise  Grenznutzen, 
wofür  man  selbstverständHch,  mag  es  sich  um  Ware,  Leistung 
oder  Geld^)  handeln,  niemals  ein  ziffermässiges  Substrat  gewinnen 
kann. 

Wie  wenig  übrigens  mit  dieser  Analyse  erreicht  ist,  wenn 
man  unter  der  mitbestimmenden  subjektiven  Wertschätzung  Ge- 
brauchswert zu  verstehen  hat,  '^ergibt  sich,  wenn  etwa  ein  Preis- 
sturz zu  erklaren  ist.  Es  wird  sich  kaum  jemals  beweisen  lassen, 
dass  nennenswerte  akute  Preisbewegungen  immer  durch  plötz- 
liche Gebrauchswertänderungen  ausgelöst  werden.  Dagegen  haben 
sich  kolossale  Preisänderungen  vollzogen,  ohne  dass  Gebrauchswert- 
änderungen in  entsprechendem  Sinne  daraus  gefolgt  sind.  Endlich 
wäre  noch  zu  bemerken,  dass  eine  Aenderung  in  der  Gebrauchs- 
wertschätzung einer  Ware  so  und  so  oft  nur  in  dem  Umfang  der 
Nachfrage  nach  der  Ware  zur  Geltung  kommt,  dass  sich  also 
insofern  die  Aufzählung  als  pleonastisch  erweist. 

Soll  die  Theorie  über  eine  blosse  Analyse  des  Verhältnisses 
von  Angebot  und  Nachfrage  hinaus  zur  Erklärung  von  Preistat- 
sachen Verwendung  finden,  dann  bedarf  es  einer  Erklärung  jener 
Preisvorstellung  a  priori,  mit  der  die  Individuen  an  den  Tauschakt 
herantreten  ").  Das  Verhältnis  von  Angebots-  und  Nachfrage- 
faktoren ist  erst  eine  zweite  ablenkende,  beschleunigende  oder 
retardierende,  jedenfalls  erst  gegenüber  der  schon  vorhandenen 
verkehrsmässig  überkommenen  Tauschwertvorstellung  Richtung 
gebende  Kraft. 


1)  Vgl.   darüber  unten   S.   606  f. 

2)  Es  ist  eben  der  Unterschied  zwischen  Wert  und  Preis  nicht  festgehalten,  der 
Begriff  des  subjektiven,  mit  dem  Grenz  nutzen  erklärten  Wertes  verschwimmt  und 
funktioniert  dann  offenbar  als  objektiver  Tauschwert,  ohne  dass  der  Uebergang  oder 
diese  Identität  erläutert  würde.  So  besonders  auch  Wieser  (Ueber  den  Ursprung 
und  die  Hauptgesetze  des  wirtschaftlichen  Wertes,  Wien  1884  S.  141):  »Die  Gruppe 
der  Produzenten  erfährt  nur  das  Ergebnis  der  Wertschätzung  der  Gebrauchsgüter  in 
der  Gruppe  der  Konsumenten  und  lässt  sich  hieran  genügen ,  ohne  in  den  Verlauf 
und  die  letzten  Gründe  dieser  Wertschätzung  einzudringen.  In  ihrem  Sinne  ist  nicht 
der  Grenznutzen,  den  sie  nicht  kennen ,  sondern  d  e  r  W  e  r  t  der  Er- 
zeugnisse die  Grundlage  des  Wertes  der  Produktivgüter«.  Also  der  Unterneh- 
mer schliesst  bei  Unkenntnis  des  Grenznutzens  nach  den  Opfern,  die  der  Konsument 
zu  bringen  geneigt  ist,  auf  die  Wertschätzung,  das  ist  zweifellos  richtig.  Aber  ge- 
rade diese  Opfer  sind  auch  bei  ihrem  Maximum  nicht  identisch  mit  »Wert«.  Macht 
man  dann  aber  auch  noch  das  Zugeständnis  an  die  Kostwert-Erklärung  ,  wie  es 
Wieser  (a.  a.  O.  S.  158  f.)  tut,  dann  verfällt  man  unaufhaltsam  in  eine  petitio  prin- 
cipii,  der  Kostenwert  soll  erklären ,  weshalb  es  zur  Zugestehung  der  Kosten  kommt. 
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Der  oben  (S.  603)  angedeutete  zweite  Fall  schliesst  insofern 
einen  logischen  Fehler  in  sich,  als  die  Vergleichung  des  Besitzin- 
teresses verschiedener  Subjekte  —  gleichviel  ob  des  absoluten  oder 
relativen  —  nur  denkbar  ist  auf  Grund  einer  niessbaren  Aeusserung  ^) 
dieser  Besitzinteressen.  Die  Abstufung  der  subjektiven  Wert- 
schätzungen durch  eine  Ziffernskala  bedeutet  also  eine  Projizierung 
des  »Gebrauchswertes«  auf  ein  von  allen  zu  vergleichenden  Subjekten 
gleich  massig  gewertetes  Preisgut.  Ein  solches  ist  das  Geld 
natürlich  nicht,  da  es  i.  d.  R.  in  der  Verfügungsgewalt  der  zu 
vergleichenden  Subjekte  in  verschiedenem  Quantum  vorhanden 
sein  dürfte  und  demnach  verschieden  gewertet  wird  ^).  Und  damit 
wäre  man  also  wieder  bei  der  Voraussetzung  des  ersten  Falles 
angelangt. 

Dass  der  subjektive  Gebrauchswert,  der  individuelle  Grad  des 
Besitzinteresses  als  solcher  nur  mittelbar  und  nur  bedingt  auf  die 
Preishöhe  Einfluss  gewinnen  kann,  ist  eine  F>kenntnis,  über  deren 
Richtigkeit  für  die  verkehrsmässige  Wirtschaftsverfassung  nicht 
mehr  gestritten  zu  werden  braucht.  Seit  der  Argumentation 
Neuuianni,  hat  das  noch  Cassel  besonders  dargetan,  alles  wesent- 
liche ist  darüber  gesagt  ^).  Damit  fällt  die  absolute  Bedeutung, 
die  dem  Grenznutzen  der  Güter  für  die  Preisbildung  beigemessen 
wird,  auch  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  *),  und  es  erübrigt  für 
die  Erklärung  des  Verhaltens  der  Kauflustigen  auf  dem  Markte 
und  seines  Einflusses  auf  die  Preisbildung  zu  prüfen,  wie  weit 
die  Wertschätzung  des  Geldes  als  Preisbestimmungsgrund  im 
Sinne  der  subjektivistischen  Preislehre  gelten  kann. 

Zunächst  sei  festgestellt^  dass  für  das  Geld  jene  Voraussetzung 


1)  Cassel,  Grundriss  einer  elementaren  Preislehre  a.   a.  O.  S.   402. 

2)  Es  ist  daher  bei  Philippovich  (a.  a.  O.)  S.  221  mit  gutem  logischem  Grunde 
nur  von  einer  »Kennzeichnung  der  Wertschätzung  durch  Zahlen«  die  Rede.  Zu  be- 
streiten ist  daher  ihm  gegenüber,  der  offenbar  die  Ziffern  im  zweiten  Sinne  verstan- 
den sehen  will ,  die  Möglichkeit  einer  Abstufung  der  Wertschätzungen  verschiedener 
Subjekte  gegeneinander.  S.  223  sind  es  auch  bei  ihm  wie  bei  Zuckerkandl  (H.  d. 
St.  a.  a.  O.)  schon  Preise.  Warum  aber  die  Wertschätzungen  der  Käufer  10,  9,  8, 
7  u.  s.  f.  und  nicht  1000,  900,  800,  700  u.  s.  f.  sein  müssen,  was  natürlich  für  den 
Preis  sehr  wichtig,   darüber  erfälirt  man  niclits. 

3)  Cassel  a.  a.  O.  S.   399—405. 

4)  Der  andere  Gesichtspunkt  ist  der,  dass  für  die  meisten  Konsumgüter  der 
Begriff  Grenznulzen  unanwendbar  ist,  zum  Teil  ,  weil  es  nicht  beliebig  teilbare  fun- 
gible Güter  sind,  teils  weil  selbst,  wenn  dies  zutrifft,  die  Wertschätzungen  keine  kon- 
tinuierlichen Funktionen  der  vorher  besessenen  Mengen  darstellen  [Cassel  a.  a.  O. 
S.  415).     Ebenso  Neia/nmii,  in   den  als  Mskpt.   gedruckten   Vorlesungs-Leitsälzen. 
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der  Anwendbarkeit  des  Begriffes  Grenznutzen  zutrifft,  die  bei  den 
meisten  Konsumgütern  unerfüllt  bleibt:  die  Schätzung  des  Geldes 
ist  eine  stetige  Funktion  der  Menge. 

Und  nun  die  Frage  :  ist  es  auch  sonst  berechtigt,  von  einem 
Grenznutzen  des  Geldes  oder  allgemeiner  des  Preisgutes  zu  reden? 
und  weiter:  was  ist  mit  diesem  Element  als  Bestimmungsgrund  für 
die  Erklärung  der  Preisbildung  gewonnen? 

Gegen  die  Anwendung  des  Begriffes  Grenznutzen  auf  das 
Geld  und  der  Uebertragung  der  Grenznutzen-Theorie  auf  die 
Lehre  vom  Geldwert  hat  Heljferich  ausdrücklich  Einsprache  erhoben. 
Er  führt  folgendes  dagegen  an^):  Wie  das  Geld  nur  unter  der 
Voraussetzung  Nutzwirkungen  haben  kann,  dass  es  Verkehrswert 
hat,  ist  auch  der  Grad  der  Nützlichkeit  des  Geldes  durch  die 
Höhe  des  Verkehrswertes  bestimmt.  Der  Grenznutzen  des  Geldes 
in  einer  gegebenen  Einzelwirtschaft  ist  der  geringste  Nutzen^  der 
mit  den  Gütern,  die  durch  das  zur  Verfügung  stehende  Geld 
beschafft  werden  können  oder  für  das  benötigte  Geld  hingegeben 
werden  müssen,  noch  zu  erzielen  ist;  dieser  Grenznutzen  hat 
bereits  einen  bestimmten  Verkehrswert  des  Geldes  zur  Voraus- 
setzung, so  dass  der  letztere  nicht  vom  ersteren  abgeleitet  werden 
kann.  HeljfericJi  folgert  also  richtig :  Während  die  Grenznutzen- 
theorie den  Verkehrswert  der  Güter  aus  dem  Grad  ihrer  Nützlichkeit 
innerhalb  der  Einzelwirtschaften  zu  bestimmen  sucht,  ist  umgekehrt 
der  Grad  der  Nützlichkeit  des  Geldes  für  die  Einzelwirtschaft  durch 
seinen  Verkehrswert  gegeben. 

Vom  Standpunkte  der  Gesamtheit  einer  Volkswirtschaft  meint 
HelffericJi  die  Unanwendbarkeit  der  Grenznutzentheorie  für  das 
Geld  noch  mit  folgendem  begründen  zu  sollen :  Bei  allen  anderen 
Gütern  resultiert  der  Wert  aus  der  Beschränkung  der  bei  gegebenem 
Vorrat  möglichen  Nutzwirkungen,  er  ist  umso  höher,  je  höhere 
Grade  von  Nutzwirkungen  durch  die  Beschränktheit  des  Vorrates 
ausgeschlossen  sind,  die  Nutzwirkungen  des  Vorrates  selbst  aber 
werden  durch  seinen  Wert  nicht  erhöht,  beim  Geld  dagegen  kann 
die  Nutzwirkung  eines  gegebenen  Vorrats  durch  Erhöhung  des 
Wertes   der  Geldeinheit  eine  beliebige  Ausdehnung  erfahren. 

Ist  mit  diesen  Antithesen  nun  wirklich  ein  zwingender  Syl- 
logismus gegen  die  Anwendbarkeit  der  Grenznutzentheorie  oder 
schlechthin   gegen  den   Begriff  Grenznutzen  erreicht? 


l)  Das  Geld.      Leipzig  1903,    S.  487   f. 
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Bei  aller  Richtigkeit  dieser  Antithesen  schiesst  Helffericli 
doch  übers  Ziel.  Beginnen  wir  mit  der  behaupteten  allgemein 
volkswirtschaftlichen  Widersinnigkeit,  so  ist  /AUiächst  zu  sagen : 
die  Natzwirkung  des  Geldes  in  der  Volkswirtschaft  i  s  t  durch 
seine  Menge  im  gegebenen  Augenblick  tatsächlich  beschränkt. 
Ein  Beweis  dafür  ist  in  der  Anspannung  des  Geldmarktes  infolge 
hoher  Preise  zu  erkennen.  Die  Höhe  der  Preise  und  der  Umsätze 
bedingt  den  Bedarf  an  Geld.  Und  wenn  Heljferich  meint,  die 
Nutzwirkungen  des  Geldes  seien  bedingt  durch  Veränderungen 
seines  Verkehrswertes,  so  unterschätzt  er  i.  die  Elastizität  des 
Zahlungswesens  in  der  modernen  kreditwirtschaftlichen  Verkehrs- 
organisation und  2.  die  Kraft  des  Beharrungsvermögens  der  Preise. 
Die  Elastizität  der  Zahlungsmittel  bewirkt  eine  Leichtigkeit  und 
Raschheit  in  der  Mengenänderung,  so  dass  Aenderungen  des 
Verkehrswertes,  die  auch  eine  Aenderung  der  Nutzwirkungen 
des  Geldes  auslösen  würden,  nur  ausserordentlich  spärlich  zu 
beobachten  sind.  Heljferich  nähert  sich  hier  in  bedenklicher  Weise 
einer  quantitätstheoretischen  Auffassung,  die  er  in  anderem 
Zusammenhange  begreiflicherweise  selbst  bekämpft. 

Und  was  nun  die  Grenznutzen-Vorstellung  im  Sinne  der 
Einzelwirtschaft  anlangt,  so  steht  doch  wohl  über  jedem  Zweifel, 
dass  im  grossen  und  ganzen  mit  einem  bestimmten  Geldbetrag 
für  eine  gewisse  Einzelwirtschaft  auch  die  erreichbaren  Nutz- 
wirkungen und  damit  auch  die  Nutzwirkung  jedes  ihr  darüber 
hinaus  zuwächsenden  Geldbetrages  oder  des  letzten  in  ihrer  Ver- 
fügung stehenden  ,  also  der  Grenznutzen  ,  in  einem  gegebenen 
Augenblick  feststellbar  und  gegeben  sind.  Schwankungen  können 
immerhin  eintreten  durch  plötzlich  auf  Seite  der  Waren  eintretende 
Verschiebungen  der  Preisbestimmungsgründe,  Missernte,  Futternot, 
Milchmangel  und  dgl.  Darüber  sofort  noch  näheres.  Es  steckt 
in  Helffericli^  Darlegung  wie  so  oft  in  der  Geldwerttheorie  der 
Glaube,  dass  eine  Preisänderung  mit  Notwendigkeit  aus  jeder 
Geldwertänderung  sich  ergeben  müsse,  ja  dass  geradezu  eine 
Korollar-Beziehung  zwischen  beiden  bestehe.  Das  ist  nur  teilweise 
richtig.  Und  wie  sich  Helffericli  die  »beliebige  Ausdehnung  der 
Nutzwirkung  eines  gegebenen  Geldvorrates  durch  Erhöhung  des 
Wertes  der  Geldeinheit«  vorstellt,  darüber  erfährt  man  nichts. 

So  liegen  eben  die  Dinge  nicht.  Wie  es  mit  den  Beding- 
ungen des  G  e  1  d  f  u  n  k  t  i  o  n  s  w  e  r  t  e  s  bestellt  ist,  das  soll  mit 
der  folgenden  möglichst  elementar  gehaltenen  Analyse   der  Preis- 
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änderungen  gezeigt  werden.  Voraussetzung  für  die  Klarstellung 
des  Zusammenhanges  ist  aber  die  Annahme,  dass  Bevölkerungs- 
vermehrung und  im  allgemeinen  die  Lebensführung  konstant  seien. 
Im  folgenden  soll  stets  eine  Preiserhöhung  gemeint  sein.  Die  Ka- 
pitalbildung oder  -Verwendung  bleibt  ausser  Betracht.  Und  nun  sind 
zwei  Kategorien  auseinander  zu  halten,  wodurch  sich  folgendes 
Schema  ergibt: 

A.  Die  Preisänderung  ist  eine  allgemeine,  dann  ist  die  Erklärung 
dieser  Aenderung  aus  zwei  verschiedenen  Quellen  denkbar.  Sie 
kann  sich  ergeben 

1.  aus  einer  Aenderung  in  dem  Verhältnisse  der  verfügbaren 
(angebotenen)  zu  den  nachgefragten  Gütermengen,  dabei  ist  nach 
der  Annahme  vor  allem  an  Abnahme  des    Angebots  zu  denken; 

2.  aus  einer  Aenderung  der  die  Kaufkraft  bildenden  Wert- 
betragsmengen,  also  insbesondere  der  Einkommen, 

B.  Die  Preisänderung  ist  eine  teilweise,  erstreckt  sich  nur 
auf  einzelne  Güterkategorien,  dann  kann  bei  gleichbleibender 
Kaufkraft  der  Bevölkerung  eine  solche  Erhöhung  nur  mit  korres- 
pondierendem Fallen  der  Preise  anderer  Verkehrsobjekte  gedacht 
werden. 

Der  Fall  ist  natürlich  weniger  praktisch:  die  Preiserhöhung 
löst  für  einen  Teil  der  Bevölkerung  normalerweise  Kaufkrafter- 
höhung aus,  nämlich  für  die  Verkäufer  der  betreffenden  Objekte  ^). 
Darauf  kommt  aber  auch  hier  nichts  an,  in  Betracht  kommt  nur 
die  Frage,  worauf  ist  die  Preiserhöhung  zurückzuführen,  und  da 
ist  wieder  möglich  die   Zurückführung: 

1.  auf  eine  Aenderung  des  Angebots  bei  gleichbleibender 
Nachfrage  nach  diesen  Gütern; 

2.  auf  eine  Erhöhung  der  Kaufkraft  der  für  die  betreffenden 
Güterkategorien  in  Betracht  kommenden  Konsumentenkreise,  durch 
Vermehrung  der  zur  Verfügung  stehenden  liquiden  Wertbeträge, 
schlechthin  durch  P^inkommensteigerung  einzelner  Teile  der 
Bevölkerung. 

Und  nun  sind  die  einzelnen  Fälle  im  Hinblick  auf  ihre  Beziehung 

der  Preisänderungen  zur  Geldwertänderung  zu  beurteilen.    Der  Fall 

A  I  zeigt  die  S  e  k  u  n  d  a  r  i  t  ä  t  der  Geldwertänderung  evident; 


l)  Doch  muss  das  nicht  sein,  z.  B.  die  Preiserhöhung  tritt  nur  ein  für  importierte 
Güter.  Bei  elementar  beeinträchtigter  Produktion  von  Gütern,  die  dann  eben  spär- 
licher auf  den  Markt  gebracht  im  Preis  steigen,  muss  diese  Preissteigerung  aber  gleich- 
falls nicht  zur  Kauf kraftsteigerung  führen. 
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die  Preisänderung  ist  nichts  anderes  als  ein  Korollar  aus  der 
Aenderung  der  Güterwertbestirnmungsgründe. 

A  2  ist  jener  Fall,  der  sich  als  Niederschlag  der  Tatsache 
ergibt,  dass  der  Grenznutzen  des  Geldes  mit  der  Menge  der  die 
Kaufkraft  der  Individuen  begründenden  Wertbeträge,  also  vor 
allem  mit  der  Höhe  der  Nominaleinkommen  sich  verändert,  die 
Geldwertänderung  ist  gegenüber  der  Preisänderung  primär. 

Der  Fall  B,  die  teilweise  Preiserhöhung,  die  nicht  von  einer 
individuellen  Kaufkraftvermehrung  verursacht  wird,  stellt  sich 
grundsätzlich  als  nichts  anderes  dar  denn  als  Verschiebung  in 
den  Güteraustausch- Verhältnissen;  eine  Wirkung  auf  die  Nutz- 
wirkungen des  Geldes,  eine  Geldwertänderung  tritt  gar  nicht  ein, 
wenn  ein  Preisrückgang  anderer  Objekte  als  Folge  sich  ergibt. 

Für  die  anderen  Fälle  teilweiser  Preiserhöhung  (B  i  und  2) 
erweist  sich  die  Geldwertänderung  das  eine  Mal  als  sekundär 
(i),  eine  Beeinträchtigung  des  Funktionswertes  des  Geldes  ist 
dann  gewiss  möglich,  wenn  die  partielle  Preiserhöhung  dauernd 
wird,  das  andere  Mal  (Fall  2)  als  primär. 

Das  Ergebnis  dieser  Betrachtung  ist  die  Gewissheit,  dass  der 
innere  Geldwert  eine  P"  u  n  k  t  i  o  n  der  verfügbaren 
Menge  an  Kaufkraft  begründenden  W  e  r  t  b  e  t  r  ä  - 
gen  ist,  also  für  die  Konsumtionswirtschaften  im  allgemeinen 
und  vor  allem  eine  Funktion  des  Einkommens,  und  zwar  verändert 
sich  der  Geldwert  kongruent  dem  durch  die  Einkommenshöhe 
gegebenen  Grenznutzen. 

Der  Begriff" des  Grenznutzens  ist  demnach  berechtigterweise  auf 
das  Geld  anzuwenden  und  er  ist  heranzuziehen  zur  Erklärung  der 
Preisbildungsvorgänge.  Dem  scheint  freilich  die  sekundäre  Wert- 
bewegung des  Geldes  im  Wege  zu  stehen.  Allein  die  Preislehre 
hat  es  mit  der  Erklärung  der  Preisentstehung  zu  tun  und  darnach 
bezüglich  des  Geldwertes  mit  dessen  Einfluss  auf  das  Verhalten 
der  Kauflustigen  und  der  Verkäufer  auf  dem  Markt.  Vergegen- 
wärtigen wir  uns  nun  nochmals  den  Mechanismus  der  Preisbildung. 
Auf  die  Preisbestimmung  gewinnt,  wie  im  zweiten  Aufsatz  gezeigt 
werden  soll,  in  erster  Linie  die  überkommene  Preisgrösse  und 
ausserdem  eine  Reihe  bewegender  Kräfte  Einfluss;  werden  sie  nicht 
lebendig,  dann  erhält  sich  der  Preis  auf  gleicher  Höhe.  Die  bewe- 
genden Kräfte  sind  vor  allem  i.  Aenderungen  in  der  Wertschätzung 
des  Kaufgutes;  2.  Aenderungen  in  der  Wertschätzung  des  Geldes. 
W^ohl  gemerkt  Aenderungen  eines  dieser  Elemente.  Wissen 
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wir  nun,  dass  die  sekundäre  Geldwertänderung  eine  Wirkung  der 
Preisänderungen  selbst  ist,  dann  muss  sie  für  die  aktuelle  Preis- 
erklärung belanglos  sein;  es  genügt  festzustellen:  diese  und  jene 
Preisänderung  ist  durch  Aenderungen  in  den  die  Wertschätzung 
des  Objektes  bestimmenden  Faktoren  eingetreten.  Die  dadurch 
eintretende  Beeinträchtigung  der  Nutzwirkungen  des  Geldes  kann 
bei  der  nächsten  Preisbildung  Bedeutung  haben,  hier  kommt  sie 
nicht  weiter  in  Betracht.  Können  nun  aber  Preisänderungen  nicht 
oder  nicht  in  zulänglichem  Ausmasse  mit  dieser  Objektwertän- 
derung erklärt  werden,  dann  ist  zu  untersuchen:  ist  etwa  der 
Geldwert  ein  anderer  geworden  und  äussert  sich  diese  Wert- 
änderung in  dem  Verhalten  der  Käufer  auf  dem  Markte?  Die 
Frage  führt  dann  auf  die  Bestimmungsgründe  der  primären  Geld- 
wertänderung:  die  individuelle  Kaufkraftänderung. 

Diese  Geldwertänderung  vollzieht  sich  zumeist  unabhängig 
von  dem  Markte,  der  Grenznutzen  des  Geldes  ändert  sich  unab- 
hängig von  den  Preisen,  die  Gegenstand  der  Erklärung  sind; 
sie  vollzieht  sich  als  Funktion  der  Einkommensänderung,  der  Ver- 
schiebung des  Verhältnisses  zwischen  Bedarf  und  Vorrat  an 
liquiden  Wertbeträgen  innerhalb  jeder  Einzelwirtschaft.  Darüber 
aber  noch  folgendes :  Eine  Aenderung  des  Grenznutzens  des 
Geldes  tritt  für  die  Einzelwirtschaft  ein  : 

1.  durch  eine  Aenderung  (insbesondere  Erhöhung)  der  Ver- 
fügung über  liquide  Wertbeträge,  also  durch  Aenderung  der  Kauf- 
kraft,  in  erster  Linie  des  Einkommens; 

2.  durch  Veränderung  der  Preise,  die  in  den  Konsumtions- 
bereich dieser  Wirtschaft  fallen;  diese  kann  wieder  ausgelöst  werden. 

a)  Durch  Konkurrenzverhältnisse  auf  Seite  der  Waren  (vgl. 
oben  Fall   A  l). 

b)  durch  Aenderungen  der  subjektiven  Kaufkraft  anderer 
Bevölkerungskreise  und  die  dadurch  bedingte  sekundäre  Geld- 
wertänderung. 

Das  ergibt  also  die  dualistische  Abhängigkeit  des  Grenznutzens 
des  Geldes,  denn  die  Aenderung  des  Geldwertes  tritt  ein  i.  mono- 
genetisch   mit    der    Aenderung    der    eigenen    Kaufkraft. 

2.  p  o  1  y  g  e  n  e  t  i  s  c  h  durch  die  kongregale  Natur  des 
Preises. 

Immer  bedeutet  auch  für  die  Einzelwirtschaft 
der  Grenznutzen  des  Geldes  den  Nutzen  aus  der 
letzten  noch  erreichbaren  Bedürfnisbefriedigung,  er  ist  in  jedem 
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Augenblick  eine  aus  dem  Beharrungsvermögen  der  Preise 
heraus  gegebene  Grösse  —  aber  er  ist  in  seiner  Verände- 
rung nicht  bloss  abhängig  von  der  Veränderung  der  eige- 
nen Kaufkraft,  sondern  auch  von  der  gesamten  Kauf- 
kraft, von  den  gesamten  Einkommensverhält- 
nissen und  damit  ein  objektiv  bedingter  Preisbildungsfak- 
tor. Das  weitere  ist  zum  Teil  in  dem  Kapitel  über  die  Analyse  der 
Kaufkraft  zu  bringen,  zum  Teil  ist  es  einer  demnächst  erscheinen- 
den Untersuchung  über  den    Geldwert  vorbehalten. 

Aber  die  subjektivistische  Preislehre  ist  mit  dem  Glauben  an 
die  preisbestimmende  Kraft  des  Gebrauchswertes  in  einen  anderen 
Irrtum  verfallen,   der  hier  noch  zu  erörtern  ist. 

Als  Voraussetzung  für  den  Abschluss  eines  Kaufgeschäftes  gilt, 
dass  ein  Spielraum  zwischen  dem  Besitzinteresse  an  dem  Kauf-  und 
an  dem  Preisgut  vorhanden  sein  muss  bei  beiden  Kaufparteien,  also 
auch  beim  Anbieter  des  Objektes^).  Wie  steht  es  nun  damit .^ 
BöJuii-Bazverk  nimmt  an  ^),  dass  die  Schätzungszififern  für  die 
Ware  seitens  der  gewerbsmässigen  Händler,  die  ja  »von  ihrer  Ware 
einen  für  ihre  persönlichen  Bedürfnisse  ganz  unverwendbaren 
Ueberfluss  besitzen«,  ganz  nahe  an  Null  stehe  und  dass  bei 
solchen  Verkäufen  gewerbsmässiger  Händler  die  begrenzende 
Wirkung,  die  die  Verkäuferschätzung  sonst  auszuüben  pflegt^), 
praktisch  nicht  zur  Geltung  komme,  die  Preishöhe  daher  tat- 
sächlich durch  die  Wertschätzungen  der  Kaufpartei  allein  be- 
grenzt   und    bestimmt    werde.     Für    die  Preisbildung    kommt  auf 


1)  Von  Neumatnt  (Grundlagen  der  Volkswirtschaftslehre  S.  196  f.)  allerdings 
nicht  unbedingt  behauptet.  Wohl  aber  von  Zuckerkandl,  Marshall^  Philippovich  u. 
V.  a.  Zu  weit  aber  geht  Böh/n-Bawerk,  wenn  er  die  verschiedene  Bewertung  eines 
Gutes  seitens  verschiedener  Personen  als  eine  Voraussetzung  für  das  Zustandekom- 
men von  Tauschvorgängen  ansieht.  Das  ist  durchaus  nicht  erforderlich.  Die  Tausch- 
möglichkeit hängt  nur  davon  ab,  dass  das  Verhältnis  der  Wertschätzung  des  einen 
Tauschenden  für  beide  Güter  (Kauf-  und  Preisgut)  ein  anderes  ist  als  beim  anderen 
Kontrahenten.  W^enn  B  von  A  das  X  kaufen  soll,  so  kann  ihr  Interesse  am  Besitz 
des  X  —  soweit  das  überhaupt  denkbar  wäre  —  sehr  wohl  das  gleiche  sein  ,  ihr 
Interesse  am  Kauf  aber  dennoch  bestehen.  Z.  B.  A  und  B  sind  zwei  Bauern,  A  hat 
eine  Kuh,  B  keine.  Bei  gleichen  sonstigen  Wirtschaftsverhältnissen  wird  das  abso- 
lute Interesse  am  Besitz  der  Kuh  dasselbe  sein.  Dennoch  wird  A  die  Kuh  an  B 
verkaufen,  wenn  er  das  Preisgut,  z.  B.  Geld  braucht.  Also  nur  um  die  Ungleich- 
heit der  Spannung  zwischen  Kuh  und  Geldbesitzinteresse  bei  beiden  handelt  es  sich. 

2)  Kapital  und  Kapitalzins  II.  Abt.   S.   231   (Innsbruck   1889). 

3)  Genau  sagt  Böhm:  die  begrenzende  Wirkung,  die  in  der  theoretischen  For- 
mel  die  Schätzungsziffer  des  letzten  Verkäufers  ausübt. 


5j2  ^^-  O'to  V.  Zwiedineck : 

Seite  des  Verkäufers,  sofern  er  die  Veräusserung  gewerbsmässig 
betreibt,  überhaupt  nicht  dessen  Gebrauchswertschätzung  als 
Grenze  in  Betracht,  vielmehr  schätzt  er  seine  Ware  nach 
Massgabe  des  Preises,  den  er  dafür  bekommen 
zu  können  glaubt,  mindestens  spielt  aber  der  Erwerbsauf- 
wand bei  seiner  Wertschätzung  eine  Rolle.  Man  hat  es  da  mit 
einer  Tatsache  dififerenter  Wertschätzungen  zu  tun,  die  im  posi- 
tiven Recht  längst  ihre  Bedeutung  durchgesetzt  hat  und  ihren 
Ausdruck  in  dem  Gegensatz  von  -»dainmini  emergens^,  einerseits, 
lucriiui  cessans  anderseits  gefunden  hat.  Aber  die  Praxis  des 
Verkehrsgetriebes  hat  die  Schwierigkeit  dieses  Unterschiedes 
längst  überwunden.  Massgebende  Instanz  für  die  Beurteilung 
solcher  Fragen,  wie  eben  der  nach  der  Höhe  des  Interesses  an 
der  Verfügung  über  ein  Verkehrsobjekt,  ist  offenbar  die  Judi- 
katur und  aus  dieser  weiter  hervorgehend  die  Rechtsnorm. 

Das  Rechtsempfinden  hat  hierin  entschieden  eine  Wandlung  aufzuweisen  ,  die 
im  positiven  Recht  sogar  schon  klaren  Ausdruck  gefunden  hat.  Das  ältere  Recht 
unterscheidet  scharf  zwischen  damnum  emergens  und  lucrum  cessans  (z.  B.  öster- 
reichisches allg.  bürg.  GB.  §§  1293,  1323  und  1324)  *),  das  deutsche  BGB.  kennt  den 
Begriif  des  gemeinen  Wertes  (des  Wertes,  den  eine  Sache  objektiv  für  jedermann 
hat  ^),  nicht.  IVIassgebender  noch  ist  für  unseren  Zusammenhang  natürlich  das  Han- 
delsrecht. Auch  das  Handelsgesetzbuch  kennt  den  Begriff  nur  im  Frachtrecht.  Aber 
auch  da  erscheint  es  als  eine  Anomalie,  wenn  §  430  HGB.  den  Frachtführer 
nur  für  den  gemeinen  Handelswert  und  in  dessen  Ermanglung  für  den  gemeinen 
Wert  haften  lässt  •"*)  ,  »welchen  Gut  derselben  Art  und  Beschaffenheit  am  Ort  der 
Ablieferung  in  dem  Zeitpunkte  hatte,  in  welchem  die  Ablieferung  zu  bewirken  war«. 
Düringer-Hachenbtcrg  bezeichnen  es  als  »Inkonsequenz,  dass,  obwohl  die  Fälle  des 
Verlusts,  der  Beschädigung  ,  der  Versäumung  der  Lieferzeit  ,  was  den  Grund  des 
Anspruchs  gegen  den  Frachtführer  anlangt ,  völlig  einheitlich  geregelt  sind,  für  die 
Beurteilung  der  Höhe  des  Schadens  ohne  ersichtlichen  Grund,  verschiedene  Grund- 
sätze einerseits  für  den  durch  Verlust  oder  Beschädigung  entstandenen  Schaden,  an- 
derseits für  den   durch  Versäumung  verursachten  aufgestellt  sind«*). 


1)  Gerade  für  den  Verkäufer  kommt  nach  österr.  Recht  bei  Verkürzung  über 
die  Hälfte  auch  nur  der   »gemeine  Wert«   in  Betracht   §  934. 

2)  Düringer-Hachenburg^  Das  Handelsgesetzbuch  auf  der  Grundlage  des  BGB. 
erläutert,   III.   Bd.  Mannheim   1905,   S.   565. 

3)  Eine  Anomalie  im  Hinblick  auf  die  Bestimmung  des  §  252  BGB.  ,  die  die 
Bestimmung  des  Art.  283  des  alten  Handelsgesetzb.  entbehrlich  machte,  der  zufolge 
ausdrücklich  für  das  Handelsgeschäft  Schadenersatz  für  entgangenen  Gewinn  ein- 
schliesst. 

4)  Ebenda  S.  563.  Aehnlich  Staube  Kommentar  zum  Handelsgesetzbuch  Bd.  II. 
8.  Aufl  S.  1865,  abweichend  insofern  ,  als  er  annimmt  ,  falls  der  Schaden  geringer 
wäre  als  der  gemeine  Wert,  sei  doch  dieser  zu  ersetzen  (z.  B,  falls  der  Käufer  die 
Ware  unter  dem  Handelswert  gekauft  hätte)  also  nicht  der  individuelle  Wert. 
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Der  Anspruch  auf  Ersatz  des  entgangenen  Gewinnes,  der  im 
älteren  Recht  in  der  Hauptsache  nur  ex  deh'cto  entstand,  wird 
nicht  nur  im  Handelsrecht,  sondern  auch  im  modernen  bürger- 
lichen Recht  allgemein  zuerkannt.  Es  ist  der  »individuelle 
Wert«,  der  hier  im  Gegensatze  zum  gemeinen  Wert  zur  Geltung 
kommt  ^).  Man  könnte  logisch  kaum  wesentliches  dagegen  ein- 
wenden, diese  Wertschätzung  in  die  Kategorie  eines  Gebrauchs- 
wertes in  einem  weiteren  Sinne  einzureihen,  denn  dem  Geschäfts- 
mann ist  die  Ware  Wert  im  Hinblicke  auf  sein  Geschäftsziel: 
Reinertrags-Erwirtschaftung ;  dazu  gebraucht  er  die  Ware;  sie 
dient  ihm  als  Zweck-Mittel.  Gleichviel,  wir  wollen  davon  ab- 
sehen. Für  uns  steht  eines  fest :  die  Bö/unsche  Auffassung  setzt 
sich  jedenfalls  über  das  Rechtsempfinden  der  massgebenden 
Kreise  hinweg,  wenn  er  die  Schätzungsziffer  für  die  Ware  seitens 
des  gewerbsmässigen  Verkäufers  für  belanglos  erklärt,  weil  die 
Gebrauchswertschätzung    des  Verkäufers    fast  Null    zu  setzen  sei. 

Zu  beachten  bleibt  aber  bei  der  Beurteilung  der  Erwägungen, 
die  auf  Seite  des  verkaufenden  Geschäftsinannes  wirksam  sind, 
noch  folgendes:  im  Augenblicke  des  Verkaufes,  also  der  Preis- 
bestimmung, wird  sein  Verhalten  durch  weiter  zurück-,  ja  unter 
Umständen  sehr  weit  zurückliegende  Entschliessungen  bedingt,  die 
Freiheit  seines  Verhaltens  wird  gehemmt  sein.  Der  Entschluss 
einzukaufen  zwecks  Wiederveräusserung  erfolgte  auf  Grund  der 
Differenz  zwischen  der  Preislage  auf  dem  Abnehmer-Markt  und 
jener  auf  dem  Einkaufsmarkt  (bei  Produzenten  auf  dem  Produkten- 
markt einerseits  und  dem  Produktivgüter-Markt  anderseits).  Was 
den  Minuend  anlangt,  wäre  genauer  zu  sagen :  die  voraussichtliche 
Preislage  im  Zeitpunkte,  in  dem  wahrscheinlich  die  Ware  würde 
verkauft  werden  können. 

Die  Spannung  kann  bis  zu  dem  Eintritte  dieses  Zeitpunktes, 
da  es  zum  Verkauf  dann  wirklich  kommt,  sich  vergrössern  oder 
verkleinern.  Dass  aber  eine  solche  Spannung,  u.  z.  im  bezeich- 
neten Sinne  positive  Spannung,  vorhanden  bleibe,  darauf  ist  das 
Interesse  des  Geschäftsmannes  gerichtet,  das  ist  normalerweise 
Voraussetzung  für  das  Zustandekommen  des  Verkaufes.  Aber 
natürlich  können  im  konkreten  Fall  auch  auf  seiner  Seite  Inter- 
essen   anderer  Art    stärker    sein,    so    vor    allem  das  Interesse  an 


I)  Ueber  den  »individuellen  Wert«  vgl.  Düringer-Hachenburg  a.  a.  O.  S.  565 
ein  sehr  richtiges  aktuelles  Beispiel.  Individueller  Wert  deckt  sich  mit  subjektivem 
Besitzinteresse. 
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der  Geldbeschaffung  (etwa  in  der  Nähe  von  Wechselfälligkeits-Ter- 
minen).  Dann  konkurriert  eben  die  Dringlichkeit  eines  Be- 
sitzinteresses an  der  eben  sofort  erlangbaren  Kaufsumme  mit  dem 
Interesse  an  dem  Besitz  einer  höheren  Geldsumme,  an  einem 
höheren  Reinertrage  oder  Reinertrag  überhaupt,  und  damit  kann 
auch  der  Spielraum  seine  Bedeutung  als  conditio  sine  qua  non 
gegenüber  dem  Zustandekommt^n  des  Geschäfts  verlieren. 

Die  Wertschätzung  der  Ware  (das  ist  der  Betrag,  zu  dem, 
wenn  auch  später,  die  Ware  verkauft  werden  kann)  wird  von  der 
Wertschätzung  des  Geldes  übertroffen.  Gerade  auf  dem  am  voll- 
kommensten organisierten  Markte,  an  der  Börse,  entscheidet 
die  Dringlichkeit  des  Bedarfs  an  Geld  gegen  die  Wertschätzung 
des  Kaufgutes  ausserordentlich  häufig  und  gerade  im  Börsenge- 
schäft ist  zu  beobachten,  dass  der  erreichbare  Preis  die  Wert- 
schätzung des  Verkäufers  für  seine  Ware  bestimmt:  die  Preis- 
konzession bei  drohendem  Kursrückgang  bedeutet  nichts  anderes 
als  diesen  Anpassungsvorgang  der  Verkäufer-Wertschätzung.  Nicht 
nur  der  eminent  kongregale  Charakter  des  Preisphänomens,  sondern 
auch  der  vielfach  polygenetische  Grundzug  des  subjektiven  Wertes 
tritt  da  in  die  Erscheinung.  Also  nicht  erst  das  Preisphänomen, 
auch  die  subjektive  Grundlage,  der  Wert  schon  kann  polygenetisch 
zu  verstehen  sein.  Polygenetisch,  aber  ohne  dass  der  subjektiven 
Wesenheit  dadurch  Abbruch  geschehen  könnte,  denn  die  höchst 
individuelle  Umgestaltung  und  Verarbeitung  der  aus  der  Umwelt 
übernommenen  Vorstellungen  bleibt  doch  stets  das  entscheidende, 
sie  muss  es  bleiben,  sonst  könnte  doch  nicht  das  Nebeneinander 
von  Baisse  und  Hausse  aus  identischen  Grundlagen  Nahrung  ge- 
winnen. Die  Bilanz,  die  der  sanguinische  Optimist  A  für  das 
Geschäft  X  aufstellt,  wird  jedenfalls  anders  ausfallen  als  jene,  die 
der  pessimistische  B  aufstellt. 

Der  polygenetische  Zug  des  subjektiven  Wertes  ist  aber  natür- 
lich auch  wieder  nur  als  historische  Kategorie  aufzufassen.  Er  ist 
abhängig  von  dem  Grad  der  Beziehungen  des  Subjektes  zu  den  Ver- 
kehrsvorgängen. In  dem  Masse,  als  die  Bedürfnisbefriedigung  der 
Einzelwirtschaft  immer  abhängiger  wird  von  der  Verfügung  über 
marktgängige  Wertbeträge,  schlechthin  über  Geld,  ändert  sich 
notwendig  auch  ihr  Verhalten  beim  Gelderwerb,  durch  Veräusse- 
rung  ihrer  Marktware.  Mit  der  Aenderung ,  vor  allem  also  mit 
der  Steigerung  der  Beziehungen  zum  Markt,  gewinnen  die  Ein- 
drücke von  dem  Interesse   und  dem  dadurch  bedingten  Verhalten 
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der  anderen  Marktbesucher  ganz  anders  Einfluss  auf  das  Urteil 
des  Urproduzenten  insbesondere  und  nur  ganz  allmählich  ge- 
winnen auch  in  der  verhältnismässig  isolierten  Bauernwirtschaft 
die  Produkte  Verkehrswert.  Und  damit  er^t  erhält  auch  der 
Begriff  der  Produktionskosten  in  dieser  Sphäre  einen  bestimmten 
Inhalt. 

Aber  noch  in  einer  anderen  Richtung  wird  die  Preiserklärung 
durch  subjektive  Wertschätzungen  allein  unzulänglich :  Es  gibt 
Wirtschaftssubjekte,  bei  denen  die  Wertschätzung  des  Subjekts 
überhaupt  nur  sehr  unvollkommen  denkbar  ist,  nämlich  Kollektiv- 
subjekte. Nicht  als  wenn  eine  Menschen  gru  ppe  als  Träger  von 
Nutzinteressen  nicht  gedacht  werden  könnte  und  damit  auch,  als 
ob  eine  solche  in  ihrem  Verhalten  von  einem  Grenznutzen  nicht 
sich  leiten  lassen  könnte.  Aber  mit  dieser  Möglichkeit  allein  ist 
das  Problem  der  Wertschätzung  als  Grundlage  für  die  Preisbil- 
dung,  an  denen  Kollektivpersonen  teilnehmen,  nicht  gelöst. 

Man  braucht  sich  nur  die  Frage  vorzulegen :  wie  wird  der 
Preis  für  eine  vom  Staat  zu  bauende  Brücke  für  einen  Bahnhof 
oder  schlechthin  eine  Bahnstrecke,  für  ein  Kriegsschiff,  für  Ka- 
nonen, für  ein  lenkbares  Luftschiff  usw.  bestimmt.?  Wenn  sich 
schon  ungeachtet  aller  Imponderabilien,  die  hier  herein  spielen, 
die  W'ertschätzung  des  Kollektivsubjektes  Staat  für  diese  Güter 
ermitteln  Hesse :  wie  steht  es  denn  aber  mit  der  unentbehrlichen 
Wertschätzung  des  Preisgutes }  —  Darauf  gibt  die  extrem  sub- 
jektivistische  Theorie  keine  zulängliche  Antwort,  es  gibt  für  die 
Wirtschaftsführung  des  Staates  und  anderer  öfifentlicher  Gebiets- 
körperschaften, bei  denen  sich  die  »verfügbaren  Mittel«,  um  als 
Käufer  aufzutreten,  nach  Massgabe  des  Bedarfs  richten,  keinen 
Grenznutzen  dieser  Mittel  und  damit  fehlt  dann  nach  dieser 
Lehre  auch  der  Begriff  der  Wertschätzung  des  Geldes  für  diese 
Subjekte. 

Eine  der  polypragmatischen  Bedeutung  der  Marktpreise  ge- 
recht werdende  Auffassung  der  Preisbildung  weist  wenigstens  dar- 
auf hin,  dass  der  kaufende  Kollektivorganismus  durch  seine  Or- 
gane annähernde  Kontroiziffern  für  die  Preisforderungen  der  An- 
bieter gewinnen  kann,  wodurch  eine  Schranke  für  diese  und 
gewissermassen  ein  Ersatz  für  die  fehlende  Begrenztheit  der  Kauf- 
kraft erreicht  wird.  Dass  dann  aber  allerdings  auf  Seite  der  An- 
bieter ein  ausserordentlich  charakteristisches  Tasten  nach  dem 
wahrscheinlichen  Maximum    der  Zahlungsgeneigtheit    auftritt,    das 


gj5  Dr.  Otto  V.  Zwiedineck: 

lehren  reichlich  die  Lieferungsofferten,  die  bei  solchen  Kollektiv- 
subjekten einlaufen.  Handelt  es  sich  um  Subniissionsofferten, 
dann  betrifft  das  Tasten  jene  Ziffer,  zu  der  voraussichtlich  noch 
mit  grösstem  Gewinn  der  Zuschlag  der  Lieferung  erreicht  werden 
dürfte,  wenn  nicht  andere  Spekulationsgedanken  im  Spiele  sind  ^). 

3.   Die  Verirrungen  des  Objektivismus. 

a.  Zur  Kausalität    zwischen  Preisbewegung    und 
K  o  s  t  e  n  ä  n  d  e  r  u  n  g. 

Wenn  man  es  heute  unternimmt,  die  objektivistische  und  in- 
sonderheit die  Kostentheorie  zu  bekämpfen,  läuft  man  Gefahr, 
sich  der  kritischen  Einwendung  auszusetzen,  man  rennte  offene 
Türen  ein.  Hat  doch  F.  J.  Neumann  genügend  schwerwiegende 
Argumente  gegen  die  Kosten  als  Bestimmungsgründe  des  Preises 
ins  Feld  geführt,  von  der  erfolgreichen  Verfechtung  selbständiger 
subjektivistischer  Preiserklärungen  ganz  zu  schweigen.  So  schreibt 
doch  auch  Sclimoller:  »Niemand  glaubt  heute  mehr,  dass  die 
Aufwendung  von  Kosten  oder  Arbeit  irgendwo  oder  wann  einem 
Gut  Wert  gebe,  wenn  es  nicht  zugleich  infolge  seiner  Nützlich- 
keit und  seiner  Beschränktheit  begehrt  ist.  Niemand  übersieht 
heute  mehr,  dass  die  Produktionskosten  nie  direkt  den  Wert  und 
die  Preise  bestimmen  .  .  .«  ^).  Leider  liegen  die  Dinge  nicht  ein- 
mal so,  wie  Schnioller  sie  annimmt.  Es  gibt  immer  noch  Theo- 
retiker, die  an  die  absolute  Bestimmungskraft  der  Kosten  gegen- 
über den  Preisen  glauben.  Und  Ran,  Macleod,  Jevons,  die  öster- 
reichische Schule  und  vor  allem  Ncnniann  haben  das  Dogma  von 
der  Primarität  der  Kosten  zu  überwinden  gesucht,  es  lebt  dennoch 
in  voller  Einseitigkeit  fort.  Die  Formulierungen,  die  Oldenberg  in 
der  Festgabe  für  Ad.  Wagner  unternimmt,  ist  eine  Erneuerung  der 
ganz  einseitigen  extrem  objektivistischen  Preislehre.  Es  ist  ein 
sehr  energischer  Versuch,  die  Preisphänomene  auf  den  Bestimmungs- 
grund par  excellence  »Kosten«   zurückzuführen^). 

1)  Beispielsweise  sei  angeführt  ,  dass  für  Ausführung  einer  Brückenarbeit  ,  die 
von  der  vergebenden  Behörde  auf  8000  M.  veranschlagt  wurde  ,  Offerten  zwischen 
6000  und  18  000  M.,  für  Anstreicherarbeiten  ,  die  mit  1500  M.  veranschlagt  waren, 
Offerten  zwischen  800  und  4000  M.  einliefen.  Es  ist  dies  ein  Beitrag  zu  der  noch  zu 
erörternden  Preisbildung  nach   der   Kaufkraft  der  Kauflustigen. 

2)  Grundriss  II,  S.  149. 

3)  Festgaben  für  Adolf  Wag7ier,  Leipzig  1905,  Zur  Preistheorie  von  Karl  Ohlen- 
/>erg,  S.  267 — 292. 
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Dass  der  Glaube  an  diese  Lehre  nicht  erloschen  ist,  kann 
nicht  überraschen,  nur  sollte  man  die  absoluten  und  einseitigen 
Gläubigen  doch  wahrlich  nicht  mehr  in  den  Kreisen  der  Theo- 
retiker finden.  Der  weniger  tief  eindringenden  Beobachtung  des 
ökonomischen  Getriebes  tritt  ja  eine  Tatsachen  Masse  entgegen, 
die  sich  aufs  erste  eben  nur  objektivistisch,  und  zwar  eben  im 
Sinne  der  Bedingtheit  aller  Preise  durch  Kosten  deuten  lässt. 
Und  es  ist  auch  unschwer  zu  erkennen,  dass  gerade  Vorgänge 
des  Alltagslebens  es  sind,  aus  denen  dieser  starre  Glaube  an  die 
Objektivität  der  Preisgrundlagen  seine  Nahrung  nimmt.  Was 
ganz  besonders  geeignet  ist,  das  Kosten-Dogma  zu  fördern,  ist 
der  nicht  zu  leugnende  Parallelismus  zwischen  den  Preisen  der 
Genussgüter  oder  sonstiger  insbesondere  gewerblicher  Produkte 
einerseits  und  der  Summe  der  Preise  aller  Produktivgüter  für  solche 
Produkte  andererseits,  also  zwischen  Preis  und  Herstellungskosten 
eines  Gutes. 

Mehr  noch  als  die  nackte  Augenblickstatsache  einer  solchen 
Aehnlichkeit  der  beiden  Grössen  ist  es  freilich  noch  der  Paral- 
lelismus in  den  Bewegungen  beider  Grössen:  es  drängt  sich 
die  Tatsache  auf,  dass  mit  der  V^erbilligung  einer  Produktion 
auch  die  Preise  der  Produkte  zu  sinken  pflegen,  und  umgekehrt, 
dass  mit  einer  Steigerung  der  Produktionskosten  eine  Aufwärts- 
bewegung  der  Produktpreise  in  der  Regel  eintritt. 

Hier  hauptsächlich  setzt  denn  auch  Oldenberg  mit  seiner  Be- 
weisführung ein.  Allerdings  ist  diese  eine  indirekte,  denn  sie  be- 
steht im  Kern  in  einer  Bekämpfung  der  subjektivistischen  Preis- 
theorie B'öJivi- Batverk?,  und  mit  der  Widerlegung  dieser  »mit 
untauglichen  Mitteln  ausgeführten  subjektivistischen  Umklamme- 
rungsversuche« scheint  er  das  alte  klassische  Kostengesetz  soweit 
für  gerechtfertigt  zu  halten,  dass  es  für  die  Kausalität  zwischen 
Kosten  und  Preis  keinen  Zweifel  geben  könne. 

Diese  Widerlegung  der  Subjektiv -Theorie  besteht 
einmal  in  dem  Nachweis  einer  Art  Lücke  in  Böhms  Gedanken- 
reihe, der  einerseits  die  Preise  durch  die  Wertschätzung  der  Grenz- 
paare,  die  zum  Tausch  gelangen,  bestimmt  sein  lässt,  anderseits 
aber  zugibt,  dass  die  Wertschätzung  der  Verkäufer  für  die  Ware 
im  erwerbsmässigen  Verkehrsmechanismus  annähernd  gleich  Null 
sei  und  dass  von  den  vier  Wertschätzungen  der  Grenzpaare,  die 
die  Preisbildung  begrenzen,  jene  der  Verkäufer  ganz  fortfallen. 
Dieser  Bemängelung    der   Bö/i7/ischen    Preiserklärung    ist    die  Be- 
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rechtigung  nicht  ganz  zu  versagen.  Es  ist  oben  (S.  612)  schon 
gesagt  worden,  dass  und  aus  welchen  Gründen  die  Ausschaltung 
oder  Nullsetzung  des  Verkäuferinteresses  für  irrig  zu  halten  ist; 
zunächst  genügt  es  festzustellen ,  dass  Oldenbergs,  Kritik  hierin 
zutrifft. 

Nun  zum  zweiten  Angriffspunkt  Oldenbergs:  Böhm  gibt  zu, 
dass  in  einem  Ausnahmefall,  näfnlich  bei  Warenlieferung  auf  Be- 
stellung der  Wert  der  Produktionsmittel  die  Schätzungsziffer  der  Ver- 
käufer bestimme,  dass  also  die  Kosten  die  Untergrenze  des  Preises 
seien.  Nach  diesem  Zugeständnis,  meint  Oldenberg,  müsse  Böhm 
die  Kosten  auch  prinzipiell  als  Preisbestimmungsgrund  gelten  lassen, 
denn  wenn  man  schon  vielleicht  darüber  streiten  könne,  ob  heute 
die  Produktion  auf  Bestellung  nur  einen  Ausnahmefall  bilde,  jeden- 
falls sei  »auch  bei  Vorratsproduktion  zum  Verkaufszwecke  auf 
die  Dauer  und  prinzipiell  die  Produktionsbereitschaft  und  nicht 
nur  das  Produkt  Gegenstand  des  Angebotes«  und  infolgedessen 
dürften  die  Produktionskosten  als  durchschlagender  Faktor  der 
Preisbildung  von  der  Theorie  nicht  verschleiert  werden.  Was 
aber  Oldenberg  zur  Begründung  dieser  These  anführt,  ist  be- 
denklich dürftig.  Er  sagt:  »In  einer  Volkswirtschaft,  die  zum 
Verkaufszwecke  produziert,  gewinnt  der  Begriff  des  Angebotes 
eine  neue  Bedeutung.  Das  Angebot  liegt  in  der  Hand  des  pro- 
duzierenden Unternehmers  (oder  des  bei  ihm  bestellenden  Kauf- 
manns), und  was  er  anbietet,  ist  auf  die  Dauer  nicht  sowohl  das 
fertige  Produkt,  als  die  Produktionsbereitschaft,  also  das  Pro- 
duktionskapital.« Daraus  folge:  erstens,  der  anderweitige  Ge- 
brauchswert der  Ware  für  den  Verkäufer,  das  ist  die  Untergfenze 
des  Preises,  finde  hier  seinen  Geldausdruck  in  dem  Belaufe  des 
aufzuwendenden  Produktionskapitals,  also  in  den  Produktions- 
kosten; und  zweitens,  das  Angebot  reproduzibler  Waren  könne 
sich  jeder  Nachfrage  anpassen,  sodass  der  Preis  nicht  erst  über 
jene  Untergrenze  sich  zu  erheben  braucht,  um  die  Mengen  von 
Angebot  und  Nachfrage  zum  Gleichgewicht  zu  bringen.  »Da- 
her:« Gravitation  des  Preises  zur  Höhe  der  Produktionskosten, 
die  für  seinen  Durchschnitt  Ober-  und  Untergrenze  seien!  Ein 
Gesetz,  dessen  mächtiger  Einfluss  aus  der  Praxis  zu  bekannt  sei, 
als  dass  es  nicht  einen  Ehrenplatz  in  der  Preistheorie  bean- 
spruchen dürfte^). 

i)  A.  a.  O.  S.  268. 


Kritisches  und  Positives  zur  Preislehre, 


619 


Vorläufig  können  wir  in  unserer  Disziplin  auf  Tatsachen  nicht 
verzichten  und  können  mit  Prämissen,  die,  jede  für  sich,  ein  thema 
probanduni  darstellen,  nicht  argumentieren.  Die  obigen  Sätze 
sind  lauter  a  priori  hingestellte  Thesen,  denen  jede  reale  ]?asis 
fehlt.  Oldenbcrg  hätte  ebenso  gut  sich  mit  dem  letzten  Satz  be- 
gnügen und  auf  alles  vor  diesem  merkwürdigen  »Daher'  Gesagte 
verzichten  können.  Aber  auch  die  Formulierung  des  Gravitations- 
gesetzes ist  gänzlich  verunglückt,  denn  dass  ein  Gravitationsziel 
eine  Schranke  nach  zwei  Seiten  für  eine  Bewegung  bilden  soll, 
ist  nach  physikalischen  [Möglichkeiten  kaum  vorstellbar. 

Ganz  anders  steht  es  mit  Oldenbergs  drittem  Vorwurf  gegen 
Böhins  Theorie :  dieser  anerkenne  wohl  den  Zusammenhang 
zwischen  Produktionskosten  und  Produktpreis,  drehe  aber  die 
Kausalität  um,  indem  er  lehrt,  Produktpreis  sei  Ursache  des 
Preises  der  Produktionskosten.  Diesen  Vorwurf  stützt  er  vor 
allem  darauf,  dass  eine  Preisveränderung  von  einem  Produktions- 
mittel ausgehen  und  sich  auf  die  Fabrikate  fortpflanzen  könne 
und  zwar  insbesondere  auch  dann,  wenn  die  Preisveränderung 
beim  Produktivmittel  eine  dauernde,  weil  z.  B.  in  einer  Verein- 
fachung des  Gewinnungsprozesses  begründete  ist. 

Die  [Möglichkeit  einer  solchen  Kausalität  zwingt  uns  zunächst 
zu  folgender  Analyse  aller  derjenigen  Vorgänge,  die  als  Aende- 
rung  der  Produktionskosten  wirksam  werden  könnten. 

I.  Die  Verminderung  der  Kosten  kann  ihren  Grund 
hauptsächlich  aus  zwei  verschiedenen  Quellen  herleiten: 

1.  aus  einer  Verminderung  der  Preise  der  Kosten- 
güter infolge  einer  Verschiebung  des  Verhältnisses  zwischen  An- 
gebot und  Nachfrage.  Diesen  Fall  hat  Bö/un-Bazuerk  erschöpfend 
behandelt^)  und  vor  allem  den  Beweis  erbracht,  dass  eine  solche 
Kostenänderung  keine  letzte  und  objektive  Ursache,  also  nur 
scheinbar  ein  primär  preisbildendes  Element  ist,  dass  vielmehr  der 
letzte  Grund  für  eine  solche  Kostenminderung  in  der  Abnahme 
der  Wertschätzung  für  die  Grenzkategorie  von  Genussgütern  zu 
suchen  ist,  für  die  die  betreffenden  Kostengüter  gleichfalls  ver- 
wendet werden  und  deren  Preis  als  der  von  Grenzprodukten  für 
den  Wert  der  Kostengüter  eben  massgebend  wird. 

2.  aus  einer  Vereinfachung  des  Produktionspro- 
zesses bei  der  Gewinnung  eines  Produktivgutes,    aus  einer  Ver- 

l)  Böhm-Bawerk,  Wert,  Kosten  und  Grenznutzen.     J.  f.  N.   5S.    Bd.  S.  331  IT., 
insbes.   auch  Kapitalzins  II,   S.   242. 
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minderung  des  technisch  bisher  notwendigen  Aufwandes  durch 
irgend  eine  technische  Errungenschaft.  Auch  diese  Möghchkeit 
sieht  BöJiDi  vor.  Es  ist  das  zweifellos  derjenige  Fall,  bei  dem 
die  Primarität  der  Kosten  in  dem  Kausalnexus  am  wenigsten 
widerlegbar  scheint.  BöJini  führt  die  Vereinfachung  des  Produk- 
tionsprozesses auf  eine  Verminderung  des  Erfordernisses  an  mensch- 
licher Arbeitskraft  zurück  und  ^öst  damit  diesen  Fall  genau  ge- 
nommen in  den  Fall  i  auf:  einem  Produktionszweig,  der  infolge 
technischer  Vereinfachung  statt  3  Arbeitstagen  ä  i  Gulden  nur 
mehr  2  zur  Herstellung  der  Produkteinheit,  z.  B.  eines  Zentners 
Eisen,  braucht,  werden  insolange  weitere  Arbeitskräfte  durch  das 
Unternehmertum  zugeführt  werden,  bis  durch  Vermehrung  der 
Eisenproduktion  die  Versorgung  mit  Eisen  bis  in  jene  Bedarfs- 
schichten herabreicht ,  in  denen  zufolge  der  Wertschätzung  der 
Eisen  p  r  o  d  u  k  t  e  für  den  Zentner  Eisen  nur  2  Gulden  statt  frü- 
herer 3  gezahlt  werden  kann. 

Wir  können  Böhms  Erklärung  des  Kausalnexus  nicht  als  bloss 
bedingt  richtig  ansehen  wie  Oldenberg\  aber  er  nennt  das  Ding 
doch  nicht  beim  wahren  Namen  und  so  muss  er  sich  von  Olden- 
berg  nicht  ganz  ohne  Berechtigung  entgegen  halten  lassen,  dass 
nur  der  Geldwert  der  Produktionsmittel  e  i  n  h  e  i  t,  der  Arbeits- 
stunde, durch  ihren  Produktpreis  bestimmt  sei,  nicht  die  Zahl 
der  zur  Herstellung  notwendigen  Arbeitsstunden  und  dass 
das  Kostengesetz  ja  eben  den  umgekehrten  Kausalzusammenhang 
im  Auge  habe,  von  dem  es  besage,  dass  die  Zahl  der  aufzuwen- 
denden Arbeitsstunden  den  Preis  des  Produkts  bestimme. 

Die  Frage  nach  dem  treibenden  Element  für  eine  Produktiv- 
preis-Verminderung ist  auch  ohne  solche  Abstraktionen  lösbar. 
Hiefür  bietet  die  Praxis  in  der  Tat  genügend  Fälle,  an  denen  der 
Kausalität  nachgespürt  werden  kann.  Wenn  eine  einzelne  Unter- 
nehmung zu  einer  ersparenden  Verbesserung  und  Verkürzung  des 
Produktionsverfahrens  gelangt,  ist  sie  in  der  Regel  ängstlich  dar- 
auf bedacht,  die  Verbesserung  geheim  zu  halten.  Ja,  es  muss 
endlich  auch  in  der  Preislehre  der  Tatsache  Beachtung  geschenkt 
werden,  dass  sich  der  Wettbewerb  der  Erzeuger  grossenteils  so- 
zusagen »pro  foro  interno«  abspielt,  das  heisst,  dass  die  ganze 
technische  und  ökonomische  Energie  einer  Unternehmung  darauf 
konzentriert  wird,  die  Spannweite  zwischen  Verkaufspreis  und 
Kosten  durch  Reduzierung  dieser  zu  vergrössern,  ohne  den  Preis 
hinaufzusetzen.     Die  Einbeziehung  der  Rohstoffgewinnung,    insbe- 


Kritisches  und  Positives  zur  Preislchre.  Ö2  I 

sondere  neuestens  die  Angliederung  von  Kohlenzechen  an  ver- 
schiedene Halbzeug-,  aber  auch  Fertigfabrikations-Unternehmungen, 
die  Ausgestaltung  einer  Maschinenfabrik  durch  Einbeziehung  der 
Giesserei,  einer  BaumvvoUdruckerei  durch  Einrichtung  einer  We- 
berei u.  dgl.,  all  das  sind  INIassnahmen,  um  von  dem  gegebenen 
Preis  ausgehend,  an  ihm  festhaltend  eine  Ertragserhöhung  zu  er- 
zielen. Ein  Herabgehen  mit  dem  Preis  tritt  nicht  ein,  falls  nicht 
das  Spekulationsprinzip,  hier  vorläufig  kurz  gesagt :  die  Aussicht, 
durch  billigeren  Preis  weiteren  Absatz  und  Umsatz  zu  erreichen, 
durchgreift.  Handelt  es  sich  aber  um  allgemeine  Einführung  einer 
Herstellungsverbilligung  seitens  vieler  oder  aller  konkurrierenden 
Verkäufer,  dann  ist  allerdings  ein  Herabgehen  des  Preises  mög- 
lich, ja  wahrscheinlich,  aber  die  Kostenverminderung  bietet  nichts 
als  den  Spielraum,  vielleicht  also  den  Anlass  zur  Herabsetzung 
des  Produktpreises,  niemals  kommt  ihr  aber  die  treibende  Kraft 
zu,  die  ist  ausschliesslich  im  Wettbewerb  zu  suchen.  Dabei  kann 
es  auch  bei  völlig  freiem  Wettbewerb  zu  einer  Preisbildung  kom- 
men,  der  man  von  dem  Gravitieren  nach  den  Herstellungskosten 
ganz  und  gar  nichts  anmerkt.  Wenn  in  den  sechziger  Jahren 
Holzstofffabriken  in  Bayern  in  drei  Jahren  vollständig  amortisiert 
werden  konnten,  wenn  Zuckerraffinerien  Jahre  hindurch  hundert 
Prozent  Reinertrag  abwerfen  konnten,  wenn  Eisenhandelsgeschäfte 
Jahrzehnte  hindurch  mit  einem  Durchschnittsgewinn  von  40 — 50 
Prozent  arbeiten  konnten,  wenn  Farbwerke  mehrere  Jahre  hinter- 
einander trotz  scharfer  Konkurrenz  zwischen  20  und  30  Prozent 
Dividende  verteilen  können  ^),  ohne  dass  da  irgendwelche  Koali- 
tionen vorgelegen  hatten,  so  sind  das  kaum  Symptome,  die  die 
Kosten  als  die  »Ober-  und  Untergrenze«  für  den  Durchschnitt 
des  Preises  erscheinen  lassen. 

Es  entspricht  aber  auch  einfach  nicht  den  Tatsachen,  wenn 
behauptet  wird,  mit  der  Verbilligung  der  Produktion,  sei  es  eines 
Produktivgutes,  sei  es  des  Genussgutes  selbst,  müsse  auch  der 
Preis  des  letztgenannten  fallen.     Die  Verbilligung  kann  und  wird 

l)  Wir  haben  hier  durchweg  Fälle  aus  der  Praxis  im  Auge  ,  die  uns  von  den 
Besitzern  oder  Leitern  der  betreffenden  Unternehmungen  teils  in  Deutschland  und 
Oesterreich ,  teils  in  Holland  im  Vertrauen  bekannt  gegeben  wurden.  Eine  ganze 
Reihe  anderer  Industrien  und  Handelszweige  könnte  noch  namhaft  gemacht  werden. 
Aber  leider  hat  der  Theoretiker  bei  all  diesem  Bevveismaterial  zumeist  mit  dem  Wiss- 
sland  zu  rechnen,  dass  es  sich  um  vertraulich  gemachte  Mitteilungen  handelt, 
die  die  Anführung  von  Namen  ausschliessen. 
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völlig  spurlos  für  die  Käufer  vorübergehen,  solange  nicht  in  der 
Marktlage,  u.  z.  insbesondere  im  Ueberangebot  oder  Spekulations- 
prinzip die  Veranlassung  und  das  treibende  Element  gegeben 
sind  und  selbst  dann  ist  gar  nicht  selten  das  Ausbleiben  des 
Preisrückganges  zu  beobachten^). 

Bezüglich  des  Einflusses  technischer  Fortschritte 
auf  die  Preisgestaltung  ist  auf  folgendes  zu  verweisen.  Fast  von 
jeder  wichtigeren  Errungenschaft  der  modernen  Technik  gilt  es, 
dass  sie  in  zwei  zeitlich  oft  weit  auseinander  fallenden  Akten 
Realität  gewinnen.  Der  erste  Akt  spielt  sich  ab  mit  der  natur- 
wissenschaftlichen Entdeckung  des  stofflichen  oder  dynamischen 
Kausalzusammenhanges,  der  in  einer  Produktion  oder  einer  Trans- 
portleistung Bedeutung  gewinnen  kann.  Dieser  erste  Akt  be- 
deutet also  die  Auffindung  eines  technischen  Prinzipes,  dessen 
Fortschrittlichkeit  überwiegend  in  einer  Verwertung  bisher  zu 
wenig  oder  gar  nicht  ausgenutzter  Naturstoffe  und  Kräfte  besteht. 
Der  zweite  Akt  umfasst  dann  aber  in  der  Regel  erst  diejenige 
Ausgestaltung  dieser  naturwissenschaftlichen  Idee  und  des  in  ihr 
enthaltenen  technischen  Prinzips,  durch  die  die  ökonomische  Nutz- 
barmachung erreicht  wird.  Das  heisst  aber  nichts  geringeres  als 
Jahre  und  Jahrzehnte  lange  technologische  und  rein  wissenschaft- 
liche Studien  und  Forschungen,  um  den  aufgefundenen  Weg  zur 
Erreichung  einer  technisch  relevanten  Wirkung  dermassen  zu  ver- 
vollkommnen, dass  aus  der  Begehung  dieses  Weges  ökonomisch 
ein  Nutzen  erwächst,  dass  also  durch  eine  Verminderung  der  Pro- 
duktions- oder  Leistungskosten  entweder  an  sich  grösserer  Ge- 
winn für  den  Unternehmer  oder  sogar  eine  Herabdrückung  des 
Preises  und  damit  eine  Erweiterung  des  Verwertungsgebietes  gleich- 
zeitig aber  auch  eine  Ertragsteigerung  bewirkt  werde.  Eine  tech- 
nisch-wissenschaftliche Entdeckung  wird  demnach  erst  dann  öko- 
nomisch brauchbar,    praktisch  anwendbar,    wenn  die  Produktion 


i)  Ein  Beweis  dafür,  dass  die  Kostenermässigung  trotz  uneingeschränkt  herr- 
schender Konkurrenz  nicht  zu  einer  Preisermässigung  führen  muss  ,  liegt  auch  darin, 
dass  die  Verbilligung  des  Transportes  nach  einem  ^bestimmten  Konsumgebiete  ,  die 
also  vielen  Lokalkonkurrenten  gleichmässig  zu  gute  kommen  muss  ,  auf  die  Preisge- 
staltung dort  gar  keinen  Einfluss  haben  kann.  Als  nach  einem  weltberühmten  Badeort 
durch  einen  Bahnbau  die  Beschaffung  jedweder  von  auswärts  zu  beziehenden  Ware 
erheblich  verbilligt  wurde,  haben  die  Badegäste  von  dieser  Kostenminderung  nichts  zu 
spüren  bekommen.  Die  Unternehmer,  namentlich  Gastwirte  und  Kaufleute  konnten 
eben  damit  rechnen,  dass  die  Preise  der  vorhergegangenen  Saison  ohne  irgendwelche 
Gefälirdung  des  Absatzes  wieder  gefordert  werden  können. 
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oder  sonstige  Leistung  auf  dem  neuen  Wege  mindestens 
die  Einpassung  ni  die  herrschende  Preislage  der  Produkte  ermög- 
licht. Oft  genug  schon  konnte  man  beobachten,  wie  schwer  eine 
naturwissenschaftliche  Errungenschaft,  die  technische  Verwertbar- 
keit versprach,  sich  durchkämpfen  musste,  bis  die  Voraussetzungen 
für  den  Um^veg  derartige  geworden  sind,  dass  die  Einschlagung 
desselben  volkswirtschaftlich  möglich  und  deshalb  auch  erst  dauernd 
gesichert  ist.  Und  das  gilt  ebenso  von  der  Einführung  eines  Kraft- 
ersatzes, einer  mechanischen  Neuerung,  insbesondere  von  einer 
maschinellen  Ausgestaltung  eines  Verfahrens  wie  von  der  Ver- 
wendung neuer  Stoffe  ^). 

Sofern  technische  Fortschritte  der  Erreichung  einer  besseren 
Qualität  eines  Produkts  oder  einer  Leistung,  also  eines  höheren 
Grades  von  Vollkommenheit  des  Verkehrsobjektes  zu  dienen  ge- 
eignet sind,  tritt  allerdings  das  Erfordernis  einer  unbedingten  Ein- 
fügung in  die  herrschende  Preislage  und  damit  die  Abhängigkeit 
der  Verwendung  einer  solchen  technischen  Errungenschaft  vor 
der  Anpassungsfähigkeit  einigermassen  in  den  Hintergrund.  Nur 
zu  oft  handelt  es  sich  dabei  ja  auch  um  Geschmacks-,  also  ästhe- 
tische Regungen,  die  für  wirtschaftliche  Kalküls  geradezu  als  Im- 
ponderabilien erscheinen.  Ist  dies  der  Fall,  dann  greift  aber  für 
die  Preisbildung  ein  anderes  Preisbestimmungsprinzip  mehr  ein, 
ja  es  tritt  geradezu  in  den  Vordergrund,  das  ist  das  Spekulations- 
prinzip, das,  wie  noch  zu  zeigen  sein  wird,  geradezu  in  der  rich- 
tigen Einschätzung  der  Kaufkraft  der  Kauflustigen  seitens  des 
Unternehmers  gipfelt  und  über  die  Anlehnung  der  Preisbildung 
an  die  Kosten  sich  vollständig  hinwegsetzt.  Die  Kosten  und  die 
Kostenerhöhung,    die    ein  solcher  technischer  Fortschritt    in    sich 


l)  Ein  solches  allmähliches  Durchringen  einer  naturwissenschaftlich  längst  er- 
kannten Möglichkeit  eines  technischen  Fortschrittes  spielte  sich  in  den  letzten  De- 
zennien in  der  chemischen  Welt  ab.  Anfangs  der  siebziger  Jahre  schon  ist  es  ge- 
lungen, I  n  d  i  g  o  synthetisch  darzustellen  ,  aber  die  Darstellung  hing  noch  an  der 
Verwendung  von  Benzoesäure,  die  auf  überaus  kostspieligen  Wegen  aus  Benzoeharzen 
gewonnen  werden  musste.  Spätere  Darstellungen  aus  Bittermandelöl  waren  gleich- 
falls noch  zu  teuer,  der  Umweg  ergab  höhere  Preise,  war  unwirtschaftlich.  Erst  mit 
der  Entdeckung,  dass  das  Naphtalin  des  Teers ,  also  sozusagen  ein  Abfallstoff,  die 
Grundlage  für  die  Darstellung  der  amidierten  Benzoesäure  bilden  könne ,  war  die 
Voraussetzung  für  die  Wirtschaftlichkeit  des  Umweges  gegeben  (1898)  und  damit  jene 
Sachlage  in  der  Indigodarstellung,  die  die  deutsche  Farbenindustrie  heute  als  Siegerin 
über  den  natürlichen  indischen  Farbstoff  erkennen  lässt.  Auch  das  Problem  der  Ver- 
wertung des  in  der  Luft  vorhandenen  Stickstoffs  hatte  ein  ähnliches  Schicksal. 
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schliesst,  werden,  je  mehr  derartige  Gescbmacksmomente  mit- 
spielen, umso  bedeutungsloser.  Auf  der  richtigen  Einschätzung 
und  Erfassung  solcher  ästhetischen  Regungen  baut  sich  eine  Art 
Monopolstellung  des  Unternehmers  auf^). 

II.  Betrefifs  der  möglichen  Einwirkung  einer  Produktions- 
k  o  s  t  e  n  -  E  r  h  ö  h  u  n  g  auf  die  Preise  der  Genussgüter  eröffnet 
sich  gleichfalls  wieder  ein  umfassendes  Gebiet  von  Verkehrsvor- 
gängen, die  unter  dem  bedingungslosen  Druck  des  Kostengesetzes 
zu  stehen  scheinen,  die  also  auf  die  Kosten  als  das  primäre  Ele- 
ment in  dem  Zusammenhang  zwischen  Preis  und  Kosten  hinzu- 
weisen scheinen.  Und  gerade  in  dieser  Richtung  ergibt  sich  eine 
Reihe  wichtiger  Gegenargumente,  insbesondere  insoferne  bis  auf 
die  letzten  durch  Produktionskosten  nicht  mehr  erklärbaren  Preise 
von  Produktionsfaktoren,  vor  allem  auf  die  menschliche  Arbeit 
zurückgegangen  wird. 

Woher  können  Kostensteigerungen  überhaupt,  also  auch  solche 
von  Produktivgütern  kommen  }  Da  ein  Rückfall  im  technischen 
Wissen  und  Können  im  allgemeinen  nicht  in  Betracht  gezogen  zu 
werden  braucht,  werden  drei  Fälle  zu  unterscheiden  sein.  Eine 
Kostensteigerung  kann  herrühren  : 

1.  entweder  von. einer  Steigerung  der  Nachfrage  nach  Kosten- 
gütern bei  gleichbleibendem  Angebot; 

2.  von  der  wachsenden  Schwierigkeit  in  der  Gewinnung  von 


l)  Nur  nebenbei  sei  aber  hier  bemerkt,  dass  die  Bedeutung  solcher  ästhetischen 
Einflüsse  nicht  überschätzt  werden  darf.  Beispielsweise  sei  hier  die  Wirkung  einer 
technischen  Vervollkominnung  auf  die  Preisbildung  in  der  Farbenindiistrie  erwälint. 
Auch  hier  bildet  die  gegebene  Preislage  einer  Farbe  in  der  Hauptsache  den  Aus- 
gangspunkt. Alle  Bemühungen  der  technischen  Leitung  sind  darauf  gerichtet,  mit 
neuen,  wenn  möglich  schöneren,  gleichzeitig  auch  besseren,  d.  h,  besser  verwendbaren 
Farben  auf  den  Markt  zu  kommen.  Die  Auffindung  eines  neuen  und  noch  so  schö- 
nen Farbstoffes  genügt  aber  durchaus  nicht  ,  er  muss  vor  allem  mit  seinen  Produk- 
tionskosten annähernd  in  die  Preislage  der  nächstverwandten  Farbstoffe  eingefügt 
werden  können.  Ist  nun  ein  solcher  neuer  Farbstoff,  z.  B.  eine  Nuance  in  Rot,  der 
sich  durch  hervorragende  Echtheit  oder  andere  besondere  Qualitäten  vor  den  gleich- 
artigen bisherigen  auszeichnet,  oder  ein  solcher,  der  eine  neue  Nuance  bedeutet,  ge- 
funden, also  ein  gewisser  Produktionserfolg  errungen  ,  so  ist  die  Wirkung  die  ,  dass 
die  Konkurrenzunternehmungen,  die  diesen  neuen  Farbstoff  nicht  bieten  können,  mit 
dem  Preise  jener  Farbstoffe,  die  durch  den  neuen  verdrängt  zu  werden  drohen,  hernb- 
gehen.  Es  ist  wohl  auch  in  solchen  Zusammenhängen  das  Gegenteil  des  Kosten- 
prinzipes  zu  erkennen,  geradezu  ein  Symptom  dafür,  dass  die  Preise  nicht  nach  den 
Kosten  gestaltet  werden  ,  sondern  erst  dann  auf  die  Kosten  herabgedrückt  werden, 
wenn   die  Kauflust  der  Konsumenten   für  das   bisherige  Erzeugnis  zu  schwinden  droht. 
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Produktivgi-itern  infolge  Kargerwerdens  der  Natur  schon  bei  gleich 
bleibender  Nachfrage  ;  sie  kann  aber  auch 

3.  bestehen,  wenn  bei  steigender  Nachfrage  das  entsprechende 
Wachsen  des  Angebotes,  also  die  Prodiiktionssteigerung  nur  mit 
grösserem  Kostenaufwand  erreicht  werden  kann  (Abnahme  des 
technischen  Ertrages,  der  technischen  Ergiebigkeit). 

Die  Analyse  dieser  Kostensteigerungs-Möglichkeiten  ergibt 
für  den  ersten  Fall  unverkennbar  subjektive  Werttatsachen 
als  letzten  Grund.  Die  Steigerung  der  Nachfrage  nach  dem  Kosten- 
gut K ,  das  zur  Gewinnung  des  Genussgutes  A  erforderlich  ist, 
wird  entweder  ausgelöst  durch  eine  Nachfragesteigerung  für  dieses 
Gut  A  oder  aber  für  andere  Produkte  von  K,  die  Güter  B,  C  u.s.f., 
die,  gleichviel  ob  Grenzprodukte,  jedenfalls  auch  wertbestimmend 
für  das  Kostengut  K  sind.  Es  kann  also  dieser  Fall 
offenbar  für  die  objektive  Preistheorie  nicht 
geltend  gemacht  werden.  Anders  scheint  es  mit  dem  zwei- 
ten Fall,  der  mit  dem  dritten  für  unsere  Untersuchung  zunächst 
als  identisch  anzusehen  ist,  in  beiden  Fällen  wird  ein  auf  die  Pro- 
dukteinheit entfallender  Mehraufwand  notwendig.  Es  ist  das  jener 
Fall  von  Produktions-Verteuerung,  der,  soweit  die  Geschichte  des 
Gewerbfleisses  reicht,  seine  Spuren  zu  zeigen  scheint,  der  immer 
wieder  aktuell  geworden  ist,  vor  allem  immer  wieder  dann,  wenn 
nach  einer  Periode  extensiver  Naturausbeute  die  Intensivierung 
der  Rohstofifgewinnung  eingetreten  ist^).  Aber  wir  brauchen  gar 
nicht  notwendigerweise  nur  auf  Gewinnungsverhältnisse  von  Na- 
turstoffen Bedacht  zu  nehmen,  ebenso  zwingend  scheint  der  Kau- 
salzusammenhang einer  Fortpflanzung  der  in  der  Kostengut-Be- 
schaffung eingetretenen  Erschwerung  und  Verteuerung  auf  die 
Produktpreise ,  wenn  ein  Monopolprodukt  als  Kostengut  in  Ver- 
wendung kommt.  Es  ist  jene  wirtschaftlich  so  wichtige  Tatsache 
technischer  Natur,  die  das  Geschäftsleben  unserer  Tage  so  ausser- 
ordentlich in  Atem  hält.  Und  in  der  Tat  scheint  nichts  so  ein- 
leuchtend, als  dass  man  es  mit  einem  unüberwindlichen  objektiven 
Element  zu  tun  hat,  das  als  letzter  Bestimmungsgrund  einer  Preis- 
bewegung wirkt,  wenn  z.  B.  eine  Baumwollweberei  mit  einem 
Tageskonsum  von  3  Waggon  Kohlen  infolge  der  Mehrforderung 
der  Kohlenwerke  um  40  Kronen  pro  Waggon  die  Kostenerhöhung 

l)  Ein  typischer  Fall  von  solcher  Produktionsverteuerung  mit  nachhaltigen  Wir- 
kungen ist  die  Irrationalität  des  älteren  Bergbaus.  Die  Bergbau-Geschichte  der  öster- 
reichischen Alpenländer  weiss  davon  reiche  Kunde  zu  geben. 
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von  36000  Kronen  im  Jahr  auf  rund  13  Millionen  Meter  Stoff 
verteilt.  Zwar  beträgt  die  Kostenerliöhung  auf  einen  Meter  nur 
0,2  bis  0,3  Heller,  aber  grundsätzlich  erscheint  es  selbstverständ- 
lich, dass  der  Preis  doch  auch  mit  Rücksicht  auf  solche  kleine 
Kostenerhöhungen  hinaufgehen  muss^). 

Allein  die  Dinge  liegen  doch  noch  etwas  anders  und  die 
zwingende  Kraft  dieser  Kausaht^t  ist  recht  labil. 

Um  bei  obigem  Beispiel  zu  bleiben  und  damit  möglichst  kon- 
kret zu  argumentieren  :  die  Unsicherheit  dieses  Zusammenhanges 
fängt  schon  damit  an,  dass  der  Kohlenproduzent,  dessen  Gründe 
für  die  Preiserhöhung  wir  zunächst  nicht  weiter  zu  verfolgen  ha- 
ben, nicht  im  entferntesten  zaudern  wird,  eine  gewisse  Nachgie- 
bigkeit zu  bekunden,  ja  vielleicht  von  der  Erhöhung  des  Kohlen- 
preises ganz  abzustehen,  wenn  i.  die  Kohlenmarktlage  es  ihm 
erwünscht  erscheinen  lässt,  sich  diesen  Grosskonsumenten  zu  er- 
halten und  2.  die  allgemeine  Wirtschaftskonjunktur  und  insbeson- 
dere die  Situation  in  der  Baumwollindustrie  gedrückt  ist  oder 
3.  der  Webereibesitzer  ihm  eröffnet,  er  könnte  auf  die  Lieferung 
verzichten,  da  er  sich  anderweitig  besser  versorgen  könne  (etwa 
durch  Inanspruchnahme  von  Wasserkraft).  Damit  der  Kohlen- 
lieferant seine  Erhöhung  durchsetzen  Icann,  müssen  also  verschie- 
dene Voraussetzungen  erfüllt  sein.  Für  unsere  Betrachtung  ist 
aber  vor  allem  die  Frage  wichtig,  wie  es  mit  der  Fortpflanzung 
der  Kostenerhöhung  steht.  Wird  die  Weberei  auch  ihrerseits  zur  Er- 
höhung ihrer  Produktpreise  schreiten,  nachdem  der  Kohlenlieferant 
höhere  Preise  gefordert  hat-f*  —  Bei  den  annähernd  vielleicht 
zwischen  30  und  40  Heller  betragenden  Durchschnittskosten  eines 
Meters  fertiger  Ware  wird  der  Weber  die  Verteuerung  des  Brenn- 
materiales  zwar  nicht  ohne  weiteres  hinnehmen  und  sich  gegen- 
über dem  Kohlenlieferanten  gegen  die  Erhöhung  zu  wehren  su- 
chen, aber  er  wird,  falls  dies  ohne  Erfolg  bleiben  sollte  und  nicht 
anderweitige  Produktionsfaktoren  auch  noch  gleichzeitig  teurer 
gew^orden  sind,  von  einer  Hinaufsetzung  der  Gewebepreise  seiner- 
seits absehen. 

Worauf  wird  es  darnach  schliesslich  ankommen,  ob  die 
Kostengut- Verteuerung  sich  weiter  fortpflanzt.^     Kurz  gesagt  ein- 


l)  In  der  Deutschen  Wirtschaftszeitung  Bd.  I  (1905)  führt  Ingenieur  Sperlich 
aus,  wie  häufig  es  vorkommt ,  dass  die  Fabrikleitungen  von  der  Berüclcsichtigung 
geringfügiger  ,  allmälilich  aber  in  Summe  ganz  erheblicher  Kostensteigerungen  ab- 
sehen. 
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mal  darauf,  ob  bisher  zwischen  dem  Geschäftsrohertrag  und  den 
Gesamtkosten  ein  entsprechender  Spieh'aum  bestand ,  und  zum 
zweiten,  ob  der  durch  eine  Kostengut-Verteuerung  betroffene  Un- 
ternehmer, in  unserem  Falle  der  Weber,  ohne  Absatzbeeinträch- 
tigung seine  Produktpreise  erhöhen  kann.  Wo  und  in  solange 
ein  gewisser  Spielraum  besteht  und  damit  natürlich  ein  Reinertrag 
in  entsprechender  Höhe  erzielt  wird ,  ist  die  Fortpflanzung  der 
Produktionskosten-Erhöhung  sehr  in  Frage  gestellt.  Das  Ent- 
scheidende bleibt  aber  die  Stellung  des  Fabrikanten  auf  dem 
Markt  seines  Fabrikates  gegenüber  dem  Publikum.  Das  Verhalten 
des  Publikums  wird  möglicherweise  durchaus  nicht  einheitlich  und 
gleichartig  sein,  und  es  wird  der  Weber  für  gewisse  Kategorien 
von  Geweben  in  der  Lage  sein,  höhere  Preise  zu  fordern,  für 
andere  dagegen  absolut  nicht;  er  wird  vielleicht  die  ganze  Be- 
triebskostenerhöhung an  einem  Zehntel  der  Fabrikate  (etwa  den 
teuren  Artikeln)  hereinbringen,  vielleicht  gar  nicht.  Kauflust 
(Wertschätzung  der  Ware)  und  Kaufkraft  des  Konsumenten  sind 
in  letzter  Linie  die  entscheidenden  Instanzen ,  von  deren  Macht- 
spruch die  F'ortpflanzung  einer  Produktionskosten-Erhöhung  ab- 
hängt. Und  damit  sind  wir  wieder  an  demselben  Punkt  ange- 
langt wie  bei  der  Prüfung  des  Zusammenhanges  zwischen  Pro- 
duktionskosten-Verminderung und  Produktpreis:  in  den  sub- 
jektiven Grundlagen  der  V  e  r  k"  e  h  r  s  v  o  r  g  ä  n  g  e 
müssen  die  Voraussetzungen  erfüllt  sein,  damit 
überhaupt  das  objektive  Koste  nelement  als 
p  r  e  i  s  b  e  s  t  i  m  m  e  n  d    w  i  r  k  s  a  in    w  erden    k  a  n  n. 

Aber  allerdings  verwirren  sich  hier  die  Fäden  zu  einem  Kno- 
ten, und  die  Gefahr,  den  Blick  dafür  zu  verlieren,  wo  sich  die 
einzelnen  Fäden  fortsetzen,  ist  nicht  gering.  Was  man  ganz  über- 
wiegend im  Geschäftsleben  beobachten  zu  können  meint,  ist  das 
zeitliche  Nacheinanderfolgen:  erst  Kostengut- Verteuerung,  dann 
Produktpreis-Erhöhung.  Erst  steigen  die  Kohlen,  das  Kupfer,  das 
Eisen  u.  s.  f.  im  Preis  und  dann  »sind  die  Fertig-Produzenten, 
Halbzeugverbraucher  u.  s.  w.  genötigt«  ihre  Preise  hinaufzusetzen. 
So  tritt  der  Zusammenhang  regelmässig  am  schärfsten  in  die 
Aussenwelt.     Man 'sieht  aber  in   der  Regel  nicht: 

I.  dass  in  den  Zechen-Kontoren,  den  Schreibstuben  der  Hüt- 
tenwerke u.  s.  f.  schon  geraume  Zeit  hindurch  die  Aufträge  und 
Einkäufe  immer  zahlreicher  und  dringender  geworden  sind,  dass 
man  dort  das  Auftauchen    neuer,    junger  Unternehmungen   unter 
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den  Kunden  wahrgenommen  hat,  dass  die  Zechen  und  Hütten 
den  Aufträgen  schon  nur  mehr  mit  wachsenden  Schwierigl^eiten 
nachzukommen  vermochten,  dass  das  Produktionsvermögen  immer 
mehr  und  vereinzeh  aufs  äusserste  angespannt  worden  ist,  ja,  dass 
längst  der  Preis  der  Fertig-Produkte  gestiegen  ist'),  kurz  dass 
also  die  Merkmale  hoch-  und  unablässig  steigender  Nachfrage  zur 
Genüge  vorlagen,  bevor  jenes  Hinaufsetzen  der  Produktivgüter- 
preise  den  Rohstoff-  und  Halbzeugverbrauchern  und  dem  Publi- 
kum »versetzt«  wird.  Und  ebenso  entgeht  es  weiteren  Kreisen 
zumeist,  dass,  was  die  Verteuerung  des  Kostengutes  Arbeitskraft 
anlangt,  den  Lieferanten  derselben  längst  vorher  Symptome  des 
gesteigerten  Bedarfes  nach  solcher  und  damit  Kennzeichen  des 
leistungsfähigeren  Marktes  entgegengetreten  sind ,  die  den  Ent- 
schluss  zur  Lohnbewegung  ausgelöst  haben-). 

2.  Was  man  ferner  nicht,  jedenfalls  nicht  genügend  zu  be- 
achten pflegt,  ist  die  eigentümliche  Funktion  des  Unternehmer- 
tums, wie  ein  Prellblock  zu  wirken.  Die  Rohstoff-  und  Halbzeug- 
verbraucher vor  allem,  aber  auch  Unternehmungen  in  anderen 
Produktions-  und  Zirkulationssphären  fügen  sich  zunächst  mehr 
oder  minder  bereitwillig  in  die  von  den  Rohstoff-  und  Halbzeug- 
erzeugern diktierten  Preiserhöhungen  für  Produktivgüter  und  setzen 
dagegen  ihrerseits  die  Preise  ihrer  Produkte  hinauf.  Sie  nehmen 
den  Stoss  auf,  den  ihre  Kalkulation  vor  allem  erhalten  hat,  in 
der  Ueberzeugung,  ihn  weiter  fortpflanzen  zu  können.  Vielleicht 
gelingt  ihnen  diese  Fortpflanzung  der  Stösse  geraume  Zeit,  aber 
eines  Tages  erweist  sich  ihre  Kalkulation  als  verfehlt;  die  Ab- 
nehmer verweigern  den  Preis,  und  man  ist  zu  Konzessionen  ge- 
zwungen, um  nach  Marxens  Zauberformel  G-W-G^)  nur  überhaupt 
zu  Geld    zu    kommen.     Solche    Konzessionen    brauchen    natürlich 


1)  Dazu  zu  vgl.  Schiinipeter,  Das  Rentenprinzip  in  der  Verteilungslelire  in  5(r//wö/- 
ler^  Jahrb.  31.  Jahrg.  S.  597. 

2)  Es  wäre  lohnend,  einen  eingehenden  Vergleich  über  die  Kurve  der  Ge- 
schäftsintensität und  die  Zifferngestaltung  der  Arbeitskämpfe  zu  unternehmen  seit 
der  Zeit,  da  die  Arbeitskämpfe  planmässig,  wirtschaftlich  und  weniger  impulsiv  ein- 
geleitet werden. 

3)  Selbstverständlich  weigern  sich  die  Halbzeiigverbraucher  oft  auch  ,  diese 
Prellblock-Rolle  zu  spielen,  und  es  kommt  dann  zu  solchen  Zuständen  ,  wie  sie  zur 
Zeit  in  den  Vereinigten  Staaten  (Ende  1907)  in  die  Erscheinung  getreten  sind  :  die 
hohen  Rohstoff-  und  Halbzeugpreise  erwiesen  sich  gegenüber  den  nach  der  Bestel- 
lung dieser  Produktionsmittel  erst  eingetretenen  Preisrückgängen  in  den  Fertigfabri- 
katen als  uneinbringbar  und  es  kam  zur  Widerrufung  der  Bestellungen. 
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durchaus  nicht  immer  zum  Zusammenbruch  zu  führen,  aber  sie 
führen  zu  Verlusten,  Abschreibungen  vom  Wert  des  Lagerbestan- 
des, Divldendenlosigkeit  u.  dgl.  m. 

Für  unsere  Betrachtung  ist  noch  die  Frage  wichtig,  wie  weit 
die  Korrektur  der  Produktivgüterprcise  von  den  Konsumenten 
aufwärts  vor  sich  geht.  Geht  unter  dem  Einfluss  schlechter  Ver- 
käuflichkeit  der  Preisdruck  vom  Händler  auf  den  Fertigfabrikanten, 
von  diesem  auf  den  Halbzeugerzeuger  und  von  diesem  auf  den 
Rohstoffproduzenten  weiter,  so  dass  dieser  sich  zu  einem  Nach- 
lassen im  Preis  und  eventuell  zur  Rückkehr  auf  den  ursprüng- 
lichen Preis  des  Produktivgutes  herbeilässt?  —  Die  Antwort  auf 
diese  Frage  gibt  die  Geschichte  der  Krisen  und  die  Bejahung  der 
P>age  liefern  bereitwilligst  Tausende  von  Produzenten  für  den 
grossen  Markt.  Wer  nur  einigermassen  Gelegenheit  hat,  in  den 
Geschäftsverkehr  vom  Schreibtisch  des  Fabrikanten  aus  Einblick 
zu  gewinnen,  dem  wird  das  Bestehen  eines  ursächlichen  Zusam- 
menhanges für  die  Preisbildung  in  dieser  Richtung  unzweifelhaft 
bleiben^).     Wir  kommen  darauf  zurück. 

Wir  verweisen  auf  folgenden  uns  bekannt  gewordenen  Fall:  Die  Mehrzahl  der 
Unternehmungen  einer  bedeutenden  Fertig-Industrie  (der  Textilwarenbranche)  hat 
sich  nach  langen  Verhandlungen  zu  einem  Tarif  vereinigt ,  der  mit  Rücksicht  auf 
die  fast  in  allen  Kostenkontis  eingetretene  Preiserhöhung  konstruiert  wurde.  Die 
Initiative  zur  Preisvei"einbarung  ist  also  unverkennbar  bei  der  Kostenänderung  zu 
suchen.  Aber  mit  dieser  Tarifvereinbarung  hat  die  Sache  noch  nicht  ihr  Ende.  Nun 
werden  erst  die  Reisenden  mit  dem  Mustersortiment  ausgesendet,  und  die  endgültige 
Inkraftsetzung  des  Tarifs  hängt  davon  ab  ,  wie  die  Bestellungen  auf  der  Grundlage 
des  neuen  Tarifes  von  den  Reisenden  der  Firmen  einlaufen.  Mit  grosser  Spannung 
sehen  die  Unternehmer  dieses  Industriezweiges  dem  entgegen  ,  was  die  kommenden 
acht  bis  zehn  Wochen  bringen  :  den  Erfolg  der  Vereinbarung  oder  die  Fruchtlosig- 
keit ihrer  Einigungsbestrebungen. 

Derartige  Fälle  aus  der  Praxis  könnten  in  grosser  Zahl  angeführt  werden.  Durch 
das  beschränkte  Vorkommen  von  Juraschieferplatten,  die  für  Lithographiezwecke  ver- 
wendbar sind,  ist  die  Solnhofer  Steinbruchindustrie  fast  im  Besitz  einer  natürlichen 
^lonopolstellung  ,  gleichwohl  ist  die  kürzlich  eingetretene  Lohnerhöhung  an  den 
Plattenpreisen  fast  ganz  spurlos   vorübergegangen.     Die  in  letzterer  Zeit  erschienenen 


l)  Interessant  ist  —  es  sei  dies  nur  nebenbei  hier  bemerkt  —  dass  die  Art 
der  Preisgestaltung  im  Detailabsatz  mit  allen  ihren  Eigentümlichkeiten  sogar  auf  die 
Lohnbemessungsweise  zurückwirken  kann.  Die  Gold-  und  Silberfressenfabriken  haben 
vielfach  nach  dem  Orient  Absatz.  Dort  werden  z.  B.  gewisse  Silberborten  in  Stücken 
von  etwa  48  Lot  gehandelt  und  das  hat  zur  Folge,  dass  der  Weberlohn  (meist  ver- 
lagsmässig  organisierter  Betrieb)  ,  der  sonst  nach  der  Länge  bemessen  zu  werden 
pflegt  ,  für  diese  Sorten  von  Gold-  und  Silberborten  nach  diesem  Gew'chtsquan- 
tum   bemessen  wird. 
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Geschäftsberichte  von  Industrieunternehmungen  verschiedenster  Art  weisen  ungemein 
häufig  Wendungen  auf,  wie  die  folgende  beispielshalber  wiedergegebene:  ».  .  .  .  das 
Geschäftsjahr  stand  völlig  unter  dem  Eindruck  der  aussergewöhnlichen  Hausse  im 
Rohmaterialmarkt ,  sowie  der  Teuerung  fast  sämtlicher  Fabrikations-  und  Betriebs- 
materialien, Die  Gesellschaft  musste  ihre  Verkaufspreise  erhöhen,  ohne  jedoch  einen 
den  Mehrkosten  auch  nur  einigermassen  entsprechenden  Aufschlag  erzielen  zu  können.« 

Das  technische  Gesetz  vom  abnehmenden  Ertrag  kommt  be- 
kanntUch  auch  auf  industriellem  Gebiete  vor  und  äussert  auch 
ökonomisch  seine  Wirkungen.  Eine  dieser  Wirkungen  besteht 
u.  a.  darin,  dass  der  Uebergang  zu  technisch  grösserer  Vollkom- 
menheit bedingt  ist  von  der  Erreichung  einer  gewissen  Preishöhe 
für  die  Leistung,  die  durch  die  technische  Neuerung  vervollkommt 
werden  soll. 

Ein  solcher  Fall  spielt  im  Schiffahrtsverkehr  eine  bedeutsame  Rolle.  Die  Grenze 
für  die  Schiffgeschwindigkeit  wird  durch  die  Rentabilitätsfrage  gezogen  ,  und  diese 
ist  ein  Ergebnis  aus  Geschwindigkeitskosten  ,  nämlich  insbesondere  Maschinenkosten 
und  Kohlenverbrauch  einerseits  —  Preislage  also  Höhe  der  Frachtsätze  anderseits. 
So  betragen  für  die  Verbindung  Havre-New  York  und  zurück  ')  : 

bei  einer  Geschwindigkeit  die  Fahrtdauer  die  Kosten  im  ganzen  Kosten  pro  Stunde 

1 1  Knoten  in  der  Stunde         2S8  Stunden                136000   M.  236  ?>I. 

16        »         »      »        »                19S        »                        236000    »  588    » 

21        »         »      »        »                151        >                        435000    »  1440    » 

Die  Geschwindigkeitssteigerung  um  31  Prozent  bedeutet  eine  Kostenerhöhung 
um  84  Prozent,  und  es  ist  ohne  weiteres  klar  ,  dass  derartige  Fortschritte  nur  mög- 
lich sind,  wenn  die  entsprechend  höheren  Roheinnahmen  gesichert  sind  ,  das  heisst 
eben  auch  nichts  anderes  als  Abhängigkeit,  also  Sekundarität  der  Kostenaufwendung 
von  bez.  gegenüber  der  Preisgestaltung. 

Fassen  wir  zusammen,  was  sich  aus  unseren  Betrachtungen 
über  den  Einfluss  der  Kostenänderung  auf  den  Preis  ergibt. 

In  den  Vordergrund  zu  stellen  ist :  dass  von  den  Objektivisten 
die  zwingende  Kraft  einer  Kausalität  angenommen  wird,  für  die 
sie  den  Beweis  schuldig  bleiben;  wenn  mit  der  Verbilligung  des 
Eisens  der  Schienenpreis  zurückgeht,  so  ist  damit  noch  nicht 
das  geringste  über  die  causa  agens  dieses  Parallelismus  gesagt. 
Es  bedarf  vielmehr  erst  einer  Erklärung.  Und  die  gewinnen  wir 
am  besten  aus  der  Beobachtung  der  Kostenverminderung  in  ihrer 
Wirkung  innerhalb  einer  monopolistisch  gestalteten  Produktion 
einerseits  und  in  einer  unter  dem  Druck  der  Konkurrenz  der 
Verkäufer   stehenden    andrerseits :    Das    Verlangen    nach    Absatz- 


1)  Haarmann ,  Die  ökonomische  Bedeutung  der  Technik  der  Seeschiffahrt  1907, 
Zit.  Dix,  Auf  den  Hochstrassen  des  Verkehrs.  Vgl.  auch  Schüller  ,  Schutzzoll  und 
Freihandel,  insbes.  S.   iS. 
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erweiterung  zum  Zweck  der  Ertragsteigerung  ist  das  treibende 
Element,  das  den  Entschluss  7au-  Preisermiissigung  auslöst.  Die 
Kostenverminderung  hat  nur  die  Bedeutimg,  dass  sie  den  Spiel- 
raum, den  Aktionsradius  für  ein  solches  spekulatives  Vorgehen 
schatit't  oder  erweitert.  Die  causa  agens  für  den  Parallelismus 
zwischen  Kosten  und  Preis  ist  bei  einer  Kostenminderung  nie  diese, 
sondern  für  den  Monopolisten  die  auf  unbezweifelbar  subjektive 
Motive  zurückzuleitende  Absicht  der  Geschäftsausdehnung,  für 
den  im  Wettbewerb  stehenden  Geschäftsmann  entweder  gleich- 
falls diese  Absicht,  oder  aber  die  Besorgnis  um  die  Aufrecht- 
erhaltung des  bisherigen  Absatzkreises,  oder  endlich  wohl  auch 
—  und  das  ist  durchaus  nicht  u.  z.  auch  für  den  Monopolisten 
nicht  so  ausnahmsweise  zu  beobachten  —  der  Verzicht  auf  die 
grössere  Gewinnmöglichkeit.  Wir  wollen  jedoch  von  dieser 
Möglichkeit,  die  für  den  erwerbswirtschaftlichen  Verkehrsorganismus 
jedenfalls  nicht  charakteristisch  ist,   absehen. 

Die  Kostensteigerung  dagegen  weist  in  einer  Richtung  aller- 
dings auf  einen  Einfluss  hin,  den  wir  als  subjektiven  nicht  mehr 
erkennen  können,  für  den  ein  ausserhalb  der  menschlichen  Natur 
liegendes  Ursprungsgebiet  nicht  bestritten  werden  kann.  Sofern 
die  Kostensteigerung  im  letzten  Grunde  auf  eine  unerlässliche 
Erhöhung  des  notwendigen  Arbeitsaufwandes  bei  Gewinnung  von 
Naturprodukten  zurückzuleiten  ist,  auf  das  rein  technische  Ver- 
hältnis zwischen  Kraft  und  Last  in  der  Produktivgut-Gewinnung, 
also  auf  ein  absolut  Objektives:  insofern,  aber  auch  nur  insoweit 
hat  man  einen  Kausalnexus  vor  sich,  der  die  Proportionalität  von 
Tauschwert  und  Arbeitsaufwand,  also  geradezu  den  Inhalt  des 
J/arxschen  Wertgesetzes  wahrscheinlich  macht. 

Allein  dieser  ursächliche  Zusammenhang  oder  etwa  gar  noch 
allgemeiner  diese  Proportionalität  zwischen  Kostenänderung  und 
Tauschwertbewegung  ist,  wie  wir  hier  nochmals  hervorheben, 
ausserordentlich  beschränkt  hinsichtlich  des  Geltungsumfanges; 
sie  ist  begrenzt:  erstens  insofern  es  nur  ein  ganz  spezieller 
Eall  der  Kostenänderung  ist^  bei  dem  sie  überhaupt  zutrifft,  nämlich 
Aenderung  der  technischen  Produktivität,  zweitens  insofern 
diese  Proportionalität  nur  nach  einer  Richtung,  nämlich  in  der 
Richtung  einer  Preis  Steigerung  wirksam  werden  kann,  ins- 
besondere aber  drittens  —  und  das  ist  nämlich  für  die 
Notwendigkeit  der  Kausalität  und  damit  für  das  Mass  an  Regel- 
mässigkeit entscheidend  —   in  der  Richtung,    dass  die  Kausalität 
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nicht  wirksam  wird,  dass  die  Wirkung  der  Kostensteigerung  nicht 
platzgreift,  die  Produktpreiserhöhung  nicht  Realität  wird,  wenn 
nicht  gewisse  Voraussetzungen  in  der  Gestaltung  anderer  u.  z. 
subjektiver  Preisbestimmungsgründe  erfüllt  sind.  Obwohl 
demnach  in  diesem  P'alle  die  Initiative  zur  Preisänderung, 
also  zu  einer  neuen  Preisgestaltung  von  der  objektiven  Tat- 
sache ausgeht,  so  ist  gleichwohl  die  E  r  k  1  ä  r  u  n  g  ^)  für  den 
daraufhin  zustande  kommenden  Preis  in  dem  Verhalten  der 
Subjekte  zu  suchen. 

Dieses  »Verhalten«  der  Subjekte  braucht  übrigens  kein  aktives 
schlechthin  zu  sein,  kein  solches,  das  Initiative  gebend  in  der 
Aussenwelt  sich  dokumentiert.  Es  genügt  die  Vorstellung,  dass, 
kurz  gesagt,  die  Konsumenten-Rente  nach  Ularshalls  Termino- 
logie, nach  Liefviaiin  richtiger  gesagt,  der  Er^-rag  der  Käufer 
kleiner  geworden  ist.  Die  Spannung  zwischen  Üesitzinteresse  am 
Gut  und  am  Wertopfer  für  dasselbe  (also  die  nicht  absorbierte 
Opferbereitschaft),  nimmt  ab.  Es  handelt  sich  also  nur  darum, 
dass  der  Ertrag  des  Grenzkonsumenten  ein  namhafter  ist,  dann 
ist  die  Preiserhöhung  durch  die  objektive  Tatsache  der  Steigerung 
des  technischen  Produktionsaufwandes  veranlasst  und  ohne  Aende- 
rung  in  den  subjektiven  Voraussetzungen  ermöglicht.  Nur  eine 
Wirkung  in  den  persönlichen  Kaufkraftverhältnissen  wird  eintreten. 

Jedenfalls  hätte  Oldenberg  zur  Bekräftigung  seiner  Behaup- 
tungen von  der  Primarität  der  Kostengrösse  für  den  Preis,  besser 
noch  die  preiserhöhende  Wirkung  einer  Kostensteigerung  heran- 
gezogen als  die  preisdrückende  einer  durch  technische  P'ortschritte 
eingetretenen  Kostenverminderung  ^). 


1)  Wir  nehmen  mit  diesem  Ausdruck  »Erklärung«  die  unseres  Erachtens  glück- 
liclie  Formulierung  der  These  von  der  Selbständigkeit  der  Preise  gegenüber  den 
Kosten  der  Herstellung  auf,  die  Schtinipeter  a.  a.  O.  geprägt  hat :  Ein  Preis  kann 
nie  durch  die  Kosten  erklärt  werden.  Begrifflich  ist  damit  nicht  ausgeschlossen, 
dass  eben  die  Kosten  als  weiteres  Verursachungsmoment  einen  konkreten  Preis  m  i  t- 
bestimmen  können.  Aber  nicht  beistimmen  können  wir  Schiimpeter,  wenn  er  erläu- 
ternd hinzufügt,  die  Bedürfnisse  seien  die  treibende  Kraft,  die  Kosten  höchstens  ein 
Hemmschuh.  Wir  können  nicht  die  Bedürfnisse  als  treibende  Kraft  gelten  lassen 
für  eine  Preisänderung,  die  sich  bei  gleichbleibender  Nachfrage  vollzieht.  Und  dass 
diese  Konstellation  vorkommt,  wird  Sek.  wohl  kaum  in  Abrede  stellen  wollen.  Aber 
—  und  damit  kommen  wir  auf  das  im  Texte  Gesagte  zurück  —  die  treibende  Kraft 
»erklärt«  noch  nicht  die  Erscheinung  schlechthin. 

2)  Auch  diese  Beschränkung  des  Kostengesetzes  ist  bei  Philippovich  (a.  a.  O. 
§  88  Z.  2/4)  hervorgehoben. 
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b.    Ergänzendes    Material     zum    I  n  d  u  k  t  i  v  b  e  w  e  i  s 
gegen    die    Kostentheorie. 

Weder  die  Nachweisung  der  Irrigkeit  der  Oldenbe7'g\sc\\exi 
Auffassung  noch  die  engen  Grenzen  und  die  essentiale  Bedingtheit 
der  erörterten  Kausahtät  zwischen  Kosten  und  Preis  entheben 
nach  dem  Vorstellenden  von  der  Aufgabe,  ja  im  Gegenteil  sie 
verpflichten,  zu  prüfen,  wie  weit  auch  sonst  noch  »die  Notwendig- 
keit des  Kostenaufwandes  für  die  Erlangung  von  Produkten  als 
Ursache  und  Mass  des  Preises«   Geltung  hat. 

Die  Verpflichtung  ergibt  sich  aus  der  Notwendigkeit  einer 
sozusagen  tunlichst  realistischen  Basis  nicht  nur  einer  jeden 
positiven  Preislehre,  sondern  auch  der  Kritik.  Da  empfiehlt  es 
sich,  nach  Möglichkeit  auch  von  deduktiven  Beweisführungen  ab- 
zusehen. Die  folgenden  Ausführungen  sollen  denn  eigentlich 
wieder  nur  ergänzend  neuerdings  auf  leicht  zu  beobachtende 
Vorgänge  und  Erscheinungen  des  Wirtschaftsverkehrs  die  Auf- 
merksamkeit lenken,  deren  etwas  sorgsame  Analysierung  den 
negativen  Beweis  erbringt,  dass  die  Kostentheorie  nicht  allein  in 
der  von  Oldenberg  gewählten  Form  und  Fassung  sondern  auch 
in  allen  anderen  allgemeinen  Formulierungen  unhaltbar  ist. 

Als  »ergänzend«  muss  sich  dieser  Teil  der  Abhandlung 
einführen,  da  ja  zahlreiches  Material  in  dieser  Richtung  als  Beweis- 
mittel verwendbar  in  der  Literatur  schon  gesammelt  ist,  wobei 
in  erster  Reihe  an  F.  J.  Newiiann  zu  erinnern  ist  ^),  in  zweiter 
Reihe,  weil  schon  mit  mehr  Bedachtnahme  auf  deduktive  Bedingt- 
heiten, PJiilippovicJi. 

I.  Die  Herstellungs-  oder  Gewinnungskosten  können  immer 
dort  und  immer  dann  nicht  als  Ursache  und  Mass  des  Preises 
gelten,  wo  beziehungsweise  so  oft  die  Spannweitezwischen 
Kosten  und  Preis  in  keinem  rationalen  Verhält- 
n  i  s  stehen.  Die  Formulierung  scheint  vage.  Aber  das  weite 
Gebiet,  auf  dem  solche  Diskrepanzen  zu  beobachten  sind,  die 
zahlreichen  Kaufgeschäfte  namentlich,  die  eine  so  auffallende 
Differenz  zwischen  Kosten-  und  Preisgrösse  zeigen,  lassen  keinen 
Zweifel  darüber   aufkommen,  dass    für  die   Preisbildung  bei  einer 

1)  In  Schönberg%  Handbuch  Bd,  I  a.  a.  O.  §  35  ff.  und  in  dem  Aufsatze  dieser 
Zeitschr.  f.  d.  g.  St.  18S0  (Die  Gestaltung  des  Preises  unter  dem  Einfluss  des  Eigen- 
nutzes). 

2)  A.  a.  O.  insbes.  §  86  Z.  i  und  §§  88— 90. 
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jMenge  von  Gütern,  und  zwar  auch  Gütern  allgemeinsten  Konsums 
und  daher  umfangreichster  Verkehrsbewegung,  die  Kosten  keinen 
Bestimmungsgrund  bilden  können  und  dass  es  auch  für  die 
Gültigkeit  unserer  Behauptung  auf  eine  Grenzfeststellung  jener 
Grössendifferenz  gar  nicht  ankommt. 

Vor  allem  trifft  das  natürlich  bei  jenen  Waren  zu,  deren  Gewinnung  keine  oder 
fast  keine  Kosten  verursachte ,  insbesondere  für  gewisse  Produkte  der  Viehzucht, 
Geflügelzucht,  des  Obstbaues  ,  der  Jagd,  auch  der  Forstkultur.  Wie  will  man  das 
Kostengesetz  etwa  rechtfertigen  gegenüber  der  Tatsache ,  dass  das  Pfund  Garten- 
erdbeeren ,  deren  Gewinnung  bei  intensiver  Kultur  gewisse  Kosten  unumgänglich 
voraussetzt,  zwischen  30  und  40  Pfg.  kostet  ,  während  auf  demselben  Markt  das 
Pfund  Walderdbeeren,  die  von  Kindern  (entweder  eigenen  Kindern  der  Verkäufer  selbst 
also  unentgeltlich,  oder  von  fremden  gegen  Zahlung  von  15  Pfg.  pro  Pfund)  in  der 
betreffenden  Gegend  gesammelt  werden,   einen  Preis  von  M.   1,20  erzielt. 

Ganz  ähnlich  hegt  die  Sache  z.  B.,  wenn  die  Pferdezüchter  im  Pinzgau  (Salz- 
burg) für  ihre  Fohlen  400  bis  1000  Kronen  erzielen,  und  bei  strenger  Kostenberech- 
nung mit  Veranschlagung  des  Mutterstutenwertes  itii  Durchschnitt  auf  ein  Fohlen  ein 
Aufwand  von   100 — 150  Kronen  entfällt. 

Wir  wollen  diese  Preisbildung,  bei  der,  wie  wir  noch  näher 
auszuführen  beabsichtigen,  die  Einschätzung  der  Kaufkraft  der 
Käufer  durch  die  Verkäufer  eine  so  grosse  Rolle  spielt,  nicht 
weiter  verfolgen.  Ohne  dass  von  einem  Monopol  dabei  geredet 
werden  könnte,  denn  es  sind  ja  freie  Märkte,  auf  denen  die  Preise 
zustande  kommen,  liegen  doch  bei  solchen  Naturprodukten  mitunter 
Tauschverhältnisse  vor,  die  den  zustande  kommenden  Preisen 
in  gewissem  Sinne  etwas  vom  Charakter  der  Seltenheitspreise 
aufprägen. 

II.  Die  Unzulänglichkeit  der  Kostentheorie  zeigt  sich  bekannt- 
lich zur  Genüge  in  der  Verkehrspreisbildung;  darüber  wird  wohl 
kaum  mehr  gestritten.  Fraglich  erscheint  dagegen,  ob  man  von 
einer  Beherrschung  der  Tarifgestaltung  durch  die  Kostendeckungs- 
Tendenz  und  insofern  von  dem  Einfluss  der  Kosten  auf  die  Tarifhöhe 
zu  reden  berechtigt  ist;  mit  Rücksicht  auf  die  Betriebsgesamtheit 
scheint  das  Prinzip  der  »zusammenhängenden  Preise •j-  doch  nichts 
anderes  zu  sein  als  eine  die  Kostentheorie  bekräftigende  Erscheinung 
in  der  Preisbildung.  Das  dürfte  aber  doch  eine  zu  weit  gehende 
Auslegung  der  Kostentheorie  sein.  Die  Tendenz  zur  Selbstkosten- 
deckung für  das  ganze  Unternehmen  ist  in  dem  Zweck  jeder 
Erwerbsunternehmung  selbst  gegeben.  Darin  kann  demnach 
wohl  kein  Spezifikum  der  Preisbildung  im  freien  Verkehr  erblickt 
werden. 
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Als  einschneidendes  Argument  gegen  die  Kostentheorie  u.  z. 
auch  im  HinbHcke  auf  den  Gesamtbetrieb  und  dessen  Rentabilität 
stellt  sich  das  Tarifsystem  der  Eisenbahnen  dar.  Also  nicht  nur 
das  Abgehen  von  der  Selbstkostenhöhe  im  einzelnen  Tarifsatz, 
sondern  die  Gesichtspunkte,  von  denen  aus  überhaupt  die  Diffe- 
renzierung der  einzelnen  Frachtleistungen  im  Bareme  ausgeht, 
widerstreitet  der  Idee,  eine  Proportionalität  zwischen  Kosten  und 
Preis  herzustellen.  Bei  dem  vorherrschenden  gemischten  System 
fehlt  die  Kostengrundlage  i.  wegen  der  Unmöglichkeit  einer  auch 
nur  annähernd  genauen  Ermittlung  der  tatsächlichen  Kosten^); 
2.  weil  die  privatwirtschaftlichen  Interessen  des  Unternehmers  auf 
eine  Preisgestaltung  hindrängen,  die  die  möglichst  volle  Ausnutzung 
der  vorhandenen  Verkehrseinrichtungen  seitens  des  Publikums  her- 
beiführt. Die  Preisgestaltung  ist  also  in  erster  Linie  beherrscht  von 
dem  Spekulieren  nach  dem  möglichst  vollkommenen  Erfassen 
der  Zahlungswilligkeit  und  Zahlungskraft  der  Verkehrsbedürftigen, 
nach  jener  Höhe  der  Tarifsätze,  die  bei  gegebener  Leistungs- 
möglichkeit das  Intensitätsmaximum  der  Benutzung  erwarten  lässt. 


l)  Das  schliesst  aber  nicht  nur  die  Koslenermitthing  für  den  einzelnen  Trans- 
portakt, sondern  auch  für  einzelne  Kategorien  von  Leistungen  in  sich,  ja  noch  weiter 
darüber  hinaus  :  es  ist  Unmöglichkeit,  die  Gesamtkosten  so  zu  ermitteln,  dass  daraus 
Tarife  konstruiert  werden  könnten.  Das  ist  jetzt  neuerlich  in  Bd.  II ,  zweiter  Teil, 
S.  48  ff.  des  Philip povickKchtn  Grundrisses  klarer  ausgesprochen  als  bisher  in  Bd.  I 
S.  228  (6.  Aufl.),  wo  die  Vermutung  offen  bleibt,  es  könnte  der  Frachtunternehmer 
auf  der  Basis  der  Gesamtkosten  Frachtsätze  berechnen.  Es  ist  aber  das  Prinzip  zu- 
sammenhängender Preise  überhaupt  nicht  schlechthin  und  auch  dann  nicht  gegeben, 
wenn  die  Unkosten  eine  unveränderliche  Grösse  wären.  Nur  insofern  ein  für  allemal 
unabhängig  von  dem  weiteren  Erfordernisse  für  einzelne  Leistungen  Kosten  bestehen, 
kann  von  einem  besonderen  Zusammenhang  geredet  werden.  Jedenfalls  ist  der  Fall 
d)  des  §  90  Bd.  I  kein  von  den  Fällen  a)  bis  c)  getrennt  zu  behandelnder.  Weiteres 
über  die  Unmöglichkeit  der  Kostenermittlung  unten  S.  646  ff.  Speziell  für  Bahnen 
kommt  nun  annähernd  mit  Hilfe  des  Gesetzes  der  grossen  Zahl  eine  Kostenwahr- 
scheinlichkeits-Berechnung  zustande.  So  sind  von  der  sächsischen  und  der  würt- 
tembergischen Staatsbahnverwaltung  »ex  post«  Berechnungen  über  die  Rentabili- 
tät der  einzelnen  Zugskategorien  angestellt  worden  mit  dem  Ergebnisse,  dass  Per- 
sonenzugsbeförderung teurer  ist  als  Schnellzugsbeförderung.  Schneider  (Rentabilitäts- 
berechnung der  Personen-  und  Güterzüge,  Z.  f.  d.  ges.  Staatsw.  Bd.  LXII)  zeigt 
symptomatisch  die  Unsicherheit  der  Grundlagen  und  Voraussetzungen,  von  denen  in 
diesen  Dingen  ausgegangen  wurde  (z.  B.  Sax ,  Die  Verkehrsmittel  II,  S.  413  ff.). 
Dass  man  überhaupt  vor  einer  terra  incognita  stehe,  sagt  ausdrücklich  Schidler,  Die 
natürliche  Höhe  der  Eisenbahntarife.  Wien  1872.  Aehnliche  zahlreiche  Aeusserungen 
in  der  bekannten  Literatur,  bei  Sax,  Lehr,  Ulrich,  Paieer,  Rank,  vgl.  auch  Philippo- 
vich,   Grundriss  II,  2,   S.    50  f.     Schmoller,   Grundriss  II,   S.   127. 
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Unter  allen  Umständen  bildet  jeder  Satz  des  Baremes,  jede 
Tarifposition  ein  Preisbildungsproblem  für  sich,  das  nach  den 
Ergebnissen  dieser  Spekulation  gelöst  wird  ^). 

Man  wird  vielleicht  geneigt  sein  einzuwenden,  dass  diese 
Preisbildungstatsachen  nicht  herangezogen  werden  dürfen,  weil 
eine  Monopolstellung  der  Leistungsverkäufer  vorliege,  die  Preise 
also  grundsätzlich  anderen  Bestimmungsgründen  unterliegen  als 
bei  der  Preisbildung  im  freien  Verkehr.  Der  Einwand  trifft  das 
Beweisthema  nicht  ^).  Das  System  als  solches  und  der  Grund- 
satz der  Tarifabstufung  nach  Massgabe  des  Interesses  an  der 
Verkehrsteigerung  greifen  durch,  gleichviel,  ob  eine  Bahn  für 
gewisse  Strecken  Monopolstellung  hat  oder  ob  ihre  Tarifierung 
unter  dem  Einflüsse  einer  Konkurrenz  festgesetzt  worden  ist. 
Und  weiters  ist  der  eben  erwähnte  Tarifierungsplan  nach  spekula- 
tiven Zwecken  nicht  nur  in  dem  Tarifschema  der  Eisenbahnen, 
sondern  auch  in  der  anerkanntermassen  und  von  jeher  freien 
Preisbildung  der  Seeschiffahrt  herrschend.  Die  Höhe  der 
Tarifsätze  zu  ermitteln  ist  auch  da  eine  Aufgabe  der  möglichst 
spekulativen  Ausnutzung  der  Zahlungswilligkeit  der  Verkehrs- 
bedürftigen ^).  »Die  Verschiedenheit  der  Preise  in  Zeiten  günstiger 
und  ungünstiger  Konjunktur  ist  wesentlich  eine  Folge  der  nach 
grösserer  Produktivität  trachtenden  Tarifpolitik  einerseits,  des  vollauf 
beschäftigten  Verkehrs  anderseits.«  Die  Ausnützung  des  Intensi- 
tätsmaximums eines  Unternehmens  ist  der  leitende  Gedanke  für 
die  Tarifkonstruktion.  Solches  schliesst  aber  auch  das  Gravitieren 
nach  Kostenbeträgen  aus  *).  Wo  die  Tarife,  die  einen  Verkehr 
noch  ermöglichen,  in  dauerndem  Missverhältnis  stehen,  tritt  eben 
die  Notwendigkeit  ein,  Schiffahrtslinien  aufzulassen  ^) ;  eine  Erhöhung 

1)  Zu  beachten  ist,  wie  sehr  allmählich  sich  der  Prozess  der  Deklassifikation  und 
der  Ausbildung  von  Spe/.ialtarifen  vollzieht. 

2)  Abgesehen  von  dem  grundsätzlichen  Bedenken  gegen  die  Richtigkeit  der 
Annahme,  dass  Monopol-  und  Nichtmonopolpreisbildung  einander  so  schroff  gegen- 
übergestellt werden  können.     Vgl.  unten  V.   Schluss. 

3)  Vgl.  Schachnei%  Das  Tarifvi'esen  in  der  Personenbeförderung  der  transozeani- 
schen  Dampfschiffahrt,     Karlsruhe  1904,   S.    72   f. 

4)  Man  könnte  höchstens  SaxGX\%  vorsichtige  Formulierung  annehmen  :  Tarifie- 
rung »mit  Rücksicht  auf  die  Selbstkosten <i,  womit  aber  wenig  gesagt  ist.  ä/.v  a.  a.  O. 
S.  419. 

5)  Was  bei  Schiffahrtslinien,  aber  eben  nicht  bei  Eisenbahnen  zulässig  erscheint,  ab- 
gesehen von  den  i.  d.  R.  entgegenstehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  aus  ökono- 
mischen Erwägungen  heraus.  Die  Eisenbahn  muss  unter  Umständen  mit  dauerndem 
Steigen  der  Schulden  fortarbeiten.     In  ähnlicher  Lage  befindet  sich  bekanntlich  seit 
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nach  Massgabe  der  Kosten  gibt  es  eben   nicht  ^). 

Es  erübrigt  hier  noch  auch  besonders  die  Aufmerksamkeit 
darauf  zu  lenken,  welche  Bedeutung  dem  Trägheitsgesetze  der 
Preisbildung  im  Transportwesen  zukommt.  Obwohl  eingehende 
Untersuchungen  darüber  fehlen,  ist  doch  bekannt  genug,  dass 
die  primitive  Tarifgestaltung  zu  Beginn  des  Eisenbahnverkehres 
von  den  Transportpreisen  auf  den  Landstrassen  beziehungsweise 
für  den  Personenverkehr  von  den  Diligence-Preisen  ihren  Ausgangs- 
punkt nahm  -).  Ein  ganz  allmählicher  Prozess  der  Differenzierung, 
der  Anpassung  vollzieht  sich  in  beständiger  Kontinuität;  unablässig 
vom  Spekulationsgedanken  getragen,  wird,  wie  CoJui  ausführt, 
ganz  besonders  mit  Rücksicht  auf  die  Absatzerweiterung,  auf  die 
Vergrösserung  des  Attraktionsgebietes  und  in  weiterer  Linie  durch 
wirtschaftspolitische  Kräfte  und  Interessen  gedrängt,  an  der  Ver- 
feinerung der  Frachtpreise  gearbeitet. 

Im  Laufe  dieses  Anpassungsprozesses  kommen  auch  die 
Kostenverschiedenheiten  zur  Geltung,  insbesondere  in  der  Zonen- 
preisgestaltung. Die  Erkenntnis,  dass  die  Selbstkosten  sich  mit 
wachsender  Transportlänge  in  der  Gestalt  einer  Hyperbel  ver- 
ändern, hat  zu  einer  entsprechenden  Abstufung  der  Tarife  mit 
wachsender  Transport-Entfernung  geführt^),  aber  wie  das  treibende 

Jahren  die  österreichische  Südbahn.  Die  Gesellschaft  ist  seit  Jahren  dividendenlos. 
Die  Verwaltung  könnte  aber  kaum,  selbst  im  Falle  der  Zustimmung  der  Staatsver- 
waltung, ihre  ohnehin  hohen  Tarife  namhaft  zwecks  Dividenden-Erzielung  erhöhen 
ohne    die  Gefahr    der  Verschlechterung    des   Betriebskoeffizienten. 

i)  Das  folgt  schon  aus  dem  bisher  formulierten  Verkehrspreisgesetz  :  Transport- 
kosten verkehrt  proportional   der  Transportintensität,   denn  danach  ist  die  Kausalität : 

Preisermässigung      — >   Verkehrssteigerung    ^    Kostenminderung.     Wie    sehr    der 

Kostengesichtspunkt  zurücktritt  beim  Dampferfrachtverkehr,  zeigt  Tkiess ,  Der  Rück- 
gang der  nordatlantischen  Dampferfrachten  im  neuen  Jahrhundert.  D.  Wirtschafts- 
Ztg.  1905  »Der  Preisdruck  hat  keine  natürlichen  Schranken«.  Während  ausgehende 
Frachten  aus  deutschen  Häfen  sich  auf  700 — 900  Kg  pro  Reg. -Tonne  stellen  ,  ist 
das  Verhältnis  bei  einkommenden  1300 — 1400  Kg  pro  Reg. -Tonne.  Daher  besteht 
für  ausgehende  Frachten  chronisches  Ueberangebot  an  Räumen,  deren  Umfang  durch 
die  grösseren  einkommenden  Transporte  bestimmt  wird.  —  Die  DiiTerenzierung  der 
Tarife  nach  Massgabe  solcher  Verhältnisse  setzt  übrigens  früh  ein.  Die  Segelschiff- 
fahrtspassage kannte  sie  lange  schon ;  an  ihre  Tarife  schliesst  der  Passagepreis  für 
Dampfer  an:  Kajüte  Liverpool-New  York  35,  in  umgekehrter  Richtung  28  Guineen. 
Schachner  a.  a.  O.  S.   109  f. 

2)  Diese  Kontinuität  beherrscht  durchaus  nicht  bloss  die  Tarife  von  Voll-  und 
Nebenbahnen,  sondern  es  ist  auch  für  Strassenbahnen  offenbar  die  Tarifbildung  an 
die  Omnibus-Tarife  angeschlossen  worden. 

3)  Weichs  Glon  ,   Untersuchungen    über    die   Grundlagen  des  Tarifwesens   in   der 
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Element  auf  dem  Boden  der  freien  Preisbildung  der  Wettbewerb 
ist,  so  ist  es  im  Transportwesen  das  Interesse  an  der  Absatz- 
erweiterung neben  jenem,  was  als  Ursache  einer  besonderen 
Form  der  Gravitation  nach  den  Selbstkosten  erscheint ;  natürlich 
nur  nach  wahrscheinlichen  Selbstkosten.  Und  mehr  denn  als 
Gesichtspunkt  für  die  relative  Differenzierung  der  Tarifsätze  unter- 
einander und  für  die  Abstufung  der  Tarifsätze  für  ein  bestimmtes 
Frachtgut  kommt  es  überhaupt  nicht  zur  Geltung.  Für  die  absolute 
Lage  der  Tarifkurve  ist  damit  immer  noch  der  weiteste  Spielraum 
gelassen  '). 

Die  erhebliche  Kraft  des  Trägheitsmomentes  äussert  sich 
u.  a.  ganz  besonders  darin,  dass  den  Vereinheitlichungsbestre- 
bungen bezüglich  der  Tarifsysteme  und  namentlich  der  Her- 
stellung materieller  Einheitlichkeit  allenthalben  so  ausserordent- 
liche Schwierigkeiten  im  Wege  standen  und  stehen.  Jede  sorg- 
same Bahnverwaltung  ist  sich  der  hohen  Empfindlichkeit  des 
Verkehrs  bewusst;  erweist  sich  doch  gerade  auf  dem  Gebiete 
des  Transportes  so  auffallend,  dass  und  wie  sehr  die  durch  den 
Preis  selbst  ausgelösten  Wertvorstellungen  weitere  Kräfte  aus- 
lösen, die  zur  Verstärkung  des  Trägheitsmomentes  dann  fort- 
wirken. 

III.  Viel  zu  wenig  beachtet  sind  von  den  Anhängern  des 
Kostengesetzes  die  Rein  ertragsverh  alt  nisse  und  d  i  e 
Tatsache  der  Produktionsfortsetzung  bei  un- 
rentablen Preisen.  So  wie  einerseits  die  Preise  die 
Kosten  vieler  Unternehmungen  dermassen  übersteigen,  dass  Ge- 
winne erzielt  werden,  die  schon  durch  ihre  Höhe  der  Geltung 
des  Kostengesetzes  widersprechen,  so  ist  anderseits  auch  die 
Tatsache  zu  beachten,  dass  nicht  bloss  vorübergehend,  sondern 
dauernd  viele  Unternehmungen  mit  minimalen,  gerade  nur  die 
notwendigsten  Abschreibungen  gestattenden  Erträgnissen,  vielfach 
dividendenlos,    ja    sogar    mit    Schuldenvermehrung     fortarbeiten. 


Seeschiffahrt.     Z.   f.  d.  g.   Stw.  Bd.    50,    S.  240.      Ueber  die  Kontinuität  der  Tarifge- 
staltung in   der  Seeschiffahrt. 

1)  Weic/is  Gloit,  Ueber  das  Wesen  und  die  Grundlagen  der  Eisenbalingütertarife. 
Z.   f.   d.   g.   Stw.   Bd.   49,   S.   60.     Die  Werttarifierung  betriebsökonomischen  Ursprungs. 

2)  In  der  Seeschiffahrt  ist  die  Kraftkomponente,  die  das  Beharrungsvermögen  zu 
überwinden  hat,  i.  d.  R.  sehr  gross  ,  vor  allem  die  ungeheuren  Schwankungen  der 
Quantitäten.  Die  Getreidefracht  New  York-Hamburg  schwankt  innerhalb  eines  Jah- 
res zwischen   35   und   92   M.   pro  Tonne. 
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Auf  der  einen  Seite  Unternehmungen,  die  bei  ansehnlichen  Divi- 
denden im  Zeitraum  weniger  Jahre  die  völh'ge  Abschreibtmg  der 
Betriebsanlagen,  des  Immobiharvermögens  und  des  Inventars  bis 
auf  I  Mk.  durchzuführen  vermögen,  auf  der  anderen  Seite  jahre- 
lange Perioden  mit  Ertrag-  und  Dividendenlosigkeit,  und  zwar 
nicht  nur  in  landwirtschaftlichen  sondern  auch  in  Industrie- 
Betrieben,   ohne  dass  es  zur  Stilllegung  der  Betriebe  käme. 

Wir  verweisen  bezüglich  der  hohen  Reingewinne  und  der 
raschen  Abschreibungen  auf  die  genugsam  bekannten  Tatsachen^). 
Hier  sind  noch  emige  Bemerkungen  über  den  anderen  Fall,  die 
andauernde  Ertraglosigkeit  notwendig. 

Der  Leiter  einer  Waggonfabrik-Aktiengesellschaft  ,  deren  Aktionäre  trotz  ganz 
guter  Fundierung  und  guter  Gescliäftsbeziehungen  sowie  verhältnismässig  schwacher 
Konkurrenz  mehrere  Jahre  hindurch  keine  Dividenden  bezogen,  gibt  auf  die  Frage, 
weshalb  die  Fabrik  dann  noch  im  Betrieb  bleibe,  an,  dass  die  Produktion  fortgesetzt 
werden  müsse,  so  lange  überhaupt  noch  die  geringste  Aussicht  sei,  dass  eine  Periode 
mit  besserer  Preisgestaltmig  wiederkehrt.  Der  eigene  Staat  habe  infolge  unglück- 
licher parlamentarischer  Verhältnisse  keine  Bestellungen  gemacht  ,  die  Privatbahn- 
Unternehmungen  haben  gleichfalls  mit  Aufträgen  zurückgehalten  ,  da  die  Verstaat- 
lichungsfrage im  Parlament  akut  war.  So  musste  man  an  ausländische,  aus  nationalen 
Gründen  meist  zurückhaltende  Besteller  herantreten  und  in  den  Offerten  Preise  zu- 
gestehen, die  knapp  Material-  und  Lohnaufwand,  öfters  auch  dies  nicht  ganz  ersetz- 
ten. Die  vorübergehende  Einstellung  des  Betriebes  sei  gerade  aus  ökonomischen 
Gründen  gänzlich  zu  verurteilen  ,  sie  bedeute  die  Reduzierung  der  technischen  und 
damit  auch  der  ökonomischen  Leistungsfähigkeit  ;  das  Entlassen  und  Verlaufen  der 
Arbeitskräfte,  an  sich  bedenklich  aus  sozialen  Erwägungen,  sei  der  Anfang  der  Kon- 
kurrenzunfähigkeit für  die  dann  doch  wieder  anbrechende  bessere  Konjunktur.  Auch 
für  die  Arbeiten,  die  man  von  nur  minder  qualifizierten  Arbeitskräften  verrichten 
lässt ,  bestünde  das  Interesse  an  der  Kontinuität  des  Arbeitsverhältnisses.  Kehrt 
dann  die  günstige  Konjunktur  v^'ieder,  dann  gelte  es  natürlich,  im  Gegensatz  zu  den 
Unterkosten-Preisen  entsprechende  Gewinne  zu  erzielen,  die  Preise  einfach  nach  dem 
offensichtlichen  Interesse  der  Besteller  an  der  Dringlichkeit  der  Lieferung  zu  er- 
stellen und  damit  die  Voraussetzungen  für  die  Bildung  solcher  Reserven  zu  schaft'"en, 
die  gegebenenfalls  auch  in  den  Jahren  schlechten  Geschäftsganges  die  Auszahlung 
von  Dividenden  ermöglichen. 

Wir  kommen  mit  dieser  Opfer  kostenden  Betriebsfortsetzung 
und  unrentablen  Preisgestaltung  auf  das  Problem  der  Kosten- 
kategorisierung,  die  MarshaW^)  zum  Ausgangspunkt  besonderer 
Erörterungen  über  die  Preisbestimmung  genommen  hat.  Er 
unterscheidet  einerseits  die  »besonderen,  direkten  oder  ursprüng- 
lichen   (primären)  Kosten«    und    rechnet    ihnen    zu    den  Geldauf- 


i)  Vgl.  oben  S.  621. 

2)  Handbuch  der  Volkswirtschaftslehre,  V,   4  und  V,    5,   §  6. 
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wand  für  Rohmaterial  zur  Güterfabrikation,  Tage-  und  Wochen- 
löhne und  die  ausserordentUche  Abnützung  der  Anlage,  ander- 
seits die  »Ergänzungskosten«,  die  die  übrigen  Aufwendungen  um- 
fassen, insbesondere  auch  die  Gehälter  der  höheren  Angestellten. 
Er  behauptet,  die  primären,  besonderen  Kosten  hätte  der  Fa- 
brikant im  Auge,  wenn  er  berechnet,  zu  welchen  niedrigsten 
lohnenden  Preisen  er  noch  einen  ^uftrag  annehmen  könne,  ohne 
Rücksicht  darauf  zu  nehmen,  dass  er  sich  durch  sein  Vorgehen 
vielleicht  den  Markt  für  künftige  Aufträge  verdirbt.  Könne  aber  in 
kurzen  Perioden  das  Angebot  der  Nachfrage  nicht  derart  angepasst 
werden,  dass  ein  Gleichgewicht  eintritt,  stehe  der  Marktpreis  also 
oft  unter  und  über  »Normalpreisen«,  so  müsse  der  Preis  auf  die 
Dauer  doch  auch  einen  entsprechenden  Teil  der  allgemeinen 
Geschäftskosten  decken,  widrigenfalls  die  Produktion  nachlassen 
müsse. 

So  feinsinnig    auch    diese  Unterscheidung  kurzer  und  langer 
Perioden  entwickelt  ist,  zu  einer  Rechtfertigung  der  reinen  Kosten- 
theorie   reicht    sie    nicht    im  entferntesten  aus.     Ja  im  Gegenteil, 
geradezu  einer  Sekundarität  der  Kosten  entspricht  die  Auffassung, 
dass  in  den  langen  Perioden  die  Möglichkeit  bestehe,   das  Ange- 
bot   der  Nachfrage    anzupassen.     Und    dann    stellt  sich  in  langen 
Perioden  die   Preiskurve  als   eine  Wellenlinie   dar,   deren  Schwin- 
gungsweiten durch  die  Verschiebungen  im  Verhältnis  von  Ange- 
bot und  Nachfrage  bestimmt  werden  ;  bezüglich  deren  Beziehung 
zur  Kostenkurve  (die  ja  auch  eine  Wellenlinie  sein  muss)  können 
wir  aber  kaum  mehr  sagen,  als  dass  die  Preiskurven-Achse  etwas 
über  der  Kostenkurven-Achse  liegen  müsse,   widrigenfalls  die  Pro- 
duktion   eingestellt    wird.      Für    die    Lage    der  Wellenberge    der 
beiden  Kurven   zu   einander  ergibt  sich   nur   das  eine,   dass  einem 
Wellenberg    der  Preiskurve    geradezu    ein    Wellental  der  Kosten- 
kurve in  der  gleichen  Periode  entsprechen  kann.     Da  kann  man 
doch  wohl  nicht  behaupten,    dass  die  Kosten  Ursache  und  Mass 
des  Preises  sind.    Und  noch  eines:  die  Preise,   die  die  äussersten 
Schwingungsweiten   der  Kurve  bezeichnen,    sind   eben  doch  auch 
Preise,  und  für  sie  ist  auch    eine  Erklärung  zu  liefern,    nicht  nur 
für  den  Normalpreis   in   der  langen  Periode.     Mag  also  immerhin 
feststellbar  sein,    dass    innerhalb  der  letzten   5   Jahre  die  Gesamt- 
summe   aller    Aufwendungen    für    die    Wollgewebeerzeugung    im 
Produktionsgehiet  NN  300  Millionen,  der  Erlös  dafür  320  Millionen 
betragen  haben,    so  ist  damit  nicht  mir  für  die  Kausalität  dieser 
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beiden  Grössen,  sondern  es  ist  damit  aucli  für  die  realen  Ein- 
heitspreise und  die  Preisbewegung  sowie  über  die  Kosten  rein 
nichts  gewonnen. 

Wichtig  für  unsere  Betrachtung  ist  die  Erfassung  der  Tat- 
sache, dass  mit  der  kapitalistischen  Ausgestaltung  der  Produktion 
in  dieser  selbst  ein  neues  Preisbestimmungs-Element  auftritt. 
Unter  dem  Einfluss  der  Fixierung  immer  grös- 
serer \V  e  r  t  b  e  s  t  ä  n  d  e  in  der  Produktion  gewinnt 
die  Möglichkeit,  dass  Preise  unter  den  Kosten 
entstehen,  immer  grössere  Bedeutung.  Solange 
in  einem  Produktionszweige  die  Produktion  vor  sich  gehen  kann 
genau  nach  Massgabe  des  Bedarfs,  und  das  heisst  auch,  solange 
die  Produktions-Vorbereitung  und  -Ausgestaltung  in  solcher  Weise 
erfolgen  können,  dass  gerade  nur  so  viele  Werte  investiert  werden 
müssen,  als  zur  Befriedigung  des  vorhandenen  Bedarfes  erfor- 
derlich ist:  solange  ist  die  Gewähr  geschaffen,  dass  die  Preise 
die  Kosten  decken.  Von  dem  Augenblick  an  aber,  da  die  tech- 
nische Oekonomik  W'ertaufwendungen  schon  zur  Deckung  des 
vorhandenen  Bedarfs  bedingt,  die  als  konstantes  Kapital  auch 
für  die  Produktion  der  folgenden  Bedarfsperioden  in  Rechnung 
zu  setzen  sind,  ändert  sich  die  Sachlage.  Dadurch,  dass  ein 
Rahmen  für  den  Produktionsumfang  in  einer  bestimmten  Grösse 
geschaffen  wird  und  dass  das  ökonomische  Interesse  zur  mög- 
lichst vollständigen  Ausfüllung  dieses  Rahmens  ohne  Unter- 
brechung drängt,  so  dass  schon  die  Einschränkung  der  Produktion, 
geschweige  denn  die  völlige  Einstellung  »kostet«,  ohne  dass  die 
geringste  Aussicht  besteht,  diesen  Kosten  Einnahmen  entgegen- 
stellen zu  können:  dadurch  wird  der  Unternehmer  vor  einen  In- 
teressenkonflikt gestellt,  in  dem  auf  der  einen  Seite  Betriebsein- 
stellung und  damit  ausser  dem  Zinsverlust  auch  Beeinträchtigung 
der  Produktionsbereitschaft  und  der  Konkurrenzfähigkeit  bei  wieder- 
auftauchendem Bedarf,  auf  der  anderen  Seite  Fortführung  des 
Betriebes  mit  Opfern,  aber  mit  der  Aussicht  auf  die  Wiederkehr 
einer  Konjunktur  stehen,  die  günstigen  Falles  die  Wettmachung 
der  Opfer,  ungünstigen  Falles  aber  wenigstens  doch  die  allmäh- 
liche Amortisierung  der  als  zu  umfangreich  sich  erweisenden  Wert- 
investitionen zu  bringen  verspricht. 

Mit  der  Fixierung  von  Wertbeträgen  in  den  Produktions- 
und sonstigen  Betriebsanlagen  kommt  auch  die  Preisbildung  unter 
einen  Einfluss,    der    die    Bedeutung    der    Kosten    auch 
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nur  als  Untergrenze  der  Preis -Oszillation  er- 
heblich abschwächt.  Produktion  oder  Betriebsführung 
zu  Preisen,  die  die  Kosten  nicht  decken,  bedeutet  zweifellos  auch 
den  Verlust  von  Vermögensbruchteilen,  die  Einstellung  des  Be- 
triebes kann  aber  geradezu  die  Vernichtung  des  grössten  Teiles  des 
investierten  Kapitals  im  Gefolge  haben.  Die  Entscheidung  in 
der  Alternative  ist  Sache  eines  ökonomischen  Rechenexempels, 
in  dem  freilich  VVahrscheinlichkeits-Koeffizienten  zu  berücksich- 
tigen sind,  das  aber  für  den  mit  den  IMarktverhältnissen  einiger- 
massen  Vertrauten  mit  recht  verlässlichen  Annäherungswerten  ge- 
löst werden  kann. 

IV.  Dem  Kostenprinzip  widerspricht  es,  dass  die  Verschie- 
denheit im  Zeitablauf  vom  Produktionsabschluss  beziehungs- 
weise vom  Einkauf  bis  zur  Rückverwandlung  der  Ware  in  Geld 
u.  z.  bis  zum  Verkaufsabschluss  i  m  P  r  e  i  s  nicht  berück- 
sichtigt wird.  Der  Händler  wie  der  Produzent,  der  seine 
Ware  allmählich  absetzt,  müsste  die  Ware  mit  wachsendem  Preis 
verkaufen,  denn  je  länger  er  Ware  besitzt,  umso  grössere  Kosten 
verursacht  sie  ihm,  nicht  nur  Kapitalzins,  sondern  auch  Lager- 
spesen, eventuell  Erhaltungsarbeit.  Und  dennoch  ist  zum  grossen 
Teil  gerade  das  Umgekehrte  zu  beobachten.  Das  Streben,  die 
Vorräte  abzustossen,  führt  im  weiteren  Verlauf  der  Veräusserung 
gerade  zur  Ermässigung  des  Preises,  zum  Entgegenkommen  ge- 
genüber der  geringeren  Wertschätzung  oder  Kaufkraft  Kauf- 
lustiger, für  die  die  Ware  zum  höheren  Preise  nicht  in  Betracht 
kam.     Das  Ausverkaufs-  und  das  Ramschsystem  beruhen  darauf"). 

Die  Hervorkehrung  dieser  Tatsache  ist  durchaus  nicht  so 
kleinlich,  als  es  aufs  erste  den  Anschein  haben  könnte,  und  ist 
jedenfalls  nicht  mit  dem  Einwand  abzutun,  dass  der  Verkäufer 
oder  Produzent  eine  Durchschnitts  Lagerzeit  der  Waren  und  eine 
Durchschnitts-Verzinsung  des  in  den  Waren  steckenden  Kapitals 
veranschlage  und  im  Preis  berücksichtige.  Auch  diese  Bedacht- 
nahme  der  Verkäufer  genügt  eben  nicht.  Irrtümer  in  der  Rich- 
tung sind  an  der  Tagesordnung,  und  sowohl  sind  die  Beträge, 
um  die  es  sich  dabei  handelt,  gross  genug,  als  auch  die  Zahl 
der  Geschäftszweige,  in  denen  das  Interesse  am  raschen  Umsatz 
ein  besonders  gesteigertes  ist.    Man  steht  auch  hier  der  Tatsache 

l)  Gute  Ausführungen  über  die  Notwendigkeit  Opfer  zu  bringen,  dauernd  und 
periodenweise,  um  wieder  einmal  in  günstigerer  Konjunktur  grössere  Gewinne  zu  er- 
zielen, bei  Schachner  a.  a.  ü.  S.   70  f. 
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gegenüber,  dass  der  Warenanbieter  hinsichtlich  seines  natürhchen 
Strebens,  die  Kosten  zum  Bestimmungsgrund  der  Preise  zu 
machen,  nichts  weniger  als  souverän  ist.  Jedenfalls,  so  sehr  auch 
seine  Absicht,  sein  Geschäftsplan  darauf  gerichtet  sein  mag,  er 
handelt  diesem  Prinzip  in  verschiedenen  Richtungen  zuwider. 

Was  aber  die  Frage  betrifft,  dass  die  Veranschlagung  einer 
Durchschnitts-Lagerzeit  und  von  Durchschnitts-Zinsverlust  auf  die 
Kosten  eine  Korrektur  bringen  soll,  möchte  ich  die  Aufmerk- 
samkeit darauf  lenken,  dass,  jemehr  man  sich  mit  Durchschnitts- 
grössen  befasst,  Durchschnittsverhältnisse,  Durchschnittskosten 
und  Durchschnittspreise  zum  Gegenstand  der  Beobachtung  macht, 
man  sich  auch  um  so  mehr  von  der  Erklärung  der  tatsäch- 
lichen Preisbildung  entfernt  und  dass  gerade  die  zuvveitgehen- 
den  Abstraktionen,  die  die  Objektivisten  der  subjektiven  Preis- 
lehre zum  Vorwurf  machen,  durch  zu  geringe  Einschätzung  der 
einzelnen  konkreten  Tatsachen  ausgelöst  worden  sind^). 

V.  Und  noch  eins  wird  viel  zu  wenig  beachtet  und  ist  doch 
gerade  für  die  Erklärung  der  Preisbildung  wenn  auch  nur 
symptomatisch  doch  ausserordentlich  wichtig  :  das  Fehlschla- 
gen der  Spekulation.  Es  kann  sich  wohl  nicht  darum 
handeln,  den  Satz  besonders  zu  rechtfertigen,  dass  die  Kosten 
keinen  Preis  zu  halten  vermögen.  In  dieser  extremen  Fassung, 
dass  die  Aufwendung  von  Kosten  genüge,  um  einen  Preis  zu 
erzielen,  der  die  Kosten  deckt,  kann  vernünftiger  Weise  wohl 
kein  Theoretiker  das  Kostengesetz  behaupten.  In  der  Praxis 
freilich    begegnet    man    ja    solchen    Argumentationen  -)    und    die 


1)  Oldenberg  a.  a.  O.  S.  275  weist  zwar  noch  besonders  auf  den  Zeitablauf 
zwischen  Einkauf  und  Verkauf  hin;  nur  bei  wenigen  Waren  aber  kommt  wirklich 
dieser  Kalkulations-Faktor  zur  Geltung.  Die  Tendenz  dazu  besteht  natürlich  aufrecht. 
Andere  Komponenten  des  Kräfte-Polygons  sind  aber  eben  i.  d.  R.  stärker.  Anders  liegen 
die  Dinge  nur  dann,  wenn  bei  der  Preisbildung  die  Berücksichtigung  eines  gewissen 
Zeitablaufs  von  vorherein  schon  mitgespielt  hat  ,  so  z.  B.  aus  Spekulationsgründen, 
wie  namentlich  bei  Grund  und  Boden.  Aber  auch  bei  Kohle,  die  vom  Verkäufer  im 
Herbst  bei  gutem  Wasserstand  bezogen  wird  ,  mag  es  vorkommen  oder ,  wenn  aus 
der  Natur  der  Ware  und  des  Warenvertriebes  sich  eine  langsame  Abstossung  des 
Vorrates  ergibt,  z.  B.  Klaviere.  Wie  wenig  dieser  Faktor  gerade  auch  im  Handel 
zur  Geltung  kommt,  ist  beim  Getreide  zu  erkennen.  Leider  ist  für  derartige  Beweis- 
führungen nur  die  Börsenpreis-Statistik  verlässlich  genug.  Gegen  diese  würde  aber 
von  den  Objektivisten  die  Durchbrechung  der  natürlichen  Preisbildung  durch  die 
Spekulations-Machenschaften  eingewendet  werden  können. 

2)  Besonders  auffallend  in  Kleinhandels-  und  Handwerkerkreisen  als  Grundlage 
wirtschaftspolitischer  Forderungen. 
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Oldejibei'gsc\iQ  Formulierung  legt  es  fast  nahe,  auch  gegen  eine  so 
weitgehende  Kausalität  Stellung  zu  nehmen.  Unser  Beweisthema 
zwingt  uns  ,  nur  darauf  hinzuweisen,  dass  das  Fehlschlagen  der 
Spekulation  in  der  Hauptsache  auf  einer  Verkennung  von  Ur- 
sache und  Wirkung  in  dem  Zusammenhang  zwischen  Kosten  und 
Preis  liegt. 

Folgender  an  und  für  sich  häufig  sich  wiederholender  Fall,  dem  sich  eine  Un- 
zahl analoger  an  die  Seite  stellen  Hesse,  ist  besonders  geeignet  zu  zeigen,  dass  nicht 
die  Unterschätzung  der  Kosten,  sondern  wirklich  die  Ueberzeugung,  dass  die  Kosten 
den  Preis  bestimmen  ,  zum  Fehlschlagen  einer  Unternehmung  führt.  Wir  meinen 
den  Fall  des  Hotelbaues  in  Sommerfrisch-Orten  und  insbesondere  Touristenstationen. 
Auf  diesem  Geschäftsgebiet  ist  ganz  selieir  scharf  die  Anpassung  des  Kostenaufwan- 
des an  die  Kaufkraft  eines  bestimmten  Konsumentenkreises  zu  beobachten.  Wurde 
nun  irgendwo  mit  einem  gewissen  Aufwand  ein  solches  Hotel  gebaut  und  wurden 
die  den  Kosten  entsprechenden  Preise  gefordert,  so  ist  nur  zu  oft  das  Unternehmen 
sehr  bald  u.  z.  schon  nach  der  ersten  oder  zweiten  Saison  in  Konkurs  geraten,  weil 
eben  wegen  der  nach  Kosten  festgesetzten  Preise  der  entsprechende  Zuzug  fehlte, 
während  der  nächste  Besitzer,  der  den  Betrieb  mit  bedeutend  areduziertem  Wert«  über- 
nommen hat  und  mit  Rücksicht  auf  das  verminderte  Zinsenerfordernis  massigere 
Preise  fordern  konnte  ,  sein  Auskommen  fand.  Mitunter  war  es  ein  und  derselbe 
Unternehmer,  der  in  zwei  Saisons  mit  verschiedenen  Preiskategorien  verschiedene  Er- 
folge erzielte,  der  z.  B.  nach  entsprechender  Abschreibung  sich  zum  Betrieb  mit  ver- 
minderten Preisen  entschloss  und  daraufhin  die  Steigerung  des  Besuches  erreichte. 
Welchem  Geschäftsmanne  ist  es  nicht  schon  so  ergangen  ?  Wie  wenige  sind  es,  die 
nicht  schon  einmal  vor  die  Tatsache  gestellt  waren:     Der  Artikel  geht  nicht!? 

Nicht  die  typische  kaufmätmische,  auf  Preissteigerung  rech- 
nende Ueberspekulation  haben  wir  im  Auge,  sondern  vor  allem 
die  falsche  Einschätzung  der  Kauflust  der  Interessenten  (unge- 
nauer könnte  man  sagen  die  falsche  Beurteilung  der  Wertschät- 
zung der  Kauflustigen)  daraufhin,  was  sie  für  diesen  oder  jenen 
Zweck  zu  verausgaben  gesonnen  sind.  Auch  die  mehr  oder  min- 
der regelmässigen,  periodischen  Produktionskrisen  sind  zum  Teil 
gerade  darauf  zurückzuführen ,  dass  an  irgend  einem  Zipfel  des 
Produktions-Organismus  jenes  unerlässliche  Verständnis  für  die 
Kaufkraft  einerseits,  für  das  darnach  aufwendbare  Mass  von  Kosten- 
aufwendung anderseits  eine  Trübung  erfährt.  Irrtum  über  die 
Höhe  der  Preise ,  zu  denen  ein  Absatz  von  Produkten  möglich 
ist,  wirkt  ebenso  verderblich  wie  der  Irrtum  über  das  absetzbare 
Quantum ;  in  beiden  Fällen  führt  der  Irrturn  zu  Wertbetragsinvesti- 
tionen,  die  nicht  bezahlt  werden^). 

l)  Ich  möchte  also  diese  Vorgänge  geradezu  als  Krisen-Ursache  den  von  Has- 
bach, Güterverzehrung  und  Güterhervorbringung  S.  35  zusammengefasslen  noch  an  die 
Seite  stellen. 
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Eine  Periode  wirtschaftlichen  Aufschwungs  nimmt  vielfach 
ihren  Ausgang  von  der  Steigerung  der  Kaufkraft  der  Konsumen- 
ten, vor  allem  sofern  diese  sich  in  einer  vermehrten  Nachfrage 
nach  Konsumgütern  bekundet.  Nehmen  wir  an,  eine  solche  Ver- 
mehrung der  Nachfrage  macht  sich  in  den  Spätjahr-Monaten  des 
Jahres  I  bemerkbar.  Die  günstige  Marktgestaltung  gibt  die  An- 
regung zur  Produktionssteigerung  und  Preiserhöhung  für  die  Kon- 
sumgüter. »Die  Konjunktur  ausnutzen!«  wird  Losung.  Bald  dar- 
auf —  in  den  sehr  vollkommenen  und  feinfühligen  Einkaufs-Orga- 
nisationen gewisser  Industrien  fast  gleichzeitig  —  vollzieht  sich 
aber  auch  schon  die  P'ortpflanzung  der  Nachfragesteigerung  nach 
Produktivgütern  und  mit  der  dadurch  etwa  Frühjahr  oder  Sommer 
des  II.  Jahres  ausgelösten  Preiserhöhung  der  Produktivgüter  engt 
sich  der  Gewinn-Spielraum  für  die  Konsumgüter-Erzeuger  auch 
wieder  ein.  Wohl  sind  die  Konsumgüter-Preise  noch  fort  gestiegen 
etwa  bis  zum  Frühjahr  des  III.  Jahres,  aber  das  Unternehmertum  hat 
damit  schon  gerechnet,  die  Baumwolldruckereien  z.  B.  haben  für 
die  Stoffe  (36/42  Gewebe)  bereits  statt  der  ursprünglichen  2,20 
Kronen  fürs  Kilogramm  3,10  bewilligt  in  der  Annahme,  dass  vom 
P'rübjahr  III  bis  Frühjahr  IV  das  Publikum  noch  für  die  weitere 
entsprechende  Erhöhung  der  Preise  zu  haben  sein  wird.  Bricht 
dann  die  Nachfrage  aus  irgendwelchen  Gründen,  insbesondere 
aber  gerade  im  Hinblick  auf  die  neue  Preislage  ab,  dann  folgt 
die  Katastrophe  und  dann  scheint  so  oft  quantitative  Ueber- 
produktion,  was  in  letzter  Linie  ausgelöst  ist  durch  eine  irrige 
Vorstellung  von  der  Aufnahmefähigkeit  des 
Marktes  bei  erhöhter  Preislage,  ausgelöst  durch  den 
Glauben  an  die  Preisbildung  nach  den  Kosten. 

Rückkehr  zu  den  alten  Preisen  führt  gar  oft,  ja  auf  vielen 
Produktionsgebieten  regelmässig  dazu,  dass  die  Produkte  von  den 
Konsumenten  doch  aufgenommen  werden,  und  es  zeigt  sich,  dass 
der  ;Markt  wohl  für  die  Quantität,  aber  eben  nur  nicht  für  die 
Preise  aufnahmefähig  ist.  Die  Folgen  sind  bekannt;  die  Insol- 
venzen der  letzten  Verkäufer,  je  nach  der  Organisation  auch  der 
Zwischenhändler,  nehmen  zu ,  die  Produzenten  sind  die  Verlust- 
träger und  die  Ramschgeschäfte  blühen. 

Nicht  wesentlich  anders  liegen  die  Dinge  auf  dem  Boden- 
und  Baumarkt,  und  wenn  die  Bodenspekulanten  verhältnismässig 
seltener  vielleicht  die  Zeche  der  Ueberspekulation  zu  begleichen 
haben,  so  findet  das  seine  Erklärung  wohl  darin,   dass  sie  weniger 
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Kredit  an  ihre  Abnehmer  konzedieren  ^)  und,  wenn  es  zur  Sub- 
hastation  eines  auf  zu  teurem  Grund  gebauten,  sagen  wir  mit 
zu  hohen  Kosten  produzierten  Hauses  kommt,  in  ihrem  Risiko 
meist  schon  durch  ein  Hypothekeninstitut  abgelöst  oder  im  Be- 
sitz der  ersten  Hypothek  durch  den  Wert  der  Bauaufwendung  ge- 
deckt sind.  Die  Tatsache,  dass  Grundspekulationen  fehlschlagen, 
ist  an  sich  schon  ein  Beweis  fi^r  die  Tragweite  eines  Irrtums  in 
der  Kaufkrafteinschätzung  der  Wohnungskonsumenten.  Ein  solches 
Fehlschlagen  ist  nur  möglich,  wenn  die  Konsumentenwertschätzung 
für  das  Produkt  für  die  Wohnung  das  primäre  Preisbildungselement 
gegenüber  den  Kosten  ist,  es  erklärt  sich  aber  aus  dem  absoluten 
Vertrauen  auf  die  Richtigkeit  des  Kostendogmas.  Der  Fall  ist 
nach  der  Richtung  besonders  drastisch,  dass  der  Einfluss  der 
quantitativen  Ueberproduktion  auf  die  Marktlage  als  Ausgangs- 
punkt des  Fehlschlagens  der  Spekulation  ziemlich  gänzlich  von 
der  Hand  zu  weisen  ist,  er  könnte  nur  insofern  noch  in  Frage 
kommen,  als  durch  Spekulationskäufe  Boden  nach  der  Terminologie 
Eberstadti  zu  früh  aus  der  Kategorie  landwirtschaftlicher  Böden 
in  die  Kategorie  Spekulationsland  eingereiht  worden  ist. 

VI.  Wir  kommen  zu  einem  letzten  Punkt,  zu  einer  letzten 
Voraussetzung  dafür,  dass  das  Kostengesetz  auch  wirklich  in  der 
Praxis  gelten  kann:  Die  Kosten  können  als  Bestimmungsgrund 
nur  dort  gelten,  wo  sie  eine  bekannte  Grösse  sind.  Es  ergibt 
sich  daher  die  Frage :  was  und  wie  gross  sind  über- 
haupt die  Kosten  ^).!^  Man  ist  in  dieser  Frage  noch  lange 
nicht  so  w'eit,   wie  die  Objektivisten  meinen  °). 


1)  Zu  vgl.  hiezii  die  wertvollen  Studien  Friedr.  Karl  Freudenbergs :  i.  Das 
Verhältnis  von  Verschuldung  und  Mietzins  in  der  Stadt  Mannheim.  Karlsruhe  1906. 
2.  Grundrente,  Grundkredit  und  die  Entwicklung  der  Grundstück.spreise  in  Karlsruhe. 
Karlsruhe  1907. 

2)  Vgl.  hiezu  Neumann  a.  a.  O.     Schönbergs  Kdb.  S.   301. 

3)  Das  Bedürfnis,  über  die  Selbstkosten  Klarheit  zu  gewinnen  ,  hat  in  neuerer 
Zeit  zu  regerer  Beschäftigung  mit  den  einschlägigen  Fragen  geführt;  die  Literatur 
ist  aber  verhäUnismässig  sehr  spärlich.  Charakteristisch  schreibt  Ballewski  (Der 
Fabrikbetrieb.  Berlin  1905)  :  Ich  erhielt  von  mehreren  hervorragenden  Werken  recht 
wertvolles  Material  .  .  .  gewann  aber  von  Tag  zu  Tag  mehr  und  mehr  die  Ueber- 
zeugung ,  dass  über  jeden  Zweifel  erhabene  Verwaltungseinrichtungen  in  deutschen 
Fabriken  so  gut  wie  gar  nicht  bestanden,  ja,  dass  sogar  Werke,  die  Weltruf  besitzen, 
mit  ihrer  Organisation  noch  so  weit  zurück  waren  ,  dass  sie  gar  nicht  imstande  wa- 
ren, wirklich  zuverlässige  Selbstkosten-Berechnungen  der  Fabrikate  zu  machen.  Die 
meistenteils  übliche  Form  ,  die  Kosten  eines  Gegenstandes  zu  berechnen,  war,  die 
Preise  auf  Grund   der   Gewichte   festzustellen  ,    oder    auch    bei  Abgabe    von   Offerten 
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Vergegenwärtigen  wir  uns  eine  Unternehmung,  etwa  gerade 
auch  wieder  eine  Baumwolldruckerei.  Bei  genauester  Buchführung 
—  darin  sind  ja  allerdings  beträchtliche  Verschiedenheiten  zu 
beobachten  —  werden  in  einem  grösseren  derartigen  Unternehmen 
insgesamt  gegen  40  Konten  geführt.  Ohne  auf  alle  diese  Einzel- 
heiten einzugehen,  wollen  wir  nur  hervorheben,  dass  zwei  Haupt- 
kategorien von  Konten  unterschieden  werden : 

I.  die  sogenannten  faux  frais,  es  sind  die  Konten  von 
Aufwendungen,  die  ausschliesslich  die  Herstellungskosten  betreffen; 
dazu  gehören:  Einkauf  der  Gewebe,  eventuell  Garne,  die  Löhne, 
die  Farbwaren,  die  Gravüre,  die  Brennstoffe,  das  Fuhrkonto, 
Fracht  und  Pack,  allgemeine  Spesen  wie  Porto,  Stempel,  Aufwand 
im  Laboratorium  des  Koloristen   u.  dgl. 

II.  die  Kategorie  der  Spezialkonten,  von  Aufwendungen,  die 
mit  der  Herstellung  nichts  zu  tun  haben ;  alles  was  mit  dem  Wert, 
beziehungsweise  der  Erhaltung  der  Anlage  zusammenhängt,  Repa- 
ratur, Amortisation,  dann  das  Steuer-,  das  Agio-,  das  Widmungs- 
konto, Rechtshilfe  u.  dgl.  Das  sind  in  der  Hauptsache  die  Elemente 
für  die  Kostenberechnung.  Aus  jedem  einzelnen  dieser  Konten 
ergibt  sich  ein  Kostenelement  auf  Grund  des  Verlaufes  einer 
Geschäftsperiode,  so  dass  also  die  Ergebnisse  einer  abgelaufenen 
Geschäftsperiode  den  Schlüssel  für  die  prozentuale  Zusammen- 
setzung der  Gesamtkosten  liefern.  Prüfen  wir  aber  genauer  diese 
Kostenfeststellung : 

I.  Schon  zu  der  Feststellung  dieses  Schlüssels 
ist  zu  bemerken,  einmal  dass  er  nicht  erschöpfend  alle  Kosten 
berücksichtigt.  Eine  nicht  gering  zu  schätzende,  aber  nach  Angabe 
sehr  genauer  Betriebsleiter  unfassbare  Grösse  ist  der  Abfall, 
verdruckte,  verbrannte,  überspannte  Ware,  die  als  »Povel«  verkauft 


die    Preise    der    Konkurrenz     als    Richtschnur    zu    benutzen 

Man  erhoffte  das  beste  und  überliess  es  dem  Zufall  ,  ob  bei  den  Lieferungen  etwas 
verdient  wurde.«  Aehnlich  yohanning  (Die  Organisation  der  Fabrikbetriebe,  3.  Aufl. 
Braunschweig  1903  und  ders.  in  Teuötiers  Handbücher  für  Gewerbe :  Betrieb  von 
Fabriken  1905),  wenn  er  schreibt:  »der  Kaufmann  wird  deshalb  in  vielen  Fällen 
naturgemäss  der  anregende  Teil  sein,  wenn  es  sich  darum  handelt,  rationell  zu  fabri- 
zieren, da  ihn  die  Resultate  der  ihm  vorliegenden  Nuchkalkulation  einerseits,  sowie 
die  Anforderungen  des  Marktes  anderseits  unbedingt  dazu  drängen  .  .«  (S.  III).  Vgl. 
auch  Sperlich ,  Die  moderne  Technik  und  die  Unkostenberechnung  in  den  Fabrik- 
betrieben (Dtsch.  Wirtschaftsztg.  I,  1127)  ».  .  .  .  man  sieht,  dass  die  Amortisation 
nirgends  einen  logischen  Grundsatz  an  sich  hat,  bezw.  dem  heutigen  Stand  der  Tech- 
nik nicht  entspricht  ...» 
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wird,  meist  an  Hausierer,  dann  der  Verlust  durch  Diebstahl,  und 
ebenso  können  in  dem  Schlüssel  rationeller  Weise  keine  Berück- 
sichtigung finden  die  Verluste  durch  Fallissements.  Eine  zweite 
Schwäche  dieser  Kalkulation  aber  liegt  darin,  dass  Wahrscheinlich- 
keitsgrössen  darin  nicht  zu  vermeiden  sind,  vor  allem  im  Amor- 
tisationskonto, worauf  noch  zurückzukommen  ist. 

Und  wohl  gemerkt,  nur  n  &  c  h  h  i  n  e  i  n,  nachdem  die  Ware 
längst  verkauft,  der  Preis  längst  festgesetzt  sein  muss,  kann  eine 
solche  Berechnung  platzgreifen  und  für  die  Kostenkalkulation 
Verwertung  finden.  Nun  ist  wohl,  je  grösser  der  Betrieb,  umso 
mehr  Regelmässigkeit  im  grossen  und  ganzen  zu  beobachten. 
Es  wird  da  gewissermassen  das  Gesetz  der  grossen  Zahl  schon 
wirksam.  Allein  gerade  im  grossen  Betrieb  ist  das  Mitgehen 
mit  der  Technik  besonders  wichtig,  zwingt  zu  häufigen  Aenderungen 
in  diesem  und  jenem,  wodurch  sofort  Verschiebungen  in  den 
Kostenverhältnissen  ausgelöst  werden  und  nicht  nur  auf  sachliche, 
auch  auf  persönliche  Momente  kommt  ausserordentlich  viel  an; 
um  beispielsweise  bei  dem  Baumwolldruckbetrieb  zu  bleiben, 
hängt  sehr  viel  nur  an  einer  einzigen  Person,  wie  etwa  am  Koloristen, 
mit  dessen  Eintritt  und  Abgang  stets  erhebliche  Veränderungen 
in  den  Kosten  verknüpft  zu  sein  pflegen.  Können,  wie  bemerkt, 
die  Kostenproportionen  beim  grossen  Betrieb  mehr  oder  minder 
als  stabil  bezeichnet  werden  ^),  so  ist  der  grössere  Betrieb  umso 
grösseren  Schwankungen  nach  der  aktiven  Seite  zu  unterworfen, 
umso  höhere  Ziffern  ergeben  sich  —  um  da  wieder  nur  eines 
zu  nennen  —  in  den  Verkaufsausfällen.  Die  Kosten  der  auf  den 
Markt  gebrachten  Ware  aber  setzen  sich  nicht  nur  aus  den  Kosten 
der  Herstellung  zusammen,  sondern  sie  sind  mitbestimmt  und 
abhängig  von  dem  Erfolg  des  Rückwandlungsprozesses  der 
Ware  in  Geld.  Die  Kosten  sind  eine  Funktion  des 
Preises^),  Auch  von  dem  Standpunkt  aus,  dass  das  Kosten- 
gesetz mit  dem  extremen  Inhalt  der  Olde}iberg\sch&i-\  Formulierung 
behauptet  wird,  gelangt  man  zu  der  Primarität  des  Preises. 
Denn  die  auf  die  Wareneinheit  entfallende  Aufwandlast  ist  nicht 


1)  Wobei  allerdings  zu  beachten  ist  ,  dass  mit  der  Grösse  des  durch  eine  be- 
stimmte Technik  bedingten  Kapitalaufwandes  auch  plötzliche  Entwertungen  durch 
neue  technische  Errungenschaften  dann  um  so  grössere  Schwankungen  in  den  Kosten 
bringen  können. 

2)  Also  nicht  bloss  die  Nachfrage,  wie  Cassel  a.  a.  O.  S.  411  bis  414  eingehend 
auseinandersetzt. 
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ein  Quotient,  dessen  Divisor  die  Zahl  der  produzierten  Waren- 
einheiten bildet,  nicht  schlechthin  die  Produktionsziffer,  sondern 
die  Zahl  derjenigen  Wareneinheiten,  für  die  auch  wirklich  ein 
Erlös  erzielt  wird.  Diese  Zahl  aber  ist  eben  wieder  eine  Funktion 
des  Preises. 

In  eine  Formel  gekleidet :  Ist  Kg  die  zu  ermittelnde  Grösse  ,  die  Kostenziffer 
der  auf  den  Markt  gebrachten  Wareneinheit  und  bedeutet  Kq  die  Gesamt- Herstel- 
lungskosten für  die  ganze  Jahresproduktion  ;  Wy  die  wirklich  zum  Verkauf  gebrach - 
ten   Warenmengen,   P  den   Preis,   zu  dem   die  Ware   verkauft  wurde,   dann  ist  ')  : 


E         Wy 


Wyz=F(P)    mithin 

^  F(P) 
Gewiss  so  und  so  oft  wird  die  Fabrik  ihre  ganze  Produktion 
absetzen,  selbstverständlich  vor  allem  bei  günstiger  Konjunktur 
wird  sie  mit  Rückständen  nicht  oder  nur  wenig  beschwert  sein. 
Wir  teilen  darin  vollständig  die  Auffassung  Hasdac/is:  die  Un- 
ternehmer lassen  sich  leiten  durch  eine  infolge  des  Herkommens 
bekannte  Nachfrage,  aber  der  Handel  führt  sie  mittelbar  durch 
die  Preise,  die  er  bietet-).  Und  ein  vollständiges  Anpassen  an 
die  Bestellungen  ist  überhaupt  aus  technisch-ökonomischen  Gründen 
nicht  möglich  ^).  Audi  in  der  Zeit  günstiger  Konjunktur  bleibt 
der  Unternehmung  noch,  abgesehen  von  dieser  unvollkommenen 
Anpassungsfähigkeit  an  die  Nachfrage,  eine  mittelbare  Wirkung 
des  NichtVerkaufes  nicht  erspart,  wenn  sie  ihre  Produktion  nach 
den  bei  ihr  einlaufenden  Bestellungen  einzurichten  vermocht  hat. 
Die  für  den  grossen  Markt  liefernde  Industrieunternehmung  bleibt 
mehr  oder  minder  mittelbar  dasjenige  Glied  in  der  Güter-Zirkulations- 
kette, das  die  Misserfolge  einer  mit  nicht  entsprechenden  Preisen 
auf  den  Markt  gebrachten  Ware  zu  fühlen  bekommt.  Es  ist  daher 
auch  kein  stichhaltiger  Einwand,  wenn  auf  die  Veränderung  der 
Organisation    der    Unternehmung    hingewiesen    w'ird,     die    darin 


1)  Vgl.  Pareto  zit.  v.    Cassel  448. 

2)  Hasbach  a.  a.  O.  S.  28.  Nur  schiene  uns  richtiger  zu  sagen :  durch  die 
Preise,   die  der  Handel  zugesteht  und  bietet. 

3)  So  kann  eine  Baumwolldruckerei  ein  Muster  nur  dann  zu  einem  halbwegs 
passenden  Preis  liefern,  wenn  sie  mindestens  so  und  so  viel  Meter  (jedenfalls  ein 
Stück  zu  120  Meter)  durch  die  Walzen  laufen  lässt.  Die  Minimalmenge  hängt  von 
der  Farbenvarialion   (Zahl  der  aufzuspindelnden  Walzen)   ab. 
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gipfelt,  dass  das  Unternehmertum  immer  mehr  die  Fühlung  mit 
der  Nachfrage  sucht,  um  diese  zur  Basis  der  Produktionsrichtung 
und  des  Produktionsumfanges  zu  machen  ^).  Im  Gegenteil,  es 
stützt  sich  der  hier  verfolgte  Gedankengang  ja  gerade  mit  auf 
diese  Tatsache.  Aber  dieses  Streben  der  Unternehmung  ist  einmal 
schon  ein  stärkeres  oder  schwächeres  je  nach  Naturell  und 
Temperament  der  Betriebsleituitg  und  der  waghalsigere  Unter- 
nehmer, auch  der  gewissenlosere,  rechnet  mit  Faktoren,  die  die 
Ueberwindung  eines  ungünstigen  Nachfragestandes  versprechen, 
die  aber  weder  vom  rationellen  Unternehmer  noch  vom  Wirtschafts- 
theoretiker in  Anschlag  gebracht  werden  können.  Aber  selbst 
wo  es  gelingt^  eine  möglichst  vollkommene  Anpassung  an  die 
Nachfrage  zu  erreichen,  schliesst  dies  nicht  aus,  dass  die  falsche 
Preisgestaltung,  die  den  letzten  Verkäufer  um  die  Möglichkeit 
bringt,  seine  Ware  abzusetzen,  auf  die  Produktivunternehmung 
zurückfällt,  freilich  nicht  zum  mindesten  der  Kreditverhältnisse 
wegen.  Hier  ist  auch  der  Ursprung  einer  in  neuerer  Zeit  immer 
mehr  bemerkbar  werdenden  Entwicklungstendenz  zu  erkennen: 
zur  Ausschaltung  des  Grosshandels,  Fühlungnahme  des  Fertig- 
fabrikanten mit  dem  letzten  Verkäufer.  Je  mehr  Glieder  zwischen 
Produzent  und  Konsument,  umso  mehr  verwischt  sich  der  vom 
letzteren  aus  zu  gewinnende  Eindruck  über  die  Absetzbarkeit 
einer  Ware  und  umso  grösser  wird  diese  Fehlergrenze  bei  gleich- 
zeitig grösserem  Kreditrisiko. 

2.  Es  gibt  aber  noch  andere  Quellen  der  Unsicherheit  in  der 
Kalkulation  der  Kosten.  Eine  derselben  ist  das  A  m  o  r  t  i  s  a  t  i  o  n  s- 
p  r  o  b  1  e  m.  Die  Abschreibung  ist  zweifellos  ein  Kostenelement, 
aber  zweierlei  lässt  sich  gegen  ihre  Kostenqualität  mit  Rücksicht 
auf  das  Kostengesetz  in  der  hier  bekämpften  Fassung  einwenden : 
erstens  welches  ist  der  richtige  Abschreibungs-Prozentsatz,  die 
richtige  Amortisationsquote.?  Zugegeben,  dass  für  eine  grosse 
Menge  von  Anlagewerten  auf  Grund  langjähriger  Erfahrung  der 
richtige  Abschreibungsschlüssel  ermittelbar  ist,  so  steht  man  doch 
bei  sehr  vielen  Produktionsprozessen  darin  einer  unbekannten, 
ausserordentlich  schwankenden  von  der  Qualität  der  Arbeit 
namentlich  stark  abhängigen  Grösse  gegenüber.  Gar,  wo  es  sich 
um  Investitionen  für  die  Herstellung  eines  der  Mode  unterworfenen 
Artikels    und    deren    Abschreibung    handelt.     Nicht    minder    aber 


l)  Es  ist  bezeichnend  ,    dass  der  Stahlwerksverband  so  sehr  darauf  aus  ist  ,   die 
Abnehmer  der  Träger  kennen  zu  lernen  (Frkf.  Ztg.  1907,  Nr.  272). 
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ist  es  wieder  die  fortschreitende  Technik,  die  auch  die  erfahrungs- 
mässig  ermittelte  Amortisationsquote  oft  genug  plötzlich  über 
den  Haufen  wirft.  Einigermassen  verlässlich  kann  die  wirklich 
notwendig  gewordene  Amortisationsquote,  durch  die  die  erfahrungs- 
mässige  eben  sehr  häufig  erheblich  korrigiert  wird,  erst  mit  dem 
Abschluss  einer  Geschäftsperiode  festgestellt  werden.  Und  so 
geschieht  es  denn  natürlich  auch.  Damit  gelangen  wir  aber 
zweitens  zu  dem  Einwand,  dass  die  Abschreibung  an  den 
investierten  Werten  überwiegend  nach  Massgabe  des  Erfolges 
vorgenommen  wird,  dass  also  die  Preisgestaltung,  von  der 
der  Erfolg  abhängt,  auch  in  dieser  Richtung  als  das  Primäre 
sich  darstellt. 

Vor  allem  wo  grosse  Abschreibungen  bis  auf  eine  Mark  oder 
Null  der  An'lagewerte  möglich  waren  und  vorgenommen  wurden, 
sind  sie  auf  Grund  der  Preislage  der  Produkte  erzielt  worden. 
P"olglich  hat  es  Preise  gegeben  und  gibt  es  Preise  immer  wieder, 
die  weit  über  den  tatsächlichen  Kosten  sich  halten.  Preise,  die 
also  auch  mit  dem  Kostengesetz  nicht  erklärt  werden  können, 
wenn  man  nicht  etwa  behaupten  will,  dass  das  nur  vorübergehende, 
nur  Uebergangs-  oder  Entwicklungspreise  sind,  die  erst  bis  zum 
eigentlichen  Gleichgewichtszustand  von  Angebot  und  Nachfrage 
führen,  in  dem  dann  der  Preis  sich  auf  die  Höhe  der  niedrigsten 
Produktionskosten  zu  stellen  pflegt.  Eine  Preistheorie,  die  den 
Preis  erklären  und  in  der  Erfassung  der  Preisbestimmungsgründe 
möglichste  Vollkommenheit  erreichen  will, darf  sich  nicht  beschränken, 
sozusagen  den  Abschluss  einer  Preisbewegung  zum  Gegenstand 
der  Betrachtung  zu  machen,  darf  sich  nicht  begnügen,  die  Maximal- 
oder Minimalordinaten  einer  Kurve  oder  die  Achse  einer  Wellen- 
linie bestimmen  zu  wollen,  vielmehr  muss  das  Ganze  der  Preis- 
gestaltung zum  Objekt  der  theoretischen  Prüfung  gemacht  werden, 
gleichviel  ob  das  Ergebnis  schliesslich  vielleicht  darauf  zusammen- 
schrumpft, dass  nur  für  eine  Bewegungstendenz  eine  gewisse 
Gesetzmässigkeit  in  Anspruch  genommen   werden  kann. 

Konkret  gesprochen  :  eine  Pappenfabrik  hat  innerhalb  einer 
vierjährigen  Geschäftsperiode  ihre  gesamten  Investitionen  auf  i  M. 
abschreiben  können  und  in  den  folgenden  Jahren  lange  Zeit 
hindurch  20 — 30  Prozent  Reingewinn  erzielt.  Fragen  wir:  sind  die 
Preise,  die  solches  ermöglichen,  als  Kostenpreise  zu  bezeichnen } 
Dürfen  diese  Preise  von  der  Preislehre  unbeachtet  gelassen  werden, 
wenn  nach  vielleicht   10  bis  15  Jahren  oder  noch  später  die  Rein- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1908.  i.  A'l 
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gewinne  auf  5   und  6  Prozent   herabgegangen  sind? 

Und  nun  beachte  man  noch  die  Erschwerung  des  ganzen 
Kostenproblenis  durch  die  folgende  aus  dem  Abschreibungswesen 
sich  ergebende  KompHkation:  Innerhalb  einer  Industrie  —  es  sei 
wieder  die  Baumwolldruckerei  —  konkurrieren  Unternehmungen  in 
sehr  verschiedener  Vermögenslage  von  den  Unternehmungen,  die 
mit  dem  vollen  oder  mit  nur  wenig  vermindertem  Wert  der  Anlage 
rechnen  müssen,  bis  hinauf  zu  den  älteren  Firmen,  deren  Anlagekapi- 
tal, in  den  Aktiven  mit  »einer  Mark  zu  Buch«  steht.  Nach  der 
geläufigen  Interpretation  des  Kostenbegriffes  z.  B.  bei  Thilippovich, 
sind  als  Kosten  die  zur  Herstellung  einer  bestimmten  Quantität 
Güter  von  bestimmter  Art  benötigten  Gütermengen,  beziehungsweise 
ihr  Wert,  inclusive  des  erwarteten  Gewinnes  zu  veranschlagen. 
Sie  bringt  uns  keinen  befriedigenden  Aufschluss.  Die  Güter,  die 
zur  Herstellung  von  bedruckten  Baumwollvvaren  notwendig  sind, 
sind  bei  der  einen  wie  bei  der  anderen  Unternehmung  in  ziemlich 
gleichem  Wertbetrage  in  die  Produktion  eingeworfen,  sie  kommen 
aber  bei  allen  Unternehmungen  für  die  Kostenberechnung  in  sehr 
verschiedenen  Grössen,  teilweise  gar  nicht  in  Betracht.  Man  käme 
also  bei  der  Konstruktion  der  Preisgrundlage  »Kosten«  gar  nicht 
darüber  hinweg,  dass  die  abgelaufenen  Wirtschaftsperioden  mit 
ihren  Erwerbsbedingungen  und  Wirtschaftsergebnissen  hinüber- 
ragen müssten  in  die  folgenden  Perioden,  dass  die  Kostenbe- 
rechnung durch  den  Verlauf  vergangener^  abge- 
schlossener  Wirtschaftsperioden  mit  beherrscht 
werden,  dass  auch  in  dieser  Richtung  eine  historische  Kausalität 
bestünde,  die  gegebenenfalls  die  Preisbestimmungselemente  des 
heutigen  Marktes  überwindet  ^). 

Ohne  das  Vorhandensein  eines  historischen  Kausalismus  in 
der  Preisbestimmung  in  Abrede  stellen  zu  wollen  —  in  dem  fol- 
genden Aufsatze  soll  der  Nachweis  für  das  Vorhandensein  eines 
sehr  wichtigen  historischen  Grundzuges  der  ganzen  Preisbildung  er- 
bracht   werden  — ,    müssen  wir  doch  ausdrücklich  der  Annahme 


l)  Vgl.  Schüller^  (a.  a.  O.  S.  13)  Einwand,  es  liege  nichts  weiter  als  eine  kauf- 
männische Fiktion  vor,  die  Fabrik  habe  ihre  Kosten  in  den  Jahren,  in  denen  sie  zu 
viel  abgeschrieben  hat,  zu  hoch,  in  den  späteren  Jahren  zu  gering  berechnet.  Sie 
trißt  den  im  Text  gebrachten  Gedankengang  nicht.  Um  das  Fehlen  der  Amorti- 
sationsquote allein  bei  abgeschriebenen  Produktivgütern  handelt  es  sich  nicht ,  son- 
dern auch  um  die  Entlastung  des  Zinsenkontos  (ausser  bei  der  Aktiengesellschaft) 
und  um  die  Gestaltung  des  Generaluiikosten-Zuschlages  bei  Kalkulationen. 
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entgegentreten,  als  ob  die  Dinge  so  lägen,  wie  eben  angegeben  ; 
es  ist  zu  behaupten,  dass  die  durch  weiter  rückwärts  liegende 
günstige  Erwerbsverhältnisse  geschaffenen  Vermögensverhältnisse 
einer  Unternehmung,  soweit  die  Tatsachen  darüber  bekannt 
werden,  keinen  so  einschneidenden  Einfluss  auf  die  Preisbildung 
gewinnen,  als  dies  nach  der  besagten  Fassung  des  Kostengesetzes 
der  Fall  sein  müsste.  Aus  den  Beobachtungen,  die  man  bei 
grosser  Vertrautheit  mit  den  individuellen  Lebensbedingungen 
der  einzelnen  Unternehmungen  in  bestimmten  Industrien  machen 
kann,  ergibt  sich,  dass  für  die  durch  ihre  Vermögensverhältnisse 
überlegene  Unternehmung  zwei  Möglichkeiten  bestehen:  die  durch 
weitgehende  Abschreibungen  gewonnene  Ueberlegenheit  kann 
im  Preiskampf  ausgenützt  werden,  sie  kann  aber  auch  zur  Bildung 
von  Renteneinkommen  für  den  Unternehmer  bez.  Besitzer  be- 
nützt werden.  P2s  liegt  uns  fern,  der  ersten  Möglichkeit  das  Vor- 
kommen abzusprechen.  Gewiss,  dieser  Einfluss  auf  die  Wettbe- 
werbsverhältnisse wird  bemerkbar  ^).  Aber  das  steht  in  gar 
keinem  Verhältnis  zu  der  Häufigkeit  des  Vorkommens  der  an- 
deren Ausnutzungsweise,  der  Erzielung  von  Renteneinkommen, 
dessen  Vorkommen  wohl  als  notorisch  gelten  kann. 

Und  da  möchten  wir  auf  das  geradezu  einem  Wider- 
spruch gleichkommende  Konkurrieren  von  zwei  Sätzen  der 
herrschenden  Lehre  aufmerksam  machen:  einerseits  eben  das 
Kostengesetz,  anderseits  die  Behauptung  von  Renten- 
einkommen als  ausserordentlichen  Gewinnen  auch  in  der  In- 
dustrie schlechthin,  demnach  auch  in  der  Erzeugung  »beliebig, 
d.  h.  innerhalb  weiter  Grenzen,  herstellbarer«  Waren.  Die  Tat- 
sache  des  Vorkommens  solcher  sogenannten 
Renteneinkommen  auch  für  die  Erzeuger  beliebig  ver- 
mehrbarer Güter  widerstreitet  der  Gültigkeit  des 
Kostengesetzes,  wenn  mit  demselben  für  solche  Güter 
behauptet  wird,  ihr  Preis  stelle  sich  auf  die  Dauer  auf  die  Höhe 
der  niedrigsten  Produktionskosten.  Träfe  solches  zu,  dann  gäbe 
es  jedenfalls  keine  ausserordentlichen,  keine  Renteneinkommen 
auf    die  Dauer  ^).     Denn    des  Renteneinkommen  beziehenden  Er- 


i)  Ein  solcher  Einfluss  äussert  sich  wiederholt  z.  B.  in  dem  Widerstand  einer 
derart  überlegenen  Unternehmung,  einer  Koalition  beizutreten. 

2)  Auch  Philippovichs  vorsichtige  Fassung  des  Begriffes  Produktionskosten  (vgl. 
oben  S.  652  »inklusive  des  erwarteten  Gewinnes«)  hilft  über  diesen  Widerspruch 
nicht  hinweg,    wenn    das    Adjektiv   »erwartet«     einheitlich  für  die  betreffende  ganze 
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zeugers  Kosten  sind  offenbar  die  niedrigsten,  zu  denen  die  Güter 
hergestellt  werden  können;  dann  kann  aber  ohne  Missbrauch  des 
Wortes  Rente  bei  einfacher  Kostendeckung  wohl  nicht  von 
Renteneinkommen  geredet  werden,  u.  z.  umsoweniger,  als  alle 
übrigen  Erzeuger  mit  höheren  Kosten  diese  nicht  gedeckt  fänden 
und  »auf  die  Dauer«  den  Betrieb  einstellen  würden,  was  die  Un- 
möglichkeit der  betreffenden  Pretskonstellation  auf  die  Dauer  aus 
den  Voraussetzungen  der  Gesetz-Ableitung  ergeben,  mithin  das 
Kostengesetz  als  falsch  erweisen  müsste. 

3.  Es  ist  schliesslich  gegen  die  Möglichkeit  der  Kosten- 
berechnung noch  einzuwenden  das  Prinzip  der  zusammen- 
hängenden Preise;  die  Erklärung  der  einzelnen  Preistat- 
sachen mit  den  Herstellungskosten  ist  für  die  Preisbildung  bei 
zusammengesetztem  oder  verbundenem  Angebot  aus  der  Natur 
der  Sache  heraus  ausgeschlossen.  Das  ganze  Erklärungsprinzip 
entbehrt  der  Selbständigkeit,  es  ist  eine  der  Spielarten 
des  Spekulationsprinzipes.  Die  Phänomene,  die  zur 
Ableitung  dieses  Preisbildungs-Prinzipes  geführt  liaben,  sind  aber 
trotzdem  ein  Symptom  gegen  die  Kostengrundlage  der  Preise ; 
allerdings  nicht  bloss ,  weil  man  die  Kosten  nicht  berechnen 
könne,  entstehen  solche  Preisbildungen,  sondern  auch  aus 
rein  spekulativen  Gründen.  Dieses  Problem  ist  von  Mangoldt, 
Neumann^  PhilippovicJi  und  Maj-sJiall  so  eingehend  erörtert,  dass 
auf  die  Phänomene  selbst  nicht  weiter  einzugehen  ist.  In  diesem 
Zusammenhang  ist  nur  die  Feststellung  wichtig,  dass  eben  die- 
jenigen Momente,  die  jeden  einzelnen  Preis  bestimmen,  nicht 
die  »speziellen«  Kosten  sind,  dass  also,  wenn  auch  alle  diese 
einzelnen  Preise  zusammen  die  Gesamtkosten  decken  sollen,  das 
Problem  des  einzelnen  Preises  ungelöst  bliebe,  wenn  nicht  andere 
Elemente  bestimmend  wären. 


Industrie  zu  verstehen  ist.  Das  muss  aber  der  Fall  sein  ,  da  andernfalls ,  d.  h.  mit 
der  Deutung  des  Begriffes  »erwarteter  Gewinn  <  in  dem  Sinn ,  dass  jeder  Unterneh- 
mer da  eine  besondere  Grösse,  den  speziell  von  ihm  erwarteten  Gewinn  zu- 
zählen könnte,  die  »niedrigsten  Produktionskosten  überhaupt«  eine  imaginäre 
Grösse  würden,  die  das  Gesetz  wertlos,  inhaltlos  machte.  »Renteneinkommen«  ist 
da  immer  als  Differentialrente  gedacht. 
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SCHUL-  UND  JUGENDSPARKASSEN  UND 
ANDERE    PRIVATE    SPAREINRICHTUNGEN, 
INSBESONDERE   DIE   FABRIKSPARKASSEN. 

Von 

Geh.  Regierunosrat  Dr.  SEIDEL. 


I.  Schul-  und  Jugendsparkassen. 

a)      Die    sozialpolitische     und    vo  l.k  s  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  - 
liehe    Bedeutung    dieser    Kassen. 

Die  Schul-  und  Jugendsparkassen,  zu  denen  auch  die  Aus- 
steuersparkassen für  Konfirmanden,  die  Konfirmandensparkassen, 
die  Fortbildungsschulsparkassen  und  die  Sonntags-,  Fabrik-  und 
Industriesparkassen  gehören,  sind  private  Spareinrichtungen. 
Sie  bezwecken,  in  der  Jugend  den  Sinn  für  Sparsamkeit  zu  er- 
wecken und  die  Jugend  zur  Sparsamkeit  zu  erziehen.  Die 
Pfennige,  welche  die  Kinder  geschenkt  erhalten  oder  sich  durch 
kleine  Dienstleistungen  selbst  erwerben,  sollen  zu  einem  kleinen 
Kapital  angesammelt  werden,  über  welches  sie  nach  beendeter 
Schulzeit  verfügen  können. 

Bei  den  Schulsparkassen  werden  die  Sparpfennige 
vom  Lehrer  eingesammelt  und  in  bestimmten  Zeiträumen,  all- 
wöchentlich oder  allmonatlich,  bei  einer  öffentlichen  Sparkasse 
belegt,  sie  stehen  also  insofern  meist  mit  einer  solchen  in  orga- 
nischer Verbmdung.  Doch  gibt  es  auch  vereinzelte  Schulspar- 
kassen, bei  denen  die  eingezahlten  Beträge  selbständig  ohne  Be- 
legung bei  einer  öffentlichen  Sparkasse  verwaltet  werden.  Wo 
keine  öffentlichen  Sparkassen  im  Kreise  sind,  werden  sie  auch 
wohl  bei  Raiffeisenschen  und  ähnlichen  ländlichen  Kassen  em- 
gelegt. 
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Die  Schulsparkassen  haben  in  den  meisten  Kulturstaaten 
eine  grossartige  Entwickelung  genommen.  Im  Auslande  steht  in 
dieser  Richtung  Frankreich,  welches  als  das  »klassische  Land 
der  Schulsparkassen«  bezeichnet  wird,  an  der  Spitze.  Mehrere 
seiner  Staatsmänner  haben  dieser  Einrichtung  das  grösste  Inter- 
esse entgegengebracht:  bekannt  ist  das  Wort  des  französischen 
Ministers  Waddington,  welcher  ^agte :  »Wenn  wir  dieser  Insti- 
tution im  Lande  zum  Durchbruch  verhelfen  und  dadurch  den 
Wohlstand  der  Nation  fördern,  so  haben  wir  für  den  Vorteil  des 
Landes  mehr  getan,  als  wenn  wir  eine  neue  Provinz  erobert 
hätten.« 

Aber  auch  Belgien,  England,  die  Schweiz, 
Luxemburg,  Oesterreich -Ungarn,  Italien,  die 
Vereinigten  Staaten  haben  grosse  Erfolge  auf  diesem 
Gebiete  errungen. 

In  Deutschland  hat  sich  der  Pfarrer  Senckel  in  Hohen- 
walde  als  »Geschäftsführer  des  deutschen  Vereins  für  die  Schul- 
sparkassen« um  diese  Kassen  sehr  verdient  gemacht.  Als  grund- 
sätzlichen Irrtum  bezeichnet  er,  dass  das  Sparen  mit  dem  Zeit- 
punkt des  eigenen  Erwerbes  beginnen  soll.  Werde  die  Uebung 
der  Sparsamkeit  der  Familie  überlassen,  so  würden  nur  die 
Kinder  wirtschaftlicher  Eltern  in  dieser  Tugend  geübt.  Ueber- 
nehme  die  Schule  die  Uebung,  so  könnten  sich  daran  alle  Kinder 
beteiligen.  Nur  in  der  Schule  lasse  sich  eine  pädagogisch  rich- 
tige Anleitung  zum  Sparen  verwerten.  Bei  der  Erziehung  zur 
Sparsamkeit  müsse  die  sittliche  Seite  des  Sparens  in  Betracht 
kommen.  De  JMalarce  meint:  ;>Wenn  die  Sparsamkeit  eine 
Tugend  ist,  eine  lobenswerte  Tätigkeit,  um  sich  verführerischen 
Bedürfnissen  aller  Art,  deren  Befriedigung  leicht  entbehrlich  ist, 
zu  entziehen,  wenn  eine  in  solcher  Weise  zur  Gewohnheit  ge- 
wordene Entbehrung  stärkend  auf  das  Gemüt  wirkt,  dann  sollte 
eine  solche  moralische  Gymnastik  einen  Teil  des  gesamten  Er- 
ziehungswerkes des  Menschen  bilden,  nicht  bloss  zur  Heranbil- 
dung des  Geistes,  sondern  auch  des  Charakters.« 

Gegen  die  Schulsparkassen  ist  namentlich  in  Deutschland 
und  Oesterreich  viel  geeifert  worden,  hauptsächlich  auf  Ver- 
sammlungen in  Breslau,  Leipzig  und  Berlin  1878,  in  Hannover 
und  Cassel  1882.  Man  machte  gegen  sie  geltend,  dass  sie  mit 
den  Unterrichts-  und  Schulzwecken  unvereinbar  seien ;  die  Schule 
sei    nicht    der  geeignete  Ort,    um  das  Sparen  zu  lehren,    das  sei 


Schul-,  Jugend-  und  Fabriksparkassen.  6i>7 

vielmehr  der  häuslichen  Erziehung  zu  überlassen;  durch  die  ver- 
schiedenen Höhen  der  Ersparnisse  werde  der  Neid  unter  den 
Kindern  geweckt  und  diese  durch  frühes  Gewöhnen  an  syste- 
matisches Sparen  vielleicht  gar  zum  Geiz  und  zur  Habsucht  er- 
zogen. Der  niederösterreichische  Lehrerverein  bezeichnete  1875 
die  Schulsparkassen  als  unzulässig  aus  pädagogischen,  sozialen 
und  sittlichen  Gründen,  und  der  Wiener  Volksschullehrerverein 
erklärte:  »Die  Schulsparkassen  entsprechen  der  eigentlichen 
Grundlage  des  Sparens  nicht,  weil  das  Sparen  unter  allen  Um- 
ständen den  Besitz  voraussetzt  und  die  Kmder  nicht  erwerben, 
der  durch  Aufheben  des  Schulgeldes  glücklich  beseitigte  Kasten- 
geist durch  die  Schulsparkassen  wieder  in  die  Schule  eingeführt 
wird  und  dadurch  Erscheinungen  unter  den  Kindern  hervorge- 
rufen werden,  welche  ohne  weiteres  als  unsittlich  bezeichnet 
werden  müssen,  wie  Neid,  Missgunst,  Heuchelei,  Diebstahl  usw., 
daher  das  Geldsparen  der  Kinder  unter  die  rationellen  Erziehungs- 
mittel nicht  gerechnet  werden  kann.« 

Dagegen  sind  die  Schulsparkassen  nach  der  Ansicht  von 
Praktikern,  denen  ich  mich  nach  eigenen  Erfahrungen  auf  diesem 
Gebiete  anschliesse,  unzweifelhaft  ein  mächtiges  Mittel  zur  För- 
derung des  Sparsinns  unter  der  Schuljugend.  Beobachtungen 
haben  ergeben,  dass  der  durch  die  Schulsparkassen  bei  der 
Schuljugend  gepflegte  Sparsinn  sich  bei  manchem  Sparer  auch 
nach  seiner  Entlassung  aus  der  Schule  bewährt  hat.  Aus  dem 
Kreise  Horde  in  Westfalen ,  in  welchem  die  Schulsparkassen 
seit  dem  Jahre  1882  bestehen  und  sich  besonders  günstig  ent- 
wickelt haben,  wird  darüber  mitgeteilt,  dass  eine  grosse  Anzahl 
der  Kinder,  namentlich  auch  derjenigen  der  besser  situierten 
Arbeiter,  beim  Ausscheiden  aus  der  Schule  ihre  ganze  Sparein- 
lage bei  der  Amtssparkasse  hinterlegt  habe  und  nunmehr  von 
dem  eigenen  Verdienst  weitere  Spareinlagen  mache.  Die  Er- 
gebnisse, welche  durch  die  Einrichtung  der  Schulsparkassen  im 
Kreise  Horde  erzielt  seien,  hätten  sich  als  über  alle  Erwartungen 
günstig  erwiesen  und ,  da  durch  eine  langjährige  Erfahrung  fest- 
gestellt sei,  dass  alle  die  Schäden  oder  Nachteile,  welche  von 
ihren  Gegnern  angeführt  wurden,  sich  als  durchaus  unrichtig 
herausgestellt  hätten,  so  dürfte  es  berechtigt  sein,  diese  Einrich- 
tung auch  in  weiteren  Kreisen  zur  Einführung  zu  empfehlen. 

Auch  aus  anderen  Industriegegenden  werden  ähnliche  günstige 
Ergebnisse    mitgeteilt.     Im    Landkreise    Essen    sind    allein    2  000 
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Automaten  an  den  verschiedensten  Punkten  aufgestellt.  Bei  einer 
täglichen  Durchschnittseinnahme  von  40  Pfennigen  ergibt  sich 
eine  tägliche  Gesamtsumme  von  800  M.,  eine  jährliche  von 
292  000  M.  Kürzlich  ist  ein  solcher  Automat  auch  versuchsweise 
in  Schöneberg  für  die  an  der  zwölften  Gemeindeschule  in  der 
Hohenstaufenstrasse  bestehende  Schulsparkasse  eingeführt  worden. 
Die  Einrichtung  ist  hier  folgende:  Nach  Einwurf  eines  Zehn- 
pfennigstücks in  den  Automat  entfällt  diesem  ein  als  Quittung 
dienendes  Sparkärtchen,  das  mit  anderen  Quittungskärtchen  auf 
einer  Sammelkarte  von  10  Kärtchen  vereinigt  wird.  Diese  wird 
dann  der  im  gleichen  Hause  befindlichen  Nebenstelle  der  städti- 
schen Sparkasse  zwecks  Ausschreibung  eines  Sparkassenbuches 
zur  Gutschrift  übergeben.  Um  Verwechselungen  zu  verhüten, 
erhalten  die  Schüler  nummerierte  Kontrollmarken,  welche  sie  beim 
Rückempfang  der  Bücher  zurückzugeben  haben.  Die  Sparauto- 
maten können  also  hauptsächlich  nach  zwei  Richtungen  hin  aus- 
genützt werden,   nämlich 

1.  an  den  Sparkassenstellen  selbst  zur  Beschleunigung  der 
Abfertigung, 

2.  ausserhalb  derselben  zur  Schaffung  beliebiger,  neuer  Spar- 
gelegenheiten an  hiefür  geeigneten  Punkten. 

Die  Unterhaltung  und  Bedienung  der  Apparate  ist  die  denkbar 
einfachste  und  billigste.  Es  bedarf  nur  deren  regelmässiger 
Leerung,  Einsetzen  neuer  Papierrollen  und  in  grösseren  Abständen 
der  Versorgung  des  Druckmechanismus  mit  frischer  Farbe.  Alle 
zur  Bedienung  der  Apparate  nötigen  Handgriffe  sind  ohne  Werk- 
zeuge sofort  von  jedem  Laien  ausführbar,  i  000  Sparmarken 
stellen  sich  je  nach  Beschaffenheit  des  zur  Verwendung  gelangen- 
den Papiers  auf  etwa   20  bis   30  Pfg. 

Während  bei  den  Heim-Sparkassen  jeder  Sparer  seine  eigene 
Büchse  erhält,  ist  das  Automaten-Sparsystem  darauf  zugeschnitten, 
eine  Gesamtheit  von  Sparern  an  einer  dritten  Stelle 
zu  fassen,  wo  ihr  Beruf  und  ihre  sonstigen  Verrichtungen  sie 
alltäglich  hin-  oder  vorbeiführen,  wie  z.  B.  die  Arbeiter  und  Be- 
amten in  den  grossen  Fabriken  oder  ihren  sonstigen  Brotstätten, 
die  Angestellten  und  das  Publikum  in  den  grossen  Kaufliäusern, 
die  Schüler  und  Zöglinge  in  den  Schulen,  die  täglich  von  und 
nach  den  Vororten  aus-  und  einströmenden  Massen  an  den  Ein- 
gängen der  Stadt-  und  Vorortbahnhöfe  der  grossen  Verkehrs- 
zentren usw.  usw.    An  Stelle  von  Hunderten  von  Heimsparbüchsen 
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genügt  an  solchen  Stätten  ein  einziger  Automat,  der  sich  hier 
einer  ungleich  grösseren  Anzahl  von  Menschen  präsentiert  und 
ausserdem  noch  erzieherisch  wirkt,  indem  er  diejenigen  unter  den 
Aus-  und  Eingehenden,  die  bisher  noch  nicht  Sparer  waren,  durch 
seine  beständige  Gegenwart  nachträglich  noch  zu  solchen  bekehren 
kann,  während  die  im  Stillen  arbeitende  Heimsparbüchse  oder 
der  ausser  ihrem  Wege  liegende  Sparmarken- Verkaufsladen  oder 
gar  die  entfernte  Sparkassenstelle  sich  ihnen  vielleicht  niemals 
aufgedrängt  hätten.  Eine  bequemere  Gelegenheit,  seinen  Spar- 
groschen jederzeit  sofort  und  verzinsbar  anzulegen,  kann  nament- 
lich dem  Arbeiter  wohl  kaum  geboten  werden,  und  wenn  man 
bedenkt,  wieviel  anderen  Ablenkungen  dieser  Spargroschen  z.  B. 
an  Lohntagen  noch  ausgesetzt  ist,  sobald  der  Arbeiter  das  Fabriktor 
verlassen  hat,  so  wird  der  moralische  Wert  des  Sparautomaten, 
der  diesen  Spargroschen  beizeiten  abfängt,  noch  viel  deutlicher 
erkennbar. 

Die  Benutzung  des  Anfang  Februar  1908  dem  Betriebe  über- 
gebenen  Automaten  ist  eine  überaus  rege  und  legt  Zeugnis  davon 
ab,  dass  diese  Art  des  Sparverkehrs  sich  leicht  einbürgert.  Die 
Einzahlungen  betrugen  im  Februar  über  looo  M.,  Sparkarten 
wurden  zwecks  Gutschrift  der  Sparkasse  eingereiht  für  651  M., 
die  betreffende  Schule  weist  eine  Zahl  von  etwa  1000  Schülern 
auf.     Der    Monat  März    zeigte    dieselben    günstigen  Ergebnisse  ^). 

Sehr  zu  wünschen  wäre  demnach,  dass  die  Automaten  nach 
dem  Beispiele  von  Schöneberg  weiter  in  den  Schulen  Verbreitung 
finden.  Denn  sie  stellen  nicht  allein  ein  zweckmässiges  System 
für  Schulsparkassen,  also  für  Spareinlagen  der  Kinder  selbst,  dar, 
indem  sie  den  Lehrern  fast  die  gesamten  Arbeiten  abnehmen, 
die  sie  ihnen,  wie  noch  erörtert  werden  wird,  durch  die  bisherigen 
Systeme  mehr  oder  weniger  auferlegen,  sondern  auch  den  Eltern 
wird  Gelegenheit  geboten,  ihre  Spargroschen  durch  die  Kinder 
der  Spareinrichtung  zuzuführen.  Das  Kind  bringt  seinen  Eltern 
für  das  ihm  mitgegebene  Geld  die  aus  dem  Apparat  erhaltene 
Quittung  mit  nach  Hause,  und  es  ist  kaum  ein  einfacherer  Ver- 
kehr so  breiter  Schichten  des  Volkes  mit  der  Spareinrichtung 
denkbar,  als  der  vermittels  der  Sparautomaten  ^). 

Der  Sparautomat    sollte    daher    in  Zukunft    in  keiner  Schule 


1)  Die  Sparkasse.   1908,  Nr.   626,  S.   123. 

2)  Die  Sparkasse.  1907  Nr.  618  S.  78g — 90. 
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fehlen,  wozu  freilich  gehört,  dass  er  technisch  durchaus  vollkommen 
und  billig  hergestellt  wird. 

Hoffentlich  gelingt  es  denn  auch  mit  der  Zeit,  die  Spiel- 
automaten, welche  in  den  Kindern  den  Spielteufel  grossziehen 
und  die  Sucht  nach  mühelosem  Gewinn  wecken,  aus  der  Welt  zu 
schaffen,  leider  hat  es  bisher  keine  gesetzliche  Handhabe  in  Deutsch- 
land gegeben,  sie  zu  beseitigen,  während  sie  in  England,  dem 
Lande  der  Freiheit,  ausdrücklich  verboten  sind,  und  auch  in 
Frankreich,  wohin  sie  von  dort  eine  Gesellschaft  einführte,  bald 
vertrieben  wurden. 

Für  die  günstige  Beurteilung  der  Schul  spa  rkasse  n 
im  Allgemeinen  spricht  aber  weiter  vor  allem  auch  die 
grossartige  Entwickelung,  welche  die  Bewegung  in  den  meisten 
Kulturländern  genommen  hat.  Allerdings  hat  auch  die  Erfahrung 
gelehrt,  dass  die  Einrichtung  nur  festen  Boden  fassen  kann,  wenn 
es  gelingt,  das  volle  Interesse  der  Lehrer  für  die  Schulsparkasse 
zu  gewinnen,  denn  die  Verwaltung  erfordert  eine  nicht  geringe 
Mühewaltung.  Aus  diesem  Grunde  ist  auch  die  Gewährung  einer 
massigen  Remuneration  an  die  Lehrer  —  meist  wird  dieselbe 
nach  der  Zahl  der  Sparer  berechnet,  etwa  für  lOO  Sparer  lo  M.  — 
gerechtfertigt.  Vor  allem  muss  dahin  gestrebt  werden,  dies  Sparen 
bei  den  älteren  Jahrgängen  der  Schüler  einzuführen,  da  diese  das 
richtige  Verständnis  hierfür  besitzen  können  und  ein  Hauptvvert, 
wie  das  Beispiel  von  Horde  zeigt,  darauf  zu  legen  ist,  dass  die 
Schüler  bei  ihrem  Eintritt  in  das  bürgerliche  Leben  einen  kleinen 
Sparfonds  besitzen.  Daher  wäre  auch  zu  wünschen,  dass  die 
Schulsparkassen  in  den  Fortbildungs-,  Feiertags-  und 
Abendschulen  in  weiterem  Umfange,  als  dies  bisher  ge- 
schehen ist,  zur  Einführung  gelangten,  wobei  den  Kommunen, 
namentlich  den  grösseren  Städten,  ein  weiteres  Feld  der  Tätig- 
keit auf  sozialpolitischem  Gebiete  erwachsen  würde,  wenn  sie  diese 
Schulen  in  unmittelbare  Beziehung  mit  ihrer  Sparkasse  brächten. 

Auch  in  der  Tagespresse  wird  diese  Ansicht  jetzt  hier  und  da 
vertreten.  So  redete  der  »Hannoversche  Courier«  der  Einrich- 
tung von  Fortbildungsschul-Sparkassen  kürzlich 
in  folgenden  Ausführungen  treffend  das  Wort:  »Die  Tatsache, 
dass  die  meisten  unserer  schulentlassenen  jungen  Leute  wöchent- 
lich über  eine  grössere  oder  kleinere  Einnahme  an  barem  Gelde 
verfügen,  mahnt  dazu,  diese  in  dem  richtigen  Gebrauch  der  oft 
schwer  verdienten  Summen  zu  erziehen.     In   der  Lehre  wird  der 
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junge  Mensch  zumeist  in  trefflicher  Weise  für  das  Geldverdienen 
herangebildet,  für  die  zweckmässige  Verwendung  dieses  Verdienstes 
aber  geschieht  nichts,  absolut  gar  nichts.  Es  genügt  nicht, 
gelegentliche  Warnungen  auszusprechen,  es  muss  vielmehr  das 
Gebaren  der  Jugend  mit  dem  Gelde  sorgfältig  beaufsichtigt,  und 
der  richtige  Gebrauch  der  zur  Verfügung  stehenden  Beträge  geübt 
werden.  Die  Eltern  müssen  deshalb  frühzeitig  ihren  Kindern 
Geld  in  die  Hand  geben,  das  sie  sich  durch  kleine  Dienstleistungen 
verdienen  müssen.  Geld  darf  man  auch  Kindern  nicht  schenken, 
sondern  man  muss  sie  wissen  lassen,  dass  man  es  nur  durch 
Arbeit  erlangen  kann.  Die  Lehrmeister,  denen  das  W^ohl  ihrer 
Schützlinge  am  Herzen  liegt,  werden  in  ähnlicher  Weise  verfahren. 
Die  Fortbildungsschule  aber  richte  Schul-Sparkassen  ein,  in  denen 
die  Zöglinge  die  erübrigten  kleinen  Beträge  ansammeln  können. 
Wir  wissen,  dass  es  den  Burschen  gar  grosse  Freude  bereitet, 
wenn  sie  sich  von  ihrem  ersparten  Gelde  soviel  erheben 
können,  dass  sie  sich  einen  Hut.  ein  Beinkleid,  vielleicht  gar  einen 
ganzen  Anzug  kaufen  können.  Immer  hat  es  als  wirkungsvoller 
Ansporn  zum  Sparen  gedient,  wenn  man  den  jungen  Leuten  sagte, 
dass  sie  sich  auf  diesem  Wege  die  Beträge  verschaffen  könnten, 
welche  ihnen  einstmals  die  anstrengenden  Jahre  der  Militärdienst- 
zeit wesentUch  zu  erleichtern  vermöchten.  Sie  wissen  sehr  genau, 
dass  es  im  Heeresdienste  sehr  knapp  zugeht,  und  dass  ein  Zu- 
schuss  während  dieser  Zeit  immer  willkommen  ist.  Sich  diesen 
selbst  zu  verschaffen,  das  verstehen  die  Burschen  bereits,  und 
darum  mache  man  von  diesem  Mittel  der  üeberredung  Gebrauch. 
Alles  in  allem :  wer  jemals  in  der  Fortbildungsschule  eine  Schul- 
sparkasse geleitet  hat,  wird  stets  viel  Freude  erlebt  haben.  ■ 

Auch  auf  der  im  Jahr  1907  stattgehabten  Generalversamm- 
lung des  brandenburgischen  Sparkassentages  wurde  auf  die  Wich- 
tigkeit der  Errichtung  von  Schulsparkassen  für  die  Fortbildungs- 
schulen hingewiesen.  Einen  ganz  gleichen  Standpunkt  hat  die 
Hauptversammlung  des  Sparkassenverbandes  für  die  Provinz 
Hessen-Nassau  und  das  Fürstentum  W'aldeck  eingenommen,  welche 
in  ihrer  am  15.  September  1906  in  Frankfurt  a.  M.  abgehaltenen 
II.  Hauptversammlung  sich  sehr  lebhaft  für  die  Errichtung  von 
Fortbildungsschulsparkassen  aussprach.  Der  Verband  befürwortete 
nämlich  die  ^Einrichtung  von  Schulsparkassen,  insbesondere  in 
Anstalten,  deren  Besucher  im  Erwerbsleben  stehen^  in  einer  Reso- 
lution, und  eine  ähnliche  Resolution  hat  inzwischen  auch  die  Haupt- 


gg2  Dr.  Seidel : 

Versammlung  des  »Deutschen  Sparkassenverbandes«  am  8.  Dezem- 
ber 1906  in  Berlin  angenommen.  In  der  von  dem  branden- 
burgischen Verbände  angenommenen  Resolution  war  noch  zum 
Ausdrucke  gebracht  worden,  dass  es  im  Interesse  der  Entwicke- 
lung  der  Schulsparkassen  für  förderlich  zu  erachten  sei,  wenn  die 
kommunalen  Sparkassen  die  Kosten  der  ersten  »Einrichtung  der 
Schulsparkfissen  und  einen  Jahresbeitrag  zur  Vergütung  für  die 
Sparkassen-Rendanten   übernehmen«. 

Ueberhaupt  haben  in  neuester  Zeit  mehrere  Sparkassenver- 
bände zu  der  Schulsparkassenfrage  entschieden  zustimmende 
Stellung  genommen,  so  weiterhin  der  rheinische,  der  westfälische 
und  der  elsass-lothringische  Verband ;  mit  ihnen  beginnen  städtische 
Verwaltungen  jetzt  mehr  und  mehr  die  Einrichtung  von  Schul- 
sparkassen und  die  besondere  Pflege  des  Sparsinns  der  Jugend 
als  ihre  Pflicht  zu  erkennen.  So  hat  kih-zlich,  um  die  Schulkinder 
zum  Sparen  zu  ermuntern,  der  Vorstand  der  Sparkasse  der  Stadt 
Strassburg  einen  Betrag  von  500  M.  ausgesetzt  zur  Bewilligung 
von  Prämien  in  Höhe  von  5  M.  an  Kinder,  welche  sich  fleissig 
am  Sparen  beteiligen.  Die  Verteilung  soll  im  Wege  der  Ver- 
losung   auf  Grund    der  Vorschläge  des  Lehrpersonals  stattfinden. 

In  anderen  Städten  sind  für  die  Gründung  von  Schulspar- 
kassen kommunale  Mittel  zur  Verfügung  gestellt  worden.  So 
wurden  in  Königsberg  i.  Pr.  kürzlich  12000  M.  zu  diesem 
Zwecke  bewilligt;  dieser  Betrag  soll  in  der  Weise  verwendet 
werden,  dass  von  einer  bestimmten  Klasse  ab  jedes  Volksschul- 
kind von  der  Stadt  ein  Sparkassenbuch,  auf  das  eine  Mark  ein- 
gezahlt ist,  erhält;  im  Laufe  der  Schulzeit  sollen  noch  Spar- 
prämien gewährt  und  dadurch  der  Sparsinn  der  Jugend  angeregt 
werden. 

Auch  von  den  königlich  preussischen  Regierungen  in  Liegnitz, 
Potsdam ,  Arnsberg,  Düsseldorf,  Frankfurt  a.  O.,  Minden  und 
Königsberg  i.  Pr.  sind  neuerdings  fördernde  Rundverfügungen 
ergangen.  Ebenso  hatte  sich  der  Essener  Katholikentag  ernstlich 
befürwortend  mit  der  Frage  der  Schulsparkassen  beschäftigt.  Vor- 
träge im  Interesse  der  zu  begründenden  Schulsparkassen  zu  halten, 
hat  der  elsass-lothringische  Sparkassenverband  angeregt  und  das 
Ministerium  für  Elsass-Lothringen  hat  dazu  Mittel  bewilligt.  Die 
Anregung  dazu  war  aus  beteiligten  Kreisen  auf  dem  Lande  her- 
vorgegangen. 

Vor    allem  ist  auch  der  deutsche  Kaiser  selbst  als  Förderer 
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des  Sparsinns  und  der  Spartätigkeit  der  Jugend  aufgetreten,  indem 
er  unter  dem  27.  Januar  1906  an  seinen  Generalbevollmächtigten 
für  die  Herrschaft  Cadinen,  Landrat  von  Etzdorf,  folgenden  Kabinets- 
befehl  erlassen   hat: 

»Um  den  Sparsinn  zu  fördern,  bestimme  ich: 

a)  Jedes  in  Cadinen  neugeborene  Kind  erhält  10  M.  auf  ein 
bis  zur  Erreichung  des  14.  Lebensjahrs  gesperrtes  Sparkassenbuch. 
Für  jedes  zweite,  dritte  usw.  Kind  wird  ausserdem  an  die  Eltern 
eine  Spareinlage  von  5  M.  gewährt.  Ferner  erhält  jedes  Kind 
beim  Verlassen  der  Schule  eine  bis  zum  vollendeten  20.  Lebens- 
jahre gesperrte  Spareinlage  von  10  M. 

b)  Bei  der  Cadiner  Schule  soll  eine  Schulsparkasse  einge- 
richtet werden.  Auf  jede  über  3  M.  lautende  Sparkarte  schenke 
ich  die  ersten  0,20  M. 

c)  Um  den  Sparsinn  auch  bei  den  Erwachsenen  zu  fördern, 
will  ich  nach  Einführung  des  Sparkartensystems  auf  jede  über 
15  M.  lautende  Sparkarte  0,50  M.  schenken  und  einem  Fonds 
überweisen,  welcher  alljährlich  unter  den  Sparern  als  Prämie  zur 
Verlosung  gelangt.  Wilhelm  R.« 

b)  Die  Einrichtung  der  Kassen. 

Die  Einrichtung  der  Schulsparkassen  ist  nach  den  einzelnen 
Systemen  eine  sehr  verschiedene.  Es  gibt  solche  mit  Sparmarken- 
betrieb und  solche  mit  handschriftlicher  Quittung.  Bei  letzterer 
besitzt  jedes  Kind  ein  Quittungsbüchlein,  in  welches  der  Lehrer 
die  jedesmaligen  Sparbeträge  in  Ziffern  und  Buchstaben  einschreibt 
und  von  den  Eltern  zur  Kontrolle  gegenzeichnen  lässt.  Gleich- 
zeitig müssen  die  einzelnen  Sparpfennige  in  eine  sogenannte  Kon- 
trolliste eingetragen  werden.  Ferner  sind  ein  Hauptbuch  und 
ein  alphabetisches  Verzeichnis  zu  führen.  Haben  die  Ersparnisse 
die  Höhe  von  drei  Mark  erreicht,  so  werden  sie  auf  den  Namen 
des  Kindes  bei  der  Sparkasse  eingezahlt.  Diese  Art  der  Ge- 
schäftsführung wird  namentlich  von  dem  Vorstande  des  Vereins 
für  Jugendsparkassen  angestrebt.  Nach  dem  Urteil  von  Praktikern 
lässt  sich  gegen  das  System  selbst  nichts  einwenden.  Es  ist 
buchführerisch  sicher  und  genau.  Dagegen  sind  Bedenken  gegen 
die  Durchführung  der  Einrichtung  laut  geworden.  Zunächst  wird 
die  dem  Lehrer  zufallende  Arbeit  als  eine  viel  zu  umständliche 
und  zeitraubende  bezeichnet.  Wenn  der  Lehrer  beispielsweise 
an  den  Empfangstagen  20  und  mehr  Mark  an   5-  und  lO-Pfennig- 
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stücken  einnimmt,  so  hat  er  eine  übergrosse  Anzahl  von  Ouittungs- 
vermerken  auszustellen.  Sodann  erwachsen  der  Sparkassen-Ver- 
waltung nach  diesem  System,  namentlich  in  grösseren  Städten, 
Arbeiten,  die  kaum  bewältigt  werden  können.  Lehrer  Rei7iirkens 
in  Essen,  ein  auf  dem  Gebiete  des  Schulsparkassenwesens  erfah- 
rener Fachmann,  weist  darauf  hin-),  dass,  wenn  Essen  mit  seinen 
57  Schulen  diese  Einrichtung  4iätte  und  an  jeder  Schule  400 
Kinder  sparten,  dort  auf  dem  Bureau  der  städtischen  Sparkasse 
allmonatlich  22800  Sparkassenbücher  beigeschrieben  würden.  Zur 
Bewältigung  dieser  Arbeit  wären  mehr  als  5  Beamte  notwendig. 
Diese  Umständlichkeiten  sind  nach  Reinirkens  Ansicht  Mitursache, 
dass  die  Schulsparkassen  bisher  keine  allgemeine  Verbreitung 
gefunden  haben. 

Das  Sparmarkensystem  in  seiner  gebräuchlichen  Art  bietet 
fast  dieselben  Schwierigkeiten.  Die  Handhabung  geschieht  in 
der  Weise,  dass  die  Stadt-  bez.  Gemeindeverwaltung  Wertmarken 
anfertigen  lässt,  und  diese  gegen  bar  oder  Quittung  an  Lehrer 
und  Geschäftsleute  überlässt,  zum  Verkauf  an  die  Kinder.  Die 
letzteren  kleben  die  Marken  auf  Sparkarten  mit  30  Feldern.  Ist 
die  Karte  ganz  geklebt,  so  wird  dem  Kinde  der  Betrag  von 
3  Mark  bei  der  Sparkasse  gutgeschrieben.  Auch  dieses  Ver- 
fahren erfordert  eine  grosse  Menge  von  Sparkassenbüchern  über 
geringe  Beträge.  Dadurch  ist  gerade  wie  beim  Quittungssystem 
die  Belastung  der  Verwaltung  eine  übermässige  und  der  Lehrer 
ist,  nach  Reinirkens  Ansicht,  nur  Markenverkäufer  im  Dienste  der 
Sparkasse. 

Neuerdings  wurde  nun  von  diesem  ein  neues  vereinfachtes 
Verfahren  zusammengestellt.  Dasselbe  bezweckte  i.,  die  Arbeit 
des  Lehrers  auf  das  Geringste  zu  beschränken  —  das  ist  die 
Hauptsache!  — und  2.  eineKosten-  und  Arbeitsüberlastung  derSpar- 
kassenverwaltung  zu  verhindern.  Nach  dem  Urteil  vieler  Sach- 
verständigen wird  dies  durch  das  vereinfachte  Markensystem  er- 
reicht. So  äusserte  sich  Rektor  Zentis  aus  Birken  a.  d.  S. :  »Nach 
Prüfung  verschiedener  Systeme  haben  wir  dieses  als  das  beste 
befunden  und  dessen  Einführung  beschlossen«.  Dieses  Urteil  hat 
er  später  nochmals  wiederholt  und  bemerkt  ,  dass  die  Sparkasse 
in  Birken  fleissig  benutzt  werde  und  die  Arbeit  für  die  Lehrer 
nach  diesem  Systeme  tatsächlich  spielend  sei.     Auch    Ortsschul- 
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inspektor  Herbers  aus  Aspaden  bezeichnet  die  Einrichtung  als 
»die  beste  und  einfachste.« 

Die  »Sparkasse«  brachte  im  November  v.  J.  eine  eingehende 
Besprechung  des  Sparsystems  und  empfahl  es  als  das  beste  und 
einfachste  aller  bisher  gebräuchlichen  Markensysteme.  Manche 
schon  länger  bestehenden  Schulsparkassen  haben  ihr  System  ge- 
ändert und  dieses  vereinfachte  Markensystem  eingeführt ,  wie 
z.  B.  Kapellen  bei  Koblenz. 

Seit  Oktober  1906  ist  dieses  Markensystem,  in  mehr  als  70 
Orten  eingeführt  worden.  Interessenten,  welche  die  Einrichtung 
von  Schulsparkassen  beabsichtigen,  erhalten  Musterhefte  und  An- 
leitung unentgeltlich  durch  den  Erfinder  Lehrer  Joli.  Reinirkens, 
Essen  a.  d.  Ruhr,  zugesandt.  Die  Kosten  belaufen  sich  für  Gross- 
städte mit  50  und  mehr  Schulen  auf  etwa  200  Mark,  während  für 
einzelne  Klassen  die  Ausgaben  nur  4 — 6  Mark  betragen  ^). 

Auch  eine  Anzahl  von  Schulbehörden  und  Gemeindeverwal- 
tungen hat  Veranlassung  genommen,  durch  den  Erfinder  Vorträge 
über  das  System  auf  Lehrerversammlungen  und  sogenannten 
Elternabenden  halten  zu  lassen. 

Für  grössere  Städte  und  Orte  mit  häufigem  Wohnungswechsel 
scheiterte  die  Einrichtung  der  Schulsparkassen  bisher  an  der 
Schwierigkeit  der  Ueberweisung  der  Sparbeträge  verziehen- 
der Kinder.  Durch  das  System  des  Lehrers  Reinirkens  soll  die 
Frage  in  einfachster  Weise  gelöst  werden.  So  ist  es  möglich  ge- 
worden, in  Städten,  für  welche  Schulsparkassen  eine  dringende 
Notwendigkeit  sind,   die  Einrichtung  zu  schaffen  -). 

In  einem  in  der  »Jugendfürsorge«  erschienenen  Aufsatze  ^)  wird 
dagegen  bestritten,  dass  die  erhoffte  allgemeine  Verbreitung  des 
Systems  eintreten  werde,  weil  die  Lehrerwelt  im  allgemeinen  je 
länger  je  weniger  vom  Vertriebe  der  Sparmarken  etwas  wissen 
wolle,  was  ja  auch  zum  Ersätze  der  Marken  durch  die  Lochzange 
(System  Riedel-Elbing)  geführt  habe. 

Neuerdings  hat  Diakonus  Flügge  in  Ellefeld  bei  Falken- 
stein i.  Vgl.  ein  Sparsystem  erfunden,  durch  welches  die  Arbeit 
des  Lehrers  ganz  bedeutend  herabgemindert  und  die  Kontrolle 
erleichtert  werden  soll.  Er  hat  eine  einfache  Kassette  konstruiert, 
auf  welche  er  kürzlich  das  deutsche  Reichspatent  No.  78248 1   er- 
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halten  hat.  Die  Kassette  whd  als  »Schulsparkasse«  z.  Z.  herge- 
stellt von  Gebr.  Arndt  in  Quedlinburg  mit  21,  32  und  40  Einzel- 
fächern. Es  ist  dabei  Vorsorge  getroffen,  dass  über  jedem  Ein- 
zelfach der  Name  eines  sparenden  Kindes  geschrieben  werden 
kann.  Ueber  diesen  Namen  ist  der  Deckel  durchbrochen,  so  dass 
der  Name  bei  geschlossener  wie  geöffneter  Kassette  gleich  sicht- 
bar bleibt.  Ebenso  ist  über  jedem  Einzelfach  ein  besonderes  Ein- 
wurffach. Die  Kassette  ist  mit  2  verschiedenen  Schlössern  ver- 
sehen. 

Während  der  Schulzeit  wird  die  Kassette  so  hingestellt,  dass 
jedes  Kind  jeden  beliebigen  Betrag  in  seine  Kasse  einlegen  kann. 
Der  Lehrer  kümmert  sich  nicht  weiter  darum.  An  einer 
grossen  Schule  hat  nun  der  Klassenlehrer  den  einen  Schlüssel, 
der  Direktor  den  anderen.  Ende  des  Monats  holt  der  Lehrer  den 
zweiten  Schlüssel,  schliesst  in  Gegenwart  der  Kinder  auf,  quittiert 
jedem  Kinde  in  ein  Büchlein  seinen  Betrag,  trägt  die  einzelnen 
Posten  in  sein  eigenes  Buch  ein,  zählt  die  Summe  zusammen  und 
übergibt  dieselbe  mit  dem  Schlüssel  dem  Direktor,  welcher  die 
Gesamtsumme  auf  die  Sparkasse  abführt.  Arbeit  hat  der  Lehrer 
also  nur  alle  Monate  einmal  und  dazu  ist  die  Buchführung  ausser- 
ordentlich erleichtert. 

Ist  die  Schule  klein,  etwa  eine  Dorfschule,  so  kann  der 
2.  Schlüssel  dem  Ortsschulinspektor  oder  auch  einem  Kinde  ge- 
geben werden.  Noch  praktischer  wäre  es  freilich,  wenn  dann  für 
einen  ganzen  Kreis  ein  Rendant  angestellt  würde,  der  etwa  alle 
Vierteljahr  die  Kassen  nachsehen  würde  und  die  Ersparnisse  gleich 
abführen  könnte. 

c)  Konfirmanden-  und  ähnliche  Sparvereine. 

Unter  den  verschiedenen  Arten  von  Jugendsparkassen  ver- 
dienen neben  den  eigentlichen  Schulsparkassen  die  K  o  n  f  i  r- 
manden-  und  Kommunikantensparkassen  beson- 
dere Beachtung,  wie  sie  zumeist  von  privaten  Sparvereinen,  ver- 
einzelt auch  von  anderer  Seite,  ins  Leben  gerufen  worden  sind. 
Sie  haben  sich  zumeist  aus  eigener  Kraft,  aus  kleinen  Anfängen 
zu  grossartigen  Einrichtungen  entwickelt.  Ganz  besonders  gilt 
dies  von  den  sächsischen  Vereinen^). 

Da   die    sächsischen    :  Konfirmanden«  -Sparvereine    ganz     auf 
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eigenen  Füssen  stehen,  weder  von  Stiftungen,  noch  Gemeinden 
oder  sonstigen  Gönnern  Zuschüsse  erhalten  und  sich  ihre  Ver- 
waltung selbst  geschaffen  haben  darf,  man  sie  als  Schöpfungen 
tüchtigen  Bürgerseins  und  als  segensreiche  Schulen  der  Wirtschaft- 
lichkeit preisen. 

Die  Konfirmation  oder  Kommunion  findet  in  weiten  Schichten 
unseres  Volkes  zu  dem  Zeitpunkte  statt,  an  dem  die  Jugend  die 
Schule  verlässt,  um  dann  ins  Erwerbsleben  einzutreten.  Ist  die 
Begehung  des  feierHchen  Aktes  an  und  für  sich  schon  mit  einem 
gewissen  Aufwand  verbunden,  da  die  Sitte  für  die  Konfirmanden 
(Kommunikanten)  einen  guten  Anzug  oder  ein  schwarzes  Kleid 
vorschreibt,  so  lassen  auch  andere  Umstände  es  den  meisten  El- 
tern wünschenswert  erscheinen,  einige  Mittel  für  das  herange- 
wachsene Kind  zur  Verfügung  zu  haben.  Die  Söhne  werden 
dann  wohl  in  die  Lehre  gebracht,  die  Töchter  vertauschen  viel- 
fach das  Elternhaus  mit  der  Dienstherrschaft  oder  gehen  in  Stel- 
lung. Die  Ausstattung  möchte  dann  vervollständigt  werden,  und 
das  erfordert  einen  Betrag,  den  auf  einmal  aufzubringen  manchem 
schlichten  Hausvater  schwer  fällt.  Man  ist  daher  auf  den  nahe- 
liegenden Gedanken  verfallen,  beizeiten  durch  Ansparen  klei- 
ner Beträge  den  grossen  Betrag  sich  ansammeln  zu  lassen ,  der 
dann  erst  zur  Einsegnung  fällig  wird. 

Der  im  Jahre  1862  in  Chemnitz  gegründeten  Konfirmanden- 
Unterstützungsverein  »Ermunterung«,  der  sich  1868  in  den  »Spar- 
verein für  Konfirmanden«  umwandelte,  ist  als  der  Vorläufer  der 
heute  in  Sachsen  blühenden  Konfirmanden-Sparvereine  anzusehen, 
nach  deren  Vorbild  ein  gleicher  1884  in  Braunschweig  ins  Leben 
gerufen  ist.  Ihm  folgte  der  Verein  zur  Konfirmanden-Aussteue- 
rung in  Dresden  1876,  einer  für  den  Plauenschen  Grund  und  die 
Umgegend  im  Jahre  1877  ^^^i  einige  Jahre  später  der  »Leipziger 
Verein«.     (Volkswohl  1900  S.   134.) 

Der  für  viele  deutschen  Konfirmandensparvereine  vorbildlich 
gewordene  Dresdener  Verein  sucht  nach  zwei  Richtungen  hin  zu 
nützen,  indem  er  sowohl  ärmeren  Familien  die  Möglichkeit  ge- 
währt, durch  kleine  Beiträge  ihre  Kinder  zur  Konfirmation  usw. 
aus  eigner  Kraft  ausstatten  zu  können  und  nicht  die  Wohltätig- 
keit bessergestellter  Mitmenschen  in  Anspruch  nehmen  zu  müssen, 
als  auch  bemittelteren  Klassen  Gelegenheit  gibt,  infolge  Zahlung 
unmerklicher,  aber  bestimmter  Spareinlagen  mit  dem  Gefühl  freu- 
diger, ruhiger  Sicherheit  dem  Tage   der  Konfirmation    usw.    ihrer 
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Kinder  entgegensehen  zu  können.  Da  dadurch  auch  andererseits 
bei  den  Kindern  der  Sinn  für  Sparsamkeit  ge- 
weckt und  ganz  wesentlich  gepflegt  wird,  so  liegt 
klar  vor  Augen,  dass  der  Verein  wirtschaftlich  und  erziehlich 
segensreich  wirkt. 

Der  Verein  zur  »Konfirmanden-Aussteuerung«  in  Dresden, 
welcher  1891  seinen  25.  Rechenschaftsbericht  ausgegeben  hat, 
blickt  zurück  auf  die  Zeit  vom  25.  Oktober  1876  bis  Ende  1901. 
Am  25.  Oktober  1876  traten  im  Stadtvvaldschlösschen  bei  Dres- 
den 28  Männer  zusammen,  um  einen  Sparverein  für  Konfirmanden- 
Aussteuerung  zu  begründen.  Nach  allen  Vorarbeiten  dazu  und, 
nachdem  auch  das  Amtsgericht  die  Gründung  genehmigt  hatte, 
trat  der  Verein  Anfang  1877  in  die  Oeffentlichkeit  und  begann 
seine  Wirksamkeit.  Nicht  die  Kinder  selbst  gelten  als  Sparer, 
sondern  deren  Eltern,  Pfleger,  Freunde,  welche  als  die  Mitglieder 
für  die  Kinder  einlegen.  Der  Zweck  der  Einrichtung  wird  eben- 
so angegeben  wie  bei  den  Jugendsparkassen.  Daher  der  Name. 
Ausdrücklich  macht  der  Bericht  aber  darauf  aufmerksam,  »dass 
durch  seine  Wirksamkeit  bei  den  Kindern  der  Sinn  der  Sparsam- 
keit geweckt  und  ganz  wesentlich  gepflegt  werde.  «  Man  kann 
die  von  Lehrern  verwalteten  Konfirmandensparkassen  also  auch 
Schulsparkassen  nennen. 

Der  Dresdener  Verein  vereinnahmte  am  Schlüsse  des  ersten 
Jahres  in  27  Kassenstellen  die  Spargelder  von  658  Mitgliedern 
für  1017  Mitglieder.  Von  Jahr  zu  Jahr  fand  das  Segensreiche 
der  Einrichtung  des  Vereins,  durch  einen  geringen  wöchentlichen 
Beitrag  sich  einen  für  die  Konfirmation  seines  Kindes  ausreichen- 
den Betrag  zu  sichern,  immer  mehr  Anklang,  so  dass  am  Schlüsse 
des  ersten  Jahrzehnts  die  Zahl  der  Kassenstellen  auf  83 ,  die  der 
Mitglieder  auf  3402  und  die  der  sparenden  Kinder  auf  5800  ge- 
stiegen war.  Durch  Umsicht  und  rege  Tätigkeit  der  Verwaltung 
wurde  der  Verein  immer  vorteilhafter  ausgebaut,  erwarb  sich 
auch  an  vielen  anderen  Orten  Sachsens  zahlreiche  Freunde  und 
hatte  nach  Verlauf  von  20  Jahren  bereits  221  Kassenstellen, 
13  142  Mitglieder  und  22638  Kinder.  Am  31.  Dezember  1906 
bestanden  409  Kassenstellen,  bei  denen  die  Mitglieder  für  52418 
Kinder  sparen.  Zieht  man  in  Betracht ,  dass  die  Einzahlungen 
in  den  25  Jahren  insgesamt  2398748,75  M.,  die  Auszahlungen 
1471603,75  M.  betragen  haben  und  der  Verein  am  31.  Dezember 
1906  emen  Vermögensbestand  von  1481754,74  M.  hatte,  so  erkennt 
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man  daraus  deutlich,  mit  wie  grossem  Segen  der  Verein  bisher 
gewirkt  hat.  Betrug  doch  im  Geschäftsjahr  1906  die  Auszahlung 
an  Konfirmanden  allein  352350,40  M.  Bezeichnend  für  die  günstige 
Entwickelung  des  Vereins  ist  auch  die  Tatsache,  dass  seit  1901 
die  Zinsen  mit  3  Proz.  gewährt  werden  können,  während  vorher 
1^/2  Proz.,   und  seit   l.   Januar  1900  2  Proz.   vergütet  wurden^). 

Der  Dresdener  Verein  hat  das  Gebiet  seiner  Tätigkeit  auch 
auf  andere  Orte  innerhalb  des  Königreichs  Sachsen  erstreckt. 
Nicht  nur  in  der  Nähe  Dresdens,  sondern  auch  in  Orten  wie 
Oschatz,  Plauen  i.  V.,  Reichenbach,  Zwickau,  in  Städten  und 
Dörfern  sind  Zahlstellen  des  Vereins. 

Ganz  besonders  haben  sich  Lehrer  und  Kaufleute  in  uneigen- 
nütziger Weise  um  den  Verein  verdient  gemacht.  Nur  enthalten 
sie  für  die  bei  den  Ein-  und  Auszahlungen  der  Vereinsmitglieder 
entstehenden  Verluste  ein  Zählgeld  bez.  Entschädigung  für  Schreib- 
aufwand und  sonstige  Unkosten.  Die  Sparer  rekrutieren  sich 
zum  guten  Teil  aus  der  Arbeiterbevölkerung  und  den  Unterbe- 
amten, doch  sind  auch  Geschäftsleute  und  Landwirte  reichlich 
vertreten.  Die  Einzahlungen  kann  ein  jeder  nach  seinen  Kräften 
bemessen,  man  kann  sie  mit  der  Zeit  erhöhen  und  ermässigen. 
Am  beliebtesten  sind  die  Sätze  von  15,  20  und  25  Pfennigen. 
Die  durchschnittliche  Höhe  der  Auszahlungen  bei  der  Dresdener 
Kasse  betrug  Ostern  1899  46  M.,  1906  55,12  M.  Es  wurden  aber 
noch  Beträge  von  3 — 400  M.  und  darüber  für  ein  Kind  gezahlt. 
Da  die  Abhebung  noch  nicht  mit  der  Einsegnung  zu  erfolgen 
braucht,  sondern  das  Sparen  nach  Belieben  fortgesetzt  werden 
kann,  so  haben  sich  diese  Konfirmanden-Sparvereine  allmählich  zu 
Sparkassen  für  Heiratsaussteuer  und  für  den  Militär- 
dienst ausgebildet. 

Was  die  innere  Organisation  dieser  Sparvereine  anbetrifft,  so 
sind  sie  einander  sehr  ähnlich.  Auch  bei  dem  Dresdener  Verein 
steht  satzungsgemäss  an  der  Spitze  ein  Direktorium,  bestehend 
aus  dem  i.  und  2.  Vorsitzen.den  und  i.  und  2.  Beisitzer;  sie  wer- 
den durch  die  Hauptversammlung  gewählt.  Der  Geschäftskreis 
des  Direktoriums  und  die  Obliegenheiten  der  Vorsitzenden  sind 
in  der  Satzung  genau  bestimmt. 

Als  Mittelspersonen  zwischen  Direktorium  und  Mitgliedern 
fungieren  die  Bezirkskassierer.    Sie  haben  insbesondere  Mitglieder 
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ZU  werben.  (§  27.)  Das  Direktorium  wird  überwacht  vom  Auf- 
sichtsrat, der  aus  5  Mitgliedern  besteht  und  durch  die  Hauptver- 
sammhuig  gewählt  würd. 

Die  Befugnisse  der  Hauptversammlung  sind  die  für  Mitglieder- 
versammlungen im  allgemeinen  üblichen. 

Die  Mitglieder  bestehen  aus  stimmberechtigten  und  nichtstimm- 
berechtigten (Spar-)Mitgliedern.  Ein  stimmberechtigtesMitglied  zahlt 
I  M.  Eintrittsgeld,  ein  Sparmitglied  50  Pfg.  Die  Anmeldung  des  Kin- 
des kann  nach  der  Satzung  jederzeit  erfolgen;  ausserdem  gibt  es 
Sparbücher  auf  »Ungenannt«,  die  Einzahlung  der  Spareinlagen 
die  mindestens  10  Pfennig  betragen  und  durch  5  teilbar  sein 
müssen,  erfolgt  wöchentlich.  Beim  Tode  des  Kindes  oder  des 
Mitgliedes,  beim  Wegzug  nach  einem  Orte,  in  dem  sich  eine 
Vereinskassenstelle  nicht  befindet,  bei  eintretender  Bedürftigkeit 
nach  Verdienstlosigkeit  usw.  erfolgt  auf  Verlangen  sofortige 
Rückzahlung  des  gesamten  eingezahlten  Geldes  nebst  Zinsen. 
Die  Gelder  des  Vereins  werden  nur  in  vorzüglichen  ersten  Hy- 
potheken, mündelsicheren  Wertpapieren  und  in  Hausgrundstücken 
angelegt,  sowie  vorübergehend  in  Banken,  die  unter  staatlicher 
Aufsicht  stehen,  untergebracht,  die  Höhe  des  Zinsfusses  richtet 
sich  nach  den  Ueberschüssen  ^). 

Aehnlich  sind  die  Sparvereine  für  Konfirmanden-Aussteuer 
in  Leipzig,  sowie  in  Leipzig-Reudnitz  und  Umgegend  und  Conne- 
witz  und  Umgegend  organisiert.  Bei  diesen  beiden  letzteren 
Sparvereinen  ist  das  Sparmarkensystem  eingeführt,  durch 
welches  eine  sichere  Kontrolle  bei  der  durch  die  Sammler  bewirkten 
Einziehung  der  Sparbeträge  möglich  ist. 

Auch  die  Sparkassen  der  Klöppelschulen  des 
sächsischen  Erzgebirges  sind  hier  zu  nennen.  In  diesen  werden 
gemäss  §  5  des  Regulativs  für  die  aus  Staatsmitteln  unterstützten 
Klöppelschulen  von  1874  den  Schülern  mindestens  10  %  ihres 
jeweiligen  Arbeitsverdienstes  von  ihrem  Eintritt  bis  zu  ihrem 
Austritt  aus  der  Schule  hinterlegt.  Beim  Eintritt  eines  Kindes 
in  eine  solche  Klöppelschule  hat  dessen  Vater  oder  Vormund 
sein  ausdrückliches  und  unwiderrufliches  Einverständnis  hiermit 
durch  Unterzeichnung  eines  Reverses  zu  erklären  und  auf  alle 
Ansprüche  auf  das  Sparguthaben  seines  Kindes  oder  Mündels  bis 
zu  dessen  Entlassung  aus  der  Schule  zu  verzichten. 
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Im  Jahre  1883  besuchten  1563  Schüler  die  sächsischen  Klöppel- 
schulen. Diese  erwarben  sich  während  des  Jahres  durch  ihre 
Arbeit  32  511  M.  (durchschnittlich  I5,04M.)  Ihre  Ersparnis  betrug 
am  Schlüsse  des  Jahres  18029  M.  (durchschnittlich  11,58  M.) 
Hiezu  kommen  noch  2  erzgebirgische  S  c  h  1  i  n  g  s  c  h  u  1  e  n,  deren 
61  Schüler  zusammen  791  M.  erarbeiteten  und  ihre  Ersparnisse 
auf  1470  M.  brachten  ^). 

c.  Geschichtliche  Entwickeln  ng  der  Schul-  und 
Jugendsparkassen  und  Statistik. 

Als  Begründerin  der  ersten  Schulsparkasse  wird 
eine  Engländerin  Priscilla  Wakefield  genannt.  1818  machte  Professor 
Franceo2ir  zu  Paris  Vorschläge,  um  die  Sparkasse  als  Mittel  der 
Erziehung  nutzbar  zu  machen,   ähnlich  1819  der  Geometer  A^rt;z7Vr. 

Die  erste  eigentlich  dauernde  Schulsparkasse  wurde  1833 
von  dem  Kantor  Ricliter  in  Apolda  eingerichtet  »infolge  davon, 
dass  die  Kinder  in  den  dortigen  Manufakturen  manchen  Groschen 
verdienten.«  Vorher  war  freilich  schon  Anfang  der  20er  Jahre 
des  19  ten  Jahrhunderts  in  Goslar  am  Harz  eine  solche  Schulspar- 
kasse begründet  worden,  welche  aber  nur  kurze  Zeit  bestanden  hat. 

Dann  weckte  der  im  Jahre  1844  in  Altenbergen  bei  Rein- 
hardsbrunn im  Gothaischen  von  einem  Gärtner  David  RotJie  be- 
gründete und  bis  zu  seinem  Tode  am  24.  Mai  1864  geleitete 
Sparverein,  der  auch  nachher  noch  weiter  fortbestand,  im  Herzogtum 
Gotha  das  Interesse  für  die  Jugend-  und  Schulsparkassen  an  vielen 
Orten,  und  ununterbrochen  bis  auf  den  heutigen  Tag  entstehen 
dort  derartige  Sparkassen. 

In  F  r  a  n  k  r  e  i  c  h  soll  die  erste  Schulsparkasse  in  der  Stadt- 
schule zu  Le  Maus  (Sarthe)  eingerichtet  worden  sein.  In  einer 
kleinen  Schrift,  die  1834  unter  dem  Titel  »Lehrstücke  und 
gesammelte  Gebete  und  Lieder  zum  Gebrauche  im  gegenseitigen 
Unterricht  in  der  Stadtschule  zu  Le  Maus«  erschien,  spricht  sich 
der  Autor  Diilac  (f  1873)  folgendermassen  aus:  »Unter  den 
verschiedenen  Mitteln,  welche  wir  angewandt  haben,  um  bei 
den  uns  anvertrauten  Schülern  zum  Ziele  der  sittlichen  Erziehung 
zu  gelangen,  ist  eins,  das  wir  besonders  in  Erinnerung  bringen 
möchten  :  die  Niederlegung  der  kleinen  Ersparnisse  unserer  Pflege- 
befohlenen bei  der  Sparkasse.  Um  die  ELinzahlungen  zu  erleichtern, 
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haben  wir  am  4.  Mai  1834  in  unserer  Schule  unter  der  Aufsicht 
der  städtischen  Behörde  eine  Privatkasse  eingerichtet,  in  der  sie 
ihre  Ersparnisse  Pfennig  für  Pfennig  hinterlegen,  bis  diese,  zur 
Summe  eines  Franken  angewachsen,  in  der  Departementskasse 
angenommen  werden.«  Der  Ruf  dieser  neuen  Einrichtung  bewirkte, 
dass  weitere  Schulsparkassen  1844  in  Amiens,  Grenoble,  Lyon, 
Perigneux,  Paris,  Verona  und  Weimar,  1846  in  Württemberg, 
1851  in  Preussen  und  in  der  Schweiz,  1860  in  Ungarn  errichtet 
wurden.  Alle  diese  Kassen  scheinen  sich  aber  nicht  lange  erhalten 
zu  haben. 

Die  Schulsparkassen  gewannen  vielmehr  erst  eine  grössere 
Verbreitung,  als  seit  1866  Fr.  Laiirent  (geboren  am  8.  Juli  18 10 
zu  Luxemburg,  gestorben  als  Professor  des  Civilrechts  zu  Gent 
am  II.  Februar  1887)  mit  unermüdlichem  Eifer  für  sie  eintrat  und 
in  Belgien  günstige  Erfolge  erzielte. 

Bereits  am  i.  Juli  1871  belief  sich  in  Gent  die  Zahl  der  Kinder- 
sparbücher auf  8408  (bei  10671  Kindern  in  den  Schulen  und 
2659  Kinder  in  Kindergärten).  Auch  erwachsene  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen,  welche  Schulen  nach  Art  unserer  Fortbildungs- 
schulen besuchten,  beteiligten  sich  mit  Einlagen  an  den  Schul- 
sparkassen; bei  ihnen  kamen  auf  1242  Arbeiter  514  und  15 15 
Arbeiterinnen  926  Sparkassenbücher.  Im  Jahre  1873  w-aren  in 
den  unentgeltlichen  Gemeindeschulen  unter  7980  Schülern  753 
Sparer;  in  den  unentgeltlichen  Elementarschulen,  in  denen  nur 
unbemittelte  Kinder  unterrichtet  wurden,  unter  1079  Schülern 
640  Sparer  und  unter  3039  Zöglingen  an  Kinderbewahranstalten 
1920  Sparer. 

In  den  Schulen  für  Erwachsene  benutzten  von  3285  Arbeitern 
und  Arbeiterinnen  nicht  weniger  als  2889  die  Schulsparkassen 
zur  zinsbaren  Anlegung  kleiner  Ersparnisse  ^). 

Diese  günstigen  Erfolge  mit  den  Schulsparkassen  in  Gent 
und  später  auch  in  anderen  Teilen  Belgiens  blieben  namentlich 
in  E  n  g  1  a  n  d  nicht  unbeachtet,  wo  Volkswirte  und  Sozialpolitiker 
den  Wert  einer  sparsamen  Arbeiterbevölkerung  besonders  zu 
schätzen  wussten.  Es  wurden  daher  dort  zunächst  in  den  grossen 
Industriezentren  Glasgow,  Manchester,  Liverpool,  Birmingham, 
Ilford  und  London  Schulsparkassen  gegründet. 

i)  Der  Arbeiterfreund,  Zeitschrift  des  Zentralvereins  für  das  Wohl  der  arbeiten- 
den Klassen,  XVI.  Jahrg.  1876  ,  S.  456  ff. ;  Zeitschrift  des  K.  sächsischen  statisti- 
schen Bureaus.    46.  Jahrg.  1900,  Heft  3  u.  4,  S.  185/186. 
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Bald  übertrug  sich  die  Bewegung  zugunsten  der  Schulsparkasse 
auch  in  andere  europäische  Staaten;  in  der  Schweiz,  in  Oesterreich- 
Ungarn,  Dänemark,  besonders  aber  in  Frankreich  gewannen  die 
neu  errichteten  Schulsparkassen  ungezählte  Anhänger  und  Freunde. 
In  Frankreich  waren  1875  in  32  Departements  über  1500  Schulen 
mit  120000  Schülern  als  Sparer  vorhanden  und  nur  4  Jahre  später 
im  Jahre  1879,  gab  es  in  81  Departements  10440  Schulsparkassen 
mit  nahezu  225  000  Sparern  und  einem  Einlagekapital  von 
3^/2  Millionen  Franks  ^). 

Vornehmlich  sind  es  einzelne  Persönlichkeiten,  denen  diese 
Erfolge  zu  danken  sind:  in  Frankreich  de  Malarce  (mit  1874), 
in  England  namentlich  J.  G.  Fitsch  in  London,  in  Italien  Dr. 
G.  Lebrecht  zu  Verona  ;  in  Oesterreich  sind  hervorzuheben  der 
Kgl.  Rat  B.  F.  Weisz,  Präsident  der  Handelskammer  in  Budapest, 
Frau  Carina  Schroeter,  Kommunallehrerin  in  Temesvar,  Dr.  Mathias 
G.  Ratkowsky,  Bibliothekar  vom  Theresianum  in  Wien,  und  Dr. 
John  in  Prag,  in  Dänemark  der  Lehrer  A.  Hammershoy  in 
Roskilde  und  der  Redakteur  Schytte  in  Praestoe,  in  der  Schweiz 
der  Pfarrer  G.  Strasser  in  Grindelvvald  und  der  Direktor  Dr. 
Guilleaume  zu  Neuenburg. 

In  Deutschland,  wo  die  Bewegung  verhältnismässig  spät 
einsetzte,  war  insbesondere  der  vorerwähnte  Pfarrer  Senckel  zu 
Hohenwalde  bei  Müllrose  für  sie  eifrig  tätig.  Er  ist  Vorsitzender 
des  1880  in  Glogau  gegründeten  »Deutschen  Vereins  für  Schul- 
sparkassen« und  gibt  alljährlich  Berichte  dieses  Vereins  heraus. 
Als  Ziel  des  Vereins  wird  bezeichnet  »der  vielfach  mangelhaften 
häuslichen  Erziehung  eine  zweckmässige  pädagogische  Ergänzung 
zu  geben  und  namentlich  der  Verschwendung  auch  in  den  unteren 
Volksklassen  und  dem  leichtsinnigen  Schuldenmachen  entgegen- 
zutreten.- 

Noch  vor  zwei  Jahrzehnten  gab  es  in  ganz  Deutschland  kaum 
300  Schulsparkassen  ;  seitdem  haben  sie  sich  aber  dank  der  fördern- 
den Tätigkeit  des  im  Jahre  1880  begründeten  Deutschen  Vereins 
für  Jugendsparkassen  rasch  ausgebreitet.  Auch  die  Gesellschaft  für 
Volksbildung  hat  sich  mancherlei  Verdienste  um  die  Vermehrung 
der  Jugendsparkassen  erworben.  Um  den  Erfolg  seiner  Tätigkeit 
richtig  würdigen  und  beurteilen  zu  können,  hat  der  Deutsche  Verein 
für  Jugendsparkassen  besonders  die  Statistik  der  letzteren  gepflegt. 


i)  s.  von  zuletzt  a.  a.  O. 
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Da  er  sich  dabei  aber  immer  nur  auf  private  Erfahrungen  stützen 
konnte,  so  können  und  sollen  die  gewonnenen  Ergebnisse  natur- 
gemäss  nicht  immer  als  vollständig  bezeichnet  werden.  Nach 
seinem  Bericht  über  die  Jahre  1891  und  1892  hatte  der  Verein 
in  ganz  Deutschland  2599  Jugendsparkassen  mit  243933  Sparern 
und  1761972M.  Einlagen  ermittelt,  davon  31  918  Sparer  und 
228490  M.  Einlagen  im  Königreich  Sachsen.  In  diesen  Zahlen 
für  ganz  Deutschland  sind  1121  Darlehnskassen  und  Sonntags- 
schulsparkassen mit  67  330  Sparern  und  428  600  M.  Einlagen 
inbegriffen. 

Bis  zum  Jahre  1896  waren  nach  den  Ermittelungen  des  Deutschen 
Vereins  für  Jugendsparkassen  die  Sparer  bei  Schul-,  Konfirmanden- 
und  Pfennigsparkassen  in  ganz  Deutschland  auf  fast  182  000  und 
ihr  Guthaben  auf  4^/4  Millionen  Mark  gestiegen.  In  Sachsen 
gab  es  Konfirmandensparkassen  insbesondere  in  Leipzig,  Mark- 
ranstädt,  Chemnitz,  Frankenberg,  Dresden  (nebst  Vororten), 
Schulsparkassen  in  Dresden,  Colditz,  Zwickau,  (Bezirksschul- 
inspektoren), Hosterwitz,  Wildenfels,  Schneeberg,  Rötha,  Annaberg 
und  Umgegend,  Zittau  und  Umgegend.  Im  Jahre  1896  betrug 
bei  den  sächsischen  Jugendsparkassen  in  den  genannten  Orten 
die  Zahl  der  Sparer  fast  82000  und  ihr  Guthaben  über  1^/2  Mil- 
lionen Mark  ^). 

Der  gegenwärtigeStand  desSchul-  undjugend- 
sparkassenwesens  in  Deutschland  ergibt  sich  aus 
der  nachfolgenden  Tabelle  (S.  676 — 677) : 

Im  einzelnen  ist  über  die  Verhältnisse  der  Jugendsparkassen 
in  P  r  e  u  s  s  e  n  (24341,  1916  -)  aus  den  Jahren  1906/1907  folgendes 
zu  berichten  ^): 

I.  Provinz  Brandenburg  (271,  103).  Kottbus:  5  Volks- 
schulen sparten  in  wenigen  Jahren  etwa  60000  M.,  wiewohl 
2  Schulen  erst  seit  kurzer  Zeit  mittaten.  Zwischen  1600  und 
3000  M.  wurde  vor  Ostern  an  den  einzelnen  Schulen  ausgezahlt. 
Infolge  dessen  haben  sich  die  Unterstützungsgesuche  für    Konfir- 


1)  XIII.  Bericht  des  Deutschen  Vereins  für  Jugendsparkassen  auf  das  Jahr  1896 
(abgeschlossen  am  28.  September  1896). 

2)  Die  erste  der  hinter  jedem  Gebiete  eingeklammerten  Zahlen  gibt  die  Anzahl 
aller  Jugend  Sparkassen,  die  zweite  die  der  Schul  Sparkassen  des  Gebiets  in  der 
letzten  Statistik   von   1901  an. 

3)  Bericht  des  deutschen  Vereins  für  die  Schul-  und  Jugendsparkassen  vom  No- 
vember 1907. 
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manden-Ausstattung  stetig  verringert.  Kreis  Teltow  (Vorort  von 
Berlin)  in  Friedenau,  Gross-Lichterfelde,  Wilmersdorf  (in  I  und 
III),  Alt-Glienicke  (I  und  II),  Mariendorf,  Tempelhof  (I),  Trcptour 
(I),  Schmargendorf.  Letztere  beide  sind  neu,  seit  1906.  In  allen 
10  Schulen  wurden  im  Jahre  1906  von  5521  Kindern  67333  M. 
gespart,  also  durchschnittlich  12  M.  pro  Kind.  Gross-Lichterfelde 
steht  mit  81  Proz.  Sparschülern  voran;  es  folgen  Friedenau  mit 
76  Proz.,  Wilmersdorf  III  mit  75  Proz.  In  Alt-Glienicke  sparen 
64,  in  Mariendorf  59,  in  Schmargendorf  60  Proz.  der  Kinder; 
von  Tempelhof  und  Treptow  fehlen  die  Prozentzahlen.  Anfang 
April  d.  J.  wurde  auch  an  der  IL  Gemeindeschule  von  Tempelhof 
eine  Schulsparkasse,  und  zwar  genau  so  wie  die  an  der  I.  einge- 
richtet. Es  bestehen  somit  im  Teltower  Kreis  11  Schulspar- 
kassen. Im  Kreise  Nieder-Barnim  wurde  auch  mit  der  Begründung 
solcher  Kassen  vorgegangen.  Am  3.  April  trat  eine  solche  in 
Nieder-Schönhausen  mit  gleich  347  Sparern  ins  Leben.  Zu  dieser 
kamen  im  Laufe  des  Jahres  noch  321.  Die  668  Kinder  legten 
in  den  9  Monaten  von  1906  6418  M.  ein.  —  Müncheberg  ist 
auch  sehr  zufrieden  mit  dem  Fortgang  seiner  Kasse.  Im  Ganzen 
sind  bisher  in  wenigen  Jahren  15000M.  gespart.  Zu  der  Konfir- 
mation im  Jahre  1906  erhielten  die  zur  Konfirmation  gelangenden 
Knaben  1200,  die  Mädchen  1504  M.  aus  der  Buckower  Konfirmanden- 
Sparkasse,  10  Konfirmanden  erhielten  616,97  M.  Rhinow  hat  seit 
1899  23668  M.  Einlagen,  ausgezahlt  11656  M.  1906  wurden  von 
230  Kindern  (94  Proz.)  gespart  3632  M.,  an  Konfirmanden  aus- 
gezahlt 3654  M.  Der  Kreis  Westhavelland  widmete  40  M.  zu 
Prämien  für  die  Sparer.  —  Bernstein,  seit  vielen  Jahren,  hatte 
im  Jahre  1906  1697  INI.  Einlagen  und  1380  M.  Auszahlung.  Den 
verbliebenen  203  Sparschülern  gehören  6316  M.  Der  Kreisausschuss 
des  Lebuser  Kreises  bewilligt  allen  sich  der  Kreissparkasse  an- 
schliessenden Schulsparkassen  Portofreiheit,  die  Kosten  der  Neu- 
einrichtung, überhaupt  aller  Formulare,  dem  Schulsparkassen- 
Rendanten  ^/o  Proz.  der  betr.  Spareinlagen. 

2.  P  o  m  m  e  rn  (28,7).  Kreis  Randow  hat  seit  November  1905 
69  Schulsparkassen  bekommen,  an  denen  sich  37 13  Kinder  mit 
etwa  42  548  M.  Einlagen  im  Jahre  1906  beteiligten.  Hauptanregung 
gab  dazu  der  Lehrer  Broker  in  Daher.  Der  Kreistag  beförderte 
die  Sache,  indem  er  die  Kreissparkasse  zur  Verzinsung  der 
Schulspargelder  mit  4  Proz.  ermächtigte.  In  einem  ausführlichen 
Bericht  wird    darauf   aufmerksam    gemacht,    dass    die    industrielle 
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Arbeiterbevölkerung  sich  mehr  beteihgt  als  die  rein  landwirt- 
schaftliche. Greifenberg  hatte  321  Sparschüler  mit  1640  M. 
Einlagen,  im  ganzen  8654,62  M.  Bestand.  Die  Einrichtung  sei  ein 
Segen  für  Eltern  und  Kinder.  Torgelow  besteht  seit  einem  Jahre. 
Von  1250  Schülern  sparten  647  8388  M.,  ausgezahlt  wurden  932  M. 
3.  VVestpreussen  (192).   In  den  30  Kreis- Schulinspektions- 
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bezirken  des  Regierungsbezirks  Marienwerder  bestanden  am  i.  Jan- 
uar  1906    387    Schulsparkassen,    19   mehr    als    im  Vorjahre.     Die 


l)  Die  vereinzelt  vorkommenden  2  Aussteuer-,  4  Fortbildungsschul-,  80  Sonn- 
tagsschul- und  9  (jetzt  10  —  hinzukam  nämlich  Koschmin  in  Posen  — )  Sparkassen 
an  Seminar-Uebungsschulen  sind  hier  eingerechnet. 

Der  Zugang  an  Kassen  seit  der  3.  Denkschrift  beträgt  für  Preussen  202,    sonst 
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meisten  Kassen,  nämlich  48,  weist  der  Inspektionsbezirk  Marien- 
werder auf;  es  folgen  Neuenburg  mit  43,  Thorn  mit  32,  Prechlau 
mit  2(>  Schulsparkassen. 

Die  Gesamtzahl  der  sparenden  Kinder  betrug  11 181  (gegen 
10  043  im  Vorjahre).  Von  diesen  wurden  im  Jahre  1905  insgesamt 
84  138,08  M.  gespart  (gegen  71  379,04  M.  im  Vorjahre).  Die  meisten 
Einzahlungen  wurden  geleistet  Jn  den  Bezirken  Neuenburg 
(13816,15  M.),  Thorn  (8344,23  M.),  Marienwerder  (6732,70  M.), 
Schlochau  (5717  M.),  Neumark  (5568  M.)  Zurückgezahlt  wurden 
an  die  Kinder  im  Jahre  1905:  31654,29  M.  Die  Schulsparkassen 
wurden  grösstenteils  im  Jahre  1901  eingerichtet.  Seit  Einführung 
der  Kassen  wurden  im  ganzen  Regierungsbezirk  Marienwerder 
von  18  164  Kindern  335897,55  M.  eingezahlt.  95582,63  M.  sind 
in  derselben  Zeit  ausgezahlt  worden.  —  Besonders  günstige  Nach- 
richten liegen  vor  aus  Guteherberge,  Neuteich,   Rosenberg. 

4.  Ostpreussen  (200,  192).  Zusammenfassende  Nach- 
richten liegen  nicht  vor.  In  Damnau,  Kreis  Bartenstein,  besteht 
eine  Schulsparkasse  seit  3  Jahren.  Im  ersten  Jahre  legten  105 
Sparer  I154  M.  ein,  im  zweiten  96  Sparer  1030  M.,  im  dritten 
72  Sparer  922  M.  In  Nikolaiken  zählte  man  70  Sparschüler  mit 
2580  M.  Guthaben,  Wartenburg  209  Sparschüler  mit  2657  M. 
Emlagen  im  Jahre.  Einige  Kinder  haben  ihr  Geld  nicht  abgehoben 
und  sparen  weiter. 

5.  Posen  (443).  Grätz  beschloss  im  Januar  d.  J.  die  Be- 
gründung einer  Schulsparkasse  und  deren  Angliederung  an  die 
städtische  Sparkasse. 

6.  S  chlesie  n  (406,  362).  Breslau  zählt  nunmehr  (1907J  fünfzig 
Schulsparkassen. 

An   12  evangelischen  Schulen  sparten  im  Jahre   1906    1393   Schüler   12  713  M. 
»     28  katholischen  »  s.  »        »  »     4287         »         41  162    » 

»      9  Hilfsschulen  (3  ev.,  3  kath.,  3  gem.)  »        317         »  2  661    » 

49  5997  56  536  ^"^I- 

Bestand  sämtlicher  Einlagen  Ende  1906 :  105166,56  M.  Ein 
Kind  legte  durchschnittlich  ein  9,43  M.,  ein  abgehendes  erhielt 
durchschnittlich  ausgezahlt  33,19 M.  Glogau  hatte  in  5  Schulen  zu- 
sammen 58  Klassen  und  3083  Kinder,  von  diesen  sparten  57,41 
Proz.  (gegen  56,80  Proz.  im  Vorjahre)  12  159,35  M.  (gegen 
13525,35  M.)  im  März  1906. 

in  Deutschland  263  ,    im    ganzen  465  Kassen;    mithin  bis  jetzt  in  ganz  Deutschland 
4520,   davon  in   Preussen   2543  Kassen. 
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7.  Sachsen  (394,  350).  In  Dieskau  sparten  190  Kinder  (95 
Proz.)  5945  M.  An  Konfirmanden  wurden  1600  M.  ausgezahlt.  In 
Freyburg  (Unstrut)  wachsen  die  Einlagen  der  Schulsparer  jälirlich, 
sie  betrugen  im  Jahre  1906  6306  M.,  die  Rückzahlungen  5  926  M. 
Ein  Ueberschussbetrag  von  112,44  M.  wird  an  Konfirmanden  und 
bedürftige  Schulkinder  verteilt.  Gehren  seit  1900.  Während  da- 
mals 47  Proz.  der  Schulkinder  i  804  M.  sparten,  legten  im  Jahre 
1906  95  Proz.  der  Kinder  6847  M.  ein.  Hasselfelde  zahlte  an  die 
diesjährigen  Konfirmanden  aus  4815  M.  Kapital  und  491,57  M. 
Zinsen  ,  auf  einen  Sparer  etwa  82,22  M.  Hergisdorf  zahlte  etwa 
4800  M.  aus.  Langensalza  zahlte  an  160  Konfirmanden  9289  M. 
aus  inkl.  457,60  M.  Zinsen.  Seit  26  Jahren  (L.  Kessler)  wurden 
ausgezahlt  103  655  M.  Summa  aller  Einlagen  115  793  M.  Lochau  hatte 
1570M.  Einlagen  von  137  Sparschülern  (75  Proz.),  seit  Bestehen 
(1902)  7430  M.  Marbach  b.  Erfurt  seit  1897  4 150  M.,  im  Jahre  1906 
485  M.  Daneben  ist  eine  besondere  Sparkasse  für  die  Konfir- 
mierten seit  1900,  wird  aber  weniger  benutzt,  wie  fast  überall. 
Sangershausen  :  Jeder  Volksschüler  soll  bei  Aufnahme  in  die 
Schule  ein  Sparkassenbuch  mit  einer  Mark  erhalten.  Spart  er 
hinzu,  so  erhält  er  die  eine  Mark  mit,  lässt  er  es  daran  fehlen, 
so  fällt  die  eine  Mark  an  die  städtische  Sparkasse  zurück. 

8.  Hannover  (136,  109).  Einbeck  (Bz.  Hildesheim) :  Ander 
Volksschule  waren  Ostern  1907  für  675  Kinder  18  206  M.  gespart, 
an  der  Mittelschule  für  125  Kinder  6700  M.,  zusammen  24906  M. 
Die  Kassen  bestehen  »seit  längeren  Jahren«.  Hannover :  Der 
Sparverein  für  Konfirmanden  (E.  V.)  zeigt  eine  weitere  erfreuliche 
und  gesunde  Entwickelung.  Die  Zahl  der  Bezirkskassen  ist  von 
165  auf  171,  die  Zahl  der  sparenden  Kinder  von  11770  auf  12262 
gestiegen.  Die  Zahl  der  letzteren  wird  sich  im  nächsten  Jahre 
infolge  des  Anschlusses  der  Vororte  voraussichtlich  um  3000  er- 
höhen. Die  Höhe  der  Einzahlungen  betrug  225  153  M.  gegen 
213  144  M.  im  Jahre  1904/05.  Ausgezahlt  wurden  an  2116  Kinder 
(plus  351  gegen  das  Vorjahr)  180694M.  (plus  13 617  M.).  Durch- 
schnittlich wurden  an  sparende  Kinder  ausgezahlt  85  M.  gegen 
95  M.  im  Vorjahr.  An  Prämien  gelangten  zur  Auszahlung  lOOoM. 
Seit  Gründung  der  Kasse  sind  im  ganzen  zur  Auszahlung  gelangt 
2369983  M.  Die  Höhe  des  Sparfonds  ist  von  506647  M.  auf 
561  579  M.,  die  des  Verwaltungsfonds  von  27  676  M.  auf  32  730  M. 
angewachsen;  das  bedeutet  eine  Vermögenszunahme  von  59986  M. 
Die  Einnahme  und  Ausgabe  balanziert  mit  452065  M.    Der  Ueber- 


68o  ^'-  ^''^''^^^^ 

schuss  der  Rechnung  betrug  5054  M.  Von  diesen  wurden  2000  M. 
an  die  Schulen  als  Prämien  und  zwar  in  Höhe  von  je  10  M.  an 
besonders  bedürftige  Kinder,  die  aber  auch  mit  gespart  haben, 
verteilt.  Harburg :  Die  Konfirmandensparkasse  zahlte  zu  Ostern 
d.  J.  an  650  Konfirmanden  52800  M.  aus,  gegen  42000  M.  an 
540  Sparer  im  Vorjahr.  Winsen  a.  d.  Aller:  Seit  1900  12426  M. 
gespart,  im  letzten  Jahre  5621  M,,  In  der  Hauptsache  haben  die 
Kinder  diese  hübsche  Summe  in  Heidelbeer-  und  Brombeeren- 
pflücken  verdient.  Bad  Lauterberg  i.  H.  :  Hier  zahlte  die  Schul- 
und  Jugendsparkasse  für  93  Konfirmanden  7927  M.  aus;  seit  den 
10  Jahren  des  Bestehens  der  Kasse  sind  44  274  M.  Einlagen  nebst 
Zinsen  abgehoben. 

9.  Westfalen  und  Rhei  n  land  (147,  102).  Die  Schulspar- 
kassen, die  sich  infolge  der  Anregungen  des  Lehrers  Reinirkens- 
Essen  a.  d.  R.  namentlich  in  Rheinland  und  Westfalen  gebildet  ha- 
ben, sind  folgende:  Grieth  a.  Niederrhein,  Rees,  Bornholte  i.  Westf., 
Birken  und  Wissen  a.  d.  Sieg,  Moyschoss  a.  d.  Ahr,  Ippendorf 
b.  Bonn,  Wahn  b.  Köln,  Kirchenhollenbach  a.  d.  Nahe,  Köhn-Niehl, 
Merscheid  b.  Bernkastei,  Gonzerath  b.  Bernkastei,  Muhley  a.  Sieg, 
Fücheu  (Rhld.),  Blankenrath,  Münsterbusch  (Bez.  Aachen),  Kelde- 
nich  (Eifel),  Berkum  b.  Bonn,  Plattern  (Rhld.),  Wormbach  i.  Westf., 
Kray,  Laithe,  Warstein  i.  Westf.,  Kella  i.  Westf.,  Montjoie,  Winter- 
scheid a.  Sieg,  Kapellen  (Kr.  Geldern),  Kapellen  b.  Koblenz,  Nid- 
eggen (Bz.  Aachen),  Jever,  Morbach  (Bz.  Trier),  Essen,  Bocholt, 
Namedy  a.  Rhein,  Friesenheim  (Rhld.). 

In  Aachen  hat  der  Verein  für  Volksvvohlfahrt  seine  Hand- 
arbeits-,  5  Koch-  und  4  Bügelschulen,  in  denen  mehr  als  850 
jugendliche  Arbeiterinnen  unterrichtet  werden ,  schulentlassene 
Töchter  des  Arbeiterstandes,  mit  Spareinrichtungen  versehen : 
Sparmarken  und  Sparkarten,  die  auf  2  Jahre  zurückgehalten  werden. 
Die  Mädchen  unterschreiben  ihre  Karte  selbst,  kleben  die  Marken 
selbst  ein,  die  Vorstandsdamen  heben  die  Karten  aber  auf  und 
entwerten  sie  durch  Stempelaufdruck.  Ergebnisse  wurden  noch 
nicht  mitgeteilt.  Prämien  sollen  zu  Weihnachten  verteilt  werden, 
aber  nicht  denjenigen,  die  am  meisten,  sondern  denen,  die  am 
regelmässigsten  gespart  haben.  Elversberg :  Von  den  zu  Anfang 
der  70er  Jahre  an  den  evangelischen  Schulen  begründeten  Schul- 
sparkassen bestehen  noch  7.  Im  ganzen  wurden  ca.  13  000  M. 
aus  ihnen  zurückgezahlt.  Man  zählt  noch  über  100  Sparer  mit 
über    2O0O  M.  Guthaben.     Soden  :     106    Kinder    legten    im  Jahre 


Schul-,  Jugend-  und  Fabriksparkassen.  58 1 

1906  1065  M.  ein.  Stoppenberg  b.  Düsseldorf  und  Altenessen 
wollten  mit  Beginn  des  neuen  Schuljahres  auch  mit  Schulspar- 
kassen vorgehen.  Krefeld:  An  den  5  Schulen  mit  22  Klassen 
der  St.  Dionysius-Parochie  wird  seit  Ostern  1907  eifrig  gespart, 
bis  I.  Oktober  7187  M. 

II.  S  o  n  s  t  in  Deutschland  (1714,  1069).  lO.  Beide 
Mecklenburg  (25)  a)  Schwerin.  Krakow  nebst  Alt-Samnit 
und  Dobbin  zahlte  2  604,44  ^^-  '^us,  an  denen  36  Inhaber  beteiligt 
waren.  Höchste  Einlage  von  246,31  M.,  niedrigste  18,81  M.  Laage 
seit  2  Jahren:  267  Kinder  sparten  im  Jahre  1906.  Ende  1 906  war 
ein  Bestand  von  2  349,91  M.  Nustrow,  seit  30  Jahren,  zahlte  zu 
Ostern  an   16  Konfirmanden   1966,76  M.   aus. 

b)  Strelitz.  Bäk  :  64  (78  Proz.)  Sparer  zahlten  889  M., 
ausgezahlt  an  5  Konfirmanden  445  M.  Mirow:  yy  Sparer,  1813  M. 
Bestand,  ausgezahlt  auf  7  Bücher  127  M.  Schönberg:  seit  vielen 
Jahren,  195  Sparer  mit  5  500  M.  Kapital;  22  Konfirmanden  erhielten 
1176M.  199  Sparerinnen  hatten  5  800  M.  Kapital.  26  Konfirmandin- 
nen erhielten  1747  M.  Giethan:  für  A. Ratzeburg,  seit  1883  53  Sparer 
im  letzten  Jahre   523  M.  Einlage,  ausgezahlt  an   19  Sparer  524  M. 

11.  Anhalt  (88,8 1)-  Dessau,  ]\Iädchenbürgerschule :  564 
Sparer  8714  M.  Einlage  und  29169  M.  Rückzahlungen.  Seit 
Oktober  1894  gab  es  2303  Sparschülerinnen  mit  115249M.  Ein- 
lage und  101801  M.  Rückzahlungen. 

12.  Sa  chse  n- Meini  ngen  (245).  Am  i.  Dezember  1906 
w^aren  47851  Schulkinder  vorhanden  und  davon  hatten  etwa  75 
Proz.  in  Schul-Sparkassen  eingelegt  358494  M.  Insgesamt  betrug 
die  Zahl  der  Einleger  in  die  Schul-Sparkassen  jedoch  40929 
Kinder.  Denn  3275  Kinder  hatten  schon  eingelegt,  obgleich  sie 
erst  in  die  Schule  kamen  und  1760  Schulentlassene  hatten  noch  Ein- 
lagen in  den  Kassen.  Eingelegt  wurden  im  Jahre  1906  438702,81  M., 
durchschnittlich  pro  Kind  10,72  M.  Der  Bestand  der  Sparkassen 
war  I  503  334,27  M.  Die  Rückzahlungen  des  Jahres  hatten 
339  539)86  M.  betragen.  Im  Kreise  Meiningen  sind  79  Schul- 
gemeinden, welche  alle  Schulsparkassen  haben. 

13.  Sachsen-Weimar  (173).  Wenigenjena  seit  10  Jahren 
564  (75  Proz.)  Sparer  mit  5196  M.  Einlagen,  in  1906  Guthaben 
16645  M. 

14.  Sachsen -Gotha  (63,  14).  Siebleben:  von  74  Konfir- 
manden hatten  65  gespart,  sie  erhielten  3  300  M. 

15.  Braunschweig    (134   109).      Albersdorf:     122    Sparer 
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sparten  3442  M.,  21  erhielten  1721  M.  zurück.  Blankenburg  a.  Hz. 
bewilligte  am  23.  März  d.  Js.  400  M.  für  Gründung  einer  Schul- 
sparkasse und  200  M.  jährliche  Beihilfe  für  die  Verwaltung  der 
Kasse.  Braunschweig :  Der  Konfirmanden-Sparverein  hat  diese 
Ostern  2000  Einlagen  mit  280000  M.  Einlagen  zurückgezahlt,  und 
zwar  abermals  durch  Schecks.  Börssum  :  152  Sparer  1310  Einlagen, 
1959  M.  Rückzahlung.  Gr.-Binwende  zahlte  zu  Ostern  aus  1333M. 
ITohegeiss  :  155  Sparer  zahlten  i  401  M.  Ausgezahlt  wurden  an  die 
Konfirmanden  1049  M.  Seit  Bestehen  der  Kasse  wurden  10458  M. 
zurückgezahlt.  Holzminden  :  Sparverein  für  Konfirmanden  sorgt 
für  1265  Kinder.  72404  M.  Spareinlagen;  7921  M.  Verwaltungs- 
schatz ;  213  M.  Ablösung  gesammelt  behufs  Verzicht  auf  schriftliche 
Konfirmations-Glückwünsche ;  davon  bedürftige  Konfirmanden 
unterstützt.  Jerxheim  :  40  Konfirmanden  erhielten  4904  M.  aus- 
gezahlt, 312  Mitglieder  16000  M.  Vermögen.  Königslutter:  87 
Konfirmanden  erhielten  zusammen  1 1  643  M.  Seit  17  Jahren  er- 
hielten 1192  Kinder  122369  M.  zurück.  In  K.  sind  8  Sammel- 
stellen, je  eine  ist  noch  in  Rottorf,  Sunstedt  und  Gr.-Steinum. 
Schöningen:  171  Konfirmanden  erhielten  22373  M.  ausgezahlt. 
Seit  der  Gründung  wurden  an  2661  Kinder  256449  M.  ausgezahlt. 
Wieda  :  Von  38  Konfirmanden  erhielten  34  zusammen  2  456  M. 
Vorsfeld  :  4067  M.  Einzahlung  und  4293  M.  Rückzahlung,  14782  M. 
Vermögen.  Wolfenbüttel :  Hier  erbrachen  Diebe  in  fast  allen 
Klassenzimmern  der  2.  Bürgerschule  die  Pulte  der  Lehrer  und 
raubten  die  eingezahlten  Spargelder  der  Kinder,  ca.  2 — 300  M. 
16.  K  öni  greich  Sa  chse  n  (286  173).  Chemnitz  hat  mehrere 
Sparvereine.  Die  Konfirmanden-Sparkasse  besitzt  ein  Vermögen 
von  153500  M.,  Spareinlagen  waren  26174  M.,  ausgezahlt  an 
Konfirmanden  ca.  23000  M.  Die  Jugendsparkasse  besitzt  19273  M., 
6508  wurden  eingelegt  und  2663  M.  zurückgezahlt.  Sparverein 
für  Konfirmanden  und  jugendliche  Personen.  Im  Februar  d.  Js. 
erhielten  623  Mädchen  48918  M.  Spargelder  nebst  7658  M. 
Zinsen,  1366  Knaben  dagegen  nur  41  857  M.  Kapital  nebst  6668  M. 
Zinsen.  Gewöhnlich  sparen  ja  die  Mädchen  mehr  als  die  Knaben. 
Der  Sparverein  für  Konfirmanden  in  Alt-Chemnitz  zahlte  an  die 
diesjährigen  43  Konfirmanden  3468  M.  aus.  Endlich  Chemnitz- 
Hilbersdorf:  Sparverein  für  Konfirmanden  und  jugendliche  Per- 
sonen: 624  Mitglieder,  in  der  Jugendabteilung  iii,  Vermögen 
53325  M.  Eichigt  zahlte  an  6  Konfirmanden  238  M.  aus.  Erbis- 
dorf   bei   Freiberg    hatte  1906:    4071   M.  Einlagen,    das   Gesamt- 
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guthaben  der  Sparer  betrug  14700  M.  Frohburg  sah  seine  seit 
30  Jahren  bestehende  Kindersparkasse  eingehen  und  dagegen  eine 
Konfirmandensparkasse  entstehen.  Krummhennersdorf  bei  F'reiberg 
zahlte  an  25  Konfirmanden  3  391  M.  aus.  Leutzsch:  315  Sparer 
mit  3991  M.;  1120  M.  Auszahlung.  Markersdorf  mit  Klausnitz, 
Diethensdorf,  Schweizertal  und  Taura  hatte  5210  M.  Einlagen, 
4  784  M.  Auszahlung,  18  372  M.  Vermögen.  Markranstädt :  Jugend- 
sparverein seit  13  Jahren.  Mülsen,  St.  Micheln:  Schulsparkasse 
zahlte  nahezu  300  M.  an  8  Konfirmanden  aus.  Raundorf  b.  M. : 
93  Sparer  zahlten  987  M.  ein,  19  Konfirmanden  erhielten  1652  M. 
Oberlungwitz:  In  3  Schulen  i  199  Sparer,  11538  M.  Einlagen, 
12848  M.  Rückzahlung,  Bestand  35087  M.  Thekla  gehört  zu 
Leipzig,  hatte  181  Sparer  mit  I  993  M.  Einlagen.  Würzen  :  Kinder- 
sparkasse seit  1879  >  Einnahme  1906:  53978  M.  inkl.  Zinsen, 
insgesamt  bis  jetzt  732  929  M.  Spareinlagen,  ausgezahlt  an  Konfir- 
manden 564257  M.  Zur  Zeit  gibt  es  i  122  Mitglieder  und  wurden 
zu  Ostern  ausgezahlt  24353  M.  Triebischtal  bei  Meissen  :  Sparende 
Kinder  1901 :  534  =  28  Proz.,  1906:  870  =  43  Proz.  des  Schüler- 
bestandes. Gesparte  Summe  1901  :  5436,80  M.,  1906:  8846,50  M. 
Rückzahlung  an  Konfirmanden  1901  an  65,  1906  an  129  Kinder. 
Gesamtbetrag  der  Rückzahlungen  1901  :  349,54  M.  1906  :  6832,17  M. 
Durchschnittsbetrag   1901  :    54  M.,    1906:   53  M. 

17.  Bayern  (108,37).  Helmbrechts:  Die  durch  den  Pfarrer 
und  Senior  Schwerdtfeger  hier  wieder  begründete  Schulsparkasse 
erfreute  sich,  wie  der  Bericht  über  das  abgelaufene  Jahr  zeigt, 
bester  Entwicklung.  Es  wurden  im  Vorjahre  von  den  Kindern 
eingelegt:  7820  M.  (1905:  7487  M.)  an  sie  ausbezahlt  (meist  bei 
Entlassung  anlässlich  der  Konfirmation):  5082  M.  21  Pfg.  (1905: 
4657,25  M.).  Die  Einnahmen  betrugen  i  184  M.  36  Pfg.,  die  Aus- 
gaben 1 1  840  M.  61  Pfg.  Das  Vermögen  beträgt  einschliesslich  der 
Mehrung  von  3347  M.  54  Pfg.  gegenüber  dem  Vorjahr  24998,54  M., 
die  teils  bei  der  städtischen  Sparkasse,  teils  in  mündelsicheren 
Papieren  angelegt  sind. 

18.  Baden  (66,  25).  Aus  Mannheim  wird  zwar  nicht  über 
Schulsparkassen  berichtet,  wohl  aber  über  Wohltätigkeitsübung 
unter  Kindern.  Der  letztjährige  Ertrag  der  Sparbüchsen  mit  der 
Aufschrift  »Das  glückliche  Kind  dem  bedürftigen«,  die  in  den 
Kinderstuben  aufgehängt  sind,  war  ein  befriedigender.  Die  Summe 
reichte  aus,  einem  der  ärmsten  Kinder,  welches  über  Mittag  keine 
Gelegenheit    hat,    ein  warmes  Mittagbrot  zu  erhalten,  ein  Jahres- 
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abonnement  für  die  Volksküche  zu  gewähren. 

19.  Elsass-Lothringen  (74).  St.  Ludwig:  Der  Vikar 
hielt  22  Kindern  eine  Sparkasse,  die  Schulschwestern  folgten :  nun 
sparten  68  Mädchen,  42  Knaben  i  178  M.  Odern  hatte  nach 
einem  Jahr  250  M.  gesammelt.  Die  Kasse  ist  vom  Vogel-  und 
Tierschutzverein  der  Knaben  begründet.  Von  den  Schulknaben 
sind  145  Vogelnistkästchen  angefertigt  und  aufgehängt  worden. 
Thann  hatte  von  30  Sparern  etwa  3000  M.  Einlagen  in  einem 
Jahr.  In  Thann  ist  das  Colmarer  System  (Stempel)  eingeführt. 
In  etlichen  Gemeinden  des  Kreises  ist  das  Riedeische  im  Gebrauch. 

Wenngleich  nach  diesen  Statistiken  im  Deutschen  Reiche  im 
allgemeinen  ein  erfreulicher  Aufschwung  im  Schulsparkassenwesen 
bemerkbar  ist  ^),  und  dieses  auch  in  einzelnen  Gebietsteilen, 
namentlich  im  Königreich  Sachsen  und  in  den  Herzogtümern 
Sachsen-Meiningen  und  Braunschweig  schon  lange  Zeit  blüht,  so 
kann  man  doch,  wie  in  einem  Artikel  des  »Sparpfennig«  mit 
Recht  ausgeführt  wird,  aus  einer  Reihe  von  Anzeichen  wohl 
schliessen,  dass  Preussen  nicht  nur,  sondern  Deutschland  in  der 
Gesamtheit  in  dieser  Art  der  Spareinrichtung  noch  weit  hinter 
dem  Auslande,  ganz  besonders  hinter  Belgien  und  namentlich 
Frankreich  zurücksteht. 

Der  Verfasser  dieses  Artikels  ^)  findet  die  Ursachen  der  her- 
vorragend grossen  französischen  Erfolge  in  der  Anwendung  des 
Prä  mie  nsparsy  s  t  e  m  s.  Es  ist  bekannt,  dass  in  Frankreich 
das  Prämierungswesen  in  den  .Schulen  in  einem  von  deutschen 
Pädagogen  nicht  gebilligtem  Uebermass  entwickelt  ist;  selbst 
Dekorationen,  Ordenssterne  usw.  werden  neben  Bilderchen  für 
gute  Leistungen  gewährt.  Auch  wird  der  Sparsinn  durch  Stif- 
tungen, Spenden  von  Gemeinden  und  privaten  Wohltätern  in  der 
Weise  gefördert,  dass  für  die  besten  Leistungen  Prämien  in  Form 
von  Marken  der  Schulsparkassen  gewährt  werden.  Bei  den  Schul- 
ferien werden  die  Prämierungslisten  verlesen. 

Der  genannte  Verfasser  findet,  dass  dem  französischen  System 
mit  seinen  Uebertreibungen  ein  richtiger  Gedanke  zugrunde  liegt, 
und  empfiehlt  die  Belohnung  hervorragender  Leistungen  auf  dem 
Gebiete  des  Schulsparwesens  nicht  allein  für  die  sparenden  Kinder, 
sondern  auch  für  den  Lehrer,  dessen  Tätigkeit  für  die  Schulspar- 
kasse   einen  über  das  Durchschnittsmass  hinausgehenden  Idealis- 

1)  »Der  Sparpfennig«,   1907,   Dezember  S.  4. 

2)  Dr.  M.  Kandt,  Vorstand  des  Volkssparverbandes   für  Deutschland. 


Schul-,  Jugend-  und  Fabriksparkassen.  685 

mus  und  eine  übermässige  Hingabe  zu  einer  in  ihrer  äussern  Form 
recht  nüchtern  erscheinenden  Sache  verlange. 

Diese   Ausführungen  erscheinen  sehr  beherzigenswert. 

Vom  Auslande  ^)  sind  hervorzuheben : 

England.  Hier  entstanden  die  ersten  Schulsparkassen  in  den 
1850  er  Jahren,  1899  waren  über  loooo  vorhanden,  die  Entwicklung 
ist  in  den  einzelnen  Gegenden  eine  verschiedenartige.  Besonders 
glänzend  ist  sie  in  Manchester,  einem  der  wesentlichsten  Industrie- 
zentren. Ks  bestanden  dort  1898  132  einzelne  Schulsparkassen, 
welche  damals  20729  Konten  aufwiesen.  Hervorzuheben  ist, 
dass  man  in  England  unlängst  den  Versuch  gemacht  hat ,  die 
Schulsparkasse  in  unmittelbare  Verbindung  mit  einem  Bankin- 
stitut zu  bringen. 

In  Italien  war  die  Zahl  der  sammelnden  Lehrer  1897: 
6009,  die  Zahl  der  sparenden  Kinder  66473,  der  Betrag  der  Ein- 
lagen 295  yy6  Lire.  Jedoch  ist  dort  ein  Rückgang  eingetreten,  da 
die  Einlagen  1885:  376345,  1888:  496564,  1890:  382674,  1893: 
395  443  betrugen.  Die  Ursachen  hiefür  sind  zum  Teil  in  der 
mangelhaften  Verfassung  des  Schulwesens,  sowie  in  den  ärmlichen 
ländlichen  Verhältnissen  zu  suchen. 

In  Frankreich  wurden  gezählt: 


Kassen 

Sparer 

Einlagen  (Frs.) 

1877 
188 1 

1886 

8033 
14372 
24  980 

176  000 
302  841 
491  160 

2984352 

6  403  773 
II  934268 

Ungarn 

hatte 

Schulen 

Lehrer 

Schüler 

Einlagen   (Gulden) 

1876 
1880 
1886 

15 
141 

581 

32 
222 
926 

2  621 

7  333 
28  256 

13  337 

54  747 
113  264 

In  No  r  d  am  e  r  i  k  a  (U.  St).  1902  befinden  sich  in  118  Städ- 
ten (24  Staaten)  bei  1479  Schulen  3669  Schulklassen-Sparkassen. 
Von  370457  Schülern  haben  im  Jahre  1901  155578  (=  45  Proz.) 
gespart:  1309 611  Doli.  Seitdem  werden  weitere  grosse  Fortschritte 
gemeldet,  nur  hält  es  dort  sehr  schwer,  die  betreffenden  Nach- 
richten zu  erlangen.  Pittsburg  tritt  am  meisten  hervor  mit  55 
Schulen,  900  Kassen  =  ebensoviel  (900)  Klassen,  24000  Sparern ; 
212720  Doli.  Kansas :  58  Schulen,  650  Kassen,  73667  Doli.  Grand 
Rapids:  34  Schulen,  325  Kassen,  2896584  Doli.     Daneben  noch 


i)  Teilweise  war  neueste  Literatur  nicht  erhältlich. 
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Long  Island  in  2i  Schulen  250  Kassen,  38i4Sparer  und  197 909 Doli. 
Der  letzte  amerikanische  Bericht  zählt  auf;    an  22  Staaten  in  113 
Städten  1098  Schulen  mit  809617  Dollars  für  177972  Sparschüler. 
In  Belgien  betrug  die 

Zahl  der  neu  ausgegebenen 
Einlegebücher 


1896 

4346 

1897 

4591 

1898 

4989 

Zahl  der 
Einlagen 

Betrag  der 
Einlagen  (Pres.) 

HO  9S9 

"5  945 
124  844 

352941 
373382 
401  007 

In  Holland  hat  Arnheim  (60000  Einwohner)  in  10  Schulen 
Sparkassen.  1019  Kinder  legten  7278  fl.  ein.  Man  will  jetzt 
für  Förderung  der  Einrichtung  im  ganzen  Lande  wirken. 

In  der  Schweiz  sind  1851  die  ersten  Schulsparkassen  ein- 
gerichtet worden.  1882  bestanden  deren  49.  Bern  hat  Schul- 
sparkassen mit   12  214  Fr.  Einlagen. 

In  Luxemburg  betrug 

1897  1898 

die   Gesamtzahl  der  Einlagen  29  966  Pres.  32  233  Pres, 

der  Totalbetrag  derselben  224  559    »  242  358      » 

Australien^).  Auf  einer  neuerlichen  Versammlung  der 
australischen  Sparkassenmänner  wurde  auch  die  Reform  der  J  u- 
gend-  und  Pfennigsparkassen  besprochen.  Bis  heute 
befanden  sich  diese  nur  in  Neusüdwales  in  zufriedenstellender 
Verfassung,  wo  sie  auch  die  grösste  Verbreitung  hatten.  Hier 
beschäftigte  sich  das  Unterrichtsministerium  mit  der  Zusicherung 
der  in  den  Schulen  gesammelten  Beiträge  an  die  Sparbanken. 
Blieb  hier  die  Einlage  zu  lange  zinslos  unter  Weg,  so  war  in  den 
anderen  Städten,  wo  vorwiegend  gemeinnützige  oder  religiöse  In- 
stitutionen sich  mit  der  Sammlung  von  Jugendersparnissen  ab- 
gaben, keine  Garantie  für  ihre  Sicherheit  gegeben.  In  Zukunft 
wird  nun  ein  direkter  Abrechnungsverkehr  zwischen  Schullehrer 
und  Sparkasse  die  Sparbeträge  schleuniger  und  sicherer  Anlage 
entgegenführen.  Vom  Sparkasseninspektor  Cooch  (Viktoria),  einer 
Autorität  in  theoretischer  und  praktischer  Sparkassenpolitik,  wurde 
das  amerikanische  »Spokare «-System  als  einfachstes  und  zweck- 
mässigstes  empfohlen  und  von  den  Rendanten  auch  angenommen. 

Die  Grundregeln  dieses  Systems  sind: 

I.  Der  Schüler  kann  nur  in  ein  für  seine  Schule  ausgegebenes 
Buch  einlegen.     Uebertritt  in    eine  andere    Schule  hat    die    Eröfif- 


l)  Schachner,    Das    australische    Sparkassenwesen.      Conrads   Jahrb.    III.  Folge, 
34.   Bd,  I.    Heft.     Jena,    Gustav  Pischer  1907   (S.   77). 
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nung  eines  anderen  Kontos  zur  Folge,    in  das  der  bisherige  Be- 
trag übertragen  wird. 

2.  Die  Einlagen  müssen  an  irgend  einem  bestimmten  Wochen- 
tage, jedoch  nicht  Freitag  oder  Sonnabend,  angenommen  werden 
und  spätestens  Tags  darauf  vom  Hauptschullehrer  der  Sparkasse 
zugeführt  werden  ; 

3.  Summen  von  i  Penny  bis  5  Schillinge  müssen  entgegen- 
genommen werden.  —  Der  Einleger  in  die  Schulsparkasse  kann 
auch  ein  eigenes,    gesondertes  Konto    bei  der  Sparkasse    haben. 

4.  Summen  von  i  Schilling  an  können  zurückgezogen  werden, 
jedoch  nur  vom  Einleger  und  zwar  nur  bei  der  Sparkasse  oder 
ihrer  Postagentur. 

5.  Wenn  ein  Sparbuch  voll  ist,  oder  zur  Gutschreibung  von 
Zinsen  muss  das  Buch  der  Sparkasse  oder  der  Postagentur  vorge- 
legt werden,  Verluste  von  Büchern  müssen  sofort  zur  Anzeige  ge- 
bracht werden. 

Neu  Süd  Wales  besass  Ende  1904  (1900)  669  (643)  Schul- 
sparkassen ;  das  Einlagenguthaben  bezifferte  sich  auf  9276  £ 
(9524  £).  Seit  der  Einführung  dieser  Schulsparkasseneinrichtung 
im  Jahre  1887  waren  239353  £  eingelegt,  230077  £  zurückge- 
zogen worden,  hiervon  wurde  ein  Betrag  von  60190  £  von  den 
Kindern  auf  ein  Konto  bei  der  staatlichen  Sparkasse  übertragen. 

Russland  hat  die  Schulsparkassen  jetzt  obhgatorisch  ein- 
geführt. Aus  St.  Petersburg  wird  unterm  i.  November  1901  be- 
richtet, dass  nach  einem  vom  Finanzminister  am  8./21.  August 
d.  J.  bestätigten  Regulativ  mit  Beginn  des  nächsten  Jahres  an 
allen  niederen  und  mittleren  Schulen  des  Ressorts  des  Ministe- 
riums der  Volksaufklärung,  an  den  geistlichen  Seminaren,  den 
Exarchialschulen  für  Knaben  und  Mädchen  und  den  Kirchen- 
schulen Sparkassen  eröffnet  werden  sollen ,  um  die  leider  in 
Russland  noch  nicht  sehr  entwickelte  Tugend  der  Sparsamkeit 
bereits  in  möghchst  jugendlichem  Alter  zu  pflegen.  Die  Schulspar- 
kassen sind  der  nächstgelegenen  staatlichen  Sparkasse  unterstellt 
und  werden  von  der  Schulobrigkeit  verwaltet.  Die  Einlagen  sollen 
im  allgemeinen  durch  die  seit  ungefähr  zwei  Jahren  eingeführten 
Sparmarken  bewirkt  werden,  die  in  Abschnitten  von  1,5  und  10 
Kopeken  hergestellt  sind.  Hat  ein  Schüler  auf  diese  Weise  eine 
Summe  von  einem  Rubel  zusammengebracht,  so  erhält  er  von 
der  nächstgelegenen  Sparkasse  ein  Sparkassenbuch,  auf  das  er 
dann  auch  Einzahlungen  in  Bargeld  leisten  kann.    Die  Sparmarken 
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werden  den  Schulobrigkeiten  vorschussweise  in  Beträgen  von  loo 
bis  25  Rubehi  zur  Verfügung  gestellt,  während  die  von  den 
Schülern  eingehenden  Gelder  möglichst  ohne  weiteres  an  die 
Stadtsparkasse  abzuführen  sind,  so  dass  sich  in  den  Schulkassen 
jeweils  nur  ganz  geringe  Geldbeträge  befinden  werden.  Es  soll 
jedoch  darauf  geachtet  werden,  dass  sie  imstande  sind,  Abholungen 
der  Schüler  bis  zum  Betrage  von  einem  Rubel  möglichst  sofort 
aus  ihrem  Barbestand  zu  befriedigen. 

In  einer  Rigaer  Zeitung  (»Dünen-Zeitung«  No.  269  vom 
10.  Dezember  1901)  wird  diese  Einrichtung  möglichst  lächerlich 
gemacht  und  namentlich  behauptet,  dass  ihr  obligatorischer  Cha- 
rakter nur  auf  dem  Papier  stände,  was  vielleicht  auch  zuzugeben 
ist;  das  hindert  aber  nicht,  der  Schulsparkasse  auch  für  Russ- 
land eine  segensreiche  Bedeutung  und  Aufgabe  zuzusprechen. 
Bemerkenswert  ist  jedenfalls,  dass  die  Verwaltung  von  Postspar- 
kassen in  Finnland  in  einer  Eingabe  an  den  finnländischen  Senat 
beantragt  hat,  auch  im  Grossherzogtum  Finnland  derartige  Spar- 
kassen zu  errichten. 

In  Japan  will  man  ein  System  für  Schulsparkassen  gefun- 
den haben,  welches  die  anderen  europäischen  Kulturstaaten  über- 
trelifen  soll. 

In  Oesterreich  trat  Professor  Dr.  RaiicJiberg-Yx2.^  bei 
dem  deutsch-österreichischen  Sparkassentag  in  Reichenberg  für 
Errichtung  von  Schulsparkassen  ein.  B  r  ü  n  n  hat  vor  einigen 
Jahren  eine  »Sparwirtschaft«  an  der  Knaben- Volksschule  einge- 
führt, die  sich  in  blühendem  Stande  befindet;  ihr  wurden  von 
der  ersten  mährischen  Sparkasse  3000  Kr.  Beihilfe  gewährt.  In 
weiterem  Umfange  ist  dort  am  28.  November  1907  die  Gründung 
eines  Vereins  »Deutsche  Schulsparwirtschaft«  be- 
schlossen worden.  Das  Problem,  das  die  neue  Vereinigung  be- 
schäftigen wird,  ist  nicht  nur  ein  materielles,  sondern  auch 
ein  ethisches  und  soll  bei  Beteiligung  der  Brünner  Bevölkerung 
durch  die  Schule  gelöst  werden.  Nach  dem  französischen  Vor- 
bilde sollen  an  den  Brünner  Schulen  Einrichtungen  geschaffen 
werden,  welche  die  Kinder  an  Sparsamkeit  gewöhnen,  ihnen 
bei  langwährender  Krankheit  und  in  Unglücksfällen  gegenseitige 
Hilfe  gewähren  und  den  A  n  s  c  h  1  u  s  s  an  die  Alters-Ren- 
tensparkasse  der  ersten  mährischen  Sparkasse  bezwecken. 
Aus  dem  Berichte  der  Sparleiter  ist  zu  entnehmen,  dass  der  Spar- 
betrieb   gegenwärtig    40    Kassen    umfasst.     Durchschnitthch    ent- 
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fallen  auf  eine  Klasse  225  Kronen  Ersparnisse.  Die  Einlagen  er- 
reichten bis  jetzt  die  Höhe  von  rund  14000  Kronen,  wovon  etwa 
5100  Kronen  in  Fällen  grosser  Not  und  an  die  von  der  Anstalt 
scheidenden  Schüler  ausbezahlt  wurden.  Dem  Verein  »Deutscher 
Schulsparwirtschaft <-  gehören  schon  jetzt  nahezu  300  Personen  als 
Mitglieder  an. 

Schweiz.  Baselland.  Am  i.  Januar  1906  betrugen  die 
Guthaben  der  26  Schulsparkassen  bei  der  basellandschaftlichen 
Hypothekenbank  34158  frs.  Bis  Ende  des  Jahres  stiegen  sie  auf 
34727  frs.  Es  ergibt  sich  also  für  1906  ein  kleiner  Zuwachs  der 
Guthaben,  der  den  Zinsen  zu  verdanken  ist.  Den  Gesamteinlagen 
von  7654  frs.  45  stehen  Rückzahlungen  im  Betrage  von  8035  frs. 
gegenüber.  Die  Zahl  der  Einleger  ist  von  1873  zu  Beginn  des 
Berichtsjahres  auf  1776  zu  dessen  Ende  zurückgegangen.  Schul- 
sparkassen bestehen  zur  Zeit  in  26  Gemeinden,  wovon  11  dem 
Bezirk  Waidenburg,  8  dem  Bezirk  Ariesheim,  6  Sissach  angehö- 
ren, während  im  Bezirk  Liestal  bloss  eine  Schulsparkasse,  und 
zwar  im  Hauptorte  selbst  besteht.  An  erster  Stelle  unter  sämt- 
lichen Gemeinden  steht  Liestal  mit  269  Einlegern  und  einem  To- 
tal der  Einlagen  von  4383  frs.  54.  Läufelfingen  weist  hingegen 
mit  132  Einlegern  ein  Guthaben  von  3696  frs.  25  auf  Bedeutende 
Beträge  erzeigen  die  Schulsparkassen  von  Sissach  (2907  frs.  67), 
Rappoldswil  (2325  frs.  82)  und  Gelterkinden  (2042  frs.   50). 

2.  Sparkassen  für  besondere  Zwecke  (Volks-,  Steuer-,  Miet- 
zinssparkassen,   Sparvereine    u.  s.  w.)    und    Fabrik(Betriebs)- 

sparkassen. 

Neben  den  Schul-  und  Jugendsparkassen  gehören  dann  weiter 
zu  den  privaten  Spareinrichtungen  die  sogenannten  Volksspar- 
kassen, Steuer-  und  Mietzinssparkassen,  Sparvereine  usw.,  welche 
Jungen  und  Alten  Gelegenheit  zur  verzinslichen  Anlegung  kleiner  Er- 
sparnisse geben;  sie  dienen  weniger  dem  Zwecke  des  eigentlichen 
Sparers,  als  dass  sie  Veranlassung  geben,  von  den  regelmässigen  Ein- 
nahmen die  nötigen  Rücklagen  für  periodisch  grössere  Ausgaben  zu 
machen.  In  Dresden  besteht  beispielsweise  schon  seit  dem  Jahre  1847 
ein  Sparverein,  der  gegenwärtig  44  Annahmestellen  zurAnsammlung 
kleiner  Sparbeträge  unterhält.  Das  gesparte  Geld  wird  zum 
Schlüsse  jedes  Rechnungsjahres  unter  Zuschlag  von  Sparprämien 
den  Sparern  zurückgezahlt.  Früher  erfolgten  die  Rückzahlungen 
regelmässig    vom  15.   September    an,    damit    die    Ersparnisse    zur 
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Anschaffung  von  Winterfeuerung  verwendet  werden  konnten. 
Seit  einer  Reihe  von  Jahren  aber  ist  der  Beginn  der  Rückzahlungen 
auf  den  25.  November  verlegt  worden,  damit  —  den  Wünschen 
vieler  Beteiligten  entsprechend  —  die  Ersparnisse  für  Weihnachts- 
bedürfnisse zur  Verfügung  stehen.  Die  Sparbeträge  des  Dresdener 
Sparvereins  bezifferten  sich  im  Jahre  1898,  dem  fünfzigsten  Ge- 
schäftsjahre des  Vereins,  auf  62  095  M.  und  im  Jahre  1899  ^"^ 
63791  M. 

Hier  ist  auch  die  im  Jahre  1880  von  dem  »Verein  gegen 
Armennot«  und  Bettelei  in  Dresden  errichtete  M  i  e  t  z  i  n  s  s  p  a  r- 
k  a  s  s  e  zu  erwähnen,  an  welcher  sich  unbescholtene  in  Dresden 
unterstützungswohnsitzberechtigte,  unbemittelte  Personen  beteiligen 
können,  welche  öffentliche  Almosen  nicht  erhalten  und  nicht  mehr 
als  240  M.  jährlichen  Mietzins  zu  zahlen  haben.  Eine  Prämie 
von  6  Proz.  des  zu  zahlenden  Mietzinses  gewährt  der  Verein  den 
vorgenannten  Personen  am  Ende  eines  jeden  Vierteljahrs  dann, 
wenn  sie  allwöchentlich  regelmässig  ihre  Mietzinseinlagen  bei  dem 
Verein  oder  einem  von  dem  Verein  autorisierten  Helfer  machten. 
Auf  diese  Weise  sparten  im  Jahre  1882  nahezu  500  bedürftige 
Personen  zusammen  etwa   50000  M.  '). 

Im  allgemeinen  haben  aber  diese  Kassen  als  selbständige 
Gebilde  verhältnismässig  nur  eine  massige  Verbreitung  gefunden, 
was  im  sozialpolitischen  Interesse  freilich  sehr  zu  bedauern  ist. 
Diese  geringe  Entwicklung  erklärt  sich  dadurch ,  dass  eine  Ver- 
zinsung der  einzelnen  sehr  geringfügigen  Sparbe- 
träge seitens  der  Kasse  nach  Abzug  aller  Kosten  kaum  durch- 
führbar ist.  Diese  Verzinsung  wird  erst  dann  ermöglicht,  wenn 
der  Kasse  Zuwendungen  gemacht  werden  oder  wenn  nicht  alle 
Sparer  Zinsen  erhalten. 

Die  Mitwirkung  der  Wohltätigkeit  ist  also  fast  immer  nötig, 
wenn  solche  Spezialkasse»,  unter  denen  namentlich  die  Mietzins- 
sparkassen als  besonders  segensreich  in  Betracht  kommen,  an  an- 
dere Organisationen  angeschlossen  sind,  wie  dies  beispielsweise 
bei  der  grossen  gemeinnützigen  Sparkasse  in  Bremen  (einer 
Vereinssparkasse)  der  Fall  ist. 

Der  mehrfach  erwähnte  »Volkssparverband  für  Deutschland« 
geht  aus  diesem  Grunde  mit  dem  Plane  um,  Mietzinssparkassen 
in  grosser  Anzahl  als  Vereine  und  im  Anschluss    an    bestehende 

:)  Röscher,  Post-  und  Lokalsparkassen  in  Deutschland,  Dresden,  von  Zahn  und 
Jaensch,  1885,  S.  45. 
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Vereine,  namentlich  an  Spar-  und  Bauvereine,  ins  Leben  zu  rufen, 
bei  denen  die  Wohltätigkeit  vollständig  ausgeschlos- 
sen sein  soll.  Mit  der  Mietzinssparkasse  des  Volks-Sparver- 
bandes  soll  dann  eine  Mietzinsprämienkasse  und  eine  Darlehens- 
und Unterstützungskasse  für  Sparer  bez.  Mieter  verbunden 
werden. 

Unter  den  privaten  Spareinrichtungen  beanspruchen  aber 
eine  ganz  besondere  Bedeutung  die  Fabriksparkassen, 
besser  Betriebssparkassen  genannt,  da  diese  Kassen  auch 
bei  Handelsunternehmungen  vorkommen. 

Diesen  Kassen  hat  man  in  neuerer  Zeit  auch  in  der  Litera- 
tur eine  grössere  Beachtung  geschenkt.  Man  hat  die  grosse  so- 
zialpolitische Bedeutung  der  Kassen  immer  mehr  erkannt  und  ein- 
gesehen, dass  sie  unter  den  von  gemeinnützig  gesinnten  Arbeit- 
gebern geschaffenen  Wohlfahrtseinrichtungen  eine  besonders  wich- 
tige Stellung  einnehmen,  indem  sie  dazu  berufen  sind,  die  natur- 
gemäss  nicht  für  alle  Fälle  zureichende  Arbeiterfürsorge,  welche 
der  Gesetzgeber  durch  die  Versicherung  gegen  die  Folgen  von 
Krankheit,  Unfall,  Invalidität  und  Alter  geschaffen  hat,  w'ertvoll  zu 
ergänzen. 

Wenn  man  von  dieser  Voraussetzung  der  Beteiligung  der 
Arbeitgeber  an  den  Sparkassen  ausgeht,  so  kommen  aber  für 
die  Betrachtung  nicht  die  »Sparvereine  der  Arbeiter«  in  Betracht, 
welche  lediglich  Anstalten  der  sparenden  Arbeiter  selbst  sind, 
ohne  Beteiligung   der  Arbeitgeber. 

Kürzlich  hat  der  »Volkssparverband  für  Deutschland«  in  einer 
Flugschrift  seines  Generalsekretärs  für  Westdeutschland  Linse  die 
volkswirtschaftliche  und  soziale  Bedeutung  der  Fabriksparkassen 
in  verdienstvoller  Weise  behandelt.  Mit  Recht  wird  in  dieser 
Broschüre  hervorgehoben,  dass  die  grossen  Erfolge  der  Fabrik- 
sparkassen darauf  zurückzuführen  sind,  dass  bei  ihnen  »das  Prin- 
zip der  Prämiengewährung  eine  so  weitgehende  Ausbildung 
erfahren  hat,  wie  bei  keinem  andern  System,  Die  Folge  ist,  dass 
kaum  ein  anderes  Sparinstitut  verhältnismässig  gleiche  Erfolge 
verzeichnen  kann.<' 

Ehe  ich  auf  die  Organisation  der  in  Deutschland  meist  üblichen 
Formen  der  Fabriksparkassen  näher  eingehe,  möchte  ich  noch 
einer  Einrichtung  Erwähnung  tun,  welche  vor  einiger  Zeit  m  den 
»Itzehoer  Nachrichten <:  (Jahrgang  1907  No.  130)  besonders  zur  Ein- 
führung empfohlen  wurde.  Es  ist  dies  das  System  der  sog.  »gelben 
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Sparkassen ,  welches  seinen  Ursprung  in  der  Schweiz,  besondere 
Aufnahme  aber  in  Frankreich  gefunden  hat;  auch  in  Deutschland 
sollen  bereits  hie  und  da  solche  gelben  Kassen  bestehen  ^).  Nicht 
allein  für  den  Arbeiter,  sondern  auch  für  den  Arbeitgeber  bringen 
sie  unverkennbare  Vorteile,  indem  sie  den  Arbeiter  beim  Betrieb 
halten,  also  das  Fluktuieren  der  Arbeiterschaft  verhindern ,  und 
auch  Streiks  dort,  wo  sie  begründet  sind,  zu  den  Seltenheiten 
gehören.  Diesen  Vorteilen  bringt  der  Arbeitgeber  das  Opfer, 
dass  er  dem  Arbeiter  ^/2  Proz.  des  Arbeitslohnes  auf  das  Spar- 
konto gut  schreiben  lässt.  Der  Arbeiter  ist  dagegen  ver- 
pflichtet, mindestens  i  Proz.  seines  Lohnes  seiner  Sparkasse 
zufliessen  zu  lassen.  Dies  ist  der  Mindestsatz,  indessen  ist  es  er- 
wünscht und  auch  in  den  meisten  Fällen  möglich,  dass  der  Ar- 
beiter ein  Mehr  in  die  Sparkasse  zurücklegt. 

Ferner  ist  es  erwünscht,  dass  der  Arbeiter  seine  Ersparnisse 
möglichst  lange  Zeit  in  der  Sparkasse  Zins  auf  Zins  lässt.  Indessen  ist 
er  berechtigt,  sie  am  Jahresschluss  oder  im  Notfalle  wenigstens  teil- 
weise zu  erheben.  Bei  Kontraktbruch  verfällt  die  Einlage  oder 
ein  Teil  derselben  bei  der  Sparkasse.  Im  übrigen  erhält  der  Ar- 
beiter seine  Einträge,  wenn  er  die  Arbeit  verlässt,  unverkürzt 
ausbezahlt.  Der  Fabriksparkasse  treten  die  Beamten  der  Fabrik 
bei.  Arbeiter  und  Beamte  wählen  die  Kassenverwaltung  und  bil- 
den die  Generalversammlung.  Der  Arbeitgeber  hat  grundsätzlich 
mit  der  Verwaltung  der  Fabriksparkasse  nichts  zu  schaffen.  Die 
Gelder  der  Fabriksparkasse  werden  zu  zwei  Drittel  in  mündel- 
sicheren Papieren  angelegt,  zu  einem  Drittel  »in  guten,  sicheren 
Industriepapieren.«  Hierdurch  wird  die  Arbeiterschaft  an  dem 
Gewinn  der  Industrie  beteiligt.  Das  ist  der  springende  Punkt 
der  Einrichtung ;  man  will  das  Interesse  des  Arbeitgebers  und 
des  Arbeitnehmers  eng  mit  einander  verknüpfen. 

Um  aber  gegenüber  Rückschlägen  gesichert  zu  sein,  welche 
in  Gestalt  von  Zins-  und  Kursverlusten  eintreten  könnten ,  ist 
es  notwendig,  dass  sich  die  Fabriksparkassen  eines  grösseren 
Bezirkes  behufs  Rückversicherung  zu  einer  Zentrale  miteinander 
verbinden.  Der  Zentrale  wird  ein  bestimmter  Prozentsatz  der 
in  den  einzelnen  Fabriksparkassen  niedergelegten  Spargelder  zu- 
geführt. Diese  Gelder  legt  die  Zentrale  ihrerseits  nur  in  mündel- 
sicheren Papieren  an.     Sie   deckt    etwaige  Verluste  der   einzelnen 

l)  Einzelne  Fälle  solcher  gelben  Fabriksparkassen  in  Deutschland  sind  mir  nicht 
bekannt  geworden. 
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Sparkassen.  F'alls  keine  Verluste  eintreten,  fliessen  ihre  Einnahmen 
den  einzelnen  Fabriksparkassen  in  demselben  Verhältnis,  wie  sie 
abgeführt  wurden,  wieder  zu. 

Die  gelben  Kassen  beruhen  hiernach  auf  kapitalistischer 
Grundlage;  die  Benennung  rührt  von  der  Unterscheidung  von 
den  der  Sozialdemokratie  zugehörenden  roten  Vereins-  oder  Gewerk- 
schaftskassen her.  Sie  verfolgen  gleichzeitig  den  Zweck,  den 
Handarbeiter  von  der  jedem  Sparen  abholden  Sozialdemokratie 
zu  trennen,  ihm  Sparmöglichkeit,  sowie  vorteilhafte  Spargelegenheit 
zu  bieten  und  ihm  bei  Arbeitsleistung  einen  gewissen  Sparzwang 
aufzuerlegen ;  sie  fördern  Sparen  unter  Zwang  des  Beitritts  zur 
Sparkasse  beim  Eingehen  des  Arbeitsvertrages. 

Die  Sparkassen  dieser  Art  sind  von  dem  Arbeitgeber  völlig 
getrennt.  Es  tut  sich  z.  B.  eine  Gewerkschaft  oder  ein  Verein 
zusammen  und  bildet  durch  Wahl  eine  Verwaltung  einer  Sparkasse. 
Sämtliche  Einlagen  werden  einer  sicheren  Bank  gegen  Zinsen 
geliehen,  so  lange  sie  nicht  in  guten  Industriepapieren  Anlage 
finden.  Letztere  werden  in  Perioden  des  Tiefstandes  der  Kurse 
angekauft.  Es  ist  einleuchtend,  dass  diese  Art  der  Anlage  von 
Spargeldern  eine  bessere  Verzinsung  trägt,  wie  die  in  unseren 
Sparkassen  bisher  übliche.  Freilich  sind  beim  Ankauf  nur  sichere 
Unternehmungen,  welche  keinen  grossen  Kursschwankungen  unter- 
worfen sind  und  über  grosse  Reserven  verfügen,  zu  berücksichtigen. 

Zur  Sicherstellung  der  Kapitalien  solcher  Sparkassen  stehen 
die  grossen  Banken  zur  Verfügung.  Der  Vorstand  aber  muss 
solche  Männer  in  sich  schliessen,  welche  die  genügende  Geschäfts- 
kenntnis besitzen.  Spekulationen  durch  Verkauf  sicherer  Anlagen 
sind  durch  Statut  zu  verbieten  bez.  einzuschränken.  Es  kommt 
auf  eine  sichere,  verhältnismässig  hohe  Verzinsung,  nicht  auf 
Gewinn  durch  Kurssteigerungen  an.  Tritt  solcher  ein,  so  wird 
der  Vorteil  in  der  durch  sie  hervorgehobenen  höheren  Dividende 
erzielt. 

Die  Wirksamkeit  dieser  Kassen  ist  natürlich  zugunsten  des 
einzelnen  Sparers  umso  grösser,  je  jünger  dieser  in  das  Sparsystem 
eintritt.  Dem  Einwand,  dass  mit  der  höheren  Verzinsung  der 
Spareinlagen  durch  die  Fabriksparkassen  infolge  Ankaufs  von 
Industriepapieren  das  Verlustrisiko  sich  für  den  Arbeiter  erhöhe, 
wenn  dieses  auch  durch  die  Rückversicherung  einigermassen  ein- 
geschränkt werde,  wird  von  den  Anhängern  des  Systems  mit 
der   Bemerkung  begegnet,  dass  die  Erkenntnis,    dass  das  Kapital 
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auch  Verlusten  ausgesetzt  sein  könne,  der  Arbeiterschaft  nütze, 
der  man  bisher  von  sozialdemokratischer  Seite  immer  eingeredet 
habe,  das  Kapital  liege  nur  auf  Rosen  gebettet. 

Dies  System  der  gelben  Fabriksparkassen  bezweckt  also  in 
gewissem  Sinne  die  Emanzipation  des  Arbeiterstandes,  indem  es 
eine  Beteiligung  des  Arbeiters  an  dem  kapitalistischen  Wirtschafts- 
leben herbeiführt  und  ihn  so  selbst  zum  Kleinkapitalisten  machen 
will. 

In  D  e  u  t  s  c  h  1  a  n  d  ist  die  Organisation  der  Fabriksparkassen 
keine  einheitliche.  Im  allgemeinen  ist  die  Sparkasse  für  den 
Arbeiter  hier  eine  freiwillige,  aber  auch  Zwangs kassen 
kommen  öfter  vor.  Der  Beitritt  zu  ihnen  ist  denn  auf  Grund 
des  Arbeitsvertrages  oder  besonderer  Bestimmungen  der  Arbeits- 
ordnungen ein  obligatorischer.  Hin  und  wieder  finden  sich  bei 
demselben  Fabrikunternehmen  auch  beide  Arten  von  Einrichtungen 
vereinigt  vor. 

Von  diesen  drei  Arten  der  Kassen  mögen  hier  einige  Beispiele 
nähere  Erörterung  finden. 

a)  Zu  der  Kategorie  der  auf  Freiwilligkeit  be- 
ruhenden Sparkassen  gehört  die  im  Oktober  1894  seitens 
der  Farbwerke  vorm.  Meister  Lucius  u.  B  r  ü  n  i  n  g 
in  Höchst  am  Main  für  die  Beamten,  Aufseher 
und  Arbeiter  des  Unternehmens  gegründete 
Sparkasse,  welcher  am  31.  Dezember  1906  1801  Mitglieder 
mit  einer  Gesamteinlage   von  880330,14  M.   angehörten. 

Die  Verwaltung  der  Sparkasse  erfolgt  durch  den  seitens  der 
»Farbw^erke«  hiezu  bestellten  Beamten  unter  deren  Verwaltung 
und  auf  deren  Kosten.  Als  Sicherheit  für  die  eingezahlten  Spar- 
gelder haben  die  »Farbwerke«  mündelsichere  Wertpapiere  in 
gleichem  Betrage  bei  der  Reichsbank  hinterlegt. 

Ein  Vertrauensausschuss,  bestehend  aus  den  drei  von  den 
Aufsehern  und  Arbeitern  .gewählten  Mitgliedern  des  Vorstandes 
der  Kaiser  Wilhelm-  und  Augusta- Stiftung,  hat  das  Recht,  in  die 
Verwaltung  der  Sparkasse  jederzeit  Einsicht  zu  nehmen. 

Die  Einlagen  in  die  Sparkasse  haben  wenigstens  50  Pfennig 
zu  betragen.  Der  Zinsfuss,  zu  welchem  die  Einlagen  verzinst 
werden,  wird  jeweilig  durch  den  Vorstand  der  »Farbwerke«  fest- 
gesetzt. Bis  auf  weiteres  erfolgt  die  Verzinsung  der  Einlagen 
bis  zum  Betrage  von  lOOoM.  mit  5  Proz.  das  Jahr,  für  den  looo  M. 
übersteigenden    Betrag  mit   3  Proz.     Die    Verzinsung    beginnt  am 
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i6.  des  laufenden  oder  am  i.  des  nächsten  Monats,  je  nachdem 
die  Einzahlung  in  der  ersten  oder  zweiten  Hälfte  des  laufenden 
Monats  erfolgt  ist.  Im  Falle  der  Rückzahlung  der  Einlagen  werden 
Zinsen  nur  bis  zum  letzten  des  vorausgegangenen  oder  bis  15. 
des  laufenden  Monats  berechnet,  je  nachdem  die  Rückzahlung 
in  der  ersten  oder  zweiten    Hälfte  des   laufenden   Monats  erfolgt. 

Rückzahlungen  an  den  Einleger  bez.  dessen  Erben 
erfolgen  auf  Verlangen  in  den  festgesetzten  Geschäflsstunden 
jederzeit.  Sofern  jedoch  die  Einlagen,  deren  Rückzahlung  ver- 
langt wird  ,  mehr  als  200  M.  betragen  ,  kann  die  Vervaltung 
der  Kasse  fordern,  dass  eine  Kündigung  des  Einlegers  14  Tage 
vor  der  Auszahlung  erfolgt.  Die  Verwaltung  der  Sparkasse  ist 
berechtigt,  an  jeden  Vorzeiger  des  Einlagebuches  die  von  diesem 
verlangten  Rückzahlungen  zu  machen,  ohne  zur  Prüfung  der 
Legitimation  des  Vorzeigers  verpflichtet  zu  sein. 

Die  Rückzahlung  des  ganzen  Guthabens  erfolgt  auch  ohne 
Rückforderung  stets  seitens  der  Kasse,  wenn  der  Einleger  aus 
den  Diensten  der   »Farbwerke»   ausscheidet  oder  stirbt. 

Das  Guthaben  bei  der  Sparkasse  darf  weder  verpfändet 
noch  abgetreten  werden. 

Die  mit  der  Verwaltung  der  Kasse  bez.  mit  der  Empfang- 
nahme von  Einlagen  beschäftigten  Beamten,  sowie  die  Mitglieder 
des  Vertrauensausschusses  sind  verpflichtet,  über  die  einzelnen 
Einleger,  die  von  ihm  gemachten  Einlagen  und  die  stattgehabten 
Rückzahlungen  von  Einlagen  strengstes  Stillschweigen  zu  beob- 
achten. Streitigkeiten  werden  unter  Ausschluss  des  Rechtsweges 
von  dem  Vorstande  der   »Farbwerke«   entschieden. 

Bei  der  Papieraustattungs-Fabrik  Max  Krause 
in  Berlin  können  Beträge  von  0,10  M.  bis  zu  10  M.  per  Woche 
auf  eine  Sparkarte  eingezahlt  werden.  Die  Firma  legt  die  Spar- 
gelder in  3^/2  Proz.  Konsols  an,  welche  sie  bei  der  Reichsbank 
hinterlegt,  vergütet  den  Sparern  aber  5  Proz.  per  Jahr.  Der 
höchste  Betrag  für  eine  Person  ist  lOOoM.  Mehrbeträge  scheiden 
aus  der  Sparkasse  aus  und  bedürfen,  wenn  die  Uebernahme  an 
das  Geschäft  gewünscht  wird,  eines  besonderen  Abkommens. 
Auf  Antrag  ist  die  Firma  hierzu  bereit.  Am  i.  April  1906  waren 
vorhanden   181   Sparer;  Sparkapital   116540,51  M. 

Die  Firma  zahlt  davon  5^/^     ]\I.   5827,03 

»  »       nimmt     »  37^%      »     4078,93 


Summa     M.    1748,10 
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Die  Sparkasse  kostete  also  dem  Unternehmer  im  Jahre  1906 
1748,10  M. 

Auch  die  Firma  F.  S  o  e  n  n  e  c  k  e  n  in  Bonn  verzinst 
die  freiwilligen  Spareinlagen  ihrer  Arbeiter  mit  5  Proz.  jährlich, 
gewährt  ihnen  aber  ausserdem  bei  erstmaliger  Einreichung  eines 
Sparbetrages  von  100  M.  eine  besondere  Vergütung  von  5  M. 
Die  Spargelegenheit  wird  seitens  der  Arbeiter  fleissig  benützt; 
die  Beteiligung  wächst  von  Jahr  zu  Jahr.  Die  monatlichen  bez. 
I4tägigen  Einlagen  schwanken  zwischen  5  und  20  M.  Die  Mindest- 
einlage ist  auf  I  M.   festgesetzt. 

An  die  mehr-  und  langjährig  bei  der  Firma  tätigen  Arbeiter 
werden  alljährlich  Geschenke  in  Sparkassenbüchern  verteilt,  die 
in  den  meisten  Fällen  Veranlassung  zum  Weitersparen  geben. 
Ein  Arbeiter  erhält  bei  5  jähriger  Tätigkeit  25  M.,  bei  10  Jahren 
75  M.,  bei  15  Jahren  150  M.,  bei  20  Jahren  200  M.,  bei  25  Jahren 
300  M.,  so  dass  ein  Arbeiter,  der  25  Jahre  bei  der  Firma  tätig 
war,  zusammen  750  M.  Prämien  erhält. 

Auch  diebeiderSchultheiss'  Brauereiin  Berlin 
bestehende  Sparkasse  beruht  auf  Freiwilligkeit.  Hier 
werden  Einlagen  von  einer  Mark  an  angenommen ;  es  dürfen 
aber  im  Laufe  eines  Monats  nicht  mehr  als  100  M.,  im  Laufe 
eines  Jahres  nicht  mehr  als  lOOO  M.  und  überhaupt  nicht  mehr 
als  5000  M.  eingezahlt  werden.  Die  Verzinsung  der  Spargelder 
geschieht  mit  4  Proz.  Um  den  Angestellten  und  Arbeitnehmern 
für  ihre  bei  der  Sparkasse  eingelegten  Gelder  einen  Anteil  an 
dem  Erträgnisse  des  Unternehmens,  in  welchem  sie  beschäftigt 
sind,  zu  gewähren,  wird  ihnen  ausser  diesen  Zinsen  noch  derjenige 
Prozentsatz,  welchen  die  Gesellschaft  über  4  Proz.  an  ihre  Aktionäre 
als  Jahresdividende  verteilt,  vergütet,  und  jedesmal  nach  der  General- 
versammlung denjenigen  Spargeldern  zugeschrieben,  welche  während 
des  ganzen  abgelaufenen  Geschäftsjahres  bei  der  Sparkasse  an- 
gelegt waren. 

Die  Entwickelung  der  Sparkasse  ist  eine  recht  günstige  ;  sie 
wird  durch  folgende  Zahlen  (S.  697)  veranschauhcht: 

Die  1895  gegründete  fr  e  i  wi  1 1  ige  Sparkasse  (Pfennig- 
sparverein) junger  Arbeiter  der  Lederwerke 
von  Cornelius  Hey  1,  Worms,  bietet  insofern  noch  beson- 
deres Interesse,  als  sie  bezweckt  ,  den  Sparsinn  ihrer  Mitglieder 
schon  in  jugendlichem  Alter  zu  wecken  und  die  junge  Arbeiter- 
schaft durch  Anregung  zur  Betätigung  dieses  Sinnes  vor  unnötigen 
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Anzahl  der 

Zinssatz 

Kapital 

Zuschuss- 

Sparer 

(Dividende) 

zinsen 

I.  Sept. 

% 

M. 

M. 

1890 

165 

5 

54'876,25 

— , — 

1891 

(Fusion   mit  Tivoli] 

) 

16 

81  479.71 

6566,04 

1892 

16 

109  867,40 

8633,52 

1893 

322 

15 

148  149,04 

"393.17 

1894 

12 

192  472,92 

11026,80 

1895 

404 

14 

240  129,12 

16368,10 

1896 

462 

16 

290  704,97 

23753.04 

1897 

(Fusion  mit   Wald- 
schlösschen) 

16 

625  160,62 

46232,04 

1898 

(Ankauf  d.  Brauerei       11 60 

15 

860  165,15 

62723,98 

Borussia) 

1899 

1243 

14 

I  093057,21 

78211,20 

1900 

1338 

14 

I  328043,14 

99625,— 

1901 

1272 

14 

I  495  072,91 

120618,70 

1902 

1292 

14 

I  708  190,50 

138520,90 

1903 

1356 

15 

I  923755.84 

170800,30 

1904 

1479 

16 

2  207  430,06 

209205,12 

1905 

1577 

18 

2537  172,92 

279157-34 

1906 

1680 

18 

2  862  544.05 

318297,98 

1907 

1763 

17 

3  144  109,39 

328858,40 

und  leichtfertigen  Ausgaben  zu  bewahren.  Die  in  gesunden  und 
glückhchen  Tagen  gemachten  Ersparnisse  sollen  für  Krankheits- 
und Unglücksfälle  einen  Notpfennig  bilden,  bei  der  späteren 
Gründung  eines  eigenen  Heims  den  Erwerb  eines  kleinen  Besitzes 
ermöglichen,  den  weiblichen  Mitgliedern  die  Beschaffung  einer 
Aussteuer  und  den  jungen  Männern  die  verdienstlose  Militärzeit 
mit  erleichtern.  Zur  Erreichung  dieser  Ziele,  und  um  die  Erspar- 
nisse für  die  späteren  wirtschaftlichen  Verhältnisse  möglichst 
wirkungsvoll  zu  machen,  sind  diese  während  der  Zugehörigkeit 
zum  Verein  der  freien  Verfügung  der  Einleger  entzogen.  Für 
die  gewöhnlichen  Lebensbedürfnisse  sollen  die  Ersparnisse  als 
nicht  vorhanden  angesehen  und  eine  Antastung  des  Sparguthabens 
nur  in  ganz  aussergevvöhnlichen  Fällen  zugelassen  werden.  Der 
Eintritt  in  den  Sparverein  ist  allen  jungen  Arbeitern  und  Arbeiter- 
innen vom  15.   bis   23.  Lebensjahr  freigestellt. 

Die  Höhe  der  wöchentlichen  Einlage  wird  hier  für  jedes 
Vereinsmitglied  am  Wochenschlusse  bei  Aufstellung  der  Zahlungs- 
liste festgestellt  und  beträgt,  sobald  der  ausgezahlte  Wochenlohn 
den  Betrag  von  9  M.  überschreitet,  10  Proz.  dieses  ausgezahlten 
Wochenlohnes.  Wochenlöhne  von  9  M.  und  darunter  sind  nicht 
sparpflichtig.  Die  Einlagen  erfolgen  nach  vollzogener  Löhnung 
in  Form  von  S  p  a  r  m  a  r  k  e  n,  die  durch  Vertrauensleute 
in  den  Werkstätten  verkauft  werden.  Es  werden  Sparmarken  im 
Werte  von  10,  20  und  50  Pfg.,  sowie  von  i,  2  und  3  M.  feilgeboten. 
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Hat  der  Ankauf  von  Sparmarken  in  der  vorgeschriebenen  Höhe 
stattgefunden,  so  sind  diese  in  das  Sparmarkenbuch  einzukleben, 
das  jedes  MitgHed  bei  seinem  Eintritt  in  den  Verein  von  dem 
Verwaltungsbureau  erhält.  Die  Vertrauensperson  überzeugt  sich 
von  der  richtig  stattgehabten  Einklebung  und  entwertet  mit  einem 
Tagesstempel  die  eingeklebten  Beträge.  Die  Bücher  werden  in 
den  Werkstätten  in  einem  sicheren  Behälter  unter  Verschluss  des 
Aufsehers  aufbewahrt,  am  Sonnabend  Vormittag  vor  der  Löhnung 
ausgeteilt  und  am  Nachmittag  nach  Einklebung  der  Marken  wieder 
eingesammelt.  Die  Sparmarkenbücher  sind  zum  Einkleben  von 
Marken  für  ein  Jahr  eingerichtet  und  zur  leichteren  Uebersicht 
und  Zinsberechnung  ist  für  jeden  Monat  eine  besondere  Seite 
vorgesehen.  Sie  tragen  Namen,  Datum  und  Geburtsjahr  des 
Mitgliedes  und  eine  Nummer,  unter  welcher  die  Ersparnisse  gebucht 
werden.  Die  erste  Seite  enthält  ferner  den  Uebertrag  des  Spar- 
guthabens aus  den  vorhergegangenen  Jahren  und  die  letzte  Seite 
ein  ausreissbares  Auszugsformular,  auf  welchem  beim  Abschluss 
die  Ersparnisse  des  laufenden  Jahres,  sowie  das  gesamte  Spar- 
guthaben des  Mitgliedes  eingetragen  werden.  Diesen  Auszug 
erhält  der  Einleger  nach  dem  Geschäftsabschluss  und  hat  ihn, 
sofern  er  minderjährig  ist,  mit  der  Unterschrift  des  Vaters  oder 
Vormundes  versehen  zu  lassen  und  wieder  vorzuzeigen.  Alsdann 
geht  der  Auszug  dauernd  in  den  Besitz  des  Einlegers  über.  Die 
Sparmarkenbücher  des  abgelaufenen  Jahres  werden  durch  neue 
ersetzt  und  die  alten  im  Archiv  ein  Jahr  lang  aufbewahrt  und 
dann  vernichtet. 

An  den  Ostern  ,  Pfingsten  und  Weihnachten  vorausgehenden 
Lohntagen  werden  Spareinlagen  nicht  entgegengenommen;  auf 
besonderen  Wunsch  auch  nicht  vor  Kirchweihfesten.  Wer  Rück- 
zahlungen für  erhaltenen  Vorschuss  an  die  Firma  zu  leisten  hat, 
ist  für  die  Dauer  dieser  Rückzahlungen  von  der  Einlagepflicht 
entbunden.  Grössere  Einlagen  als  die  vorschriftsmässigen  sind 
nicht  gestattet. 

Das  Haus  Cornelius  Heyl  hat  sich  bereit  erklärt,  die  Einlagen 
in  Empfang  zu  nehmen  und  volle  Garantie  für  dieselben  zu  leisten. 
Die  Verzinsung  erfolgt  nach  folgenden  Bestimmungen :  i.  die 
Einlagen  werden  zu  5  Proz.  verzinst.  2.  Es  werden  nur  von 
vollen  Markbeträgen  Zinsen  berechnet,  Bruchteile  bleiben  unbe- 
rücksichtigt. 3.  Die  Einlagen  tragen  erst  vom  Beginn  des  nächsten 
Quartals    ab     Zinsen.     Quartalanfänge    sind     i.  Februar,     i.    Mai, 


Schul-,   Jugend-  und  Fabriksparkassen.  6qQ 

I.  August  und  I.  November.  4.  Nach  jedem  abgelaufenen  Quartal 
werden  die  Sparmarkenbücher  eingesammelt,  die  Ersparnisse  er- 
mittelt, die  zugehörigen  Zinsen  berechnet  und  auf  der  letzten  Seite  des 
Sparmarkenbuchs  eingetragen.  Nach  Schluss  des  Geschäftsjahres 
werden  in  der  I.  Novemberwoche  <lie  Bücher  abgeschlossen  und 
die  Ergebnisse  samt  Zinsen  durch  den  Buchführer  dem  Einleger 
unter  der  Nummer  des  Sparkassenbuchs  gutgeschrieben. 

Zu  der  Pfennigsparkasse  werden  Einlagen  von  5  bis 
10  Pfg.  angenommen  nur  in  Beträgen,  die  auf  5  Pfg.  abgerundet 
sind,  deren  Gegenwert  in  abgestempelten  Sparmarken  in  ein  dem 
Einleger  verabreichtes  Quittungsbuch  eingeklebt  wird.  Beträge 
über  10  M.  werden  in  die  Sparkasse  überschrieben  und  daselbst 
verzinst. 

Die  Sparkasse  hatte  Ende  1906  looooo  M.  Einlagen.  Von 
600  jugendlichen  Arbeitern  sparten  161  und  von  900  jugendlichen 
Arbeiterinnen  428,  insgesamt  587. 

Eine  Sparkasse  für  jugendliche  Arbeiter,  speziell  nur  für 
L  e  h  r  li  n  g  e  (L  e  h  r  li  n  g  s  s  p  a  r  k  a  s  s  e)  besteht  auch  bei  der 
Wollwäscherei  und  K  ä  m  m  e  r  e  i  in   D  ö  h  r  e  n. 

Bemerkenswert  ist  ferner  die  freiwillige  Sparkasse 
mit  periodisch  steigenden  Prämien  der  Fabrik 
Hartwig   K  a  n  t  o  r  o  w  i  c  z  in   Posen. 

Die  Firma  leistete  hier  je  nach  5  Jahren  als  Belohnung  so- 
wohl dafür,  dass  der  Arbeiter  gespart,  als  auch  sich  so  aufgeführt 
hat,  dass  kein  Grund  vorliegt,  ihn  zu  entlassen,  ausser  ihren 
Zuschüssen  Extrageschenke,  indem  sie  zu  den  ersparten  Summen 
nach  folgender  Aufstellung 

nach  5   Jahren  den   '/lo  Teil 

»  10  »  »       ■'/lO       " 

»  15,   20   und   25         »  »      ^/lo      » 

hinzufügt. 

Es  gestaltet  sich  demnach  die  Sparkasse  so,  dass  der  Arbeiter 
jährlich  30  M.,  also  monatlich  2,50  M.  hineinlegt,  er  würde  dann 
nach  nachstehender  Aufstellung  besitzen: 

nach      5  Jahren  440,48  M. 

»        10        »  1238,56     » 

15        »  2523,07     » 

»       20        »  4079,80     » 

»         25          ;  6086,62     » 

Diese  Vergünstigungen  werden  unter  folgenden  Bedingungen 
erteilt:  Am  Schlüsse  jedes  Turnus  von  5  Jahren  gehört  das  im 
Laufe  der   5  Jahre  angesammelte  Kapital  nebst  Zinsen,    sowie  die 
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als  Belohnung  von  der  Firma  bewilligten  Geschenke  von  lo,  20 
oder  30  Proz.  dem  Arbeiter  als  selbständiges  Kapital.  Geht  im 
Laufe  eines  5  jährigen  Turnus  ein  Arbeiter  ab  bez.  wird  er  ent- 
lassen, so  ist  an  ihn  zu  zahlen : 

1.  das  erwähnte  im  Laufe  des  oder  der  5  jährigen  Turnus' 
erworbene  Kapital  nebst  Zuschlag. 

2.  die  bis  zu  seinem  Abgang  von  ihm  eingezahlten  ferneren 
Sparkassenbeträge  nebst  5  Proz.  Zinsen  bis  zum  Tage  der  Ent- 
lassung, ferner 

3.  falls  er  erst  im  5.  Jahre  des  Turnus  abgeht,  ^s  "^er  Beiträge, 
die  die  Firma  bis  dahin  geleistet  hat ,  falls  er  erst  im  4.  oder 
5.  Jahre  abgeht,  ^/2  der  Beiträge  ,  die  die  Firma  bis  dahin  ge- 
leistet hat,  während  der  Rest  sowie  die  Zinsen  der  von  ihr  ge- 
leisteten Beiträge,  pro  rata  der  Sparkasse  der  übrigen  sparenden 
Arbeiter  von  ihr  hinzugefügt  werden. 

Der  Firma  steht  jedoch  das  Recht  zu,  ihm  statt  jenes  '/s 
bez.  ^/s  die  gesamten  von  ihr  geschenkten  Beiträge  nebst  Zinsen 
zu  zahlen. 

Nach  15  Jahren  braucht  der  Arbeiter  den  Betrag  von  30  M. 
jährlich  nicht  mehr  der  Kasse  zu  geben,  doch  steht  ihm  das 
Recht  zu,  dies  zu  tun. 

Sollte  jedoch  ein  Arbeiter  wegen  Diebstahls,  Verrats  von 
Geschäftsgeheimnissen,  Betrugs  oder  grober  Untreue,  wie  solche 
im  bürgerlichen  Gesetzbuch  formuliert  sind,  entlassen  werden,  so 
ist  die  Firma  nur  verpflichtet,  ihm  die  von  ihm  selbst  während 
der  ganzen  Zeit  der  Sparkasse  zugeführten  Beträge  nebst  5  Proz. 
Zinsen  auszuzahlen,  dagegen  fallen  sämtliche  aus  den  Geschenken 
der  Firma  entstandenen  Mehrbeträge  den  anderen  sparenden  Ar- 
beitern pro  rata  zu. 

Jeder  Arbeiter  hat  das  Recht,  jederzeit  die  von  ihm  ersparten 
Beträge  oder  einen  Teil  derselben  herauszunehmen. 

In  dem  Falle  aber  rückt  derselbe  in  dem  Turnus  zurück, 
und  zwar 

a)  falls  er  weniger  als  die  Hälfte  des  im  letzten  Jahre  (immer 
vom   i./i. — 31./ 12.   gerechnet)  Ersparten  entnimmt,  um   i   Jahr, 

b)  falls  er  mehr  als  die  Hälfte  des  im  letzten  Jahr  Ersparten 
entnimmt,  um  2  Jahre, 

c)  falls  er  mehr  als  das  im  letzten  Jahre  Ersparte  entnimmt, 
um   3  Jahre, 
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d)  falls  er  mehr  als  das  in  den  letzten  2  Jahren  Ersparte 
entnimmt,   um  4  Jahre, 

e)  falls  er  mehr  als  das  in  den  letzten  3  Jahren  Ersparte 
entnimmt,   um   5  Jahre. 

Wenn  also  ein  Arbeiter  z.  B.  im  4.  Jahre  des  ersten  Turnus 
weniger  als  39,96  M.,  d.  i.  die  Hälfte  der  Ersparnisse  des  3.  Jahres, 
entnimmt,  so  rückt  er  um  i  Jahr  zurück,  bekommt  also  von  da 
ab  von  der  Firma  nicht  das  Geschenk  von  46,00  M.,  das  für  das 
4.  Jahr  zugesagt  ist,  sondern  nur  das  von  42,00  M.  das  für  das 
3.  Jahr  zugesagt  ist. 

Entnimmt  er  aber  über  39,96  M.  bis  zum  Betrage  von  79,92  M., 
so  rückt  er  um  2  Jahre  zurück,  erhält  also  von  da  ab  statt  48  M. 
nur  36  M.  von  der  Firma.  Im  Falle  des  Zurückrückens  wird 
wird  also  angenommen,  als  ob  er  nicht  bereits  4  Jahre  spart, 
sondern   3  bez.   2  Jahre  usw. 

Im  Laufe  jedes  Turnus  von  5  Jahren,  darf  jeder  Arbeiter  einmal 
bis  ^li  des  im  vergangenen  Jahre  Ersparten  herausnehmen,  ohne 
dass  er  deshalb  zurückrückt. 

Beim  zweiten  Male  wird  dies  jedoch  so  gerechnet,  als  ob  er 
die  Hälfte  des  in  einem  Jahre  Ersparten  herausgenommen  hätte 
und  rückt  dann  um  i  Jahr  im  Turnus   zurück. 

Entnimmt  ein  Arbeiter  das  in  einem  Turnus  ersparte  Kapital, 
so   rückt  er  um  diesen  ganzen  Turnus  zurück. 

Wenn  also  z.  B.  im  12.  Jahre  ein  Arbeiter  das  im  ersten 
Turnus  ersparte  Kapital  von  440,48  M.  herausnimmt,  so  erhält  er 
von  da  ab  von  der  Firma  nicht  das  Geschenk  von  96  M.,  sondern 
nur  66  M.  jährlich  und  am  Schlüsse  des  3.  Turnus,  also  nach 
15  Jahren,  nicht  30  Proz.  Extrageschenk  zu  dem  Ersparten,  sondern 
nur  20  Proz.,  als  ob  er  nicht  15,  sondern  nur  10  Jahre  gespart  habe. 

Die  Beträge  dieses  Sparkassenbuches  dürfen  nicht  verkauft 
oder  verpfändet  werden. 

Es  betrugen  (s.  Tabelle  S.  702): 

Auch  die  Sparkasse  der  Zigarre  nfabriken  derFirma 
Loeser  und  Wolff  in  Eibin  g  und  Braunsberg  be- 
ruht auf  Freiwilligkeit.  Die  Teilnehmer  geben  einen  bestimmten 
Betrag    an,    welcher    ihnen    an    jedem  Lohntage    abgezogen   wird. 

Auf  die  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  ersparte  Summe  zahlt 
die  Firma  den  26.  Teil  als  Sparprämie  zu.  Die  Sparer  haben  das 
Recht,  zu  Weihnachten  beliebige  Summen  ihrer  Ersparnisse  abzu- 
heben.    Die  am  Schlüsse  des  Jahres   nicht  abgehobenen  Beträge 
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Spar- 
einlage 
des  Ar- 
beiters 

Zinsen 

Geschenk 

Zinsen 

Zinsen 

E.xtra- 

Ende 

des 

Jahres 

ä5% 
durcli- 
schnittl, 
V2  Jahr 

der  Firma 

Hartwig 

Kantoro- 

wicz 

ä  5% 

durch- 
schnittl. 
1/2   Jahr 

des 

Kapitals 

I  Jahr 

Gespartes 
Kapital 

Geschenk 

der  Firma 

Hartwig 

Kantoro- 

Gesamt- 
Kapital 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

wicz   M. 

M. 

I. 

30  — 

—  75 

30,— 

—.75 

_ 

61,50 

2. 

30.— 

—  75 

36,- 

-.90 

3.08 

132,23 

*/io  von 

3- 

30  — 

-.75 

42,— 

1,05^ 

6,61 

212,64 

360, — 

4- 

SO- 

— 75 

48,- 

1,20 

10,63 

303,22 

5- 

SO— 

-.75 

54,- 

I.S5 

15.16 

404,48 

36,- 

440,48 

6. 

SO- 

-.75 

60,— 

1,50 

22,02 

554.75 

7. 

SO,— 

—.75 

66,— 

1.65 

27.74 

680,89 

2/10  von 

8. 

SO,— 

—.75 

72,— 

1,80 

34.04 

819,48 

510,- 

9. 

30,— 

—.75 

78,- 

1.95 

40,97 

971.15 

lO. 

30,— 

—  .75 

84,- 

2,10 

48,56 

1136,56 

102,— 

1238,56 

II. 

30,— 

—.75 

90  — 

2,25 

61,93 

1423,49 

12. 

30,— 

—.75 

96,- 

2,40 

71,18 

1623,82 

'/lo  von 

13- 

30,— 

—.75 

102, — 

.    2,55 

81,19 

1840,31 

660,— 

14. 

30,— 

—.75 

108,— 

2,70 

92,02 

2073,78 

15- 

30,— 

—.75 

114,— 

2,85 

103,69 

2325,07 

198,— 

2523,07 

16. 





120, — 

3, — 

126,15 

2772,22 

17. 

— 

— 

120, — 

3,— 

138,61 

.3033.83 

^/lo  von 

18. 

— 

— 

120,  - 

3,— 

151.69 

3308,52 

600, — 

19- 

— 

— 

120, — 

3,— 

165.43 

3596,95 

20. 

— 

-- 

120, — 

3> — 

179.85 

3899,80 

iSo,— 

4079,80 

21. 

— 

— 

120, — 

3,— 

203,99 

4406,79 

22. 

— 

— 

120,— 

3,— 

220,34 

4750,13 

^/lo  von 

23- 

— 

— 

120, — 

3,— 

237,50 

5110,63 

600, — 

24. 

— 

— 

120, — 

3,- 

255.53 

5489,16 

25- 

— 

— 

120, — 

s,— 

274,46 

5886,62 

180,— 

6066,62 

werden  der  städtischen  Sparkasse  zugeführt,  worüber  die  Sparer 
ein  auf  ihren  Narnen  lautendes  Sparkassenbuch  erhalten.  Auch 
auf  diese,  bei  der  städtischen  Sparkasse  hinterlegten  Gelder  zahlt 
die  Firma  immer  wieder  alljährlich  Zins  auf  Zins  5  Proz. 
als  Sparprämien,  welche  unmittelbar  auf  der  Sparkasse  für  jedes 
Buch  eingezahlt  werden.  Da  die  städtische  Sparkasse  3  Proz. 
zalilt,  verzinsen  sich  die  Ersparnisse  der  Arbeiter  alljährlich  mit 
mehr  als  8  Proz.  Zins  auf  Zins.  Die  Berechnung  ergibt:  Wer 
z.  B.  wöchenthch  50  Pfg.  spart,  also  in  einem  Jahre  25  M.,  er- 
hält dafür 


im  ersten 
"  zweiten 
■"  dritten 
»  vierten 
»  fünften 
»    sechsten 


Jahre 


M. 


26,25 

28,35 
30,61 
3305 
35.69 
38,54 


im  siebenten  Jahre 

»     achten  > 

»     neunten         » 

»    zehnten         » 
also  für   10  mal   25   M. 


M. 

41,62 

» 

44,94 

» 

48,53 

> 

52,42 

M.  280 
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Alle  in  festem  Gehalt  stehenden  Beamten  können  allmonatlich 
bis  zu  10  Proz.  ihres  Gehaltes  abziehen  lassen,  welcher  Betrag 
sofort  der  städtischen  Sparkasse   überführt  wird. 

Die  Sparkassenbücher  bleiben  im  Gewahrsam  der  Firma  und 
werden  bei  jeder  Gehaltszahlung  den  Beamten  auf  Wunsch  zur 
Einsicht  vorgelegt.  Auf  die  Ersparnisse  der  Beamten  zahlt  die 
Firma  2  Proz.  als  Sparprämie,  damit  sich  das  Geld  der  Beamten 
mit   5   Proz.  verzinst. 

Die  Z  u  z  a  h  1  u  n  g  e  n  der  Firma  (S  p  a  r  p  r  ä  m  i  e  n)  be- 
trugen  für  die  Ersparnisse 

der  Arbeiter  im  Jahre   1907  etwa     M.   6000 

für  die  Beamten  »         »       700 


zusammen   M.   6700 

Im  Jahre  1907   sparten   850  Arbeiter  insgesamt  etwa     M.   56  000 
25   Beamte  »  »  »       6  000 


zusammen   M.   62  000 

Nach  Ansicht  der  Firma  wäre  ein  Sparzwang  für  die  Arbeiter 
dienlicher,  da  es  keinen  Arbeiter  gebe,  der  bei  den  fast  aus- 
schliesslich eingeführten  Stücklohnarbeiten  seinen  Verdienst  nicht 
um  25  Pfg.  oder  50  Pfg.  in  der  Woche  erhöhen  könnte  und  somit 
leicht  in  der  Lage  wäre,  mindestens  eine  solche  kleine  Summe 
allwöchentlich  zu  ersparen.  Die  Firma  steht  aber  von  einem 
Zwange  ab,  da,  wie  sie  bemerkt,  die  Arbeiter  diesem  erfahrungs- 
mässig  eine  falsche  Auslegung  geben. 

Besonderes  Interesse  beanspruchen  ferner  die  Spareinrich- 
tungen der  Firma  Friedrich  Krupp  Aktiengesell- 
schaft in  Essen.  Als  Zweck  dieser  Einrichtungen  wird  aus- 
drücklich bezeichnet:  das  Sparen  durch  bequeme  Spargelegenheit 
möglichst  zu  erleichtern,  das  beharrliche  und  regelmässige  Sparen 
besonders  zu  belohnen,  endlich  eine  möglichst  sichere  Anlage  der 
Spargelder  zu  gewährleisten.  Es  werden  demgemäss  freiwillige 
regelmässige  Spar  betrage  bei  den  Lohn-  oder  Gehalts- 
zahlungen einbehalten,  die  beim  Sparbureau  angesammelt  und  bis 
auf  weiteres  auf  den  Namen  der  Firma  bei  der  städtischen 
Sparkasse  zu  Essen  für  die  Sparer  hinterlegt  werden ;  sie 
werden  bis  auf  weiteres  mit  5  Proz.  verzinst.  Diese  Zinsen  be- 
stehen aus  den  Zinsen  der  städtischen  Sparkasse  in  Essen  und 
dem  Zinszuschuss  der  Firma.  Die  Höhe  der  Sparbeiträge  beträgt 
bei  I4tägiger  Lohnzahlung  mindestens  i  M.,  höchstens  20  M. 
für  die  I4tägige  Lohnperiode,  bei  monatlicher  Zahlung  mindestens 
2  M.,  höchstens  40  M.  für  den  Monat. 
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Die  Bedeutung  der  Einrichtung  liegt  in  der  Zuwendung 
besonderer  Vorteile  in  Form  von  Sparprämien 
seitens  der  Firma.  Sie  stellt  zu  diesem  Zwecke  ein  weiteres  Prozent 
der  Sparguthaben  alljährlich  als  Prämienfonds  zur  Verfügung. 
Der  Prämienfonds  wird  berechnet  nach  den  gesamten  Spargut- 
haben, wie  sie  am  Schlüsse  des  Jahres  vorhanden  sind.  In  den 
Prämienfonds  fliesst  ferner  die  Ent.^chädigung,  welche  die  städtische 
Sparkasse  für  die  vorläufige  Verwaltung  der  Sparguthaben  an  die 
Firma  zahlt. 

Der  Prämienfonds  wird  alljährlich  im  Wege  der  Verlosung 
an  die  Sparer  verteilt.  Zu  diesem  Zwecke  werden  Sparprämien 
in  Höhe  von  500  M.,  300  M.,  loo  M.  und  50  M.  gebildet  und 
zwar  I  Prämie  zu  500  M.,  i  zu  300  M.,  i  zu  100  M.  und  aus 
dem  Reste  des  Fonds  solche  zu  50  M.  Diese  Prämien  werden 
an  die  Sparer  nach  Massgabe  ihrer  gesamten  Sparguthaben  in 
der  Weise  verlost,  dass  auf  je  volle  25  M.  ein  Los  entfällt.  Wer 
also  zusammen  im  Laufe  des  Jahres  lOO  M.  spart  und  ausserdem 
von  früheren  Jahren  300  M.  gut  hat,  zusammen  also  400  M. ; 
nimmt  an  der  Verlosung  mit  (4+12)  16  Losen  teil.  Die  Spar- 
prämien werden   den  Gewinnern  gut  geschrieben. 

Die  städtische  Sparkasse  in  Essen  stellte  im  Jahre  1907 
1800  M.   für  den  Prämienfonds  zur  Verfügung. 

Durch  die  Spareinrichtung  bei  der  Firma  Krupp  ist  den 
Werksangehörigen  Gelegenheit  geboten,  die  kleinsten  Beträge  von 
I  M.  an,  zu  5  Proz.  zinsbar  anzulegen  und  sich  ausserdem  Anteile 
an  der  alljährlich  stattfindenden  Prämienverlosung  zu  sichern.  Den 
Teilnehmern  ist  hierdurch  ermöglicht,  sich  auf  die  bequemste 
Weise  ein  Sparguthaben  zu  schaffen,  über  das  sie  jederzeit  ver- 
fügen können  und  das  ihnen  namentHch  über  die  Zeiten  hinweg- 
hilft, in  denen  für  unvorhergesehene  Ausgaben  oder  für  regelmässig 
wiederkehrende  Bedürfnisse  besondere  Aufwendungen  notwendig 
sind.  Von  der  Einrichtung  wird  in  diesem  Sinne  vielfach  Gebrauch 
gemacht,  namentlich  erfreute  sie  sich  für  die  Ansammlung  von 
Geldern  zu  den  verschiedensten  Zwecken,  z.  B.  für  Einkauf  von 
Vorräten  für  den  Hausbedarf  (Kartoffeln,  Kohlen  usw.),  Zahlung 
von  Schuldenzinsen  und  Mieten ,  Ausstattung  und  Fortbildung 
der  Kinder,  Krankheitsfällen  usw.  reger  Benutzung. 

Das  Interesse  der  Werksangehörigen,  insbesondere  der  Arbeiter- 
schaft an  der  Spareinrichtung  nimmt  immer  mehr  zu,  wie  nament- 
lich die  folgenden  Zahlen  beweisen. 


Schul-,  Jugend-  und  Fabriksparkassen. 
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Ergebnisse  der  7   Sparjahre   1900/01    bis    1906/07. 

Zahl 

Betrag  der 

Zinsen    der 

Zinszu- 

Betrag  der 

Jahr 

der 

Spar- 

Stadt. 

schuss  der 

Zusammen 

Rück- 

Bestand 

Sparer 

einlagen 

Sparkasse 

Firmen 

zahlungen 

M. 

M. 

M. 

M. 

xM. 

M. 

1900/1 

I  228 

129876,90 

I  556,66 

— .— ') 

131  433.56 

24  891,23 

106542,33 

1901/2 

2  146 

392022,53 

6839,87 

I  314,04 

400  176,44 

113  270,03 

286  906,41 

1902/3 

3  234 

727743,41 

13214.37 

4200,13 

745  157.91 

224  426,63 

520731,28 

1903/4 

4  737 

I  163  388,28 

21  151,47 

7  700,49 

I  192  240,24 

326953,93 

865286,31 

1904/5 

6981 

I  925721,31 

36  279,82 

13  535.07 

I  975  536,20 

511  289,40 

I  464  246,80 

1905/6 

9  114 

3  067  115,80 

58958,25 

21  612,15 

3  147  686,20 

901  222,73 

2  246  463,47 

1906/7 

10  746 

4  274221,47 

85275.41 

31  334,18 

4390831,06 

1338534.74 

3052  296,32 

i)  Die  Spargelder  wurden  im  i.   Sparjahr    durch  die  Firma  mit  4*^/0   verzinst  und  erst  am  Jah- 
resschlüsse an  die  städt.   Sparkasse  abgeführt. 

Prämien- Verlosung. 


Prämie     zu  M. 

Prämie 

zuM. 

Prä 

mien 

zu  M. 

Prämien 

zu  M. 

zusammen 
Prämien       mit  M 

1901 

500 

300 

3 

100 

— 

— 

5 

I  100 

1902 

500 

300 

100 

50 

50 

53 

3400 

1903 

500 

300 

100 

98 

50 

lOI 

5  800 

1904 

500 

300 

100 

171 

50 

174 

9  400 

1905 

500 

300 

100 

300 

50 

303 

15  900 

1906 

500 

300 

100 

462 

50 

465 

24  000 

1907 

500 

300 

100 

630 

50 

633 

32400 

Vierzehntägige  Einlagen  betragen  mit  den  erwachsenen  Zinsen  zu  5'Vo,  das  Jahr  zu  nur 

24  Lohnperioden  gerechnet: 


Mark 

in  5  Jahren 

in  10  Jahren 

in  15  Jahren 

in  20  Jahren 

in  25  Jahren 

in  30  Jahren 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

I 

135.50 

308,40 

529,10 

810,75 

I  170,20 

1629, — 

2 

271,20 

617,30 

1059.05 

1622,85 

2342,40 

3260,75 

4 

542,55 

1234,90 

2118,55 

3246,30 

4685,70 

6522,75 

6 

813,80 

1852,40 

3178,- 

4869,85 

7029,05 

9784,85 

8 

1085,15 

2470,05 

4237.55 

6493,40 

9372,55 

13074,05 

1356,45       3087,60 


5297,10 


SII7,— 


11716,05 


16309,45 


Bemerkenswert  ist  noch,  dass  das  Sparbureau  der  Firma 
Friedrich  Krupp  überhaupt  den  Werksangehörigen  als  eine  Aus- 
kunftsstelle in  Sparangelegenheiten  aller  Art  dient  und  von  seiner 
Vermittelung  bei  Ueberweisung  von  Spareinlagen  nach  und  von 
öffentlichen  Sparkassen,  bei  Besorgung  des  Schriftwechsels  in 
derartigen  Angelegenheiten,  bei  der  Verwaltung  von  Sparguthaben 
Militärpflichtiger  während  ihrer  Dienstzeit,  usw.  gern  und  in  stets 
steigendem  Masse  Gebrauch  gemacht  wird. 

b)  Zwangssparkassen  hat  die  Färberei  und 
Waschanstalt  von  W.  Spindler  in  Spindlersfeld 
bei  Köpenik  am  29.  Januar  1872  für  ihre  Arbeiter  und  am 
31.  März   1874    für    die   von    der  ersten  Sparkasse  ausgeschlossen 


yQg  Dr.  Seidel  : 

gebliebenen  im  Monatsgehalt  stehenden  Ruchhalter,  Werkführer 
und  Damen    ihres    Geschäfts    eingerichtet. 

Zweck  dieser  letzteren  Sparkasse  (Sparkasse  B)  ist  insbesondere 
auch  den  im  Monatsgehalt  Angestellten  des  Geschäfts  Gelegenheit 
zur  Anlegung  ihrer  Ersparnisse  zu  geben  und  zwar  zu  einem 
Zinsfusse,  welcher  den  der  öfifentlichen  Sparkassen  bei  weitem 
übersteigt,  für  sie  gleichfalls  e^ne  Triebfeder  zum  Sparen  zu 
schaffen  und  dadurch  dem  Bedürfnis  nach  Vorschüssen  entgegen- 
zuwirken. Jeder  dem  Geschäft  Angehörende,  welcher  Monatsge- 
halt bezieht,  tritt  dieser  Sparkasse  mit  einem  Betrage  bei,  welcher 
der  letzterhaltenen  Gehaltszulage  gleichkommt.  Die  neu  eintreten- 
den Angestellten  zahlen  bis  zur  ersten  Gehaltszulage  einen  Monats- 
beitrag von  5  bez.  7,50  M.  Es  wird  aber  auch  jeder  grössere 
im  Geschäft  ersparte  Betrag  für  die  Sparkasse  angenommen.  Die 
Sparkassenbeiträge  werden  bei  der  Auszahlung  des  Gehalts  zurück- 
behalten und  den  Mitgliedern  gutgeschrieben.  Die  statutenmässigen 
Beiträge  der  ersten  sechs  Monate  bilden  einen  eisernen  Bestand, 
welchen  jedes  Mitglied  bis  zu  seinem  Austritt  aus  dem  Geschäft 
stehen  lassen  muss.  Von  dem  über  diesen  eisernen  Bestand  hinaus 
ersparten  Betrage  kann  jederzeit  eine  beliebige  Summe  abgehoben 
werden.  Das  Guthaben  in  der  Sparkasse  wird  mit  6  Proz.  jährlich 
dergestalt  verzinst,  dass  den  Mitgliedern  vierteljährlich  i  ^/2  Proz. 
davon  als  Prämie  gutgeschrieben  werden.  Es  werden  nur  die 
Beträge  verzinst,  welche  mindestens  ein  viertel  Jahr  in  der  Spar- 
kasse gestanden  haben.  Vorschüsse  werden  nicht  mehr  gewährt! 
Nur  für  ganz  besondere  Fälle  behält  sich  die  Firma  das  Recht 
vor,  von  diesen  Bestimmungen  Abstand  zu  nehmen,  z.  B.  es  einem 
Mitglied  zu  gestatten,  ausnahmsweise  auch  seinen  eisernen  Bestand 
anzugreifen.  Derselbe  darf  nur  in  aussergewöhnlichen  Krankheits- 
oder Unglücksfällen  angegriffen  werden,  und  dahingehende  An- 
träge sind  im  Hauptkontor  anzubringen.  Beim  Austritt  aus  dem 
Geschäft  erhält  jedes  Mitglied  sein  gesamtes  Guthaben  sofort 
ausgezahlt.  Für  die  Sicherheit  der  Einlagen  in  die  Sparkasse 
haftet  der  Inhaber  der  Firma  VV.  Spindler  mit  seinem  gesamten 
Vermögen. 

Bei  der  Arbeitersparkasse  (Sparkasse  A)  zu  Spindlersfeld 
betrug  die  Anzahl  der  Mitglieder  am   31.  Dez.  1906  1385. 

der  Kassenbestand  am   i.  Jan.   1906  441  744,40  M. 

Einlagen  130  326,95   M. 

iVa  %  Prämien  pro  V-t  Jahr       23  432,45     »  153  759.40     » 

595  503.80  M. 
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Ausgaben  :     Zurückzahlungen  172  908,50  M. 

auf  5  0/q  Sparkasse  überwiesen     16220,7.0    »  189129,20  M. 


Kassenbestand  am  31.  Dezember  1906:     406374,60   M. 

Im  Laufe  des  Jahres  1906  sind  von  711  Mitgliedern  Spar- 
gelder erhoben  worden,  674  Mitglieder  erhoben  nichts  von  ihrem 
Guthaben,  und  237  Mitgliedern  von  obigen  711  wurden  in  Berück- 
sichtigung besonderer  Verhältnisse  gestattet,  den  eisernen  Bestand 
anzugreifen. 

Die  Sparkasse  A  im  Berliner  Geschäft  hatte  am  Jahresschluss 
160  Mitglieder  mit  27  382  M.  Guthaben.  In  der  Beamtensparkasse 
(Sparkasse  B)  zu  Spindlersfeld  war  das  Ergebnis  das  nachfolgende  : 

Am   I.    Januar  1906  betrug  die  Zahl   der   Mitglieder  197 

Im  Jahre   1906   sind   eingetreten  23 

»        >'        1906       »      abgegangen  24  I 


Am  31.  Dezember  1906  betrug  die  Anzahl  der  Mitglieder  196 

Kassenbestand   am   i.  Januar  1906  12  829  330         M. 

Einlagen  53  067         M. 

1/2%  Prämie  pro    /4  Jahr  6999,10    »  60057,10    » 

188  320,40   M. 

Ausgaben  :     Zurückzahlungen  31  994,90  M. 

auf  5%  Sparkasse  überwiesen        28868,10    »  60865,40  M. 

Kassenbestand  am   31.  Dezember  1906:      127457,40   M. 

Im  Laufe  des  Jahres  1906  sind  von  117  Mitgliedern  Spargelder 
erhoben  worden,  79  Mitglieder  erhoben  nichts  von  ihrem  Guthaben, 
und  20  Mitgliedern  von  obigen  117  wurde,  in  Berücksichtigung  be- 
sonderer Verhältnisse  gestattet,  den   eisernen  Bestand  anzugreifen. 

Die  Sparkasse  B  im  Berliner  Geschäfte  hatte  am  Jahres- 
schlüsse 81  Mitglieder  mit  61930  M.  Guthaben.  Ausser  den  in 
Sparkasse  A  und  B  mit  etwa  6  Proz.  verzinsten  Beträgen  hatten 
am  Jahresschlüsse  Guthaben,  die  mit  4  und  5  Proz.  verzinst  wurden, 
179  Personen  663063  M. 

Auch  bei  der  Papierfabrik  von  Kubier  und  Niet- 
hammer in  K  riebstein  b.ei  Waldheim  (Königreich 
Sachsen)  besteht  eine  Zwangssparkasse.  Hier  ist  jeder 
Arbeiter  durch  die  Fabrikordnung  verpflichtet,  mindestens  3  Pfg. 
pro  Mark  von  jeder  Löhnung  sich  zurückhalten  zu  lassen.  Je  zum 
I.  April  und  i.  Oktober  wird  jeder  Arbeiter  gefragt,  ob  er  die 
zurückgehaltene  Summe  ausgezahlt  haben  wolle  oder  ob  dieselbe 
der  Fabriksparkasse  überwiesen  werden  soll.  In  dieser  werden 
die  Einlagen  mit  6  Proz.  verzinst,  die  Rückzahlung  ist  an  keine 
Kündigungsfrist  gebunden.  Tatsächlich  gestaltet  sich  das  Ver- 
hältnis dort  so,    dass,    wer    einmal    angefangen   hatte    zu  sparen, 
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gewöhnlich  weiterspart.  Um  einen  Anreiz  zum  Anfangen  zu 
schaffen,  Hess  die  Fabrikleitung  einen  künstlerisch  ausgestatteten 
Sparschein  herstellen,  den  diejenigen  Sparer  erhalten,  die  minde- 
stens 20  M.  in  der  Sparkasse  haben;  besonders  bei  den  Frauen 
und  Mädchen  wirkte  das  sehr  anregend.  Der  hübsche  Sparschein 
trägt  auf  der  Rückseite  den  Spruch  Salomonis  13.  ii.  »Das 
Grösste  verzehrt  sich,  wo  mans  verprasst,  das  Kleinste  vermehrt 
sich  zusammengefasst. «  Die  Fabrikleitung  bezeichnet  es  als  keine 
geringe  Arbeit,  die  Rücklage  an  jedem  Lohntag  für  jeden  Arbeiter 
zu  verbuchen,  sie  unterzieht  sich  aber  dieser  Mühe  gern,  da  es 
auch  für  diejenigen  Arbeiter,  welche  den  zurückgehaltenen  Betrag 
sich  regelmässig  halbjährlich  auszahlen  lassen,  von  grossem  Werte 
sei,  zAveimal  im  Jahre  einen  ungefähren  Wochenlohn  zu  ausser- 
gevvöhnlichen  Ausgaben  in  die  Hand  zu  bekommen. 

Am  31.  Dezember  1905  betrug  die  Zahl  der  Sparer  950,  die 
Spareinlage  M.  415447,25.  842  Sparer  hatten  Einlagen  unter 
1000  M.,  56  Sparer  solche  von  i  000  bis  2000  M.,  26  solche  von 
2000  bis  3000  M.,  26  hatten  höhere  Einlagen.  Gegenwärtig 
betragen  die  Spareinlagen  etwa  600 000  M. 

Die  Cichorienfabrik  von  Heinrich  Frank  Söhne 
in  Ludwigsburg  hat  gleichfalls  eine  Sparkasse  mit 
Beitragszwang.  Hier  sind  Arbeiter  unter  20  Jahren  ver- 
pflichtet, von  ihrem  Verdienste,  den  sie  zum  Leben  tatsächlich 
auch  nicht  benötigen,  mindestens  10  Proz.  in  die  Sparkasse  einzu- 
zahlen. Derjenige  Arbeiter,  welcher  von  dieser  Pflicht  befreit  sein 
will,  muss  von  seinem  Vater  und  Mutter  oder  Vormunde  ein 
schriftliches  Zeugnis  bringen,  dass  er  seinen  Verdienst  an  diese 
abliefere  und  letztere  ihn  von  dem  Zwange  der  Einzahlung  in 
die  Sparkasse  deswegen  befreit  wünschen.  Dieses  Zeugnis  ist 
nur  auf  ^/2  Jahr  gültig  und  muss  je  am  i.  April  und  am  i.  Oktober 
wieder  erneuert  werden.  Spargelder  von  Arbeitern  unter  20  Jahren 
können  nur  mit  Zustimmung  ihrer  Eltern,  Vormünder  oder  An- 
verwandten gekündigt  werden,  solange  sie  im  Geschäfte  arbeiten. 

Um  die  Arbeiter  zum  Sparen  zu  ermutigen,  setzt  die  Firma 
den  unter  den  schwierigsten  Verhältnissen  Mitsparenden  zwölf 
Prämien  aus  ;  6  erste  Preise  ä  8  M.,  4  zweite  Preise  ä  6  M.  und 
12  dritte  Preise  a  4  M.,  welche  am  i.  Juli  alljährlich  zuerkannt 
werden.  Der  Firma  steht  es  frei,  Prämien  in  kleineren  Beträgen 
zu  verteilen,  auch  denen  die  Prämien  zuzuerkennen,  welche  nicht 
gerade   die  höchsten  Summen  erspart  haben,  sondern  welche  sich 
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durch  Fleiss,  Höfllichkeit  und  gute  Aufführung  auszeichnen  und 
welche  unter  schwierigen  Familienverhältnissen 
zu  leiden  und  doch  etwas  erspart  haben. 

Am  I.  Juli  1907  zählte  die  Kasse  253  Teilnehmer  und  zwar 
98  männliche  und  155  weibliche  mit  einem  Kapitalbestand  von 
ca.    165  800  M. 

c)  Eine  obligatorische  und  eine  freie  Spar- 
kasse besteht  bei  der  Firma  D.  Peters  u.  Co.  in 
Elberfeld  und  Neviges,  G.  m.  b.  H.  in  Elberfeld, 
welche  letztere  sich  überhaupt  durch  ihre  vorzügliche  Wohlfahrts- 
einrichtungen besonders  auszeichnet.  Die  Zwangssparkasse  wurde 
1863  als  freiwillige  gegründet.  Sie  ist  obligatorisch  seit  1865  mit 
50  Pfg.  Einlage  pro  Kopf  und  Woche,  seit  1875  für  Verheiratete 
mit  Einlagen  in  Höhe  von  5  Proz.  des  Lohnes,  für  Unverheiratete 
mit  solchen  in  Höhe  von  10  Proz.  Am  31.  Dezember  1898  ist 
die  Sparkasse  getrennt  in  einen  obligatorischen  und  einen  freien  Teil. 

Die  obligatorische  Sparkasse  hat  den  Zweck,  die 
Arbeiter  und  Angestellten  der  Firma  zur  Sammlung  von  Erspar- 
nissen anzuhalten,  welche  den  Besitzern  bei  Gründung  eines 
eigenen  Hausstandes,  beim  Erwerb  eines  eigenen  Heimes,  in  Not- 
fällen und  im  Alter  eine  Hilfe  bieten  sollen.  Für  gewünschte 
Erhebung  ist  8tägige  Kündigung  (von  einem  Lohntage  auf  den 
andern)  und  die  Genehmigung  des  Aeltesten-Rats  stets  erforderlich, 
welche  indes  nicht  verweigert  werden  darf,  wenn  das  Geld  zur 
Erwerbung  eines  Hauseigentums  oder  bei  Verheiratung  zur  Ein- 
richtung des  Haushaltes  /erwendet  werden  soll.  Die  Guthaben 
der  Sparer  werden  bis  zur  Höhe  von  M.  2000  mit  6  Proz.  pro 
Jahr  verzinst.  Guthaben  über  2  000  M.  hinaus,  sowie  anderweitig 
erworbene  oder  ererbte  Einzahlungen  werden  der  freien  Sparkasse 
überwiesen. 

Die  freie  Sparkasse  der  Firma  D.  Peters  u.  Co.  hat  den 
Zweck,  ihren  Arbeitern  und  Angestellten  auch  die  Anlage  solcher 
Gelder,  die  zwar  bei  der  Firma  erspart  sind,  aber  den  von  der 
obligatorischen  Sparkasse  aufzunehmenden  Höchstbetrag  übersteigen 
oder  die  anderweitig  erworben  bez.  ererbt  sind ,  aber  die  nur 
auf  kurze  Frist  angesammelt  werden,  in  sicherer  Weise  und  zu 
angemessenen  Zinssätzen  zu  ermöglichen.  Sie  vergütet  folgende 
Zinssätze : 

I.  5  Proz.  pro  Jahr  unter  der  Bedingung  einer  gegenseitigen 
3  monatlichen  Kündigungsfrist:  a)  den  Arbeitern  und  Angestellten, 
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den  Invaliden  und  Witwen  von  Arbeitern,  sofern  solche  über  die 
Höchstleistung  bei  der  obligatorischen  Sparkasse  hinaus  Gelder 
ersparen  und  zwar  bis  zur  Höhe  von  weiteren  4000  M.,  b)  Mädchen, 
die  wegen  Heirat  die  Arbeit  bei  der  Firma  aufgegeben  haben, 
bis  zur  Höhe  von  4000  M. 

2.  4  Proz.  pro  Jahr:  für  alle  weiter  von  der  Kasse  unter  der 
Bedingung  gegenseitiger  dreiinquatlicher  Kündigungsfrist  aufge- 
nommenen Gelder,  einerlei  ob  diese  bei  der  Firma  erspart  oder 
anderweitig  erworben  oder  vererbt  sind  : 

3.  3  Proz.  pro  Jahr:  für  Einzahlungen  von  xA-rbeitern  und  An- 
gestellten der  Firma  D.  Peters  u.  Co.,  welche  zur  Beschaffung 
laufender  Lebensbedürfnisse,  Mobiliar  und  Kleidung,  Zahlungen 
von  Miete  und  dergl.  nur  auf  kurze  Frist  angesammelt  werden. 

Für  die  Auszahlungen  aus  der  freien  Sparkasse  bedarf  es  der 
Genehmigung  des  Aeltesten-Rats  nicht.  Ende  des  Jahres  1900 
betrug  die  Summe  der  in  der  obligatorischen  Sparkasse  befind- 
lichen Sparbücher  490  in  einem  Gesamtwerte  von  303050M.,  der- 
jenigen der  freien  Sparkasse  281  in  einem  Gesamtwerte  von 
188860  M.  Am  Jahresschluss  1906  betrugen  die  Einlagen  im 
ganzen  600231,51  M.,  von  denen  357434,38  M.  den  Bestand  der 
obligatorischen  Sparkasse  ausmachten;  letztere  hatte  im  ganzen 
575  Konten.  Die  Zahl  der  Guthaben  von  mehr  als  2000M.  war 
im  Jahre  1906  wiederum  gestiegen;  deren  erhebliche  Einlagen  und 
Zinsenzuschriften  fliessen  bekanntlich  in  die  freie  Sparkasse  und 
kommen  für  das  Wachstum  der  obligatorischen  Sparkasse  nicht 
mehr  in  Betracht. 

Hiermit  sind  einige  Beispiele  der  verschiedenen  in  Deutsch- 
land üblichen  Typen  von  Fabriksparkassen  mitgeteilt  worden. 

Die  Frage,  welcher  Art  der  Fabriksparkassen,  solcher  mit 
freiem  oder  Zwangsbeitritt,  der  Vorzug  zu  geben  sei,  lässt  sich 
allgemein  kaum  beantworten.  Es  wird  Sache  des  einzelnen  Falles 
sein,  festzustellen,  welche  Kassenart  auf  Begründung  am  ehesten 
Aussicht  hat.  Das  bestätigt  auch  die  erwähnte  Bemerkung  in 
dem  Geschäftsbericht  der  Cigarrenfabriken  von  Loeser  und  Wolff 
in  Elbing,  in  welchem  die  Zwangssparkasse  zwar  für  zweckmässiger 
erachtet,  ihre  Durchführung  aber  nach  den  dortigen  bestehenden 
Verhältnissen  nicht  für  angängig  gehalten  wird. 

In  der  vorerwähnten  Broschüre  des  Generalsekretärs  Linse- 
Düsseldorf  ^)  wird  bemerkt,  dass  die  Errichtung  einer  Fabrikspar- 

l)  Otto  Linse,   »Ueber  Fabriksparkassen«,    Flugschrift  des   Volkssparverbands  für 
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kasse  trotz  der  Opferwilligkeit  des  Unternehmers  recht  häufig  an 
dem  Misstrauen,  das  die  Arbeiter  in  Unkenntnis  der  segensreichen 
Wirkung  dieser  Einrichtung  entgegenbringen,  scheitere.  Die  Vor- 
urteile würden  sich  in  den  meisten  Fällen  leicht  beseitigen  lassen, 
wenn  man,  wie  es  nach  dem  Vorhergehenden  häufig  geschieht, 
Vertreter  der  Arbeiter  oder  die  Arbeiterausschüsse  zur  Verwal- 
tung der  Kassen  hinzuzieht.  Vor  allem  müssten,  wie  weiter  aus- 
geführt wird,  Mittel  und  Wege  gefunden  werden,  die  es  ermög- 
lichen, dem  Arbeiter  eine  wirkliche  Sicherheit  für  die 
gezahlten  Spareinlagen  zu  bieten,  eine  Sicherheit,  die 
ihm  in  der  Tat  nach  der  jetzigen  Organisation  der  Sparkassen 
allein  durch  die  in  den  Satzungen  aufgenommene  Erklärung  der 
Arbeitgeber,  für  die  von  ihren  Angestellten  gezahlten  Sparsummen 
mit  ihrem  ganzen  Vermögen  haften  zu  wollen,  nicht  in  ausreichen- 
der Weise  gegeben  ist. 

Diese  Frage  ist  von  dem  Amtsgerichtsrat  a.  D.  Funke  in  einem 
in  der  National-Zeitung  vom  25.  11.  02  veröffentlichten  Artikel 
einer  näheren  Erörterung  ujiterzogen  und  hier  betont  worden, 
dass  erstere  dann  keine  Schwierigkeiten  bieten  würde,  wenn  die 
einzelne  Sparkasse,  zu  einem  besonderen  Institute  ausgebildet,  als 
besonderes  Rechtssubjekt  existiert  d.  h.  wenn  die  Spareinlagen 
nicht  dem  Geschäftsfonds  zufliessen  und  infolge  dessen  auch  nicht 
an  dem  Risiko  der  geschäftlichen  Unternehmung  beteiligt  sind. 
Dies  trifft  aber  nur  für  die  wenigsten  dieser  Sparkassen  zu.  Die 
meisten  sind  nicht  juristische  Personen,  die  Spareinlagen  werden 
nicht  rechtlich  aus  dem  Vermögen  des  Geschäfts  ausgesondert, 
sondern  arbeiten,  wenn  auch  nur  beschränkt  und  unter  gewissen 
Voraussetzungen,  als  werbende  Kapitalien  in  dem  Geschäfte  mit. 
Dass  sie  keinen  dauernden  Geschäftswert  darstellen,  ergibt  sich 
schon  daraus,  dass  sie  vielfach  mit  einer  ganz  kurzen  Kündigungs- 
frist zurückgefordert  werden  können,  dass  sie  im  Falle  des  Aus- 
tritts oder  der  Entlassung  eines  Arbeiters  ohne  weiteres  die  Eigen- 
schaft als  Spareinlagen  verlieren  und  aufhören,  an  den  diesen 
zukommenden  wirtschaftlichen  Vorteilen  teilzunehmen.  Aber  auch 
bei  dem  fluktuierenden  Charakter  dieser  Spargelder  ist  die  Tat- 
sache unbestreitbar,  dass  eine  gewisse  im  Verlauf  der  Jahre  sich 
als  Durchschnittssatz  ergebende  Summe  in  dem  Geschäftsvermögen 
mitarbeitet.     Es    ist    also    die  Gefahr   nicht    ausgeschlossen,    dass 

Deutschland,  S.  14  ff.,  s.  auch  dessen  Artikel  in  Nr.  16  der  »Deutschen  Arbeitgeber- 
Zeitung  <    VII.   Jalirgang  1908.    Berlin. 
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bei  Katastrophen  im  Konkurse  der  geschäftlichen  Unternehmung 
auch  die  Spareinlagen  der  Arbeiter  verloren  gehen.  Nach  der 
ganzen  Einrichtung  der  Fabriksparkassen  und  nach  der  Lage  der 
heutigen  Gesetzgebung  ist  ein  rechtlicher  Schutz  in  dieser  Be- 
ziehung nicht  gegeben.  Die  Spareinlagen  sind  Eigentum  der 
Gesellschaft;  in  der  Bilanz  erscheinen  sie  als  Passiven,  also  als 
rein  buchmässig  ausgesonderte  Posten,  wie  etwa  der  Reservefonds 
oder  die  Delkredenreserve,  von  welch  letzteren  beiden  sie  sich 
allerdings  vermöge  ihrer  wirtschaftlichen  Zweckbestimmung  und 
zufolge  ihrer  juristischen  Natur  erheblich  unterscheiden,  mit  denen 
sie  aber  andererseits  das  gemein  haben,  dass  sie,  wenn  auch  nur 
im  äussersten  Falle,  dem  Zugriffe  aller  Gläubiger  offen  stehen. 
Eine  gewisse  Selbständigkeit  zeigt  sich  nur  in  den  einzelnen 
Fällen  darin,  dass  sie  der  Verwaltung  oder  Mitverwaltung  durch 
einen   Ausschuss  der  Arbeiter  unterworfen  sind. 

Die  Möglichkeit,  den  Arbeiter  vor  den  schhmmen  Folgen 
einer  etwaigen  geschäftlichen  Katastrophe  des  Unternehmens  be- 
züglich seiner  Spareinlagen  zu  schützen ,  erblickt  Amtsgerichtsrat 
a.  D.  Funke  lediglich  darin,  dass  demjenigen,  der  als  Arbeiter 
oder  Angestellter  auf  Grund  seiner  Spareinlagen  eine  Forderung 
gegen  die  Fabriksparkasse  hat,  im  Falle  des  Konkurses  der  Unter- 
nehmung ein  Recht  auf  vorzugsweise  Befriedigung  aus  der  Konkurs- 
masse gegeben  wird,  wie  dies  bezüglich  der  Forderungen  der 
Arbeiter  und  Angestellten  an  Lohn,  Kostgeld  und  anderen  Dienst- 
bezügen heute  zutrifft.  Auch  wird  weiter  empfohlen,  Bestimmung 
dahin  zu  treffen,  dass  im  Laufe  des  Konkurses  der  Sparkassen- 
fonds, wie  er  rein  buchmässig  in  der  letzten  Bilanz  zum  Ausdruck 
gekommen  ist,  aus  der  realisierten  Masse  faktisch  ausgeschieden, 
und  zur  abgesonderten  Befriedigung  der  Sparer  verwendet  würde. 
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DIE  FINANZEN  DER  GROS  SM  ACHTE. 

EINE  KRITIK  NEUDEUTSCHER  FINANZSTATISTIK. 

Von 

Dr.  JOHANN  PLENGE. 


Kommen  wir  gleich  auf  die  Hauptsache.  Welches  Urteil 
verdient  ein  Buch,  dessen  Ergebnisse  abschliessend  unter  vier 
Punkten  hervorgehoben  werden,  von  denen  drei  nicht  nur  voll- 
kommen falsch  sind,  sondern  sogar  den  in  der  Arbeit  selbst  an- 
geführten Tatsachen  ausdrücklich  widersprechen.?  Das  ist  die 
unerfreuliche  Frage,  vor  die  sich  der  Leser  der  Zahns>c\\&x\  Schrift 
über  »die  Finanzen  der  Grossmächte«  ^)  schliesslich  gestellt  sieht. 

Es  wird  unsre  erste  Aufgabe  sein,  diese  drei  Punkte  nach- 
einander zu  beleuchten,  damit  wir  wissen,  wen  wir  eigentlich  vor 
uns  haben. 

In  seiner  Rekapitulation  behauptet  ZaJin  unter  Nummer  2, 
an  der  raschen  und  starken  Zunahme  des  Staats- 
bedarfs seien  die  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte  in  Deutsch- 
land »nicht  in  dem  hohen  Masse  beteiligt,  wie  z.  B.  in  Frank- 
reich, Grossbritannien,  Russland«.  Das  ist  nach  Zaims  eigenen 
Tabellen  (S.  28  f.)  falsch,  die  allerdings  nur  die  absoluten  Zahlen 
der  Heeres-  und  Flottenausgaben  von  1893 — 1906  enthalten,  da 
Zahlt  gegen  die  Regeln  der  statistischen  Darstellung  die  Zuwachs- 
prozente der  einzelnen  Länder  nicht  berechnet  hat.  Holen  wir  das 
Versäumte  nach,  so  ergibt  sich  folgendes  Bild : 


i)  Zahn,  OberregieruRgsiat  Dr.  Friedrick,  Die  Finanzen  der  Grossmächte.  Eine 
internationale  finanzstatistische  Untersuchung.  Berlin  ,  Carl  Heymann  1908.  98  und 
47   S. 
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Die  Rüstungsausgaben  von    1906    im  Verhältnis  zu   denen    von 
1893    {Za/m  S.  28   f.). 


Heer- 

Flotten- 

Oeffeniliche 

Zusam- 

ausgaben 

ausgaben 

Schuld 

•) 

men 

% 

% 

% 

% 

Italien 

95.2 

126,0 

100,5 

101,6 

Frankreich 

110,6 

128,3 

94.9 

103,4 

Oesterreich-Ungarn 

144,6 

^28,0 

123,0 

133,6 

Russland 

158,6 

208,6 

125,4 

147,1 

Grossbritannien 

1540 

220,7 

113,1 

152,7 

Deutschland 

127.0 

328,3 

195,7 

154,8 

Jeder  Kommentar  ist  überflüssig.  Es  ist  das  gerade  Gegen- 
teil von  dem  der  Fall,  was  Za/m  sagt,  Deutschland  hat 
seit  1H93  unter  den  europäischen  Gross  mächten 
die  stärkste  Steigerung  der  Ausgaben  für  Rüs- 
tungszwecke   aufzuweisen-). 

Seien  wir  indessen  vorsichtig.  Der  skeptische  Leser  könnte 
einwenden,  dass  diese  Prozentziffern  nur  richtig  sind,  wenn  die 
absoluten    Zahlen  in  vergleichbarer  Weise   zu    stände    gekommen 


1)  Unter  den  Ausgaben  für  die  öffentliche  Schuld  sind  in  Deutschland  nur  die 
Ausgaben  des  Reiches,  nicht  die  der  Einzelstaaten  aufgeführt,  sodass  diese  Zahlen 
nur  für  einen  Teil  des  Auslandes  beträchtlich,  für  Deutschland  hingegen  kaum  wesent- 
lich »höher  erscheinen  als  in  Wirklichkeit,  weil  die  Ausgaben  für  die  rentierlichen 
Anleihen  eingeschlossen    sind«. 

2)  Es  ist  zuzugeben,  dass  die  Za/msche  Rekapitulation  an  dieser  Stelle  nicht 
eindeutig,  sondern  vielmehr  dreideutig  ist.  Wie  man  aber  auch  ihren  In- 
halt deutet,  der  Inhalt  ist  falsch. 

Zahn  sagt  S.  97  unter  2.  wörtlich  :  »Der  Staatsbedarf  (Staatsausgaben)  nimmt 
bei  uns  wie  anderwärts  rasch  und  stark  zu.  Hieran  sind  die  Ausgaben  für  Heer 
und  Flotte  erheblich  beteiligt,  in  Deutschland  jedoch  nicht  in  dem  hohen  Masse 
wie  z.  B.  in  Frankreich,  Grossbritannien,  Russland.  Entsprechend  grösser  sind  bei 
uns  die  Ausgaben  für  sogenannte  produktive  Zwecke  (für  Erwerbsanstalten  wie  Eisen- 
bahnen  usw.,  für  sonstige  Kulturaufgaben).« 

Bei  philologischer  Interpretation  ergibt  sich  als  Sinn  dieser  Sätze  die  im  Text 
widerlegte  Behauptung,  indessen  wollen  wir  es  auch  mit  zwei  anderen  Deutungen 
versuchen. 

Angenommen,  Zahn  habe  sagen  wollen,  der  Prozentsatz,  den  die  Rüstungsaus- 
gaben von  den  allerdings  sehr  fragwürdigen  »Gesamtstaatsausgaben«  (vgl.  S  756  ff.)  aus- 
machten, sei  in  Deutschland  weniger  stark  gestiegen  als  im  Ausland  ,  so  i.sl  festzu- 
stellen, dass  nach  Zahns  eigener  Tabelle  (S.  22),  die  allerdings  nicht  ganz  richtig 
ist,  der  Anteil  der  »unproduktiven  Ausgaben«  an  den  Gesamtausgaben  überall,  ausser 
in  Italien,  von  1899 — 1906  (für  1893  fehlen  für  Deutschland  die  Gesamtzahlen  von 
Reich  und  Gliedstaaten)  gefallen  ist  und  zwar,  mit  der  einen  Ausnahme  von  Oester- 
reich,    am    wenigsten    in   Deutschland. 


Die  Finanzen  der  Grossmächte. 


715 


sind,  und  dieser  Zweifel  wäre  berechtigt^).    Beschränken  wir  unsere 
Kontrolle,  hier  wie  überall,  auf  Deutschland,  Frankreich  und  Gross- 


Sogenannte    unproduktive    Ausgaben   in  Prozent    der    Gesamt- 
ausgaben   (Zahn  S.   22) 

1899  1906 

%  % 

Deutsches  Reich  und  Bundesstaaten     26,92  25,01 

Oesterreich  40,68  40,07 

Ungarn  42,85  39,29 

Italien  52,98  58,06 

Frankreich  89,85  (richtig  63,80 !)  61,05 

Russland  43>07  32,40 

Grossbritannien  69,91  64,19 

Es  ist  charakteristisch,  dass  Zahn  dieses  für  Deutschland  ungünstige  Ergebnis 
der  Tabelle  (S.  22)  in  den  Erläuterungen  im  Text  (S.  23)  mit  keinem  Worte 
erwähnt,  während  er  auf  S.  27  zwar  hervorhebt,  dass  die  Anteilziffer  in  Deutsch- 
land von  27  auf  25O/Q  gefallen  ist,  ohne  mit  einem  einzigen  Worte  des  doch  auf 
S.  22  nachgewiesenen  stärkeren  Falls  im  Ausland  zu  gedenken.  Dagegen  spricht 
Zahn  allerdings  auf  S.  27  von  dem  gerade  umgekehrten  Verhalten  der  »produk- 
tiven« Ausgaben  und  sagt  im  direkten  Widerspruch  mit  den  für 
Deutschland  allein  vergleichbaren  Zahlen  der  Jahre  1 899  und 
1906  :  »In  den  ausserdeutschen  Staaten  sind  die  produktiven  Staatsausgaben  ebenfalls 
in  starker  Zunahme  begriffen ,  aber  nicht  überall  in  dem  starken 
Masse,    wie    in    Deutschland«.(!?) 

Nun  bleibt  noch  die  dritte  Möglichkeit,  dass  Zahn  in  einer  für  den  naiven 
Leser  unentwirrbaren,  mit  korrektem  Deiitsch  unvereinbaren  Weise  zwei  grundver- 
schiedene statistische  Elementarbegriffe,  »Zuwachsrate«  und  »Anteilsziffer«,  durchein- 
ander geworfen  hat,  und  dass  er  wie  im  Text  auf  S.  23  nur  sagen  wollte,  dass  in 
jedem  einzelnen  Jahr  die  Ausgaben  für  Rüstungszwecke  im  Verhältnis  zu  den 
»produktiven«  Ausgaben  in  Deutschland  geringer  seien  wie  im  Ausland.  Aber 
dieser  Vergleich  wäre  für  einen  kritischen  Statistiker  nur  dann  zulässig,  wenn  als 
solche  produktive  Ausgaben  im  internationalen  Vergleich  nur  die  Ausgaben  für 
eigentliche  Staatszwecke  einander  gegenübergestellt  würden  und  die  deutschen 
produktiven  Ausgaben  nicht  künstlich  zu  einer  innerlich  völlig  unwahren  Grösse  auf- 
gebauscht wären.     (Vgl.   S.  756  ff.). 

Die  tatsächliche  Unrichtigkeit  der  Zrt//«schen  Darstellung  bleibt  auf  jeden  Fall 
bestehen,  er  hat  auf  jeden  Fall  die  deutschen  Rüstungsausgaben  im  internationalen 
Vergleich  geringer  erscheinen  lassen,   als  die  Tatsachen  zugeben. 

l)  Der  erste  Zweifel  an  den  Zahlen  Zahn?,  muss  entstehen,  wenn  man  findet,  dass 
1906  Italien  für  das  Heer  nach  S.  29  192,8  Millionen  Mark,  nach  S.  20  225,6 
Millionen  Mark  ausgegeben  hat,  für  die  Flotte  nach  S.  29  95,9,  nach  S.  20  ior,8 
Millionen  Mark.  Für  Grossbritannien  werden  auf  S.  20  als  Ausgaben  für  1906  die- 
selben Zahlen   angegeben,  die  auf  S.  29  für  1905  erscheinen. 

Vergleicht  man  dann  mit  den  Angaben  Zahns  die  bekannteste  neuere  periodische 

Publikation  internationalen  finanzstatistischen  Materials,  die  von  O.  Schwarz  in  seinem 

Jahresbericht:    »Die  Finanzen  der  europäischen  und  der  wichtigeren  aussereuropäischen 

Staaten«   in  der  von  E.  von  Halle  herausgegebenen   »Weltwirtschaft«    gegeben   wird, 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft.  190S.    4.  zj.^ 
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britannien,  so  finden  wir  bald,  dass  die  Rechnung  Zahns  in  keinem 
Lande  stimmt.  In  den  englischen  und  französischen  Zahlen  sind 
die  Militär-  und  Marinepensionen  mitenthalten,  bei  Deutschland 
fehlen  sowohl  die  Pensionen,  wie  die  Ausgaben  aus  dem  Invaliden- 
fonds: das  erhöht  die  deutschen  Rüstungsausgaben  für  1893  um 
71  Millionen  Mark,  für  1906  um  132,2  Millionen  Mark  ^).  Bei 
Frankreich  stehen  die  Ausgaben  für  die  Pensionen  unter  denen 
für  die  Schuld  und  müssen  demnach  dort  ab-  und  dem  Konto 
der  Heeres-  bez.  den  Marineausgaben  zugeschrieben  werden ; 
die  Zivilpensionen  und  die  im  Schuldendienst  enthaltenen  Aus- 
gaben für  Eisenbahnzwecke  sind  in  der  Gesamthöhe  von  1893 
153,7  Millionen  Frs.,  1906  175,5  Millionen  Frs.  von  den  Rüstungs- 
ausgaben abzusetzen.  Bei  England  hat  Zahn  das  ganze  Extra- 
ordinarium  vergessen,  das  neben  dem  eigentlichen  Budget  steht: 
das  erhöht  für  1906  die  englischen  Heeresausgaben  um  300  000  £, 
die  Flottenausgaben  um  2398000  £,  während  die  Zahlen  von 
1893  dieselben  bleiben.  Aber  von  der  grössten  prinzipiellen,  wenn 
auch  von  geringerer  quantitativer  Bedeutung  ist  die  Tatsache,  dass 
die  Zahlen,  die  Zahn  für  Deutschland  gibt,  mit  den  aus  dem 
Statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich  zu 
entnehmenden  Ziffern  nicht  übereinstimmen.  Es  ergibt  sich,  dass 
anscheinend  die  von  ZaJm  aus  den  Vierteljahrsheften  zur 
Statistik  des    Deutschen   Reiches    übernommenen    Zahlen 


so  ergibt  sich  eine  starke  Verschiedenheit  in  den  Ziffern  der 
Rüstungsausgaben  für  1905.  {Schwarz  a.  a.  O.  1907  I  S.  250.)  Das 
ist  um  so  auffälliger  als  Schwarz  von  Zahn  mehrfach  zitiert  wird. 

Die  nähere  Prüfung  ergibt,  dass  auch  Schwarz  ungenaue  Zahlen  gibt.  Zahn 
hat  1905  zu  seinen  im  Text  gekennzeichneten  Fehlern  hinzu  die  französischen  Heeres- 
ausgaben um  IG  Millionen  Mark  zu  hoch  angegeben.  Schioarz  dagegen  berück- 
sichtigt zwar  das  englische  Extraordinarium,  will  aber  zu  Unrecht  die  Heeres-  und 
Flottenpensionen  bei  allen  Ländern  abziehen  und  übersieht  dabei,  dass  sie  in  Eng- 
land als  »non  effective  Service«  unter  den  laufenden  Ausgaben  für  ariny  und  navy 
sieben.  Die  »pensions«  des  »Consolidated  fund«  sind  nur  Ehrendotationen  für  verdiente 
See-  und  Kriegshelden  und  für  deren  Nachkommen.  Die  französische  »dette  viagere« 
(Pensionen)  hat  Schwarz  dagegen  abgezogen  (a.  a.  O.  .S.  250  Anm.  11,12),  sodass 
bei  ihm  gerade  Grossbritannien  gegenüber  Frankreich  und  Deutschland  viel  zu  hohe 
Rüstungsausgaben  hat. 

l)  Zur  Berücksichtigung  der  Mililärpensionen  vgl.  Pfeiffer ,  Vergleichende  Zu- 
sammenstellung der  europäischen  Staatsausgaben  2.  Aufl.  Stuttgart  1877  S.  I02  ff.  und 
Gerstfeldt,  Beiträge  zur  Reichssteuerfrage  auf  Grund  einer  Vergleichung  der  Ausgabe- 
und  Einnahmeverhältnisse  im  Deutschen  Reich  mit  denen  der  grösseren  Staaten 
Europas.     Leipzig,   1879  S-  2.  Anm.  i. 
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im  ganzen  die  grössere  Genauigkeit  aufweisen,  wenn  sie  auch  für 
1906  für  die  Expedition  nach  Ostasien  4528  512  M.  (Ersparnis 
durch  Verminderung  der  Expeditionstruppen)  mehr  zum  Heeres- 
etat hinzuzuschlagen  haben,  als  der  im  Reichsgesetzblatt  abge- 
druckte Etat  enthält.  Ausserdem  lassen  die  Vierteljahrshefte  die 
deutschen  Heeresausgaben  dadurch  eine  Kleinigkeit  zu  gering  er- 
scheinen, dass  sie  die  Kosten  des  Reichsmilitärgerichts  zur  Justiz- 
verwaltung^ also  zu  den  Zivilausgaben  rechnen  ^). 

i)  Das  Statistische  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich  gibt  bekanntlich  unter  XV 
Finanzwesen  an  erster  Stelle  eine  Uebersicht  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Deutschen  Reiches  jeweils  für  die  letzten  fünf  Jahre,  davon  die  beiden  jüngst  ver- 
gangenen Jahre  nach  den  Voranschlägen  einschliesslich  der  Nachtragetats.  Die  Summe 
der  Heeresausgaben,  abgesehen  von  den  Pensionen,  bekommt  man  durch  Addition 
von  fünf  Posten,  nämlich  fortdauernde  und  einmalige  ordentliche  Ausgaben  der' 
Heeresverwaltung  (VI)  und  des  Reichsmilitärgerichts  (Via)  und  ausserordentliche  Aus- 
gaben der  Verwaltung  des  Reichsheeres.  Die  so  erhaltene  Summe  bleibt  in  den  der 
Nachprüfung  unterworfenen  Jahren  1903  — 1906  jedesmal  um  15  bis  20  Millionen 
Mark  hinter  der  Gesamtausgabe  für  Heereszwecke  zurück,  die  in  der  jährlichen  von 
Zahn  inaugurierten  Publikation  j>die  Finanzen  des  Reichs  und  der  deutschen  Bundes- 
staaten« von  den  Vierteljahrsheften  zur  Statistik  des  Deutschen  Reiches  mitgeteilt  wird. 
Auch  bei  der  Marine  finden  sich  ähnliche,  aber  geringere  Abweichungen.  Jede  Er- 
klärung fehlt,    beide  Publikationen  schweigen  sich  über  die  Abweichung  aus. 

Die  Nachprüfung  ergibt,  dass  das  Statistische  Jahrbuch  die  im  offiziellen  Etat 
enthaltene  Verteilung  der  Kosten  der  Expedition  nach  Ostasien  auf  Heeresetat  (7 
bis  12  Millionen  Mark)  usw.  nicht  erkennen  lässt  und  darum  die  exakte  Vereinigung 
aller  dem  Heeresetat  zufallender  Posten  unmöglich  macht.  Für  1906  wäre  auch  der 
Posten  »zu  verschiedenen  neuen  Massnahmen«  (XVIII)  zum  Teil  auf  den  Heeresetat 
zu  übertragen  gewesen.  Im  Jahrgang  1904  fehlen  die  Nachtragsetats  für  1903 
völlig,  obwohl  sie  nach  den  der  Tabelle  vorangehenden  Erläuterungen  aufgenommen 
sein  müssten. 

Eine  zweite  kleinere,  für  den  Laien  gewiss  schwer  zu  entdeckende  Abweichung 
(3 — 6  Millionen  Mark)  kommt  dadurch  zustande,  dass  das  statistische  Jahrbuch 
beim  Ordinarium  der  Heeresverwaltung  die  offiziellen  Zahlen  des  Etats  abdruckt, 
während  die  \'ierteljahrshefte  komplettierte  Bruttozahlen  zu  geben  suchen.  Unser 
Heeresetat  ist  in  seiner  offiziellen  Form  an  einigen  Stellen  Nettoetat,  so  beim  Sanitäts- 
wesen, bei  den  Kadettenhäusern  und  sonstigen  Erziehungsanstalten,  den  Remonte- 
depots,  der  Witwenkasse  usw.  Diese  Posten  scheinen  die  Vierteljahrshefte  zu 
rektifizieren,  ein  löbliches  aber  unvollständiges  Unternehmen,  da  die  vielen  Einzel- 
posten fehlen,  wo  ein  Verkaufserlös  von  Altmaterial,  Abfall  usw.  dem  betreffenden 
Fonds  verbleibt.  Aber  jeder  Hinweis  auf  diese  Ergänzung,  jede  Erklärung  ihrer  Höhe 
fehlt,   so   dass  der    Leser  zunächst  vor  eir.em  völligen  Rätsel  steht. 

Ueberhaupt  sind  die  Erläuterungen  zu  den  Tabellen  der  Vierteljahrshefte  unge- 
nügend, so  dass  man  auf  einen  Versuch,  sich  von  ihren  Ziffern  im  einzelnen  Rechen- 
schaft zu  geben,  bald  verzichtet.  Es  dürfte  ein  statistisches  Unikum  sein,  dass  Jahr 
für  Jahr  auf  zwei  gegenüberstehenden  Seiten  die  beiden  Tabellen  »Ausgaben  für  die 
sonstige    Staatsverwaltung      (ordentliche    und    ausserordentliche)«      und    »spezialisierte 
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Es  bedarf  keiner  Hervorhebung,  dass  sich  durch  die  Aus- 
führung aller  dieser  Korrekturen  das  Bild  der  internationalen  Rü- 
stungsausgaben stark  verschiebt.  Schon  der  Vergleich  der  korri- 
gierten absoluten  Ziffern  ist  gerade  bei  dieser  Ausgabegruppe 
besonders  lehrreich,  und  wird  es  noch  mehr,  wenn  wir  weiter  in 
die  Vergangenheit  zurückgehen,  als  ZaJin  es  für  nötig  gefunden 
hat,  und  auf  Grund  der  im  Ganzen  zuverlässigen  Angaben  von 
Pfeiffer  zum  Vergleich  die  Zahlen  von    1875   danebenstellen ^). 

Ausgaben  für   Heer,  Flotte  und  öffentliche  Schuld   1875  und  1906 
(korrigierte  Zahlen  in  1000  Mark). 


Heer 

Flotte 

Oeffentl.  Schuld 

[      Zusammen 

Deutschland 

1875 
1906 

411  022 
887  174 

49  210 

273  2S8 

5  100 
127  556 

465  332 
1288018 

Frankreich 

1875 
1906 

500  389 
679985 

126  401 
307  440 

650333 
707  480 

1277  123 
1694955 

Grossbritannien 

1875 
1906 

331  981 
572526 

221 649 
690  153 

545017 
581  400 

1098  647 
1844079 

Wer  diese  Zahlen  richtig  würdigen  will,  darf  nicht  vergessen, 
dass  sie  für  Deutschland  zu  günstig  sind.  England  hat  keine  all- 
gemeine Wehrpflicht,  die  bei  uns  eine  latente  Ausgabe  der 
deutschen  Volkswirtschaft  für  Rüstungszwecke  darstellt.  In  Frank- 
reich stehen  die   Kosten  der  Gensdarmerie  unter  den  Heeresaus- 


Nachweisung  der  Ausgaben  für  den  »sonstigen  Bedarf«  der  Staatsverwaltung  (Roh- 
beträge)« veröffentlicht  werden,  auf  denen  ohne  jede  Erläuterung  unter  der  Angabe 
ausserordentliche  Ausgaben  des  »Reichsheers«  bez.  der  »Verwaltung  des  Reichs- 
heers«  Jahr  für  Jahr  völlig  verschiedene  Posten  stehen,  wobei  die  »R  o  h  betrage« 
jedesmal  niedriger  sind.  (Vgl.  1903  II  S.  244  f.,  1904  III  S.  12  f.,  1905  II  S.  156  f., 
1906  II  S.   180  f.,    1907  II  S,  22  f.,    1908,  II  S.    128  f.) 

Zahn  benutzt  die  beiden  Varianten  der  offiziellen  Statistik  in  seiner  eigenen 
Weise.  Wie  die  Nachprüfung  der  Jahre  190 1 — 3  ergibt,  addiert  er  für  die  Tabelle 
auf  S.  28  in  diesen  Jahren  die  im  Statistischen  Jahrbuch  mitgeteilten  Heeres-  und 
Marineposten  (für  1903  Voranschlag!!),  einschliesslich  des  Reichsmilitärgerichts,  aber 
bei  der  Marine  abzüglich  der  Ausgaben  für  Kiautschau  (1902  Druckfehler  beim  Heer, 
1903  anscheinend  Rechenfehler  bei  der  Marine!!).  Von  1904  an  benutzt  er,  ohne 
mit  einem  Wort  die  veränderte  Berechnungsmethode  anzudeuten,  die  Zahlen  der 
Vierteljahrshefte,  die  Kiautschau  nicht  abziehen,  aber  das  Reichsmilitärgericht  zu  den 
Zivilausgaben  rechnen.  Dabei  liegen  gleiche  Angaben  der  Vierteljahrshefte  auch 
schon  für   1902  und    1903  vor. 

l)  Pfeiffer  a.  a.  O.  S.  79 — 128.  Um  die  Zahlen  genau  vergleichbar  zu 
machen,  wurden  einige  von  Pfeiffer  abgezogene  Posten  (Gendarmerie  S.  loi, 
Pönitentiardienst  S.  103)  zu  den  französischen  Heeres-  und  Flottenausgaben  wieder 
hinzuaddiert,  dagegen  beim  Schuldendienst  die  Ausgaben  für  Eisenbahnzwecke  abge- 
zogen (S.  88).  —  Für  Deutschland  wurden  für  Flotte  und  Schuld  die  höheren  Zahlen 
des  Statistischen  Handbuches  eingesetzt.     Vgl.  S.  726    Anm.  2. 
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gaben.  Die  Schutztruppe  steht  bei  uns  nicht  auf  dem  Heeresetat, 
während  die  französische  Kolonialarmee  dort  geführt  wird  und  die 
englischen  Ausgaben  für  die  Kolonialtruppen  nur  zum  Teil  von 
den  Kolonien  getragen  werden^).  Endlich  müssten  die  Ausgaben 
für  die  öffentliche  Schuld  in  Deutschland  höher  sein,  wenn  das 
Reich  in  demselben  gesunden  Masse  tilgen  würde  wie  Frankreich 
und  Grossbritannien.  Das  alles  hätte  in  einer  international  ver- 
gleichenden Untersuchung  über  die  Finanzen  der  Grossmächte, 
ganz  abgesehen  von  allen  Korrekturen,  zur  Erläuterung  der  Zahlen 
angegeben  werden  müssen. 

Der  starke  Fehler  in  den  absoluten  Rüstungsausgaben  Zahns, 
hat  natürlich  die  Unrichtigkeit  aller  davon  abgeleiteten  relativen 
Ausgabeziffern  zur  Folge.  Seine  Angaben  über  den  Rüstungs- 
aufwand pro  Kopf  der  Bevölkerung  bedürfen  ebenso  der  Um- 
rechnung, wie  der  angebliche  Anteil  des  Heeresaufwands  an  den 
Gesamtausgaben.  Natürlich  erfährt  auch  das  prozentuelle  Ver- 
hältnis der  Rüstungsausgaben  von  1906  zu  denen  von  1893  einige 
Veränderungen,  die  aber  wegen  des  für  beide  Jahre  gleichmäs- 
sigen  Fehlers  von  Zahn  geringer  sind  als  die  Veränderungen  in 
den  absoluten  Zahlen. 

Die  Rüstungsausgaben  von  1906  im  Verhältnis  zu  denen   von 
(korrigierte  Zahlen). 


Heer 

Flotte 

Oeftentliche  Schuld 

Zusammen 

1875: 

Deutschland 

Frankreich 

Grossbritannien 

% 
215,8 

i35>9 
172,5 

% 
555.4 
243,3 
3"'4 

% 
2501,1 

108,5 
106,7 

% 
276,8 

132,7 
167,8 

1893: 

Deutschland 
Frankreich 

132,0 
111,4 

329,2 
127,2 

195.7 
88,6 

157,1 
102,1 

Grossbritannien 

i55>9 

237.6 

113,1 

157.4 

l)  Das  französische  Budget  für  1906  bezifferte  den  Bedarf  für  die  Kolonial- 
truppen auf  39239229  Frs.,  der  englische  Posten  ist  nicht  ohne  weiteres  festzustellen. 
Um  einen  gewissen  Ausgleich  zu  schaffen,  wurde  in  Deutschland  die  Ausgabe  für 
Kiautschau  (1906    13252027   Mark)  vom  Marineetat  nicht  abgezogen. 

Vielleicht  verdient  an  dieser  Stelle  die  dunkle  Anmerkung  Zahns  (S.  20  Anm.  i) 
zu  den  französischen  Heeresausgaben  von  1906  Erwähnung:  »ohne  die 
Territorialarme  e«. 

a)  Frankreich  hat  keine  Territorial  armee. 

b)  Die  Kosten  der  Kolonial  armee  sind  nicht  abgezogen. 

c)  Es   gibt  eine  Territorialarmee   in  England,   aber  —  erst  seit   1907. 

d)  Die  Kosten  der  englischen  Territorialarmee,  in  der  jeder  Mann  und  Offizier 
während  jeder  Aktivitätsperiode  den  regulären  Sold  bekommt,  sind  bei  den  laufenden 
Heeresausgaben  mit  inbegriffen,  genau  so  wie  1906  die  Unkosten  für  die  Stamm- 
körper der  Territorialarmee  »militia«,  »volunteers«  und  »yeomanry«.  —  Es  dürfte  schwer 
sein,  mit  drei  Worten  noch  mehr  Fehler  zu  machen. 


«20  ^'''  Johann  Plenge  : 

Das  Ergebnis  des  Vergleichs  ist  unzweideutig.  In  den  30 
Jahren  von  1875 — 1906  sind  die  Rüstungsausgaben  in  Deutsch- 
land weitaus  am  stärksten  gestiegen.  In  den  vierzehn  Jahren  von 
i3g2 — 1906  bleibt  Frankreich  zurück,  während  England  und  Deutsch- 
land die  Ausgaben  in  annähernd  demselben  Verhältnis  steigern,  wo- 
bei dieses  die  Ausgaben  für  die  Flotte,  jenes  die  Ausgaben  für  das 
Heer  verhältnismässig  besonders^  stark  vermehrt.  Jedenfalls 
bleibt  die  Zunahme  der  deutschen  Rüstungsausgaben 
hinter  »dem  hohen  Masse  des  Auslandes«  keines- 
wegs   zurück. 

Unter  Punkt  3  seiner  Rekapitulation  sagt  Zahn:  »Die  steuer- 
liche Belastung  ist  hier  (in  Deutschland)  gegenüber  dem  Auslande 
verhältnismässig  gering,  und  zwar  gilt  dies  von  der  indirekten  Be- 
steuerung noch  mehr  als  von  der  direkten.«  Zahns  eigene  Ta- 
belle S.  34  beweist  auch  für  das  ungeübte  Auge  das  Gegenteil. 
Auf  dieser  Tabelle  wird  unter  anderem  ausgerechnet,  wie  hoch 
die  Belastung  durch  Zölle  und  indirekte  Steuern  im  Verhältnis  zu 
derjenigen  durch  direkte  Steuern  ist,  und  zwar  für  die  doppelte 
Möglichkeit,  je  nachdem  die  Erbschaftssteuer  als  direkte  Steuer 
oder  als  indirekte  Steuer  angesehen  wird.  Nun  kann  gar  kein 
Zweifel  sein,  dass  für  die  Frage  von  Steuerdruck  und  vergleichs- 
weiser Steuerbelastung  die  Erbschaftssteuer  zu  den  Steuern  gehört, 
die  Vermögen  und  Einkommen  der  Einzelwirtschaft  unmittelbar 
treffen  und  eine  offensichtliche,  deutlich  spürbare  direkte  Verbindung 
der  steuertragenden  Einzelwirtschaft  und  der  Staatskasse  her- 
stellen. Rechnen  wir  also  die  Erbschaftssteuer  zu  den  direkten 
Steuern,  so  wurden  nach  Zahn  1906  auf  jede  Mark  direkter  Steuern 
gezahlt  indirekte  Steuern 

in  Mark 

Giossbritannien  1,41 

Italien  1,53 

Japan  1,55 

Oesterreicli-Ungarn  2,24 

Frankreich  2,55 

Deutschland    (Reich  und  Bundesstaaten)           2,99 

Russland  7,14 

Danach  ist  das  Gegenteil  von  dem  richtig",  was  Zahn  be- 
hauptet ;  ausser  Russland  ist  kein  Land  da,  in  dem 
das  Verhältnis  der  indirekten  Steuern  zu  den 
direkten  so  ungünstig  ist  wie  in  Deutschland, 
wo  es  doppelt  so  ungünstig  ist,  wie  das  in 
G  r  o  s  s  b  r  i  t  a  n  n  i  e  n.  Selbst  bei  der  in  diesem  Zusammenhang 
innerlich  ganz  unmöglichen  Einbeziehung  der  Erbschaftssteuer  unter 
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die  indirekten  Steuern  wird  das  Bild  nicht  wesentlich  geändert:  nur 
Frankreicli  hätte  bei  dieser  unzulässigen  Annahme  verhältnis- 
mässig mehr  indirekte  Steuern  wie  Deutschland,  alle  andern 
Staaten  ausser  Russland  weniger.  Es  ist  aber  charakteristisch, 
ddiSS  Zahn  auf  dieses  Hauptproblem  eines  steuerstatistischen  inter- 
nationalen Vergleiches  in  seinem  Text  mit  keinem  Wort  eingeht, 
mit  keinem  Worte  im  Text  davon  spricht,  ein  wie  grosser  Teil 
des  Gesamtsteuerdruckes  in  jedem  Lande  durch  indirekte  Be- 
steuerung mit  der  bekannten  Begleiterscheinung  der  umgekehrt  pro- 
gressiven Wirkung  ausgeübt  wird.  Denn  das  ist  offenbar  die 
entscheidende  Frage  für  die  Beurteilung  der  Gerechtigkeit  der 
verschiedenen  Steuersysteme,  wie  sie  unabhängig  von  ihrer  Höhe 
die  verschiedenen  Bevölkerungsschichten  im  Verhältnis  zu  ihrer 
Leistungsfähigkeit  treffen.  Das  Ergebnis  ist,  dass  wir 
in  Deutschland  einen  weniger  hohen,  aber  auch 
weniger  gerechten  Steuerdruck'  haben,  als  alle 
anderen  Länder  ausser  Russland.  Demgegenüber  ist 
es  grundsätzlich  wenig  von  Bedeutung,  dass  einzelne  »gutartige <- 
indirekte  Steuern  im  Auslande  höhere  Erträge  bringen  als  bei 
uns :  wir  können  gewiss  z.  B.  Tabakssteuer  und  Branntwein- 
steuer zweckmässig  zu  wesentlich  höheren  Erträgen  ausgestalten, 
aber  wenn  der  internationale  Vergleich  für  uns 
irgendwie  vorbildlich  sein  soll,  so  müssen  wir 
den  weitaus  grösseren  Betrag  der  für  das  Reich 
erforderlichen  neuen  Mittel  durch  direkte  Steuern 
aufbringen. 

Der  skeptische  Leser  fragt  indessen  wieder,  sind  denn  die 
Zahlen  Zahns  aber  auch  richtig,  und  wieder  ist  dieser  Zweifel 
begründet^).    Zahn  hat  bei  Grossbritannien  einen  doppelten  Fehler 


l)  Auch  in  diesem  Fall  wird  man  dadurch  zur  Nachprüfung  aufgefordert,  dass 
die  von  Schwarz  a.  a.  O.  angegebenen  Zahlen  der  Steuerbeiastung  für  keins  der  drei 
Länder  mit  denen  Zahns  auch  nur  annähernd   übereinstimmen. 

Auch  in  diesem  Fall  sind  aber  die  Zahlen  sowohl  bei  Zahn,  wie  bei  Schwarz 
der  Korrektur  bedürftig.  Schwarz  hat  bei  Deutschland  die  Gebühren  fortgelassen, 
ohne  bei  Frankreich  und  Grossbritannien  einen  entsprechenden  Abzug  machen  zu 
können.  Bei  Frankreich  teilt  er  seltsamer  Weise  die  Nettoeinnahme  der  indirekten 
Steuern    nach   Abzug    der  Erhebungskosten  mit    (a.   a.   O.    1907   I  S.    250  Anm.    13). 

Es  ist  nicht  uninteressant,  dass  der  Fehler  bei  Schivarz  da  am  stärksten  ist,  wo 
seine  Zahl  mit  der  Zahns  am  meisten  übereinstimmt,  bei  den  indirekten  Steuern 
Grossbritanniens.  Schwarz  nimmt  zunächst  die  »depurierten«  Beträge  und  macht  dann 
den  doppelten  Fehler,  den  ganzen  von  den  Staatsbehörden  einkassierten  Betrag  »payable 
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begangen.  Die  staatlichen  Einnahmebehörden  kassieren  dort  einen 
ansehnhchen  Betrag  für  Rechnung  der  Lokalverwaltung  ein,  »re- 
venue  collected  for  local  authorities  by  Imperial  officers«  (1906 
10  222  413  £),  der  überhaupt  nicht  in  die  eigentliche  Staatskasse, 
den  »Exchequer«  kommt.  Diesen  Posten  hat  Zahn  zu  den  direk- 
ten und  indirekten  Staatssteuern  hinzugerechnet.  Ausserdem  gibt 
er  in  einem  falschen  Sinne  Bruttoziffern  der  Staatseinnahmen.  Es 
ist  für  den  internationalen  Finanzvergleich  notwendig,  dass  die 
Einnahmeziffern  Bruttoziffern  in  dem  Sinne  sind,  dass  über  die 
für  den  Bezug  dieser  Einnahmen  notwendigen  Unkosten  unter 
den  Ausgaben  separat  abgerechnet  wird,  aber  es  stört  das  Bild 
des  wirklichen  Steueraufkommens  und  der  wirklichen  Steuerbe- 
lastung, wenn  die  gesamten  .  buchmässigen  Staatseinnahmen  in 
dem  Sinne  angegeben  werden,  dass  auch  Steuerermässigungen, 
Steuerrückzahlungen,  Steuererlasse  etc.  einerseits  als  Einnahme, 
andrerseits  als  Ausgabe  aufgeführt  werden.  Solche  durch- 
laufende  Posten  müssen  eliminiert  werden,  sodass  das  Bruttobud- 
get nach  dem  Sprachgebrauche  Cz'ör?iigs>  ein  depuriertes 
Bruttobudget  wird  ^).  Zalin  ist  von  dieser  Praxis  abgewichen  und 
gibt  die  englischen  Einnahmezahlen  einschliesslich  »repayments, 
allowances,    discounts,  drawbacks,   bounties«   u.  s.  w.,    obwohl  der 


to  local  account«  zu  den  indirekten  Steuern  hinzuzuschlagen  (a.  a.  O.  Anm.  9.  10). 
Denn  diese  Summe  setzt  sich  einerseits  etwa  zur  Hälfte  aus  direkten  Steuern  (share 
of  the  probate  duty  and  estate  duty)  und  indirekten  Steuern  (aedditional  beer  and 
spirit  duties,  excise  licenses)  zusammen,  andererseits  ist  sie  keineswegs,  wie  Schwarz  an- 
gibt, gleichbedeutend  mit  den  Staatsdotationen  anderer  Länder,  wie  Schxvarz  schon 
daraus  hätte  entnehmen  können,  dass  daneben  solche  Dotationen  als  »government 
conlributions«  (»Staatsbeiträge«)  in  der  von  ihm  selbst  auf  S.  269  mitgeteilten  und 
auch  von  The  Siatesmans  Yearbook  regelmässig  veröffentlichten  Tabelle  der  englischen 
Kommunalfinanzen  enthalten  sind  (1906   23314986   £).    Vgl.   S.  726  Anm.   2. 

l)  Vgl.  Freiherr  v.  Czömig^  Das  österreichische  Budget  für  1862,  in  Vergleichung 
mit  jenen  der  vorzüglicheren  anderen  europäischen  Staaten  systematisch  dargestellt, 
Wien  1862  II  S.  448,  Gerstfeldt  a.  a.  O,  Anm.  2  zu  Tabelle  VI,  Rieche  a.  a.  O.  S. 
22,   Schivarz  a.  a.   O.    1907   IS.   258  Anm.   i. 

Die  Eliminierung  der  Rückzahlungen  führt  allerdings  dazu,  dass  die  versteckten 
Prämien,  die  bei  unverhältnismässiger  Rückzahlung  eintreten  (kleine  Liebesgabe  der 
Maischbotlichsteuer  !)  weder  auf  der  Ausgabeseite,  noch  auf  der  Einnahmeseite  des 
Budgets  erscheinen.  Das  ist  indessen  eine  Spezialfrage,  die  die  grundsätzliche  Be- 
handlung der  Rückzahlungen  an  dieser  Stelle  umsoweniger  zu  beeinflussen  braucht, 
als  die  Berücksichtigung  der  Prämien  nur  bei  Deutschland  die  indirekten  Steuern 
wesentlich  vermehren  und  demnach  in  der  Richtung  der  im  Text  behaupteten  Tat- 
sachen wirken  würde. 
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Exchequer  nur  die  »depurierten«  Bruttoeinnahmen  erhält^).  Die 
Durchführung  beider  Korrekturen  ändert  das  Bild  der  staat- 
lichen Steuereinnahmen  in  Grossbritannien  erhebUch.  Statt  auf 
I  154272000  M.  direkte  Steuern  kommen  wir  für  1906  nur  auf 
994961000  M.,  statt  auf  1626  574000  M.  indirekte  nur  auf 
1467  Ol  3  000  M.  Bei  Frankreich  und  Deutschland  ist  der  Fehler 
geringer.  Auch  hier  müssen  die  Einnahmen  »depuriert«  werden. 
In  Frankreich  sind  1906  bei  den  direkten  Steuern  21,5  Mill.  Frs., 
bei  den  indirekten  6,9  I\Iill.  Frs.  Rückvergütungen  abzuziehen. 
Für  Deutschland  hat  ZaJin  die  Berechnungsmethode  der  Viertel- 
jahrshefte zur  Statistik  des  Deutschen  Reiches  acceptiert,  die  an- 
scheinend durch  nachträgliche  Addition  für  das  Reich  völlig 
unbereinigte  Bruttoziffern  berechnen,  während  sie  die  direkten 
Steuern  der  Einzelstaaten    »depuriert«  bringen^).     Demnach    sind 


i)  Zahn  »depuriert«  im  Tabellenwerk  auf  Tabelle  I2  S.  37*  die  englische  Gesamt- 
staatseinnahme. Aber  auch  auf  dieser  Tabelle  sind  trotz  des  gegenteiligen  Vordrucks 
1905  und  1906  die  Zahlungen  an  die  Lokalverwaltung  nicht  abgezogen.  Wie  es 
zustande  kommt ,  dass  die  Tabelle  trotzdem  mit  derselben  Summe  abschliesst  ,  wie 
der  »finanzial  account«,  der  diese  10  Millionen  ^  nicht  enthält,  vermag  ich  nicht  zu 
sagen. 

2)  Der  Vergleich  mit  dem  sächsischen  Etat  ergibt,  dass  die  Vierteljahrshefte  die 
Steuererträgnisse  der  Einzelstaaten  »depuriert«  bringen,  abzüglich  der  bei  der  sächsischen 
Einkommensteuer  z.  B.  7,9  "/o  betragenden  Rückzahlungen. 

Dass  dagegen  die  Einnahmen  des  Reiches  völlig  unbereinigt  gebracht  werden, 
geht  aus  einer  Anmerkung  des  Tabellenwerks  hervor  (z.  B.  1907  II  S.  50  Anm.  i). 
Wenn  wir  nun  aber  die  Bruttosumme  der  Zolleinnahmen  aus  der  Anlage  XVII  des 
Entwurfs  des  Reichshaushaltsetats  für  das  Rechnungsjahr  1906  mit  560,7  Millionen 
Mark  ermitteln,  dazu  12,2  Millionen  Mark  fällig  werdende  Kredite  des  Vorjahres  und 
19,2  Millionen  Mark  Erhöhung  der  Position  durch  den  Reichstag  hinzuaddieren,  so 
kommen  wir  erst  auf  592,1  Millionen  Mark  BruttozoUeinnahme.  Die  Vierteljahrshefte 
dagegen  setzen  wiederholt  627,2  Millionen  Mark  an.  Jede  Erklärung  fehlt.  Wir 
nehmen  gerne  an,  dass  es  sich  um  irgend  einen  durchlaufenden  Buchhaltungsposten 
handelt,  möchten   aber  die  Erläuterung  künftig  nicht  vermissen. 

Es  ist  klar,  dass  entsprechend  der  Einnahmeerhöhung  auch  die  Ausgaben  des 
Reiches  steigen  und  zwar  um  etwa  135,4  Mark.  Obwohl  das  lauter  durchlaufende 
Buchhaltungsposten  sind,  rechnet  sie  Zß/i«,  wie  wir  sehen  werden  (vgl.  .S.  759),  zu  den 
produktiven  Ausgaben,  die  dann  freilich  gleich  um  mehr  als  zwei  Mark  für  den 
Kopf  steigen.  Demnach  wären  produktive  Ausgaben:  1)  35  Millionen  Mark  »Unauf- 
findbares«, 2)  3  Millionen  Mark  Herauszahlungen  an  Oesterreich  (wegen  Jungholz 
und  Mittelberg)  und  Luxemburg,  3)  30  Millionen  Mark  Rückzahlungen,  4)  67,3 
Millionen  Mark  doppelt  gebuchte  Erhebungskosten  der  Reichssteiiern.  Denn  die 
Bruttobuchung  beim  Reiche  führt  dazu,  dass  die  Erhebungskosten  als  Zahlung  an 
die  Gliedstaaten  abgebucht  werden  müssen,  die  ihrerseits  durch  ihre  Beamten  die  Zölle 
und  Steuern  für  das  Reich  erheben  und  dabei  jenen  Betrag  wirklich  verausgaben.      Bei 
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für  1906  die  auf  die  Reichszölle  und  Steuern  gezahlten  Rückver- 
gütungen in  der  voranschlagsmässigen  Höhe  von  30  Millionen  M., 
wieder  in   Abzug  zu  bringen. 

Wieder  hat  sich  das  Bild  erheblich  verschoben,  und  wieder 
bringt  die  Unrichtigkeit  der  absoluten  Zahlen  die  Folge  mit  sich, 
dass  auch  alle  abgeleiteten  relativen  Einnahmezififern  der  Kor- 
rektur bedürftig  werden.  Die  Steuereinnahme  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung ist  namentlich  für  Grossbritannien  bei  ZaJin  um  sieben 
Mark  zu  hoch,  und  die  angeblichen  Anteile  der  einzelnen  Ein- 
nahmezweige an  den  Gesamteinnahmen  stimmen  nicht.  Natürlich 
erfährt  auch  das  »Steuerdruckverhältnis«,  die  Relation  der  in- 
direkten  Steuern  zu  den  direkten,   eine  Veränderung. 

A  u  f  j  e  d  e   Mark   direkte  Steuern  kamen   1906   indirekte  Steuern 

(korrigierte  Zahlen). 
Grossbritannien  1,47   M. 

Frankreich  2,61     » 

Deutschland  2,94    » 

Auch  hier  trifft  es  sich  aber,  dass  der  Fehler  Zahns  beide 
Seitendes  Verhältnisses  ziemlich  gleichmässig  berührt,  und  dass  die 
beiderseitige  Koirektur  die  Relation  im  ganzen  unverändert  lässt. 
Der  internationale  Vergleich  bleibt  auch  nach  der 
Korrektur    für    Deutschland  ungünstig. 

Bei  Punkt  4  der  Rekapitulation  handelt  es  sich  nicht  um  einen 
Irrtum  in  der  Interpretation  des  eigenen  statistischen  Materials 
Zahns,  sondern  um  ein  merkwürdiges  volkswirtschaftliches  Versehen, 
Zahn  meint,  Deutschland  würde  »zweifellos«  den  hohen  Staatskredit 
Englands  erhalten,  »wenn  die  Technik  der  Begebung  von  Anleihen 
und  der  Stützung  ihrer  Kurse  sowie  die  Tilgungsweise  noch 
weiter  verbessert  wird«.  Das  heisst  ziemlich  äusserliche  Dinge 
bureaukratisch  überschätzen.  Solange  der  Kapitalmarkt  der  beiden 
Länder  die  heutigen  Verschiedenheiten  aufv;eist,  solange  nament- 
lich Sparkraft  und  expansive  Kapitalnachfrage  in  Deutschland  so 
unausgeglichen  bleiben  wie  in  dem  letzten  Jahrzehnt,  solange  wird 
auch  trotz  aller  technischen  Hilfsmittelchen  der  Kurs  der  Staats- 
papiere verschieden  bleiben.  Es  ist  in  der  Hauptsache  wirklich 
nicht  die  Schuld  der  Reichsbehörden,  und  es  ist  etwas  gefährlich, 

der  Kombination  der  Finanzen  von  Reich  und  (Hiedstaaten  erscheinen  also  die  Er- 
hebungskosten  doppelt. 

Wenn  es  richtig  sein  sollte,  dass  die  Vierteljahrshefte  die  Brennsteuer  überhaupt 
ausser  Betracht  lassen,  wäre  das  eine  wenig  konsequente  Abweichung  von  dem  Grund- 
salz,   die    Reichseinnahmen   ohne  jeden  Abzug  zu  berechnen. 
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wenn  Zalin  —  ich  nehme  an,  in  der  besten  patriotischen  Ab- 
sicht —  ein  solches  Missverständnis  verbreitet.  Es  wäre  doch 
trostlos,  wenn  dauernd  die  Reichsfinanzverwaltung  unsern  Kredit 
durch  mangelhafte  Methoden  ruiniert  hätte,  während  der 
Zusammenhang  des  schlechten  Kurses  der  deut- 
schen Staatspapiere  mit  der  Regsamkeit  des 
deutschen  Wirtschaftslebens  immerhin  etwas 
tröstliches  hat.  Za/uis  sachlich  falsche  Rekapitulation 
wirkt  um  so  verblüffender,  als  er  im  Text  S.  92  f.  die  die  Zins- 
verschiedenheit und  damit  die  Kursverschiedenheit  bedingenden 
wirtschaftlichen  Umstände  durchaus  in  den  Vordergrund  gestellt 
hatte.  Denn  wenn  es  bei  einem  Statistiker  schon  nicht  vorkommen 
sollte,  dass  seine  Zahlen  unrichtig  sind,  und  dass  er  das  Gegenteil 
von  dem  behauptet,  was  seine  Tabellen  aussagen,  so  wird  man 
einen  solchen  bei  gar  zu  rascher  Arbeit  und  gar  zu  wohlgesinnter 
finanzpolitischer  Absicht  erklärlichen  Zwischenfall  immer  noch  läss- 
licher  beurteilen  ,  als  wenn  ein  Schriftsteller  beim  Resume  einer 
Frage  das  vergisst,  worauf  er  fünf  Seiten  vorher  in  der  Darstel- 
lung  »vor  allem«   hingewiesen  hat.  —  — 

Das  könnte  für  die  blosse  Beurteilung  der  Za/msc\\e.n  Schrift 
genügen,  wenn  nicht  erfahrungsgemäss  jedes  statistische  Buch, 
so  unsolide  es  gearbeitet  sein  mag,  wegen  der  ironischen  Ge- 
nauigkeit des  Zahlenwerkes  mit  dem  äusseren  Habitus  solider 
Exaktheit  aufträte,  wenn  nicht  Zahn  für  das  grosse  Publikum 
schon  als  früheres  Mitglied  des  Kaiserlichen  statistischen  Amts 
und  als  Leiter  der  amtlichen  Statistik  des  zweitgrössten  deutschen 
Staates  eine  Autorität  bedeutete,  und  wenn  nicht  durch  diese  und  jene 
Aeusserung  Zahns  bei  dem  naiven  Leser  die  Auffassung  entstehen 
müsste,  hier  handele  es  sich  um  »sorgsam  ausgewählte  Vergleichs- 
reihen« (S.  9),  erst  durch  Zahns  Arbeit  genüge  die  internationale 
Finanzstatistik  »höheren  Ansprüchen«  (S.  3),  und  durch  Zahn 
»seien  die  Wege  gewiesen«  (S.  98),  auf  denen  man  der  wünschens- 
w^erten  Ausgestaltung  der  internationalen  Finanzstatistik  näher 
kommt^).       In    Wahrheit    dürfte    es    kaum    ein    anderes    Beispiel 


i)  Dass  es  solche  >naive  Leser«  auch  in  Kreisen  gibt,  wo  man  sie  nicht  ver- 
muten sollte,  zeigt  eine  als  »Miszelle«  veröffentlichte  Besprechung  der  Zahnschtn 
Schrift,  die  Dr.  Otto  Most,  Direktor  des  statistischen  Amts  der  Stadt  Düsseldorf  zum 
Verfasser  hat  (Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  36.  Bd.  S.  iio  ff.). 
Most  sagt  wörtlich:  F7-iedrick  Zahn  »darf  beanspruchen,  die  bisher  weitaus  bedeu- 
tendste,   weil  am  meisten  in  Tiefe  und   Breite   dringende,    die  greifbarsten  Ergebnisse 
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eines  statistischen  Werkes  geben  ,  das  mit  der  gleichen  pädago- 
gischen Vollständigkeit  alle  Fehler  aufweist ,  die  ein  Statistiker 
überhaupt  begehen  kann. 

Vor  allem  besteht  aber  die  politische  Gefahr, 
dass  bei  den  Verhandlungen  über  die  kom- 
mende Reichsfinanzreform  die  Z  a  h  n  s  c\\  e  Dar- 
stellung als  sicheres  B  ^  w  e  i  s  m  a  t  e  r  i  a  1  für  den 
internationalen  Vergleich  genommen  wird,  und 
deshalb  wird  es  vollends  zur  politischen  Pflicht,  im  Detail  nach- 
zuweisen, dass  die  geschilderten  groben  Unzulänglichkeiten  in 
einer  auch  für  den  unermüdlichsten  kritischen  Eifer  nicht  zu  be- 
zwingenden Menge  durch  das  ganze  Buch  hindurchgehen  und  es 
an  allen  Stellen  zur  wissenschaftlichen  Ver- 
wertung   ungeeignet    machen  ^). 

Wir  haben  bisher  nur  drei  Beispiele  der  Zahnschew  Be- 
weisführung gegeben.  Alle  drei  betrafen  Fragen,  die  für  die 
deutsche  Finanzpolitik  von  folgenschwerster  Bedeutung  sind ; 
und  jedesmal  stellt  Zahn  in  seiner  Darstellung  die  Tatsachen 
vollkommen  auf  den  Kopf.  Statt  die  ernste  WirkUchkeit  zu 
zeigen,  dass  in  Deutschland  die  Rüstungsausgaben  am  stärksten 
gestiegen  sind,  und  dass  unser  deutsches,  die  Steuern  von  Reich 


zutage  fördernde  Behandlung  dieses  schwierigen  Gebietes  dargeboten  zu  haben  ;  Wissen- 
schaft und  Praxis  werden  an  seiner  Untersuchung  künftig  einsetzen  müssen.«  Most 
lobt  weiter  ganz  ausdrücklich  das  »sehr  ins  Detail  gehende  Tabellenwerk«.  Dabei 
hat  Most  selbst  eine  ganze  Reihe  von  Berechnungen  ausgeführt  ,  die  Zahn  hätte 
bringen  müssen,  so  z.  B.  Ausscheidung  der  Matrikularbeiträge  und  Ueberweisungen 
aus  den  deutschen  Gesamtausgaben,  Prozent  des  Wachstums  der  Heeresausgaben, 
Abzug  der  deutschen  Betriebsausgaben,  um  die  produktiven  eigentlichen  Staatsaus- 
gaben festzustellen,  und  anderes  mehr,  sodass  er  schon  auf  Grund  seiner  eigenen 
Wahrnehmungen  sein  Lob  ganz  wesentlich  hätte  einschränken  müssen.  Gleichwohl 
heisst  es  am  Schluss:  »möge  der  Leser  zu  dem  ebenso  gehaltvollen  wie  anregenden 
Buch  selber  greifen,  dem  die  Verbreitung  der  richtigeren  Erkenntnis  in  der 
Allgemeinheit  und  die  Förderung  weiteren  tatkräftigen  Ausbaues  der  inter- 
nationalen Finanzstatistik  in  den  berufenen  Kreisen  als  schönste  Früchte 
nicht  fehlen  werden.«  Dafür,  dass  Zahns  Arbeit  »richtigere  Erkenntnis«  zur  Folge 
hat,    kann  allerdings  gesorgt  werden. 

l)  Die  völlige  Unbrauchbarkeit  der  Za/^;/schen  Zahlen  machte  es  notwendig,  sie 
durch  korrigierte  Zahlen  von  praktischer  Zuverlässigkeit  zu 
ersetzen,  obwohl  den  höchsten  Ansprüchen  an  wissenschaftliche  Exaktheit  nur  eine 
völlige  Neuberechnung  aller  Vergleichsdaten  auf  Grund  einer  sorgfältigen  Analyse 
der  Originalbudgets  genügen  kann.  Bei  der  Korrektur  wurde  grundsätzlich  von  der 
Berücksichtigung  der  kleinen  Fehlerquellen  abgesehen,  namentlich  wo  sie  das  Bild 
für  Deutschland  einseitig  ungünstig  gestaltet  hätten. 
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und  Gliedstaaten  kombinierendes  Gesamtsteuersystem  den  An- 
forderungen der  Gerechtigkeit  besonders  wenig  entspricht ,  be- 
hauptet ZaJin  im  Angesicht  seiner  eigenen  Tabellen  das  Gegen- 
teil. Wer  jetzt  in  Deutschland  in  der  schweren  Frage  der  Reichs- 
finanzreform nach  zuverlässigen,  international  vergleichenden  In- 
formationen sucht,  findet  sich  in  seinem  arglosen  Vertrauen  auf 
das  ZaJiWacXxQ.  Buch  angewiesen  und  findet  sich  betrogen:  nicht 
einmal  die  Zahlen,  geschweige  denn  die  Worte 
Z  a  h  ns  geben  die  Wahrheit. 

Wenn  wir  nun  diesen  Nachweis  einer  bedenklichen  Irrefüh- 
rung des  deutschen  Publikums  in  einer  nationalpolitischen  An- 
gelegenheit von  allergrcsster  Bedeutung  mit  einer  auch  den  letz- 
ten Zweifel  ausschliessenden  Vollständigkeit  werden  führen  können, 
dann  haben  wir  es  überhaupt  nicht  mehr  mit  einer  gelegentlichen 
geistigen  Fehlgeburt  eines  unsoliden  Statistikers  zu  tun,  die  unter 
anderen  Kritiken  mit  erledigt  werden  kann.  Dann  haben  wir  einen 
besonders  gefährlichen  Fall  vor  uns  ,  wo  falsches  Gut  unter  der 
Flagge  der  Wissenschaft  eingeschmuggelt  wird,  den  Fall  Za]in<s-^ 
der  grundsätzlich  behandelt  werden  muss.  Darüber  wird  einiges 
zu  sagen  sein,  wenn  unser  Beweis  gelungen  ist. 

Wir  haben  nur  mit  Zahn  als  Statistiker  zu  tun  ;  die  gelegent- 
lichen volkswirtschaftlichen  und  finanzwirtschaftlichen  Schnitzer 
(Ueberschüsse  und  Abschreibungen  S.  44!),  die  auffälligen  Un- 
gleichmässigkeiten  in  der  Behandlung  der  verschiedenen  Steuern 
(der  doch  gewiss  reformbedürftige  Branntwein  5  Zeilen,  der  für 
die  Agrarier  weniger  unverletzliche  Tabak  1^/2  Seiten)  lassen 
uns  kalt^).  Wir  haben  auch  kein  Wort  der  Polemik  gegen 
Zahns  finanzpolitische  Ueberzeugungen  ;  denn  wer  es  so  will, 
kann  ja  ausschliesslich  indirekte  Steuern  in  Deutschland  fordern  ^). 
Wir  stellen  nur  das  eine  fest,  dass  ZaJin  auch  in  diesen  über  sein 

i)  Nur  eine  gelegentliche  Bemerkung  Zahns  (S.  10)  lässt  mich  gar  nicht  zur 
Ruhe  kommen,  so  dass  ich  irgend  einen  freundlichen  Leser  um  Auskunft  bitte. 
Warum  ist  »naturgemäss«  die  Summe  der  Staatsausgaben  aller  wichtigeren  Länder 
noch  etwas  höher  als  die  Summe  ihrer  Einnahmen  ? 

Schön  nimmt  sichs  auch  nicht  aus,  wenn  man  S.  58  liest,  dass  »in  dem  E  n  t- 
wurf(!)  des  Gesetzes  vom  3.  Juni  1906  durch  die  Budget  kommis- 
sion«  eine  Quittungssteuer  in  Vorschlag  gebracht  worden  sei.  Hat  doch  gerade 
die  Budgetkommission   den    Quittungsstempel  der  Regierungsvorlage  abgelehnt. 

2)  Vgl.  zu  den  schwebenden  finanzpolitischen  Fragen  in  Deutschland  meine  Be- 
sprechungen von  P.  Laband  »Direkte  Reichssteuern«  und  K.  Th.  v.  Eheberg  »Das 
Reichsfinanzw^esen«    im  vorigen  Hefte  dieser  Zeitschrift. 


"^S  ^^-  Johann  Plenge  : 

engeres  Fach  hinausgehenden  Fragen  mehr,  sagen  wir  vorläufig 
sich  erlaubt ,  als  wir  ihm  bei  aller  Weitherzigkeit  zugestehen 
können;  denn  es  ist  eine  unmögliche  Argumentierung,  eine  Steuer 
allein  damit  als  eine  neue  Möglichkeit  für  uns  zu  empfehlen,  dass 
das  Ausland  sie  hat,  während  wir  sie  nicht  haben.  Das  Ziel  der 
Besteuerung  ist  nicht,  alle  irgendwo  vorhandenen  Steuern  einzu- 
führen, sondern  mit  einem  M  i-  n  i  m  u  m  an  S  t  e  u  e  r  f  o  r  m  e  n 
e  i  n  M  aximum  von  Ertrag  und  von  gerechter  Be- 
lastung zu  erreichen  und  nur  die  Steuern  sind  in  Deutschland 
empfehlenswert,  die  unser  Steuersystem  ergiebig,  gerecht  und  zweck- 
mässig ergänzen.  Za/m  aber  empfiehlt  z.  B.  die  französische  Kapital- 
rentensteuer ganz  unbesehen  in  Deutschland  zur  Einführung  als  bei 
uns  nicht  vorhandene  Steuer  (S.  37,  45),  ohne  zu  bedenken,  dass 
die  Kapitalrenten  in  Deutschland  erstens  durch  die  Einkommensteuer, 
zweitens  durch  die  Ergänzungssteuer  und  z.  T.  drittens  durch  die 
in  der  Einkommensteuer  enthaltene  Besteuerung  der  Erträge  der 
Aktiengesellschaften  getroffen  werden,  also  bei  uns  keineswegs 
steuerfrei  sind.  Eine  »Eisenbahnsteuer«  passt  in  das  Land  der 
Staatsbahnen  ebenso  wenig  hinein.  Abzählen,  welche 
Steuern  in  einem  Lande  fehlen  und  w  e  1  c  li  e  vor- 
handen sind,  wie  Za/iu  es  auf  S.  45  tut,  ist  Statistik 
am    unrechten    Platze. 

Dabei  hat  Za/m  Gelegenheit  genug  gehabt,  gründliche  Sta- 
tistik am  rechten  Platz  zu  treiben,  und  hat  diese  Gelegenheit  ver- 
säumt.    Damit  kommen  wir  zu  unserem  Thema: 

Vielleicht  hat  manchen  eilfertigen  Leser  ein  scheinbares  Ver- 
dienst für  die  Za/nische  Arbeit  eingenommen:  das  international 
verstreute  Material  der  Rechnungs-  bez.  Budgetziffern  von  1893 
bis  1906  scheint  in  diesem  Buche  in  einer  gewissen  Ordnung  zu- 
sammengetragen und  damit  scheint  die  Benutzung  der  Zahlen  für 
den  erleichtert,  der  sie  zu  benutzen  weiss,  und  der  nun  nicht  mehr 
die  Bände  des  Bulletin  de  Statistique  et  de  Legislation  Comparee 
nachzuschlagen  oder  in  mehreren  Jahrgängen  des  Gothaischen 
Hofkalenders  oder  von  The  Statesmans  Year  Book  zu  blättern 
braucht^).  Da  wir  eine  solche  Zusammenfassung  für  die  in  Betracht 


i)  AufFälligerweise  erwähnt  Za/in  diese  Publikationen  ebensowenig,  wie  die  früheren 
statistischen  Sammelwerke  von  O.  Hübner  und  M.  Block.  Er  führt  in  seinem 
Literaturverzeichnis  (S.  2)  von  einschlägigen  Publikationen  nur  Kolbs  Handbuch  der 
vergleichenden  Statistik  an,  und  zwar  die  7.  Aufl.  von  1S75,  dagegen  im  Text  auf 
S.  18  die  9.  Aufl.  von  1879.      Die  Bibliographie  kennt    nur    eine   8.  Aufl.  von  1879. 


Die  Finanzen  der  Grossmächte. 


729 


kommende  Periode  nicht  hatten,  wäre  es  in  der  Tat  dankenswert 
gewesen,  wenn  Zahn  sich  dieser  Mühe  mit  GründHchkeit  für  diese 
ganze  Periode  und  für  neun  Staaten  (Deutschland,  Oesterreich, 
Ungarn,  Itahen,  Frankreich,  Russland,  Grossbritannien,  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika,  Japan)  unterzogen  hätte  und  uns  anderen  das 
Arbeitsmaterial  neuerdings  äusserlich  bequem  zur  Hand  gelegt  hätte. 
Wenn  aber  die  Zahlen  im  grossen  und  kleinen  unzuverlässig  sind, 
wenn  jene  altbekannten  Hilfsmittel  trotz  ihrer  Unbequemlichkeit 
den  Vorzug  der  Genauigkeit  haben,  dann  fehlt  jeder  Grund,  der 
die  übrigen  Mängel  des  Werkes  entschuldbar  machen  könnte. 
Wir  haben  schon  festgestellt  und  werden  es  noch  oftmals  fest- 
stellen müssen,  dass  Zalin  in  der  Tat  nicht  einmal  das  Verdienst 
in  Anspruch  nehmen  kann,  ein  gewissenhafter  Kompilator  zu  sein. 
Darüberhinaus  hat  Zahn  die  internationale  Finanzstatistik  in  keiner 
Weise  zu  fördern  gesucht.  Er  k'ennt  natürlich  die  verschiedenen 
Schwierigkeiten  und  Bedenken  ,  die  sich  dem  internationalen  Fi- 
nanzvergleich entgegenstellen  und  auf  die  z.  B.  Rieche  seinerzeit 
zusammenfassend  hingewiesen  hatte  ^),  und  gibt  auch  auf  S.  3  f.  und 
10  ff.  eine  ziemlich  vollständige  Uebersicht  über  die  bekannten 
Fehlerquellen;  aber  er  hat  in  der  Tat  trotz  gegenteili- 
ger Versicherung  nichts  getan,  um  irgend  eine 
von  diesen  Fehlerquellen  auszuschalten,  sondern  hat 
sich  einfach  damit  begnügt,  die  unbereinigten  Zahlen  der  verschie- 
denen Rechnungen  und  Budgets  ohne  weiteres  abzudrucken  und 
ohne  weiteres  miteinander  zu  vergleichen.  Das  ist  nach  meiner 
Seminarerfahrung  für  den  vertrauensvollen  Leser  um  so  gefährlicher, 
als  Zahn  wie  gesagt  so  unverdächtig  mit  seiner  allgemeinen  Aufzäh- 
lung vor  den  Gefahren  und  Fallstricken  des  internationalen  Finanz- 
vergleichs warnt,  in  die  er  sich  nachher  selbst  in  jedem  Einzelfall 
ohne  jede  Vorsichtsmassregel  und  ohne  Beachtung  seiner  eigenen 
Warnung  rettungslos  verwickelt.  Davon,  dass  Zahns  Statistik 
das  Menschenmögliche  geleistet  habe  (S.  9),  »nämlich  die  Ver- 
gleichsschwierigkeiten auf  ein  möglichst  geringes  Mass  zu  bringen«, 
kann  gar  keine  Rede  sein.  Da  haben  Cz'örnig  und  Pfeiffer  an- 
ders gearbeitet!    Wie  sorgsam  begründen  sie  ihre  Ansätze!    Wie 


i)  Ka7-l  Viktor  v.  Rieche,  Die  internationale  Finanzstalistik,  ihre  Ziele  und  ihre 
Grenzen,  Stuttgart  1876.  Vor  Riecke  schon  Malchiis  (Statistik  S.  398),  Lotz,  Czöniig 
(passim),  Kolb  und  Pfeiffer,  namentlich  auch  trotz  allem  Drang  zu  positiver  Arbeit 
der  III.  internationale  statistische  Kongress,  dessen  Verhandlungen  und  Beschlüsse 
den  wichtigsten  Inhalt  der  ÄVc^^schen  Schrift  bilden. 


7^0  ^'"-  Joh^"'^  Plenge  : 

haben  sie  im  Budget  gespürt,  um  bei  ihrem  Vergleich  von  den 
AeusserHchkeiten  der  Behördenorganisation  und  der  Etatsgliede- 
rung freizukommen  und  die  sachlich  zusammengehörigen  Ausga- 
ben und  Einnahmen  in  vollständiger  und  klarer  Uebersicht  zu 
geben.  Mit  welcher  Umsicht  suchen  sie  das  Budget  zu  vervoll- 
ständigen !     Davon  findet  sich  bei  Zahn  kaum  eine  Spur.     Zahns 


l)  Der  Geringschätzung,  mit  dtx  Zahn  seine  Vorgänger  behandelt  (vgl.  S.  725), 
muss  auf  das  Entschiedenste  widersprochen  werden.  Es  ist  auch  nicht  richtig,  dass 
»bis  heute  nur  wenige  Vertuche  angestellt  worden  sind,  zu  einer  vergleichenden 
Finanzstatistik  zu  gelangen«. 

Es  war  eine  der  ältesten  Aufgaben  der  beginnenden  Wirtschaftswissenschaft,  die 
Auflagen  und  die  finanzielle  Stärke  der  verschiedenen  Länder  und  Reiche  zu  kennen. 
Eine  vergleichende  Finanz-Statistik  konnte  daraus  erst  werden,  als  sich  die  systematische 
Statistik  überhaupt  entwickelte.  Mit  der  Staatenkunde  entstand  neben  der  Lehre 
von  den  anderen  Staatskräflen  die  von  der  Finanzkraft  der  Staaten.  Als  man  an 
Stelle  der  staatenkundlichen  Beschreibung  durch  das  Wort  die  statistische  Tabelle 
zu  setzen  begann,  stellt  man  auch  die  internationalen  Finanzen  tabellarisch  dar. 

Ein  s  olcher  früher  Versuch  ist  yok.  Adolph  Friedi-'uh  Randeh  Statistische  Ueber- 
sicht d  er  vornehmsten  Deutschen  und  sämtlichen  Europäischen  Staaten  in  Ansehung 
ihrer  Grösse,  Bevölkerung,  ihres  Finanz-  und  Kriegszustandes,  Berlin  17S6.  Handel 
stellt  auf  seinen  Tabellen  bei  jedem  Land  auch  die  Finanzen  dar  und  bringt  dazu 
die  Notizen  aus  Büsching  und  Schlözer,  aus  den  Briefen  eines  reisenden  Franzosen, 
aus  dem  politischen  Journal,  aus  dem  Deutschen  Museum  usw.  herbei.  Es  ist  also 
kein  Anfang,  sondern  nur  eine  Zusammenfassung.  Das  von  Randel  zitierte  1785 
erschienene  Tabellenwerk  Cremes  »Grösse  und  Bevölkerung  der  sämtlichen  Europäischen 
Staaten«  enthält  möglicherweise  ähnliche  Angaben.  Jedenfalls  wird  in  den  ersten 
drei  Jahrzehnten  des  XIX.  Jahrhunderts  die  internationale  Finanzstatistik  durch  eine 
Reihe  z.  T.  periodischer  Publikationen  (genealog.  bist.  Statist.  Almanach)  von  Crome 
und  Hassel  gepflegt  (vgl.  Malckus,  Statistik  S.  23).  Aber  die  Geschichte  solcher 
Jahrbücher  und  Kalender,  die  neben  sonstigem  Material  auch  internationale  Finanz- 
zahlen enthalten,  soll  hier  nicht  verfolgt  werden  (vgl.   S.   728  Anm.    l). 

Das  dreifache  Interesse  des  Staatsmannes,  des  Staatsbürgers  und  des 
Staats  gläubigers  musste  dazu  führen,  dass  der  internationale  Finanzvergleich  im 
eigentlichen  Sinne  immer  mehr  hervortrat,  je  mehr  die  politische  Entwickelung  dahin 
führte,  dass  die  Budgets  bekannt  und  wohl  gar  verfassungsmässig  beraten  wurden. 
Schon  Neckers   Compte  Rendu  hatte  eine  Epoche  bedeutet. 

»Der  öffentliche  Kredit«  von  Nebenius  ist  in  der  ersten  Auflage  von  1820  eine 
ungewöhnlich  grosszügige  und  scharfsinnige  Analyse  eines  internationalen  Finanz- 
problems.  Weiler  muss  auf  das  von  Malchtis  oft  zitierte  Werk  von  Cohen,  Compendium 
of  finance,  London  1822  hingewiesen  werden,  das  zuerst  ergiebiges  Material  über  die 
südeuro  päischen  Staaten  brachte.  C.  A,  v.  Malchits  seinerseits  hat  mit  sorgfältiger 
Kritik  in  zwei  Weiken  ein  umfangreiches  und  wohlgeordnetes  Material  zur  internationalen 
Finanzstatistik  beigebracht:  in  seiner  »Statistik  und  Staatenkunde,  ein  Beilrag  zur 
Staatenkunde  von  Europa«;  Stuttgart  und  Tübingen  1826  §§,  70 — 94,  und  in  de 
Beilage  9  des  zweiten  Teiles  des  Handbuches  der  Finanzwissenschaft  und  der  Finanz- 
verwaltung,  Stuttgart    und  Tübingen   1830.       Auch    der    von  A-cbenius    und  Malchus 
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Arbeit  ist  methodisch  ein  Rückschritt  gegenüber 
seinen  Vorgängern^),  wie  schon  daraus  hervorgeht,  dass  er 

abhängige  Baumstark,  der  die  Finanzen  historisch  und  vergleichend  behandelt,  gibt 
in  seinem  »Staalsvvissenschaftlichen  Versuche  über  Staatskredit,  Staatsschulden  und 
Staatspapiere«,  Heidelberg  1833,  S.  202/3  eine  Tabelle  zur  internationalen  Finanz- 
statistik. 

Durch  die  bekannte  finanzvergleichende  Schrift  \o\\  David  Hansemaiin  vPreussen 
und  Frankreich,  staatswissenschaftlich  und  politisch  unter  vorzüglicher  Berücksichtigung 
der  Rheinprovinz«,  wird  das  Problem  1834  besonders  aktuell.  Entgegnung  und 
Verteidigung  schliesst  sich  an.  Im  Namen  der  Wissenschaft  nimmt  Lotz  im  I.  Bande 
des  Rau'~,z\\QXi  Archiv  der  politischen  Oekonomie  und  Polizeiwissenschaft  mit  einer 
längeren   Kritik  Stellung. 

Die  bändereiche  Schrift  von  Fr.  v.  Reden  »Allgemeine  vergleichende  Finanz- 
statistik«, Darmstadt  185 1  ff.  bringt  uns  in  die  50er  Jahre.  Und  nun  folgt  die  klassische 
Zeit  der  internationalen  Finanzslatistik.  Der  III.  internationale  statistische  Kongress 
berät  mit  der  Arbeitsfreudigkeit  einer  kräftig  gedeihenden  Wissenschaft  1857  in  Wien 
das  Problem.  In  der  vorbereitenden  Kommission  sassen  Czontig  und  Hock,  an  den 
Verhandlungen  nahmen  ausser  diesen  Hauptvertretern  der  beschreibenden  Finanz- 
wissenschaft V.  Her>?ianii,  O.  Hübtier  und  Soetbeer  teil.  Das  Ergebnis  war  ein  vor- 
treffliches Schema  der  Einnahmen  und  Ausgaben  in  sachlicher  Ordnung  mit  durch- 
gebildeter Nomenklatur,  auf  Grund  dessen  die  in  der  bunten  Reihenfolge  der  historisch 
entstandenen  Budgets  enthaltenen  Posten  Land  für  Land  zu  ordnen  wären.  (^Riecke 
a.  a.  O.  S.  20  ff.)  Es  wurde  auch  darauf  hingewiesen,  dass  man  die  Einrichtung 
der  einzelnen  Budgets  genau  kennen  müsse,  und  das  ist  in  der  Tat  noch  heute 
die  Vorbedingung  der  vergleichenden  Finanzstatistik. 

Das  kühne  Programm  des  Wiener  Kongresses  wurde  nur  einmal  annähernd  ver- 
wirklicht, und  zwar  durch  C.  v.  Cz'örnig,  Das  österreichische  Budget  für  1862  in 
Vergleichung  mit  jenen  der  vorzüglicheren  anderen  Europäischen  Staaten,  Wien  1862. 
Das  ist  noch  heute  trotz  gelegentlicher  Weitschweifigkeit  und  Schwerfälligkeit  die 
Musterleistung  der  internationalen  Finanzstatistik,  die  keiner  der  Nachfolger  über- 
troffen hat.  Eine  kleinere  Schrift  von  1866  »Darstellung  über  Budget,  Staatsrechnung 
und  Kontrolle  in  Oesterreich,  Preussen,  Sachsen,  Bayern,  Württemberg,  Baden,  Frank- 
reich und  Belgien«,  die  durch  den  Vergleich  ein  schnelles  Eindringen  in  die  damaligen 
Finanzeinrichtungen  dieser  Länder  erleichtert,  ist  gleichfalls  noch  heute  vorbildlich 
und  ist  leider  ohne  ebenbürtige  Nachfolger  geblieben. 

Auch  E.  Pfeiffer  ist  in  seiner  vergleichenden  Zusammenstellung  der  Staatsaus- 
gaben, 1.  Aufl.  Stuttgart  1865,  2.  Aufl.  1877  sorgfältig  bis  in  die  Details  der  Budgets 
hinabgestiegen  und  hat  seine  Vergleichszahlen  mit  vorsichtiger  Kritik  aufgestellt. 
Jedenfalls  steht  er  turmhoch  über  Zahn,  der  ihn  völlig  verschweigt. 

Ebenso  ist  Ph.  Gerstfeldt,  Beiträge  zur  Reichssteuerfrage  auf  Grund  einer  Ver- 
gleichung der  Ausgabe-  und  Einnahmeverhältnisse  im  Deutschen  Reich  mit  denen  der 
grösseren  Staaten  Europas,  Leipzig  1S79,  trotz  einiger  merkwürdiger  Einteilungen 
(vgl.  S.  743  Anm.  2)  Zaim  namentlich  bei  der  Erörterung  der  Staatseinnahmen 
durchaus  überlegen  und  übertrifft  ihn  auch  in  der  statistischen  Darstellungstechnik 
durch  seine    geschickten  Diagramme. 

So  bedeutet  die  Leistung  Zahns  nicht  einen  neuen  Gipfel,  sondern  den  alier- 
tiefsten  Niedergang  der  vergleichenden  Finanzstatistik. 
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Dr,  Johann  Plenge  ; 


bei  jedem  Versuch  grösserer  Exaktheit  die  ahen  Zahlen  v.  Kauf- 
manns'^^ wiederabdruckt,  der  doch  selbst  nur  ein  wenig  hervor- 
ragender Epigone  war;  so  beim  Vergleich  der  Bruttoausgaben 
für  die  verschiedenen  reinen  Staatszwecke  (S.  26),  so  bei  der  An- 
gabe des  Verhältnisses  der  Ausgaben  der  Lokalverwaltung  zu 
den  öffentlichen  Gesamtausgaben  (S.  11).  Das  sieht  man  mit  um 
so  grösserer  Verwunderung,  als  es  doch  naturgemäss  noch  erst 
zu  beweisen  wäre,  dass  der  Verhältnisschlüssel  von  1893  auch 
für  1906  noch  zutrifft ,  dass  also  überall  die  Kommunalausgaben 
nur  gleichmässig  und  genau  gleichmässig  mit  den  Staatsausgaben 
gewachsen  und  ausserdem  in  England  und  Russland  verhältnis- 
mässig genau  so  stark  wie  in  Deutschland  gestiegen  wären.  ZaJin 
nimmt  dieses  Verhältnis  ganz  unbesehen  als  unveränderlich  hin^). 

Indessen,  wenn  ZaJin  nicht  so  sorgfältig  gearbeitet  hat,  wie 
seine  Vorgänger,  so  ist  doch  zu  fordern,  dass  er  den  normalen 
Ansprüchen  an  solide  statistische  Arbeit  genügt.  Sehen  wir  uns 
seine  Arbeit  an.  Der  Unterschied,  der  z.  B.  in  der  Physik 
zwischen  dem  theoretischen  Physiker  und  dem  geschickten  t^x- 
perimentator  besteht,  kehrt  in  der  Statistik  wieder  als  der  Unter- 
schied zwischen  dem  statistischen  Techniker  und  dem  kritischen 
Interpreten  der  fertigen  Zahlenreihen.  Z  a  Ji  n  hat  zu  un- 
serer Ueber  rasch  ung  nicht  einmal  als  statisti- 
scher   Techniker    tadellose    Arbeit    geliefert. 

Dabei  war  die  technische  Aufgabe,  so  wie  Zahn  sie  sich 
selber  gestellt  hat,  vergleichsweise  sehr  einfach,  da  es  sich  für 
ihn  nur  darum  handelte,  fertig  vorliegendes  Zahlenmaterial  voll- 
ständig zusammenzubringen,  und  die  je  nach  dem  Finanzsprach- 
gebrauch der  einzelnen  Länder  bezeichneten  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen kritisch  zu  sichten  und  nach  den  wohlbekannten  obersten 
Einnahme-  und  Ausgabekategorien  der  deutschen  Finanzwissen- 
schaft systematisch  zu  ordnen.  Die  so  entstandenen  Tabellen 
waren,  wie  Zahn  das  auch  S.45  verheisst,  zum  Verständnis  des  in  der 

1)  R.  V.  Kaufmann,  Die  öffentlichen  Ausgaben  der  grösseren  europäischen  Län- 
der nach  ihrer  Zweckbestimmung.     3.  Aufl.    Jena  1S93. 

2)  Vgl.  Sckäfßes  von  Zahn  zitierte  »Grundsätze  der  .Steuerpolitik«  S.  27.  — 
Schon  die  Benutzung  von  7'ke  Staiestnans  Yearbook  ergibt ,  dass ,  bei  Abzug  der 
»government  contributions«  von  den  Lokalausgaben  ,  das  Verhältnis  von  den  aus 
Kaufmann  zu  errechnenden  43  "/o  für  1889  auf  mehr  als  50  "/o  für  1904  gestiegen  war. 
Da  die  preussischen  Lokalausgaben  v.  Kaufmanns  (a.  a.  O.  S.  17  ff.)  auf  das  Jahr 
1884  zurückgehen,  dürfte  der  Ansatz  •/£  der  gesamten  öffentlichen  Ausgaben  heute 
keineswegs  mehr  zutreffen. 
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Auslandsfinanz  nicht  bewanderten  deutschen  Lesers  mit  den 
notwendigsten  Erläuterungen  zu  versehen.  Das  war  alles  leichte 
Arbeit. 

Aber  Za/ins  TaheWen  sind  nicht  vollständig, 
und  dieser  Mangel  wird  dadurch  nicht  geringer,  dass  Za/in  an 
anderer  Stelle  viel  zu  viel  bringt  und  durchlaufende  Buchungs- 
posten unter  die  Ausgaben  rechnet  ').  Bei  Deutschland  fehlen 
auf  den  beiden  Haupttabellen  ii  und  12  des  Tabellenwerks  alle 
Angaben  für  die  Jahre  1901  und  1902,  obwohl  vergleichbare, 
Reich  und  Gliedstaaten  vereinigende  Daten  vorhanden  sind  und 
von  ZaJin  im  Text  mehrfach  benutzt  werden;  für  das  Ausland 
werden  dagegen  alle  Zahlen  von  1893  bis  1906  mitgeteilt  ^).  Was 
nicht  im  Hauptbudget  jedes  Landes  steht,  fehlt  bei  Zahn.  In 
Frankreich  fehlen  die  budgets  annexes  rattaches  pour  ordre  au  bud- 
get  general  (1906  147969239  Frs.),  die  unter  andern  die  balan- 
zierenden  Betriebsausgaben  und  Einnahmen  der  Staatseisenbahnen 
(1906  53890000  Frs.)  und  der  Nationaldruckerei  enthalten.  Ebenso 
fehlt  das  vom  Budget  losgelöste  »indirekte«  Eisenbahnextraordina- 
rium  :  die  französische  Eisenbahnschuld  wächst  von  Jahr  zu  Jahr 
(von  1905  auf  1906  um  etwa  40  Millionen  Frs.) ,  obwohl  die  ge- 
samte Staatsschuld  abnimmt  ^).  Das  gleichfalls  neben  dem  Budget 
stehende  englische  Extraordinarium  (1904  8069092  £,  1906 
5974750  £)  ist  in  einer  riesenhaften  und  innerlich  ganz  unmög- 
lichen Mantelzahl  bis  zur  Unauffindbarkeit  versteckt.  —  Wie  beim 
Budget  so  bei  den  Staatsschulden!  Was  neben  der  jeweils  offi- 
ziellen Zusammenstellung  um  der  gleichmässigen  Vollständigkeit 
willen  zu  berücksichtigen  wäre,  fehlt.  Bei  der  englischen  Schuld 
ist  der  Posten  »other  capital  liabilities«  (1905  41664382  £)  bis 
auf  das  an  eine  falsche  Stelle  geratene  Wörtchen  »andere«  auf 
Za/ms  Tabelle  13  völlig  ausgefallen  *).  Wenn  die  am  Stichtage 
gerade  ausstehende,  schwebende  Kassenschuld  (Schatzanw^eisungs- 
kredit  i.  e.  S.    und   Verwandtes)    bei    der    offiziellen    Zusammen- 


1)  Vgl.   S.   739  Anm.  4. 

2)  Vgl.   z.   B.  Zahn,   Text  S.  42  und  die   Bemerkung    zu  Tabelle    13  a. 

3)  Bei  Schwarz  a.  a.  O.  1907  I  S.  263  dieselben  Lücken.  Zu  den  ausserordent- 
lichen Eisenbahnausgaben  vgl.  Artikel  86  des  Etatsgesetzes  vom  17.  April  1906  im 
Bulletin  de  statistique  et  de  legislation  comparee. 

4)  Von  Schwarz  wird  dieser  Posten  mitgeteilt,  und  seine  Angabe  über  die  eng- 
lische Gesamtschuld  ist  für  1905  demgemäss  erheblich  höher  als  die  von  Zahn,  "jSg 
iNIill.  £  gegenüber  743  Mill.  £.  Zahn  hat  auch  diesen  Unterschied  nicht  bemerkt, 
obwohl   er  Sch^uarz   mehrfach  zitiert. 
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rj-iA  Dr.  Johann   Plenge  : 

Stellung  mit  berücksichtigt  wird,  wie  z.  B.  in  Frankreich  und 
Grossbritannien,  so  berücksichtigt  sie  auch  Zalin\  fehlt  sie  in  der 
offiziellen  Schuldenstatistik,  so  lässt  es  auch  Zalin  damit  sein  Be- 
wenden haben  und,  so  wenig  er  den  Tag  mitteilt,  auf  den  sich 
der  von  ihm  seit  1902  angegebene  Schuldenstand  des  Reiches 
bezieht,  so  wenig  gibt  er  an,  auf  welche  Summe  sich  die  aus- 
stehenden unverzinslichen  Schatzscheine  an  diesem  Tage  beliefen  ^). 

Aehnlich  ist  es  mit  dem  Papiergeld! 

Weil  bei  den  üblichen  Zusammenstellungen  der  Reichsschuld 
das  Papiergeld  ausser  Betracht  bleibt,  führt  ZaJin  in  Tabelle  13 
das  Papiergeld  bei  Deutschland  ohne  weiteres  nicht  mit  auf, 
während  er  bei  Italien  und  Amerika  ohne  weiteres  nach  dortiger 
Praxis  das  Papiergeld  unter  der  Gesamtschuld  mit  einbegreift. 
Es  ist  dann  nur  ein  kleiner  Fehler,  dass  er  bei  diesem  amerikanischen 
Papiergeld  die  ungedeckten  »greenbacks«  für  dasselbe  hält  wie  die 
voll  gedeckten  Goldcertifikate  (S.  17),  aber  es  ist  ein  grobes  Miss- 
verständnis seiner  eigenen  Tabelle,  wenn  er  die  starken  Tilgungen 
der  amerikanischen  Schuld  seit  dem  spanischen  Kriege  voll- 
kommen übersieht  (S.  17,  80),  weil  allerdings  durch  die  Zu- 
nahme des  amerikanischen  Goldumlaufs  in  Gestalt  der  in  den 
Kassen  des  treasury  vollgedeckten  Goldcertifikate  der  ganz 
äusserliche  Schlussposten  der  Verschuldung  der  Vereinigten 
Staaten  gewachsen  ist,  während  die  reine  Staatsschuld  abge- 
nommen hat.  Amerika  wird  überhaupt  ganz  oberflächlich  be- 
handelt. Dass  die  Zahlen  für  die  Einnahmen  und  die  Staats- 
schulden (S.  17)  der  Einzelstaaten  der  nordamerikanischen  Union 
fehlen,  ist  zwar  begreiflich,  aber  es  sollte  doch  an  einer  Stelle 
des  Buches  angedeutet  sein,  wie  diese  Staaten  ihre  Ein- 
nahmen beschaffen.  Der  Laie  muss  ein  vollkommen  falsches 
Bild  bekommen,  wenn  ZaJin  ihm  S.  33  sagt,  »in  Deutschland, 
wo  die  direkten  Steuern  den  Einzelstaaten  reserviert  sind, 
haben  sie  verhältnismässig  geringe  Bedeutung,  und  noch  weniger 
wichtig  sind  sie  für  Russland«,  und  dann  unvermittelt  seinen  Absatz 
damit  beschliesst:  »in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  gibt 
es    gar    keine    direkte    Bundessteuern«  -).      Aber   das   schlimmste 


1)  Die  französische  Summe  der  schwebenden  Schuld  enthält  so  viel  Verwaltungs- 
schulden, dass  sie  mit  den  deutschen  Zahlen  üb  erhaupt  nicht  zu  vergleichen  ist, 

2)  In  der  Anm.  zu  S.  34  steht  sogar  die  unbegreifliche  Behauptung:  »Es  ist 
nur  der  Ertrag  der  Bundessteuern  angegeben.  Welche  Beträge  daneben 
noch    die  Einzelstaaten    erheben    ist    nicht    festgestellt.      Di- 
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an  UnVollständigkeit  ist  folgende  T.ücke :  auf  Tabelle  8 
überschrieben  »Die  Belastung  der  wichtigeren 
Verbrauchsartikel  durch  Zölle  und  Steuern« 
fehlt    Getreide    und    Fleisch. 

Za  hns  Tabellen  sind  auch  nicht  mit  voller 
Zuverlässigkeit  systematisch  geordnet,  ja  der 
Leser  wird  an  keiner  Stelle  über  die  Grundsätze  irgendwie 
orientiert,  nach  denen  ZaJin  verfahren  ist.  Hat  er  überhaupt 
Grundsätze }  Bei  der  vergleichenden  Lektüre  der  Tabellen  ii  und 
12  des  Tabellenwerks  hat  man  den  Eindruck,  als  ob  ein  spielen- 
der Knabe  die  Steine  seines  Baukastens  durcheinander  geworfen 
hätte. 

Man  nehme  die  Ausgabetabelle  ii.  Bei  Deutschland  und 
Oesterreich  erfreut  uns  der  Versuch,  die  Ausgaben  unter  die  drei 
Rubriken  »Betriebsausgaben«,  »Ausgaben  für  die  Staatsschuld« 
und  »sonstiger  Bedarf«  zu  gliedern,  bei  allen  andern  Ländern 
finden  wir  ein  Durcheinander  ungeordneter  Ausgabeposten,  bald 
annähernd  in  der  Reihenfolge  des  Budgets  (England),  bald  in 
einer  völlig  rätselhaften,  jeder  Regel  spottenden  Reihenfolge 
(Frankreich) !  Als  ersten  Ausgabeposten  gibt  es  bei  Italien  die 
»Zivilliste«,  bei  Frankreich  »die  auswärtigen  Angelegenheiten«, 
bei  Russland  und  Grossbritannien  die  »Ausgaben  für  die  Staats- 
schuld«, bei  den  Vereinigten  Staaten  die  »gesetzgebenden  Körper- 
schaften«, bei  Japan  die  auswärtigen  Angelegenheiten«.  Der- 
selbe vollkommen'-  Wirrwarr  erschreckt  uns,  wenn  wir  die  Aus- 
gabe für  die  »gesetzgebenden  Körperschaften  durch  einige  Bud- 
gets verfolgen :  in  Deutschland  und  Grossbritannien  nicht  spezi- 
fiziert, in  Italien  an  zweiter  Stelle,  in  Frankreich  an  sechzehnter 
Stelle,  in  den  Vereinigten  Staaten  an  erster  Stelle!  —  Für  Deutsch- 
land erscheint  ein  Sammelposten  »Kultus, Wissenschaft  und  Schule«, 
für  Frankreich  drei  Einzelposten  »Kultus«,  »Kunst  und  Wissen- 
schaft«, »öffentlicher  Unterricht«.  Für  Grossbritannien  sind  die 
im  Budget  getrennten  Ziffern  »Post«  und  »Telegraphie«  bei  ZaJin 
vereinigt,  für  Italien  erscheinen  sie  auch  bei  ZaJin  getrennt.  Aber 
alle  diese  Seltsamkeiten  werden  bei  Frankreich    noch    überboten. 


rekte  Steuern  werden  nicht  erhoben.  Auf  S.  46,  Anm.  2  heisst  es 
zur  Abwechslung:  »direkte  Bundessteuern  gibt  es  in  den  Vereinigten  Staaten  gegen- 
wärtig nicht.«  ■ —  Statesmans  Yearbook  gibt  an,  dass  für  1902  von  i  107,6  Millionen  $ 
Gesamteinnahmen  der  amerikanischen  Gliedstaaten  und  Lokalverwaltung  706,7 
Millionen  aus  der  direkten  property  tax  stammten. 


y^5  Dr.  Johann  Plenge  : 

Die  Ausgaben  des  Post  ministe  riu  ms  und  des  Finanz  m  i  n  i- 
steriums  erscheinen  Jahr  für  Jahr  als  Sonderposten;  sie  be- 
trugen 1906  sage  und  schreibe  3  106  900  Frs.  bez.  43  904iooFrs. 
Daneben  erscheint  bei  Zalin  Jahr  für  Jahr  ein  einziger  riesenhafter 
Sammelposten  von  beinahe  einer  halben  Milliarde,  der  nur  für 
1906  in  einer  Anmerkung  in  drei  Unterposten  zerlegt  wird,  sonst 
aber  in  unlösbarer  Verbindung  die  Ausgabe  für  die  Erhebung  der 
Steuern,  der  Monopoleinnahmen  und  der  Zölle,  die  Ausgaben  für 
den  Bezug  der  Erwerbseinkünfte,  die  Ausgaben  für  Post,  Telegraph 
und  öffentliche  Arbeiten  und  dazu  noch  die  Steuerrückzahlungen 
und  Vergütungen  unter  sich  begreift.  Dafür  gibt  Zalin  auf  der 
Tabelle  der  französischen  Staats  einnahmen  die  Summen  aus 
»Post«,  »Telegraphier  und  »Telephonie*  in  sauberer  Trennung  an. 
Das  ist  so  vollkommen  sonderbar,  dass  man  vor  einer  psycho- 
logischen Unbegreiflichkeit  steht  ^). 

Derselbe  Wechsel  von  einer  alle  Details  einzeln  aufführenden 
Ausführlichkeit  zu  einer  Zusammenfassung,  die  die  wichtigsten 
Unterschiede  verschleiert,  findet  sich  auch  auf  der  PI  i  n  n  a  h  m  e- 
tabelle  12.  In  Italien  sind  z.  B.  die  Gebühren  mit  lächerlicher  Voll- 
ständigkeit der  Einzelposten  gesondert  nach  Geldstrafen,  Konsular- 
gebühren  u.  s.  w.  angegeben,  in  Deutschland  und  Grossbritannien 
müssen  wir  uns  mit  einem  einzigen,  viele  Millionen  umfassenden 
Sammelposten  der  Gebühren  ,  bez.  Stempel  behelfen.  In  Frank- 
reich wird  das  »Enregistrement«,  zu  dem  die  Erbschaftssteuer  ge- 
hört, Jahr  für  Jahr  in  einem  einzigen  Posten  gegeben,  den  man 
nicht  in  seine  Bestandteile  auflösen  kann.  Wein-,  Branntwein-  und 
Biersteuer  treten  dementsprechend  in  untrennbarer  Einheit  unter 
der  Sammelrubrik  »Getränkesteuer«  auf,  während  sie  bei  den 
übrigen  Ländern  jede  für  sich  erscheinen,  und  die  Reineinnahme 
aus  den  französischen  Staatsbahnen  dürfte  mit  manchem  anderen 
Posten  unter  den  »sonstigen  Einnahmen«  stecken,  obwohl  ihr 
sonst  die  Ehre  einer  besonderen  Rubrik  unter  den  Erwerbsein- 
künften zu  Teil  wird.  Aber  von  Amerika  abgesehen,  wo  ZaJin 
sie  völlig  bei  Seite  gelassen  hat,  ist  doch  wenigstens  auf  dieser 
Einnahmetabelle  eine  fünfteilige  Gliederung  in  »P^werbseinkünfte«, 
»direkte  Steuern«,  »Verbrauchssteuern  und  Zölle«,  ;Stempel,  Ge- 
bühren, Verkehrssteuern«  und  »Sonstiges«  vollkommen  durchge- 
führt.    Das  Schema  ist  nicht  von  Zahn  und  es  ist  in  diesem  Zu- 


I)   Unbegreiflicherweise  gibt  Schwarz  a.   a.   O.     1907,   I,   S.   263    die    Zahlen    für 
Frankreich  in  fast  der  gleichen  Anordnung. 
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sammenhange  nicht  zu  kritisieren,  obwohl  die  vorletzte  Rubrik 
eine  bedenkUche  Vereinigung  unzusammenhängender  Posten  be- 
deutet. 

Hier  interessiert  uns  nur  die  Frage:  wie  hat  ZaJin  dieses  Schema 
ausgefüllt?  Warum  stehen  die  französischen  Luxussteuern  unter 
den  Gebühren  ?  Warum  spricht  sich  ZaJin  mit  keinem  Worte  dar- 
über aus  ,  dass  und  warum  er,  abgesehen  von  der  im  Text  mit 
keinem  Wort  berücksichtigten  Paralleltabelle  aufS.  34  (vgl.  oben 
S.  720  f.),  die  Erbschaftssteuer  stets  zu  den  '>Stempeln,  Gebühren 
und  Verkehrssteuern«  bez.  zu  den  »indirei<ten  Steuern«  rechnet  ^). 
Bei  der  bekannten  Zweideutigkeit  der  Sache  muss  man  bei  einem 
internationalen  Vergleich  deutlich  angeben,  wie  man  die  Grenze 
zwischen  direkten  und  indirekten  Steuern  zieht'-).  Ich  stelle  den 
unglaublichen  Satz  auf  S.  34  fest:  »Auch  in  Grossbritannien  ist  das 
Gebührenwesen  verhältnismässig  stark  ausgebildet  (561 000  000  i\I. 
Ertrag).-;  Welcher  naive  Leser  kann  dabei  auf  die  Vermutung  kom- 
men, dass  zu  dem  Ertrag  dieses  »Gebührenwesens«  die  Erbschafts- 
steuer fast  400000000  Mark  beiträgt.^  Weit  schlimmer  aber  ist  die 
schon  oben  hervorgehobene  Tatsache,  dass  eben  bei  einem  inter- 
nationalen Vergleich  der  Steuerbelastung  die  Erbschaftssteuer  unbe- 
dingt zu  den  direkten  Steuern  gerechnet  werden  muss,  und  dass  für 
diese  besonders  wichtige  Aufgabe  der  internationalen  Finanzstatistik 
das  Zahn's,c\i&  Tabellenwerk  —  von  jener  im  Text  nicht  herange- 
zogenen Uebersichtstabelle  für  1906  auf  S.  34  abgesehen,  —  nur 
nach  langwierigen  Umrechnungen  verwendet  werden  kann. 

DasZ«//;zscheTabellenwerk  kann  überhaupt 
nicht  verwendet  werden,  wenn  man  im  inter- 
nationalen Vergleich  verfolgen  will,  wieviel 
für  einen  bestimmten  Staatszweck  Jahr  für 
Jahr  im  ganzen  ausgegeben  ist.  Denn  die  Scheidung  von 
Ordinarium  und  Extraordinarium  ist  landweise  so  verschieden,  dass 
sie  beim  internationalen  Vergleich  ganz  ausser  Acht  bleiben  muss. 
ZaJin  hat  sich  aber  garnicht  die  Mühe  gegeben,  jeweils  nach  den 

1)  Das  ist  um  so  auffallender,  als  auf  S.  68  Anm.  I  die  Erbschaftssteuer  als 
» Vermögenssteuer ■<  bezeichnet  wird.  Auf  den  vergleichenden  Tabellen  der  Finanz- 
wisEcnschaft  von  A.  Wagner  (IV,  2,  S.  777,  784)  wird  die  Erbschaftssteuer  zu  den 
direkten  Steuern  gerechnet.     Ebenso  bei  Schwarz  a.  a.  O.  1907  I.  S.    250,  Anm.  8, 

2)  Vergl.  Verhandlungen  des  VI.  internationalen  statistischen  Kongresses  im 
Haag  bei  Riecke  a.  a.  O.  S.  16  f.  In  der  Tat  haben  Malchus,  Czörnig,  Gerstfeldt 
und  Zahn  stark  verschiedene  Einteilungsprinzipien,  so  dass  ihre  Resultate  erst  durch 
eine  Korrektur  versileichbar  werden. 
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Hauptv^erwendungszwecken  die  Posten  von  Ordinarium  und  Extra- 
ordinarium  zusammenzuzählen,  sondern  lässt  es  bei  der  jeweils 
budgetmässigen,  den  internationalen  Vergleich  verdunkelnden 
Scheidung  von  Ordinarium  und  Extraordinarium  ohne  alles 
weitere  sein  Bewenden  haben,  und  gibt  dann  bei  Deutsch- 
land, Italien  und  Russland  die  Ausgaben  des  Extraordinariums 
in  einer  einzigen  ungetrennten  ftauptsumme,  sodass  auch  der 
Leser  mit  dem  besten  Willen  die  Arbeit  nicht  nachholen  kann, 
die  Zahn  obgelegen  hätte  ^).  Um  die  Verwirrung  voll  zu 
machen,  teilt  Zalui  im  Text  S.  28  einige  in  Mark  umgerechnete 
Vergleichs-Tabellen  über  die  Ausgaben  für  Landheer,  Marine 
und  öffentliche  Schuld  mit  (vgl.  S.  714),  die  von  den  Ausgaben 
des  Tabellenwerks  völlig  abweichen ,  weil  ZaJin ,  ohne  dem 
Leser  ein  Wort  davon  zu  verraten,  bei  diesen  Einzeltabellen  je- 
weils Ordinarium  und  Extraordinarium  in  der  vereinigten  Summe 
gibt,  die  aus  dem  Tabellenwerk  allseitig  zu  ermitteln  und  nachzu- 
prüfen dem  Leser  nicht  gelingen  will.  Schliesslich  ist  es  noch  be- 
sonders bedauernswert,  dass  Zalin  gar  keinen  Versuch  gemacht 
hat,  die  Summe  der  Tilgungsbeträge  von  der  Summe  der  Zinsen 
auch  in  den  Budgets  der  Länder  zu  trennen,  wo  beides  zunächst  in 
der  Zusammenfassung  aufgeführt  wird;  so  hindert  der  Mangel  an 
System  auch  an  dieser  Stelle  den  wirklich  lehrreichen  Vergleich'-). 
Das  alles  nennt  Zalin  »Die  Verschiedenheiten  der  finanzstatisti- 
schen Unterlagen  Hessen  sich  nicht  sämtlich  ausgleichen«  ^). 

1)  In  der  Einleitung  S.  6  sagt  Zahn,  im  Gegensatz  zu  seiner  Praxis  bei  der 
grundsätzlichen  Erläuterung  seiner  Tabellen  :  »Die  ordentlichen  und  ausser- 
ordentlichen Einnahmen  bezw.  Ausgaben  sind  überall  zu- 
sammengefasst,  da  es  statistisch  noch  unmöglich  ist,  sie  in  vergleichbarer 
Weise  zu  trennen.«  Dabei  war  es  z.  B.  für  Deutschland  auf  Grund  der  Zahn  nicht 
unbekannten  Publikationen  in  den  »Vierteljahrsheften  zur  Statistik  des  Deutschen 
Reiches«  überaus  leicht,  Ordinarium  und  Extraordinarium  zu  einer  Summe  zu  ver- 
einigen. Bei  den  deutschen  ausserordentlichen  Ausgaben,  die  sich  1906  auf 
400000000  Mk.  beliefen,  fehlt  übrigens  jede  Erläuterung.  Bei  Italien  dagegen  sind  die 
Jahre  1904,  1905  und  1906  der  Anmerkung  für  wert  befunden,  die  von  1893 — 1903 
fehlt,  obwohl  diese  Jahre  z.  T.  erheblich  höhere  ausserordentliche  Ausgaben  hatten. 
Bei  Russland  fehlt  wieder  jede  Erläuterung,  abgesehen  von  der  einen  Angabe  über 
die  ausserordentlichen  Kriegsausgaben  von   1906. 

2)  Schwarz  a.  a.  O.  1907,  I,  S.  250  gibt  für  1905  für  Deutschland  niedrigere, 
für  England  höhere  Tilgungszahlen  wie  Zahn.  Zahn  hat  die  in  den  Annuitäten 
steckende  Tilgung  ganz  übersehen  (störender  Druckfehler  bei  Schwarz,  1906,  I,  .S.  271). 
Ausserdem  hat  er  nicht  beachtet,  dass  neben  dem  Amortisationsfond  mehrfach  Bud- 
getüberschüsse zur  Tilgung  verwendet  worden  sind. 

3)  Man   muss  es  zu  diesem  Mangel  an  Ordnung  rechnen,    wenn  Zahn  auf  S,  6 


Die  Finanzen  der  Grossmächte.  7^Q 

Z  a  hns  T  a  b  e  1 1  e  n  w  e  r  k  ist  endlich  n  i  c  li  t  mit 
der  Sorgfalt  aufbereitet,  dass  der  Leser  über- 
all dort  die  sachliche  Erläuterung  findet,  wo 
er  sie  ganz  unbedingt  zu  finden  erwarten  darf.  Wer 
den  englischen  Staatshaushalt  nicht  kennt,  steht  bei  ZaJin  vor 
einem  unlösbaren  Rätsel.  Von  225,7  Millionen  £  Gesamtausgaben 
entfallen  1904  83,8  Millionen  £,  also  über  anderthalb  Milliarden 
unserer  Währung,  auf  »Darlehen  und  Zuschüsse  u.  s.  w.«  Wir 
haben  diesen  Posten  in  -»The  StatesDians,  Year- 
b  o  0  k  !  nie  gefunden!  Was  bedeutet  das  ?  Sollte  England 
ganz  im  geheimen  eine  solche  Summe  für  irgend  einen  verbor- 
genen Zweck  ausgegeben  haben  .^  Man  fragt,  aber  man  erhält 
auch  nicht  die  Andeutung  einer  Antwort!^)  Ungarn  hat  141 
Millionen  Kronen  »sonstige«  Ausgaben,  ausserdem  51  Millionen 
Kronen  Ausgaben  für  »sonstige«  Betriebe.  Auf  Tabelle  ii  fehlt 
jede   Erläuterung    dazu,    auf  Tabelle    12    können    wir  wenigstens 


versichert,  er  habe  die  Beträge  in  Reichsmark  umgerechnet  im  Tabellenwerk  »und 
ausserdem  natürlich  in  der  textlichen  Darlegung  der  Ergebnisse«  un  1  vv  enn  man 
im  Text  dann  gleichwohl  auf  S.  38  die  Roherträge  der  Erwerbsanstalten  ganz  un- 
übersichtlich in  den  Landeswährungen  angegeben  findet.  Auch  die  Staatsschulden 
sind  im  Text  S.  85—89  in  der  Landeswährung  mitgeteilt  und  daher  nur  für  den 
Leser  vergleichbar,   der  sich  die  Mühe  der   Umrechnung  seinerseits  macht. 

i)  Das  Rätsel  löst  sich  in  einer  sehr  merkwürdigen  Weise.  Da  das  Bulletin  de 
statistique  aber  die  englischen  Rechnuugszahlen  für  1904  nicht  mitteilt ,  geben  wir 
die  Auflösung  für  1903  (Bulletin  LVI,  S.  631  ff.),  wo  Zahn  nur  70569000  £  in 
dieser  geheimnisvollen  Weise  verausgaben  lässt.  Zuerst  stossen  wir  auf  das  eng- 
lische Extraordinarium  in  Höhe  von  7,3  ^Millionen  £ ,  das  wir  schon  mehrfach  ver- 
migst  haben.  Das  ist  eine  wirkliche  Ausgabe,  der  Rest  sind  kassenmässige  Zahlu  n- 
gen,   Posten   des   Kassenrevirement,   »comptes  de   tresorerie«. 

England  hat  eine  grosse  schwebende  Schuld  von  treasury  bills ,  die  jedes  Jahr 
verfällt  und  annähernd  in  gleicher  Höhe  erneuert  wird  :  1903  31  133  000  £ .  Diese 
Erneuerung  der  schwebenden  Schuld  erscheint  bei  Zahn  als  Ausgabe  und  Einnahme. 

Wegen  vorübergehender  Kassendefizite,  wie  sie  eintreten,  wenn  die  Ausgaben  vor 
dem  Eingang  der  definitiven  Einnahmen  fällig  werden,  mussten  im  ganzen  22  500  000  £ 
neue  schwebende  Schulden  in  verschiedener  Form  gemacht  werden  ,  von  denen 
20500000  £  im  laufenden  Rechnungsjahr  zurückgezahlt  wurden.  Zahn  rechnet  das 
letztere  zu  den  Ausgaben  und  variiert  also  die  alte  Regel  dahin  ,  dass  wer  seine 
Schulden  zahlt,   seine  Ausgaben   verdoppelt. 

Schwebende  Kriegsschulden  in  Höhe  von  7  Millionen  ^  wurden  fundiert  ,  die 
Anleihe  wechselte  die  Form.  Auch  die  Rückzahlung  der  ursprünglichen  Schuld  rech- 
net Zahn  zu  den  Ausgaben. 

Schliesslich  ist  es,  von  Münzvorschüssen  "abgesehen,  eine  »Ausgabe«,  dass  der 
Exchequer  ein  Bankguthaben  von  4  263  842  ^  in  das  nächste  Rechnungsjahr  über- 
nimmt. 
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die  sonstigen  Betriebe  in  der  Anmerkung  kennen  lernen.  Bei 
Frankreich  gibt  es  dafür  schon  auf  Tabelle  ii  zu  den  534  Millionen 
Frs,  »sonstigen«  Ausgaben  eine  knappe  Anmerkung,  ebenso  bei 
den  Vereinigten  Staaten  schon  für  20  Millionen  $  »andere«  Aus- 
gaben. Ungarn  hat  aber  auf  Tabelle  12  auch  166  Millionen 
Kronen  »sonstige«  Einnahmen,  deren  Feststellung  unserer  Phantasie 
ebenso  überlassen  bleibt  wie  50  Millionen  Lire  »sonstiger«  Einnah- 
men Italiens,  250  Millionen  Frs.  »sonstiger«  Einnahmen  Frank- 
reichs, während  dann  zwar  die  122  Millionen  Rubel  »sonstiger«  Ein- 
nahmen Russlands  von  Zahn  einer  Erläuterung  für  wert  erachtet 
werden,  nicht  aber  2  Millionen^  bei  England,  45  Millionen  $  bei  den 
Vereinigten  Staaten. 

Zahn  arbeitet  mehrfach  so.  Wir  haben  schon  hervorge- 
hoben, dass  die  »ausserordentlichen«  Einnahmen  und  Ausgaben 
nicht  spezialisiert  werden,  und  haben  nun  noch  hinzuzusetzen, 
dass  es  aus  den  Erläuterungen  zum  Tabellenwerk  nur  sehr  man- 
gelhaft, wenn  überhaupt  hervorgeht,  für  welche  Jahre  ZaJin  Rech- 
nung s  Ziffern  und  wann  er  Budget  Ziffern  gibt.  Es  wird  uns 
auf  S.  5  f.  versichert,  das  Tabellenwerk  enthalte,  »so  weit  als 
möglich,  die  endgültigen  Staatsrechnungen«,  »nur(!)  bei  Russland 
durchweg  die  Voranschläge«,  »in  sämtlichen  Staaten  für  die 
letzten  Jahre  —  in  der  Regel  für  die  Jahre  nach  1904  —  Budget- 
ziffern«:  »das  Nähere  darüber  ist  in  dem  Tabellenwerk  ange- 
geben«. Dieses  »Nähere«  besteht  bei  Tabelle  i — 8  in  dem 
Mangel  jeder  entsprechenden  Erläuterung  und  nur  auf  Tabelle 
II  und  12  —  die  übrigen  Tabellen  haben  als  Schuldübersichten 
ausser  Betracht  zu  bleiben  —  finden  sich  einige  Notizen.  Tabelle  11 
gibt  Staat  für  Staat  die  detaillierten  Ausgaben,  Tabelle  12  die 
detaillierten  Einnahmen.  Auf  Tabelle  11  fehlt  bei  Ungarn,  Frank- 
reijch   und  Japan  jede  Angabe  über  die  Herkunft  der  Zahlen,  die 


Diese  ganze  Berechnungsmeihode  Zahns  ist  in  dreifacher  Hinsicht  unzulässig. 
Sie  ist  zunächst  innerlich  ganz  unmöglich,  denn  man  gibt  nicht  mehr  aas,  wenn  man 
einen  Wechsel  prolongiert  oder  in  der  Erwartung  der  Einnahme  für  notwendige  Aus- 
gaben vorläufig  den  Kredit  in  Anspruch  nimmt  ,  den  man  sofort  nach  Eingang  der 
Einnahme  wieder  tilgt.  Kassenausgänge  sind  nicht  Ausgaben.  Wenn 
aber  Zahn  diese  Berechnungsmethode  bei  England  für  richtig  hielt,  musste  er  sie  auch 
bei  Deutschland  anwenden.  Wir  suchen  aber  unter  den  deutschen  Gesaratausgaben 
ganz  vergebens  diesen  unsinnigen  Posten  »im  Laufe  des  Jahres  zurückgezahlte 
Schatzanvveisungen«.  Und  drittens  musste  er  selbst  auf  die  Abweichung  seiner  Zahlen 
von  denen  der  üblichen  Nachschlagewerke  aufmerksam  machen  ,  da  auch  Schwarz 
a.  a.  O,  mit  vollem  Recht  die  Posten  der  blossen  Kassenbewegung  nicht  mitteilt. 
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englischen  Zahlen  stammen  angeblich  alle  =  aus  den  Rechnungen« 
und  wie  die  russischen  so  auch  die  deutschen  alle  aus  den  Vor- 
anschlägen«, nur  Italien  und  Oesterreich  tragen  das  der  S.  6  der 
Einleitung  entsprechende  Vermerk.  Auf  Tabelle  12  haben  Frank- 
reich und  Italien  die  Plätze  vertauscht,  diesmal  wird  bei  Frank- 
reich gesagt,  was  bei  Italien  diesmal  fehlt,  und  auch  Japan  kommt 
zu  einer  der  Einleitung  entsprechenden  Angabe.  Es  bleibt  aber 
dabei,  dass  die  Erläuterungen  des  Tabellenwerks  und  die  Angabe 
auf  S.  6  in  Bezug  auf  Deutschland  und  England  sich  vollkommen 
widersprechen. 

Eine  notwendige  Erläuterung  mindestens  zu  Tabelle  8  wäre 
schliesslich  der  Hinweis  gewesen,  dass  Zahn,  wie  anerkannt  werden 
muss,  die  Br  uttozififern  der  Reichseinnahmen  aus  Bier,  Branntwein 
u.  s.  w.  gibt,  während  das  »Statistische  Jahrbuch  für  das  Deutsche 
Reich«  Netto  zahlen  bringt ;  der  Laie,  der  diese  Abweichung  fest- 
stellt, ohne  ihren  Grund  zu  kennen,  wird  in  heillose  Schwierigkeiten 
geraten,  und  wer  in  kommenden  Jahren  die  ZaJins>z\\Q  Tabelle 
aus  der  offiziellen  Publikation  unvorsichtig  fortsetzen  würde,  käme 
zu  dem  Ergebnis,  dass  die  Belastung  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
geringer  wird,  weil  er  die  Bruttobelastung  mit  Nettozahlen 
fortsetzt. 

Nach  dieser  Feststellung  wie  Zahn  als  technischer  Statistiker 
arbeitet,  sind  wir  auf  das  vorbereitet,  was  er  sich  als  Interpret 
seiner  Tabellen  zu  schulden  kommen  lässt. 

Man  darf  wohl  behaupten  ,  dass  das  erste  Erfordernis  an 
einen  Statistiker  das  ist,  dass  er  überhaupt  Zahlen  lesen  kann, 
dass  er  weiss,  wann  eine  Zahlenreihe  steigt  und  wann  sie  fällt, 
und  wie  die  relativen  Veränderungen  verschiedener  Zahlenreihen 
erfolgen.  Zahn  weiss  das  nicht  oder  —  will  es  nicht  wissen.  Denn 
es  fällt  uns  mit  peinlicher  Regelmässig  keit 
auf,  dass  er  um  so  s  t  ä  r  k'  e  r  irrt,  je  bedeutsamer 
das  Ergebnis  für  die  kommende  Finanzreform 
ist,  und  dass  er  in  seinen  besonders  krassen  Irr- 
tümern jedesmal  zu  Gunsten  unserer  offizi- 
ellen Finanzpolitik  irrt.  Er  irrte  unter  Punkt  2  seiner 
Rekapitulation,  indem  er  im  Widerspruch  mit  seinen  eigenen  Ta- 
bellen behauptete,  die  Rüstungsausgaben  seien  im  Auslande  er- 
heblich stärker  gestiegen  als  im  Inlande,  er  irrte  unter  Punkt  3 
seiner  Rekapitulation,  als  er  im  Widerspruch  mit  seinen  eigenen 
Zahlen  behauptete,   dass  die  indirekten  Steuern  im  Verhältnis  zu 
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den  direkten  in  Deutschland  weniger  entwickelt  seien  wie  im 
Ausland,  und  er  irrt  in  der  gleichen  befremdlichen  mit  den  tat- 
sächlichen Zahlen  seiner  Tabellen  nicht  zu  vereinigenden  \\'eise, 
wo  er  sich  über  die  so  bedeutsame  Frage  ausspricht,  wie  sich 
in  den  letzten  Jahrzehnten  die  Entwickelung  der  direkten  und  der 
indirekten  Steuern  gestaltet  hat. 

Za// u sagt  S.  2) S  wörtlich,  »Trotzdem  zeigt  ein  Rückblick  auf  die 
Entwicklung  der  Steuersysteme,  dass  in  allen  Ländern  die  indirekten 
Steuern  hinsichtlich  ihrer  Erträgnisse  viel  rascher  gestiegen  sind 
als  die  direkten«.  Nach  den  auf  S.  35  und  36  mitgeteilten 
Zahlen  wurden  aber,  selbst  wenn  man  die  Erbschaftssteuer  als 
indirekte  Steuer  rechnet,  pro  Kopf  der  Bevölkerung  in  Grossbri- 
tannien erhoben  (b-Zahlen). 

Direkte  Steuern  Indirekte   Steuern 

1878  7,64  M.  32,63  M. 

1906  18,42    »  48,66  M. 

Auch  das  ungeübte  Auge  kann  ohne  Prozent- 
berechnung sehen,  dass  gerade  im  Gegenteil  in 
England  die  direkten  Steuern  sehr  viel  rascher 
gestiegen  sind  wie  die  indirekten.  Und  genau  das- 
selbe Bild  ergibt  sich,  wenn  wir  die  Erbschaftssteuer  als  direkte  Steuer 
rechnen  und  gleichzeitig  an  Stelle  der  Za/inschen  Zahlen  korrigierte 
Ziftern  einsetzen  (a-Zahlen)  ^). 

Direkte  Steuern  Indirekte  Steuern 

1878  10,45  ^^-  32,08  M. 

1906  24,00  M.  35.38  M. 

Die  direkten  Steuern  haben  sich  also  in  Grossbritannien  in 
diesem  Zeitraum  auf  jeden  Falle  weit  mehr  als  verdoppelt,  während 
die  indirekten  Steuern  auch  im  ungünstigen  Falle  noch  nicht 
um  die  Hälfte  zugenommen  haben.  Welch  ein  Gegensatz  zu 
Deutschland  ! 

Aber  diese  Tabelle  auf  S.  35  und  36,  die  die  Entwicklung 
der  direkten  und  indirekten  Steuern  von  iS/S  bis  1906  darstellt, 
hat  noch  andere  Geheimnisse.  Za/in  hat  sie  nicht  nur  positiv 
falsch  gelesen,  sondern  er  hat  unterlassen,  aus  ihrem  Inhalt  das 
hervorzuheben,  was  für  das  Auge  des  vergleichenden  Statistikers 
wirklich  bemerkenswert  ist.  Soweit  Za/in  als  statistischer  Inter- 
pret wegen  dieser  Unterlassungssünde  exculpiert  werden  kann, 
trifft  die  Verantwortung  Za/iu  als  statistischen  Techniker.  Denn 
diese    Tabelle,     vielleicht    die    wichtigste     des 


l)  Ueber  die  notwendigen  KorrelUuren  vgl.  S.  743  Anm.   2. 
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ganzen  Werkes,  ist  geradezu  musterhaft  u  n  - 
ü  b  e  r  s  i  c  li  1 1  i  c  h  ,  ihre  wirkliche  Aussage  ist  so  versteckt,  dass 
sie  vor  dem  Verständnis  jedes  Lesers  sicher  ist,  der  sich  nicht 
reichhch  Zeit  nimmt  ij.  Aber  bei  etwas  gutem  Willen  wird  die 
Sache  überaus  klar.  Allerdings  müssen  wir  für  eine  Weile  zwei 
Zahlenbilder  gleichzeitig  beobachten.  Es  ist  einmal  zu  zeigen, 
was  sich  als  das  von  Zahn  verschwiegene  Resultat  seiner  eigenen 
Tabelle  auf  S.  35/36  ergibt  (b-Zahlen).  Sodann  aber  —  und  wir 
geben  diese  sachlich  bedeutsameren  a-Zahlen  jedesmal  an  erster 
Stelle  —  darf  der  Leser  den  Nachweis  erwarten,  wie  sich  die 
Belastung  durch  direkte  und  indirekte  Steuern  bei  Benutzung 
genauerer  Ziffern  in  den  verschiedenen  Ländern  gestaltet  hat. 
Es  erhoben    pro   Kopf   der    Bevölkerung^) 


1)  Diese  für  die  Beurteilung  der  Steuerentwicklung  wichtigste  Tabelle  hat  fol- 
gende merkwürdige  Eigentümlichkeiten,  die  ihr  Verständnis  für  jeden  Laien  so  gut 
wie  unmöglich  machen. 

a.  Die  Zahlen  für  1878  stehen  auf  S.  35,  die  für  igo6  dahinter  auf  S.  36.  Das 
kann   Zufall  sein,   wäre   aber  leicht  zu  vermeiden  gewesen. 

b.  Für  1878  werden  nach  Gerstfcldts  Berechnungen  für  die  beteiligten  Länder 
drei  Zahlenieihen  angegeben,  nämlich  die  »direkten  Steuern«  einerseits,  »Zölle  uud 
Verbrauchsabgaben«  sowie  »Stempel  und  Gebühren«  anderseits.  Für  1906  werden 
den  »direkten  Steuern«  in  einer  Summe  die  2;indirekten  Steuern«  gegenübergestellt. 
Der  Leser,  der  die  indirekten  Steuern  1878  und  1906  vergleichen  will,  muss  also 
erst  eine  Addition  vornehmen,  die  Zahn  uns  mit  leichter  Mühe  hätte  sparen  können. 

c.  Diese  Addition  wird  dadurch  erschwert,  dass  für  1879  die  drei  genannten 
Tabellenspalten  in  der  Weise  angeordnet  sind,  dass  die  »direkten  Steuern«  in  der 
Mitte  stehen,  die  beiden  zu  addierenden  Posten  der  indirekten  Steuern  also  aus- 
einander gerissen  werden.  Gerstfeldt  addiert  direkte  Steuern  und  Stempel  und  hatte 
darum  ein  Recht  zu  dieser    Reihenfolge.     Zaim  hat  es  nicht. 

d.  Die  Zahlen  von  Grossbritannien,  die  Zahn  falsch  gelesen  hat,  stehen  a  n 
letzter  Stelle,  sodass  nur  der  geduldige  Leser  den  Irrtum  ganz  am  Ende 
herausfindet.  Zahn  hat  diese  Tabelle  aus  Schäffles  Steuerpolitik  S.  30  ff.  ent- 
n  ommen.  Bei  S  c  h  ä  f fl  e  steht  Grossbritannien  gleich  an 
zweiter  Stelle  hinter  Deutschland;  die  Reihenfolge  der  Staaten 
stimmt  im  übrigen  bei   beiden  Autoren  völlig  überein. 

Wenn  man  den  wahren  Inhalt  der  Tabelle  absichtlich 
verstecken  wollte,  müsste  man  die  Zahlen  genau  so  arran- 
gieren,   wie    Zahn    es    getan    hat.   —   Man   beachte  S.   758  Anm.   I. 

2)  Die  b- Zahlen  unterscheiden  sich  von  der  Tabelle  Zahns  nur  durch  ihre 
Uebersichtlichkeit. 

Die  a-Zahlen  wurden    für  Deutschland,    Grossbritannien    und  Frankreich  sowohl 

für    1906    wie    für     1878    einer    durchgreifenden  Berichtigung    unterworfen,    die    für 

Oesterreich  und  Russland  nur  durch  die  Verschiebung  der  Erbschaftssteuer  modifiziert. 

Ueber  die  notwendige  Korrektur  der  Zahlen  für  1906  ist  oben  gesprochen  worden. 


■7AA  Dr.  Johann  Plenge  : 


a    (Erbschaftssteuer  als  direkte  Steuer,  korrigierte  Zahlen). 

Direkte    Steuern  Indirekte  Steuern 


1S78 

1906 

1878 

1906 

M. 

M. 

M. 

M. 

Deutschland  (Reich 

u.  Gliedstaaten) 

6,52 

8,68 

10,62 

25.52 

Grossbritannien 

10,45 

24,00 

32,08 

35.38 

Frankreich 

12,00 

17,38 

39,86 

45.23 

Oesterreich 

7,78 

10,91 

13,26 

28,35 

Russland 

3-58 

-2,69 

8,62 

19,20 

b    (Erbschaftssteuer  2 

ils 

indirekte 

S  teuer,  r 

lach  Z  a  k)t) 

direkte 

St( 

2uern 

indirekte  Steuern 

1878 

1906 

1878 

1906 

M. 

M. 

M. 

M. 

Deutschland 

6,26 

8,18 

8,88 

26,52 

Grossbritannien 

7,64 

18,42 

32,63 

48,66 

Frankreich 

11,90 

12,38 

40,24 

50,81 

Oesterreich 

6,91 

9.99 

14,13 

29.27 

Russland 

3,58 

2,60 

8,62 

19,29 

Sollte  das  der  Grund  für  Zahns  Schweigen  sein  ?  I  n 
keinem  Lande  ist  seit  1878  der  Druck  der  in- 
direkten Steuern  auch  nur  annähernd  indem 
Verhältnis  so  gestiegen  wie  in  Deutschland.  In 
Grossbritannien  hatte  er,  wie  wir  sahen,  nach  den  b-Zahlen  Za/uis 


(Vgl.  S.  721  f.)  Die  Zahlen  für  1S78  mussten  verbessert  werden,  weil  es  Zahn 
entgangen  ist,  dass  Gerstfeldt  (a.  a.  O.  Anm.  3,  6,  7  zu  Tabelle  7) 
direkte  und  indirekte  Steuern  nach  einem  ganz  anderen 
Prinzip  unterscheidet  als  er  selber.  Die  eigentümliche  Anordnung 
Gerst/eldts  ist  übrigens  für  Frankreich  schon  von  Schaffte,  Steuerpolitik  S.  30  still- 
schweigend geändert  worden,  der  auch  für  Oesterreich  und  Russland  eine  andere 
Umrechnung  gibt  als  Gerstfeldt. 

Im  Einzelnen  griffen  1878  folgende  Korrekturen  Platz: 

a.  Da  Gerstfeldt  für  Deutschland  und  Frankreich  Zahlen  von  1S78,  für  England 
aber  vor  1876  gibt,  werden  auch  für  England  die  Zahlen  von  1878  aus  dem  Hof- 
kalender eingesetzt,  was  durch  die  Erhöhung  der  Einkommensteuer  eine  Vermehrung 
der  direkten  Steuern  bewirkt  hat. 

b.  Für  England  und  Frankreich  wurden  die  einzelnen  Steuererträge  auf  Grund 
des  Hofkalenders  unter  Berücksichtigung  der  Rückzahhmgen  nach  dem  Schema  Zahns 
auf  direkte  und  indirekte  Steuern  verteilt. 

c.  Für  Deutschland  wurden  schätzungsweise  zwei  Mark  pro  Kopf  »Verwaltungs- 
einnahmen« von  im  ganzen  3,33  Mark  zu  den  indirekten  Steuern  hinzugeschlagen, 
um  die  von  Schaffe  a.  a.  O.  hervorgehobene  Ungleichartigkeit  in  der  Behandlung 
der  Verwaltungseinnahmen  auszugleichen. 

d.  Die  Erbschaftssteuer  wnude,  soweit  sie  schon  bestand,  von  der  indirekten 
Seite  auf  die  direkte  gebucht.  Vgl.  über  ihre  damalige  Höhe  Schanz,  Erbschafts- 
steuer in  Deutschland  und  einigen  anderen  Staaten,  Finanzarchiv  1885  S.  876  f. 
und  Verhandl,  des  Hauses  der  Abgeordneten  des  Österreich.  Reichsrates  1878/79 
Beilage  907  S,   3  f.    —  Vgl.  S.  726  Anm.   2. 
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nur  um  die  Hälfte  zugenommen,  in  Deutschland  hat  er 
sich  verdreifacht,  in  Oesterreich  und  Russland  etwas  rflehr 
als  verdoppelt  und  in  Frankreich  beträgt  seine  Zunahme  gar  nur 
ein  Viertel.     Das  alles  ist  Zalin  entgangen! 

Wiederholen  wir  seine  klassische  Erläuterung  der  Tabelle 
auf  S.  35 — 36:  »in  allen  Ländern  sind  die  indirekten  Steuern 
viel  rascher  gestiegen  als  die  direkten«.  Das  ist  alles!  Von 
den  erstaunlichen  Unterschieden  zwischen  den  einzelnen  Ländern, 
die  auch  bei  der  Benutzung  unserer  verbesserten  a-Ziffern  im  wesent- 
lichen bestehen  bleiben,  erfährt  der  Leser  auch  nicht  ein  einziges 
Wort,  wenn  er  sich  nicht  daran  macht,  selbst  die  völlig  unüber- 
sichtliche Tabelle  zu  studieren.  Wenn  er  erst  die  Tabelle  Zahl 
für  Zahl  prüft,  sieht  er  freilich,  dass  nicht  einmal  die  Angabe 
Zahns  über  die  direkten  Steuern  richtig  ist,  »auch  bei  ihnen  sind 
überall  Zunahmen  zu  verzeichnen«.  Denn  die  Tabelle  zeigt  für 
Russland   eine    Abnahme. 

Damit  kommen  wir  auf  die  Frage,  ob  die  Zunahme  der  in- 
direkten Steuern  voll  in  der  Verschlechterung  des  Steuerdruck- 
verhältnisses zum  Ausdruck  gekommen  ist,  oder  ob  durch  korre- 
spondierende Zunahme  der  direkten  Steuern  dieses  Steuer- 
d  r  u  c  k  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  ,  wie  wir  das  Verhältnis  der  in  einem 
Lande  gezahlten  indirekten  Steuern  zu  den  direkten  nennen 
wollen,  im  wesentlichen  unberührt  geblieben  ist.  Dafür  können 
uns  freilich  die  ungenauen  Ziffern  Zahns  nichts  nützen,  und  wir 
müssen  uns  an  die  korrigierten  Zahlen  halten.  Man  sieht  aus 
der  Tabelle  leicht,  dass  die  direkten  Steuern  in  Oesterreich 
und  ebenso  in  Frankreich  schneller  gestiegen  sind  als  in  Deutsch- 
land, aber  die  entscheidende  Frage  ist,  wie  hat  sich  1878  und 
1906  die  Gesamtlast  auf  die  beiden  grossen  Steuerkategorien 
verteilt.'' 

Und  wie  hat  sich  dieses  Verhältnis  durch  das  ganze  Jahr- 
hundert hindurch  entwickelt.^  Denn  es  ist  doch  möglich,  auf 
Grund  der  Zahlen  von  Malchus  und  Cz'örnig  auch  für  die  letzten 
20  er  und  ersten  60  er  Jahre  die  Relation  der  direkten  und  der 
indirekten  Steuern  nach  gleichmässiger  Methode  zu  berechnen 
und  damit  die  kurze  von  Zahn  behandelte  Etappe  der  Finanz- 
geschichte als  Abschnitt  einer  saecularen  Steuerentwicklung  er- 
scheinen zu  lassen. 

Auf  eine  Mark  direkte  Steuern  kamen  indirekte  Steuern  ^) 

l)  Die  b-Zahlen    für   1878   sind    auf   Grund    der    Zrt//«schen  Tabelle    S.    35    be- 


a 

a 

b 

a 

b 

1,88 

1,63 

(/,^-') 

2,94 

{SM 

3.00 

3,07 

[4^27) 

1-47 

{2,64) 

2,29 

3.32 

{s,ss) 

2,60 

[4,11) 

— 

1,70 

{2,04) 

2,60 

[2,9s) 

— 

2,41 

(-',^/) 

7,14 

{7,4S) 

n a(q  ■  Dr.  Johann  Plenge  : 

1829        1861        1878        1878        1906  1906 

Deutschland  (Preussen)  1,36 

Grossbritannien  6,05 

Frankreich  1,66 

Oesterreich  — 

Russland  — 

Man  wird  den  ruhmvollen  Ueberblick  über  die  englische 
Steuergeschichte  nicht  ohne  Bewunderung  sehen.  Mögen  die 
Details  der  heutigen  deutschen  Einkommenbesteuerung  gegenüber 
England  ihre  Vorzüge  haben,  mit  der  Gesamtentwicklung  und 
mit  dem  heutigen  Gesamtaufbau  des  englischen  Steuersystems,  wie 
er  sich  in  der  Bewegung  des  Steuerdruckverhältnisses  ausspricht 
können  wir  nicht  wetteifern  ^).  Und  selbst  in  Frankreich,  das  bis 
1878  eine  zunehmende  verhältnismässige  Belastung  mit  indirekten 
Steuern  aufgewiesen  hatte,  ist  das  Steuerdruckverhältnis  bis  1906 

rechnet,  die  für  1906  bis  auf  Deutschland  und  Oesterreich,  für  das  die  Angabe  fehlt, 
aus  seiner  Tabelle  S.  34  übernommen,  Zahn?,  Angabe  für  Deutschland  (3,44)  beruht 
auf  einem  Druck-  oder  Rechenfehler. 

lieber  die  a-Zahlen    für   1878  und    1906  vergl.  S.   743  Anm.   2. 

Die  Zahlen  für  1829  sind  auf  Grund  von  Malckus,  Handbuch  der  Finanzwissen- 
schaft, Bd.  II  Beilage  S.  33  ff.  berechnet.  In  Frankreich  (1828)  und  Grossbritannien  sind 
die  direkten  Steuern  etwas  zu  hoch  angesetzt,  weil  die  in  der  mitgeteilten  Gesamt- 
summe enthaltenen  unmittelbaren  Aufwandsteuern  etc.  nicht  ausgeschieden  werden 
konnten.  Naturgemäss  wurden  abweichend  von  Malchus  die  Einnahmen  aus  der 
Post  nicht  zu  den  indirekten  Einnahmen  gerechnet.  Auf  Grund  von  Angaben  des 
»Dictionnaire  des  finances«  II,  S.  115  bez.  von  C.  F.  Bastable,  Public  finance  3  Aufl. 
S.  601  konnte  für  Frankreich  und  Grossbritannien  die  Verschiebung  der  Erbschaftsteuer 
von  der  indirekten  auf  die  direkte  Seite  vorgenommen  werden. 

Die  Zahlen  von  1861  (Frankreich  1862)  gehen  nwi  Czöniig  zurück  (I,  S.  85  ff.,  146 
ff.,  171,  302  ff.,  395).  Auch  in  diesem  Falle  waren  Korrekturen  gegenüber  Czörnigs 
eigener  Ei  nteilung  notwendig,  da  auch  er  die  Post  und  die  Erbschaftssteuer  zu  den 
indirekten,  die  unmittelbaren  Aufwandsteuern  zu  den  direkten  Steuern  rechnet.  Die  Kor- 
rekturen konnten  auf  Grund  seiner  eigenen  Angaben  vorgenommen  werden,  die  auch 
den  Abzug  der  französischen  Rückzahlungen  ermöglichten.  Nur  für  Preussen  war  die 
Verschiebung  der  Erbschaftssteuer  auch  für  1861  nicht  möglich,  die  Gebühren  konnten 
nur  in  annäherndem  Verhältnis  mit  berücksichtigt  werden  (vgl.   S.   744). 

l)  1879  konnte  Schäffle  (a.  a.  O.  S.  32)  mit  Recht  sagen:  »Der  Deutsche  war 
bisher  du  rch  seine  Monarchie  und  sein  Beamtentum  gegen  Abwälzung  der  Steuerlast 
von  de  n  Besitzenden  auf  die  nur  verzehrenden  besitzlosen  Klassen  besser  geschützt 
als  der  Brite«.  Jetzt  ist  es  umgekehrt.  Der  Satz  A.  Wagners  (B'inanzwissenschaft 
IV  2,  S.  782) :  adass  das  Ausland  in  seiner  Steuergesetzgebung,  vollends  in  derjenigen 
über  die  direkten  Steuern,  steuerpolitisch  und  steuertechnisch  neuerdings  hinter  Deutsch- 
land im  ganzen  mehr  oder  weniger  zurückgeblieben  ist«,  gilt  nur  von  einzelnen 
Steuern  und  ihren  Details,  nicht  von  dem  Hauptstück  der  Steuerpolitik:  der  Ge- 
samtbelastung durch   direkte  und  indirekte  Sleuern. 
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günstiger  geworden  und  bleibt  jetzt  hinter  dem  deutschen  Ver- 
hältnis zurück.  Nur  in  Deutschland  ist  gerade  in  der  letzten 
Periode  die  starke  Verschlechterung  eingetreten.  Deutschland  und 
England  bilden  einen  merkwürdigen  Gegensatz :  während  in 
England  von  1878  —  1906  das  Steuerdruck  Verhält- 
nis mit  zunehmender  direkter  Belastung  von 
I  :  3,07  auf  1 :  1,47  fällt,  steigt  es  i  n  D  e  u  t  s  c  h  1  a  n  d 
mit  zunehmender  i  n  d  i  r  e  k  t  e  r  B  e  1  a  s  t  u  n  g  v  o  n  i  :  1,63 
auf    I  :  2,94. 

Aber  es  wird  zweckmässig  sein,  auch  an  dieser  Stelle  die 
genauen  Prozente  der  Abnahme  (Verbesserung)  oder  Zunahme 
(Verschlechterung)  des  Steuerdruckverhältnisses  zu  berechnen,  die 
dann  keiner  weiteren   Erläuterung  bedürfen. 


S  t  e  u  e  r  d  r  u  c  1 

c  V  e  r  h  ä  1  t  n 

i  s  s    s  1 

t  i  e  g    bez.    fiel 

von 

1878 

bis       1906 
b 

% 

% 

Deutschland 

+ 

80,4 

{-f  12S.8) 

Grossbritannien 

52,1 

(-    SS,2) 

Frankreich 

— 

21,7 

(+      2^'0) 

Oesterreich 

+ 

52,9 

(+    4S,6) 

Russland 

+ 

196,3 

(+  ^oS,2) 

Man  wird  sich  darüber  unterhalten  können,  wie  diese  Zahlen 
zu  bewerten  sind.  Das  »Steuerdruckverhältnis«  ist  zweifellos  nur 
eine  rohe  Annäherung  an  die  wirklich  genaue  Darstellung  der 
landweise  verschiedenen  Steuerbelastung  und  ihrer  Anpassung  an 
die  Leistungsfähigkeit.  Seme  Verschlechterung  in  Deutschland 
darf  nicht  zur  agitatorischen  Phrase  werden.  Aber  darum  handelt 
es  sich  heute  nicht.  Es  handelt  sich  nur  darum,  welches  sind  die 
statistisch  greifbaren  Tatsachen ,  und  es  kann  kein  Zweifel  sein, 
dass  Zalin  in  seiner  eigenen  Tabelle  Tätsachen  von 
der  grössten  national  politischen  Bedeutung  zum 
Teil  übersehen,    zuni  Teil  falsch  gesehen  hat. 

Wir  sind  nun  in  der  Lage,  noch  eine  ganze  Reihe  solcher 
Lesefehler  nachzuweisen  und  fast  jedesmal  sieht  ZaJin  die  deut- 
schen Finanzen  in  gar  zu  schönen   Farben. 

Auf  Grund  einer  alten  Tabelle  v.  Kaufmanns  über  die  ge- 
samten Brutto-Staats-  und  Lokalausgaben  für  Kulturzwecke  im 
Jahr  1892/3  lässt  sich  Zahn  S.  26  zu  dem  Ausruf  begeistern: 
»Schon  damals  war  also  Preussen  allen  anderen  Grossstaaten 
weit  voraus  und  ist  es  heute  wohl  noch  in  höherem  Masse.« 
Rechnen  wir  einmal  nach,    denn    auch  hier  hat  Zalui  die   Haupt- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1908.    4.  49 
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Sache  vergessen  und  nicht  einmal  zusammengezählt,  wie  viel  denn 
aus  alle  den  verschiedenen  Kulturausgaben  Land  für  Land  im 
ganzen  herauskommt. 

Staats-    und    Lokalausgaben    für    Kiiltitrz  wecke    (1892/3) 


pro 

Einwohner 
M. 

Russland 

8,44 

Italien 

\ 

18,67 

Oesterreich 

21,20 

Frankreich 

26,56 

Grossbritannien 

26,64 

Preussen 

28,36 

Allen  weit  voraus?  In  der  Sprache  des  Rennplatzes  würde 
man  von  einigen  Nasenlängen  sprechen,  um  die  Preussen  den 
nachdrängenden  Konkurrenten  England  und  Frankreich  vorange- 
kommen war,  und  wie  es  in  der  Gegenwart  steht,  sollte  doch 
Zahn  selbst  um  so  zweifelhafter  sein,  als  er  auf  S.  17  die  enorme 
Steigerung  der  englischen  Unterrichtsausgaben  angeführt  hat. 
Aber  auch  für  1892  hat  die  Sache  in  Wahrheit  ein  eigentüm- 
liches Aussehen.  '  Denn  der  ganze  Unterschied  kommt  wesentlich 
durch  die  Ausgaben  für  die  »allgemeine  Verwaltung«  zustande. 
Dafür  gab  England  2,65  M.,  Frankreich  4,40  M.,  Preussen  aber 
6,38  M.  pro  Kopf  der  Bevölkerung  aus.  Das  finanzielle  Kultur- 
übergewicht Preussens  wäre  also  ein  Uebergewicht  seiner  Bureau- 
kratie  ^). 


l)  Zahn  hat  eine  Bemerkung  v.  R'azißnanifi  varieit,  ilie  sich  aber  nicht  auf  seine 
von  Zahlt  abgedruckte  Tabelle  III  (Prokopfziffern  der  Kulturausgaben),  sondern  auf 
eine  ganz  andere  statistische  Grösse,  auf  die  fragwürdigen  Ergebnisse  seiner  Tabelle 
VII  (Anteil  der  Kulturausgaben  an  den  Gesamtausgaben)  bezieht  (a.  a.  O.  S.  72). 
—  Dass  die  Zahlen  v.  Kaufmann?,  v\egen  der  völlig  unvei  gleichbaren  und  unsicheren 
Berechnung  der  Ausgaben  der  Lokalverwaltung  nur  geringe  Zuverlässigkeit  besitzen, 
wurde  oben  hervorgehoben.  Besonders  unvergleichbar  sind  die  Ausgaben  für  Unter- 
richt, Wissenschaft  und  Kunst,  die  v.  Katiftnann  für  England  auf  6,30  Mk.  pro  Kopf, 
für  Preussen  auf  7,72  Mk.  pro  Kopf  beziffeit.  Das  wäre  ein  Mehr  an  wirklicher 
Kulturförderung.  Für  den  Elementarunterricht  waren  es  freilich  nur  5,91  Mk.  in 
Preussen  und  5,83  Mk.  in  England.  Indessen  beruht  die  Zahl  für  Preussen  auf  einer 
genauen  Statistik  von  1891/2,  in  der  die  Ausgaben  der  Kommunalverbände  und  auch 
alle  eigenen  Einnahmen,  .Stiftungen,  Zuwendungen  usw.  der  Unterrichtsanstalteii  ent- 
halten sind  {v,  Katiftnann  a.  a.  O.  S.  42),  während  für  England  zu  den  Staatsaus- 
gaben nur  ein  auf  Grund  »^ziemlich  unvollständiger  Taljellen«  berechneter  Betrag  von 
Lokalausgaben  (a.  a.  O.  S.  44)  hinzuaddiert  ist.  Der  Vergleich  der  Staatsausgaben 
für  Unterrichtszwecke  pro  Kopf  der  Bevölkerung  ist  stets  für  England  günstig  ge- 
wesen (vgl.  V.  Czörnig  II  S.  534  f ,  Pfeiffer  S.  232,  240,  Gerstfehit  S.  9,  Ang.aben 
im  Text  S.  774).     Die    heutigen  Ausgaben  für  Schulzvvetke  von    seiten  der    englischen 
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Von  einer  ganz  merkwürdigen  Blindheit  für  die  tatsächliche 
Zahlenbewegung  zeugt  auch  folgender  Satz  (S.  36  f.),  den  ZaJm 
wörtlich  schreibt,  nachdem  er  festgestellt  hat,  dass  die  gesamte 
Steuerlast  pro  Kopf  der  Bevölkerung  in  Deutschland  sehr  viel 
niedriger  ist  als  in  Frankreich  und  England  ,  und  höher  als  in 
Ungarn,  Russland  und  Japan,  und  dann  weiter  davon  gesprochen 
hat,  dass  bei  dem  Vergleich  der  Prokopfzahlen  das  Verhältnis 
der  steuerzahlenden  Bürger  zur  Gesamteinwohnerschaft  und  der 
verschiedene  Volksreichtum  zu  berücksichtigen  ist.  Es  heisst 
darauf  wörtlich:  »Stellt  man  beide  Momente  mit  in  Rechnung,  dann 
erscheinen  die  Zahlen  Deutschlands  in  noch  viel  günstigerem 
Lichte  als  bereits  in  der  obigen  Zusammenstellung:  denn  nächst 
England  und  Frankreich  hat  Deutschland  als  das  wohlhabendste 
unter  den  aufgeführten  Ländern  zu  gelten  und  andrerseits  verteilt 
sich  die  Steuerlast  auf  eine  viel  grössere  Zahl  von  Bürgern  als 
z.  B.  in  Ungarn,  Russland  und  Japan,  wo  nur  ein  verhältnismässig 
kleiner  Teil  des  ganzen  Volkes  alle  Abgaben  aufbringen  muss.« 
Zahn  übersieht  also  vollkommen,  dass  wenn  England  und  Frank- 
reich wohlhabender  sind  als  Deutschland,  wenn  die  nicht  steuer- 
tragende Bevölkerung  —  namentlich  gilt  das  von  Frankreich  — 
im  Verhältnis  zur  Steuerbevölkerung  dort  weniger  zahlreich  ist  als  im 
kinderreichen  Deutschland,  dass  dann  unweigerlich  die 
resultierende  Verschiebung  der  Belastungs- 
zahlen gerade  im  Vergleich  mit  dem  für  uns 
wichtigsten  Auslande  das  Bild  für  Deutsch- 
land nicht  »noch  viel  günstiger«,  sondern  ge- 
rade im  Gegenteil  sehr  viel  weniger  günstig 
gestaltet. 

Aber  der  eben  wörtlich  angeführte  Satz  von  Zahn  hat  eine 
so  verwunderliche  tatsächliche  Behauptung  gebracht,  dass  wir  die 
Frage,  wie  man  eigentlich  Zahlen  liest,  für  einen  Augenblick  ganz 
vergessen. 

»In  Russland  muss  ein  verhältnismässig  kleiner  Teil  des 
Volkes  alle  (!)  Abgaben  aufbringen.«  Man  stutzt  und  wundert  sich. 
Aber  es  ist  schon  so,  denn  auf  S.  12  hat  ZaJin  wörtlich  gesagt: 
»in  Russland  z.  B.  tragen  wohl  nur  10  Millionen  der  Bevölkerung 
die  gesamte  (!)  Steuer-  und  Schuldenlast  des  grossen  Reiches«  und 
hat,  damit    gar    kein  Zweifel   besteht  S.  13    noch    einmal    wieder- 

Lokalverwaltung  z.   B.    bei  Schwarz  a.   a.   O.    1907   I   S.   261.    —    Die  Frage  bedarf 
weiterer  Klärung. 
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holt,  dass  »die  ganze  grosse  Unterschicht  der  russischen  Bevöl- 
kerung für  finanzielle  Leistungen  (!)  überhaupt  nicht  in  Betracht 
kommt«.  Der  Leiter  eines  deutschen  statistischen  Bureaus  stellt 
sich  also  buchstäblich  vor,  dass  die  oberen  lO  Millionen  in  Russ- 
land für  568000000  Rubel  Branntwein  kaufen,  dass  sie  allein 
Streichhölzer,  Naphtha,  Zucker  und  Tabak  konsumieren,  allein 
Eisenbahnpassagiere  sind,  Pässe  benutzen,  ihren  Besitz  wechseln, 
allein  Grundsteuer  zahlen,  Briefmarken  kaufen  und  die  Staatseisen- 
bahn benutzen,  kurz,  dass  in  dem  Lande  mit  den  meisten  in- 
direkten Steuern  die  grosse  Masse  »für  finanzielle  Leistungen 
überhaupt  nicht   in  Betracht  kommt«. 

Wir  haben  nach  dieser  Feststellung  nicht  mehr  das  Recht, 
uns  bei  Zahn  über  irgend  etwas  zu  wundern,  und  drucken  ohne 
allen  Kommentar  noch  einen  weiteren  Satz  ab  (S.  37),  der  beweist, 
dass  Z.  die  Grössenunterschiede  der  Zahlen  nicht  zu  sehen  vermag: 
»Könnte  man  noch  die  Kommunallasten  jedes  Landes  hinzurechnen, 
dann  würde  das  günstige  Ergebnis  im  Verhältnis  für  Deutschland 
zu  Grossbritannien  noch  mehr  verbessert,  im  Verhältnis  zu  den 
andern  Staaten  kaum  viel  verändert  (!)  werden:  dies  erhellt  schon 
daraus,  dass  die  Gemeindeabgaben  in  Preussen  ca.  35%  (!)  der 
Staatsabgaben  betragen,  in  Frankreich  23%  (!),  in  England  400/0, 
in   Italien  28%.«      Tableau  ! 

Damit  immer  noch  nicht  zufrieden,  behauptet  Zahn  S.  20  von 
den  bei  ihnen  mitgeteilten  Kolonialvoranschlägen  für  1906,  dass  sie 
insbesondere  auch  bei  Deutschland  (20,  8  Mill.  Mark)  »durch  ausser- 
ordentliche Aufwendungen  stark  beeinflusst«  wären,  während  in  der 
Tat  die  Vorjahre  seit  1900  ganz  ähnliche,  z.  T.  sogar  noch  höhere 
Zahlen  aufweisen  ^);  und  behauptet  auf  S.  43,  dass  die  Erwerbsein- 
künfte in  Prozenten  der  Gesamteinnahme  in  Grossbritannien  von 
1893 — 1900  gestiegen  sind,  während  die  auf  der  Nebenseite 
stehende  Tabelle  beweist,  dass  sie  von  12,04  ^^uf  11,47%  ge- 
fallen sind. 

Und  die  Auslegung  dieser  letztgenannten  Tabelle  enthält 
überhaupt  eine  solche  Zahl  von  Lesefehlern,  dass  man  sie  als 
einziges  Paradebeispiel    nehmen    könnte,    um  daran  zu  beweisen, 


l)  Den  grossen  Bedarf  für  die  Expedition  nach  Südwest 
(1906  121,5  Millionen  Mark)  sucht  man  sowohl  auf  der  Tabelle  S.  20  (Heer,  Flotte, 
Kolonie,  auswärtige  Vertretung,  Schuldendienst),  wie  bei  den  unproduktiven  Aus- 
gaben auf  S.  22  und  S.  28  ganz  umsonst.  Wo  steht  er?  Wo  soll  er  stehen?? 
Unter    den    produktiven    Ausgaben!! 
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dass  Zalin  seine  Zahlen  nicht  aufmerksam  ansielit.  Da  diese 
Tabelle  indessen  finanzpolitisch  indifferent  ist,  wollen  wir  die 
Einzelheiten  an  dieser  Stelle  auf  sich  beruhen  lassen  ^),  zumal 
der  Beweis  zur  Genüge  geführt  sein  dürfte,  dass  Worte 
und  Zahlen  bei  Z  a  Ji  n  vielfach  in  vollkommenem 
Widerspruch    stehen. 

Wer  nicht  gründlich  genug  ist,    sich  die    Zahlen,    von  denen 
er  spricht;,  auch  nur  äusserlich  genau  anzusehen,  ist  gewiss  nicht 


i)  Die  Tabelle  stellt  für  die  9  Grossstaaten  die  »Erwerbseinkünfte«  von  1893 
(Deutschland  1901)  und  1906  den  »Steuern  und  Zöllen«  von  1893  und  1906  gegen- 
über, und  will  aus  den  Anteilen,  die  beide  Einnahmegruppen  jeweils  von  den  Ge- 
samteinnahmen bildeten,  folgern,  dass  »die  Einnahmequellen  der  Grossstaaten  sich 
gegenseitig  ihrem  Grundcharakter  nach  immer  ähnlicher  (!)  werden«.  »Diese 
Tendenz  macht  sich  naturgemäss  nur  langsam,  immerhin   aber  merklich  geltend.« 

a.  »Immer  ähnlicher?«  Die  Erwerbseinkünfte  betrugen  in  Deutschland  1901 
48,69  "/o.  1906  56,040/0,  in  GroSsbritannien  1893  12,04  "/o,  1906  11,4770.  Wo  ist 
da  eine  Spur  von  Aehnlichkeit  ? 

b.  Warum  Prozente  der  Gesamteinnahmen  berechnen,  wenn  es  sich  um  das  Ver- 
hältnis zweier  Haupteinnahmequellen  zu  einander  handelt!  In  der  Gesamteinnahme 
steckt  die  von  Jahr  zu  Jahr  schwankende  Grösse  der  ausserordentlichen  Einnahme 
(Anleihe!  vgl.  Ungarn!)  und  muss  den  Vergleich  stören.  Wenn  Zahn  das  weiss  und 
die  Folgen  der  kleinen  Finanzreform  von  1904  auf  seine  famose  deutsche  Gesamt- 
einnahme kennt  (diese  verminderte  sich  dadurch  buchmässig  um  mehr  als  eine  halbe 
Milliarde  !),   warum  berechnet   er  dann  nicht  korrekte  Verhältniszahlen  ? 

c.  Inwiefern  werden  die  Einnahmequellen  der  Vereinigten  Staaten  durch  die 
blosse  Tatsache  relativ  steigender  Posteinnahmen  denen  der  anderen  Grossmächten 
ähnlicher,  zumal  sie  doch  wegen  der  fehlenden  Einnahmen  der  Gliedstaaten  vom 
Vergleich  überhaupt  ausgeschlossen    werden   müssen? 

d.  Inwiefern  werden  sich  die  Einnahmequellen  der  verbleibenden  acht  .Staaten 
ähnlicher,  wenn  der  Anteil  der  Erwerbseinkünfte  bei  fünf  von  ihnen  steigt,  aber  bei 
dreien  fällt;  der  Anteil  der  Steuern  bei  drei  Staaten  mit  über  60  0/^^  Steuern  fällt, 
bei  zweien  mit  über  60  %  steigt,  ebenso  steigt  bei  einem  mit  unter  30  0/^  Steuern 
und  wieder  fällt  bei  zweien,  die  nahe  an  5oO/q  Steuern  haben.  Das  ist  ein  Durch- 
einander,  aber  vorläufig  noch  keine  Aehnlichkeit. 

e.  Weswegen  wird  unter  den  »deutlichen  Zeichen«  für  den  Grundzug  der  Tendenz 
steigender  Erwerbseinnahmen  angeführt  ,  dass  diese  in  Oesterreich  von  22,70  auf 
27,93  %!  ^"  Frankreich  von  7,59  auf  9,65  0/q  gestiegen  sind,  während  »keine  ent- 
schiedene Veränderung  in  entgegengesetzter  Richtung«  vorliegt,  wenn  die  ungarischen 
Erwerbseinkünfte  von  41,55  auf  36,52  0/^  fallen,  die  japanischen  Steuern  von  61,47 
auf  67,47,  <^i6  italienischen  Steuern  von  72,30  auf  76,98  O/^j  steigen?  W^arum  pro 
und  contra  ungleiches  Mass? 

f.  Warum  berechnet  Zahn  überhaupt  bei  dieser  Gegenüberstellung  den  Anteil 
der  Brutto  einnahmen  aus  den  Staatsbetrieben  an  den  Gesamteinnahmen  ?  Das  ist 
doch  eine  vollkommen  gleichgültige  Zahl,  da  es  hier  doch  nur  auf  den  Staatsbetrieb 
als  staatliche  Einnahmequelle,   also   auf  die  Reineinnahme  ankommt. 


nc2  ^''-  Johann  Plenge  : 

gründlich  genug,  die  innere  V  e  r  g  1  e  i  c  li  b  a  r  k  e  i  t 
der  Zahlen  kritisch  zu  beachten.  Zahns  Verstösse 
gegen  die  Regeln  der  statistischen  Interpretation  sind  auch  in 
dieser  Hinsicht  ganz  ungewöhnlich  gross. 

Dabei  wollen  wir  gern  auf  die  feineren  Ansprüche  an  wirklich 
saubere  statistische  Arbeit  verzichten.  Wenn  man  nur  für  das 
eine  Jahr  igo6  berechnet,  wie  viel  die  verschiedenen  Steuern  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  einbringen  und  dabei  die  Bevölkerung 
annimmt  in 

Deutschland  nach  dem  Stande  vom  i.  XII.   1905 

Oesterreich                     >           >            »           >  31.  XII.   1900 

Italien                              »          >             »  »  10.       II.   1900 

Frankreich                     »          »            »  »  4.     III.   1906 

Russland                         »          »            >■  »  9.      II.   1897 

Grossbritannien             ^          »            »  »  31.    III.   1901 

SO  muss  man  dem  Leser  doch  sagen,  dass  deshalb  nur  Frankreichs 
Kopfzahlen  ganz  korrekt  sind,  während  bei  den  andern  Ländern 
wegen  der  tatsächlich  gestiegenen  Bevölkerung  die  Kopfzahlen 
ein  wenig  zu  hoch  angesetzt  sind,  namentlich  in  Ländern  mit 
so  weit  zurückliegender  Zählung,  und  so  starkem  Bevölkerungs  wachs- 
tum wie  Grossbritannien  (372  580  jährlich  =  0,90  %)  und  Russland 
(1585767  jährlich  =  1.37  %).  Wir  wollen  es  auch  nur  als  einen 
solchen  Mangel  an  wirklich  sauberer  statistischer  Arbeit  bezeichnen, 
wenn  S.  62  bei  der  Einzelbesprechung  der  Tabaksteuer  und 
ebenso  in  der  Tabelle  auf  S.  69  des  Textes  und  Tabelle  8 
des  Tabellenwerks  die  Erträgnisse  aus  dem  Tabaksmonopol 
in  Frankreich ,  Oesterreich  und  Italien  ohne  weiteres  ver- 
glichen werden  mit  dem  Ergebnis  aus  der  Tabakssteuer,  da 
doch  beim  Tabaksmonopol  auch  der  Preis  für  das  Rohmaterial 
und  die  Arbeitslöhne  in  dem  Rohertrag  des  Monopols  mit  ent- 
halten sind.  Die  ein  e  Warnung  vor  solchen  Bruttozahlen  in  der 
Anmerkung  zu  der  Uebersichtstabelle  auf  S.  60  kann  diese 
Kritik  um  so  weniger  entwaffnen,  als  Zahn  in  seinem  Tabellen- 
werk nicht  die  Möglichkeit  gegeben  hat,  die  Unkosten  des  Monopol- 
betriebs festzustellen,  sodass  auch  der  Leser  die  von  Z«//;^  unterlassene 
Berechnung  nicht  nachholen  kann,  die  einen  genaueren  Vergleich 
möglich  machen  würde.  Schliesslich  soll  es  auch  nur  ein  Mangel 
feinerer  Sorgfalt  sein  —  eigentlich  ist  es  eine  grobe  Unter- 
lassung, —  wenn  Zahn  beim  Vergleich  der  deutschen  und 
englischen  Rüstungsausgaben  mit  keinem  Wort  darauf  auf- 
merksam macht,  dass  wegen  der  deutschen  Wehrpflicht  die  wirklich 
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von  der  deutschen  Volkswirtschaft  getragene  Militärlast  in  den 
Zahlen  des  Budgets  keineswegs  zum  Ausdruck  kommt,  und  dass 
damit  der  Vergleich  namentlich  mit  den  englischen  Ziffern  eigentlich 
unmöglich  wird  ^). 

Was  man  aber  unbedingt  fordern  m  u  s  s ,  ist 
der  sachgemässe  Vergleich  der  Hauptergebnisse, 
der  sachgemässe  Vergleich  der  Finanzentwicklung  und  der  sach- 
gemässe Vergleich  der  Finanzen  von  Land  zu  Land.  »Die  Seele 
der  Statistik  ist  der  Vergleich«,  so  sagt  2^://;^  auf  der  letzten  Seite 
seines  Buches,  und  schon  auf  der  ersten  Seite  hat  es  geheissen, 
dass  nur  die  Urteile  richtig  sind,  »die  auf  wechselseitiger  Ab- 
messung der  vergleichbaren  Dinge  beruhen«. 

Dieser  die  Epochen  und  die  Länder  einander  gegenüber- 
stellende Vergleich  hätte  ein  doppeltes  Ziel.  Das  eine  wäre  so- 
zusagen mehr  priv  at  wirtschaftlich.  Es  wäre  als  prakti- 
sches Ergebnis  der  internationalen  Tabellen  festzustellen,  welche 
Unkosten  die  einzelnen  Staatseinnahmen  machen,  und  wie  sich 
namentlich  die  Erhebungskosten  der  verschiedenen  Steuertypen 
landweise  gestaltet  haben.  Man  mag  es  der  Schwierigkeit  der 
Untersuchung  zu  gute  halten,  wenn  dieses  wichtige  Problem  heute 
fast  vergessen  ist,  während  es  z.  B.  v.  Reden  und  C zornig  stark 
beschäftigte ^j^).     Eine  ähnliche    »Rentabilitätsfrage«  ist   das    vom 


i)  Vgl.  S.  718.  Auf  dem  III.  internationalen  statistischen  Kongress  wies  nament- 
lich V.  Hermann  auf  diese   »verborgenen  Einnahmen«    hin. 

2)  Vgl.  z.  B.  V.   Czörnig  a.  a.  O.  II.  S.   505  ff. 

3)  Es  ist  ernsthaft  zu  fordern,  dass  jeder  Finanzpolitiker  und  Finanzstatistiker 
einige  Kenntnisse  der  Buchhaltung  hat.  Zahn  sagt  z.  B.  S.  44:  trotz  der  Ver- 
wendung von  71,84  Proz.  des  Eisenbahnüberschusses  »wurde  die  Eisenbahnkapital- 
schuld, die  ohne  Rücksicht  auf  die  Abschreibungen  1904  8492  Millionen  Mark 
hätte  betragen  müssen,  bis  1904  auf  3383  Millionen  Mark  reduziert«.  Das  heisst 
das  Pferd  beim  Schwanz  aufzäumen.  Erst  nach  der  Abschreibung  existiert  der 
Ueberschuss.  Die  Eisenbahnkapitalschuld  ohne  Rücksicht  auf  die  Abschreibungen 
ist  eine  Ausgeburt  staatlicher  Buchhaltungskunst,  die  man  nur  erwähnen  darf,  wenn 
man  eine  irrationelle  Rechnnngsmethode  geissein  will. 

Es  verrät  auch  mangelndes  Verständnis  für  die  Bewegung  von  Vermögenswerten, 
wenn  es  auf  S.  83  heisst,  die  Durchführung  der  zwangsweisen  Tilgung  als  Ver- 
minderung des  gleichzeitigen  Anleihebedarfs  »komme  in  Wirklichkeit  der  Herüber- 
nahme eines  Teils  des  ausserordentlichen  Etats  in  den  ordentlichen  gleich«.  In  der 
Bilanzsprache  wäre  eine  solche  Herübernahme  gleichbedeutend  mit  Reservebildung, 
Kapitalansammlung  aus  laufenden  Mitteln.  Der  Tilgung  liegt  aber  der  Gedanke  der 
Amortisation  zu  Grunde,  das  Schuldkapital  soll  zurückgezahlt  werden,  weil  kein  ent- 
sprechendes nutzbares  Aktivum  mehr  vorhanden  ist;  wird  die  Tilgungssumme  von  der 
Anleihe  abgesetzt,  so  werden  zu  dem  Betrag  der  Amortisationsquote  neue  Nutzkapitalien 
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III.  internationalen .  statistischen  Kongress  nachdrücklich  hervor- 
gehobene Problem,  wie  weit  im  internationalen  Vergleich  eine 
schuldenfreie  Zunahme  des  Staatsvermögens  den  Erfolg  des 
Finanzgebahrens  bildet.  Was  soll  es  nützen,  wenn  ZaJin  (a.  a. 
O.  S.  83  f.)  nur  die  bekannten  Grundsätze  noch  einmal  abdruckt, 
nach  denen  im  Reich  ein  Teil  der  einmaligen  Ausgaben  auf  das 
Extraordinarium  und  damit  auf  -die  Anleihedeckung  verwiesen 
wird.  Gerade  hier  war  der  Vergleich  notwendig,  um  danach  fest- 
zustellen, in  welchem  Masse  in  den  ordentlichen  Ausgaben  der 
verschiedenen  Länder  Ersatzleistungen  für  abgenutzte  Objekte  des 
Staatsvermögens  bez.  neue  Kapitalsinvestierungen  enthalten  sind, 
und  wie  weit  der  Staat  die  Nutzung  der  für  seine  Zwecke  not- 
wendigen Neubeschafifungen  nur  dadurch  erhält,  dass  er  gleich- 
zeitig die  Zinsenlast  einer  neuen  Anleihe  auf  sich  nimmt.  Auch 
die  Frage  der  Amortisation  ist  nicht  mit  einigen  ungenauen  Til- 
gungszahlen zu  erledigen.  Denn  es  handelt  sich  doch  vor  allem 
darum,  wie  weit  international  die  objektive  Dauer  des  Verwendungs- 
erfolges  einer  Anleihe  berücksichtigt  wird.  Die  wirtschaftliche  Fest- 
stellung durfte  nicht  fehlen,  dass  verschiedene  Anleiheverwendung 
verschiedene  Amortisationsquoten  bedingt,  dass  die  Reichsschuld 
nicht  mit  der  preussischen  Eisenbahnschuld,  sondern  nur  mit  der  eng- 
lischen oder  amerikanischen  Schuld  zu  vergleichen  ist.  Aber  der  Leser 
des  Zahn%z\iQV{  Werkes  erfährt  überhaupt  nicht,  wofür  das  Reich 
Schulden  gemacht  hat,  und  dass  z.B.  zu  der  neuesten  Zunahme  der 
Kolonialkrieg  stark  beigetragenhat,  also  ein  Posten,  der  nach  englisch- 
amerikanischer Praxis  unbedingt  schleunigst  getilgt  werden  müsste. 
Jedenfalls  wäre  es  für  eine  solide  geführte  Privatwirtschaft  schwer, 
das  Weiterschleppen  eines  solchen  Passivums  zu  rechtfertigen.  Die 
Grundsätze  einer  wirklich  soliden  Wirtschaftsführung  gelten  am 
allermeisten  für  den  Staat,  und  es  wäre  die  Aufgabe  des  inter- 
nationalen Vergleiches,  nach  aller  Möglichkeit  festzustellen,  wie 
weit  sie  beachtet  werden.  Das  sind  gewiss  überaus  schwierige 
Fragen  ,  und  man  darf  eine  vollbefriedigende  Lösung  zunächst 
nicht    erwarten;    die  Bilanzen    der    grössten    Wirtschaftseinheiten 


aus  laufenden  Mitteln  geschaffen,  sodass  insoweit  Staatsalctiva  und  Staatspassiva  im 
alten  Bestände  bleiben.  In  der  Bilanzsprache  ist  es  also  Verwendung  der  Abschreibung 
zu  neuen  Anlagen  zwecks  Erhaltung  des  arbeilenden  Kapitals  in  seiner  alten  Grösse. 
Heriibernahme  eines  Teils  des  Extraordinariums  in  das  Ordinarium  ist  eine  Wirt- 
schaftsführung, die  etwas  vor  sich  bringt,  Absetzung  einer  knappen  Tilgungsrate 
von    der  Anleihe  ,   bestenfalls  Wirtschaftsführung,    die    nicht  noch  weiter  zurückgeht. 
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sind  noch  schwerer  in  ihrem  tatsächlichen  Gehalt  zu  ermitteln  und 
vollends  zu  vergleichen  als  die  Ergebnisse  der  privaten  Erwerbs- 
gesellschaften in  all  der  unzweckmässigen  Mannigfaltigkeit  ihrer 
Nachweisungen.  Was  man  aber  erwarten  kann,  ist  die  scharfe 
Formulierung  der  altbekannten  Aufgabe  :  die  Wirtschaft 
des  Staates  ist  auch  als  solche  auf  ihren  Erfolg 
hin    durch    den  Vergleich   zu    kontrollieren^). 

Das  zweite  Ziel  des  internationalen  Vergleiches  ist  das  Stu- 
dium der  öffentlich  bedeutsamen  Züge  der  Staatswirt- 
schaft, und  wir  wollen  gerne  zugestehen,  dass  es  ein  weit  farbigeres 
Interesse  hat  als  jenes  trockene  und  doch  so  überaus  wichtige  Buch- 
haltungsproblem. Was  ist  die  Stellung  der  Staatswirtschaft  in  dem 
lebendigen,  vielverschlungenen  Ganzen  der  nationalen  Kultur  und 
der  nationalen  Wirtschaft.^  Durch  welches  vielgestaltige,  an  allen 
möglichen  Stellen  zapfende,  manchmal  Umwegenreiche  Röhrensystem 
wird  alljährlich  ein  Teil  des  nationalen  Arbeitsertrages  in  die 
Kanäle  der  Finanzwirtschaft  geleitet  und  wie  verteilt  sich  die  Flut 
von  neuem,  um  unter  Staatskontrolle  willkürlich  gelenkt  die  ver- 
schiedenen Gebiete  des  nationalen  Lebens  zu  befruchten  und  be- 
sondere dem  Staatszwecke  entsprechende  Organisationen  neu  oder 
doch  in  neuer  Grösse  entstehen  zu  lassen.^  Wie  werden  die 
staatlichen  Gelder  aufgebracht  und  wie  werden  sie  verausgabt.^ 
Wie  geschah  es  1893,  wie  geschah  es  1906.^  Wie  geschah  und 
geschieht  es  in  Deutschland  im  Gegensatz  zu  England  und  Frank- 
reich ?  Das  waren  die  Fragen  auf  die  man  vor  Jahren  eine  sach- 
gemässe  Antwort  erwarten  durfte. 

Aber  warum  rechnet  er  denn  an  keiner  Stelle,  weder  im 
Text  (vgl.  S.  13  f.,  17,  22,  23,  28  ff.,  35  f.,  42,  43  usw.),  noch  im 
Tabellenwerk,  die  Zunahme  der  Einnahmen  und  Ausgaben  von 
1893  bis  1906  aus  oder  die  Prozente,  um  die  die  Staatsschulden  im 
gleichen  Zeitraum  gewachsen  sind }  War  das  verschiedene  Entwick- 
lungstempo der  Finanzwirtschaft  keine  Aufgabe  für  denvergleichen- 
den Statistiker  oder  waren  die  Ergebnisse  bei  den  Rüstungsausgaben 
beim   »Steuerdruckverhältnis«   und  bei  den  Schulden  für  Deutsch- 


i)  Ich  möchte  allerdings  nicht  dahin  missverstanden  werden,  dass  ich  den 
anscheinend  offiziösen  Artikel  »Statistisches  zur  Finanzlage«  in  den  Grenzboten  vom 
9.  Juli  1908  zur  Nacheiferung  empfehle,  der  die  Bilanzierung  des  Staatsvermögens 
in  einer  Auffassung  betreibt,  als  wenn  man  unsere  .Staatseisenbahnen  nächster  Tage 
unter  den  Hammer  bringen  könnte.  Auch  ein  »Vorläufer  der  Reichs- 
f  i  n  a  n  z  r  e  f  o  r  m«  und  in  mancher  Einzelheit  ein  weiteres  Beispiel  von  neu- 
deutscher   Finanzstatistik!! 
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land  gar  zu  ungünstig?  Und  für  einen  findigen  Statistiker  hätte  es 
noch  andere  Vergleichsprobleme  gegeben,  da  die  Zufälligkeiten  des 
willkürlichen  Anfangs-  und  Endjahres  auszugleichen  gewesen  wären 
und  sich  vergleichbare  Bilder  für  die  gesamte  Entwicklungsperiode 
hätten  gewinnen  lassen,  wenn  etwa  für  jedes  Land  der  Gesamtdurch- 
schnitt der  verglichenen  Jahre  berechnet  wäre  und  die  Zahlen 
für  jedes  einzelne  Jahr  in  Prozenten  dieses  Gesamtdurchschnittes. 
Da  die  Vergleichsperiode  so  grosse  kriegerische  Ereignisse  ge- 
sehen hat,  wäre  auf  diese  Weise  die  vergleichsweise  Bedeutung 
dieser  Kriege  für  die  Finanzkraft  der  kriegführenden  Länder  messbar 
zur  Geltung  gekommen.  Aber  Zahn  hat  von  diesen  Problemen 
überhaupt  nicht  gesprochen  und  so  wollen  wir  davon  schweigen. 

Nur  der  Vergleich  der  Ausgaben  und  Einnah- 
men von  L  a  n  d  z  u  L  a  n  d  h  a  t  Za hn  gereizt,  aber  er 
hat  nicht  richtig  verglichen,  sondern  begeht 
elementare  Fehler  gegen  die  zulässigen  V  e  r- 
gleic  hsmethoden. 

Da  die  absoluten  Summen  der  einzelnen  Ausgaben  und 
Einnahmen  der  verschiedenen  Länder  natürlich  unvergleichbar 
sind,  müssen  sie  in  Relation  zu  solchen  Grundzahlen  gebracht 
werden,  die  die  Grössenunterschiede  der  verschiedenen  Staaten 
charakteristisch  widerspiegeln,  damit  die  zu  verrechnenden  Ver- 
hältniszahlen die  vergleichsweise  hohe  oder  niedrige  Bedeutung 
der  Einnahme  oder  Ausgabe  erkennen  lässt.  Solche  Grundzahlen 
sind  erstens  die  Ziffer  der  gesamten  Staatsein- 
nahme oder  Staatsausgabe  und  zweitens  die  B  e  - 
V  ö  1  k  e  r  u  n  g  s  z  i  f  f  e  r  '). 

Wenn  man  nach  der  erstgenannten  Möglichkeit 
verfährt,  kann  man  ein  rein  kalkulatorisches  Kunststück  ausführen  und 
herausdividieren,  wie  sich  nach  den  unbereinigten  Budgets  der  ver- 
schiedenen Länder  die  einzelnen  Posten  zur  Gesamtausgabe  bez.  Ge- 
samteinnahme verhalten,  so  wie  sie  buchmässig  erscheint.  Wer  das 
tut,  handelt  wie  der  mit  äusseren  Bilanzposten  jonglierende  Buch- 
halter, der  eine  verwässerte  amerikanische  Bilanz  ohne  weiteres 
mit  einer  die  inneren  Werte  gebenden  deutschen  Bilanz  vergleicht. 
Ein  solches  Verfahren  hat  für  eine  wirkliche  Gegenüberstellung  der 
internationalen  Verhältnisse  nicht  den  geringsten  Wert,  und  kann 
nur  dem,  der  es  handhabt,  die  Befriedigung  gewähren,  der  Uebung 

l)  Schon  Malchus  bereclinet  regelmässig  Prokopfziffern,  v.  Reden   bevorzugt   die 
Antfcilsziffern. 
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halber  einige  auf  dem  Niveau  der  Volksschule  stehende  Rechnungs- 
aufgaben gelöst  zu  haben. 

Wer  dagegen  Prozente  der  G  e  s  a  m  t  e  i  n  n  a  h  m  c 
oder  Gesamtausgabe  berechnen  will,  die  zu  ver- 
gleichen Wert  hat,  muss  die  einzelnen  Budgets 
einem   Reinigungsverfahren    unterziehen^). 

Selbstverständlich  muss  alles  weggelassen  werden,  was  aus 
rein  formalen  Gründen  das  Budget  anschwellen  lässt,  wie  z.  B.  im 
Reichsbudget  und  in  den  Einzelstaatsbudgets  die  vom  Reich  gezahl- 
ten Ueberweisungen,  und  die  von  den  Einzelstaaten  getragenen 
Matrikularbeiträge,  die  ja  nur  Zahlungen  von  Staatskasse  zu  Staats- 
kasse sind,  die  sich  überdies  zum  grössten  Teil  wechselseitig 
aufheben  -). 

Da  ferner  neben  der  Staatswirtschaft  im  engeren  Sinne, 
dem  Bezug  und  der  Verwendung  von  Mitteln  für  die  eigent- 
lichen Staatszwecke,  heute  im  international  wechselnden  Mass  der 
Staat  praktischen  Anteil  an  der  Volkswirtschaft  nimmt  und  dadurch 
Erwerbseinkünfte  erwirtschaftet,  so  ist  der  sachgemässe  internatio- 
nale Vergleich  nur  in  der  Weise  möglich,  dass  man  »wegen  der  rein 
privatwirtschaftlich  produktiven  Natur«,  die  Zahn  selbst  auf  S.  19 
ihnen  zuschreibt,  die  Bruttozahlen  von  Einnahme  und  Ausgabe 
der  grossen  Betriebsverwaltungen  separat  behandelt  und  den 
Vergleich  nur  auf  den  nach  ihrem  Abzug  verbleibenden  eigentlichen 
Staatsbedarf  und  seine  Deckung  beschränkt.  Denn  wenn  England 
keine  Staatsbahnen  hat,  während  die  deutschen  Staaten  sie  haben, 
so  schwillt  das  deutsche  Budget  in  der  Endziffer  um  anderthalb 
Milliarden  an  und  der  Anteil  der  Heeresausgaben  an  den  Gesamt- 
ausgaben ist  in  Deutschland  entsprechend  geringer,  während  der 
innerUch  notwendige  Vergleich  doch  festzustellen  hätte,  wieviel 
man  in  England  und  in  Deutschland  von  den  eigentlichen  Staats- 
ausgaben für  Rüstungszwecke  hingibt^). 


i)  lieber  die  grundsätzliche  Frage  der  eigentlichen  Staatseinnahmen  und 
Staatsausgaben  namentlich  v.  Hock  auf  dem  III.  internationalen  statistischen  Kongress. 
Riecke  a.  a.  O.  S.  10  vgl.  S.  21.  Dazu  die  drastische  Tabelle  I  bei  Pfeiffer  a.  a. 
O.  S.  56,  der  die  eigentlichen  Regierungsausgaben  in  Proz.  der  Gesamtausgaben  be- 
rechnet:   Grossbritannien  90,5   Proz.,   Baden   30,5   Proz.,   Preussen   52,2  Proz. 

2)  Auch  Schwarz  a.  a.  O.  II  S.  250  Anm.  6  lässt  die  Matrikularbeiträge  und 
Ueberweisungen  wie  selbstverständlich  für  den  Vergleich  bei  Gttte. 

3)  So  auch  z.  B.  durchgeführt  auf  der  bei  Zahn  S.  26  abgedruckten  Tabelle 
V.  Kaufmanns.  Zahn  macht  auf  den  Unterschied  der  Methode  mit  keinem  Worte 
aufmerksam.  —  Wie  v.  Kaufmann  so  auch   Schwarz  a.  a,  O.  1907  I.   S.  250  Anm.  7. 
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Ich  brauche  kaum  7X\  wiederholen,  dass  Zah)i  nirgends  das 
kritische  Vergleichsverfahren  durchführt,  sondern  es  bei  allgemeinen 
Warnungen  vor  den  Gefahren  des  internationalen  Vergleichs 
bewenden  lässt,  die  Budgetposten  aber  in  jedem  Einzelfall  unbe- 
sehen hinnimmt  und  danach  seine  Prozente  der  Gesamtausgaben 
bez.  -Einnahmen  berechnet.  Alle  diese  Prozentanga- 
ben sind  vollkommen  ^unbrauchbar,  kein  Ver- 
gleich Zahns  zwischen  Deutschland  einerseits, 
England  und  Frankreich  andrerseits  darf  den 
Leser  auch  nur  einen  Augenblick  täuschen, 
handle  es  sich  nun  um  das  Verhältnis  der  indirekten  Steuern  zu 
den  Gesamteinnahmen  (a.  a.  O.  S.  33),  oder  um  das  Verhältnis 
der  unproduktiven  Ausgaben  zu  den  Gesamtausgaben.  Was  wir 
oben  hypothetisch  aufstellten,  wird  also  bei  Zahti  zur  Wirklichkeit. 
In  den  deutschen  Gesamtziffern  für  1906  stehen  z.  B.  in  Einnahme 
und  Ausgabe  je  287,7  Millionen  Matrikularbeiträge  und  210,7  Millio- 
nen Ueberweisungen  (also  im  ganzen  498,6  Millionen  Mark,  da  bei 
der  Vereinigung  von  Reichs-  und  Einzelstaatbudget  jeder  Posten 
beiderseitig  zur  Geltung  kommt),  weiter  in  der  Ausgabe  1678  Millio- 
nen Mark  Eisenbahnausgaben,  in  der  Einnahme  2374  Millionen 
Mark  Eisenbahneinnahmen.  Die  deutschen  Gesamtziffern  sind  also 
schon  durch  diese  Posten  gegenüber  den  englischen  Ziffern,  die 
im  ganzen  nur  die  Ziffern  der  eigentlichen  Staatswirtschaft  ge- 
ben, um  weit  über  zwei  Milliarden  Mark«,  die  Hälfte  der  englischen 
Gesamtziffern,  verwässert,  und  trotzdem  wird  unterstellt,  dass  die 
daraufhin  ausgerechneten  Prozente  der  Ausgaben  und  der  indi- 
rekten Steuern  irgendwie  vergleichbar  seien  ^). 


l)  Der  aufmerksame  Leser  wird  mich  vielleicht  daran  erinnern,  dass  ich  S.  739 
Anm.  4  die  bemerkenswerte  Vermehrung  der  englischen  Gesamtausgaben,  um  viele 
Millionen  rein  kassenmässiger  Auszahlungen  nachgewiesen  habe,  sodass  auch  die 
englischen  Gesamtausgaben  zu  hoch  wären  und  demnach  der  Anteil  der  englischen 
Mililärausgaben  künstlich  niedrig  würde.  Das  sollte  man  allerdings  erwarten.  Aber 
Zahn  stellt  die  verwässerten  englischen  Gesamtausgaben 
von  4052,3  Millionen  Mark  (97,74  pro  Kopf)  den  verwässerten 
deutschen  Gesamtausgaben  von  7118,5  Millionen  Marie  (118,50 
pro  Kopf)  nur  auf  S.  I  o  bei  dem  Vergleich  der  absoluten 
Endziffern  gegenüber,  was  den  nützlichen  Erfolg  hat,  dass 
die  deutschen  Zahlen  nicht  in  völlig  einsamer  Höhe  das 
gesamte  Ausland  überragen.  Auch  auf  S.  20,  wo  die  einzelnen  Aus- 
gabeposten getrennt  aufgeführt  werden,  können  wir  freilich  dieselben  Endzahlen  durch 
Addition  noch  einmal  rekonstruieren,  aber  zwischen  S.  20  und  S.  22  erleiden  die 
Gesaratausgaben  eine  merkwürdige  Veränderung,  die  der  Aufmerksamkeit  Zahns  ganz 
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Am  energischsten  muss  diese  Art  Methode  zurückgewiesen 
werden,  wo  Zalin  damit  auf  74,99  %  p  r  o  d  u  k  t  i  v  e  A  u  s  g  a  b  e  n  in 
Deutschland,  gegenüber  38,95  %  in  Frankreich  und  35,81  %  in  Gross- 
britannien kommt,  denn  für  ZaJm  sind  die  unbereinigten  Gesamt- 
ausgaben abzüghch  der  Ausgaben  für  Heer,  Flotte,  auswärtige  Vertre- 
tung, Kolonien,  Schuldendienst  produktiv.  Damit  erklärt  Zahti 
jene  498,6  Millionen  von  Staatskasse  zu  Staatskasse 
gegeneinander  ausgetauschte  Matrikular  beitrage 
und  U  e  b  e  r  we  is  u  ngen  für  »produktive  Ausgaben«, 
dazu  130  Millionen  Mark  Militärpensionen,  121,5 
Millionen  für  die  Expedition  nach  S  ü  d  w  e  s  t  a  f  r  ik  a, 
schliesslich  135,4  Millionen  Steuerrückzahlungen, 
doppelt  gebuchte  Erhebungskosten  und  anderes 
mehr.  Das  alles  sind  »produktive  Ausgaben«!^)  Und 
Zahn  setzt  trotzdem  als  einzige  kritische  Glosse  zu  seiner  selt- 
samen Berechnung  hinzu :  »Dabei  sind  die  deutschen  produktiven 
Ausgaben  niedriger  angesetzt,  als  sie  in  Wirklichkeit  sind«,  weil 
die  Zinsen  für  die  Eisenbahnanleihen  nicht  mitgerechnet  sind.  Was 
sollen  die  Eisenbahnzinsen  an  dieser  Stelle.?  In  Wirklichkeit  gehören 
doch  die  ganzen  Eisenbahnausgaben  und  die  ganzen  anderen  Ausga- 
ben für  den  Bezug  staatlicher  Erwerbseinkünfte  (Domänen,  Staats- 


entgangen zu  sein  scheint,  da  er  sie  mit  keinem  Wort  erwähnt.  Auf  S.  22  wird  der 
Anteil  der  unproduktiven  Ausgaben  an  den  Gesamtausgaben  berechnet.  Die  deutschen 
Gesamtausgaben  erfahren  eine  leichte  Kontraktion,  deren  Gründe  wir  nicht  kennen, 
und  haben  nur  noch  die  immerhin  recht  stattliche  Höhe  von  6682,9  Millionen  Mark. 
Von  den  englischen  4052,3  Millionen  sind  dagegen  nur 
2865,7  Millionen,  der  un  verwässerte,  eigentliche  Staatsauf- 
wand, übrig  geblieben,  was  den  bei  dieser  Tabelle  besonders 
nützlichen  Erfolg  hat,  dass  der  Anteil  der  englischen  Rüst- 
ungsausgaben an  den  abgedampften  Gesamtausgaben  über- 
aus hoch  erscheint  (6  4 , 1  9  P  r  o  z.)  ,  während  die  noch  immer 
stark  wasserhaltigen  deutschen  Gesamtausgaben  rechnerisch 
einen  sehr  niedrigen  Prozentsatz  der  Rüstungsausgaben  (25,01 
P  r  o  z.)  ergeben. 

Auf  der  Tabelle  i  des  Tabellenwerkes  erscheinen  die  deutschen  Gesamtausgaben 
gar  mit  9188,5  Millionen  Mark.  Schade,  dass  Zahn  nicht  auf  den  Gedanken  ge- 
kommen ist,  diesen  Druck-  und  Rechenfehler  seiner  Prozentberechnung  zu  Grunde 
zu  legen. 

Man    beachte    die    Anmerkung    i   zu    Seite   743 ! 

1)    Abgesehen    von    den    Betriebsausgaben     und    den    Matrikularbeiträgen    und 

Ueberweisungen  scheinen  unter  den   »sonstigen  Zivilausgaben«    bei  Schwarz  a.  a.   O. 

1907  I  S.  250  dieselben  Posten  zu  stehen.      Also    namentlich    die  Militärpensionen, 

die  Rückzahlungen  und  Doppelbuchungen    und    die   Expedition    nach   Südwestafrika. 
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forste,  Bergwerke)  in  die  Berechnung  der  produktiven  Staatsausgaben 
in  diesem  Zusammenhang  nicht  herein,  weil  sie  den  internationalen 
Vergleich  unmöglich  machen.  Freilich  steht  Zahn  seinen  Zahlen 
mit  einem  so  sicheren  Vertrauen  auf  ihre  Beweiskraft  gegenüber, 
dass  er  seine  Uebersicht  über  die  von  ihm  berechneten  völlig  unver- 
gleichbaren »produktiven  Ausgaben«  der  einzelnen  Länder  mit 
der  Bemerkung  begleitet:  »Am  auffallendsten  ist  der  relativ  niedrige 
Anteil  der  produktiven  Ausgaben  im  Budget  so  alter  Kulturstaaten 
wie  England  und  Frankreich.«  Da  der  relativ  niedrige  Anteil,  abge- 
sehen von  den  reinen  Buchungsgrössen  der  durchlaufenden  Posten 
so  gut  wie  ganz  auf  dem  Mangel  an  Staatsbahnen  und  anderen 
staatlichen  Erwerbsbetrieben  beruht,  ist  er  für  niemand  auffallend^ 
der  sich  bei  der  gedeihlichen  Entwicklung  des  privaten  Eisenbahn- 
netzes in  England  und  Frankreich  vor  Augen  hält,  dass  eine 
Ausgabe,  die  im  Budget  nicht  auftritt,  in  einem  alten  Kulturvolke 
darum  volkswirtschaftlich  nicht  zu  fehlen  braucht^).  Vorläufig  fällt 
die  Verbreitung  des  Staatsbetriebs  mit  der  Verbreitung  der  Kultur 
noch  nicht  zusammen.  Aber  es  gehört  seit  langem  zu  den  Anfangs- 
gründen der  internationalen  Finanzstatistik,  dass  man  die  ganz 
verschiedenen  Grade  der  Ausdehnung  der  Staatstätigkeit  über 
die  engeren  Staatszwecke  hinaus  bei  allen  den  Vergleichen  tunlichst 
eliminieren  muss,  wo  nicht  ausdrücklich  der  Grad  dieser  Ausdehnung 
selbst,  sondern  die  vergleichsweise  Berücksichtigung  der  verschie- 
denen eigentlichen  Staatszwecke  im  Budget  das  Ziel  der  Unter- 
suchung ist  ^). 

Indessen  hiesse  es,  dem  patriotischen  Eifer  Zahns  Unrecht 
tun,  wenn  man  ihm  nachsagte,  dass  er  die  überhohen  Gesamt- 
ausgaben Deutschlands  wirklich  ohne  jede  Bemerkung  durch- 
passieren   liesse.     Denn    diese    alle    anderen    Grossmächte    über- 


1)  Bemerkenswerter  Weise  teilt  Zahn  selbst  auf  S.  39  einige  Zahlen  über  das 
französische  und  englische  Eisenbahnwesen  mit,  aber  ohne  sich  an  sein  Erstaunen 
von   S.   25  zu  erinnern. 

2)  Dafür  noch  einen  besonders  überzeugenden  Gewährsmann!  »Wegen  ihrer 
rein  privalwirtschafllich  produktiven  Natur  nehmen  diese  Ausgaben  auf  Erlangung 
von  Erwerbseinkünflen  eine  völlig  andere  Stellung  ein  als  die  übrigen  Ausgaben  und 
werden  am  besten  im  Zusammenhang  mit  den  durch  sie  erzielten  Einnahmen  be- 
trachtet« (Vierteljahrsheft  zur  Statistik  des  Deutschen  Reiches  1904  III  S.  10,  1905 
III  S.    153,  wiederholt   1906  II  S.   177,   1907  II  S.    19,    190S  II  S.   125.) 

Als  diese  Bemerkung  als  eiserner  Bestand  in  den  regelmässigen  Aufsatz  über 
die  Finanzen  des  Deutschen  Reiches  und  der  Bundesstaaten  überging,  war  Fr.  Zahn 
der  Bearbeiter  (a.  a.  O.  S.  4.). 
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treffenden  Gesamtausgaben  könnten  zu  unbequemen  Schluss- 
folgerungen veranlassen,  wenn  man  auf  ihre  absolute  Höhe  auf- 
merksam wird.  So  warnt  Zalin  auf  S.  9^  Anm.  2,  und  auf  S.  21 
vor  einer  falschen  Beurteilung  dieser  absoluten  Höhe.  Wo  aber 
aufGrund  dieser  künstlichen  Gesamtausgaben  für 
Deutschland  übermässig  günstige  Piozente  der 
produktiven  Ausgaben  und  zu  niedrige  Prozente 
der  indirekten  Steuern  ausgerechnet  werden,  da 
fehlt  jede  Warnung. 

Eine  Korrektur  dieser  ganzen  Ausgaben  ist  nicht  möglich.  Wo 
nicht  weniger  wie  alles  unrichtig  ist,  wo  das  Ganze  ebenso  falsch 
ist  wie  der  Teil,  wo  jede  einzelne  Einnahme  und  Ausgabe  der 
Berichtigung  bedarf,  da  ist  eine  nachhelfende  Berichtigung  un- 
möglich, und  der  Leser  muss  sich  um  so  mehr  auf  eine  Neu- 
berechnung von  dritter  Seite  getrösten,  als  uns  der  Erkenntniswert 
dieser  Anteilsziffern  der  einzelnen  Ausgabe-  und  Einnahme-Posten 
an  den  Gesamtausgaben  und  den  Gesamteinnahmen  der  aufge- 
wendeten Mühe  nicht  zu  entsprechen  scheint.  Nur  der  Vergleich 
des  Greifbaren  und  Besonderen  ist  lehrreich:  so  die  Relation  der 
direkten  Steuern  zu  den  indirekten  Steuern,  die  Relation  aller 
Steuereinnahmen  zu  den  Reineinnahmen  aus  Staatsbetrieben,  die 
Relation  der  Marineausgaben  zu  den  Heeresausgaben  und  anderes 
mehr.  Diese  Untersuchungen  bekommen  aber  erst  dadurch  ihren 
vollen  Wert,  dass  auch  die  Bevölkerungsverhältnisse  berücksichtigt 
werden  ^). 

Was  nun  diese  viel  bedeutsamere  zweite  Vergleichsmethode, 
die  Zugrundelegung  der  Bevölkerungsziffer  bei 
internationalen  Finanzvergleichen  anlangt,  so  ist  sie  uns  auf  der 
E  i  n  n  a  h  m  e  s  e  i  t  e  durch  die  Berechnung  des  relativen  Drucks 
der  direkten  und  indirekten  Steuern  längst  geläufig,  und  wir  kennen 
die  für  Deutschland  so  ungünstigen  Veränderungen,  die  die  Kopf- 
quote der  beiden  Steuertypen  im  Laufe  der  letzten  dreissig  Jahre 
in  Deutschland,  Grossbritannien,  Frankreich,  Oesterreich  und  Russ- 
land erfahren  hat.  So  bedeutsam  diese  Resultate  sind,  so  wenig 
dürfen  wir  uns  mit  der  blossen  Berechnung  der  Kopfziffern  genügen 


l)  V.  Czörnig  a.  a.  O.  II  S.  452  f.  hebt  mit  Recht  hervor,  dass  das  Verhäh- 
nis  der  direkten  und  indirekten  Steuern  viel  wichtiger  ist,  wie  ihr  Verhältnis  zu  den 
Gesamteinnahmen.  Aehnlich  zweckmässig  ist  es,  wenn  er  innerhalb  der  direkten 
Steuern  die  verhältnismässige  Belastung  von  Immobiliarbesitz  und  Mobiliarbesitz 
international  vergleicht  a.   a.   O.   II  S.  460  f. 
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lassen,  da  die  Methode  ihre  Mängel  hat.  Es  ist  ein  unelegantes  An- 
näherungsverfahren ,  um  den  Steuerdruck  der  verschiedenen 
Länder  annähernd  festzustellen  nach  seiner  gesamten  Höhe,  nach 
seiner  Verteilung  auf  die  grossen  Gruppen  der  direkten  und  der 
indirekten  Steuern,  und  in  seiner  Zerlegung  nach  den  einzelnen 
Steuerformen.  Mehr  aber  als  eine  solche  rohe  Annäherung  gestattet 
dieses  einfache  DivisionsverfahKen  zunächst  nicht,  bei  dem  das 
Steueraufkommen  rein  arithmetisch  durch  die  Bevölkerungszahl 
geteilt  wird. 

Es  ist  auch  keineswegs  richtig,  dass  sich,  wie  Zahn  S.  7  sagt, 
»die  Bedeutung  der  finanziellen  Leistungen  iti  jedem  Staatswesen 
nur  messen  lässt  an  der  Zahl  der  von  ihnen  betroffenen  Staats- 
bürger« ^). 

Wer  das  Verfahren  anwendet,  muss  den  Benutzer  vielfach 
warnen  und  auch  Zahn,  der  es  zunächst  ohne  jede  Einschränkung 
empfiehlt  (S.  6  f.),  macht  später  wenigstens  darauf  aufmerksam,  wie 
V  o  1  k  s  r  e  i  c  h  t  u  m  und  das  Verhältnis  der  wirklich 
Steuer  zahlenden  Bevölkerung  zur  nicht  steuerzahlenden 
Bevölkerung  bei  der  Bewertung  der  Kopfzahlen  berücksichtigt 
werden  müssen  (vgl.  S.  749)  und  wie  neben  der  Steuerlast  des 
Staates  die  international  mit  der  Verwaltungsorganisation  wech- 
selnden Steueranforderungen  der  Lokalverwaltung  getragen  werden 


i)  Es  hat  schon  verschiedene  Varianten  der  Kopfmethode  gegeben.  Malchus 
überrascht  den  modernen  Leser  dadurch  ,  dass  er  die  indirekten  Steuern  pro  Kopf, 
die  direkten  Steuern  pro  Quadratmeile  berechnet.  Man  muss  sich  daran  erinnern, 
dass  der  Periode  der  Einkommensteuer  die  Periode  der  Grundsteuer  voranging,  und 
dass  die  Belastung  auf  die  Fläche  eine  richtige  Vergleichsmethode  einer  agrarischen 
Zeit  war.  Czörnig  berechnet  für  direkte  und  indirekte  Steuern  nebeneinander  Kopf- 
zahlen und  Flächenzahlen.  Für  ihn  ist  die  Flächenzahl  eine  anthropogeographische  Tat- 
sache. Er  vergleicht  das  geringe  Steueraufkommen  des  dünn  besiedelten  Russland 
mit  seiner  weiten  Fläche  und  langen  Grenze  mit  englischen  und  belgischen  Verhält- 
nissen. Sein  merkwürdiger  Versuch  a.  a.  O.  S.  482 ,  durch  die  Kombination  der 
relativen  Kopfbelastung  (Prozent  der  internationalen  Gesamtkopfbelastung)  und  der 
relativen  Flächenbelastung  (Prozent  der  internationalen  Gesamtflächenbelastung)  einen 
Ausdruck  für  die  »Grundmacht  der  Staaten«  zu  bekommen,  hat  nur  Kuriositätsinteresse. 

Verfehlt,  aber  interessant  ist  auch  der  Versuch  Hansemann%  a.  a.  O.,  die  Steuer- 
leistung  der  einzelnen  Landesteile  nicht  zur  Bevölkerung,  sondern  zum  j> Hauptnatio- 
nalvermögen«, für  ihn  Grundvermögen  und  Viehvermögen  ,  in  Beziehung  zu  setzen. 
Auch   das  ein  Versuch  einer   rein   agrarischen  Zeit 

Baumstark  a.  a.  O.  berechnet  den  Individualsteuerbetrag  auf  den  Kopf  der  ge- 
werblichen Bevölkerung,  die  er  aber,  entsprechend  den  ungenügenden  statistischen 
Informationen  seiner  Zeit  gleichmässig  auf  10  Proz.  der  Gesamtbevölkerung  annimmt. 
Der  Versuch   hätte  den  modernen  Statistiker  zur   Wiederholung  reizen  sollen. 
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müssen  (vgl.  S.  732).     Er  unterlässt  aber  jeden  Hinweis  darauf,  wie 
das,  was  wir  wirklich  international  vergleichen  wollen,  nicht  die 
arithmetische  Kopfziffer  des  Steuerdruckes  son- 
dern   die    effektiven    S  t  e  u  e  r  zi  ff  e  r  n    und  die    effek- 
tiven   B  e  1  a  s  t  u  n  g  s  z  i  f  f  e  r  n    sind.      Denn    neben   den  in  die 
Staatskasse    fliessenden  Steuern    und  Zöllen  muss  doch  auch    die 
von    Zahn   gar  nicht   angedeutete  Preissteigerung    der    Inlandpro- 
duktion   durch    die  Zölle   berücksichtigt   werden,    und    wie  sie  zu 
Gunsten    der  protektionierten  Gruppen  im  international  sehr    ver- 
schiedenen Ausmass  zum  Steuerdruck  kumulierend  hinzutritt  und 
mit  ihm  zusammen    die   Gesamtbelastung  der  Masse    des  Volkes 
durch  Steuern   und    Zölle    darstellt.      Wir    wollen    aber  vor  allem 
wissen,  wie  sich  die  Belastung  differenziert,  wie  die  tatsächlichen 
Steuerleistungen  jedes  Landes  vom  Minimum  zum  Maximum  auf- 
steigen,   und    wieviel   Einwohner  jeweils   auf  jeder  Stufe  gleicher 
Steuerleistung  zu  finden  sind.     Wir  wollen  diese  effektiven  Steuer- 
beträge mit  dem  Einkommen  der  Steuerträger  in  Verbindung  setzen 
können  und  sehen,  wie  sich  im  internationalen  Vergleich  der  Steuer- 
systeme die  Anpassung  der  Steuer  an  die  Leistungsfähigkeit  der  Be- 
völkerung   ergibt.     Was  Neiunanns   mustergültiges  Beispiel  seiner 
Zeit    für    Deutschland    begonnen    hat,    muss    im    Prinzip    für    den 
internationalen  Vergleich  gefordert  werden:  keine  rohen  arith- 
metischen Kopfzahlen,    sondern    effektive  Steuer- 
beträge   für    die    verschiedenen    Eink om mens k lassen-'). 
Wenn  das  nun  auch  sicher   vorläufig    prinzipielle    Forderung 
bleiben    muss,     die    nur    durch    sorgfältige    Einzelarbeit    sich    in 
der  Zukunft  wird  verwirklichen  lassen,  so  wird  doch  der  vergleichende 
Finanzstatistiker  die  arithmetischen    Relativzahlen  mit  ihren  wirk- 
lichen Mängeln   kennzeichnen   und   wenigstens    andeuten   müssen, 
was  eigentlich  festzustellen    wäre   und  wie  viel  davon  schon  jetzt 
festgestellt    werden   kann.     Auch  dagegen  verstösst  Zahn,  der  es 
bei  jenen  oben  erwähnten  Hinweisen  hat  bewenden  lassen.     Wir 
suchen  darum  bei  seiner  Besprechung  der  englischen  Einkommen- 
steuer   vergeblich    eine    Bemerkung,    dass    sie    mit    ihrem    hohen 
Existenzminimum  eine  ganz  andere  effektive  Belastung  zirr  Folge 
hat  als  die  deutschen  Einkommensteuern,  und  dass  die  blosse  Kopf- 
ziffer diese  bedeutsame  Differenz  nicht  erkennen  lässt.    Wir  finden 


l)  Vgl.  neuerdings  IV.  Gerloff,  Verbrauch  und  Verbrauchsbelastiing  kleiner  und 
mittlerer  Einkommen  in  Deutschland  um  die  Wende  des  ig.  Jahrhunderts.  Jena, 
G.  Fischer   1907. 

Zeitschrift  für  die  gas.  Staatswissensch.    1908.  4.  sO 
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ferner  nicht  die  geringste  Notiz,  die  andeutet,  dass  die  Aufwand- 
besteuerung  namentlich  durch  die  verschiedenen  Zollsysteme  in 
England  und  Deutschland  ganz  verschiedene  effektive  Belastung 
ergibt,  und  dass  namentlich  die  Anpassung  an  die  Leistungs- 
fähigkeit ganz  verschieden  ist,  da  in  England  der  entbehrliche 
Konsum,  in  Deutschland  aber  auch  der  unentbehrliche  Konsum 
stark  getroffen  wird,  was  dann  auf  die  Zahlungsfähigkeit  für  den 
entbehrlichen  Konsum  und  das  dafaus  fliessende  Steueraufkommen 
zurückwirkt.  Wir  müssen  also  e  i  n  e  n  d  r  i  1 1  e  n  w  i  c  h  t  i  g  e  n 
Vorzug  der  englischen  Steuergestaltung  fest- 
stellen. Die  für  Deutschland  England  gegenüber 
günstigen  K  o  p  f  z  i  f  f  e  r  n  verhüllen  die  England 
gegenüber  verhältnismässig  sehr  viel  weniger 
günstige  effektive  Belastung.  Es  ist  seltsam,  dass 
Zahn  das  nicht  gesehen  oder  zum  wenigsten  mit  keinem  Wort 
angedeutet  hat,  man  müsste  denn  diese  Andeutung  in  der  merk- 
würdigen Behauptung  S.  35  finden  wollen,  dass  der  durch  A.  Wag7ier 
geförderte  sozialpolitische  Gedanke  die  steuerpolitische  Erleichterung 
der  kleinen  Leute  ,, durch  Steuerfreiheit  der  Artikel  des  Massen- 
verbrauchs" sehr  gefördert  hätte.  Welcher  Artikel  des  Massen- 
verbrauchs ist  in  Deutschland  steuerfrei? 

Wenn  man  andrerseits  die  Ausgaben  pro  Kopf  berechnet, 
muss  man  natürlich  genau  unterscheiden,  ob  es  sich  um  Rüstungs- 
ausgaben oder  Ausgaben  der  inneren  Wohlfahrt  handelt.  Für 
die  Pflege  der  inneren  Wohlfahrt  in  den  verschiedenen  Staaten,  z.B. 
Justizpflege  oder  noch  besser  Erziehungswesen,  ist  es  ein  leidlich 
guter  Vergleichsmassstab,  wie  viel  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
ausgegeben  wird,  da  mit  der  wachsenden  Bevölkerung  die  zu 
leistende  Aufgabe  notwendig  wächst  und  das  Ziel  der  W^ohlfahrts- 
pflege  durch  die  inneren  Verhältnisse  der  nationalen  Bevölkerung 
in  seinem  Ausmasse  bestimmt  wird.  Bei  den  Rüstungsausgaben 
liegt  der  grössenbestimmende  Faktor  ausserhalb  des  Staatsgebiets 
und  seiner  Bevölkerung:  der  Staat  soll,  wenn  wir  den  Zweimächte- 
standard ausser  Betracht  lassen,  mindestens  so  stark  sein  wie  der 
voraussichtliche  Gegner,  dem  er  sich  mit  seinen  eigenen  Kräften 
noch  gewachsen  fühlt.  Darum  können  bei  den  Rüstungsausgaben 
die  absoluten  Summen  zum  Vergleich  gebraucht  werden,  wie  sie 
bei  den  Einnahmen  als  Ausmass  der  aktuellen  finanziellen  Kraft 
der  Grossmächte  allerdings  ohne  Rücksicht  auf  latente  Reserven 
von   Bedeutung   sind.     Wenn   aber    Staaten    mit    stark 
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verschiedener  Bevölkerung  in  internationaler 
G  r  o  s  s  ni  a  c  h  t  s  k  o  n  k  u  r  r  e  n  z  stehen,  ni  u  s  s  selbst 
bei  überlegener  Rüstung  des  an  Bevölkerung 
reichsten  Staates  die  Kopfziffer  der  Rüstungs- 
ausgaben notwendig  geringer  sein,  wie  bei  dem 
an  Zahl  geringeren  Nachbarn,  der  eine  schwächere 
aber  dem  Konkurrenten  noch  Achtung  abnötigende  Rüstung  trägt. 
Das  ist  das  natürliche  Verhältnis  zwischen  Deutschland  einerseits 
und  England  oder  Frankreich  andrerseits.  Frankreich  gibt 
erheblich  weniger  für  das  Heer  aus  als  Deutschland  und  hat  doch 
die  höhere  Kopfziffer.  Eine  geringere  Kopfziffer  der  Rüstungsaus- 
gaben ist  nur  eine  natürliche  Folge  unserer  Bevölkerungszahl  und 
ihrer  Zusammensetzung,  die  wir  mit  Freude  begrüssen  mögen,  die  wir 
aber  nicht  schon  als  solche  zu  dem  Nachweis  benutzen  können,  dass 
wir  gegenüber  dem  einzelnen  möglichen  Gegner  gegenüber  in 
unseren  Rüstungsausgaben  zurückbleiben.  Dass  ZaJin  die  Rüstungs- 
ausgaben ganz  unbesehen  und  ohne  jede  Kritik  pro  Kopf  vergleicht, 
braucht  dem  Leser  kaum  gesagt  zu  werden  ^). 

So  wenig  nun  die  verschiedenen  Kopfzahlen  der  Rüstungs- 
ausgaben über  die  verhältnismässige  Stärke  der  Rüstungen  aus- 
sagen können,  so  vermögen  sie  doch  im  internationalen  Ver- 
gleich annähernd  zu  zeigen,  wie  schwer  jede  Bevölkerung  an 
dieser  Rüstung  trägt.  Freilich  darf  man  den  verschiedenen  Volks- 
reichtum und  die  verschiedene  Kinderzahl  (Frankreich!)  nicht  ausser 
acht  lassen  und  schliesslich  kommt  alles  darauf  an,  wie  sich  dieser 
finanzielle  Rüstungsdruck  in  effektiven  Steuerdruck  umsetzt. 
Gleichwohl  seien  an  Stelle  der  ungenauen  Ziffern  Zahns  die  korri- 
gierten Zahlen   gegeben  ^). 

Rüstungsausgaben   1875  und  1906    pro  Kopf    der    Bevölkerung 

in     AI  a  r  k. 


Heer 
Flotte 

Deutschland 
1875        1906 
9,61         14,63 
1.15          4.50 

Fran 
1S75 
13.87 

3,50 

kreich 
1906 

17,32 
7,83 

Grossbri 

1875 

10,14 

6,77 

tannien 

1906 

13.81 
16,64 

Heer  und  FloUe 
Oeffentliche  Schuld 

10,76 
0,12 

'9.13 
2,10 

17,37 
18,01 

25,15 
18,03 

16,91 
16,65 

30,45 
14,02 

Zusammen 

10,88 

21,23 

35,38 

43,18 

33.56 

40,47 

i)  Pfeiffer  a.  a.  O.  S.  100  setzt  Ausgaben  für  das  Heer  mit  der  Präsenzstärke 
auf  Friedens-  und  Kriegsfuss  in  Beziehung  und  kommt  dadurch  zu  interessanten  Ver- 
gleichen. —  Aehnliche  Berechnungen  liegen  z.  B.  für  die  Schulausgaben  nahe. 

2)  Vgl.  S.  718. 

50* 


yg  5  Dr.  Johann  Plenge  : 

Der  erste  Eindruck  ist  gewiss  für  Deutschland  ungemein 
günstig.  Trotz  unserer  hohen  absoluten  Rüstungsausgaben  kommt 
die  günstige  Bevölkerungsziffer  namentlich  Frankreich  gegenüber 
noch  voll  zur  Geltung.  Die  erheblich  geringeren  absoluten 
Heeresausgaben  bedeuten  für  Frankreich  eine  stärkere,  für  Eng- 
land fast  dieselbe  Last  für  den  Steuerzahler.  Mit  aller  Deutlich- 
keit tritt  hervor,  dass  die  gross^e  Flottenrüstung  des  britischen 
Imperiums  finanziell  mit  voller  Wucht  auf  den  Schultern  des 
Mutterlandes  ruht.  Vor  allem  aber  hat  das  Wachsen  der 
Reichsschuld  noch  nicht  dahin  geführt,  dass  der  Zinsensdienst  für 
die  Ausgaben  der  Vergangenheit  mit  gleicher  Schwere  auf  der 
deutschen  Bevölkerung  lastet  wie  auf  Engländern  und  Franzosen. 
Aber  die  Zahlen  von  England  und  Deutschland  bewegen  sich 
gegeneinander  und  leider  ist  es  die  deutsche  Ziffer,  die  energisch  in 
die  Höhe  geht  und  inzwischen  noch  weiter  in  die  Höhe  gegangen  ist. 
Ueberhaupt  entdeckt  der  schärfere  Blick  recht  unerfreuliche  Züge 
in  unserem  statistischen  Bild.  Es  ist  erschreckend,  dass 
in  den  drei  grossen  Kulturländern  d  i  e  R  ü  s  t  u  n  g  s  - 
ausgaben  erheblich  schneller  gewachsen  sind  als 
die  Bevölkerung  und  man  sieht  nicht  ohneUeber- 
raschung,  dass  in  Deutschland,  dem  Lande  der 
stärksten  Bevölkerungszunahme  der  gesamte 
Rüstungsaufwand  der  wachsenden  Bevölkerung 
verhältnismässig  am  meisten  vor  an  geeilt  ist. 
So  kommen  wir  auch  bei  der  Anwendung  dieser  Vergleichs- 
methode zu  Ergebnissen,  die  nicht  recht  zu  dem  glücklichen 
Bilde  der  deutschen  Finanzgestaltung  passen  will,  das  dem 
vertrauensvollen  Leser  des  Za/inschen  Buches  vor  Augen  schwebt. 

Es  gibt  nun  in  der  Statistik  noch  eine  höhere  kritische  Kunst 
als  es  das  doch  im  wesentlichen  technische  Verfahren  ist,  die 
innere  Vergleichbarkeit  der  Zahlen  zu  kontrollieren  und  den  Ver- 
gleich durch  Berechnung  sachgemässer  Anteilsziffern  oder  Kopf- 
zahlen zuverlässig  zu  gestalten.  Es  ist  für  den  Forscher  nicht 
damit  getan,  dem  Leser  den  blossen  Inhalt  solcher  Zahlenreihen 
vor  Augen  zu  stellen  und  das  Neben-  und  Gegeneinander  der 
Zahlenbewegung  zu  beschreiben.  Auch  die  Statistik  fragt  nach  dem 
»Warum«  und  man  kann  dem  statistischen  Schüler  die  einfache  An- 
weisung geben :  überall  wo  in  einer  Zahlenreihe  ein  auffälliger  Sprung 
vorkommt,  ist  er  nicht  einfach  zu  konstatieren,  sondern  es  gilt  zu 
fragen:  wie  kommt  das  zustande,  was    ist   die  Ursache.?    So  steht 
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natürlich  auch  hinter  jeder  auffälHgen  Abweichung  in  den  inter- 
nationalen Vergleichsreihen  der  finanzstatistischen  Relalivziffern 
das  kausale  Problem,  auf  das  freilich  jeder  Leser  der  Za/inschen 
Arbeit  ganz  aus  eigenem  Fleiss  aufmerksam  werden  muss.  Za/iu 
verzeichnet  immer  nur  die  Verschiedenheit;  er  erklärt  sie  nicht. 
Dabei  sind  diese  internationalen  Unterschiede  in  den  KopfzifTcrn 
z.  T.  recht  einfach  zu  erklären;  so  der  in  den  »produktiven« 
Ausgaben,  wo  eben  diese  produktiven  Ausgaben  durch  Einbe- 
ziehung ungehöriger  Posten  in  völlig  unvergleichbarer  Weise  beziffert 
sind,  so  der  in  den  Rüstungsausgaben,  wo  gleich  starke  Rüstung  bei 
verschieden  grosser  Bevölkerung  verschiedene  Kopfziffern  zur 
Folge  hat.  Aber  auf  einer  anderen  Stelle  stossen  wir  auf  ein 
sehr  ernsthaftes  Problem,  dessen  Behandlung  der  Leser  vielleicht 
schon  vermisst  hat,  da  es  so  scheinen  konnte,  als  sollte  ein  für 
Deutschland  sehr  günstiger  Zug  des  internationalen  Zahlenbildes 
verschwiegen  werden:  Der  Gesamtsteuerdruck  ist  international  über- 
aus verschieden,  wie  das  vor  allem  aus  den  verblüffenden  Zahlen 
bei  Za/i7i  auf  S.  36  hervorgeht,   dass  1906  die   Gesamtsteuerlast  in 

Deutschland  34.70  M.  pro  Kopf 

Frankreicli  63,19    »       >•>        » 

Grossbritannien  66,45    *      *        •' 

betrug.    Das  sind  nun  freilich  wieder  unsere  altbekannten  b-Zahlen, 

die  der  Korrektur  bedürfen,  und  für  die  wir  zunächst  einmal  die 

verbesserten  a-Zahlen  einsetzen  ^). 

Deutschland  34» 20  M.  pro  Kopf 

Frankreich  62,61     »       »         » 

Grossbritannien  59)38    »       »        » 

So  bemerkenswert  auch  die  Korrektur  für  Grossbritannien 
sein  mag,  so  bleibt  es  trotzdem  bei  dem  unvermittelten  Gegen- 
satz in  der  vergleichsweisen  Höhe  der  gesamten  Steuerbelastung. 
Darf  man  das  nun  ohne  weiteres  als  eine  besondere 
Schonung  der  deutschen  Volkswirtschaft  durch  den  Staat  be- 
zeichnen, die  unangetastete  Steuerfähigkeit  des  deutschen  Volkes 
frohlockend  hervorheben  und  sich  weiter  um  die  Ursachen  der 
Erscheinung  nicht  kütnmern.?  Ich  denke  nicht.  Ich  meine,  der 
Unterschied  ist  so  erstaunlich  gross,  dass  man  bei  etwas  Kritik 
den  Verdacht  bekommen  muss,  dass  da  etwas  nicht  mit  rechten 
Dingen  zugeht.  Hat  Deutschland  so  viel  geringeren  Staatsbedarf 
und    kann    es    sich  mit  soviel    geringeren  Einnahmen  begnügen  ? 

l)  Vgl.  S.   743,    Anm.  2.   —  Die   b-Zahl   für   Grossbritannien  beträ2;t  nach  Zu/in 
S.  32    67,08,    S.  34    67,10,    S.  36    66,45. 


_gg  Dr.  Johann  Plenge  : 

Nein.    Woher  bekommt  es  seine  Einnahmen  ?    Durch  die  Reinerträg- 
nisse der  grossen  Staatsbetriebe:  Eisenbahnen,  Domänen,  Forsten, 
Bergwerke  usw.    Kommen  nun  diese  dem  Staat  für  seine  eigenen 
Zwecke    verbleibenden  Reineinnahmen   gleichsam  aus  der  vierten 
Dimension    und   lassen   sie    die  Steuerfähigkeit  des  Volkes  unbe- 
rührt.?    Offenbar  nicht,  denn  wa^  der  Staat  so  als  Reineinnahme 
erwirtschaftet,  bleibt  der  Erwirtschaftung  der  Privaten  verschlossen, 
sie  erhalten    um  so  viel  Einkommen  weniger  und  die  Gesamtheit 
der   Steuerzahler    kann    um    so    viel    weniger    an  Steuern  an  den 
Staat  abgeben,    als  der  Staat  vom  jährlichen  Nationaleinkommen 
durch  Erwirtschaftung  in  seinen  Staatsbetrieben   für  sich  in  Besitz 
»■benommen  hat.     Damit  haben  wir  das  richtige   Bild.     Es  kommt 
auf   das  Nationaleinkommen    und   seine  Verteilung  auf  den  Staat 
(und  durch  ihn  auf  die  eigentlichen  Staatsfunktionäre)    einerseits, 
auf    die    steuerfähige   Bevölkerung    andererseits    an.      Was    der 
Staat    von    vornherein    hat,    braucht    er   nachher 
nicht    mehr    zu    nehmen,     aber     je     mehr    er    von 
vornherein  bekommt,  um  so  weniger  kann  er  nachher 
noch  er  w  arte  n.    Das  ist  die  Lösung  und  es  ist  klar,  dass  sich 
daran  eine  lange  Reihe  von  weiteren  Fragen  schliessen  lässt.  Wiebe- 
einflusst  der  Staatsbetrieb  die  Höhe  des  Nationaleinkommens  und 
seine  Verteilung.?    Wie  weit  wird  z.  B.  durch  die  Beamtenverwaltung 
der  Eisenbahnen  und  das  Fortfallen   der  hohen  Gehälter  und  Tan- 
tiemen der  Direktoren  und  Aufsichtsräte  der  Privateisenbahnen  die 
Zahl  der  grossen  Einkommen  vermindert }  Wie  weit  finden  Ausgleichs- 
vorgänge statt,  indem  das  leitende  Personal  ganz  anders  rekrutiert 
wird  und  die  kapitalistischen  Grossinteressenten  ein  anderes  Feld 
für    die  Betätigung    ihres  Erwerbstriebes  suchen.?     Wie  wirkt  die 
Beseitigung    der   Spekulation    in    inländischen  Eisenbahnpapieren 
auf    die   Einkommensbildung    und    der  Wegfall   der  Plnanzierung 
der  Eisenbahnen    auf  die  Gewinne  der  Bankiers.?     Man  sieht  bei 
aller  Unsicherheit    der  Antworten    das    eine  klar,    dass  durch  die 
Ausbildung  der  grossen  Staatsbetriebe  nicht  nur  eine  quantitative 
Verminderung,    sondern  auch  eine  qualitative  Umformung  in  der 
Steuerfähigkeit    der   Bevölkerung    eintritt,    weil   die  Einkommens- 
bildung   durch    diese   Finanzmassregeln    unter    neue  international 
abweichende  Voraussetzungen  kommt.     Es  ist  vielleicht  der  inter- 
essanteste Punkt  des  internationalen  Finanzvergleiches^    und   von 
diesem  Punkt  schweigt  Za/i?i  vollständig  ^). 

l)  Besonders  naive  Vorstellung  bei  v.  Katifmann  a.  a.  O.,  der  nur  die  Steuern 
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Nennen  wir  die  Gesamteinnahme  aus  Steuern  (wie  bei  ZaJin 
einschliesslich  Gebühren)  und  Reinerträgen  der  Staatsbetriebe 
zum  Unterschied  von  exogenen,  zufälligen  und  ausserordentlichen 
Staatseinnahmen  die  ordentliche  Staatsquote  am  Volks- 
einkommen, so  wird  die  vergleichsweise  Belastung  am  besten  in 
der  Weise  berechnet  werden,  dass  wir  diese  Staatsquote  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  feststellen.  Demnach  kommen  wir  für 
1906  zu  folgendem  Ergebnis. 

Auf    den    Kopf    der  Bevölkerung    betrug    in    Mark    (a -Zahlen)*): 

die  Steuerlast        der  B  e  t  r  i  e  b  s  e  n  t  z  u  g  die    o  r  d  e  n  t  1  i  c  h  e 

°  btaatsquote 

Deutschland              34)20                                       16,75  50,95 

Frankreich                  62,61                                         2,10  64,71 

Grossbritannien        59,38                                      3,54  62,92 

Das  ist  ein  wesentlich  anderes  Bild.  Die  so  oft  geprie- 
sene geringere  Belastung  der  deutschen  Volks- 
wirtschaft durch  den  Staat  wird  e  r  h  e  b  1  i  c  h  ü  b  e  r - 
trieben.  Aber  wie  stets  beim  internationalen  Finanzvergleich 
bedürfen  die  Zahlen  noch  der  kritischen  Erläuterung.  Zur  ordent- 
lichen Staatsquote  muss  die  ordentliche  K  o  m  m  u  n  a  1  quote 
hinzuaddiert  werden,  der  Anteil  am  Volkseinkommen,  den  die 
Lokalverwaltung  jährlich  für  sich  in  Anspruch  nimmt.  Wie  hoch 
dieser  Anteil  gegenwärtig  ist,  wissen  wir  nicht ;  die  Angaben  v. 
Kajifinanns  waren  schon  1893  veraltet  und  sind  heute  nicht  mehr 
zu  gebrauchen.  Jedenfalls  dürfte  aber  die  Gesamtquote  der 
öffentlichen  fiaushaltungen  pro  Kopf  der  Bevölkerung  ausser  lieh 
gesehen  in  England  noch  ein  gut  Teil  höher  sein  als  in  Deutschland, 
während  die  geringere  Kommunalquote  Frankreichs  den  Unter- 
schied, der  bei  der  Staatsquote  gegenüber  Deutschland  vorhanden 
ist,  zum  guten  Teil  wett  machen  dürfte.  Soweit  das  äusserlich 
zu  errechnende  Gewicht  dieser  Quoten.  Nun  müssen  aber  noch 
eine  Reihe  von  weiteren  Umständen  in  Betracht  gezogen  werden, 
die  alle  für  Deutschland  ungünstig  wirken  :  der  vielberufene  Unter- 
schied in  der  Kaufkraft  des  Geldes,  der  Unterschied  im  Volks- 
und Abgaben  als  »Last«  der  Bevölkerung  bezeichnet.  Er  wäre  zu  noch  geringeren 
»Lasten«  für  Deutschland  gekommen,  wenn  er  auch  die  indirekten  Steuern  von  der 
üLast«  abgezogen  hätte.  Auch  wenn  ein  Zahn  schmerzlos  gezogen  wird,  hat  man  nach 
der  Operation  kein  vollständiges  Gebiss.  —  Die  im  Text  vertretene  Auffassung  schon 
bei  Pfeiffer  und  bei  Held,  Die  Einkommensteuer.  Bonn  1872,  S.  7.  Die  dagegen  von  A. 
W^fl^;;^/-,  Finanzwissenschaft  L  3.  Aufl.  S.  487  betonte  politische  Berechtigung  des 
Staatsbetriebes  ändert  natürlich  an  den  vorliegenden  Verteilungtatsachen  gar  nichts. 

l)  1906  nach  den  Angaben  Zahns  bez.  Yearbook  und  Bulletin  de  statistique, 
1878  nach  den  Berechnungen  Gerst/eldts,  1861  auf  Grund  der  Angaben   Czörfiigs. 


„-„  Dr.   Toliann  Plenge  : 

leichtum  und  der  Einkommensverteilung,  endlich  der  Unterschied 
in  der  Zusammensetzung  der  Bevölkerung,  namentlich  die  grosse 
Kinderzahl  Deutschlands.  Denn  die  Staatsquote  müsste  bei 
strenger  Methode  auf  den  Kopf  der  erwerbsfähigen  Bevölkerung 
berechnet  werden.  Das  alles  lässt  uns  zu  dem  Schlüsse 
1<  o  m  ni  e  n  ,  d  a  s  s  g  e  g  e  n  ü  b  e  r  B'  r  a  n  k  r  e  i  c  h  sicher  keine 
Minderbelastung  Deutschlands  mehr  vorhanden 
ist,  während  sie  gegenüber  England  zwar  noch 
bestehen  dürfte,  aber  namentlich  bei  Berücksich- 
tigung des  verschiedenen  Volk  s  r  eic  h  tu  msin  ganz 
wesentlich  geringerem  Masse  als  meistens  —  und 
so  auch  von  ZaJin  —  behauptet  wird. 

Das  Problem  lässt  uns  nicht  los,  und  wir  werfen  das  Auge 
zum  Vergleiche  auch  auf  die  Vergangenheit  der  drei  grossen  west- 
europäischen Mächte.  Schon  die  Entwicklung  des  Gesamtsteuer- 
druckes zeigt  merkwürdige  und  interessante  Linien. 

Es  erhoben    auf    den  Kopf    der  Bevölkerung    Steuern    in    Mark 

(a-Zahlen) : 

Deutschland   (Preussen)  Frankreich  Grossbritannien 

1829                       9,99  20,48  45,31 

1861                     14,22  30,71  45'40 

1878                    17,14  51.86  42,53 

1906             .      34,21  62,61  59)38 

Man  sieht  die  Nachwehen  der  Kriege  und  die  Folgen  der 
Rüstungen.  Man  sieht  die  grosse  Steuerleistung,  die  England  mit 
seiner  wirtschaftlichen  Ueberlegenheit  schon  in  den  20er  Jahren 
tragen  konnte,  man  bemerkt  die  schwere  Bürde,  die  die  Ge- 
schichte seines  Imperialismus  unter  Napoleon  111.  Frankreich  auf- 
erlegt hat.  Wenn  wir  aber  die  Verhältnisse  in  unserem  eigenen 
Vaterland  betrachten,  so  ergibt  sich  namentlich  für  die  letzten 
Jahrzehnte,  für  die  auch  ZaJin  die  Zahlen  vorlagen,  wie  schon  die 
blosse  Steuerlast  in  einem  Verhältnis  steigt,  das  prozentuell  das 
Wachstum  in  England  weit  hinter  sich  lässt :  dort  Steigerung 
noch  nicht  um  die  Hälfte,  bei  uns  Verdoppelung 
der  Steuerlast.  Das  Ergebnis  ist,  dass  die  Steuerbelastung 
der  drei  Länder  1906  erheblich  geringere  Differenzen  aufweist 
als  noch  1878.  Diese  Annäherung  erfolgte  zu  Ungunsten 
Deutschlands. 

Diese  fortschreitende  Verähnlichung  der  von  den  Bevöl- 
kerungen getragenen  finanziellen  Staatslast  wird  noch  deutlicher, 
wenn    wir  den    Betriebsentzug  zur    Steuerlast  hinzuad- 
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diereii  und  so  die    ordentliche    Staatsquote    bestimmen. 

Steuerbelastung  und  Reinertrag  der  Staatsbetriebe  auf  den 
Kopf  der  B  e  v  o  1  Ic  e  r  u  n  g  in  Mark  (a-Zahien). 

Deutschland   (1S61   Preussen)       Frankreich        Grossbritannien 

1861  16, ö'^  31.99  46,07 

1878  23,86  53,98  45,58 

1906  50,95  64,71  62,92 

Das  Bild  hat  gleichmässigere  Züge  bekommen.  In  der 
französischen  Entwicklung  tritt  noch  immer  die  Wirkung  des 
zweiten  Kaiserreiches  und  des  unglücklichen  Krieges  mit  voller 
Deutlichkeit  hervor.  Die  englischen  Zahlen  erhalten  durch  den 
Burenkrieg  und  die  wetteifernde  Steigerung  der  Rüstungsausgaben 
im  letzten  Jahrzehnt  ihren  besonderen  Charakter.  Aber  das  auf- 
fallendste Ergebnis  der  kleinen  Tabelle  ist  die  unverkennbare 
Tatsache  wie  Deutschland  (Preussen)  in  schneller  Progression  ent- 
sprechend dem  Grad  des  industriellen  Aufschwungs  eine  der  Bürde 
der  alten  Grossmächte  schon  äusserlich  nahe  kommende  Finanz- 
last auf  sich  nimmt.  Weil  es  eine  Zeit  so  grosser  wirtschaftlicher 
Erfolge  war,  soll  man  die  zunächst  beinahe  unheimliche  Steigerung 
der  deutschen  Staatsquote  nicht  gar  zu  tragisch  nehmen.  Aber 
man  hätte  nie  etwas  anderes  erwarten  sollen,  als 
dass  die  Staatsquote  in  den  letzten  Jahrzehnten 
gerade  in  Deutschland  besonders  schnell  gestiegen 
sei,  und  sollte  in  Zukunft  vermeiden,  von  den  b  e  - 
sonders  geringen  Kosten  zu  reden,  die  der  Staat 
der  deutschen  Volkswirtschaft  bereitet. 

Wenn  man  beim  internationalen  Finanzvergleich  die  Sprache 
der  statistischen  Tatsachen  versteht,  muss  man  manchen  lieb  ge- 
wordenen Stolz  aufgeben,  denn  gar  zu  vieles  ist  in  Deutschland 
nicht  so  vortrefflich,  wie  wir  glaubten.  Aber  wie  war  die 
Täuschung  möglich  ?  Wie  war  es  möglich,  dass  der  wahre  Inhalt 
der  Tabellen  dem,  was  der  scheinbar  berufene  Statistiker  sagte, 
so  vollkommen  widersprach.  Vollkommener  Widerspruch  bei 
den  Rüstungsausgaben,  deren  Steigerung  in  Deutschland  sowohl 
absolut  wie  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  über  das  Mass  des 
Auslandes  hinausgeht.  VollkoiTimener  Widerspruch  bei  dem  in- 
ternationalen Vergleich  der  Steuern  und  Lasten  !  Da  folgte  Punkt 
auf  Punkt.  England  hat  heute  ein  erheblich  günstigeres  Steuer- 
druckverhältnis als  Deutschland.  In  England  hat  sich  das  Steuer- 
druckverhältnis   in    den    letzten  Jahrzehnten  verbessert,    bei    uns 


/--o  Dr,    Johann   Plenge  : 

hat  es  sich  verschlechtert.  Durch  die  Art  der  indirekten  Be- 
steuerung und  durch  das  hohe  Existenzminimum  der  Einkommen- 
steuer bedeutet  die  gleiche  Kopfquote  in  England  eine  günstigere 
effektive  Steuerbelastung  als  in  Deutschland.  Die  vielberufene 
hohe  englische  Steuerbelastung  ist  nur  Schein,  da  bei  uns  der 
»Betriebsentzug«  um  so  viel  grösser  ist,  sodass  sich  der  Betrag, 
den  der  Staat  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  jährlich  für  sich 
aus  der  Volkswirtschaft  in  Anspruch  nimmt ,  in  Deutschland 
gar  nicht  viel  geringer  ist  wie  in  England.  Und  diese  ordent- 
liche Staatsquote  ist  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  Deutschland 
durchaus  am  schnellsten  gestiegen.  Durfte  man  uns  das  alles 
verschweigen  ?  Aber  soweit  er  nicht  das  gerade  Gegenteil  als 
Tatsache  versichert,  hat  Za/in  von  alledem  nichts  gesehen,  oder 
zum  wenigsten  nichts  gesagt.  Ein  Statistiker^  der  seine  eigenen 
Zahlen  nicht  lesen  kann  oder  sie  nicht  lesen  will,  obwohl  der 
Inhalt  doch  wahrlich  in  unserer  politischen  Situation  von  folgen- 
schwerster Bedeutung  ist. 

Aber  vielleicht  ist  es  nur  vorsichtige  Zurückhaltung  und  begreif- 
liche Scheu,  so  unangenehme  Dinge  zu  berühren.  Zurückhaltung.? 
Nein  1  Za/m  scheut  sich  durchaus  nicht,  bei  Fragen  von  der  aller- 
grössten  finanzpolitischen  Wichtigkeit,  als  wissenschaftliche  Wahr- 
heit, aus  seinen  Zahlen  Dinge  zu  beweisen,  die  sich  mit  statistischen 
Mitteln  überhaupt  nicht  beweisen  lassen.  Nur  müssen  es  die  rechten 
Dinge  sein,  die  mit  der  offiziellen  Finanzpolitik  harmonieren.  Man 
nehme  folgenden,  geradezu  unglaublichen  Fall.  Auf  S.  35  und  36  stellt 
Za/in  die  von  Gej'stfeldt  für  1878  berechneten  Zahlen  von  direkten 
Steuern  einerseits,  Zöllen, Verbrauchsabgaben,  Stempeln  und  Gebüh- 
ren andererseits  seinen  eigenen  für  1906  berechneten  Zahlen  gegen- 
über und  folgert  aus  der  angeblichen,  aber  unrichtigen  Tatsache  der 
schnelleren  Steigerung  der  indirekten  Steuern,  dass  darum  aus  diesen 
Statistiken  folgt:  »dass  grosse  finanzpolitische  Aufgaben  schwerer 
mit  direkten  als  mit  indirekten  Steuern  zu  lösen  sind«.  Das  ist  ein 
Musterstück  vorwitziger  Statistik.  Nehmen  wir  jene  unrichtige  Tat- 
sache als  vorhanden  an,  so  folgt  aus  dem  Steigen  der  indirekten 
Steuer  nur,  dass  sie  eben  gestiegen  ist.  Es  folgt  nicht  einmal,  wie  man 
in  der  Vergangenheit  (Burenkrieg  l^))  grosse  finanzpolitische  Auf- 

l)  Vgl.  Schwarz  a.  a.  O.  1907,  I,  S.  259  Anm.  I:  »Im  ganzen  brachten  die 
Steuererhöhungen  jährlich  mehr:  17  280  000  £  an  direkten  und  16966000  £  an 
indirekten  Steuern,  zusammen  34  246  coo  £.  Das  Steuerdruckverhältnis  der  Kriegs- 
last betrug  also  I  :  0,98,  war  also  den  direkten  Steuern  noch  erheblich  günstiger  als 
das  Druckverhältnis  von  1906    i  :  1,47. 
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gaben  in  einer  bestimmten  parteipolitischen  Konstellation  gelöst 
hat,  geschweige  denn,  wie  sie  leichter  oder  schwerer  gelöst  worden 
sind,  und  es  kann  gar  keine  Rede  davon  sein,  dass  solche  nackte 
Zahlen  pro  oder  contra  das  allergeringste  für  die  Zukunft  be- 
weisen, und  wie  man  in  der  Zukunft  bei  den  dann  massgebenden 
parteipolitischen  Konstellationen  grosse  finanzpolitische  Aufgaben 
leichter  oder  schwerer  lösen  wird!  —  Danach  ist  es  nicht  unbe- 
rechtigt, wenn  Zahn  seine  Leser  ausdrücklich  warnt  (S.  9), 
»die  Resultate  des  Tabellenwerks  zu  weitergehenden  Schlüssen 
zu  verwenden«.  Noch  weiter  zu  gehen,  würde  allerdings  ge- 
fährlich sein. 

Weil  nun  aber  die  kritische  Wissenschaft  überall  nach  dem 
»Warum«  fragt,  so  müssen  wir  auch  fragen,  wie  dieser  für  die 
deutsche  Wissenschaft  so  wenig  ehrenvolle  Versuch  einer  inter- 
nationalen Finanzstatistik  zustande  gekommen  ist.  Die  Antwort, 
es  sei  eben  eine  oberflächliche  unsolide  Arbeit,  würde  nicht  ge- 
nügen, denn  der  ganze  Schwärm  von  Fehlern  kommt  in  der 
Hauptsache  aus  ein  und  derselben  Richtung.  Man  prüfe  nach, 
wo  man  will,  und  man  wird  mit  steigendem  Erstaunen  finden, 
dass  fast  alle  Irrtümer  Zahns,  einer  nach  dem  andern,  zur  Folge 
haben,  dass  die  deutschen  Finanzen  im  Vergleich  zu  dem  Aus- 
land günstiger  erscheinen,  als  sie  wirklich  sind.  Es  sind  patrio- 
tische Irrtümer,  die  der  Carriere  nicht  zu  schaden  pflegen. 
Irrtümer  des  neu  deutschen  Patriotismus!  Jenes  rosenroten 
Patriotismus,  der  sich  in  allerhand  Schein  gefällt  und  es  ver- 
schmäht, den  Tatsachen  ernsthaft  ins  Gesicht  zu  sehen.  Wir 
wollen  es  dagegen  mit  jenem  Patriotismus  halten,  der  in  den  An- 
gelegenheiten der  Nation  Wahrheit  will. 

Wer  noch  zweifeln  könnte,  den  muss  die  Art  vollends 
überzeugen,  wie  Zahn  immer  wieder  von  England  spricht,  das 
ein  neudeutscher  Patriot  nicht  loben  darf.  Da  werden  z.  B. 
S.  37  die  hohen  englischen  Kommunal  steuern  ausdrücklich 
hervorgehoben,  aber  wenn  S.  25  von  den  kulturfördernden  Kom- 
munal ausgaben  zu  sprechen  ist,  wird  nur  von  Deutschland 
geredet.  Da  sind  (S.  13)  nur  die  englischen  Kommunalschulden 
»recht  hoch«,  von  den  deutschen  wird  nichts  gesagt.  Da  wird  S.  35 
behauptet,  dass  in  England  kaum  noch  eine  grosse  Steuerquelle 
unbenutzt  liegen  geblieben  ist,  als  wenn  England  die  Getreide- 
und  Fleischzölle  nicht  ganz  unbenutzt  liese  und  als  wenn  nicht 
gerade    in  England    im   Burenkriege    die    grosse  Steigerungsfähig- 
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keit  der  Einkommensteuer  in  nationalen  Kalamitäten  zum  vollen 
Ausdruck  gekommen  wäre  (v^gl.  ZaJin  S.  49),  als  wenn  endlich  nicht 
auch  England  neben  den  Steuern  die  Ervverbseinkünfte  ausbilden 
könnte.  Mit  noch  grösserem  Missbehagen  liest  man  auf  S.  16  die  Dia- 
tribe  über  die  Vernachlässigung  der  Staatspflicht  gegenüber  derheran- 
wachsenden  Generation  in  England  und  wie  man  erst  in  jüngster 
Zeit  begonnen  habe,  sich  »wieder  mehr«  darauf  zu  besinnen. 
Tatsächlich  wurden  nach  den  eigenen  Angaben  Zahns  1906  in 
England  16,9  Millionen  £  für  »Unterricht,  Wissenschaft  und 
Kunst«  ausgegeben,  d.  h.  etwa  8  Mk.  pro  Kopf  der  Bevölkerung, 
in  Deutschland  (Reich  und  Bundesstaaten  zusammen)  für  »Kultus, 
Wissenschaft  und  Schule«  369,8  Millionen  Mk. ,  davon  62,7 
Millionen  Mk.  für  die  Kirche,  sodass  für  Erziehungszwecke  5  Mk. 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  verblieben.  Bei  Zahn  stehen  aber 
nur  die  absoluten  Zahlen,  die  KopfzifTern  berechnet  er  in  diesem 
Falle  nicht,  so  sehr  er  sonst  für  diese  Vergleichsmethode  schwärmt. 

Ist  es  für  diese  ganze  Sinnesart  nicht  auch  bezeichnend,  dass 
auf  S.  19  unter  den  Rubriken  der  Staatsausgaben  zwar  die  Hof- 
haltung steht,  aber  die  Ausgaben  aus  der  Verfassung  ver- 
gessen werden.? 

Alles  das  ist  jener  neu  deutsche  Patriotismus  in  übelster 
Form,  ob  er  nun  bewusst  oder  unbewusst  zur  Geltung  gekommen  ist. 
Was  kann  gefährlicher  und  der  Nation  selbst  schädlicher  sein, 
als  sie  durch  den  Schein  eines  wahrheitsgetreuen  Vergleiches  in 
die  trügerische  Gevvissheit  einer  Vollkommenheit  zu  versetzen, 
die  vor  den  unerbittlichen  Tatsachen  keinen  Bestand  hat.  Wer 
der  Wissenschaft  dient,  soll  gewiss  beherzigen,  dass  sie  die  Welt 
bewohnt  und  die  Schranken  der  Länder  nicht  kennt;  aber  es 
wird  erlaubt  sein,  gerade  bei  einem  Buche,  das  ein  internationales 
Thema  hat,  auf  die  Ehre  der  deutschen  Wissenschaft  mit  beson- 
derer Eifersucht  zu  wachen.  Darum  wollen  wir  den  Fall  Zahn 
als  häusliche  Angelegenheit  in  Deutschland  erledigen,  ehe  man 
im  Auslande  auf  dieses  minderwertige  Werk  mit  den  Fingern 
weist  und  es  als  ein  Stück  heutiger  deutscher  Geistesarbeit 
bewertet. 

In  den  Vereinigten  Staaten  erschien  es  mir  lange  Zeit  selt- 
sam, dass  die  Leitung  des  Census  und  namentlich  die  Leitung 
des  »Bureau  of  statistics«  ein  »politisches:  Amt  sei.  Ich  habe 
dann  den  Zusammenhang  begriffen;  aber  ich  weiss  auch,  dass 
die  amerikanische  Gelehrtenwelt  diesen  Zusammenhang  nicht  liebt. 
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In  Deutschland  wollen  wir  die  »politische«  Statistik  nicht  ein- 
führen, und  deshalb  sei  dieser  erste  Versuch,  sie  einzuschmuggeln, 
mit  einem  Zeichen  versehen,  das  keinen  Zweifel  darüber  lässt, 
dass  er  mit  Wissenschaft  nicht  das  mindeste  zu  tun  hat. 


II.  LITERATUR. 


Her  711.  Fee  hfl  er  Wirtschaftsgeschichte  der  preussischen  Provinz  Schle- 
sien in  der  Zeit  ihrer  provinziellen  Selbständigkeit  IJ4.1 — 1806.  Nach 
den  Akten  des  Geh.  Staatsarchivs  und  des  Handelsministeriums  in 
Berlin,  des  Staatsarchivs  und  des  Oberbergamtsarchivs  zu  Breslau  dar- 
gestellt. Breslau.  Schlesische  Verlagsanstalt  von  S.  Schottländer,  1907. 
IV,  737  Lex.  Oktav. 

Ein  betagter  Gelehrter,  der  nach  seinem  Rücktritt  vom  Lehramt 
an  einem  Gymnasium  Breslaus  seine  volle  Kraft  archivalischen  For- 
schungen und  ihrer  Verwertung  widmet,  setzt  den  Schlussstein  auf  einen 
vor  30  Jahren  gefassten  und  mit  bewundernswerter  Ausdauer  festge- 
haltenen Arbeitsplan.  Wie  fest  und  breit  er  den  Grund  dafür  gelegt, 
das  bewiesen  schon  seine  monographischen  Studien  über  die  Schlesische 
Glasindustrie  unter  Friedrich  d.  Gr.  und  seinen  Nachfolgern  (Zeitschr. 
f.  Gesch.  u.  Altert.  Schi.  XXVI  1S92,  74 — 130),  über  die  industriellen 
Etablissements  der  geistlichen  Stifter  in  Schlesien  unter  Friedrich 
d.  Gr.  (Jhbb.  f  Nationalök.  u.  Stat.  (3)  IV  1892,  688—727),  über  die 
Garnhandelspolitik  Friedrichs  d.  Gr.  und  seiner  Nachfolger  (Zeitschr. 
f  Gesch.  u.  Altert.  Schles.  XXXV  1901,  303 — 345,  XXXVI  1902,  318  bis 
364),  namentlich  aber  die  beiden  umfänglichen  Werke  »Die  handelspo- 
litischen Beziehungen  Preussens  zu  üesterreich  1741  — 1806«  (Berlin 
1886,  577  S.)  und  die  »Geschichte  des  Schlesischen  Berg-  und  Hütteu- 
wesens« für  dieselbe  Zeit  (Berlin  1903,  756  S.  4").  Der  Ertrag  dieser 
grossen  Vorarbeiten  ist  mit  den  Forschungsergebnissen  für  andere  Seiten 
des  Wirtschaftslebens  nunmehr  zu  einer  inhaltreichen  Gesamtdarstellung 
vereint.  Sie  trägt  dtu-chaus  den  Charakter  der  früheren  Werke  und 
sucht  ihren  Hauptwert  nicht  sowohl  in  beherrschenden,  über  den  Stoff 
sich  erhebenden  Ueberblicken  mit  weitem  Horizont  oder  in  subjektiver 
Beleuchtung  der  inneren  kausalen  Zusammenhänge  der  wirtschaftlichen 
Vorgänge,  sondern  in  der  objektiven  Wirkung  einer  erstaunlichen  Fülle 
von  Einzeltatsachen,  die  grossenteils  zum  ersten  Mal  aus  den  emsig 
durchstöberten  Aktenstössen  ans  Licht  der  Oeffentlichkeit  gezogen  imd 
—  verbunden  mit  der  Ausbeute  einer  weit  zerstreuten  Literatur  —  in 
einer  vom  Verf  crewählten  svstematischen  Anordnung:  aneinandergereiht 
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werden.  Selten  nur  tritt  der  Autor  mit  einer  zusammenfassenden  Wür- 
digung des  Wirkens  entscheidender  Persönlichkeiten  oder  mit  einer 
eingestreuten  kritischen  Bemerkung  in  den  Vordergrund.  Meist  müssen 
die  Tatsachen  reden,  und  die  Kunst  der  Darstellung  liegt  rein  in  ihrer 
zeitlichen  und  sachlichen  Gruppierung;  sie  wirken  wie  ein  Stück  des 
bunten  Lebens,  dessen  Eindrücke  doch  in  dem  zur  Aufnahme  bereiten 
Geist  einen  Niederschlag  sicherer  Allgemeinvorstellungen  bilden.  Viel- 
leicht hat  gerade  diese  Art  die  Vei-gangenheit  in  einer  rasch  vorüber- 
ziehenden Reihe  von  Einzelvorgängen  wieder  zu  erwecken,  den  Vorzug 
strengster  Objektivität,  wahrster  Wiedergabe  von  Zuständen  und  zeit- 
genössischen Anschauungen,  —  einen  nicht  geringwertigen  Vorzug  für 
die  Einführung  in  eine  fremdartige,  anders  regierte  Welt. 

Die  Frage,  ob  es  denn  lohnt,  die  66  Jahre,  in  denen  Schlesien  ein 
eigenes  Wirtschaftsgebiet  bildete,  zum  Gegenstand  einer  so  ins  Einzelne 
gehenden  Darstellung  zu  machen,  wird  allseitig  bejaht  werden.  Sie  bil- 
den wirklich  einen  absonderlichen,  folgenreichen  Abschnitt  im  Leben 
eines  —  wie  Goethe  nach  eigener  Anschauung  es  aussprach  —  »zehnfach 
interessanten  Landes«.  Unter  der  ins  Wirtschaftsleben  nicht  allzu  tief 
eingreifenden  österreichischen  Herrschaft  zum  Hauptindustriegebiet  des 
Kaiserstaates  erwachsen,  ward  Schlesien  überraschend  losgerissen  aus 
dem  Zusammenhange  mit  einem  seine  Erzeugnisse  zum  guten  Teile 
aufnehmenden  Absatzbereich  und  doch  wirtschaftlich  nicht  sofort  fest 
eingefügt  in  die  Preussische  Monarchie.  Nur  durch  einen  6  Meilen 
breiten  Landstreifen  mit  der  Mark  zusammenhängend  lag  es  fast  wie 
eine  Insel  lang  hingestreckt  zwischen  den  in  Personalunion  politisch  zu- 
sammengeschweissten  und  auch  zu  wirtschaftlicher  Wechselwirkung  ge- 
neigten Ländern  Sachsen  und  Polen.  Von  Natur  angewiesen  auf  die 
seit  dem  Mittelalter  erfolgreich  geübte  Handelsvermittlung  zwischen 
Nord  und  Süd,  zwischen  Ost  und  West  wird  das  Land  nun  durch 
Oesterreichs  Schutzzollpolitik  erst  von  seiner  südlichen  Nachbarschaft, 
dann  durch  seines  neuen  Herrschers  rücksichtslos  durchgreifende  mer- 
kantile Massnahmen  auch  gegen  Polen  und  Sachsen  und  den  von  beiden 
lebhaft  begehrten  Transitverkehr  abgesperrt;  selbst  der  schmalen  Ver- 
bindung mit  der  Mark  wird  nur  eine  von  deren  Sonderinteressen  be- 
schränkte Verkehrswirksamkeit  gelassen.  Das  so  isolierte  Land  wird 
nun  der  Schauplatz  des  wirtschaftlichen  Tätigkeitsdranges  eines  höchst 
eigenwilligen,  von  der  Allmacht  staatlichen  Ergreifens  stark  überzeug- 
ten, erst  allmählich  und  nie  vollständig  durch  die  Erfahrung  belehrten 
Gebieters,  dem  das  Interesse  seines  Staates,  wie  er  es  versteht,  immer 
das  erste  Gesetz  des  Handelns  ist;  nur  als  ein  untergeordneter  Teil 
dieses  Staatsinteresses  kommt  die  Rücksicht  auf  das  Wohl  der  neu  er- 
oberten Provinz  zur  Geltung.  Von  diesem  alle  Gebiete  des  Wirtschafts- 
lebens einschneidend  berührenden  Wirken  des  grossen  Königs,  das  bei 
allen  Härten  seines  ungeduldigen  Wollens,  bei  manchen  Missgriffen  in 
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der  Wahl  von  Zielen  und  Mitteln  doch  einen  gewaltigen,  das  Land 
völlig  umgestaltenden  und  mit  Licht  und  Schatten  lange  nachwirkenden 
Erfolg  erzielt,  haben  bedeutende  Geschichtschreiber  schon  manch  an- 
ziehendes, von  ihrem  Geist  wirkungsvoll  beleuchtetes  Bild  entworfen; 
und  doch  liegt  ein  neuer  Reiz  darin,  die  Vorgänge,  wie  sie  sich  abge- 
spielt, mit  allen  ins  Kleinliche  gehenden  Reibungen  und  Widerständen, 
mit  allen  den  frischen  Willen  lähmenden  Schwächen  der  Ausführung, 
mit  allem  für  das  Auge  des  strengen  Herrn  berechneten  Blendwerk  nun 
einmal  nüchtern,  wie  sie  hinter  den  Kulissen  sich  ausnehmen,  zu 
überschauen.  Dazu  bietet  das  in  alle  Winkel  leuchtende  Aktenstudium 
Fec/iners  reiche  Gelegenheit. 

Aber  man  darf  auch  nicht  verkennen,  dass  auf  diesem  Wege  wirk- 
lich erst  eine  Vorbedingung  für  die  tiefere  Einsicht  in  die  Dinge  und 
ihren  Zusammenhang  gesichert  wird.  Für  die  Geschichte  des  Leinen- 
gewerbes besitzen  wir  Zimmermann?,  mit  Recht  hochgeschätzte  Spezial- 
darstellung,  und  doch  —  wie  anders  erscheint  manches,  seit  Fechner 
die  17  unberührten  Foliobände  der  Breslauer  Akten  über  die  Garn- 
handelspolitik durcharbeitete  und  monographisch  verwertete. 

Namentlich  aber  verdient  gegenüber  dem  Gesamtbild,  das  Fechner 
ietzt  entrollt,  hervorgehoben  zu  werden,  wie  wirksam  darin  ein  grosser 
Zug  der  friderizianischen  Zeit  zur  Geltung  kommt.  Solche  Gestalten 
mit  energischem  Willen  erfüllen  einen  historischen  Beruf,  indem  sie  die 
Leistungskraft  eines  Landes  probend  anspannen  und  ihm  die  Bahnen 
fruchtbarer  Arbeit  anweisen.  Mag  man  auch  heute  lächeln  über  die 
Anstrengungen,  die  Hügel  des  Odertalrandes  in  Weingelände,  die  Birken- 
wäldchen um  die  Sumpfniederung  von  Wohlau  in  Maulbeerhaine  mit 
emsigen  Seidenzüchtern  zu  verwandeln,  mag  man  mit  teilnahmsvoller 
Verwunderung  all  den  Versuchen  nachgehen,  der  heimischen  Natur 
wertvolle  aus  der  Ferne  bezogene  Produkte  abzuzwingen,  aus  Ahorn 
Zucker,  von  Weiden  Baumwolle,  aus  Asclepias  syriaca  Pflanzenseide  zu 
gewinnen,  so  wird  es  doch  dem  friderizianischen  Merkantilismus  un- 
vergessen bleiben,  dass  aus  seinen  Grundsätzen  der  Antrieb  zur  Er- 
findung der  Rübenzuckerfabrikation  hervorging,  dass  die  Tatkraft  des 
königlichen  Willens  die  Bodenschätze  Ober-  und  Mittelschlesiens  zu 
ungeahnter  Wirksamkeit  aufrief. 

Besondere  Anerkennung  verdient  die  Tatsache,  dass  ein  von  Haus 
aus  nur  mit  dem  Rüstzeug  der  historischen  Wissenschaft  vertrauter  Ge- 
lehrter mit  Erfolg  sich  bestrebt  hat,  mit  der  Technik  des  Bergbaus  und 
der  mannigfachen,  namentlich  der  reich  entwickelten  textilen  Industrie 
sich  so  weit  vertraut  zu  machen,  dass  er  das  Aktenmaterial  darüber 
richtig  verstehen  und  zweckmässig  verwerten  konnte.  Wer  in  einem 
einzelnen  Gebiete  nun  tiefer  dringen  will,  wie  dies  v.  Schröüer  für  die 
Wollindustrie  schon  getan,  dein  werden  die  genauen  archivalischen 
Nachweisungen  Fechners  die  Arbeit  bedeutend  erleichtern. 
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Liegt  auch  der  Schwerpunkt  des  Werkes  entschieden  in  der  Dar- 
stellung von  Industrie  und  Handel,  so  finden  doch  auch  Bevölkerung 
und  Besiedelung,  namentlich  die  Kolonisationsbestrebungen  Friedrichs, 
ferner  die  Verhältnisse  von  Grundbesitz  und  Landwirtschaft  eine  inhalt- 
reiche, auch  dem  Kenner  Schlesiens  viel  neue  Belehrung  bietende  Be- 
handlung. Das  Schlusskapitel  fasst  die  Ergebnisse  zusammen,  wie  es 
dem  tief  eingedrungenen  Spezialforscher  geziemt,  nüchtern  ohne  jede 
Ueberschwänglichkeit.  Es  ist  etwas  Wahres  an  dem  Urteil,  dass  »Schle- 
sien seinen  Anschluss  an  Preussen  teuer  mit  dem  Verluste  seiner  Welt- 
stellung im  Handel  und  seiner  heimischen  Industrien  hat  bezahlen  und 
als  Nährboden  für  das  Aufblühen  der  preussischen  Hauptstadt  hat 
dienen  müssen«  (dazu  vgl.  S.  194),  und  dass  der  Schlesier  mit  dieser 
Tatsache  nur  durch  das  Bewusstsein  ausgesöhnt  wird,  »dass  seine  Pro- 
vinz erst  der  genialen,  wenn  auch  oft  harten  Staatskunst  Friedrichs 
d.  Gr.  die  Mittel  an  die  Hand  gegeben  hat,  den  preussischen  Staat 
selbständig  und  gross  zu  machen  und  dadurch  dem  letzteren  allein 
dazu  verholfen  hat,  die  steile  Bahn  seiner  nationalen  Wirksamkeit  zu 
ersteigen«. 

Leipzig.  J.  Bartsch. 


Bibliographie  generale  des  indusfries  a  do  mi  ci  le.  Sup- 
plement ä  la  publication  (de  l'Office  du  Travail)  »Les  industries 
ä  domicile  en  Belgique«.  Bruxelles,  Albert  Dewitt  1908.  301  S.  8". 
Fr.  3.—. 

Nachdem  das  belgische  Arbeitsamt  mit  dem  im  vorigen  Jahre  er- 
schienenen achten  Bande  seine  verdienstlichen  Monographien  über  die 
Verlagsindustrien  des  Landes  (Les  industries  a  domicile  en  Belgique) 
abgeschlossen  hat,  bietet  es  in  der  vorliegenden  bis  zum  31.  März  1908 
reichenden  Bibliographie  eine  wohlgeordnete  Uebersicht  über  die  ge- 
samte Literatur  dieses  Betriebssystems,  wie  wir  sie  in  gleicher  Voll- 
ständigkeit in  Deutschland  nicht  besitzen.  Sie  zerfällt  in  drei  Abschnitte, 
von  denen  der  erste  die  theoretische  Behandlung  des  Gegenstandes  um- 
fasst,  während  der  zweite  die  beschreibenden  Darstellungen  für  die  ein- 
zelnen Länder  verzeichnet  und  der  dritte  den  auf  die  Hausindustrie  ge- 
richteten Reformbestrebungen  gewidmet  ist.  Natürlich  fällt  die  Ab- 
grenzung des  Aufzunehmenden  beim  I.  und  III.  Abschnitt  nicht  leicht; 
doch  dürfte  kaum  etwas  von  Bedeutung  übersehen  sein.  Freilich  treten 
beide  Abschnitte  an  Umfang  hinter  dem  zweiten  Teil  erheblich  zurück. 
In  diesem  sind  neben  den  selbständigen  Schriften  auch  die  Aufsätze 
in  Zeitschriften  und  Sammelwerken  sorgfältig  und  mit  hinreichend  ge- 
nauen Inhaltsangaben  vermerkt.  Die  Anordnung  ist  innerhalb  der  ein- 
zelnen Staaten  überall  die  chronologische;  das  hat  vielleicht  den  Vor- 
teil,   dass    man  auch    in  Deutschland    sich    davon  überzeugt,    wie  früh 
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doch  schon  das  Interesse  an  der  Hausindustrie  in  der  Literatur  her- 
vortritt. Insgesamt  kommt  die  Bibliographie  auf  2253  Nummern.  Dass 
sie  trotzdem  Lücken  aufweist,  kann  bei  der  Zerstreutheit  des  Materials 
nicht  auffallen  ;  sie  sind,  wie  eine  Reihe  von  Stichproben  mich  belehrt 
hat,  nicht  sehr  zahlreich  und  werden  reichlich  wett  gemacht  durch 
Nachweisungen  aus  Werken,  in  denen  man  nach  dem  Titel  Einschlä- 
giges kaum  vermuten  würde.  Am  Schlüsse  ist  ein  Autorenverzeichnis 
und  eine  Uebersicht  über  sämtliche  in  der  Bibliographie  vorkommen- 
den Industriezweige  (S.  255  —  266)  gegeben.  Letzteres  ist  für  Spezial- 
Studien von  grösstem  Werte.  Im  ganzen  liegt  eine  Arbeit  von  seltener 
Tüchtigkeit  vor,  die  der  Bibliotheksverwaltung  des  Office  du  Travail 
alle  Ehre   macht  und  die  viele  dankbar  benützen  werden.  — r. 


Gerioff,  Dr.  Wilhelm.  Mafrikularbeiträge  und  direkte  Reichssteuern. 
Volkswirtschaftliche  Zeitfragen,  Heft  234/5.  Berlin,  Leonhard  Simion 
1908.   100  S. 

Das  praktische  Problem  der  Reichsfinanzreform  geht  von  Zahlen 
aus  und  führt  auf  Zahlen  zurück:  neue  grosse  ordentliche  Einnahmen 
sind  die  erste  Forderung  gegenüber  dem  Defizit  und  neue  grosse  ordent- 
liche Einnahmen  soll  die  durchgreifende  Reform  endlich  schaffen.  Aber 
der  richtige  Weg  von  jener  Forderung  zu  diesem  Vorschlage  muss  durch 
eine  doppelte  Ueberlegung  hindurch:  i.  wie  ist  der  Druck  der  zu- 
nehmenden Steuerlast  gerecht  und  zweckmässig  zu  verteilen  und  welche 
Besteuerungsformen  sind  demnach  zu  wählen;  2.  wie  kompliziert  sich 
diese  Aufgabe  in  unserm  Bundesstaat,  wo  es  einen  guten  Verteilungs- 
schlüssel der  Einnahmen  auf  Staat  und  Reich  geben  muss.  Und  schon 
mit  der  Feststellung  jener  Steuerforderung,  von  der  wir  auszugehen, 
haben,  sind  zwei  weitere  Fragen  verbunden,  die  den  Bedarf  nach 
neuen  Einnahmen  vermehren,  die  Frage  der  Schulden-  und  Tilgungs- 
politik und  die  Frage  der  Beseitigung  der  Matrikularbeiträge.  Man  muss 
dauernd  diesen  ganzen  Komplex  von  Problemen  vor  Augen  haben. 

Wenn  man  der  verdienstlichen  Arbeit  von  Gerioff  gerecht  werden 
will,  muss  man  mit  dem  Verfasser  aus  diesem  Gesamtkomplex  das 
Problem  der  Matrikularbeiträge  für  eine  Zeit  lang  isolieren.  Nament- 
lich muss  nian  Reichseinkommensteuer  und  Reichsvermögenssteuer  nur 
unter  dem  Gesichtspunkte  betrachten,  dass  sie  an  Stelle  der  »normalen« 
Matrikularbeiträge  (40  Pfg.  pro  Kopf)  treten  und,  wie  durch  überzeugende 
Zahlen  nachgewiesen  wird,  ohne  erdrückende  Belastung  der  Steuer- 
zahler (Sätze  2 — 4''/oobez.  ^/2^/oo)  einen  »beweglichen  Faktor«  im  Betrage 
von  je  24 — 60  Millionen  Mark  liefern  können,  der  auch  durch  jährliche 
Feststellung  des  Steuerfusses  (nicht  etwa  des  Zuschlages  zur  Staats- 
steuer!) als  »konstitutionelle  Garantie«  das  Objekt  des  Einnahmebewillig- 
ungsrechts werden  kann.     Dem  ist  zuzustimmen,  es  ist  richtig,   dass  nur 
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direkte  Steuern  die  Matrikularbeiträge  ersetzen  können,  und  es  ist 
weiter  richtig,  dass  die  Entwicklung  der  Einzelstaatsfinanz,  wie  Schanz 
seit  langem  betont,  es  dahin  gebracht  hat,  dass  wir  die  notwendige 
Uniformierung  der  einzelstaatlichen  Einkommens-  und  Vermögenssteuer 
ohne  gar  zu  revolutionäre  Eingriffe  durchführen  können.  Es  ist  besonders 
erfreulich,  einmal  zu  lesen,  dass  es  für  die  viel  genannte  finanzielle 
Selbständigkeit  der  Einzelstaaten  genügt,  dass  sie  hinreichende  Ein- 
nahmen haben,  und  dass  die  Steuerform  und  die  selbständige  Bestimmung 
von  Steuer-Subjekt  und  -Objekt  dafür  ziemlich  irrelevant  ist.  Denn  ganz 
gewiss  ist  das  System  der  dauernden  Matrikularbeiträge  mehr  gegen  den 
alten  Buchstaben  und  gegen  den  Geist  der  Verfassung  als  direkte 
Reichssteuern,  an  die  man  auch  nach  meiner  INIeinung  bei  den  bekannten 
»Reichssteuern«  von  vornherein  gedacht  hat.  Gerloffs  Hinweis  auf 
die  »Reichssteuern«  der  Frankfurter  Reichsverfassung  von  1849  ist 
lehrreich.  —  Die  diesen  Reformvorschlägen  vorangehende  Darstellung 
der  Entwicklung  von  Matrikularbeiträgen  und  Ueberweisungen  und  der 
Reformbedürftigkeit  des  Systems  ist  klar  und  einleuchtend,  ohne  gerade 
Neues  beizubringen,  denn  auch  dass  der  Freiherr  von  Franckenstein  ein 
einfaches  k  bekommt,  ist  leider  ziemlich  häufig. 

Gerloff  betont  am  Schlüsse,  dass  auch  eine  normaler  Weise  gering- 
fügige Reichseinkommensteuer  in  Kriegszeiten  zu  einer  Hauptstütze  der 
Reichsfinanz  werden  kann.  Stellt  er  damit  den  Zusammenhang  mit  den 
allgemeinen  Fragen  der  Reichsfinanz  her,  so  möchte  man  das  lange 
Kapitel  über  den  Ausbau  der  Erbschaftssteuer  lieber  an  dieser  Stelle 
vermissen ,  da  sein  sachlich  anzuerkennender  Inhalt  mit  dem  Haupt- 
thema nur  in  lockerer  Verbindung  steht. 

Die  verfassungspolitischen  Ueberlegungen  treten  zu  sehr  zurück. 
Gerloff  ist  bei  der  Frage  der  »konstitutionellen  Garantien«  und  bei  der 
Frage  der  Bundesstaatsfinanz  reiner  Finanzpolitiker.  Auch  der  praktische, 
politische  Blick  kommt  zu  kurz:  sonst  hätte  G.  gesehen,  dass  die  Be- 
seitigung der  Matrikularbeiträge  auch  deshalb  erst  der  Schlussstein  der 
Reichsfinanzreform  sein  kann,  weil  sie  ein  so  gutes  Pressionsmittel  gegen 
den  Finanzpartikularismus  der  einzelstaatlichen  Finanzminister  sind,  die- 
den  direkten  Reichssteuern  ihre  Zustimmung  verweigern.  Die  gegen- 
wärtige Situation  verlangt:  Abweisung  jeder  Bindung  der.  Matrikular- 
beiträge und  ihre  Beibehaltung  und  fortgesetzte  Erhöhung,  so  lange 
nicht  direkte  Reichssteuern  bis  zu  einem  Betrage  eingeführt  sind ,  der 
über  die  gegenwärtige  Höhe  der  normalen  Matrikularbeiträge  erheblich 
hinausgeht.  Plensfe. 
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Zur  Frage  der  amerikanischen  Geldkrisis. 

E  1'  w  i  (1  e  I'  LI  n  <(. 

Wenn  ich  auf  die  im  letzten  Heft  dieser  Zeitschrift  enthaltene  Kri- 
tik von  Plenge  über  mein  Schriftchen  ^Die  Ursachen  der  Geldkrisis« 
erwidere,  so  geschieht  das  nicht  nur  aus  persönlichen  Gründen.  Es 
handelt  sich  vielmehr  um  eine  Frage,  bei  der  es  praktisch  wie  theo- 
retisch wichtig  ist,  zu  allgemeinerem  Verständnis  und  klarerem  Urteil 
zu  gelangen,  und  die  Flengesche  Kritik  bringt  bei  der  Kompliziertheit 
der  Sache  die  Gefahr  mit  sich,  verwirrend  zu  wirken,  zumal  da  ihr  Ver- 
fasser behauptet,  dass  bei  ihr  »auf  Grund  besonderer  Bedingungen  die 
INIöglichkeit  besteht,  im  grossen  und  kleinen  andere  Lösungen  beizu- 
bringen«. Deshalb  soll  eine  »sorgfältige  Diskussion«,  wie  Plenge  sie 
selbst  wünscht,  hier  auch  seiner  Kritik  zu  teil  werden. 

A.  Zunächst  Plenges  Bemerkungen  sachlichen  Inhalts,  die  die  Grund- 
gedanken meiner  Ausführungen  berühren: 

I.  Plenge  scheint  den  regelmässigen  Wechsel  von  »autumn  stringency« 
und  »spring  boom«  sowie  seine  Bedeutung  für  die  allgemeine  Spekulation 
bestreiten  zu  wollen,  indem  er  nachdrücklich  hervorhebt,  es  sei  im  März 
1907  »eine  Zeit  des  schärfsten,  in  Europa  mitempfundenen  Niederganges 
an  der  New  Yorker  Börse«  gewesen.  Damit  kann  er  nur  die  sog. 
Harriman-Krisis  vom  13.  INIärz  1907  meinen  und  damit  wirft  er  zwei 
Dinge  zusammen,  die  vom  Laien  niemals  getrennt  werden,  tatsächlich 
aber  wenig  mit  einander  zu  tun  haben. 

Man  muss  bekanntlich  zwei  Arten  von  Spekulationsmanövern  von 
einander  scheiden:  die  Outsider-Spekulation  und  die  Insider-Spekulation, 
wie  der  Amerikaner  sich  ausdrückt. 

Von  der  ersteren  handeln  meine  Ausführungen.  Sie  schildern  die 
allgemeinen  Entwicklungstendenzen  und  beziehen  sich  auf  die  »weiten 
Schichten  der  Bevölkerung«,  also  die  Outsider,  die  Unerfahrenen,  die 
in  New  York  nicht  nur  aus  der  neuen  Generation,  sondern  auch  aus 
der  Einwanderung  beständig  stark  sich  rekrutieren.  Dem  »Publikum« 
gegenüber  rechnen  die  New  Yorker  Börsenleute  mit  diesen  allgemeinen 
Entwicklungstendenzen. 

Anders  natürlich  wenn  die  Parteien  gleichwertig  sind,  Wissende 
sich  gegenüberstehen,  eine  Insider-Spekulation  vorliegt.  Für  die  Spe- 
kulationskämpfe mächtiger  Kapitalisten-Cliquen,  wie  sie  Wallstreet  von 
Zeit  zu  Zeit  in  Aufregung  bringen,  gibt  es  natürlich  keinen  normalen 
Zeitpunkt;  da  gilt  die  einzige  Regel,  den  Gegner  zu  überraschen,  d.  h. 
also  eine  Kursbewegung  möglichst  hervorzurufen,  die  der  allgemeinen 
Tendenz  entgegengesetzt  ist.  Das  kann  zu  jeder  Jahreszeit  geschehen 
und  ist  in  besonders  krasser  und   besonders  überraschender  Weise  ge- 
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schehen  am  13.  März  1907.  Man  kann  fast  sagen:  gerade  weil  im  Früh- 
jahr 1907  der  »spring  boom«  sehr  ausgeprägt  war,  ist  die  »Harriman- 
Krisis«  damals  eingetreten. 

Im  letzten  Quartal  1906  standen  die  Kurse  im  call-money-Markt 
sehr  hoch,  bis  zu  25  Proz..  Im  Januar  trat  der  Kurssturz  ein: 
2I/2 — 5V2  Proz.  Nur  für  ganz  kurze  Frist  brachte  die  »Harriman-Krisis« 
eine  entgegengesetzte  Entwicklung,  eine  Kurssteigerung  auf  12  Proz. 
hervor.  Sobald  diese  willkürliche  und  künstliche  Störung  vorüber  war, 
sank  der  Zins  alsbald  wieder  auf  4^/2  Proz. ,  wie  Plenge  sogar  aus  der 
Volkswirtschaftlichen  Chronik  der  Conrad'SQh&n  Jahrbücher  hätte  ersehen 
können.  So  widerlegt  diese  »Harriman-Krisis«  nicht  nur  nicht  meine 
Ansicht,  sondern  bestätigt  sie  aufs  kräftigste. 

Diese  Verkennung  der  Bedeutung  und  Eigenart  der  »Harriman- 
Krisis«  im  März  1907  verleitet  Plenge  zu  der  Aeusserung,  nicht  aus 
den  von  mir  angeführten  Gründen ,  sondern  »wegen  dieser  fortge- 
setzten notorischen  Verluste  bestimmter  mächtiger  Cliquen«  spreche 
man  von  »a  rieh  man's  crisis«.  Demgegenüber  will  ich  mich  darauf 
beschränken,  anzuführen,  was  J.  Annan  Bryce  als  Vorsitzender  in  der 
Generalversammlung  der  London  and  County  Banking  Company  im 
Februar  1908  von  der  Krisis  sagte:  »The  crisis  in  the  States  was  dis- 
tinguished  from  all  the  numerous  preceding  crisis  in  America  by  this 
hopeful  feature  —  that  it  was  a  rieh  man's  and  not  a  poor  man's  crisis. 
The  farmers  had  never  been  so  free  of  debt«  etc.  Derselbe  Grundton, 
kann  man  fast  sagen,  geht  durch  alle  sachverständigen  Besprechungen 
der  letzten  amerikanischen  Krisis  mit  Recht  hindurch. 

2.  Im  Anschluss  an  diese  irrigen  Ausführungen  sagt  Plenge:  »es 
war  trotz  Schumacher  (S.  30)  gar  nicht  leicht,  die  Krisis  vorauszusagen«. 
Natürlich  hängt  das  vom  Mass  des  Unterrichtetseins,  sowie  von  der  Klar- 
heit und  Schärfe  des  Urteils  ab.  Wenn  Plenge  aber  fortfährt:  »Kaum 
einer  der  regelmässigen  Beobachter  des  amerikanischen  Geldmarktes 
hat  es  getan«,  so  steht  das  mit  den  Tatsachen  nicht  in  Einklang.  Nicht 
nur  habe  ich  bereits  im  Winter  vorauf  mit  zahlreichen  führenden  ameri- 
kanischen Geschäftsleuten  vom  Herannahen  der  Krisis  gesprochen  und 
sie  selbst  im  Mai  mit  grösster  Bestimmtheit  vorausgesagt,  sondern  auch 
zahlreiche  »regelmässige  Beobachter«  könnten  in  diesem  Sinn  angeführt 
werden.  Ich  will  mich  auf  den  vornehmsten  beschränken.  Prä- 
sident Roosevelt  sagte  in  seiner  Botschaft  zu  Beginn  des  Jahres  1907: 
The  recurrence  of  each  crop  season  emphasises  the  defects  of  the 
present  laws.  There  must  soon  be  a  revision  of  them,  because  to  leave 
them  as  they  are  means  to  incur  a  liability  of  Inisincss  disaster«.  Von 
den  zahllosen  Kommentaren,  die  diese  Worte  innerhalb  und  ausserhalb 
der  Vereinigten  Staaten  gefunden  haben,  scheint  meinem  Kritiker  merk- 
würdigerweise nichts  bekannt  geworden  zu  sein. 

3.  Ich  erkläre  (S.  24/5),   wie  das    sog.    »Bankdefizit«   in  New  York 
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entsteht.  Da  die  Entstehungsgründe  nicht  nur  in  einem  Jahre,  son- 
dern mit  wechsehider  Stärke  dauernd  wirksam  sind,  kann  natürUch  das 
» Bankdefizit '<  auch  sonst  entstehen.  Das  ist  eine  so  selbstverständHche 
logische  Konsequenz  meiner  Darlegungen,  dass  es  für  den  denkend  fol- 
genden Leser  der  von  Plenge  tadelnd  vermissten  Hervorhebung  nicht 
bedurfte.  Dass  insbesondere  igo6  ein  solches  »Bankdefizit«  sich  zeigte, 
dürfte  gerade  aus  meiner  Darstellung  begreiflich  sein,  in  der  ich  ja  dar- 
zulegen suche,  wie  vielfach  schon  1906  sich  anbahnte,  was  verstärkt 
1907  hervortrat.  Auch  das  Defizit  1906  gab  zu  mancherlei  Beunruhigung 
Anlass,  obwohl  es  innerhalb  höchstens  vierzehn  Tagen  wieder  ver- 
schwand; das  Besondere  des  Defizits  von  1907  bestand  aber  darin,  dass 
es  die  ungewöhnliche  Länge  von  77  Tagen  und  die  ungewöhnliche  Höhe 
von  über  200  Mill.  Mk.  erreichte.  Dass  ein  solches  Defizit  nicht  »eine 
wohlbekannte  Erscheinung  ist,  die  an  sich  keine  besondere  Angst  er- 
regt« ,  hätte  Fle/ige  schon  aus  der  Volkswirtschaftlichen  Chronik  der 
Co?iradsc\\Qn  Jahrbücher  ersehen  können,  wo  das  im  Vergleich  mit  dem 
folgenden  Jahr  unbedeutende  Bankdefizit  von  1906  mit  Recht  als  »eine 
ungewöhnliche  Tatsache«  bezeichnet  wird.  Dass  nun  gar  ein  so  einzig- 
artiges Bankdefizit,  wie  es  1907  hervortrat,  eine  grosse  Erregung  her- 
vorrufen und  damit  —  neben  anderen  Umständen,  die  ich  auch  iS.  32) 
darlege  —  »den  Anlass  zu  einem  Run«  bilden  kann,  dürfte  mit  Recht 
kaum  zu  bezweifeln  sein.  Plenge  sagt  allerdings  nach  ungenauer 
Wiedergabe  meiner  Darlegungen:  »Das  ist  nun  gewiss  nicht  richtig«. 
4.  Ich  führe  (S.  40)  aus,  es  sei  »das  Report-  und  Deportgeschäft 
der  Börse,  das  in  erster  Linie  einen  Ersatz  für  das  Diskontgeschäft« 
bei  der  Beschaffung  von  kurzfristigem  Leihkapital  biete.  Ob  dieses 
kurzfristige  Leihkapital  direkt  oder  indirekt  von  der  Börse  beschaff"! 
wird,  darüber  habe  ich  mich  absichtlich  nicht  ausgesprochen.  Denn 
vom  sachverständigen  Leser  glaubte  ich  annehmen  zu  können,  dass  er 
wisse,  dass  die  grösste  Spekulationsbörse  der  Welt  einen  strengge- 
schlossenen Verein  von  iioo  Mitgliedern  darstellt,  so  dass  der  Ge- 
schäftsmann, der  Geld  für  kurzfristige  Anlagen  braucht,  sich  regelmässig 
nicht  selbst  direkt  an  die  Börse  wenden  kann.  Er  muss  sich  vielmehr 
an  ein  Börsenmitglied  —  vereinzelt  eine  Bank,  regelmässig  einen  Börsen- 
makler —  wenden  und  er  tut  auch  das  regelmässig  nicht  direkt,  sondern 
durch  Vermittlung  der  Bank,  mit  der  er  in  dauernder  Verbindung  steht. 
Dieser  verwickelte  Umweg,  der  jedem  Börsenkundigen  bekannt  ist,  hätte 
für  den  nichtsachverständigen  Leser  meine  Argumentation  unnötig  er- 
schwert und  verlangsamt.  Darum  habe  ich  sie,  wie  alles  Nebensächliche, 
fortgelassen.  Es  kommt  mir  in  meiner  Darlegung  ausschliesslich  darauf 
an,  zu  zeigen,  wo  in  der  amerikanischen  Volkswirtschaft  —  wie  in  der 
deutschen  bei  der  Reichsbank  —  Geld  für  kurzfristige  Anlagen  zu  be- 
schaffen ist ;  wie  das  geschieht,  ob  es  direkt  oder  —  wie  der  Kenner 
weiss   —   indirekt    geschieht,     ist    gleichgültig.       Auch    das    verkennt 
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Plenge,  indem  er  meinen  Darlegungen  die  den  Leser  zunächst  ver- 
blüftenden Sätze  gegenüberstellt:  »aber  der  Geschäftsmann,  der  Geld 
für  kurzfristige  Anlagen  braucht,  wendet  sich  nicht  an  die  Börse,  son- 
dern an  die  Bank.  Nicht  einmal  der  Spekulant,  der  nicht  Börseaner 
ist,  nimmt  Geld  direkt,  an  der  Börse  auf,  sondern  in  der  Hauptsache 
nur  der  Börsenmakler«. 

5.  Am  meisten  muss  vielleicht  dpn  mit  den  amerikanischen  Verhält- 
nissen unbekannten  Leser  die  Bemerkung  Fkfige?,  stutzig  machen,  man 
könne  »nicht  von  einem  völligen  Zusammenbruch  des  Scheckwesens 
sprechen.«  Diese  in  dem  Ton  einer  Berichtigung  vorgebrachte  Be- 
hauptung steht  in  einem  geradezu  erstaunlichen  Widerspruch  zu  den 
Tatsachen.  Jeder  Amerikaner  kann  aus  persönlicher  Erfahrung  be- 
richten, wie  das  Scheckwesen  im  entscheidenden  Moment  versagt  hat ; 
fast  jede  amerikanische  Zeitung  aus  der  Zeit  der  Krisis  weiss  davon 
Einzelheiten  zu  erzählen.  Wochenlang  sind  in  New  York  und  anderen 
Städten  Schecks  zum  Nennwert  nicht  eingelöst  worden  und  hat  man  sich 
infolgedessen  geweigert,  Schecks  anzunehmen ;  was  insbesondere  die 
Verweigerung  der  Bareinlösung  der  Schecks  im  Westen  anlangt,  so  will 
ich  da  nur  erwähnen,  was  die  Review  of  Reviews  in  ihrer  Dezember- 
Nummer  zusammenfassend  berichtete:  »practically  every  bank  limiting  the 
payments  of  currency  over  the  counter  to  sums  of  $  25  or  50  in  a 
week.«  Wenn  mit  dem  Scheck  nicht  mehr  volle  Befriedigung  zu  er- 
langen, ja  oft  überhaupt  keine  Zahlung  mehr  zu  leisten  ist,  kann  man 
allerdings  von  einem  zeitweiligen  völligen  Zusammenbruch  sprechen, 
zumal  wenn  man,  wie  ich  es  getan  habe,  im  einzelnen  genau  angibt, 
was  man  darunter  versteht. 

Wenn  Plenge  der  angeführten  Behauptung  hinzufügt,  das  Scheck- 
wesen habe  »auch  ohne  Zentralbank  die  Panik  überdauert«,  so  ist  das 
eine  der  von  Plenge  beliebten  dunklen  Bemerkungen;  denn  so  wichtig 
eine  Zentralbank  für  das  Banknotenwesen  ist,  so  wenig  hat  sie  mit  dem 
Scheckwesen  zu  tun ;  gerade  auf  der  Grundlage  eines  dezentralisierten 
Bankwesens  hat  sich  das  Scheckwesen  bekanntlich  am  stärksten  ent- 
wickelt. Ausserdem  habe  ich  ein  Wideraufleben  des  Scheckwesens 
nach  der  Krisis  natürlich  nicht  geleugnet. 

B.  Diesen  Behauptungen  mehr  oder  minder  sachlichen  Inhalts 
fügt  Plenge  eine  grosse  Anzahl  reinkritischer  Bemerkungen  hinzu.  Ihnen, 
gegenüber  ist  zunächst  allgemein  zweierlei  zu  sagen. 

Erstens  jeder  Autor  hat  das  auch  vom  Kritiker  zu  respektierende 
Recht,  sein  Thema  sich  selbst  zu  wählen.  Ich  sage  zu  Anfang  meines 
Schriftchens  ausdrücklich,  wovon  ich  nicht  sprechen  will  und  formuliere 
dann  (S.  4}  nicht  »meine  engste  und  nützlichste  Aufgabe«,  wie  Plenge 
irreführend  bemerkt,  sondern  meine  einzige  Aufgabe  ausdrücklich  mit 
den  Worten:  »die  Geldkrisis  wurzelt  in  konkreten  Organisationsfehlern 
im  Wirschaftsieben  der  Vereinigten    Staaten«.     Das    ist    meine  Thesis, 
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die  ich  beweisen,  in  ihren  Ursachen  und  Folgen  darlegen  will.  Auf 
diesen  Nachweis  beschränke  ich  mich  nicht  nur  des  begrenzten  Rau- 
mes wegen,  sondern  vor  allem,  weil  man  bei  so  verwickelten  Tatsachen- 
komplexen nur  vorankommt  durch  die  »isolierende  Methode«,  und  weil 
mir  daran  liegt,  über  ein  wichtiges,  doch  wenig  verstandenes  Gebiet 
Klarheit  zu  verbreiten  unter  Verzicht  darauf,  durch  Antippen  aller 
möglichen  theoretischen  Probleme  und  praktischen  Fragen  den  Ein- 
druck von  Gelehrsamkeit  zu  erwecken. 

Da  ich  die  Behandlung  der  Kapitalkrisis  ausdrücklich  ausgeschie- 
den habe,  war  es  auch  nicht  meine  Absicht  »Beiträge  zur  Konjunktur- 
lehre« zu  liefern  und  begreiflicherweise  sucht  Plenge  nach  »Verdiensten«, 
in  dieser  Richtung  vergeblich. 

Zweitens  handelt  es  sich  in  meinen  Ausführungen  nicht  nur  um  eine 
blosse  Schilderung  von  Tatsachen,  sondern  um  die  Darlegung  von  Kau- 
salzusammenhängen. Sie  stellen  also  eine  wissenschaftliche  Konstruk- 
tion auf  der  Grundlage  von  Tatsachen  dar.  Eine  solche  Darstellung 
lässt  sich  wirksam  nur  bekämpfen,  indem  man  entweder  ihren  logischen 
Gang  Schritt  für  Schritt  widerlegt  oder  eine  überzeugendere  andere  Kon- 
struktion aufstellt.  Beides  tut  Plenge  nicht.  Er  beschränkt  sich  darauf, 
in  wunderlichem  Durcheinander  allerhand  kritische  Bemerkungen  meist 
ohne  Angabe  von  Gründen  zu  häufen.  Welchen  wissenschaftlichen 
Wert  und  welche  kritische  Bedeutung  sie  besitzen,  mögen  die  folgenden 
kurzen  Ausführungen  weiter  veranschaulichen: 

1.  Plenge  betont  als  Haupteinwand,  ich  glaubte  zu  »unbedingt  an 
die  überragende  Bedeutung  der  Elastizität  der  Banknoten«  und  schriebe 
daher  »unter  dem  Zwange  einer  stark  dogmatischen  Meinung.«  Ich 
suche  allerdings  mit  zahlreichen  Gründen  diese  »Leittheorie«,  wie  Plenge 
sich  ausdrückt,  zu  erweisen  und  überlasse  es  ruhig  dem  Leser,  sich  ein 
Urteil  darüber  zu  bilden,  wieweit  es  mir  gelungen  ist,  mein  mir  ge- 
stelltes Ziel  zu  erreichen. 

Eine  Seite  weiter  sagt  aber  derselbe  Kritiker,  ich  hätte  mir  »die 
Bedeutung  ganz  entgehen  lassen«,  welche  »die  elastische  Notenausgabe 
durch  eine  Zentralbank  im  Interesse  der  Krisenverhütung«  habe.  Also 
hier  wird  zur  Abwechslung  der  entgegengesetzte  Vorwurf  erhoben: 
ich  hätte  die  Bedeutung  einer  elastischen  Notenausgabe  als  Mittel  der 
Krisenverhütung  nicht  erkannt.  Und  das  wird  behauptet,  obwohl  mein 
ganzes  Schriftchen  von  den  »Ursachen  der  Geldkrisis»  handelt  und 
ich  unter  diesen  Ursachen  die  jede  Elastizität  entbehrende  Organisation 
des  amerikanischen  Banknotenwesens  —  als  »Leittheorie«  —  in  den 
Vordergrund  rücke ! 

2.  Plenge  tadelt,  dass  ich  »auch  nicht  hervorgehoben,  dass  der 
New  Yorker  Bankausweis  seit  Anfang  igo8  einen  sehr  viel  zuverlässigeren 
Charakter  bekommen  hat.«  Erstens  ist  das  ohne  Bedeutung  für  die 
vorausgegangene  Krisis,  von  der  ich  handle.   Zweitens  ist  diese  Aende- 
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riing  erst  Anfang  Februar  und  zwar  unvorbereitet  eingetreten  und  erst 
im  März  in  Deutschland  bekannt  geworden;  mein  Vortrag  ist  aber 
am  i8.  Februar  gehalten  geworden. 

3.  Ich  sage  gelegentlich,  als  ich  kurz  anführe,  wovon  ich  nicht 
sprechen  will  (S.  3),  wohl  überlegt :  die  Kreditkrisis  »ist  eine  zum  Teil 
psychologische,  zum  Teil  wirtschaftliche  Begleit-  (!)  und  Folgeerschei- 
nung der  beiden  (!)  anderen  Krisen«,  nämlich  der  Kapital-  und  der 
Geldkrisis.  Mein  Kritiker  bemerkt  dazu  unter  Bezugnahme  auf  diese 
Stelle:  es  ist  >.nicht  richtig,  die  Geldkrisis  vor  der  Kreditkrisis  ein- 
treten zu  lassen« ! 

4.  Ich  spreche  von  dem  »eigentümlischen  Reservesystem«  der  ame- 
rikanischen Nationalbanken  und  schildere,  wie  diese  Eigentümlichkeit 
in  den  komplizierten  Deckungsvorschriften  für  das  Depositengeschäft 
besteht  und  wie  sie  eine  »künstliche  Verstärkung  des  Zusammenströmens 
der  Leihkapitalien  in  den  grossen  Städten  zumal  des  Ostens«  zur  Folge 
hat.  Dagegen  wendet  sich  Plenge  mit  den  Worten :  »vor  allem  aber 
ist  die  Zentralisierung  aller  Bankreserven  an  wenigen  Plätzen  nichts 
spezifisch  Amerikanisches  oder  Künstliches«.  Auch  hier  fliegt  sein  Pfeil 
am  Ziel  also  merkwürdig  vorbei. 

5.  Meiner  mit  Gründen  ausgestatteten  Darlegung,  dass  die  »promis- 
sory  notes«  ebenso,  wie  unsere  Eigenwechsel  —  im  Gegensatz  zur 
Tratte  —  zum  Diskontgeschäft  wenig  geeignet  und  deshalb  auch  wenig 
benutzt  seien,  stellt  Plenge  ohne  Anführung  eines  Grundes  die  Aeusse- 
rung  gegenüber:  »der  Kritiker  hat  anzumerken,  dass  das  merkwürdig 
zersplitterte  Diskontgeschäft  in  »promissory  notes«  erheblich  grösser  ist, 
als  Seh.  annimmt«  und  er  fügt  dunkel  hinzu,  dieses  Diskontgeschäft 
habe  »bei  der  Krisis  namentlich  den  durch  allerhand  Umwege  daran 
beteiligten  westlichen  Landbanken  zu  schaffen  gemacht«,  ein  Satz,  bei 
dem  ein  Kenner  des  amerikanischen  Westens  sich  nichts  denken  kann. 

6.  Ich  habe  nicht  behauptet,  wie  Pletige  glauben  macht,  dass  die 
amerikanischen  Finanzwechsel  »erst  neueren  Datums«  sind,  sondern 
dass  sie  »im  europäisch-amerikanischen  Geldverkehr  neuerdings  eine 
grosse  Rolle  spielen«.  Auch  hier  bringt  Flenge  mit  der  INIiene  der 
Gelehrsamkeit  eine  Bemerkung  vor,  die  nicht  nur  mit  dem  logischen 
Gedankengang  meiner  Ausführungen  nichts  zu  tun  hat,  sondern  auch 
über  das  nicht  hinausgeht,  was  man  als  selbstverständlich  bezeichnen 
möchte. 

Auf  solchen  Grundlagen  —  manchmal  aber  auch  selbst  ohne  diese 
—  teilt  Flenge  dann  freigebig  Noten  und  Prädikate  aus.  Sie  fallen  — 
das  scheint  ihr  tieferer  Erklärungsgrund  zu  sein  —  überall  ungünstig  aus, 
wo  der  Verfasser  das  Unglück  hat,  mit  seinen  Ausführungen  nicht 
die  zufällige  Ansicht  des  Herrn  Kritikers  zu  treffen.  Solange  diese 
Ansicht  aber  der  Oefifentlichkeit  vorenthalten  bleibt,  dürften  diese  ein- 
seitigen Konstatierungen,  die  oft  ohne  jeden  Grund   auftreten  und  da- 


Antwort  auf  die  Erwiderung.  y^y 

her   jeder    Nachprüfung    sich    entziehen,     wissenschaftliches    Interesse 
kaum  beanspruchen  können.  H.  S  c  h  u  m  a  c  her. 
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Zehn  Jahre  Beschäftigung  mit  dem  Kriscnproblem,  ergänzende 
Studien  über  Geld  und  Kredit  und  ein  Aufenthalt  von  fast  anderthalb 
Jahren  in  den  Vereinigten  Staaten  gaben  mir  vielleicht  ein  gewisses 
Recht,  als  nächstbeteiligter  Fachmann  mein  Urteil  über  Schumachers 
Schrift  über  »die  Ursachen  der  Geldkrisis<  abzugeben,  obwohl  meine 
tatsächlichen  Informationen  über  die  Vorgänge  des  letzten  Jahres  aller- 
dings nicht  aus  der  »Volkswirtschaftlichen  Chronik«  derC^z/rrt'^schen  Jahr- 
bücher stammen,  sondern  —  von  privaten  Auskünften  abgesehen  —  aus 
der  Evetiing  Post,  die  ich  seit  vier  Jahren  regelmässig  lese :  der  Frank- 
furter Zeitung  New  Yorks,  die  durch  Umfang,  Integrität  und  Urteil  ihres 
Handelsteils  die  deutsche  Schwester  eher  noch  übertrifft. 

Im  Folgenden  schliesse  ich  mich  an  die  Disposition  Schu- 
machers an. 

A.  Tatsachen. 

I.  Die  allgemein  bekannte  Tatsache  des  alljährlich  besonders 
starken  Saisonwechsels  auf  dem  amerikanischen  Geldmarkt  kann  die 
Panik  von  1907  nicht  erklären.  Das  trotzdem  anzunehmen ,  ist  der 
theoretische  Irrtum  Schu/nachers,  zu  dem  eine  ungenügende  Wieder- 
gabe der  wirklichen  Vorgänge  des  Konjunkturjahres  1907 
als  zweiter  Hauptfehler  seiner  Schrift  hinzutritt.  »Spring  boom«  und 
»autumn  stringency«  waren  für  1907  ganz  und  gar  nicht  charakteristisch 
und  für  die  Börsenlage  war  die  »outsider« -Spekulation  völlig  irrelevant. 
Denn  1907  verschwanden  die  Züge  des  normalen  Wirtschafts- 
jahres völlig  hinter  den  vom  Saisonwechsel  im  wesentlichen  unab- 
hängigen Bewegungen,  die  zum  Auf  und  Ab  der  mehrjährigen 
Konjunkturperiode  bez.  zu  dem  autonomen  Verlauf  der 
Panik  gehören.  Wie  die  Panik  die  Vorgänge  der  normalen  Herbstbe- 
wegung verdeckte,  so  verwandelten  im  Frühjahr  und  Spätsommer  starke 
Börsenkatastrophen  den  durch  den  Geldstand  immerhin  möglichen  Kurs- 
aufschwung in  sein  Gegenteil.  Weder  die  schwe  r  e  Märzliqui- 
dation, noch  den  Zusammenbruch  i  m  Au  gust  hat  6'<:/;  z^- 
macher  in  seiner  Schrift  auch  nur  mit  einem  einzigen 
Worte  angedeutet.  Dabei  handelt  diese  Schrift  nicht  von  den 
abstrakten  Verlockungen  eines  niedrigen  Geldmarktes  für  die  »lambs« 
(New  Yorker  Börsenjargon  für  die  Spekulanten  aus  dem  Publikum),  son- 
dern davon,  wie  die  konkrete  Geldkrisis  von  1907  zu  erklären  ist. 

Meinerseits  habe  ich  mich  bisher  noch  .stets  vor  der  Sünde  gegen 
das  Kausalgesetz  gehütet,  das  Bestehen  einer  Ursache  deshalb  zu 
leugnen,  weil  ihre  Wirkungen  durch  stärkere  Kräfte  überdeckt  werden, 
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denn  es  ist  doch  der  Anfangssatz  einer  analytischen  Wirtschaftstheorie 
die  Erklärung  einer  historischen  Geldkrisis  liegt  nicht  der  Isolier- 
methode ob !  — ,  dass  das  Ursachenbild,  mit  dem  wir  zu  rechnen  haben, 
stets  komplex  ist. 

Um  aber  zu  zeigen,  dass  die  Formel  »spring  boom  —  autunin 
stringency«  den  Tatsachen  von  1907  nicht  gerecht  wird,  bedarf  es  keiner 
»Gedankenkonstruktion«,   sondern   ([ie  einfachste  Beobachtung  genügt. 

Im  August  1906  war  durch  bekannte  Manöver  der  Leitung  der  Union 
Pacific  eine  Spekulationskampagne  eingeleitet  worden,  die  von  den  grossen 
Faiseuren  durch  die  Herbstgeldknappheit  hindurch  mit 
ungeminderter  Stärke  fortgesetzt  wurde.  Ende  1906  Hessen  sich  die 
Kurse  nicht  mehr  halten  und  die  Deroute  ging  in  das  neue  Jahr  hinein. 
Der  Januar  war  »a  month  of  heavy  stock  declineswith 
extensive  liquidation«  (E.  P.  31.  XII.  1907).  Sonnabend  den 
2.  Februar  beginnt  ein  langer  Artikel  der  E.  P.,  überschrieben:  »What 
is  the  trouble?«,  mit  den  Worten:  »Probably  the  source  of  greatest 
perplexion  even  to  experienced  and  intelligent  watchers  of  present  day 
finance  is  the  fact  that  the  stock  market  should  have  fallen  to  e  x  - 
t  r  e  m  e  d  e  m  o  r  a  1  i  s  a  t  i  o  n  a  t  the  v  e  r  y  h  o  u  r  w  h  e  n  the  m  o  - 
ney  Situation   is  m  endin  g«. 

Die  wöchentliche  Börsenübersicht  vom  gleichen  Datum  sagt : 

»Liquidation  c  o  n  t  i  n  u  e  s  v  e  r  y  heavy,  vvith  occasional  recoveries. 
selling  of  Stocks  throughout  the  week  on  an  extensive 
Scale  —  moderate  rally  at  close  of  week — shght  hardening  in  time  money  rates 
— heavy  fall  in  Sterling  exchange  $  500000  gold  engaged  for  Import  —  interior 
exchange  advances.« 

Und  nun  mag  dieser  Wochenbericht  von  Sonnabend  zu  Sonnabend 
folgen  bis  zur  »Harrimankrisis«  im  März,  wobei  der  Leser,  der  weniger 
Borsenkenner  ist,  wie  Schumacher,  daran  erinnert  sein  mag,  dass  jeder 
grosse  Aufschwung  oder  Niedergang  an  der  Börse  ganz  unabhängig 
von  der  Jahreszeit  seine  Unterbrechungen  durch  die  entgegengesetzte 
Bewegung  erfährt  und  dass  jeder  extremen  Aktion  die  extreme  Re- 
aktion folgt.  Heute  interessiert  uns  vor  allem  die  ausserordentliche 
Unruhe  des  auf  die  Dauer  nach  unten  gerichteten  Marktes ,  der  von 
der  Harrimankrisis  am  14.  März  zwar  überrumpelt,  aber  ganz  und  gar 
nicht  »besonders  krass«  in  einer  Aufwärtsbewegung  unterbrochen  wurde. 
Indessen  tritt  auch  die  Konjunkturbedeutung  von  Wechselkurs  und 
Goldbewegung  mit  aller  Deutlichkeit  hervor  (vgl.  Z.  f.  d.  g.  St.  1906, 
S.  594). 

Sonnabend  9.  II.  1907:  »General  ad  vance  in  stock  market  prices  during  week, 
with  closing  reaction.  Call  money  tightens  at  end  of  week  — time  rates 
generally  easier— Sterling  advances,  more  gold  engaged  for  import— sharp  fall  in 
Paris  prices  at  close  of  week,  on  new  income  tax  measure — other  european  markets 
quielc. 
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Sonnabend  i6.  II.  1907:  Stocks  move  upward,  with  occasional 
setbacks:  callmoneyöpercent.  AUernate  strength  and  weakness  dis- 
played  in  Stock  market  —  money  rates  harden  during  the  week, 
here  and  abroad — Sterling  lower,  but  no  gold  is  engaged — price  of  gold  rises 
at  London — little  change  in  prices  on   foreign  raarkets — silver  higher. 

Sonnabend  23.  II.  1907:  Stock  prices  go  lower,  trading  less  active; 
money  rates  firm.  Reaction  from  last  weeks  advance  on  stock  market — 
hardening  tendency  to  money  rates  here  and  at  London — prices  ease  on  foreign 
markets— Sterling  continues  at  low  level  ,  but  no  more  gold  is  engaged — exchange 
higher  on  european  continent. 

Sonnabend  2.  III.  1907:  AUernate  days  of  advanoe  and  decline  in  Stocks; 
call  money  firmer.  V  i  o  1  e  n  t  upward  and  d  o  w  n  w  a  r  d  move- 
ment on  stock  exchange — Harriman  hearing  a  possible  factor  in  the  weeks 
Operations  —  exchange  rises  here  and  on  continent  — improvement  on  european 
markets — price  of  gold  lowered. 

Sonnabend  9.  III.  1907  :  »V  e  r  y  c  o  n  f  u  s  e  d  stock  market;  m  a  n  y 
new  low*records  for  the  year.  Violen  t  collapse  in  every 
day  of  weck,  alter  nating  with  a  few  vigorous  rallies  — 
trading  heaviest  of  the  year — c  all  and  time  money  rates  harde  n — 
Sterling  eases   here,    advances  to    gold  point  at  Paris — foreign  markets  also  weaker«. 

Sonnabend  16.  III.  1907:  »Panicky  conditions  on  stock  market  followed 
by  rapid  rally.  Sensational  collapse  on  thursday  following 
week  of  enormous.  liquidation  —  violent  recovery  yesterday  and 
to-day  —  call  money  loans  at  25  per  cent.  (vgl.  Schumachers  12  Proz. !)  ,  highest 
rate  since  January  2  —  time  rates  harden— London  market  experiencens  demorali- 
zed  decline;  consols  fall  to  lowest  prices  in  sixty  years  —  Sterling  falls,  gold  is  en- 
gaged abroad — price  of  gold  advances. 

Das  sind  die  Tatsachen ,  die  Schumachers  Ansicht  »auf  das 
Kräftigste  bestätigen«  sollen,  dass  das  Frühjahr  1907  als  »sehr 
ausgeprägter  (!)  spring  boom«  zu  charakterisieren  sei,  mit  leichtem 
Geldstand  und  steigenden  Kursen.  Dass  nach  einer  starken  Börsen- 
liquidation das  Börsengeld  mindestens  vorübergehend  billiger  wird,  ist 
zu  jeder  Jahreszeit  selbstverständlich. 

In  jenen  Märztagen  sprach  man  von  »a  rieh's  man's  crisis«.  Der 
Ausdruck  wurde  zuerst  1903  (vielleicht  schon  im  Mai  1901)  nament- 
lich im  Westen  angewendet,  um  den  Konjunkturrückgang  dieses  Jahres 
im  Gegensatz  zur  Krisis  von  I893  dahin  zu  kennzeichnen,  dass  nament- 
lich »Wallstreet«  daran  beteiligt  sei,  d.  h.  die  Gros.skapitalisten  und 
Finanziers  (Schiffahrtstrust!  Schiffsbautrust!).  Im  Jahre  1907  wurde 
dasselbe  Schlagwort  auf  die  INIärz-  und  Augustliquidation  angewendet, 
in  der  Harriman  bez.  Rogers  so  grosse  Verluste  erlitten  hatten,  und 
nur  ganz  zu  Anfang  auch  auf  die  Oktoberkrisis,  die  ja  das  ganze  Land 
anging.  Ein  anderer  Sinn  des  Wortes  ist  in  Amerika  nicht  geläufig. 
Aber  es  ist  nicht  ohne  Interesse,  dass  die  merkwürdige  europäische 
Umdeutung,  die  den  nachhaltigen  Wohlstand  der  Vereinigten  Staaten 
betonen  will,  nicht  von  Schumacher  selbst,  sondern  aus  England  stammt. 
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2.  Theodore  Roosevelt  glaubt  von  vielen  Dingen  etwas  zu  verstehen  ; 
aber  dass  er  in  Geld-  und  Konjunkturverhältnissen  eine  Autorität  sei, 
glaubt  er  selber  nicht.  Er  hat  so  wenig  das  Bevorstehen  einer  Panik 
prophezeit,  wie  er  mit  diesen  Worten  ein  Echo  gefunden  hat.  Denn 
seine  von  Schumacher  zitierten  Worte  waren  nicht  der  Anstoss,  son- 
dern weit  eher  die  Zusammenfassung  einer  in  amerikanischen  Bank- 
kreisen längst  vorhandenen  Bewegung  zur  Reform  der  amerikanischen 
Bankverfassung,  für  die  mehrere  sachverständig  beratene  Projekte  vor- 
lagen, die  aber  dann  zunächst  nur  zu  der  Aldrichbill  führten.  Zu  den 
Motiven  dieser  Reform  gehörte  vielfach  der  Hinweis  auf  die  allgemeine 
Möglichkeit ,  dass  die  bestehende  Bankverfassung  das  Entstehen  einer 
Panik  erleichtern  könnte.  Zwischen  der  allgemeinen  Möglich- 
keit und  der  b  e  s  o  n  d  e  r  e  n  W  a  h  r  s  c  h  e  i  n  1  i  c  h  k  e  i  t  für  1907  ist 
indessen  ein  kleiner  Unterschied. 

Im  Herbst  1907  erwartete  man  nichts  Arges.  Auch  wer  im  ]\Iai 
die  schwärzesten  Befürchtungen  hatte  —  es  gab  namentlich  in  London 
Pessimisten  • — ,  musste  im  weiteren  Verlauf  des  Jahres  seine  Prognose 
rektifizieren,  wenn  er  den  Gang  der  Konjunktur  verfolgte.  M  a  n  p  r  o- 
phezeit  das  wirtschaftliche  Wetter  nicht  ein  für  allemal 
und  auf  Monate  voraus.  Im  August  hatte  sich  an  der  New  Yorker 
Börse  der  grosse  Kursrückgang  vom  März  wiederholt  und  die  spekulativen 
Engagements  hatten  sich  auf  ein  sehr  geringes  Mass  vermindert.  Ausser- 
dem war  erkennbar,  dass  die  Eisenbahnen  mit  ihrer  Vergrösserungs- 
politik  nachliessen,  wodurch  naturgemäss  eine  geringere  Anspannung 
des  Kapitalmarktes  und  ein  abnehmender  Beschäftigungsgrad  der  Eisen- 
industrie zu  erwarten  stand.  Andererseits  waren  die  Ernteaussichten 
nicht  ungünstig,  so  dass  alles  auf  eine  gesunde  Verlangsamung  deutete, 
die  nicht  den  Grad  des  Konjunkturrückgangs  von  1903  erreichen 
würde.  Wir  kannten  die  Panik  auf  dem  überhöhten  Gipfel  der  Hoch- 
konjunktur und  haben  in  Amerika  1893  die  Panik  als  letzten  Schrecken 
einer  tiefstehenden  Konjunktur  erlebt.  Aber  eine  Panik  nach  halb- 
jähriger ausgiebiger  Börsenliquidation  und  bei  abflauender,  aber  keines- 
wegs haltloser  Allgemeinkonjunktur  war  eine  für  den  Krisentheoretiker 
ebenso  interessante  Ueberraschung,  wie  das  Ausbleiben  der  erwarteten 
Panik  1903. 

Dass  Theorie  und  Praxis  in  gleicher  Weise  überrascht  wurden, 
mögen  wenige  Zitate  beweisen. 

Die  Frankfurter  Zeitung  begann  am  23.  Oktober  1907  einen  Artikel 
»Bankkrisis  in  Amerika«  mit  den  Worten  : 

»Noch  vorgestern  erklärten  führende  Persönlichkeiten  der  Newyorker 
Hochfinanz  die  Krisis  für  vorüber,  herrschte  in  Newyork  allgemein  das 
Gefühl,  dass  die  Lage  sich  geklärt  habe  und  weitere  Be- 
unruhigungen unwahrscheinlich  seien.  Vierundzwanzig  Stunden 
später    aber    musste    eine    der    grössten  und  ältesten  der  amerikanischen  Trustgesell- 
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Schäften,  die  Knickerbocl<er  Trust  Company,  ihre  Schalter  schliessen  ,  weil  sie  den 
Abforderungen  ihrer  Depositengläubiger  nicht  mehr  genügen  konnte!  So  haben  sich 
mit  vehementer  Geschwindigkeit  die  Dinge  entwickelt«. 

Das  war  im  Angesicht  des  Zusammenbruchs.  Mehr  als  zwei  Mo- 
nate nach  der  Panik,  am  7.  Dezember  1907,  schrieb  die  Evening  Post 
in  einem  Aufsatz  »\V  h e r  e  w  e  r  e  t  h  e  p  r  o  p  h  e  t  s  ?« :  »No  inquiries 
have  been  more  persistently  reiterated,  since  the  October  panic,  than 
these  two :  Why  did  nobody  foresee  the  Coming  crisis? 
And  how  could  a  crisis  possibly  occur  in  the  midst  of  unbounded 
prosperity?«  Darauf  hat  niemand  erwidert,  nicht  einmal  Roosevelt  sel- 
ber :  aber  der  Präsident  hat  es  ja  in  seiner  Botschaft  getan.  Man  hat 
Roosevelt  nur  zu  oft  vorgeworfen,  er  habe  die  Krisis  durch  seine  Re- 
den gegen  die  Trusts  hervorgerufen  (ein  Teil  des  Notgeldes  hiess 
darum  »Roosevelts«),  aber  bisher  hat  niemand  den  Präsidenten  wegen 
seiner  wirtschaftlichen  Voraussicht  gerühmt. 

3.  Schumacher  hat  nicht  nur  erklärt,  wie  der  Herbstgeldbedarf 
ein  Bankdefizit  hervorrufen  kann ,  sondern  er  hat  das  derartig  ent- 
standene Herbstdefizit  zur  Hauptursache  des  Runs  von  1907  gemacht. 
Das   ist  vollständig  unrichtig. 

a)  Das  ^normale;  Defizit  ruft  in  Amerika  keinen  »rim«  hervor. 
T906  entstand  fünfmal  (nicht  wie  Schumacher  sagt,  einmal)  ein 
Defizit,  am  7.  April,  am  8.  September,  am  10.  November  und  am  8.  und 
15.  Dezember,  ohne  dass  ein  »run«  erfolgte.  Dabei  waren  es  die  schwer- 
sten und  häufigsten  Defizite  seit  1893,  was  der  »denkend  folgende 
Leser«  Schumachers  kaum  daratis  vermutet  haben  dürfte,  dass  Seh.  in 
seiner  Schrift  überhaupt  von  keinem  Defizit  von   1906  gesprochen  hat. 

b)  Man  erwartete  1907  keinen  bedrohlichen  Herbstbedarf.  Am 
5.  Oktober  brachte  die  Evening  Post  unter  der  Ueberschrift  »The  in- 
ferior banker«   folgenden  Bericht  aus  Chicago : 

»Chicago,  October  3.  —  Conditions  among  the  country  bankers 
throughout  the  West  were  never  better,  said  a  banker  of  this  cily 
who  has  made  a  close  study  of  their  Operations  of  late.  They  were  never  so 
strong  as  they  are  now,  having  been  made  selfreliant,  and  are  more  able  to 
take  care  of  their  business.  They  have  become  more  resourceful  within  the  past  few 
yeais  by  the  increased  handling  of  their  own  affairs,  and  are  more  independent  than 
ever  before,  as  they  depend  less  upon  their  correspondents  in  the 
largermonetarycentres,  especially  du  ring  the  crop-moving 
p  e  r  i  o  d«. 

c.  Als  diePanik  begann,  bestand  kein  Defizit,  vielmehr  w  u  c  h  s 
die  Reserve.  Der  erste  Anlass  der  Panik  kam  am  15.  Oktober  durch  den 
Zusammenbruch  derHeinzes.  Der  Bankausweis  vom  ig.  Oktober  wies 
kein  Defizit  sondern  eine  Reserve  von  11182050$  aus,  die  gegenüber 
der  Vorwoche  um  6527000  %  gestiegen  war.  Am  22.  Oktober  kam  die 
Katastrophe  der  Knickerbocker  Company  und  damit  der  »run«. 
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d.  Es  hat  allerdings  1907  für  11  Wochen  ein  am  23.  November 
culminierendes  Bankdefizit  gegeben ,  aber  nicht  vor,  sondern 
nach  der  Panik.  Das  scheint  in  der  VolkswirtschaftUchen  Chronik 
nicht  ganz  klar  zu  stehen,  sonst  müsste  ich  annehmen,  dass  bei  den 
»Gedankenstruktionen«  Schumachers  die  Ursachen  auf  die  Wirkungen 
folgen. 

4.  Schumacher  hat  zu  Unrecht  angegeben,  dass  das  call  money  in 
erster  Linie  einen  Ersatz  bietet  für  ^das  Diskontgeschäft.  Der  ameri- 
kanische Geschäftsmann  nimmt  in  der  Tat  das  »Geld  für  kurz- 
fristige Anlagen«  in  erster  Linie  weder  direkt  noch  indirekt  an  der 
Börse  auf,  sondern  bei  seiner  Bank.  Der  Spekulant  nimmt  zwar 
sein  Spekulationskapital  indirekt  von  der  Börse,  aber  keineswegs  zum 
Tagessatz.  Denn  den  Tagessatz  zahlt  der  die  Geschäfte  vermittelnde 
Broker  nur  für  die  jeweils  für  kurze  Zeit  zusätzlich  gebrauchten  oder 
gerade  zu  prolongierenden  Beträge,  während  er  sich  daneben  je  nach 
Bedarf  auf  das  ganze  Jahr,  auf  mehrere  Monate  oder  auf  eine  Woche 
»Zeitgeld«  zu  billigerem  Zinse  verschafft.  Deswegen  kann  er  den  dau- 
ernd durch  seine  Vermittlung  spekulierenden  Kunden  in  hochgradiger 
Unabhängigkeit  vom  »call  money«  gleichmässige  Zinsen  für  ihren  Spe- 
kulationskredit berechnen.  So  allgemein  bekannt  die  sattsam  erörterten 
formalen  Einrichtungen  der  New  Yorker  Börse  sein  dürften,  so  wenig 
dürfte  in  Deutschland  bisher  beachtet  sein,  wie  verhältnismässig  eng  der 
Geltungsbereich  des  »call  money«  Satzes  ist,  wenn  selbst  Seh.  davon 
nicht  spricht  und  noch  in  seiner  Entgegnung  auf  diesen  Hinweis  meint, 
dass  zwischen  direktem  und  indirektem  Bezug  des  »call  maney«  nur  ein 
»nebensächlicher«  formaler  Unterschied  bestehe. 

5.  Es  hat  Geldsysteme  mit  papiernen  Umlaufsmitteln  gegeben,  die 
»völlig  zusammengebrochen«  sind,  z.  B.  die  Assignaten.  Es 
hat  andere  Umlaufsmittel  gegeben,  die  in  grösserem  und  geringerem 
Mass  »notleidend«  geworden  sind ;  dahin  gehören  alle  die  Fälle,  wo 
sich  ein  Agio  gebildet  hat.  Ein  neues  Beispiel  »notleidender«  Zirku- 
lation bietet  das  amerikanische  Scheckwesen  im  Herbst  1907 :  das  ganze 
»Zählgeld«  (Courant,  Scheidemünze,  Papiergeld  jeder  Art  und  Bank- 
noten) erhielt  ein  Agio  gegenüber  den  Schecks.  Aber  die  Schecks  be- 
hielten fast  ihr  ganzes  Umlaufsgebiet,  ja  man  hat  die  Löhne  in  stär- 
kerem Masse  mit  Schecks  bezahlt,  als  in  normalen  Zeiten.  Das  ist  trotz 
aller  Schwierigkeiten  und  Stützversuche  kein  »völliger  Zusammenbruch«. 

Ich  hatte  Seh.  in  meiner  Kritik  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass 
die  Zentralbank  mit  ihrer  elastischen  Notenausgabe  die  grosse  Kredit- 
und  Umlaufsreserve  für  die  Panik  ist.  Das  gilt  natürlich  auch  von 
einem  Lande  mit  ausgebreitetem  Scheckwesen.  Ich  bedaure,  dass  das 
Seh.  so  »dunkel«  geblieben  ist,  dass  ich  es  wiederholen  muss. 

B.  Meinungen. 

Ein  Autor  hat  das  Recht,  Inhalt  und  Aufschrift  seines  Werkes  zu 
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bestimmen,  nur  verlangt  der  Leser,  ciass  zwischen  beiden  Uebereinstim- 
mung  besteht.  Auch  hat  jeder  Inhalt  seine  notwendigen  Voraussetzun- 
gen, von  denen  keine  »Methode«  ihn  isolieren  kann.  Ehe  man  die  ameri- 
kanische Geldkrisis  aus  der  mangelnden  Elastizität  des  amerikanischen 
Notenwesens  erklärt,  muss  man  sich  eine  klare  Antwort  darauf  geben,  was 
die  Geldkrisis  in  der  Konjunkturbewegung  darstellt,  und  was  es  mit 
der  Elastizität  des  Geldwesens  eigentlich  auf  sich  hat.  Erst  auf  diesem 
Fundament  kann  eine  Behandlung  der  amerikanischen  Spezialfrage  er- 
folgen. Schumacher  muss  die  Begriffe  »Geldkrisis«  und  »Elastizität« 
beständig  benutzen,  aber  er  lässt  sie  ungeklärt  und  erläutert  sie  unge- 
nügend.    Ich    glaubte  in  der  Tat,    das  Gegenteil   erwarten  zu  können. 

1.  Es  ist  sicher  merkwürdig,  einerseits  die  Leittheorie  zu  haben, 
dass  das  Fehlen  der  Notenelastizität  wegen  der  ungenügenden  Ver- 
sorgung des  Herbstgeldbedarfes  die  Geldkrisis  hervorruft,  und  and- 
rerseits mit  keinem  Wort  darauf  hinzuweisen,  dass  dieselbe  Noten- 
elastizität auch  ein  Spezifikum  gegen  die  entstandene  Panik  wäre. 
Aber  diese  INIerkwürdigkeit  fällt  dem  zur  Last,  der  sie  begeht,  nicht 
dem,  der  sie  konstatiert. 

2.  Die  wöchentlichen  Fachblätter  (Financial  Chronicle  u.  s.  w.),  in 
denen  die  bekanntlich  seit  Ende  1907  geplante  Neuordnung  des  New 
Yorker  Bankausweises  zuerst  als  durchgeführt  gemeldet  wurde ,  waren 
Mitte  Februar  in  Europa,  und  damit  waren  alle  informiert,  die  sich  über 
Amerika  aus  amerikanischen  Quellen  unterrichten.  Wenn  Seh.  erst  im 
]\Iärz  davon  erfuhr,  so  war  bis  Anfang  Juni  immer  noch  Zeit,  eine 
falsche  Angabe  des  mündlichen  Vortrags  im  Druck  zu  korrigieren. 

3.  Bei  einer  Panik  ist  die  Krediterschütterung  das  erste.  Die 
weitere  Bewegung  der  Panik  ist  gleichzeitig  fortdauernde  Störung  der 
Kreditorganisation  und  Störung  des  Geldwesens  (Geldkrisis)  durch  Ver- 
sagen des  die  Geldsurrogate  liefernden  Kredites.  Was  den  Anstoss 
gibt,  ist  keine  »Begleit-  und  Folgeerscheinung«.  Wovon  die  erste  Wir- 
kung ausgeht,  dessen  Ursachen  sind  nicht  »nur«  (!)  —  aus  der  Be- 
trachtung seiner  Folgen  zu  erkennen  (vgl.  Schumacher  a.  a.  O. 

s.  3). 

4.  Das  Gefährliche  an  der  Zentralisierung  der  amerikanischen  Bank- 
reserven ist  nicht  spezifisch  amerikanisch,  und  das  spezifisch  Ameri- 
kanische ist  nicht  besonders  gefährlich.  Gerade  das  Gegenteil  hatte 
Seh.  behauptet,  und  dem  habe  ich  widersprochen. 

5.  Seit  den  Oktoberereignissen  wurde  beinahe  in  jeder  Sonnabend- 
nummer der  Evening  Post  festgestellt,  dass  bei  der  Krisis  von  1893  der 
Westen  dem  Osten  stark  verschuldet  war,  während  die  Situation  von 
1907  insofern  von  Grund  aus  anders  war,  als  der  Engroshandel  und 
die  Industrie  des  Ostens  bei  den  über  reichliche  INIittel  verfügenden 
westlichen  Banken  in  der  Form  Schulden  hatten,  dass  diese  diu-ch  die 
Vermittlung-  von  allerhand  Maklern  grosse  Mensfen  von  östlichen  »com- 
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mercial  paper«  hereingenommen  hatten.  Der  Westen  ist  nicht  auf  der 
ökonomischen  Stufe  stehen  gebUeben,  auf  der  Schumacher  ihn  seiner 
Zeit  cresehen  hat.  Was  wir  1907  auch  in  Amerika  finden,  ist  aber  nur  die 
von  Bagehot  längst  hervorgehobene  Tatsache,  dass  wohlhabende  Agrar- 
gebiete  den  Industriebezirken  einen  Teil  des  Umlaufskapitals  liefern. 

6.  Ich  halte  mich  meinerseits  nicht  schon  für  gelehrt,  wenn  ich 
ein  Hausbuch  wie  Goschen  zitiere.  Der  Hinweis  auf  das  Alter  der 
amerikanischen  Finanzwechsel  war  ^sachlich  notwendig,  weil  auch  Seh. 
der  verbreiteten  Meinung  Vorschub  leistet,  es  handle  sich  bei  dieser 
Art  internationalen  Kredits  um  ganz  neue  Dinge. 

Ab  schluss.  War  ich  in  meiner  Kritik  zu  freigebig  mit  Noten 
und  Prädikaten?  Ich  wiederhole  sie  gern:  ^lebhafte  Anerkennung«; 
»inhaltsreiches  kleines  Schriftchen«;  »Blick  des  Kenners«;  »nüchterne 
sachliche  Darstellung«;  »in  seiner  knappen  Klarheit  lehrreich«;  »instruk- 
tiv, wenn  auch  naturgemäss  recht  kurz«.  Das  ist  alles!  Trotz  aller 
sachlichen  Bedenken  fand  sich  in  meiner  ganzen  Kritik  kein  einziges 
herabsetzendes  oder  auch  nur  tadelndes  Prädikat.  Die  gleichen  Gründe, 
die  mich  zu  dieser  äussersten  Zurückhaltung  bestimmten,  verwehren  es 
mir  auch,  auf  den  Ton  der  Entgegnung  Schumachers  einzugehen.  Ich 
möchte  aber  für  die  Zukunft  darum  bitten,  dass  Schumacher,  der  in 
seiner  Schrift  für  keinen  seiner  Sätze  eine  Belegstelle  angeführt  hat, 
auch  die  Glaubwürdigkeit  seiner  Fachgenossen  unangetastet  lässt. 

J.  P  1  e  n  ge. 
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reite Beurteiler  zu  finden  hofft.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
erfolgt  in  keinem  Falle. 

I.   Allgemeine  Staats-  und  Sozialwissenschaft.     Geschichte. 

Sim  mel ,  Georg,  Soziologie.  Untersuchungen  über  die  Formen  der 
Vergesellschaftung.  Leipzig,  Duncker  e^- Humblot,  1908.  782  S.  8^ 
M.  12.—  .,  geb.  M.  15.—. 

Reyer,  Prof.  Dr.  E.,  Kraft.  Oekonomische ,  technische  und 
kulturgeschichtliche  Studien  über  die  Machtentfaltung  der  Staaten.  Leip- 
zig, W.   Engelmann,  1908.    380    S.  8».    M.  6.—. 

Fried,  Alfred  H.,  Die  Grundlagen  des  revolutionären  Pacificismus. 
Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  1908.    68  S.    8°. 

Duguit,  Leon,    Le  droit  social,   le  droit  individuel  et  la  transfor- 
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7nation  de  l' Etat.  Conferences  faites  ä  l'Ecole  des  hautes  etudes  so- 
ciales.    Paris,  Felix  Alcan,  1908.    156  S.    kl.  8".     Frs.  2.50. 

Müller,  E.  (Stadtschreiber) ,  Eine  rein  demokratische  Republik. 
Der  Kanton  Zürich  zu  Anfang  des  XX.  Jahrhunderts.  Zürich,  Orell 
Füssli,   1908.     84  S.     8».     Fr.  2.50. 

Made  ar ,  Dr.,  Anne  Busch,  Early  New  England  Towns.  A  com- 
parative  study  of  their  development.  New  York,  Longmans,  Green  &  Co., 
1908.     181   S.    8".   !$  1.50. 

S eli gniami ,  Edtvin  R.  A.,  The  Separation  of  State  and  local 
Revenues.     S.-A.    National  Tax  Association  Columbus    o.  J.     30  S.     8". 

Ch  ad  dock,  Robert  E.,  Ohio  before  18 50.  A  study  of  the 
early  Influence  of  Pennsylvania  and  Southern  Populations  in  Ohio. 
New  York,  Columbia  University  (Longmans  Green  &  Co.)  1908.  155  S. 
80.    $  1.50.  (Studies  vol.  XXXI  Nr.  2.) 

Garr,  Max,  Parlament  und  Fresse.  Ein  Beitrag  zum  Prinzip 
der  parlamentarischen  Oeffentlichkeit.  Wien  und  Leipzig,  F.  Deuticke, 
1908.  75  S.  8°.  M.  2.50,  im  .Abonnement  M.  2. — .  (Wiener  Staats- 
wiss.  Studien  VIII,  2.) 

Beiträge  zur  Geschichte  des  Zürcherischen  Zeitungswesens  \'on  Dr.  O. 
Wettstein,  A.  Hablützel,  A.Jacob,  S.  Marctis,  M.  Uebel- 
hör.     Zürich,  A.  Raustein,   1908.     241    S.    8°.     M.   5. — . 

Uebelhör,  Dr.  M.,  Die  Znricherische  Presse  im  Anfange  des 
ig.   Jahrhunderts.     (Zürich   1908.)     Dissertation.     143  S.     8''. 

II.  Rechtswissenschaft.     Verwaltungslehre. 

Mein ,  F.,  Die  hauptsächlichsten  Entwicklungsperioden  des  inter?ia- 
tionalen  Strafrechts  seit  der  mittelalterlich-italienischen  Doktrin.  (Fest- 
schrift für  Richard  Schröder.)  Zürich,  Orell  Füssli,  1908.  116  S.  8°. 
M.  4.50. 

Meili,  Dr.  F.  Bartolus  als  Haupt  der  ersten  Schule  des  inter- 
nationalen Strafrechts.  Ein  historisches  Bild.  Zürich,  Orell  Füssli,  1908. 
54  S.     8».     Frs.  2.—. 

Giese,  Dr.  jur.  Friedrich,  Das  katholische  Ordenswesen  nach 
dem  geltenden  preussischen  Staatskirchenrecht.  (S.-A.  aus  den  Annalen 
des  D.  R.)     München,  J.  Schweitzer,   1908.    loi  S.     gr.  8°. 

Fehr,  Prof.  Dr.  Hans,  Der  Zweikampf.  Antrittsrede.  Berlin, 
K.  Curtius,  1908.    64  S.     8°.     M.  2.—. 

Reichsgesetz  über  den  Versicherutigsverirag.  Erläutert  ^^on  Ko  nr  a  d 
5  f  >^«  (?  2^^  r  (Oberlandesgerichtsrat).  München,  C.  H.  Becksche  Ver- 
lagsbuchhandlung, 1908.     555  S.     kl.  8". 

Rudolph,  Rechtsanwalt  Dr.,  Ein  Kind.  Gegenseitige  Rechte  und 
Pflichten  zwischen  Eltern  und  Kindern,  das  Erbrecht  der  Kinder,  die 
Rechte  der  unehelichen  Kinder.  (»Im  Kampf  ums  Dasein«  ,  Bd.  VII.) 
Pössneck  i.  Thür.,  H.  Schneider  Nachf.,  o.  J.     79  S.     8^.     M.   i. — . 

Zeitschrift  für   die    ges.  Staatswissensch.    1908.     4.  52 
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Natorp,  Paul,  Volk  und  Schule  Preussens  vor  hundert  Jahren 
und  heute.  Festrede,  geh.  auf  der  deutschen  Lehrerversammlung,  dessen, 
A.  Töpelmann,  1908.     31  S.     8".     50  Pfg. 

H elh ling,  Dr.  jur.  Karl,  Die  schweizerische  Armen- 
pflege.    Zürich,  Rascher  &  Cie.,  o.  J.     iio  S.     8°. 

Reicher,  Dr.  Heinrich,  Die  Fürsorge  für  die  verwahrloste 
Jugend.  III.  Teil,  I.  Band  :  Die  Theorie  der  Verwahrlosung  und  das 
System  der  Ersatzerziehung.  Wien,  Manzsche  Buchhandlung,  1908. 
388  S.     80.     Kr.  8.—. 

{Klumker,  Prof.),  Unsere  Mündel.  Den  Freunden  des  Vereins 
Kinderschutz  in  Frankfurt  a.  M.  gewidmet,     o.  O.  u.  J.     19  S.     4". 

Gonser,  J.,  Alkohol  und  Verbrechen.  Vortrag  auf  der  Jahresver- 
sammlung der  Gefängnisgesellschaft  für  die  Prov.  Sachsen  etc.  Berlin, 
Mässigkeitsverlag,  1907.     31  S.     8".     40  Pfg. 

Poni c kau ,  Prof  Dr.  Pichard,  Gedanken  zur  Methodik  des 
Kampfes  gegen  den  Alkoholismus  der  Jugend.  Dresden,  O.  V.  Böhmert, 
1907.     59  S.     8". 

Aerztliche  Urteile  über  die  Bestrebungen  des  Vereins  abstinenter  Philo- 
logen deutscher  Zunge.  I.Teil.  Hrsg.  vom  Vorstande  des  Vereins.  Dresden 
O.  V.  Böhmert,   1908.     24  S.     8". 

Rechnung  der  Gemeinde  Strassburg  für  das  Rechnungsjahr  1906 
nebst  Spezialrechnungen  der  Stiftungen,  Institute  und  Betriebsverwal- 
tungen. Rechnungsleger:  Gemeinderechner  A.  Menger.  Mit  Erläute- 
rungen,   hrsg.    vom  Statistischen  Amte.     .Strassburg  1908.     357  S.     8°. 

III.  Allgemeine  Volkswirtschaftslehre. 

Wolf,  Dr.  Julius,  Nationalökonomie  als  exakte  Wissenschaft. 
Ein  Grundriss.  Leipzig,  A.  Deichertsche  Buchhandlung  Nachf.,  1908. 
204  S.     8«.     M.  4.—,  geb.  M.  5  — . 

Reception  du  ^>Political  and  Economic  Circle«.  de  Londres.  (Societe 
d'ßconomie  politique  4  et  5  Juin  1908.)  Paris,  Felix  Alcan,  1908.  36  S.  8^ 

Schulze- Gäv  er  nitz,  Prof.  Dr.  Gerhard  von,  Marx  oder 
Kant.  Rede,  gehalten  bei  der  öffentlichen  Uebergabe  des  Prorektorats. 
Freiburg  i.  Br.,  1908.     56  S.     4». 

Derselbe,  England  un  d  D  eu  t  s  c  h  lati  d.  Eine  wirtschafts- 
politische Studie.  Freiburg  i.  Br.,  1908.  59  S.  4».  (Festschrift  zur  Ge- 
burtstagsfeier des  Grossherzogs.) 

Karmin,  Otto,  Le  prob  lerne  du  Bien.  Conference.  La  Chaux- 
de-Fonds,  Meltler-Wyss  &  fils,   1908.     18  S.     8". 

Ho  hoff ,  Wilhelm,  Die  Bedeutung  der  Marxschen  Kapitalkritik. 
Eine  Apologie  des  Christentums  vom  Standpunkte  der  Volkswirtschafts- 
lehre und  Rechtswissenschaft.  Paderborn,  Bonifacius-Druckerei,  1908. 
338  S.     8«.     M.  4.50. 

Friedrich,  Dr.  Ernst,  Einführung  in  die  Wirtschaftsgeographie. 
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Produktion,  Verkehr  und  Handel  der  Erde  mit  bes.  Berücksichtigung 
Deutschlands  und  der  deutschen  Kolonien.  Leipzig,  List  &  v.  Bressens- 
dorf,   1908.     153  S.     8°. 

Rubtier,  Prof.  Dr.  Max,  Volksernähruiigsf ragen.  Leipzig,  Aka- 
demische Verlagsgesellschaft  m.  b.  H. ,  1908.  143  S.  8°.  M.  5. — , 
geb.  M.  6.—. 

IV.  Spezielle  Volkswirtschaftslehre. 

A.   Die    einzelnen  Produktionszweige. 

Groiewold,  Chr.,  Die  deutsche  Hochseefischerei  i?i  der  Nordsee. 
Stuttgart,  E.  H.  Moritz,  o.  J.  298  S.  S"  und  75  Illustrationen.  M.  3.50 
(Bibliothek  der  Technik  und  Industrie.) 

Arbeiten  der  deutschen  Landwirtschafts-Gesellschaft.  Heft  137:  Be 
triebsverhältnisse  der  deutschen  Landwirtschaft.  Stück  V,  Verfasser :  F. 
Hangen,  F.  Welhnann  (Untersuchungen  über  die  landwirtschaft- 
lichen Betriebsformen  in  der  Probstei  und  ihre  Rentabilität  —  Be 
triebsorganisation  der  Landwirtschaft  im  Fürstentum  Osnabrück.)  114  S 
8^.  M.  3. — .  Heft  141:  Versuche  über  Ackerbewässerung,  angestellt  vom 
Kaiser-Wilhelms-Institut  zu  Bromberg.  I,  52  S.  und  6  Tafeln.  M.  2. — . 
Berlin,   1908.     Im  Buchhandel  bei  Paul  Parey. 

Posthumus,  Dr.  N.  W.,  De  Geschiedenis  van  de  Leidensche  La- 
kenindustrie L:  De  Middeleeuwen  (14. — 16.  eeuw).  's  Gravenhage,  Mar- 
tinus  Nijhoff,  1908.    452  S.    8"  nebst  6  Tabellen,    fl.  7.50,  geb.  fl.  8.50. 

Meerwart h,  Dr.  Rudolf,  Die  hauptsächlich  am  Export  betei- 
ligten Hausindustrien  Deutschlands.  Bericht  an  die  Internationale  Ver- 
einigung für  gesetzlichen  Arbeiterschutz.  Als  Manuskript  gedruckt.  Berlin, 
o.  J.     70  S.     8°. 

Arque,  Louis,  La  civilisaiion  de  t'etain,  1:  Les  industries  de 
l'etain  en  Franconie.  II;  Les  faiseurs  de  jouets  en  Franconie.  Paris, 
Bureaux  de  la  science  sociale,   1906/8.     216  S.     Fr.  4. — . 

G  r  0  t  ew  o  l  d ,  Chr.,  Die  Zuckerindustrie.  Ihr  Rohmaterial,  ihre 
Technik  und  ihre  volkswirtschaftliche  Bedeutung.  Mit  43  Illustrationen. 
178  S.  8".  M.  2.50.  —  Derselbe,  Die  Tabakindustrie.  Ihr  Rohmaterial 
etc.  152  S.  80.  M.  2.50.  Stuttgart,  E-  H.  Moritz,  o.  J.  (Bibliothek 
der  Technik  und  Industrie,  Bd.  6  und  7.) 

B.    Handel   und    Verkehr. 

Fontana- Russo ,  L.,  Traite  de  politique  commerciale.  Traduit  de 
l'edition  italienne  remaniee  par  Felix  Poli.  Paris,  V.  Giard  &  E.  Briere, 
1908.  707  S.  8".     Fr.  14.—. 

van  Brakel,  Dr.  S.,  De  Hollandsche  Handelscotnpagniein  der 
zeventiende  eeuw.  Hun  ontstaan,  hunne  inrichting.  's  Gravenhage, 
Maitinus  Nijlioff,  1908.     189  S.  8«.     fl.  1.90,  geb.  fl.  2.50. 
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Heinzerling,  W.,  Prüfung  und  Kritik  einer  Bilanz.  (Warenge- 
schäft.) Durchgefühlt  an  einem  Beispiele  der  Praxis.  Berlin,  H.  Th. 
Hoffmann,   1908.  40  S.  8°.     M.   i.— . 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Mannheim  für  das 
Jahr  1907.     II.  Teil.     Selbstverlag.     304  S.  8°. 

Jahresbericht  über  den  Geschäftsgang  von  Handel,Industrie  tmd  Schiffs- 
fahrt i.J.  iQOf.  Sachverständigenberichte  hrsg.  von  der  Handelskammer 
zu   Magdeburg.      Druck   von  E.  Baensch  jun  1908.     135  S.  gr.  S'' 

Jahresbericht  der  Hafidels-    und  Gewerbekammer  zu  Zittau  für  1907 
Zittau  1908.     354  S.  8°. 

Schriften  des  Deiitschnationalen  Handlungsgehilfen-  Verbandes.     Bd.  36 
Das  Lehrlingswesen  itn  Hatidelsgewerbe.      Verl.    der    Buchhandlung    des 
DHV.,  Hamburg.      83  S.  8°.    50  Pfg.    —  Die  Berufswahl  der  schulent- 
lassenen Jugend  in  den  Grossstädten.     Ergebnis  einer  statistischen  Unter 
suchung,  zusammengestellt  vom  DHV.  S.-A.  Hamburg,  1908.     38  S.  8'', 
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gekrönt von  den  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin.  C.  Hey- 
manns Verlag,   1908.     308  S.  8°  mit  26  Anlagen.     AI.  8. — . 

C.    Sozialismus.     Arbeiterfrage. 

Lotmar,  Philipp,  Der  Arbeitsvertrag  nach  dem  Privatrecht  des 
Deutschen  Reichs.  II.  Band.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1908. 
1049  S.  8°.  M.   22.—,  geb.  M.  25.—. 

Die  Weiterbildung  des  Tarifvertrages  im  Deutschen  Reich.  Bearbeitet 
im  Kaiserlichen  Statistischen  Amt,  Abteilung  für  Arbeiterstatistik.  Berlin, 
C.  Heymanns  Verlag  1908.  411  S.  8".  (Beiträge  zur  Arbeiterstatistik 
Nr.  8.) 

Die  kollektiven  Arbeits-  und  Lohnverträge  in  Oesterreich  i.  J.  igo8. 
Hrsg.  vom  K.  K.  Arbeitsstatistischen  Amte  im  Handelsministerium. 
Wien,  A.  Holder,  1908.     145  S.  8". 

Seh  affti  er,  Margaret  Anna ,  The  Labor  Contract  from 
individual  to  collective  bargaining.  Madison,  Wisconsin,  1907.  182  S. 
8".     50  c.      (Bulletin  of  the  Üniversity  of  Wisconsin  Nr.  182.) 

Bast  all,  B  etij  a  mifi  Mckie,  The  Labor  History  of  the  Cripple 
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W  hitin,  E  S  tag  g,  Factory  Legislation  in  Maine.  NewYork,  Long- 
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Economics  and  Public  Law,    ed.  by  the  Fac.  of  Pol.  Sc.  of  Columbia 
Univ.  Vol.  XXXIII,  Nr.  i.) 

B  rüg  ger  hoff,  Dr.  Gustav,  Das  Unter  Stützungswesen  bei  den 
freien  Gewerkschaften.     Jena,  Gustav  Fischer,  igo8.     149  S.  8".     M.  3.50. 

Moll,  Bruno,  Die  Landarbeiterfrage  im  Königreich  Sachsen. 
Leipzig,  B.  Liebisch,  1908.     138.  S.  8^.     M.  2. — . 

Bulletin  des  Internationaleri  Arbeitsaf)ites.  Band  VII,  Nr.  i — 3.  Text- 
heft und  Bibliographie.     Jena,  G.  Fischer,  1908.     156  S.  8°. 

Jahresberichte  der  Königlich  Sächsischen  Gewerbeaufsichtsbeamten  für 
igoj  nebst  Berichten  der  Kgl.  sächs.  Berginspektoren  etc.  Berlin, 
Reichsdruckerei,  1908.     394  S.  8*^. 

Jahresberichte  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  im  Köngreich  Württemberg 
für  igoi.     H.  Lindemanns  Buchh,  Stuttgart  1908.     256  S.  8". 
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Lechler,  Faul,  Der  erste  Schritt  zur  nationalen  Wohnungsreform. 
3.  neubearbeitete  Auflage.  Berlin,  Buchh.  »Bodenreform«  o.  J.  15  S. 
8".     50  Pfg.      (Soziale  Zeitfragen,  hrg.  von  A.  Damaschke,  Heft  XIX.) 
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Italiana,   1908. 

XVLIL.  Bericht  über  das  öffentl.  Arbeitsnachweisbureau  des  Kantons 
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einer  Uebersicht  über  die  Lohnbewegungen  und  Streike  von  Dr.  F. 
Majigold.     Basel  1908.     27  S.  8°. 
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Lndustrin  i  Finland,  enligt  Tariffen  af  den  i  Mars  1906,  pa  uppdrag 
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Soziales  Mtiseum.  Fünf ter  Jahresbericht  igoj.  Hrsg.  vom  Vorstand. 
Frankfurt  a.  M.,   Selbstverlag,  1908.     50  S.  gr.  4". 
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Steuerbelastung  bayerischer  Städte  in  den  Jahren  1904  und  1905. 
16  S.  4".  Singer,  Dr.  K.,  Geburten  und  Sterbet  alle  in  deutschen 
Gross-  und  Mittelstädten  1891 — 1906.       15  8.  4". 

Statistisches  Handbuch  für  das  Königreich  Württemberg.  Jahrgang  1906 
und  1907.  Mit  I  Karte.  Hrsg.  von  dem  Kgl.  Statistischen  Landes- 
amt.    Stuttgart,  W.  Kohlhammer,   1908.     286  S.  Lex.  8». 

Württembergische  Jahrbücher  für  Statistik  und  Landeskunde.  Hrsg. 
vom  Kgl.  Statistischen  Landesamt.  Jahrgang  1907,  2.  Heft.  Stuttgart, 
W.  Kohlhammer,  1908.  (Enthält:  Schott,  Ergebnisse  der  Landtags- 
und Reichstagswahlen  im  Winter  1906/7.  —  Knapp,  Abriss  der  Ge- 
schichte der  Bauernentlastung  in  W.  —  Trü  dinge  r ,  Die  Milchwirt- 
schaft in  W.,  ferner  die  landw.  Bodenbenützung  und  der  Ernteertrag 
1906,  endlich  die  Hypothekenbewegung  1905.  —  Losch,  Bevölkerungs- 
bewegung 1906.) 

Oesterreichische  Statistik.  Hrsg.  von  der  k.  k.  Statistischen  Zentral- 
kommission. Bd.  LXXIX,  Heft  3  :  Statistik  der  Unterrichtsanstalten  für 
ig04J^.  411  S.  —  Bd.  LXXX  Heft  2:  Statistik  der  Banken  für  igoß 
und  jgo6.  70  S.  —  Heft  3:  Statistik  des  Sanitätswesens  für  igo^. 
282  S.  —  Bd.  LXXXI,  Heft  i,  Abt.  2  :  Ergebnisse  des  Konkursverfahrens 
i.  f.  igoß.  69  S.  —  Heft  3 :  Ergebnisse  der  Strafrechstspflege  i.  J.  iQOß. 
454  S.  —Bd.  LXXXII,  Heft  3,  Abt.  2:  Statistik  des  Verkehrs  ig02—i goß. 
131  S.  Fol.     Wien,  in  Kommission  bei  Karl  Gerolds  Sohn,  1908. 
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Mitteilunge7i  des  Statistischeti  Landcsamfes  des  Königreichs  Böhmen. 
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durchgeführten  allgemeinen  Landtagswahlen.  Prag,  Calvesche  Buchh. 
1908.     62  S.  Lex.  8".     K.   1.60. 

Publikatione7i  des  Statistischen  Bureaus  der  Haupt-  und  Residenzstadt 
Budapest.  Nr.  39 :  Das  Ufiterrichtswesen  der  Stadt  i.  J.  igOß\o6  und 
Statistik  der  Kommunalschulen  von  1828  bis  1907,  bearbeitet  von  Dr. 
G.  Thirring.  191  S.  gr.  80.  Mk.  2.—  .  Nr.  40:  Die  Sterblichkeit  der 
Stadt  i.  J.  1906,  redigiert  von  Dr.  /.  Pikler.  139  8.  gr.  8".  M.  i.— . 
Budapest  1908.  Kommissionsverlag  von  Puttkammer  &  Mühlbrecht 
in  Berlin. 

Statistik  der  Stadt  Zürich.  Hrsg.  vom  Statistischen  Amt  der  Stadt  Z. 
Nr.  9:  Arbeitsort  und  Wohnort.  Eine  wanderungs-  und  steuerstatistische 
Untersuchung  etc.     Zürich,  Rascher  &  Cie.,   1908.     88  S.  8». 

Die  Bautätigkeit  in  der  Stadt  Zürich  {Baustatistik)  i.  J.  igoy.     S.  A. 

aus  dem  Statist.  Jahrbuch  der  Stadt  Z.     Rascher  &  Cie.,  1908.    28  S.  8°. 

Danmarks   Statistik.      V.    R.    A   Nr.   7 :    Danmarks   Haandvaerk    og 

Industri  ifölge  taellingen  den  12.  Juni  1906.    L^dgivet  af  Statens  Statistiske 

Bureau.     Köbenhavn  1908,  Gyldendalske  Boghandel.     529  S.  4". 

Statistiske  Meddelelser  IV.  Raekke,  27.  Bind.  Udgivet  af  Statens 
Statistiske  Bureau.  Köbenhavn  1908.  Gyldendalske  Boghandel  292 
S.  80.     (Enthält  eine  sehr  eingehende  Statistik  des  Schulwesens.) 

Ministero  delle  Finanze,  Uffiicio  Trattali  e  Legislazione  doganale 
i)  Tabella  i?idicante  i  valori  delle  merci  nelVaJino  igoj  per  le  statistiche 
commerciali.  113  S.  8°.  —  2)  Statistica  dcl  commercio  speciale  di  importa- 
zione  e  di  esportazione  dal  i.  gennaio  al  30  aprile  e  31  maggio  1908, 
je  311  S.  8".  3)  Movimento  commerciale  del  regno  d Italia  nell  anno 
1906.    2  vol.  639  und  1577  S.  Fol.     Roma,  G.  Civelli  1908. 

Statistique  des  Ecoles  primaires  dans  la  Principeaiitc  de  Bulgarie  pendant 
l'annee  scolaire  1903/4.     Sofia  1907.     259  S.  4". 

Mouvefnent  commercial  de  la  Bulgarie  avec  les  pays  etrangers,  mouve- 
ment  de  la  navigation  par  ports  et  prix  moyens  dans  les  principales  villes  pen- 
dant le  4e  trimestre  1907.     Sofia  1908.     iii  S.  4**. 

(Abgeschlossen  den   12.  September  1908.) 
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Preisausschreiben. 

Die  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Fakultät  der  Universität 
Freiburg  i.  Br.  setzt  in  Gemässheit  der  bei  ihr  bestehenden  Dr.  Ru- 
dolf Schleiden-Stiftung  einen  Preis  von  Eintausend  3Iark  für  die  beste 
Arbeit  über  folgendes  Thema  fest: 

»Einflüsse  der  klassischen  Philosophie  Deutschlands  auf  die  deut- 
sche Wirtschaftswissenschaft  im  neunzehnten  Jahrhundert«. 
Genauere  Angaben    über   das  Thema    und    über  die  Bedingungen 
der  Preisbewerbung  können    von    dem  Sekretariat   der  Universität  be- 
zogen werden. 
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